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Vorwort 



Das Buch will für die Einführung in das Völkerrecht den urkundlichen 
Stoff zur Hand geben. Es will für das unerläßliche Zurückgehen auf die Quellen 
ein äußeres Hindernis überbrücken, wie es sich gerade beim Völkerrecht in der 
Fülle und Vielgestaltigkeit der Normen, in dem Fehlen eines amtlichen Sammel- 
punktes und in der erschwerten Zugänglichkeit der großen privaten Sammelwerke 
unverkennbar entgegenstellt Das Bedürfnis zu einer solchen zusammenfassenden 
Ausgabe ist deshalb nicht neu und ist wiederholt geäußert. Besonders fühlbar 
geworden ist es allerdings erst mit dem Anschwellen des positiven Völkerrechts, 
mit dem Eingreifen völkerrechtlicher Sätze fast in alle Gebiete des innerstaat- 
lichen Rechts, wenn ich so sagen darf, in die Jurisprudenz des täglichen 
Lebens. 

Sollte das Buch seinen Zweck erfüllen, so waren zwei Extreme zu meiden: 
es durfte sich nicht mit einer Fülle von Einzelheiten belasten und dadurch das 
Interesse im Keime lähmen — es durfte aber auch nicht zu einer Anführung 
von bloßen Beispielen zusammenschrumpfen, zu einem gar zu skizzenhaften Ab- 
risse, der keine rechte Vorstellung von dem Reichtume der Quellen erweckt und 
wieder zu Hilfsmitteln drängen muß, deren Benutzung diese Arbeit für den 
Regelfall eben entbehrlich machen sollte. 

Im einzelnen waren für die Sammlung und Sichtung dos Stoffes und für 
die darüber hinaus notwendige Bearbeitung folgende Gesichtspunkte leitend. 

Das geltende Völkerrecht sollte in einem Überblicke über seine Entwick- 
lung seit dem Wiener Kongresse in seinen wichtigeren Satzungen zum 
Worte kommen. Die Anordnung des Stoffes nach der Zeitfolge ergab sich daraus 
von selbst, ohne daß dieser Grundsatz, wo es einmal zur größeren Übersicht- 
lichkeit zweckmäßig erschien, die Zusammenfassung zusammengehöriger, wenn 
auch zeitlich auseinander liegender, Stücke hindern durfte. Die vorangeschickte 
Inhaltsübersicht wird hier ergänzen. 

Aufgenommen sind nur Staatsverträge, mit wenigen Ausnahmen — 
Botschaft des Präsidenten Monroe (Nr. 8), italienisches Garantiegesetz (Nr. 31), 
Reglement für die gemischten Gerichte in Ägypten (Nr. 38), Note über den Fall 
Schnaebele (Nr. 55), die Auslassung der Türkei wegen der Durchfahrt der 
russischen freiwilligen Flotte durch die Meerengen (Nr. 64), der, entgegen einer 
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verbreiteten Meinung, Vertragscharakter nicht zukommt Aufgenommen sind 
ferner bloß solche Staatsverträge, die in "Wirksamkeit getreten sind und fortgehen. 
Eine Ausnahme bilden nur die nicht ratifizierten Zusatzartikel zur Genfer Kon- 
vention (Nr. 20*), der Londoner Vertrag über die Donauschiffahrt von 1883 
(Nr. 44) , sowie der Schiedsgerichtsvertrag zwischen den Niederlanden und Däne- 
mark von 1904 (Nr. 78), dessen Ratifikation jedoch bevorsteht Ein Vermerk 
über die erfolgte Ratifikation der einzelnen Verträge ist deshalb, wo nicht ein 
besonderer Anlaß dazu vorlag, in der Regel unterblieben. 

Die Grenzen für die Auswahl sind derart gezogen, daß in erster Linie 
die Unionen und die Gruppenverträge, an denen das Deutsche Reich oder 
ein deutscher Staat beteiligt ist, aufgenommen wurden, selbst wenn sie amtlich 
nicht oder nicht gehörig bekannt gegeben sind (vgl. Nr. 57, 61). Auch hier waren 
indes mit Rücksicht auf den Raum Ausnahmen nicht zu vermeiden; sie be- 
schränken sich jedoch auf ein geringes Maß und treffen fast nur Verträge mehr 
technischen Inhalts, wie die Sanitätskonventionen und Finanz Verträge, für die 
nicht im rechten Verhältnisse zu ihrem erheblichen Umfange hier auch ein 
Interesse zu erwarten ist Eine schärfere Auslese mußte, und durfte auch, bei 
den von dem Reiche oder den Gliedstaaten abgeschlossenen Sonderverträgen 
getroffen werden , zumal in den Fällen , wo ihre Bedeutung für die Rechtspraxis 
bereits eine ausreichende Sammlung veranlaßt hat, wie bei den Auslieferung-, 
den Konsular- und den Kolonialverträgen. Hier konnte die Mitteilung einiger 
typischen oder bemerkenswerten Verträge mit entsprechenden Verweisungen auf 
andere genügen (Auslieferungsvertrag des Reiches mit Belgien, Preußens mit 
Rußland, Abkommen über Kiautschou). Die Aufnahme mehrerer Verträge 
Preußens mit vorwiegend staatsrechtlichem Interesse (Abtretung der Fürsten- 
tümer Hohenzollern, Accessionsvertrag mit "Waldeck) bedarf wohl keiner Recht- 
fertigung. Von Verträgen, die lediglich zwischen außerdeutschen Staaten ge- 
schlossen sind, konnten dagegen nur besonders wichtige zum Abdrucke golangen, 
u. a. der Schiedsvertrag über den Alabamafall, die Verträge über Tunis, Marokko 
und Ägypten, über den Panamakanal. 

Der Text der Verträge ist, soweit es sich ermöglichen ließ, amtlichen 
deutschen oder ausländischen Veröffentlichungen oder auf amtliche Quellen zu- 
rückführenden "Werken, meist dem von Martens begründeten reoueil oder dem 
Staatsarchiv, entnommen. Auf Textabweichungen einzugehen, lag außerhalb des 
Plans der Ausgabe , wenn ich auch gelegentlich mehrere Abdrucke herangezogen 
habe (Nr. 2, 5, 69, 72). Dem Abdrucke zugrunde liegt jeweils diejenige Ver- 
öffentlichung, die unter der Überschrift eines Vertrages als erste von den 
„Abdrucken 11 bezeichnet ist. Größere Schwierigkeit setzte die Sprach Verschie- 
denheit der Texte entgegen. An sich verdient natürlich die Mitteilung des 
Urtextes den Vorzug. Da sich aber ein allgemeines Verständnis nur für fran- 
zösische, nicht auch für englische oder gar für italienische Texte voraussetzen 
läßt, ein Abdruck des Urtextes nebst einer Übersetzung sich von selbst 
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verbot, so habe ich folgenden Ausweg gesucht. Soweit von einem fremd- 
sprachigen Vertrage irgend eine amtliche Übersetzung zugänglich war, habe 
ich sie übernommen. Damit ist, abgesehen von der Zuverlässigkeit der Über- 
tragung, auch eine Gleichmäßigkeit in der Anführung des Textes gewährleistet. 
Wo die amtliche Übersetzung nicht ausreichend oder eine Verdeutlichung an- 
gebracht erschien, habe ich den Urtext [in Klammern] beigefügt. Soweit eine 
amtliche Übersetzung fehlt, habe ich von englischen Texten eine eigene Über- 
setzung gegeben und nur in vereinzelten Fällen , wo es mir auf die Unterbreitung 
des Urtextes ankam , diesen mitgeteilt. Von den 82 Nummern der Sammlung 
sind danach 17, meist aus älterer Zeit, französisch, 4 englisch wiedergegeben. 

Innerhalb der einzelnen Verträge waren Kürzungen nicht zu vermeiden. 
Die Formalien konnten grundsätzlich wegfallen; zu den Formalien gehören aber 
nicht schlechthin, wie es zuweilen gehandhabt wird, Eingangs- und Schluß- 
worte des Vertrages. Bei Eingriffen in den Text selbst war Zurückhaltung am 
Platze; jedenfalls sollten ausgeschaltete Teile nicht als unwesentlich gekenn- 
zeichnet werden: die Entwicklung der Dinge setzt einen bei solchem Urteilen 
nicht selten ins Unrecht. Wo ich mich zu Kürzungen befugt hielt, habe ich 
übrigens vielfach den Zusammenhang und die Überleitung wenigstens angedeutet 
Auf der anderen Seite wird man es hoffentlich nicht als einen durchaus unzu- 
lässigen Zusatz oder als einen Eingriff in die Unversehrtheit des Wortgefüges 
betrachten, daß ich innerhalb des Textes einzelne Worte oder Sätze durch 
Sperrdruck hervorgehoben habe — teils um das Wesentliche zu unterstreichen, 
teils aber auch nur um den Überblick über das Ganze zu erleichtern, als Hilfe 
für diejenigen, denen Lesen und Auslegen von Staatsverträgen noch nichts Ge- 
wohntes ist. Nach reiflichem Abwägen des Für und Wider schienen mir bei 
dem Zwecke des Buches diese Gründe dafür zu überwiegen. 

Weitergehend eine Erläuterung der Vertragsbestimmungen zu geben, 
war nicht beabsichtigt. Daß ich hin und wieder, besonders wo die Änderung 
eines Vertrages oder die noch geringe Bearbeitung eines neueren Vertrages oder 
auch m. E. fehlgehende Auffassungen in der Literatur dazu anreizten, auch eine 
sachliche Bemerkung einfließen ließ, fallt allerdings, ich gebe es zu, aus dem 
Kähmen des Ganzen etwas heraus. Erstrebt wurde nach dieser Richtung nur 
dreierlei — und auch immer nur in mäßigem dem Zwecke des Buches angepaßten 
Umfange—: Änderungen, die ein Vertrag erfahren hat, anzumerken, auf die 
einschlagenden landesrechtlichen Normen, vor allem auch auf die kolonial- 
rechtlichen (Nr. 51 und 60) hinzuweisen und die Literatur zu verzeichnen. In 
dieser letzten Beziehung mußte ich mich auf die gebräuchlichen, leicht zugäng- 
lichen Handbücher und Sammelwerke beschränken und habe in der Regel nur 
dort, wo neuere Sonderdarstellungen vorlagen, auch Sonderschriften erwähnt. 

Eins habe ich freilich als meine Aufgabe betrachtet: bei jedem Vertrage 
den Kreis der Beteiligten, wie er durch späteren Beitritt oder Ausscheiden 
oder auch durch Weigerung der Ratifikation gegenwärtig gestaltet ist, fest- 
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zustellen. Dazu reichen aber, selbst bei hervorragenden Vertragen, die amt- 
lichen Veröffentlichungen im Deutschen Reiche, um von Privatarbeiten abzu- 
sehen, nicht immer, wie man vermeinen konnte, aus. Belege dafür wird das 
Buch an manchen Stellen bieten (z. B. Kongoakte, Brüsseler Antisklavereiakte, 
Verband zur Veröffentlichung der Zolltarife, Haager Friedenskonferenz). Hier 
war es in einzelnen Fällen nur durch amtliche Unterstützung möglich, voll- 
ständige und zuverlässige Angaben zu machen — Angaben, die sich zuweilen 
mit den bisher vorgetragenen nicht decken. 

All diesen Behörden, von denen das Auswärtige Amt des Deutschen 
Reiches, die Ministerien der auswärtigen Angelegenheiten des Königreichs der 
Niederlande und des Königreichs Belgien, das politische Departement der 
schweizerischen Eidgenossenschaft und das internationale Bureau des ständigen 
Schiedshofs im Haag durch besonders eingehende Mitteilungen das Buch bereit- 
willig gefördert haben, möchte ich nicht verfehlen, auch an dieser Stelle meinen 
verbindlichsten Dank auszudrücken. 

Halle a. S., den 1. Mai 1905 

Flfischmann 
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Abkürzungen 



Annuaire d. 1. e. = Annuaire de la 16- 
gislation etrangere. 

Archiv = Archiv für öffentliches Recht, 
herausgegeben von Laband , 0. Mayer 
und Stoerk. 

BGB.= (deutsches) Bürgerliches Gesetz- 
buch. 

BGBl. = Bundesgesetzblatt. 
CBi. = Centralblatt für das Deutsche 
Reich. 

GS. = preußische Gesetzsammlung. 
G.- und VB1. = Gesetz- und Verord- 
nungsblatt. 

HGB. = (deutsches) Handelsgesetzbuch, 
h. k. (v.) T. = hohe kontrahierende 

(vertragschließend©) Teile, 
h. p. c. = hautes parties contractantes. 

JMB1. = (preußisches) Justizministerial- 
blatt. 

Journal = journal du droit international 
prive (Clunet) 

HWStW. = Handwörterbuch der Staats- 
wissenscbaften ; herausgegeben von 
Conrad, Elster, Lexis und Loening, 
2. Auflage, 1898—1901. 

LL. MM. = Leurs Majestes. 



M. = Martens (recueil, vgl. unten). 

M -C. = Martens und Cussy (vgl. unten). 

M.-C.-G. = Martens- Cussy -Geffcken 
(vgl. unten). 

österr. StWB. = österreichisches Staats- 
wörterbuch, herausgeg. von Misch ler 
und ülbrich, 1. Aufl. 1894-1S97. 

Revue = Revue de droit international. 

RG. = Reichsgesetz. 

RGBl. = Reicbsgesetzblatt. 

RV. = Reichsverfassung. 

S. A. = Son Altesse. 

S. D. = Seine Durchlaucht. 

S. H. = Seine Hoheit, Son Hautesse. 

S. M. = Seine Majestät, Sa Majeste. 

StA. = Staatsarchiv (Aegidi), jetzt her- 
ausgegeben von Roloff. 

StGB = (deutsches) Strafgesetzbuch. 
StWB. = Staatswörterbuch (Bluntschli 

und Brater) 
V. = Vertrag, 
vgl. — vergleiche, 
v. T. = vertragschließende Teile. 
WVR. = Wörterbuch des Verwaltungs- 

rechts, herausgegebeu von K. Frhr. 

von Stengel 1890—1897. 
ZPO = (deutsche) Zivilprozeßordnung. 



Nur mit dem Namen der Verfasser oder Herausgeber sind 
folgende Werke angeführt: 

(Die Lehrbücher u. Handbücher nach §§ , Bonfila nach der Nummer. Heilborn nach der Seite.) 

Bonfils, Lehrbuch des Völkerrechts, übersetzt von Grab 1904. 
Gareis, Institutionen des Völkerrechts 2. Aufl. 1901. 

fleffter, Das europäische Völkerrecht der Gegenwart, 8. Ausgabe, bearbeitet 

von F. H. Geffcken 1888. 
Heilborn, System des Völkerrechts 1896. 

v. Holtzendorff, Handbuch des Völkerrechts I 1885, II III 1887, IV 1889. 

v. König, Handbuch des deutschen Konsularwesens 6. Ausg. 1902. 

v. Liszt, Das Völkerrecht, systematisch dargestellt, 3. Aull. 1904. 

v. Martens, Völkerrecht, deutsche Ausgabe von Bergbohm I 1883, II 1886. 

F. Pereis, Das internationale öffentliche Seerecht der Gegenwart 2. Aufl. 1903. 

Rivier, Lehrbuch des Völkerrechts 2. Aufl. 1899. 

Stoerk, Das europäische Völkerrecht in v. Holtzeudorffs Enzyklopädie der 

Rechtswissenschaft 5. Aufl. 1890. 
Triepel, Völkerrecht und Landesrecht 1899. 
Ullmann, Völkerrecht 1898. 
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Laband, Staatsrecht des Deutschen Reiches 4. Aufl. 1901. 
Georg Meyer, Lehrbuch des deutschen Staatsrechts 5. Aufl. 1899. 
Zorn, Staatsrecht des Deutschen Reiches 2. Aufl. 1895, 1897. 



Dareste, Los oonstitutions modernes 1883. 
Ghillany, Diplomatisches Handbuch I II 1855, IU 1868. 
Martens, G. F., Recueil de traites (der Titel wechselt in den einzelnen Reihen): 
Martens r. = Martens recueil de traites 2. Ausgabe 1817 — 1835 [die 

Fundstelle nach der 1. Ausgabe (1791 — 1801) in Klammern]. 
Martens suppl. = M. Supplement au recueil 1802 — 1808. 
Martens = M. nouveau recueil 1817 — 1842. 
Martens 1 = M. nouveau recueil general I. serie 1843 — 1875. 
Martens * = M. nouveau recueil general II. serie seit 1876, heraus- 
gegeben jetzt von Stoerk. 
Marten 3, Ch. und de Cussy, Recueil manuel et pratique de traites etc., 7 Bde. 
1846—1857, fortgesetzt (bis Ende 1885) von Geffcken, 3 Bände 
1885 — 1888. 

Noradounghian, Recueil d'actes intornationaux de l'Empire ottoman I 1897, 

II 1900, III (bis 1878) 1902. 
Zeitschrift für internationales Privat- und öffentliches Recht, begründet von 
Böhm, herausgegeben von Th. Niemeyer. 



Zur Beachtung: Die Hervorhebung durch Sperrdruck innerhalb des Ver- 
tragstextes ist durch den Herausgeber erfolgt, also nicht Eigentümlichkeit des 
Textes. 

Bemerkungen zum Vertragstexte [in eckiger Klammer] sind Zusätze des 
Herausgebers. 

Eingeklammerte Ziffern unmittelbar hinter der Zahl eines Artikels, z. B. in 
Nr. 30 DI, 32, 40, finden in den ersten Anmerkungen der Nummer ihre Erklärung. 



Ergänzungen und Berichtigungen 

Zur Literatur für Nr. 23 ist hinzuzufügen: Ey sehen, Staatsrecht des Groß- 

herzogtums Luxemburg (Handbuch des öffentl. Rechts) 1890 §§ 8—14. 
Für Nr. 63: Gerstner, Supplement 1901. 

S. 58 Anm. 16, S. 93 Anm. 6, S. 111 Anm. 2 ist dor Verweis auf den „Anhang 11 
zu streichen. 

S. 86 Anm. 8 hinzuzufügen: Rheinschiffahrtsgerichte 2. Instanz sind in Bayern 
das Landgericht Frankenthal, in Baden das LG. Mannheim, in Hessen 
das LG. Mainz, im Elsaß das LG. Straßburg. 

S. 138 Anm. 1 ist zu lesen statt: Finanzgesetzen und Verträgen — Finanz- 
gesetzen und -Verträgen. 

S. 141 Art. 37— 39 ist zu lesen statt: Sicherheitspolizei — Sitzungspolizei. 

S 221 Anm. 5 ist zu leson statt: 1804 — 1904. 

S. 247 Zeile 2 ist zu streichen : Nikaragua. 

S. 273 Anm. 15. Nach einer Mitteilung des Herrn Legationssekretärs Sasano soll 
das japanische BGB. Buch I — III vom 23. 4. 1896, Buch IV und V 
vom 15. 6. 1898, das HGB. vom 7. 3. 1899 datioren. Die Angaben über 
den Tag schwanken also. Der Vermerk in Anm. 15 beruht auf Lön- 
holm und auf dem Vortrage von Nobushige Hozumi, The new japanese 
civil codo 1904. 

S. 348. Die Ratifikationsurkunden für den Arbeiterechutzvertrag sind am 21 9. 
1904 ausgewechselt woiden (Journal officiel de la Republiquo francaise 
vom 12. 10. 1904 Nr. 278). 
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Nr. 1. 

Erster Pariser Frieden vom 30. Mai 1814. 

Vertragsstaaten: Preußen, Österreich, Großbritannien, Rußland — Frankreich. 

Urtext: franziVsi.sch. — Abdruck: GS. 1814 S. 113 (mit Übersetzung)!; Martens 2 S. I; Marlons - 
Cussy 3 S. 11 [bei M. und M.-C. auch sämtliche „ additiunollon Artikel", bei M. 4 S. VI; 
Ii. suppi. 1 S. 329 ,, geheime Artikel"]. 

Literatur und Urkunden zur Ooschichto des Vortrages vgl. bei Nr. 2. 

Im Namen der all erheiligsten und unteilbaren Dreieinigkeit! 

Da S. M. der König von Preußen 1 und Seine Alliierten an einem, 
uud S. M. der König von Frankreich und Navarra am andern Teile, ein 
gleiches Verlangen hegen, den langwierigen Erschütterungen von Europa und 
dem Unglücke der Völker durch einen festen, auf eine richtige Verteilung der 
Kräfte unter dio Mächte gegründeten, und in seinen Bestimmungen die Ge- 
währleistung für seine Dauer enthaltenden Frieden ein Ende zu machen, und 
S. M. der König von Preußen und Seine Alliierten jetzt, wo Frankreich durch 
seine erfolgte Rückkehr unter dio väterliche Regierung seiner Könige Europa ein 
Pfand der Sicherheit und der Beständigkeit gibt, von demselben diejenigen Be- 
dingungen und Gewährleistungen nicht mehr erheischen wollen, welche Sie un- 
gern unter seiner vorigen Regierung von ihm gefordert hatten, so haben Ihre 
gedachto Majestäten Bevollmächtigte ernannt, um einen Friedens- und Freund- 
schafts-Vertrag zu unterhandeln, zu schließen und zu unterzeichnen; näm- 
lich . . . (Frh. v. Hardenberg uud Frh. Wilhelm v. Humboldt — Talleyrand, 
Prinzen v. Benovont), welche, nach geschehener Auswechselung ihrer in guter 
und gehöriger Form befundenen Vollmachten über folgonde Artikel überein- 
gekommen sind: 

Art. 1. Von dem heutigen Tage an wird zwischen S. M. dem Könige 
von Preußen und Seinen Alliierten an einem, uud S. M. dem Könige von Frank- 
reich und Navarra am andern Teile, Ihren Erben und Nachfolgern, Ihren jeder- 
seitigen Staaten und Untertanen, auf immerwährende Zeiten Friede und 
Freundschaft sein. 

Die h. k. T. werden alle Sorgfalt anwenden, um nicht nur unter sich, 
sondern auch, soweit es von ihnen abhängt, unter allen Europäischen Staaten, 
die Eintracht uud das gute Einverständnis aufrecht zu erhalten, welche zu der 
Ruhe von Europa so notwendig sind. 

Art. 2. Das Königreich Frankreich behält die Integrität seiner Gren- 
zen, so wie selbige in dem Zeitpunkte am 1. Januar 1792 bestanden. Es 
wird überdem eine in der Demarkationslinie, welche der folgende Artikel be- 
stimmt, begriffene Gebiets Vermehrung erhalten. 

Art 3. Von der Seite Belgiens, Deutschlands und Italiens wird die ehe- 
malige Grenze, so wie sie den 1. Januar des Jahres 1.792 bestand, von der Nord- 
see zwischen Dünkirchen uud Nieuwpoort an, bis zu dem Mittelländischen Meere 
zwischen Cagnes und Nizza, mit folgenden Rektifizierungen wiederhergestellt 
werden: . . . 

1) Entsprechend sind dio Vortragsexoinplaro für jedo d«r droi andern Machte derart ab- 
gefaßt, daß immer nur diejenige Macht, für die das Exemplar bestimmt war, uml deren Bevoll- 
mächtigte in dor Ausfertigung erwähnt sind. 

Floischmann, Völkerrochtsquollen. 1 
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[Abs. 2]: "Was den Rhein betrifft, so wird dor Talweg, jedoch mit 
der Maßgabe die Grenzscheidung ausmachen, daß die in der Folge mit dem 
Laufe dieses Stroms sich ereignenden Veränderungen künftighin keinen Einfluß 
auf das Eigentum der darin befindlichen Insoln haben werden . . . 

Frankreich entsagt allen Souveränetäts-, Lehnsherrliohkeits- und Besitz- 
rechten auf alle und jede außerhalb der oben bezeichneten Grenze liegenden 
Länder und Distrikte . . .: doch wird das Fürstentum Monako in die Ver- 
hältnisse, worin es sich vor dorn 1. Januar 1792 befunden, zurückgestellt. 

Art. 4. Um die Verbindung zwischen der Stadt Genf und andern am 
See belegenen Teilen des Schweizergebietes zu sichern, willigt Frankreich ein, 
daß der Gebrauch der Straße durch Versoy boiden Ländern geinein sei. 
Die beiden Regierungen werden sich gütlich über die Mittel zur Verhütung des 
Schleichhandels, zur Regulierung dos Posteulaufes und zur Instandhaltung der 
Straße einverstehn. 

Art. 5. Die Schiffahrt auf dem Rheine, von dem Punkte an, 
wo er schiffbar wird, bis zur See, und umgekehrt, soll frei sein, in 
der* Maßo, daß sie niemanden untersagt werden kann, und man 
wird sich bei dem küuftigen Kongresse mit den Grundsätzen be- 
schäftigen, nach welchen die von den Ufer-Staaten zu erhebenden 
Gefälle auf die gleichmäßigste und dem Handel aller Nationen am 
meisten günstige Weise reguliert werden können. 

Gleichergestalt soll bei dem künftigen Kongresse untersuoht und 
entschieden werden, in welcher Art die obige Bestimmung, um das* 
Verkehr zwischen den Völkern zu erleichtern und sie sich, eines dem andern, 
immer weniger fremd zu machen, auch auf alle andern in ihrem Laufe 
schiffbaren und verschiedene Staaten trennenden oder durch- 
fließenden Ströme ausgedehnt werden könne. 

Art. 6. Holland, unter die Souveränetät des Hauses Oranien 
gestellt, wird einen Gebietszuwachs erhalten. Der Titel und die Ausübung der 
Souveränetät können dort in keinem Falle einem Fürsten zukommen, der eine 
auswärtige Krone trägt oder sie zu tragen berufen ist. 

Die Staaten Deutschlands werden unabhängig und durch ein 
föderatives Band vereinigt sein. 8 

Die Schweiz wird, unabhängig, sich selbst zu regieien fortfahren. 

Italien, außerhalb der Grenzen der an Österreich zurückgelangenden 
Länder, wird aus souveränen Staaten bestehen. 

Art. 7. Die Insel Malta und ihre Dependenzen sollen zum völligen 
Eigontumo und mit aller Souveränetät Sr. Britischen Majestät gehören. 

Art. 8. Se. Britische Majestät, indem Sie für Sich und lhro Bundes- 
genossen stipuliert, verbindet Sich, Sr. Allerchristlichsten Majestät* in den weiter 
unten festgesetzten Zeiträumen die Kolonien, Fischereien, Kontors und Nieder- 
lassungen aller Art herauszugeben, welche Frankreich am 1. Januar 1792 in 
den Meeren und auf dem festen Lande von Amerika, Afrika und Asien besaß,, 
ausgenommen jedoch die Inseln Tabago und St. Lucia, Islo de France 
und dessen Zubehörungen, namentlich Rodrigue und die Sechellen, 
welche Se. Allerehristlichste Majestät mit vollem Eigentumo und aller Sou- 
veränetät Sr. Britischen Majestät abtreten; ungleichen denjenigen Teil von 
St. Domingo, welchen Frankreich im Baseler Frieden zediert erhalten hat, und 
den Se. Alloi christlichste Majestät Sr. Katholischen Majestät 4 zum vollen Eigen- 
tume und mit aller Souveränetät wieder abtreten. 

Art. 9. S. M. der König von Schweden und Norwegen willigen im Go- 
folge der mit Ihren Alliierten und zur Vollziehung des vorhergehenden Artikels 
getroffenen Verabredungen ein, daß die Insel Guadeloupe Sr. Allerchristlichsten 



2) So die anitl. Übersetzung : koino Flüchtigkeit, sondern älterer Sprach gebrauch (Goethe). 

3) Los etatg de l'Alloraa^no soront indöpeudants ot unis par im lion federatif 

4) D. i. dor König von Frankreich - König vun Spanien „ katholische Majcsiät" = K'lnig 
von Portugal nllergetreuosto Majestät". 



Digitized by Google 



Xr. 1] 



Erster Pariser Frieden vom 30. Mai 1814. 



3 



Majestät herausgegeben werde, und zedieren alle Rechte, die Ihnen an diese 
Insel zustehen können. 

Art. 10. So. Allergetreueste Majestät 4 verpflichten sich im Gefolge der 
mit Ihren Alliierten und zur Vollziehung des 8. Art. getroffenen Übereinkunft, 
Sr. Allerchristlichsten Majestät in dem unten bestimmten Zeiträume das fran- 
zösische Guiana, so wie es am 1. Januar 1792 bestand, herauszugeben. 

Da die obige Bestimmung zur Folge hat, daß die zur damaligen Zeit 
wegen der Grenzen bestandene Streitigkeit wieder auflebt, so ist man überein- 
gekommen, daß diese Streitigkeit durch eine gütliche Vereinbarung zwischen 
den beiden Höfen, unter der Vermittelung Sr. Britischen Majestät beigelegt 
werden soll. 

Art. 11. [Herausgabe der Plätze und Forts nach Art. 8, 9, 10.] 

Art. 12. Se. Britische Majestät verpflichten sich, die Untertanen Sr. 
Allerchristlichsten Majestät, hinsichtlich des Handeis und der Sicherheit der 
Personen und des Eigentumes, innerhalb der Grenzen der Britischen Souveränetät 
auf dem festen Lande von Indien dieselben Vergünstigungen , Privilegien und 
Schutz genießen zu lassen, welche den am meisten begünstigten Nationen 
gegenwärtig zugestanden sind oder weiden zugestanden worden. Ihrerseits über- 
nehmen Se. Allerchristlichsto Majestät — da Ihnen nichts mehr am Herzen liegt 
als die immerwährende Dauer des Friedens zwischen den Kronen Frankreich und 
England, und da Sie, so weit es in Ihrem Vormögen steht, dazu beitragen wollen, 
von nun an von den Vorhältnissen boider Völker alles zu entfernen, was der- 
einst das gegenseitige gute Vernehmen stören könnte — die Verpflichtung, kein 
Befestigungswerk in den Niederlassungen anzulegen, die Ihnen herausgegeben 
werden sollen und innerhalb der Grenzen der Britischen Souveränetät auf dem 
festen Lande von Indien belegen sind, und in diese Niederlassungen nur die 
zur Handhabung der Polizei erforderliche Anzahl von Truppen zu legen. 

Art« 13. Was dio Fischoreigerechtigkeit der Franzosen auf 
den großen Untiefen von Terre-Neuve, an den Küsten der Insel dieses 
Namens und der umliegenden Inseln in dem Golfe de St. Laurent betrifft, so 
wird alles wieder auf denselben Fuß wie im Jahre 1792 gesetzt werden. 5 

Art« 14. Dio Kolonien, Kontore und Niederlassungen, welche Sr. Aller- 
christlichsten Majestät von Sr. Britischen Majestät oder Ihren Alliierten heraus- 
gegeben werden sollen, werden, und zwar die in den nordischen Meeren und in 
den Meeren und auf dem festen Lande von Amerika und Afrika in drei Monaten 
und dio jenseits des Vorgebirges der guten Hoffnung in sechs Monaten nach der 
Ratifikation des gegenwärtigen Vertrages überliefert werden. 

Art. 15. [Abs. 1 — 4: betrifft Arsenalo und Kriegsschiffo in den an Frank- 
reich überlieferten Kriegsplätzen; Abs. 5:] 

Der Hafen von Antwerpen wird künftighin lediglich ein Handels- 
hafen sein. 

Art. 16. Da die h. k. T. dio Spaltungen, welche Europa erschüttert 
haben, in gänzliche Vergessenheit bringen und gebracht wissen wollen, so er- 
klären und versprechen sie, daß in den durch den gegenwärtigen Vertrag 
herausgegebenen oder abgetretenen Ländern koin Individuum, wes Standes 
und Würden es auch sei, für seine Person oder an seinem Eigentume unter 
irgendeinem Vorwando, oder wegen seines Betragens und seiner Mei- 
nung in politischen Angelegenheiton, odor wogon seiner Anhäng- 
lichkeit, es sei an irgendeinen der kontrahierenden Teile, oder an 
eino der Regierungen, deren Dasein aufgehört bat, oder aus sonst irgend einer Ur- 
sache, es sei denn wegen eingegangener Schuld Verbindlichkeiten gegen Individuen 
oder wegen Handlungen, die spater als der gegenwärtige Vertrag sind, verfolgt, 
beunruhigt oder angefochten werden soll. 

Art. 17. In allen Ländern, welche, teils kraft des gegenwärtigen 
Vertrages, teils kraft der infolge desselben zu treffenden Vereinbarungen, andere 
Beherrscher orhalton odor erhalten sollen, wird den eingobornen 



5) Vgl. Art. 2 d. Vert. zwischen Frankreich n. Großbritannien vom *8. 4. 100-L 

1* 
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und fremden Einwohnern, wes Standes und Volkes sie seien, ein sechs- 
jähriger Zeitraum, von Auswechselung der Ratifikationen an gerechnet, ver- 
stattet sein, um, wenn sie es angemessen finden, über ihr es sei vor 
oder nach dem jetzigen Kriege erworbenes Eigentum zu schalten und sich 
nach selbstbeliebiger Wahl in dieses oder jenes Land zurückzu- 
ziehen. 

Art. 1$. Da die alliierten Mächte Sr. Allerchristlichsten Majestät 
einen neuen Beweis ihres Verlangens geben wollen, die Folgen der durch den 
gegenwärtigen Frieden so glücklich beendigten Unglücksepoche verschwinden zu 
lassen, so leisten sie auf die Totalität der Summen Verzicht, welche 
die Staatsrcgiorungen aus Kontrakten, für Lieferungen oder irgend- 
welche Vorschüsse, die dem französischen Gouvernement in den verschiedenen 
soit 1792 stattgefundenen Kriegen geleistet wordeu sind, au Frankreich zu for- 
dern haben. 

Ihrerseits bogebon Sich Se. Allerchristliehste Majestät aller Forderungen, 
die Sie in gleicher Beziehung wider die alliierten Mächte sollten anbringen 
können. 

Zur Vollstreckung dieses Artikels verpflichten sich die hohen kontra- 
hierenden Teile, sich wechselseitig alle auf die Schuldforderungen, denen sie 
gegenseitig entsagt haben, sich beziehenden Rechtstitel, Obligationen und Ur- 
kunden auszuhändigen. 

Art. 19. Die französische Kegierung verpflichtet sich, die Summen liqui- 
dieren und bezahlon zu lassen, von denen sich finden möchte, daß sie solche 
anderweitig in den Iiindern außerhalb ihres Gebietes auf den Grund von Kon- 
trakten oder anderen förmlichen Verpflichtungen schuldig ist, welche zwischen 
Individuen oder Privatanstalten und den französischen Behörden sowohl für 
Lieferungen als aus Anlaß gesetzlicher Verbindlichkeiten eingegangen worden sind. 

Art. 20. [Kommissarien für den Vollzug von Art. 18, 19.] 

Art. 21. Die Schulden, welche ursprünglich auf die zu Frankreich 
nicht ferner gehörigen Länder speziell hypotheziort oder für deren 
innere Verwaltung kontrahiert worden sind, bleiben diesen nämlichen Län- 
dern zur Last. Man wird daher der französischen Regierung, vom 22. Dezember 
1813 an, diejenigen dieser Schulden zu gut rechnen, welche in Einschreibungen 
in das große Buch der öffentlichen Schuld von Frankreich verwandelt worden 
sind. Die Rechtstitel von den zur Einschreibung vorbereiteten und noch nicht 
eingeschriebenen werden den Regierungen der betreffenden Iüuder ausgehändigt 
worden. Eine Kommission mixte wird dio Verzeichnisse aller dieser Schulden 
anfertigen und feststellen. 

Art. 22. Der französischen Regierung bleibt an ihrem Teile die Erstattung 
aller der Summen zur Last, welche von Untertanen der obgedachten Läudor in 
die französischeu Kassen als Kaution, Deposita oder Konsignationen gezahlt 
worden sind. Gleichermaßen sollen die französischen Untertanen, welche Diener 
jeuer Lander sind, und in deren Schatz Gelder als Kaution, Deposita oder Kon- 
signationen abgeliefert haben, getreulich befriedigt weiden. 

Art. 23 — 2ß (regeln deposita bei Gerichten und Staatskassen, Besoldung 
der Beamten usw. mit Bezug auf dio Gebietsabtretung.] 

Art. 27. Dio in den ehemaligen Departements von Belgien, des liuken 
Rheinufers und der Alpen, außerhalb der ehemaligen Grenzen Frankreichs, von 
französischen Untertanen unter einem lästigen Titel erworbenen 
Natioualdomänen sind und bleiben den Erwerbern gesichert 

Art. 28. Die Abschaffung des rJeimfallsrechtos (droit d'aub- 
aine), Abschoßrechtos (detraction) und anderer von gleicher Beschaffen- 
heit wird in den Ländern, die sie gegenseitig mit Frankreich stipuliert haben 
oder dio mit selbigem ohehin vereint waren, ausdrücklich beibehalten. 

Art. 29. Die französische Kegierung verpflichtet sich, die Verschrei bungen 
und andere Rechtstitel herausgeben zu lassen, welche in den von den französi- 
schen Heeren und Verwaltungen besetzten Provinzen möchten weggenommen 



Digitized by Google 



Nr. 2J 



Wiener Kongreßakte vom 9. Juni 1815. 



5 



worden sein, und falls die Herausgabe derselben nicht zu bewerkstelligen sein 
sollte, sind und bleiben diese Versehreibungen und Reehtstitel null und nichtig. 

Art. SO. Die zu entrichtenden Summen für alle noch nicht beendigten, 
oder nach dem 31. Dezember 1812 beendigten Arbeiten zum allgemeinen 
Besten auf dem Rheine und in den durch den gegenwärtigen Vertrag von 
Frankreich losgetrennten Departements, fallen den künftigen I^andesbesitzern zur 
Last und sollen durch die mit der Liquidation der Landesschulden beauftragte 
Kommission liquidiert werden. 

Art. 31. Die Archive, Karten, Pläne und Urkunden aller Art, 
welche den abgetretenen Ländern gehören oder die Verwaltung derselben betreffen, 
sollen gleichzeitig mit den Ländern selbst, oder wenn dieses nicht möglich sein 
sollte, binnen einer Frist, dio nicht länger als sechs Monate nach der Übergabe 
der Länder sein darf, getreulich ausgeliefert werden. 

Diese Bestimmung findet auf die Archive, Karten und Platten Anwen- 
dung, welche in den von den verschiedenen Armeen vorübergehend besetzten 
Ländern mögen fortgenommen worden sein. 

Art. 32. Binnen einer zweimonatlichen Frist werden alle von 
einer oder der andern Seite in den gegenwärtigen Krieg verwickelt 
gewesene Mächte Bevollmächtigte nach Wien senden, um auf einem 
allgemeinen Kongresse die Vereinbarungen in Richtigkeit zu bringen, 
durch welche die Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrages ver- 
vollständigt werden sollen. 

Art. 33. Die Ratifikation des gegenwärtigen Vertrages und die Auswechse- 
lung der Ratifikationen desselben soll binnen vierzehntägiger Fiist , und wo mög- 
lich früher erfolgen. 

Zu Urkunde dessen haben ihn die beiderseitigen Bevollmächtigten unter- 
zeichnet und mit ihrem Wappen besiegelt. 

Geschehen zu Paris den dreißigsten Mai des Jahres Christi Ein Tausend 
acht hundert und vierzehn. 

[Unterschriften] 



Nr. 2. 

Wiener Kongreßakte vom 9. Juni 1815." 

{Dio Überschriften innerhalb der Akte sind Zusätzo dos Herausgebers. 
Sie sollen bei der Unerläßlichkeit von Textkurzungon das Oosamtbild der Akte schärfer 

hervortreten lassen.] 

Vertragsstaaten: Preußen, Österreich , Frankreich , Großbritannien, Portugal, 

Rußland, Schweden und Norwegen, Spanien. 3 * 

Urtext: französisch (Art. 120). — Abdruck: Martens 2 S. H79fg. ; Martens -CusRy 3 S. 6lfg. — 
Urkunden zur Geschichte: Kluber, Akten dos Wiener Kongresses, 9 Udo. 1816 — 1835. 

Literatur: Bonfils 115, 808, 487, 180, 367; Gnrois 7, 19 ; IJeffter 9, 22, GC, 14b ; v. Iloltzendorff III 3, 
27, 176 ; Liszt 3 ; v. Martens 1 29, 62, 59 ; Rivior 3, 13, 14, 15 ; Stoerk 13 ; Ullmann 17, 16, G8, 80, 94. 



1) Aus mancherlei Gründen erschien es angebracht, die Kongreßakte, deren Abdruck nur 
selten noch begegnet , nicht gar zu sehr in Stücken zu geben. 

Der Text ist nach der offiziellen Ausgabo dor Wionor k. k. Buchdruckeroi gewählt (Mar- 
tens), verglichen mit dem Abdrucke bei Kliibor (Bd. 6 S. 12 Tg., angeblich nach einer Abschrift von 
dem Original in der llof- und Staatskanzlei zu Wien), der einige Abweichungen ohno sachliohe 
Bedeutung aufweist. 

Dio Unterzeichnung ist am 9. Juni 1815 unter don einzelnen Artikeln erfolgt. Die 
erst später fertiggestellte Reinschrift dor Akte trägt nur dio Unterschrift derjenigen Bevollmächtig- 
ten, dio in Wion zurückgeblieben waren (Klüber 6 S. 95). 

2) Wogen dor nachträglichen ürenzverschiebungen mag im allgomoinon auf don sog. Frank- 
furter Torritorialrezoß vom 20. Juli 1819 (Martens 4 S. 601 ; Martens-Cussy 3 S.430) verwiesen worden. 

3) Spanien stimmte (wegen Art. 99, 100, 105) erst gemäß dem Eingänge des Vertrag« 
vom 10. Juni 1817 zu (M. 4 S. 41»; der Abdruck boi M.-C. 3 S. 339 enthält don Eingang nicht). 

4) Proteste: vormaliger reichsständischor Landosherron vom 13. Jani 1816 — dos 
Papstes vom 14. Juni 1815 (bei Martens 2 S. 4G3, 475). 



Digitized by Google 



6 



Wioaer Kungroßakte vom 9. Juni 1815. 



[Nr. 2 



' I. Hauptakte. 

Au noni de la tres-sainte et indivisible Trinite. 
Les puissances qui ont signe le traite conclu ä Paris le *30 Mai 1814, 
s'etant rounies ä Vienne, en conformite de l'article XXXII de cot acte, avec les 
priDces et etats leurs allies, pour completer les dispositions dudit traite, et pour 
y ajouter les arrangements rendus nocessaires par l'etat dans lequel l'Europe 
etait rostee ä la suite de la derniere guerre; desirant inaintenant de comprendre 
dans une transaction commune les differents resultats de leurs negociations, afin 
de les revetir de leurs ratifications reciproques, ont autorise leurs plenipotenti- 
aires ä rcunir dans un instrunient general les dispositions d'un interet majeur 
et permanent, et ä joindre ä cet acte, comme parties intograntes des arrange- 
ments du Congres, les traites, Conventions, declarations, reglements et autres 
actes particuliers, tels qu'ils se trouvent citös dans le present traite; et ayant 
les susditos puissances nomine plenipotentiaires au Congres, savoir, etc. . . . 
[folgen die Namen der Bevollmächtigten der Staaten in der Ordnung des fran- 
zösischen Alphabets]. 

A. Polen 1-14. 

Art. 1. Le duohodeVarsovie, ä l'exception des provinces et districts 
dont il a &e autrement disposo dans les articles suivants, est r£uni äl'empire 
de Russie. II y sera lie irrovocablement par sa Constitution, pour etre possode 
par S. M. l'emporeur de toutes les Russies, ses heritiers et ses succosseurs a 
perpetuite. S. M. I. se reserve de donner ä cet etat, jouissant d'une admini- 
stration distincte, l'extension interieure qu'elle jugera convenable. Elle prendra 
avec ses autres titres celui de czar, roi de Pologne, conformement au protocole 
usite et consacre pour les titres attaches a ses autres possessions. 

Les Polonais, sujets respectifs de la Russie, de l'Autricho et de 
la Prusse, obtiendront une l-epresentation et des institutions nationales, regloes 
d'apres le mode d'existenco politique que ebaeun des gouvernements auxquels ils 
appartienneut jugera utile et convenable de leur aecorder. 

Art. 2. La partie du duche de Varsovio (juo S. M. le roi de Prusse, 
possedera en toute souverainete et propriete pour lui et ses successeurs, 
so us le titre degrand-duchedePoseu, sera comprise dans la ligne suivante. . . . 
[Grenzbostimmung]. 

Art. 3* S. Majosto J. et R. apostolique possedera en toute propriete et 
souverainete les salines do Wieliczka, aiusi que le teriitoiie y appartenaut. 

Art. 4. Le Thalneg de laVistule separera la Gallicie du terri- 
toire de la ville libre de Cracovie. II servira de meine de frontiere entre la 
Gallicie et la partie du ci-dovant duche de Varsovio reunie aux ötats de S. M. 
l'empereur de toutes les Russies jusqu'aux environs de la villo de Zawichost. . . . 
[weitere Grenzbestimmung zwischen Galizien und Rußland]. 

Art. 6. La ville de Cracovie avec son territoire est declaiee a per- 
petuite cite libre, indepondanto, et strictoment neutre, sous la pro- 
tection de la Russie, do l'Autriche et de la Prusse. 6 

Art. 7—10. [Rechtsverhältnisse von Krakau: Grenzen, Vorrechte für 
Podgorze; Neutralität; Verfassung, Akademie, Bistum.] 

Art. 11—13. [Amnestio für Polen.] 

Art. 14. [Freie Schiffahrt auf den Flüssen dos ehemaligen Polens.] 

B. Deutschland 15 — 64. 
I. Gebietsveränderungen 15—52. 
I. Preußen (15 — 22 Verhältnis zu Sachsen 6 ; 23 alte Provinzen; 24, 25 neue 
Besitzungen). 



5) Einverleibt in Österreich: Vertrag vom 6. November 1816 mit TreulSon und Rußland 
Martens 1 i* S. 374; Martens - Cussy C S. 3Ü). 

6) Vgl. im allgemeinen Art. IIS. — Für Sachsen besonders Vertrag vom 28. August 1819 
(GS. 1819 Anh. S. 1; Maiteus 6 S. 117 ; Martens - Cussy 3 S. 449). 



Digitized by Google 



"Wiener KongreCakto vom 9. Juni 1815. 



7 



Art. 15. S. M. le roi de Saxe renonce ä perpetuite, pour lui ot tous 
ses descendants et successeurs, en faveur do 3. M. le roi do Prusse, ä 
tous ses droits et titres sur les provinces, districts et territoires ou parties de 
territoires da royauroe de Saxe designes ci-apres, et S. M. le roi de Prusse pos- 
sedera ces pays en toute souverainete et propriete, et les reunira ä sa monarchie. . . 

[Abs. 2 — 12 nähere Grenzbestimmung.] 

Art. 16. Les provinces et districts du royaumo de Saxe qui passent sous 
la domination de S. M. le roi de Prusse, seront designes sous lonom de du che* 
de Saxe, et S. M. ajoutera ä ses titres coux de duc de Saxe, landgrave de 
Tüuringe, margrave des deux Lusaces, et comte de Henneberg. S. M. le roi de 
Saxe contiüuera a porter le titi-e de Margrave de la Haute -Lusace. S. M. con- 
tinuera de meine, relativement et en vertu de ses droits de succession even- 
tuelle sur les possessions de la branche Ernestine, ä porter ceux de landgrave 
de Thuringe et comte de Heuneberg. 

Art. 17. L'Autriche, la Russie, la Grande-Bretagne ot la France 
garantissent ä S. M. le roi de Prusse, ses descendants et successeurs, la 
possession des pays designes dans l'article 15, en toute propriete et sou- 
verainete. 

Art. 18. S. II. I. et R. Apost., voulant donner k S. M. le roi de Prusse 
une nouvelle preuve de son desir d'ecarter tout objet de contestation future entre 
les deux cours, rononco, pour eile et ses successeurs, aux droits de su- 
zorainete sur les margraviats de la Haute et Basso-Lusace, droits 
qui lui appartiennent en sa qualite de roi de Boheme, en autant qu'ils con- 
cernont la partie de ces provinces qui a passe sous la domination de S. M. le 
roi de Prusse, en vertu du traite conclu aveo S. M. le roi de Saxe, ä Vienne, 
le 18 Mai 1815. 

Quant au droit de reversion de S. M. I. et R. Apost. sur ladite partie 
des Lusaces reunie u la Prusse, il est transfere ä la maison de Brande- 
bourg actuellement regnante en Prusse, S. M. I. et R. Apost. reservant pour 
eile et ses successeurs la faculte de reutrer dans ce droit, dans le cas d'ex- 
tinction de ladite maison regnante. 

S. M. I. et R. Apost. renonce egalemout, en faveur de S. M. prussienne, 
aux districts de Boheme enclaves dans la partie de la Haute -Lusace cedee par 
le traite du 18 Mai 1815 a S. M. prussienne, lesquels renferment les endroits 
Güntersdorf, Taubentrsenke . Neukretschen , Nieder -Gorlachsheim, Winckel et 
Ginckel, avec leurs territoires. 

Art. 19. S. M. le roi de Prusse et 8. M. le roi de Saxe, desirant ecarter 
soigneusement tout objet de contestation ou de discussion future, renoncent, 
chacun de son cote, et reciproquement en faveur Tun de l'autre, ä tout droit ou 
pretention de feodalito quils exerceraient ou qu'ils auraient exerce au delä 
des froutieres fixees par le prosent traite. 

Art. 20. 8. M. le roi de Prusse promet de faire regier tout ce qui peut 
regarder la propriete et les intcrots des sujets respectifs, sur les principos les 
plus liberaux. Le present article sem particulietement appliquo aux rapports 
des individus qui conserveot des biens sous les deux dominations prussienne et 
saxonne, au commerce de Leipzig, et ä tous les autres objets de la meme na- 
ture; et pour quo la liberte individuelle des habitants, tant des provinces cudees 
quo des autres, ne soit point genee, il leur sera libre d'emigrer d'un tor- 
ritoire dans l'autre, sauf l'obligation du service militaire, et eu remplissant 
les formalitcs requises par les lois. Iis pourront egalement exporter leurs biens 
sans Atre sujets ä aucun droit d'issue ou de detraction (Abzugsgeld). 

Art. 21. [Eigentum der geistlichen Anstalten usw.] 

Art. 22. [Amnestie in Sachsen.] 

Art. 23. S. M. lo roi de Prusse etant rentre, par une suite de la 
deroiere guorre, en possession de plusieurs provinces et territoiros qui 
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avaient ete cedes par la paix de Tilsit 7 , il est reconrra et declaro, par le 

present article, que S. M., ses heritiers et successeurs, possederont de nou- 

veau, comme auparavant, en toute souverainete et propriete, les pays 

suivants, 6avoir: 

La partie de ses ancienues provinces polonaisos dösignöo a l'articlo 2; 
La villo de Dantzig ot son territoire, tel qu'il a ötö ilxö par le traitö de Tilsit; 
Le cercle de Cottbus; 
La Vieille-Marche: 

La partie da duchö de Magdebourg sur la rive gauche do l'Elbe, avec le 
cercle do la Saale; 

La prineipautö do Halberstadt avec los seigneurios do Deren bourg et do Hassenrode; 

La villa ot le territoire de Q u ed Ii n bourg, sons la reserve des droits do 8. A. R. ma- 
<k\me la prinresse Sophie -Albertine de Suede, abbesse de Quedlinboorg, conformöment anx arrange- 
menra faita en 1803; 

La partio prassienne du comtö de Hansfeld; 

La partio prassienne du comtö de Hohenstein: 

L'Eichsfeld; 

La ville de Nordhauson avec son territoire; 
La villo de Mühlhauson avec son torritoire; 
La partio prassienne du district do Treffurth avec Dorla; 

La villo et le torritoiro d'Erfurth, a l'exception de Klein -Brembach et Berlstodt, en- 
clavös dans la prineipautö de Weimar, cedes au grand-duc de Saxe -Weimar par l'articlo 30; 

Le bailliage de Wandersleben, appartenant au comt" de Untergleichen; 

La prineipautö do Paderborn avec la partio prassienne dos bnilliages de Schwallein- 
berg, Oldonbourg et Stoppelberg, et des juridicüons (Gerichte) de Hagendorn et d'Odenhausen, 
situee dans lo torritoire do la Lippo; 

Le comtö do Marek avec la partie de Lippstadt qui y appartient; 

Le comte de Werden; 

Le comte d' Essen; 

La partie do duchö de Cleves sur la rive droit© du Rhin, avec la ville et forteresse de 
Wesel, la partie de ce duchö situee sur la rive gauche se trouvant coraprise dans les provinces 
speciliöes a 1 article 25 ; 

Le chapitre söcularise d' Elten: 

La principaute de Munster, c'est - h - dire la partie prassienne du ci-devant övöchö do 
Munster, ä l'exception do ce qui a 6t6 cöde a S. M. britanmque, roi de Hnnovre, en vertu de 
l'article 28; 

La prövötö söcularisöo de Cappenberg; 

Le comtö de Teck len bourg; 

Le comtö de Lingeu, ä l'exception de la partio [cödöo par l'articlo 27 au royaume de 
Hanovro: 

I<a prineipautö de Minden; 
Le comtö de Ravensberg; 
Le chapitre secularisö de Herford; 

La prineipautö do Xoufch&tel avec le comtö do Valengin, tels quo leurs frontieres 
ont ötö rectifiöes par le traitö de Paris et par l'article 76 du present traitö genöral.* 

La meine dispositiou s'ötend aux droits de souverametö et de suzerainetö sur le comte de 
Wernigerode, u celui de haute protection sur le comte de Hohen-Limbourg, et ä tous 
les autres droits ou pretentions quolconquos que S. M. prassienne a possödös et oxorces 
avant la paix do Tilsit, et auxquels olle n'a point renoncö par d'autres traites, actes ou Con- 
ventions. 

Art. 21. S. M. le roi de Prusse reunira ä sa monarebie en Alle- 
magne, en de?ä du Rhin, pour ehe possedes par eile et successeurs, en toute 
propriete et souverainete, les pays suivants, savoir: 

Les provinces de la Saxe dösignöos dans l'article 15, ä l'exception des endroits et terri- 
toire« qui en sont eudös, en vertu de l'article 89, ä S. A. R. le grand-duc do Saxo- Weimar; 

Les territoires cedös a la Prusse par S. M. britanmque, roi do Hanovre, par l'ar- 
ticle 29; 

La partio du döpartemont do Fnlde et les territoires y compris, indiquös a l'article 40; 
La ville de Wetzlar et son territoire, d'aprea l'article 42: 

Le grand -duchö de Berg avec les soigneuries de Hardenberg, ßroik, Styrum, Schneller 
et Odenthal, ltsquelles ont döjä appartonu audit duchö sous la domination Palatino; 

Les districts du ci-devant archevechö de Cologne qui ont appartena en dernier lieu 
au grand -duchö de Berg; 

Le duchö de Westphalic, ainsi qu'il a ötö possödö par S.A. R. lo grand-duc de Hesse; 

Le comtö do Dortmund; 

La prineipautö de Corwoy; 

Los districts mediatisös spöeifies a l'article 43: 

Les ancienues possessions de la maison de Nassau-Dietz ayant ötö cödöes a la 
Prasse par S. M. lo roi des Pays -Bas«, et uno partio do ces possessions ayant etö öchangöe conrro 



7) CS. für 1807 S. 153; Marlens r. 8 S. 661 (bei Martens-Cussy 2 S. 3->8 nur erwähnt). 

8) Aufgabe der Rechte in dem Vertrage v. *26. 6. 1857. 
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des districts appartenants ä LL. AA. SS. les duc ot prince do Nassau*, S. M. le roi de Prasse 
possedera en toute souverainetö et propriete, et rounira ft sa nionnrchie: 

1. La principauto do Siegon avec les bailliages do Bürbach et Xennkirchon, a l'ex* 
ception d'une partio renfermant douze mille habitanU, qui appartiendra aux duc ot princo de Nassau; 

2. Los bailliages do Höhen-Solms, G reif enstein , Braunfels, Frönsberg, 
Friedewald, Schosnstein , Schömberg, Altonkirchon , Altenwied, Dierdorf, 
Nonorburg, Linz, Hammorstoin avec Engers et Heddersdorf; la ville et torritoire 
(banltouo, Gemarkung) de Neuwied, la pnroisse de Hamm appartenant au bailliage de Hachon- 
bourg, la paroisse de Horhausen faisant partie du bailliage de Horsbach, et les parties des 
bailliages de Vallendar ot Ehrenbreitstein, sur la rivo drotto du Rhin, dosignees dans la 
Convention conclue entro S.U. lo roi do Prusse et LL. AA. SS. les duc et prince de Nassau, 
annexöo au present traite. 

Art. 25. S. M. le roi de Prusse possedera do ineme en toute pro- 
priete et souverainete les pays situes sur la rive gauche du Rhin, et com- 
pris dans la frontiere ci- apres designee. . . . [Abs. 2—8 Grenzbestimmung; 
der Abs. 5 beginnt:] 

Dans l'ancien departement de l'Ourthe, les cinq cantons de Saint -Vith, 
Malmedy, Cronenbourg, Schleiden et Eupen, avec la pointe avancee du 
canton d'Aubel, au midi d'Aix-la-Chapelle, appartiendront ä la Prusse, et 
la frontiere suivra celle de ces cantons, de maniere qu'une ligne tiree du midi 
au nord coupera ladite pointe du canton d'Aubel , et se prolongera jusqu'au point 
de contact des trois anciens dopartements de l'Ourthe, de la Meuse- Interieure 
et de la Roer. . . , 9 

[Abs. 9] S. M. le roi de Prusse, en reunissant ä ses etats les provinces et 
districts dcsignes dans le present article, entro dans tous les droits et prend sur lui 
toutes les chargcs et tous les engagements stipules par rapport ä ces pays de- 
taches de la France dans le traite de Paris du *30 Mai 1814. 

Les provinces prussiennes sur les deux rives du Rhin jusqu'au -dessus 
de la ville do Cologne, qui se trouvera encoro comprise dans cet arrondissement, 
porteront le nom de grand-duche du Bas-Rhin, et S. M. en prendra 
le titre. 

2. Hannover 26—32. 

Art. 26. S. M. le roi du royaume-uni de la Grande -Bretagne et d'Ir- 
lande, ayant substitue ä sou ancien titre d'electeur du Saint -Empire romain 
celui de roi de Hanovre, et ce titre ayant ete reconnu par les puis- 
sances de l'Europe et par les princes et villes libres de l'Allemagne, les pays 
qui ont composo jusqu'ici l'electorat de Brunswick-Lunebourg, tels que leurs 
Ümites ont eto roconnues et fixees pour l'avenir par les articles suivants, forme- 
ront dorenavant le royaume de Hanovre. 

Art. 27. S. M. le roi de Prusse cede ä S. M. le roi du royaume-uni 
de la Grande -Bretagne et d'Irlando, roi de Hanovre, pour etre possedes par 
S. M. et ses successeurs, en toute proprioto et souverainete: 

1. LeprincipautedeHildesheim, qui passora sour la domination do S. M., avec tous les 
dorit lo toutes les chargos avec lesquolles ladito principauto a passö sous la domination prussienne; 

2. La ville et le territoire do Goslar; 



9) Wurzeln dos Stroits um Morosnot. Vgl. noch Art. 6<<; pr. Patent b. April 1815 
Z. 4 (GS. S. 23) ; Vertrag vom 81. Mai 1816 (unten Art. 118) Art. 2; Grenzvertrag vom 26. Junt 1816 
Art. 16 bis 17, 31, 80 (GS. 1818 Arth 77; Martens 3 S. 2»; Martens -Cussy 3 S. 270), hieraus 

Art. 17 : Von den in Art. 15 an?odeuteten Durchschntttspunkton bis zum Berühningspunkto 
der 3 Departements bleibt dio Demarkationslinie annoch unbestimmt, da die beiden Kommissionen 
über die Abteilung der kleinen Parzelle des Kantons Aubel, die nach dem Traktat vom 31. Mai und 
den übrigen Wiener Kongreßakten dem Kgr. Preußen angehören solle, sich nicht haben verstän- 
digen körnen. Diese Schwierigkeit wird der Entscheidung der rcsp. Kegiernng aiiheimgestellt. . . . 
In Erwartung diesor Entscheidung soll die provisorische Grenze durch die Moresnetsche Ge- 
meinde dergestalt gobildet werden, dali dorjonigo Teil dieser Gomeinde, der auf der linken Seite 
einer vom Berührungspunkte der 8 Kartons bis zum Berührungspunkte der 3 Departements zu 
ziehenden geraden Linio belegen ist, in allen Fällen dem Kgr. der Niederlande angehören, hin- 
gegon der auf der rechton Soito einer von den Grenzon dos Eupenor Kantons gerade von Süden 
nach Nordon, bis zum selbigen Berührungspunkte der 3 Departements zu ziehenden Linio liogende 
Teil in allen Fällen dem Kgr. Preußen angehören, und daC ondlich der zwischen jenen beiden 
Linien belegene Teil dersolben Gemeinde als der einzige, der vernünftigerweise 
streitig gemacht werden könne, einer gemeinschaftlichen Verwaltung unter- 
worfen und von keiner der beiden Machte militärisch besetzt werden soll. 
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8. La principantc" d'OBto-Frise, y compris le pays dit le Harlingerland , sous les 
couditions reciproquement 8tipul6es par l'article 30 pour la navigation de l'Eins et le commerco 
par le port d'Etnbden: lee 6tats de )a piincipautö conservoront leura droits et privilöges; 

4. Le oomte Interieur (Nieder - Grafschaft) de hingen, et la partio de la piincipautö de 
Monster prnssienne qai est situee entre ce oomte et la partie de Rheina -Wolbeck occnpee par le 
gouvernement hanovrien. . . . 

Art. 28. [Preußen vorzichtet auf das Stift St. Peter in Nörtou.] 
Art. 29. S. M. le roi du royaume- uni de la Grande - Bretagne et d'Ir- 
lande, roi do Hanovre, cede ä S. M. le roi de Prusse, pour etre possedes 
en toute propridto et souveraineto par lui et scs successeurs : 

1. La partie da duche de Lauenbonrg 10 situöe sur la rive droite de l'Elbe, avec les vil- 
lages lunobourgeois situöa Bar la memo rive; la partio do ce ducbö situöe sur la rivo ganche de- 
moure au royaume do Hanovre; los etats do la partio da dachö qui passe soas la domüiation 
prussienne, conserveront leurs droits et Privileges, et nommömont coux fondös sar lo reoez pro- 
vincial da 15 Septcubro 1702, confirmö par S. M. le roi do la Grande- Bretagne actuellement reg- 
uant , en date du 21 Juin 1765 ; 

2. Le bailliage de Klcotzo; 

3. Le bailliage d'Elbingerode: 

4. Les villages de Rüdigershagen et Gansotoich; 

5. Le bailliago de Reckeberg. 

Art. 30. [Schiffahrt und Handel auf der Ems und in Emden.] 

Art. 31. [Etappenstraßen,: für Preußen 2 — von Halberstadt über Hildes- 
heim und aus der Altmark über Gifhorn nach Minden — für Hannover von Osna- 
brück über Ippenbüren nach Bentheim.] 

Art. 32. Le bailliage de Meppen, appartenant au duc d'Arera- 
berg, ainsi quo la partie de Rhoina-Wolbock appartenant au duc de 
Looz-Corswaren , qui, dans ce moment, se trouvent provisoirement occupes 
par le gouvernement banovrien, seront places dans les relations avec le ro- 
yaume de Hanovre quo la Constitution föderative do rAilemagoc reglera pour les 
territoires mediatises. 

[Abs. 2: Grenzangelegenheit.] 

Les rapports entre le gouvernement de Hanovre et le cointe de Bent- 
heim resterout tels qu'ils sont regles par les traites d'hypotheque existants entre 
S. M. britannique et le cointe de Bentheim; et apres que lea droits qui docoulent 
de ce traite seront eteints, le comte de Bentheim se trouvera. envers le royaume 
de Hanovre, dans les relations que la Constitution föderative de l'Allemagne 
reglera pour les territoires mediatises. 

3. Oldenburg. 

Art. 33. [Abtretungen von Hannover.] 

Art. 34. S. A. S. le duc de Uolsteiu-Oldenbourg prendra le titre 
de graud-duc d'Oldenbourg. 

4. Mecklenburg. 

Art. 3T>. LL. AA. SS. les ducs do Mecklenbourg- Schwerin et do 
Mecklenbourg-Strelitz prendront les titres de grands-d'ues de Mecklen- 
bourg-Schwerin et Strelitz. 

5. Sachsen -Weimar. 

Art. 36. S. A. S. le duc de Saxe-Weimar prendra le titre de grand- 
duc de Saxe-Weimar. 

Art. 37—39. [Abtretungen von Preußen.] 

6. Fulda, Hanau (Domänen), Wetzlar (an Preußen) 40—12. 

7. Mediatisierie in dem alten westfälischen Kreise. 

Art. 43. Les districts mediatises suivanis, savoir les possessions que les 
piinces de Salm-Salm et Sal m -Kyrbourg, les comtes denommes les Rheiu- 

10) Abtretung an Dänemark, Vertrag vom I.Juni 1810 (OS. 1818 Anh. S. 35; Martens 2 
S. 319; Martens -Cussy 3 S. 53). 
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und Wildgrafeu, et le duc de Croy, ont obtenues par le recez priucipal 
de la deputation extraordinaire de l'Empire du 25 fevrier 1803 u , dans l'ancien 
cercle de "Westphalie, aiusi que los seignouries d 'An holt et de Gehmen, les 
possessions du duc de Looz-Corswaren qui se trouvent dans le memo cas 
(en autant qu'elles ne sont point placees sous le gouvernement hanovrien); le 
comte de Steinfurth, appartenant au cointe de Bentheim-Bentheim; le 
comte de Recklingshausen, appartenant au duc d'Aremberg; les seig- 
neuries de Rheda, Gütersloh et Gronau, appartenaut au comte de Bent- 
heim-Teoklenbourg; le comte de Rittberg, appartenant au prince de 
Kaunitz; los seigneuries de Neustadt et de Gimborn, appartenant au 
comte de "Walmoden, et la seigneurie de Hombourg, appartenant aux 
princes de Sayn-Witgenstein-Berlebourg, seront places daus les relations 
avec la monarchio prussieune que la Constitution föderative do 
l'Allemagne reglera pour les territoires mediatises. 

Los possessions da l'ancienne noblesse iminediate enclavees dans le 
territoire prussien, et notamment la seigneurie do Wilden borg dans le grand- 
duche de Berg, et la baionnie de Schauen dans la principauto de Halberstadt, 
appartiendront ä la monarchie prussionno. 

8. WUrzburg und Aschaffenburg. 

Art. 44. S. M. le roi de Ba viere possedera pour lui, ses heritiere et 
successeurs, en toute propriete et souverainete, le grand-duche de Würzbourg, 
tel qu'il fut possodo par S. A. I. l'archiduc Ferdiuand d'Autriehe, et la princi- 
paute d'Aschaffenbourg, teile qu'ello a fait partie du grand-duche de Franc- 
fort, sous la denomination de departement d'Aschaffenbourg. 

9. Rechtslage des Fürsten Primas 45. 

10. 11. 12. Frankfurt, Großh, Hessen, Hessen -Homburg 46—48. 

Art 46. La ville de Francfort, avec son territoire, tel qu'il se trou- 
vait en 1803, est declaree libre, et fera partie de la ligue gormanique. 
Ses institutions seront basees sur le principe d'uue parfaite egaltto de droits 
entre les differents cultes de la religion chretienne. Cette egalite do droits 
s'etendra ä tous los droits civils et politiques, et sera obsei-vee dans tous les 
rapports du gouvernement et de l'administration. Les discussions qui pourront 
s'elever, soit sur Tetablissement de la Constitution, soit sur son maintien, seront 
du ressort de la diete germanique, et ne pourront etre decidees que par eile. 

Art. 47. S. A. R. le grand-duc de Hesse obtient, en echange du duche 
de "Westphalie, qui est cede ä S. M. le roi de Prusse, un territoire sur la rive 
gauche du Rhin, dans le ci-devaot departement du Mont-Tonnerre comprenant 
une population de cent quarante mille habitauts. S. A. R. possedera ce territoire 
en toute souverainete et propriete: eile obtiendra de meme la propriete de la 
partie des salines de Kreutznach situea sur la rive gauche de la Nahe; la 
souverainete en restera a la Prusse. 

Art. 48. Le landgrave de Hesso-Hombourg est rointegre dans 
les possessions, revenus, droits et rapports politiques dont il a etc prive 
par suito de la confederation rhenane. 2 

13. 14. Gebietsteile an beiden Rheinufern 49—51; Isenburg 52. 

Art. 49. II est röserve, dans le ci-dovaut departement de la Sarre, sur 
les frontieres des etats de S. M. le roi de Prusse, un district comprenant une 
population de soixante-neuf mille ämes, dont il sera dispose do la manicre sui- 
vante: le duc de Saxe-Cobourg ot le duc d'Oldenbourg obtiendront chacun 
un territoire comprenant vingt millo habitauts; lo duc de Mecklenbourg- 
Strelitz et le landgrave de Hesse-Hombourg, chacun uu territoire comprenant 



11) Neuester berichtigter Abdruck bei Zeumer, QuoDensammlnng z. Gesch. d. Doutschou 
Reichsverf. 1904 S. 439. 
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dix mille habitants; et le comte de Pappenheim, un territoire comprenant 
neuf mille habitants. 

Le temtoire du comte de Pappenheim sera sous la souverainete de S. M. 
prussienne. 3 

Art. 50. Les acquisitions assignees par l'article precedent aux ducs de 
Saxe-Cobourg, Oldenbourg, Mecklenbourg-Strelitz, et au landgrave de Hesse - 
Hombourg, n'etant point contigues ä leurs otats respectifs, LL. MM. l'empereur 
d'Autriche, lempereur de toutes les Russies, le roi de la Grande -Bretagne et le 
roi de Prusse , promettent d'employer leurs boas Offices , a l'issuo de Ia presente 
guerre, ou aussitot que les circonstances le perinettront, pour faire obtenir, par 
des echaages ou d'autres arrangements, auxdits princes, les avantages qu'elles 
sont disposees ä leur assurer. Afin de ne point trop multiplier des administra- 
tions desdits districts, il est conveuu qu'ils seront provisoirement sous l'ad- 
ministration prussienne, au profit des nouveaux acquereurs. 

Art. 51. Tous les torritoires et possessions taut sur la rive gauche du 
Rhin, dans les ci-devant departements de la Sarre et du Mont-Tonnerre, que 
dans les ci-devant departements de Fulde et de Francfort, ou onclaves dans les 
pays adjacents mis k la disposition des puissances alliees par le traite de Paris 
du *30 Mai 1814, dont il n'a pas ete dispose par les articles du present traite, 
passent en toute souverainete et propriete sous la dominition de S. M. l'emporeur 
d'Autriche. 2 

Art. 52. La principaute d'Isenbourg et plaeee sous la souverainete 
de S. M. I. et R. Apost. , et sera envers eile dans les rapports que la Con- 
stitution föderative de l'Allemagne reglera pour les etats ine- 
diatises.* 

II. Der deutsche Bund 53 — 04. 

[Art. 53 — 68 sind eine Übersetzung der Art. 1—11 („allgemeine Bestim- 
mungen 11 ) der deutschen Bundesakte vom 8. Juni 1815; weggelassen ist in 
Art. (i3, nicht jedoch in der Anlage (Art. 118 Z. 9), der 3. Absatz des Art. 11 
der Bundesakte (Bündnisrecht der einzelnen Staaten).] 

Art. 64. Les articles compris sous le titre de „dtspos it ions 
particulierea", dans l'acte de la confederation germanique, tel 
qu'il se trouve annexe en original et dans une traduction francaise 
au present traite general, auront la meine foice et valeur que s'il» 
etaient textuolloment inseres ici. 4 

C. Niederlande, Luxemburg 65—73. 

Art. 65. Les aucionuos provinces-unies des Pays-Bas et les 
ci-devant provineos belgiques, les unes et les autres dans les limites 
tixees par l'article suivant, formeront, conjointement avec les pays et terri- 
toires designes dans le memo article, sous la souverainete de S. A. R. le 
prince d'Orango-Nassau, princo souverain des Pro vinces-Unies, 
le royaume des Pays-Bas, höreditaire dans l'ordre de succession dejä etabli 
par l'acte de Constitution desdites Provinces-Unies. Le titre et les prero- 
gatives de la dignite royale sont reconnus par toutes les puissances 
dans la maison d'Orange-Nassau. Xi 

Art. 66. Ja ligne comprenant les torritoires qui composeront 1« rnvaume 
des Pays-Bas, est determinee de la maniore suivante: eile part de la mer, et 
s'etend le long des frontieres de la France du cote des Pays-Bas, telles qu'elles 
ont ete rectifiecs et fixees par l'article III du traite de Paris du *30 Mai 1814, 
jusqu'ü la Meuse, et ensuite le long des mcmcs frontieres jusqu'aux auciennes 
limites du duche de Luxembourg; de lä eile suit la direction des limites entre 
ce ducho et l'ancien evecho de Liege, jusqu'ä ce qu'elle rencontre (au midi de 
Deiffelt) les limites occidentales de ce canton et de celui de Malmedy, jusqu'au 
point oü cette derniere atteint les limites entre les anciens departements de 



12) Vgl. Art. 118 Z. 10 und Vertrag vom • 19. April 1839. 
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POurthe et de la Roer: eile longe ensuite ces Hmitos jusqu'a ce qu'elles touchent 
ä celles du canton ci-devant francais d'Eupen dans le ducbo de Limbourg, et en 
suivant la limite occidentale de ce canton dans )a direction du Dord, laissant 
a droite une petite partie du ci-devant canton frangais d'Aubel, 
se joint au point de contact des trois ancieus dopartoments de l'Ourthe, de la 
Meuse- Interieure et de la Roer. . . . [Grenzbestimmung]. 8 

Art. 67. La partie de l'ancien duchö de Luxem bourg comprise dans 
les limites specifioes par l'article suivant, est egalemout c6doo au prince sou- 
verain des Proviuces-Uoies, aujourd'hui roi des Pays-Bas, pour etre possedeo 
ä perpetuite par lui et ses successeurs en toute proprioto et souverainote. Le 
souverain des Pays-Bas ajoutera a ses titres celui de grand-duc de 
Luxem bourg, et la faeulte est reservee ä 8. M. de faire, relativement ä la 
succession dans le grand-duche, tel arrangement de famille entre les 



intentions paternefies. 

Lo grand-duche de Luxembourg servant de compensation pour les 
principautes de Nassau- Dillenbourg, Siegen, Hadamar et Dietz, formera un 
des ctats de la confederation germanique, et le prince roi dos Pays-Bas 
entrera dans le Systeme de cetto confederation, comme grand-duc de Luxem- 
bourg, avec toutes les prerogatives et Privileges dont jouiront les autres princes 
allemands. 

La ville de Luxembourg sera consideree, sous le rapport militaire, comme 
forteresse de la confederation. Le grand-duc aura toutefois le droit de nommer 
le gouverneur et commandant militaire de cette forteresse, sauf Papprobation du 
pouvoir executif de la confederation, et sous telles autres conditions qu'il sera 
juge necessaire d'etablir en conformite de la Constitution future de ladite con- 
federation. 

Art. 68. Le grand-duche de Luxembourg se composera de tout le terri- 
toire situo eutre le royaume des Pays-Bas, tel qu'il a ete designe par l'ar- 
ticle 66, la France, la Moselle jusqu'a l'emboucburo de la Sure, le cours de la 
Sure jusqu'au confluent do l'Our, et le cours de cette derniere riviero jusqu'aux 
limites du ci-devant canton francais de de Saint -Vith, qui n'appartiendra point 
au grand- duchö de Luxembourg. 

Art. 69. [Herzogtum Bouillon an Luxemburg.] 

Art. 70. [König der Niederlande verzichtet zugunsten Preußens auf 
Dillenburg, Siegen usw.] 

Art. 71. Le droit et l'ordre de succession etabli entre les deux branches 
de la maison de Nassau par l'acte de 1783, dit Nassauischer Erbverein," 
est mainteuu et transfeio des quatre principautes d'Orange- Nassau au grand- 
duche de Luxembourg. 

Art. 72—73. [Lasten der abgetretenen Provinzen; Vereiuigungsakte.] 



Art. 74. L'integrite des dix-neuf cantons, tels qu'ils existaiont en 
corps politique lors de la Convention du 29 Decembre 1813, u est reconnuo 
commo base du Systeme helvetique. 

Art. 75. Le Valais, le territoire de Gonöve, la prineipaute de Neuf- 
chätel, sont reunis ä la Suisse, et formeront trois nouveaux can- 
tons. La vallee de Dappes ayant fait partie du canton de Vaud, lui ost rendue. 

Art. 76. L'evecho de Bäle et la ville et le territoire de Bieuue 
seront reunis ä la confederation helvetiquo et feront partie du can- 
ton do Berne . . . [ausgenommen gewisse Bezirke, die an Basel und Neuf- 
elultel fallen.] 

Art. 77, 81 — 83. [Innere schweizerische Angelegenheiten.] 
Art. 78. [Österreich gibt Razuns an Graubündeu zurück.] 



13) 13./30. Juni 1783 (Martens r. 2 S. 405). 14) Marlens 1 S. 659. 
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Art. 79. [Genf: Handels- und EtappeDStraßen durch französisches,] 
Art. 80. [durch sardinisches Gobiet; Abtretungen von Sardinien.] 
Art. 84. La doclaration adresseo, en date du *20 Mars, par les 
puissances qui ont signe le traito do Paris, ti la diete de la con- 
federation suisse, et aeeeptee par la diete, moyennant son acte 
d'adhesion du *27 Mai, est confirmee dans tonte sa teneur, et les 
prineipes otablis ainsi que les ariangements arretes dans ladite 
declaration seront invariablement maintenus. 

E. Italien 85—104. 
I. Königreich Sardinien 85 — 92. [Erwerb der Republik Genua usw.]* 

Art. 92. Les provinces de Chablais et du Faucigny, et tout le 
territoire de Savoie au nord d'Dgine, appartenant ä S. M. le roi de 
Sardaigne, feront partie de la noutralito de la Suisse, teile qu'elle est 
reconnue et garantie par les puissances. 

En consequence, toutes les fois que les puissances voisines 
de la Suisse se trouveront en etat d'hostilite ouverte ou imminente, les 
troupes de S. M. le roi do Sardaigne qui pourraient se trouver dans ces 
provinces, se retireront, et pourront ä cet effet passer par le Valais, ßi cela 
devient necessaire; aueunes autres troupes armees d'aucune autrepuis- 
sance ne pourront travorser ni stationner dans les provinces et 
torritoires susdits, sauf Celles quo la confederation suisse jugerait 
h propos d'y placer; bien entendu que cet etat de choses ne gene en rien 
l'administration de ces pays, oü les agents civils de S. M. le roi de Sardaigne 
pourront aussi employer la garde municipale pour le maintien du bon ordre. 1 * 

II. Österreich 93-97. 
Art. 93. Par suite des renonciations stipulees dans le traite de Paris du 
30 Mai 1814, les puissances signataires du present traito reconnaissent S. M. 
l'Empereur d'Autriche, ses heritiers et successeurs, comme souverain 
legitime des provinces et torritoires qui avaient cte codes, soit en tout 
soit en partie, par les trait^s de Campo-Formion de 1797, de Luneville 
de 1801, de Presbourg do 1805, par la Convention additionnelle de Fontaine- 
bleau de 1807, et par le traite de Yieuno de 1809, et dans la possession 
desquels provinces et territoires S. M. I. et R. Apost. est rentree par suite de 
la deruiero guerre, tels que l'Istrie tant autrichienne quo ci-devant venitieone, 
la Dalmatie, les iles ci-devant veoitienues de l'Adriatique, los bouches du 
Cattaro, la ville de Venise, les lagunes, de meine que les autres provinces et 
districts de la terre ferme des etats ci-devant venitiens sur la rive gauche de 
l'Adige, los duches de Milan et de Mantoue, los prineipautos de 
Brixen et de Trente, le comte du Tyrol, le Vorarlberg, le Frioul 
autriohien, lo Frioul ci-devant venitien, le territoire de Montefaleone, 
lo gouvornement et la villo de Trieste, la Carniole, la Haute -Carinthie, la 
Croatio h la dioite de la Save, Fiume et le littoral hongrois, et lo district 
de Castua. 18 

Art. 94. S. M. I. et R. Apost, reunira ä sa monarchie, pour etre 
possedos par eile et ses successeurs en touto propriete et souveraineto : 

1. Outro les parti«ä do la terro- forme dos otats venitiens dont il a 6te fnit roention dans 
l'articlo pröcedont, les autres parties de;>diis etats, ainsi qne tout antro territoire qui se trouvo 
situö ontro lo Tossin, lo Po et la mer Adrtatiqno; 

2. Les vallöes do la Valtolino, do Bormio ot do Chiavenna; 

3. Les torritoires ayant forme la ci-devant repnbliqao de Haguse. 

Art. 95. En consequence des stipulations arretees dans les articles prece- 
dents, les fronticres dos etats do S. M. I. et R. Apost. on Italie seront: 
1. Du cSte des etats de S. M. lo roi de Sardaigne, telles quelles etaient au 1 Janvier 1792; 



15) Vgl. Vertrag zu Turin vom »24. Starz 1864) Art. 2. 

16) Die in Art. 93 erwähnten Vertrage finden sich bei Martens r. Bd. 6 — 8; n. r. Bd. 1 
S.204; Martens- Cnssv Bd. 2. 
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2. Da cotö dos 6tats de Parme, Plaisance et Guastalla, lo cours <ln Po, la ligne de d6- 
marcation 6uivant le Thalwtg de ce fleuve; 

3. Da cotö des ötats de Modene, los roömos qu'ellos ötaiont au 1 Janvior 1792; 

4. Do cot6 des 6tat& du Pape, lo coars du Po jnsqu'A remltoachare du Goro; 

6. Da cötn do la Suisse, Vancionno frontiero do la Ix>inbardie, et cello qui separe los 
vall^es de la Valteline, de Boraiio et Cbiavenna, des cantons dos Orisons et du Tessin. La, oü lo 
Thaltreg du Pö oonstituera la limite, il est statue que les chanKomonts quo aubira par la suito le 
cours de co fleuve, n'auront ä l'avonir aucun offet snr la propnote des lies qui s'y trouvent. 

Art. 96. Los principe« generaux adoptes par le Congres de 
Vienne pour la navigation des fleuves, soront appliques a celle du 
Po. . . . 

III. Haus Este (Modena, Reggio, Mirandola — Massa, Carrara) 98. 
IV. Parma, Piacenia 99. V. Toscana 100. VI. Lucca 101-102. 
VII. Kirchenstaat 103 [Österreich Besatzungsrecht in Ferrara und Comacchio].* 

VIII. Neapel 104. 

F. Portugiesische Angelegenheiten 105—107. 

[Rückgabe von Olivenza seitens Spaniens an Portugal, Rückgabe von 
Guiana durch Portugal an Frankreich.] 

G. FleBschiffahrt 108—117. 

Art. 108. Les puissances dont les etats sont sr paros ou tra- 
verses par une meme riviere navigable, s'engagent ä regier d'un 
commuD accord tout ce qui a rapport a la navigation de cette ri- 
viere. Elles nommeront, ä cet effet, des commissaires qui so reuniront au plus 
tard six mois apres la fin du Congres, et qui prendront pour bases de leurs 
travaux los principes etablis dans les nrticles suivants. 

Art. 109. La navigation dans tont le cours des rivieres indi- 
quees dans l'article precedent, du point ou chacune d'elles devient 
navigable jusqu'ä son embouchure, sera ontierement libre, et ne 
pourra, sous le rapport du commerce, etre interdito ä porsonne; 
bien entendu que Ton se conformera aux reglements relatifs ä la 
police de cette navigation, lesquels seront concus d'unc maniere 
uniforme pour tous, et aussi favorablos que possible au commerce 
de toutes les nations. 

Art. 110. Le Systeme qui sera etabli, tant pour la percoption des 
droits que pour le maintien do la police, sera. autant que faire se pourra, 
le meme pour tout lo cours de la riviere, et s'etendra aussi, a moins que des 
circonstances particulieres ne s'y opposent, sur ceux de ses embranchements et 
conti uents qui, dans leur cours navigable, scparent ou traversent diflerents etats. 

Art. 111. lies droits sur la navigation seront fixes d'une maniere 
uniforme, invariable, et assez independante de la qualite differente des mar- 
chandises pour ne pas reudre necessaire un examen detaille de la cargaison, 
autrement que pour cause do fraudo et de contravention. La qnotite do ces 
droits, qui, en aucun cas, ne pourront exceder ceux existant aetucltement, sera 
determinee d'apres les circonstances Iocales, qui ne permettent guere d'etablir 
une regle generale a cet egard. On partira ueanmoins, en drcssant le tarif, du 
point de vue d'encourager le commerce en facilitant la navigation, 
et l'octroi etabli sur le Rhin pourra servir d'une norme approxi- 
mative. 

Le tarif une fois regle, il ne pourra plus etre augmcntc que par un 
arrangement commun des etats rivorains, ni la navigation groveo d autres droits 
quelconques ontro ceux fixes dans le reglement. 

Art. 112. Les bureaux de perception, dont on röduira autant que 
possible le nombre, seront fixes par le reglement, et il ne pourra s'y faire en- 
suite aucun chatigement que d'un commun accord, a moins qu'un des etats ri- 
verains ne voulüt diminuer le nombre de ceux qui lui appartiennent exclu- 
sivement. 

Art. 113. Chaque etat ri verain se chargeni do l'entretien des ehern ins 
de halage qui passont par son territoire, et des travaux necessaires pour la 
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meme etendue dans le lit do la riviere, pour ne faire eprouver aucun obstacle 
ä la navigatioo. 

Le reglement futur fixera la maniere dont les etats riverains devront con- 
courir ä ces derniers travaux, dans le cas ou les deux rives appartiennent ä 
differents gouvernements. 

Art. 114. Ou n'etablira nulle part des droits d'etape, d'echelle 
ou de rel&cbe forcee. Quant ä ceux qui oxistent dejä, ils ne scrout con- 
serves qu'en tant que les etat« riverains, sans avoir egard ä 1'inteiet local de 
l'endroit ou du pays oü ils sont etablis, les trouveraient necessaires ou utiles 
ä la navigation et au commerce on general. 

Art. 115. Les douanes des etats riverains n'auront rien de com- 
mun avec les droits de navigation. On empechera, par des dispositions regle- 
mentaires, que l'exercice des fouctions des douaniers ne mette pas d'entraves ü 
la navigation; mais on surveillera, par une police exacte sur la live, toute ten- 
tative des habitants de faire la contrebande ä l'aide des bateliers. 

Art. 116. Tout ce qui est indique dans les articles precedents, sera 
determine par un reglement commun qui renfermera cgalemont tout co qui 
aurait besoin d'etre fixe ulterieurement. Le reglement une fois artete ne pourra 
etre change que du consentemeut de tous les etats riverains, et ils auront soin 
do pourvoir ä son execution d'une maniere convenable et adaptee aux circon- 
stances et aux local ites. 

Art. 117. Les reglements particuliers relatifs ä la navigation du 
Kbin, du Necker, du Mein, de la Moselle, de la Meuse et de l'Escaut, 
tels qu'ils se trouvent joints au piesent acte, auront la meine force et valeur 
que s'ils y avaient öto textuellement iusöres., 

H. Allgemeine Bestimmungen 118—121. 

Art. 118. Los traites, Conventions, declarations, reglements 
et autres actes particuliers qui se trouvent annexes au present 
acte 17 , et nommement: 

21 Avril 

1. Le trait6 ontre la Russie et l'Autriche, du „ . • 1815; 

3 Mai 

2. Le traito entre la Russio et la Prasse du ^ 1815; 

3. Le traito additionnel rolatif ft Cracovie, ontre l'Autriche, la Prusse, et la Rassie, 
8 Mai 

da 2TÄTriT l8,5: 

4. Lo traito ontro la Prusso et la Saxe, da 18 Mai 1815; 

6. La doclaration du roi do Saxo sur los droits do la maison de Schoenboorg, du 
18 Mai 1815 ; 

6. Lo traitä entre la Prusso ot lo Hanovro, da 29 Mai 1815; 

7. La Convention ontre la l*rnsso ot lo grand-duc de Saxo -Weimar, du 1er Jnin 1815; 

8. La Convention onlre la Prusse et los duc ot prince de Nassau, du 31 Mai 1815; 

9. L'acto sur la Constitution föderative de l'Allemagno, du 8Juin 1815; 

10. Lo traito ontro lo roi dos Pays-Bas ot la Prusse, 1 'An gloterro, l'Au- 
triche ot la Rugsie, du .Hl Mai 1815; 

11. La declaratiou dos puissances sur les affaires de la conf edöration 
helvötiquo. du *J0 Mars; et l'acte d'accossion do la diete. du *27 Mai 1815; 

12. Lo protocolo du 29 Mars 1816 , sur los cessions faites par lo roi do Sardaigne au canton 
do Genöve; 

13. Lo traite entre lo roi do Sardaigne, l'Autricho, l'Angleterrc, la Rassie, la Prusse et la 
France, du 20 Mai 1815 ; 

14. L'acto intitulö Condüions qui doivent servir de bases ä la reunion des ttats de Genes ä 
ceux de S. M. Sardt; 

15. La doclaration des puissancos sur l'abolition do la traite des nöpros, 
du *8 Fövrier lstö; 

1«. I>os r6gloments pour la libre navigation dos riviores; 

17. Los* reglements sur lo rang entre los agents diplouiatiques, 
sont eonsideres comme parties inte'grantes des arrangements du 
Congres, et auront partout la memo force et valeur que s'ils etaient 
inseres niot ä mot dans le traite general. 



17 1 Sämtlich abgedruckt bei Martens Bd. 2 und Martons-Cussv Bd. 8 ; zum Teil OS. 1815 
(Nr. 2, 3, 4), 1818 Anhang (Nr. 6, 7, 8, 9, 10, 13, III. GS. 1818 enthält noch erganzondo Vorträge. 
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Art. 119. Toutes les puissances qui ont ete reunies au Congres, ainsi 
que les princes et les villes libres qui ont concouiu aux arrangements consignes 
ou aux actes coofirmes dans ce traite general. sont in vi tos ä y acceder. 

Art. 1*20. La langue francaise ayant ote exclusivement em- 
ployee dans toutes ies oopies du presont traite, il est reconnu par les 
puissances qui ont concouiu ä cet acte, que l'emploi do cette langue ne 
tirera point ä consequence pour l'avenir; de sorte que chaque puis- 
sance so reserve d'adoptor, dans les negociations et Conventions futures, la langue 
dont eile s'est servie jusqu'ici dans ses relations diplomatiques, sans que le traite 
actuel puisse etre cite" comme exemple contraire aux usages etablis. 18 

Art. 121. Le present traite sera ratifie et les ratifications seront 
echangoes dans l'espace de 6 niois, par la cour de Portugal dans un an ou plus tot 
si faire se peut. 

II sera depose ä Vienne aux arebives de cour et d'Etat de S. M. J. 
et R. A. un exemplaire de ce traite general, pour servir dans le cas oü l'une 
ou l'autre des oours do l'Europe pourrait juger convenable de consulter le texte 
original de cette piece. 

Suivent les signatures dans l'ordre alphabetique des cours. 1 

II. Beilagen (im ganzen 17; vgl. Art. 118). 

11. Declaration des puissances sur les affaires de la confederatlon 
Helvetique eto. unten Nr. 5 I. 

15. Declaration des puissances sur l'abolition de la traite des negres 

vom 8. Februar 1815. 
Liter ata r Tgl. bei dem sog. Qulntapel vertrage vom *20. Dezember 1841 [Nr. 13]. 

Les plenipotentiaires des puissances qui ont signe le traitö de Paris du 
*30 Mai 1814, reunis en Conference, ayant pris en consideration que le com- 
merce connu 80us le nom de traite des Negres d'Afrique a ete envisage, par 
les bommes justes et eclaires de tous les temps, comme repugnant aux 
prineipes d'humanite et de morale universelle; 

Que les circonstances particulieres auxquelles ce commerce a du sa nais- 
sance, et la difficulte d'en interrompre brusquement lo cours, ont pu couvrir 
jusqu'ä un certain point ce qu'il y avait d'odieux dans sa conservation ; mais 
qu'enfin la voix publique s'est elevee dans tous les pays civilises 
pour demander qu'il soit supprime le plus tot possible; 

Que, depuis que le caractere et les details de ce commerce ont ete mieux 
connus, et les maux de toute espece qui raecorapagneut completement devoiles, 
plusieura des gouvernements europeens ont pris en effet la resolution de le faire 
cesser, et que successivemeut toutes les puissances possodaut des colonies dans 
les differentes parties du monde ont reconnu, soit par des actes legislatifs, soit 
pjir des traites et autres engagements formels, l'obligation et la necessit^ del'abolir; 

Que, par un article sepai e du dernier traite de Paris, la Grande -Bre- 
tagne et la France se sont engagees ä reunir leurs efforts au Congres de 
Vienne pour faire prononcer, par toutes les puissances de la chretiente, l'abo- 
lition universelle et definitive de la traite des negres; 

Que les plenipotentiaires rassemblcs dans ce Congres ne sauraient mieux 
honorer leur mission, remplir leur devoir. et manifester les prineipes qui guident 
leurs augustes souverains, qu'en travaillant a röaliser cet ougagement, et en 
proclamant, au nom do leurs souverains, le voou de mettre un terme ä 
un fleau qui a si longtemps desole l'Afrique, degrade l'Europe, et 
afflige rhumanite; 

Lesdits plenipotentiaires sont convenus d'ouvrir leurs deliberations sur les 
moyens d'accomplir un objet aussi Baiutaire, par une declaration solennelle 
des prineipes qui les ont diriges dans ce travail. 



18) Denselben Vorbehalt Art. 49 dos Frankfurter Territorialrezessee (vgl. oben Anm. 2). 
Fleischmann, Völkerrechtsqnollen. 2 
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En consequence, et düment autorises ä cet acte par l'adhesion unanime 
de leurs cours respectives au principe enonce dans ledit article separe da traite 
de Faris, ils dcclarent, k la face de l'Europo, que, regardant l'abolition uni- 
verselle de la traite des negres comme une mesure particulierement digne de 
leur attention, conforme ä l'esprit du siecle et aux principes genereux de leura 
augustes souverains, ils sont animes du dcsir sincere de concourir u l'execution 
la plus prompte et la plus efficace de cette mesure, par tous les moyens a leur 
disposition, et d'agir, dans l'emploi de ces moyens, avec tout le zele et touto la 
perseverance qu'ils doivent ä uno aussi grande et aussi belle cause. 

Trop instruits toutefois des sentiments de leurs souverains pour ne pas 
prevoir que, quelque honorable que soit leur but, ils ne le poursuivront pas 
sans de justes meoagements pour les intorets, les habitudes et les preventions 
memo de leurs sujets, lesdits plenipotentiaires reconnaissent en meme temps que 
cette declaration generale ne saurait prejuger le terme que chaque puissance en 
particulier pourrait envisager comme k» plus convenable pour l'abolition definitive 
du commerce des negres: par consequent, la determination de l'epoque 
oix co commerce doit universellement cessor, sera un objet de 
negociation entre les puissances; bien entendu que l'on ne negligera 
aueun moyen propre ä en assurer et ä en accclerer la marebe; et que l'engage- 
ment reeiproque contracte par la presente declaration entre les souverains qui 
y ont pris part, ne sera considere comme rempli qu'au moment oü un succes 
complet aura couronno leurs efforts reuois. 

En portant cetto declaration ä la connaissance de l'Europe et 
de toutes les nations civilisees de la terre, lesdits plenipotentiaires so flattent 
d'engager tous les autres gouvernements, et notamment ceux qui, en abolissant 
la traito des negres, ont manifeste dejä les memes sentiments, ä les appuyer 
de leur suffiage dans une cause dont le triomphe final sera un des plus 
beaux monuments du siecle qui l'a embrassee, ot qui l'aura glorieusoment 
termine>. 

16. Les reglements pour la llbre navigation des rivieres vom 24. März 1815. 

[Sie enthalten allgemeine (9) artieles concernant la navigation des rivieres 
qui dans leurs cours navigable separent ou traversent differents etats, 
die den Art. 108 — 11G der Hauptakte entsprechen; ferner besondere artieles 
über die Schiffahrt auf dem Ehein 19 und auf Neckar, Main, Mosel, Maas, 
Scheide.] Vgl. Rheinschiffahrtsakte vom * 17. Oktober 1868. 

17. Reglement sur le rang entre les agents diplomatique* vom 19. März 1815. 

Literatur: Bonflls 669; Garois 37; Hefftcr208; Heilborn 172; v. Holrzondorff III 156 ; v. LisztH; 
Martens II 9; Rivier 35, 13 ; Stoerk 61 ; Ulimann 36. 

Pour prevenir les embarras qui se sont souveut presentes, et qui pour- 
raient naitre encoro des pretentions de preseance entre les differents agents 
diplomatiques , les plenipotentiaires dos puissances signataires du traito de Paris 
sont convenus dos artieles qui suivent, et ils croient devoir in viter ceux des 
autres tAtes couronnees ä adopter le meme reglement. 

Art. 1. Les employes diplomatiques sont partagos en trois classes: 

Celle des ambassadeurs, legats ou nonces; 

Celle des Envoyes ministres ou autres aecredites aupres des souverains ; 
Celle des Chargos d'affaires aecredites aupres des ministres charges 
des affaires etrangeres. 20 



19) Art. 1: la navigation dans tont lo oours du Rhin, du point, oü il devient navigable 
jusqu'a la in er, soit en de&condant soit en remontant, sora entidremont libre . . . (etc. ent- 
sprechend Art. 109 der Hauptakte). 

20) Ans dorn Aachener Protokoll vom 21. November 1818: cPour oviter les discussions 
d6sagr6ables qui ponrrnient avoir lion ä l'avenir sur an point d'etiquette diplomatique quo l'annexe 
du Rocds de Vienne, par laquello les questions de rang ont 6tö reglöes, ne parait pas avoir prevn, 
il est aristo entre les cinq cours que les ministres-räsidents aecredites aupres d'elles fbrme- 
ront par rapport a leur rang uno classo intormödiaire entre les ministres du second ordre 
et los Charts d'affairo«» ^gf. S. 24). 
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Art. 2. Les ambassadeurs, legats ou nonoes, ont seuls le 
caractere repräsentativ 

Art. 3. Les employes diplomatiques en mission oxtraordinaire n'ont, ä 
ce titre, aucune superioiite de rang. 

Art. 4. Les employes diplomatiques prendront rang entre eux dans 
chaque classe, d 'apres la date de Ia notification officielle de leur arrivee. 

Le present reglement n'apportera aucune Innovation relativement aux 
representants du Pape. 

Art. 5. II sera determine, dans chaque etat, uu mode uniforme pour la 
reception des employes diplomatiques de chaque classe. 

Art. 6. Les liens de parente ou d'alliance de famille entre les cours ne 
donnent aucun rang ä leurs employes diplomatiques. 

II en est de meme des alliances politiques. 

Art. 7. Dans les actes ou traites entre plusieurs puissances qui ad- 
mettent 1'alternat, le sort decidera entre les ministres, de l'ordre qui devra 
etre suivi dans les signatures. 



Nr. 3. 

Die Heilige Allianz 

Tom 26. September 1815. 

Abdruck nebst Urkunden und Verweisen zur Geschichte (Beitritt): Martens 2 S. 666; Martens - 
Cussy 3 S.202. Dio Akte enthielt keine geheimen Artikel (Treitschke, Deutsche Gesch. I 790). 

Literatur: Bonflls 19, 116, 824, 873; Gareis 7; Heffter G; t. Holtzondorff III 7 ; v. Liszt 3; von 
Martens I 29; Rivier 3; Stoerk 13; TJllmann,139. 

Au nom de la tres-sainte et indivisible Trinito. 

LL. MM. l'Empereur d'Autriche, le Roi de Prusse et l'Empereur de Russie, 
par suite des grauds ovenemonts qui ont Signale en Europe le cours des trois 
dernieres annees, et principalement des bieofaits qu'il a plu ä la divine Provi- 
dence de repandre sur les Etats dont les gouvernements ont placö leur confiance 
et leur espoir en olle seule, ayant acquis la conviction intime, qu'il est neces- 
saire d'asseoir la marche ä adopter par les puissances dans leurs rapports mu- 
tuels sur les vorites sublimes que nous enseigne reternelle religion du Dieu 
aauveur: 

Declarons solennellement que le present acte n'a pour objet 
que de manifester ä la face de l'Univers leur determiuation inebran- 
lable, de ne prendre pour regio de leur conduite, soit dans l'admi- 
nistration de leurs etats vespectifs, soit dans leurs relations poli- 
tiques avoc tout autre gouvemement, que les preceptes de cette 
religion sainte, prucoptes de justice, do charite et de paix qui, loin 
d'etre uniquement applicables ä la vio privee, doivent au contraire 
influer directeinent sur los resolutions des princes, et guider toutes 
leurs demarches, comme ctant le seul moyen de consolider les institutions hu- 
maines et de remedier a leurs imperfections. 

En consequence, LL. MM. sont convenues des articles sujvants: 
Art. 1. Conformoment aux paroles des Saintes-Ecritures, qui 
ordonnent a tous les hommes do se regarder commo frores, les trois monar- 
ques contractants demeureront unis nar los liens d'une fraternito 
veritable et indissoluble, et se considerant comme compatriotes, ils se 
preteront en touto occasion et en tout lieu assistance, aide et secours; se regar- 
dant envers leurs sujets et armees comme peres de famille, ils les dirigeront 
dans le meme esprit de fratornite, dont ils sont animes pour proteger la religion, 
la paix et la justice. 

2* 
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Art. 2. Ed oonsequence , le seul principe en vigueur, soit entre lesdits 
gouvernements, soit ontro leurs sujets, sera celui de se rendie reeiproquement 
Service, de se teraoigner par une bienveillance inalterable 1'affoctioD mutaelle 
dont ils doivent etre animes, de ne se considerer tous que comme mem- 
bres d'une memo nation chretienne, les trois princes allies ne s'en- 
visageant eux-memes que comme delegues par la Providence pour 
gouverner trois branebes d'uue meine famille, savoir: l'Autriche, 
la Prusse et la Russie, coofessant ainsi que la nation chretienne, dont eux 
et leurs peuples font partie, n'a reellcment d'autre souverain que celui 
ä qui seul appartient en propriete la puissance, parce qu'en lui seul se 
trouvent tous les tresors de l'amour, de la science et de la sagesse infinie, c'est 
ä dire Dieu, notre divin sauveur Jesus-Christ, le verbo du Tres-Haut, 
la parole de vie. LL. MM. recommandent en consequence avec la plus tendie 
sollicitude ä leurs peuples, comme unique moyen de jouir de cette paix qui nait 
de la bonne conscience et qui seule est durable, de se fortifier chaque jour 
davantage dans les prineipes et l'exercice des devoirs que le divin Sauveur a 
enseignes aux hommes. 

Art, 3. Toutes les puissances qui voudront solennellement 
avouer les prineipes sacres qui ont dicte le presont acte, et recon- 
naitront combien il est important au bonheur des nations trop longteraps agitees 
que ces verites exercent dösormais sur les destinees humaines toute l'influence 
qui leur appartient, seront recues avec autant d'empressement que 
d'affection dans cette sainte alliance. 

Fait triple et signe a Paris Tan de gräce 1815, le 14/26 Septeinbre. 

Fran90i8. Frederic-Guillaume. Alexandre. 



Nr. 4. 

Zweiter Pariser Frieden vom 20. November I8I5. 1 

Vertragsstaaten : Preußen, Österreich, Großbritannien, Rußland — Frankreich. 

Urtext: französisch. — Abdruck: GS. 1816 S. 3 (mit Übersetzung), Martens 2 S. 682, Martens - 
Cussy 8 8.211. — Urkunden zur Geschichte: Tgl. Bornor StW. Bd. V 68i. 

Literatur: Bonfils 340: Gareis 71; Heffter 43: Heilborn 20, 32; v. Holtzendorff II 62; v. LisztS; 
v. Martens I 27, 78; Rivier 24; Stoerk 41; üllmann 88; außerdem zu Nr. D und 13. 

Im Namen der hochheiligen und unteilbaren Dreieinigkeit! 

Nachdem die verbündeten Mächte durch ihre vereinten Anstrengungen und 
den Erfolg ihrer Waffen Frankreich und Europa vor den Zerrüttungen , womit 
sie durch das letzte frevelhafte Unternehmen Napoleon Bonapartes und die zur 
Unterstützung desselben in Gang gebrachten revolutionären Maßregoln bedroht 
waren, gerettet, und demnächst mit Sr. Allerchristlichsten Majestät sowohl den 
Wunsch, die glücklich wiederhergestellte Ordnung der Dinge in Frankreich durch 
unverbrüchliche Aufrechthaltung der königlichen Macht und erneuerte Wirk- 
samkeit der Verfassungsurkunde zu befestigen, als auch dio Absicht, zwischon 
Frankreich und den benachbarten Staaten die ehemaligen, durch den verderb- 
lichen Einfluß der Revolution und des Eroberungssysteins lange Zeit gestörten 
Verhältnisse wechselseitigen Vertrauens und Wohlwollens wieder anzuknüpfen, 
geteilt, zugleich aber dio Überzeugung erlangt haben, daß dieser letzte Zweck 



1) Mehrere Konventionen sind „angehängt", darunter [bei M.-C. nur 1 u. 8 abgedruckt]: 

1. zur Regulierung der von Frankreich zu leistenden Geldentschädigung, 

2. Uber die Besetzung einer Militilrlinie in Frankieich, 

8. in botreff der Forderungen aus der Nichterfüllung des Vertrags v. • 30. Mai 1814. 



Digitized by Google 



1815 



Nr. 4. Zweiter Pariser Frieden. 



21 



nur durch eine Übereinkunft, welche den verbündeten Mächten gerechte Schadlos- 
haltung für das Vergangene, und befriedigende Gewährleistung für die Zukunft 
sicherte, zu erreichen stand: 

80 haben Dieselben gemeinschaftlich mit S. M. dem Könige von Frankreich, 
die Mittel, um eine solche Übereinkunft zu stiften, in Erwägung gezogen. Und 
da die den Mächten gebührende Scbadloshaltung weder ausschließend durch 
Länderabtretung, noch ausschließend durch Geld geleistet werden konnte, ohne 
Frankreich in einem oder dem andern Zweige seiner wesentlichen 'Wohlfahrt zu 
verletzen, daher ratsamer gefunden worden, beide Wege zu vereinigen, und 
beiden Nachteilen auszuweichen; so ist von I. K. K. usw. M. dieses zur ersten 
Grundlage Ihrer gegenwärtigen Verhandlungen, die von beiden Teilen gleichmäßig 
anerkannte Notwendigkeit aber, während eines bestimmten Zeitraumes in den 
französischen Grenzprovinzen eine bestimmte Anzahl verbündeter Truppen stehen 
zu lassen, zur andern Grundlage angenommen und beschlossen worden, die auf 
diesen Grundlagen beruhenden Maßnehmungen in einen Haupttraktat zusammen 
zu fassen. . . . 

Art. 1. Die Grenzen von Frankreich werden dieselben sein, die im 
Jahre 1790 bestanden, mit Vorbehalt der Abänderungen auf einer oder der 
andern Seite, welche der gegenwärtige Artikel bestimmt: .... 

Art. 2. [Übergabe der von Frankreich abgetretenen Gebiete.] 

Art. 3. In Betracht, daß die Festungswerke von Hüningen zu 
allen Zeiten ein Gegenstand der Besorgnisse für die Stadt Basel gewesen 
sind, haben die h. k. M., um der helvetischen Konföderation einen neuen Be- 
weis Ihres "Wohlwollens und Ihrer Sorgfalt zu geben, sich dahin vereinigt, daß die 
Festungswerke von Hüningen geschleift werden, und die französische 
Kegierung verpflichtet sich aus dem nämlichen Grunde, sie zu keiner Zeit 
wieder herzustellen, auch auf eine Entfernung von weniger als drei 
französischen Meilen von der Stadt Basel keine neue Befestigungen 
anlegen zu lassen. 

Die Neutralität der Schweiz wird auf den Landstrich nordwärts 
einer Linie, die von Ugine mit Inbegriff dieser Stadt, nach der Mittags- 
seite des Seos von Annecy, durch Faverge bis Lecheraine, und von da nach 
dem See von Bourget bis an die Rhone läuft, auf eben die Weise aus- 
gedehnt, wie solche durch den *92. Artikel des Schlußaktes des Wiener Kon- 
gresses auf die Provinzen von Chablais und Faucigny ausgedehnt worden war. 

Art. 4. [700 Millionen Franken Kriegsentschädigung an die Verbündeten.] * 

Art. &. [Besatzungsrecht durch die Truppen der Verbündeten auf läng- 
stens 5 Jahro als „einstweilige Vorsichts- und Schutzmaßregeln für die benach- 
barten Staaten . . . unter dem ausdrücklichen Vorbehalt, daß diese Besetzung der 
Souveränität Sr. Allerchristlichen Majestät, und dem durch gegenwärtigen Traktat 
anerkannten und bekräftigten Besitzstande keinen Eintrag tun soll." . . . Die 
Besetzung „kann früher aufhören, wenn nach Verlauf von 3 Jahren die ver- 
bündeten Souveräns, nach einer mit S. M. dem Könige von Frankreich gemein- 
schaftlich angestellten Prüfung des Zustandes der Dinge ... zu der. einstimmigen 
Überzeugung gelangen, daß die Beweggründe, welche sie zu dieser Maßregel 
veranlaßten, nicht ferner obwalten.*] 8 

Art. 6. [Räumung des französischen Gebiets.] 

Art. 7. In allen Ländern, welche kraft des gegenwärtigen Traktats, 
oder der in Gefolge desselben abzuschließenden Verhandlungen, an andere 
Herren übergehen, soll den Einwohnern, sowohl Eingebornen, als 
Fremden, wes Standes oder Nation sie sein mögen, eine Frist von fünf 
Jahren, von Auswechselung der Ratifikationen an gerechnet, gestattet sein, 
um, wenn sie es nötig finden, ihr Eigentum zu veräußern, und sioh 
in dem Lande, welches sie wählen werden, niederzulassen. 



2) Vertrag zu Aachen vom 8.10. 1818 (M. 4 S. 649: M.-C. 3 S.391): Räumung zum 80.11. 
1818, Kriegskosten auf nur 265 Hill. Franken festgesetzt. Vgl. noch unten Nr. 611. 
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Art. 8. Alle Verfügungen des Pariser Traktats vom *30. Mai 1814, in 
bezog auf die durch diesen Traktat abgetretenen Länder, sollen auf die durch 
gegenwärtigen Traktat abgetretenen Distrikte gleichmäßig anwendbar sein. 

Art. 9. [Reklamationen wegen Nichterfüllung der Art. 19 fg. des ersten 
Pariser Friedens.] 1 

Art. 10. Sämtliche während der Feindseligkeiten gemachte Gefangene, 
wie auch die Geiseln, die von einem oder dem andern Teile genommen oder 
gegeben worden sein könnten, sollen in der kürzest möglichen Frist zurück- 
gegeben werden. . . . 

Art. 11. Der Traktat von Paris vom *30. Mai 1814 und der Schluß- 
akt des Kongresses zu Wien vom *9. Juni 1815 werden in Rücksicht 
aller darin enthaltenen Verfügungen, die durch die Beschlüsse des 
gegenwärtigen Traktats keine Abänderung erlitten haben, bestätigt 
und in Kraft erhalten. 

Art. 12. [Ratifikationsklausel.] 

Additional -Artikel. 

Da die h. k. M. aufrichtig wünschen, die Maßregeln zu verfolgen, womit 
sie sich bereits auf dem Kongreß zu Wien in Rücksicht der vollständigen und 
allgemeinen Abschaffung des Sklavenhandels beschäftigt hatten, und auch 
schon, in ihren Staaten, ihren Kolouien und Untertanen jede und alle Art von 
Teilnahme an diesem Handel ohne Ausnahme untersngt haben; so verpflichten 
sie sich, von neuem ihre Bemühungen zu vereinigen, um den endlichen Er- 
folg der in der Deklaration vom 4. 8 Februar 1815 aufgestellten Grundsätze zu 
sichern, und ohne Zeitverlust durch ihre Gesandton an den Höfen zu London 
und Paris die wirksamsten Maßnehmungen zu verabreden, damit dieser an sich 
so verabscheuungswürdige und den Gesetzen der Natur und der Religion so offen- 
bar zuwider laufende Handel gänzlich und auf immer abgeschafft werden möge. 

Dieser Additional -Artikel soll dieselbe Kraft und Wirkung haben, als ob 
er in dem Haupttraktat vom heutigen Dato wörtlich eingerückt wäre. 



Nr. 5. 

Neutralität der Schweiz. 

Urtext, Abdruck, Gotchichte vgl. zu Nr. 2, außerdem Paul Schweizer, Geschichte der 
schweizerischen Neutralität 1885. 

Literatur: Bonfils 868, 868, 171; Gareis 15; Hoffter 144; HoUborn 336; v. Holtzendorff IV 137, 
UI 27 ; v. Liszt 6, 22; v. Martens I 96, 116, II 130; Rivior 11, 61; Stoerk 77; Ullmann 18. 

I. Erklärung der 8 Kongreßmächte vom 20. März 1815 (Wien). 

Les puissances appelees ä intervenir dans l'arrangement des affaires de la 
Suisse, pour l'execution de l'article 6 du traite de Paris du * 30 Mai 1814, ayant 
reconnu que l'interet general reclame en faveur du Corps helvetique 
l'avantage d'une noutralite perpetuelle; et voulant, par des resti- 
tutions territoriales et des cessions, lui fournir les moyens d'as- 
surer son independance et maintenir sa neutralite: 

Apres avoir recueilli toutes les informations sur les interets des differents 
cantons, et pris en consideration les demandes qui leur ont ete adressees par la 
legation helvetique, 

Declarent 

Que, des que la diete helvetique aura donne son accession en bonne 
et due forme aux stipulation renfermees dans la presente „transaction", U 



3) Gemeint ist wohl die Deklaration vom *8. Fobruar 1815. 
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sera fait un acte portant la reconnaissance et la garantie, de la part de toutes 
les puissances, de la neutralite perpetuelle de la Suisse dans ses nouvelles fron- 
tieres, lequel acte fera partie de celai qui, en execution de l'article 32 du sus- 
dit traite de Paris du *30 Mai, doit completer les dispositions de co traito. 

» 

Transaction . . . 

[Dio Bestimmungen der transaction entsprechen im wesentlichen den 
Art. 74—83 der Wiener Kongreßakte.] 

II. Beitritt der Eidgenossenschaft vom 27. Mai 1815 (Zürich). 1 

1. La diote acccde, au nom de la confederation suisse, ä la decla- 
ration des puissances reunies an Congres de Viennne en date du *20 Mars 
1815, et promet que les stipulations de la transaction inseree dans cot acte 
seront fidelemeut et religieusemont observees. 

2. La diote exprime la gratitude eternelle de la nation suisse en- 
vers les hautes puissances qui, par la declaration susdite, lui rendent, avec une 
demarcation plus favorable, d'anciennes frontieres importantes; reunissent trois nou- 
veaux cantons ä son alJiance, et promottont solennellement de reconn&itre et 
garantir la neutralite perpetuelle quo l'interet general de l'Europe roclame 
en faveur du corps helvetique. Elle temoigoe les memes sentiments de reconnais- 
sance pour la bienveillance soutenue avec laquelle les augustes souverains se sont 
occupes de la conciliation des diflorends qui s'etaient eleves entre les cantons. 

3« • • • 

III. Anerkennung der Neutralität am 20. November 1815 (Paris) 3 
durch die Vertragsstaaten des 2. Pariser Fliedens. 

L'accession de la Suisse ä la Declaration donnee ä Vienne le *20 Mars 1815 
par les Puissances signataires du Traite de Paris ayant eto duement notifiee aux 
Ministres des Cours Imperiales et Royales par l'Acto de la Diete Helvotique du 
*27 Mai suivant, rien ne s'opposait u ce que l'Acte de la reconnaissance et de la 
garantie de la neutralite perpetuelle de la Suisse dans ses nouvelles frontieres 
füt fait conformement ä la Declaration susdite. Mais les Puissances ont jugo 
convonable de suspendro jusqu'ä co jour la signature de cet Acte ä cause des 
changements quo les evenements do la guerre et les arrangements qui devaient 
en etre la suite pouvaient apporter aux limites de la Suisse, et des modifications 
qui pouvaient aussi en resulter dans les dispositions relatives au territoire 
associo au bienfait de la neutralite du Corps Helvetique. 

Oes changements se trouvaut determines par les stipulations du Traite 
de Paris de ce jour, les Puissances signataires de la Declaration de 
Vienne du 20 Mars font par le present Acte une reconnaissance for- 
melle et authentique de la noutralite perpetuelle de la Suisse, et 
Elles lui garantissent Tintegrite et l'inviolabilite de son terri- 
toire dans ses nouvelles limites, telles qu'elles sont fixces tant par 
l'Acte du Congres de Vienne que par le Traite de Paris de ce jour 
et telles qu'elles le seront ulterieurement: conformement k la dis- 
position du Protocole du 3 Novembre, ci-joint en extrait, qui stipule en faveur 
du Corps Helvetique un nouvel aecroissement de territoire, ä prendre sur la 
Savoie pour arrondir et deseuclaver le Canton de Geneve. 

Les Puissances reconnaisseut et garantissent egalement la 
neutralite des parties de la Savoie designees par l'Acte du Congres 



1) Die acte d'aocession ist eine Übersetzung aus d. Deutschen : Klttbor, Akten d.Wiener Kon- 
grosses Bd. 6 S.179. Auch Bluntschli Gesch. d. schwoiz. Bundesrechta JI 380 gibt nur d. franz. Text 

2) Dem Pariser Fried onsprotokoll einverleibt, was der Abdruck bei Martens und Martens - 
Cussy nicht erkennen läßt (Schweizer S. 586). 

Der Text bei Martens Bd. 2 und Martens-Cusay igt — nach den überzeu^nden 
Unters achnngen von Schweizer — nicht authentisch, sondern wahrscheinlich eine Rück- 
übersetzung aus einer deutschen Übersetzung, die selbst keinen amtlichen Charakter trug. Der 
richtige Text (in der Regel aber nicht beachtet) schon bei Martens Bd. 4 S. 186. 
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de VienDe du 29 Mars 1815 et par le »Tratte de Paris de ce jour, comrae 
devant jouir de la neutralite de la Suisse, de la meme maniere que si eües 
appartenaient ä eelle-ci. 

Les Puissances signataires de la Declaration du 20 Mars re- 
connaissent authentiquement par le present Acte que la neutralite 
et l'inviolabilite de la Suisse et son independance de toute in- 
fluonce etrangere sont dans les vrais interets de la politique de 
PEurope entiere. 

Elles declarent qu'aucune induction defavorable aux droits de la Suisse, 
relativcment ä sa neutralite et ä l'inviolabilite de son territoire, ne pent ni ne 
doit etre tiree des evenements qui ont amene le passage des troupes allieos sur 
une partie du sol helvetique. Ce passage librement consenti par les Cantons 
dans la Convention du 20 Mai a ete lo resultat necessaire de l'adhesion franche 
de la Suisse aux principes manifestes par les Puissances signataires du Traite 
d'albance du 25 Mars. 

Les Puissances se plaisent ä reconnaitre que la conduite de la Suisse 
dans cette circonstance d'epreuve a montre qu'elle savait faire de grands sacri- 
ficea au bien genoral et au soutieu d'une cause que toutes les Puissances de 
l'Europo ont dofendue et qu'enfin la Suisso etait digne d'obtenir les avantages 
qui lui sont assures, soit par les dispositions du *Congres de Vienne, soit parle 
Traite de Paris de co jour, soit par le present Acte, auquol toutes les Puissances 
de l'Europe sont invitees ä aecoder. 



Nr. 6. 
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Vertragsstaaten des 1. und 2. Pariser Friedens. 
Text: französisch. — Abdruck: Martens 4 S. 554, 648; Ghillany I 412. 

Literatur: Bonfils 636 ; 809, 116, 874: Gareis 7, 26; Hofftor 63; 6, 447 fg.; Heilborn 166; 353; 
v. Holtzendorff II 22; IV 1, 887 fg.; r. Liszt 7, 3; Wartens I 71; 31, 76, 11 34; Rmer 13; 3, 
31; Stoerk 13; UJImiinn 28, 139. 

I. Protokoll vom 11. Oktober 1818. 

La Conference ayant eto informee de l'intention de S. A. Royale l'Elec- 
teur de H. de prendre le titre de Roi et ayant pris connaissance des lettres 
adressees par ce prince aux souverains pour obtenir leur consentement ä cette 
demarebe : 

Les Ministres des cinq Cabinets reunis a Aix-la-Ch. prenant en con- 
sideration que le but de leur reunion est celui de consolider l'ordre actuel des 
choses, et non pas de creer de nouvelles combinaisons, considei-ant de plus que 
le titre porte par un souverain n'est pas un objet de simple eti- 
quette mais un fait tenant ä des rapports essentiels et ä d'impor- 
tantes questions politiques, sont d'avis qu'en leur qualite collective ils ne 
sauraient prononcer sur cette demande; pris söparement les Cabinets declarent 
qu'atteodu que la demande de S. A. R. l'Electeur de H. n'est justifiee par 
aueun motif satisfaisant, il n'y a rien qui puisse les engager a y acceder. 

Les Cabinets prennent en meme temps rengagetnent de ne reconnaitre 
ä Tavenir aueun changement ni dans les titres des souverains ni 
dans ceux de princes de leurs maisons sans en etre prealablement 
convenus entre eux. 

Iis maintiennent ce qui a ete statuo a cet egard jusqu'ici par des actes 
tfonnels. Les cinq Cabinets appliquent explicitement cette derniere roserve au 
itre d'Altesse Royale, qu'ils n'admettront desormais que pour les chefs des 
maisons Granducales, l'Electeur de Hesse y com pris, et pour leure Heritiers 
presomtifs. 
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II. Protokoll vom 15. November 1818. 1 

Les ministres d'Autriche, do France, de la Grande-rBretagne, de Prusse et 
de Russie, ä la suite de l'echange des ratifications de la Convention aignee le 
9 Octobre, relativement ä l'evacuation du territoire Francais par les troupes 
etrangeres, et apres s'etro adressc, de part et d'autre, les notes ci-jointes en 
copie, se sont röanis en Conference, pour prendro en considöration les rapports, 
qui, dans l'etat actuel des choses, doivent s'etablir entre la France et les puis- 
sanecs cosignataii-es du traite de paix du *20Novembre 1815, rapports qui, en 
assurant a la France la place qui lui appartient dans le Systeme de 
l'Europe, la lieront etroitement aux vues paeifiques et bienveillantes que par- 
tagent tous les souverains, et consolideront ainsi la traoquillite generale. 

Apres avoir mürement approfondi les prineipes consorvateurs des grands 
intärets qui constituent l'ordre des choses etabli en Europe; sous les auspices 
de la Providence divine, moyennant le traite de Paris du *30 Mai 1814, le *roces 
de Vienne, et le * traite de paix de l'annee 1815, les cours signataircs du present 
acte ont unanimement reconnu et declarent en consequence: 

1. Qu'elles sont fermement decidoes a ne s'ecarter, ni dans leurs relatdons 
mutuolles, ni dans celles qui les lient aux autros etats, du principe d'union 
intime qui a preside jusqu'ici ä leurs rapports et interets comnvuns; union de- 
venue plus forte et indissolublo par les liens de fraternito chretienne que 
les souverains ont formes entre eux. 

2. Que cette union, d'autant plus reelle et durable, qu'elle ne tient ä 
aueun interet isolö, ä aueune combinaison momentanee, ne peut avoir pour objet 
que le maintien do la paix generale, fondo sur le respect religieux pour 
les engagements consignes dans les traites pour la totalite des droits qui en 
derivent. 

3. Que la France, assoeiöe aux autros puissancos par larestau- 
ration du pouvoir monarchique, legitime et constitutionnol, s'engage 
ä concourir desormais au maintien et ä l'affermissement d'un Systeme qui a donne 
la paix ä l'Europe, et qui seul peut on assurer la dureo. 

4. Que si, pour mieux atteindre le but ci-dessus ononce, les 
puissances qui ont concouru au present acte, jugeaient necessaire d'etablir 
des reunions particulieres, soit entre les augustes souverains eux-memes, 
soit entre leurs ministres et plenipotentiaires respectifs, pour y traiter en com- 
mun de leurs propres interets, en tant qu'ils se rappoiient a Tobjet de leurs 
deliberations actuel les, l'epoque et Tendroit de ces reunions seront, chaque fois, 
prealablemeot arretes au moyen do commuuications diplomatiques, et quo, dans 
le cas oü ces reunions auraient pour objet dos affaires speciale- 
ment liees aux interets des autres Etats de l'Europe, ellos n'auront 
lieu qu'ä la suite d'une invitation formelle* de la part de ceux de 
ces etats que les ditos affaires concerneraient, et sous la reserve 
expresse de leur droit d'y partieipor directement, ou pai- leurs ple- 
nipotentiaires. 

5. Que les resolutions consignoes au present acte, seront portees ä la 
connaissance de toutes les cours Europcennos, par la declaration ci- 
jointe, laquelle sera consideree comme sanetionoee par le protocole en fai- 
sant partie. 

III. Protokoll vom 21. November 1818. 

[Ministerresidenten ; vgl. oben S. 18 Anm. 2.] 



1) Eine Deklaration vom gleichen Tage, für die andern Staaten bestimmt, zeigt anch 
inhaltlich einige Abweichungen, so wenn dio Souveräne als Grundlage ihrer union auguste erklären : 
„de ne jamais s'ecarter . . . do l'observation la plus stricte des prineipes da 
droit des gens, prineipes qui . . . peurent seuls garantir efficacement l'indepen- 
dance de chaque gouvernement et la stabilite de l'association generale." 

2) Die Deklaration spricht Ton questions. dans lesquelles d' autres gouvornements au- 
raient forraollement röclamö leur intervention. 
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Nr. 7. 

Laibacher Kongreß. 

Cirkulardepesehe Tom 12. Mal 1821. 1 ■■ 

Text: französisch {?). - Abdruck: Martens 5 8. 641; Ghülany II 436. 
Literatur vgl. bei Nr. 3, 6 II, 8. 

La reunion des Mooarques allies et de leurs Cabinets ä Troppau, arretee 
ä la suite des evenements qui avaient renvevse le Gouvernement legitime ä 
Naplos, etait destinee ä fixer le point do vuo dans lequel il convenait de se 
placer ä l'egard de ces funestes evenements, ä se concerter sur une marche 
commune, et a oombiner, dans un esprit de justice, de conservation et de rnode- 
ration, des mesures propres h garaDtir l'Italio d'un bouleversement geoeral, et 
les otats voisins des plus imminents dangers. Gräce ii l'heureuse conformite de 
vues et de dispositions qui regnait entre les trois Augustes Souverains, cette 
premiero tächo fut bientöt remplie. Des prineipes clairement enonces et reci- 
proquement erabrasses avec toute la siücorite d'une conviction intime, conduisirent 
ä des resolutions aoalogues, et les bases etablies des les premieres Conferences 
ont ete invariablement suivies pendant tout le cours d'uno reunion signalee par 
les resultats les plus remarquables. 

Traosfetee ä Laibach, cette reunion prit un caractere plus prononce par 
la presence et le concours du Roi des Deux-Siciles, et par rassentiment unanime 
avec lequel les Princes d'Italie accederent au Systeme adopte par les cabinets 
allies. Les Monarques se convainquirent que les gouvernements les plus imme- 
diatement interesses aux destinoes de la Pöuinsule, rendaient justice ä la pureto 
de Leurs intentions, et qu'un Souverain place dans la Situation la plus penible 
par des actes, auxquels la perfidie et la violence avaient su associer son nom, 
s'en remettait en pleine confiance ä des mesures qui devaient a la fois mettre 
un terme ä cet etat de captivite morale, et rendre ä ses fidelos sujets le repos 
et le bien-etre dont des factions criminelles les avaient prives. 

L'effet de ces mesures n'a pas taide ä se manifester. ... Le pouvoir 
legitimo est retabli; les factions sont dispersees, le peuplo Napolitain est delivre 
de la tyrannie de ces imposteui-s audacieux qui, en le bercant des reves d'une 
fausse liberte, exer9aient sur lui les vexations les plus cruelles, lui imposaient 
d'enormes sacrifices, au seul profit de leur ambition et de leur avidit^, et mar- 
chaient ä grands pas vers l'irreparable ruine d'un pays dont ils ne cessaient de 
se dire les regenerateurs. . . . 

Pendant le cours de ces grandes transactions, on a vu eclater de plus 
d'un cöte les effets de cette vaste conjuration, tramoe depuis longtemps contre 
tous les pouvoire etablis, et contre tous les droits consaercs par cet ordre social 
sous lequel l'Europe a joui de tant de siecles de bonbeur et de gloire. . . . Les 
Etats qui ont admis des cbangements dans leur regime politique, ne sont pas 
plus ä l'abri de leurs attaques que ceux dont les anciennes institutions ont tra- 
verse les orages du temps. Monarchies pures, monarebies limitees, constitutions 
federatives, republiques: tout est compris, tout est englobe dans les arrets de 
proscription d'une secte, qui traite d'oligarchie tout ce qui, dans quelque forme 
que ce soit, s'eleve au-dessus du niveau d'une egalite chimerique. Les chefs 
de cette ligue impie, indifferents ä ce qui resultera de la destruetion generale 

1) Fürst t. Metternich an die Österreich. Gesandtschaften bei Übersendung der (nur toü 
Osterreich, Preußen und Rußland unterzeichneten) declaration Tom gleichen Tage. 

2) Aus dor Cirkulardepesche des Lords Castlereagh an die englischen Missionen 
vom 19. Januar 1821 : 

Le Systeme des mesures propose somit diam6tralement opposo aux loU fondnmontAles de 
la Grande -Bretagne ... Le gouTeraemont britannique^ n'en jugerait pas moins que les prin- 
eipes qui servent de base ä ces mesures ne peuvent etre admis avec quelque sfiretö comme 
systöme des lois ontro les nations . . . l'adoption de ces prineipes sanetionnerait inevi- 
itablement et pourrait amener Jpar la suite de la part de souverains moins bienvoiLlantg une 
ntervention dans les affaires interieures des fetats boaueoup plus frequento et 
ptu» etenduo. . . qui puisse se concilier avec l'intöret general ou avec l'autorite reolle 
et la dignite des souverains indepondan ts. . . . 
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qu'ils meditent, indifferente a toute espece d'organisation stable et permanente, 
n'en veulent qu'aux bases fondamentales de la soci&e. Renverser ce qui 
existe, — sauf ä y substituer, ce que le hasard suggörera ä leur imagination 
dereglee ou ä leurs sinistres passions — voilü l'essence de leurs doctrines et le 
secret de toutes leurs machinations! 

Les Souvorains allies n'ont pu meoonnaitre, qu'il n'y avait 
qu'une barriero ä opposer ä ce torrent devastateur. Conserver ce 
qui est legaloment etabli, — tel a du etre le principe invariable de 
leur politique, le point de depart, et l'objet final de toutes leurs resolutions. 
Iis n'ont pu etre arretes par les vaines clameurs de l'ignorance ou de la malice, 
les accusant de condamner l'humanite ä un etat de Stagnation et de torpeur in- 
compatible avec la marcho naturelle et progressive de la civilisation , et avoc le 
perfectionnement des institutioos sociales. Jamais ces Monarques n'ont manifeste 
la moindre disposition de contrarier des amoliorations reelles, ou la reforme des 
abus qui so glissent dans les meilleurs gouvernements. Des vues biens differentes 
Les ont constamment animees; et si ce repos que les gouvernements et les pouples 
avaieut le droit de croire assure par la pacification de l'Europe, n'a point pu 
operor tout le bien qui devait en resulter, c'est que les gouvernements ont du 
concentrer toutes leurs pensoes sur les moyens d'opposer des digues aux progres 
d'une faction qui, repandant autour d'elle l'erreur, le mecontentement, le fanatisme 
des innovations, eut bientöt mis en probleme l'existence d 1 un ordre public quol- 
conque. Los changements utiles ou necessaires dans la logislation et 
dans l'ad ministration des Etats ne doivent emanerque de la volonte 
libre, de l'impulsion reflechie et eclairee de ceux que Dieu a rendus 
responsables du pouvoir. Tout ce qui sort de cette ligne, conduit necessaire- 
ment au desordre, aux bouleversements, ä des maux bien plus insupportables 
que ceux que Ton pretend guerir. Penetres de cette verite oternelle, les Souve- 
rains n'ont pas hesito ä la proclamer avec franchise et vigueur; Iis ont declare 
qu'on respectant les droits et Tindependance de tout pouvoir legi- 
time, Iis regardaient comme legalement nullo et desavouee par les 
principes qui constituent le droit publio do l'Europe, toute pre- 
tendue reforme operee par la revolte ot la forco ouverte. Iis ont 
agi, en consequence de cette doclaration, dans les evenements de Naples, dans 
ceux du Piemont, dans ceux meine qui, sous des circonstaoces tres differentes, 
mais par des combinaisons egalement criminelles, viennent de livrer la partie 
Orientale de l'Europe ä des convulsions incalculables. . . . 

. . . Des motifs d'une gravite incontestable, et pleinement justifies par les 
resultats, avaient determine les Souvorains ä intervenir dans les affaires de 
l'Italie; Iis sont loin de vouloir prolonger cette intervention au dela des limites 
d'une stricte necessite, desirant bien sincerement que les circonstances qui leur 
ont impose ce penible devoir, ne se reproduisent jamais. 8 
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Abdruck dieses Auszugs ans der „seventh annnal message" an den Kongreß der V. St. 7. 
Amerika nach der im Auftrage des Kongresses von James Richardson herausgegebenen 
compilation of the mosaages and papers of the Presidonts 1789/1897 (Washington govornment 
printing offloe 1898 Bd. 2 S. 207). 

Literatur: Bonais 300, 143; Oarois 7, 26; Hoffter23; v. Holtzendorff I V 44, 114, 82B; v.Liszt8,7; 
v. Martens I 77; Kivier 31; Stoerk 18, 81; Ullmann 140, 9b, 184. 



3) Der Satz ist wiederholt in der Cirkulardeposche nach dem Kongreß zu Verona vom 
14. Dezember 1822. 

1) Der Inhalt der politisch bedeutsamen Akte wird recht häufig — und nicht immer 
richtig — erwähnt. Der Urtext fehlt aber leider in den gebräuchlichen Sammel- 
werken Die hervorstechenden Sätze jedoch zum Teil bei Ullmann. 
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Fellow-Citizens of the Senate and House of Repräsentatives: 
Many important subjects will claim your attention during the present 
Session, of which I shall endeavor to give, in aid of your deliberations, a just 
idea in this communication. . . . 

[Abs. 7.] At the proposal of the Russian Imperial Government, made 
through tho minister of the Emperor residing here, a füll power and instructions 
have been transmitted to tho minister of the United States at St. Petersburg to 
arrange by amicable negotiation the respective rights and interests of the two 
nations on the northwest coast of bis continent A similar proposal had boen 
made by His Imperial Majesty to the Government of Great B ritain, which has 
likewise been acceded to. The Government of the United States has boen desi- 
rou8 by this friendly proceeding of manifesting the groat value which they have 
invariably attached to the friendship of the Emperor and their solicitude to cul- 
tivate the best understanding with his Government. In the discussions to which 
this interest has given rise and in the arrangements by which they may ter- 
minate the occasion has been judged proper for asserting, as a principle in 
which the rights and interests of the United States are involved, 
that the American continents, by the free and independent condi- 
tion which they have assumed and maintain, are henceforth not to 
be considered as subjects for future colonization by auy European 
powers. 

[Abs. 48.] It was stated at the commencement of the last Session that a 
great erTort was then making in Spain and Portugal to improve the condition 
of the people of those countries, and that it appearod to be conducted with 
extraordinary moderation. It need scarcely be remarked that the result has 
been so far very different from what was then anticipated. Of events in that 
quarter of the globe, with which we have so much intercourse and from which 
we derive our origin, we have always been anxious and interested spectators. 
The Citizens of the United States cherish sentiments the most friendly in favor 
of the liberty and happiness of their fellow-men on that side of the Atlantic. 
In the wars of the European powers in matters relating to them- 
selves we have never taken any part, nor does it comport with our 
policy so to do. Itisonlywhen our rights are invaded or seriously 
menaced that we resent injuries or make preparation for our de- 
fense. With the movements in this hemisphero we are of necessity 
more immediately connected, and by causes which must be obvious 
to all enlightened and impartial observers. The political System of 
the alliod powers is essentially different in this respect from that 
of America. This difference proceeds from that which exists in their respec- 
tive Governments; and to the defense of our own, which has been achieved by 
the loss of so much blood and treasure, and matured by the wisdom of their 
most enlightened Citizens, and under which we have enjoyed unoxampled felicity, 
this whole nation is devoted. "We owe it, therefore, to candor and to the ami- 
cablo relations existing between tho United States and those powers to declare 
that we should consider any attempt on their part to oxtend their 
System to any portion of this hemisphere as dangerous to our peace 
and safety. With the existing colonies or dependencies of any 
European power we have not interfered and shall not intorfere. 
But with tho governmonts who have declared their independence 
and maintained it, and whose independence we have, on great con- 
sideration and on just principles, acknowledged, we could not view 
any interposition for the purpose of oppressing them, or Control- 
ling in any other manner their destiny, by any European power in 
any other light than as the manifestation of any unfriendly dispo- 
sition toward the United States.* In the war between those new Govern- 



2) Vgl. den Vorbehalt der V. St. v. A. zu dem I. Abkommen der Haager Frieden«« 
konferenz vom *29. 7.99 ood den Hay-Pauncef ote Vertrag vom *18. 11. 1901. 
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ments and Spain we dcclared our neutrality at the tinie of their recognition, 
and to this we have adhored, and shall continue to adhero, provided no change 
shall occur which, in the judgment of the competeot autborities of this Govern- 
ment, shall make a corresponding change on the part of the United States in- 
dispensable to their security. 

[Abs. 49.] Tho late events in Spain and Portugal shew that Europe is 
still unsettled. Of this important fact no stronger proof can be adduced than 
that the allied powers should have thought it proper, on any principlo satis- 
factory to themselves, to have iutorposed by force in the internal concorns of 
Spain. Tho what extent such interposition may be carried, on the same prin- 
ciple, is a question in which all independent powers whose governments differ 
from theirs aro interested, oven those most remote, and surely none more so 
than the U. S. Our policy in regard to Europe, which was adopted at an 
carly stage of the wäre which have so long agitated that quarter of tho globe, 
nevertheless remains the same, which is, not to interfore in the internal 
concerns of any of its powers; to consider the government de facto as the 
legitimate government for us; to cultivate friendly relations with it, and to 
pre8erve those relations by a frank, firm, and manly policy, meeting in all in- 
stances the just Claims of every power, submitting to injuries from none. But 
in regard to those continents circumstances are eminently and conspicuously 
different. It is impossible that the allied powers should extend their 
political System to any portion of either continent without endange- 
ring our peace and happiness; nor can anyono believe that our southern 
brethern , if left to themselves, would adopt it of their own accord. It is equally 
impossible, therefore, that we should behold such interposition in 
any form with indiff erence. If we look to the comparative strength and 
resources of Spain and those new Governments, and their distance from each 
other, it must be obvious that sbe can never subdue tbem. It is still the 
true policy of the U. 8. to leave the parties to themselves, in the 
hope that other powers will pursue the same course. 



Nr. 9. 

Frieden zu Adrianopel vom 2./I4. September 1829. 

Vertragsstaaten: Rußland — Türkei. 

Urtext: französisch. — Abdruck: Martens 8 S. 143; Martens-Cussy 4 3.221. 
Literatur vgl. bei Nr. 10, 12, 15 und zu dem Berliner Vertrage vom «13.7. 1878. 

Art. 2. S. M. l'empereur et padischah de toutes les Russies, voulant 
donner ä S. H. l'empereur et padischah des Ottonians un temoignage de la sin- 
corite de ses dispositions amicales, restitue ä la Sublime Porte la prineipaute de 
Moldavie, avec les limites qu'elle avait avant le commencement de la guerre, 
ä laquelle le presont traite vient de mettre un terme. S. M. I. restitue egale- 
ment la prineipaute de Valachie, le banat de Crajova sans exeeption quelconque, 
la Bulgarie et le pays de Dobridge depuis le Danube jusqu'ä la mer, avec 
Silistrie, flirsova, Matchin, Isaktscha, Toultscha, Babadag, Bazardschick, Varna, 
Pravody et autres villes, bourgs et villages qu'il renferme, touto l'etendue du 
Balkan depuis Eraine-Bournou jusqu'ä Kasar, et tout le pays depuis les Balkans 
jusqu'ä la mer Noire, avec Slimna, Tschamboly, Aida, Karnabat, Missemiria, 
Okhioly, Burgas, Sizepolis, Kirk-Klissi, la ville d'Andrinople, Lule- Burgas, et 
enfin toutes les villes, bourgs et villages, et en general tous les endroits que les 
troupes russes ont occupes en Roumeüe. 

Art. 3. Le Pruth continuera ä former la Ii mite des deux empires, 
du point oü cette riviere touche le teiritoire de Moldavie jusqu'ä son confluent 
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avec lo Danube. De cet endroit la ligne des frontieres suivra le conrs du 
Dan übe jusqu'ä l'embouchure de Saint -Georges, de sorte qu'en laissant toutes 
les lies formees par les differents bras de ce fleuve en possession de la Russie, 
la rive droite en restera comme par le passo ä la Porte ottomane. II est con- 
venu neanmoins que cotte rive droite, ä partir du point oü le bras de Saint- 
Georges se separe de celui de Soulineh, demeurera inbabitee a la distance de 
deux heures de ce fleuve et qu'il n'y sera forme d'etablissement d'aucune es- 
pece, et que do meme sur les iles qui resteront en possession de la cour de 
Russie, ä l'exception des quarantaines qui y seront otablios, il ne sera permis 
d'y faire aueun autre etablissement, ni fortification. Les bätiments mar- 
cbands dos deux puissances auront la faculte de naviguer sur le 
Danube, dans tout son cours, et ceux portant lo pavillon ottoman pourront 
entrer librement dans les embouebures de Vili et de Souline; celle de Saint - 
Georges demeurera commune aux pavillons de guerre et marchands des deux 
puissances contractantes. Mais les vaisseaux de guerre rasses no pourront, en 
remontant le Danube, depasser l'endroit de sa jonetion avec le Pruth. 
Art. 4. [Abgrenzung der Staatsgebiete in Asien.] 

Art. 5. Los prineipautes de Moldavie et de Valacbie s'etant, par 
suite d'une capitulation , placees sous la suzerainetö de la Sublime Porte, 
et la Russie ayant garanti leur prosperite, il est entendu qu'elles con- 
serveront tous les Privileges et immunites qui leur ont ete aecordes, 
soit par leurs capitulations, soit par les traites conclus entre les deux empires, 
ou par les batti - cherifs omanes en divers temps. En consequence olles joui- 
ront du libre exercice de leur culte, d'une sürete parfaite, d'une administration 
nationale independante et d'une pleine liberte de commerce, les clauses addition- 
nelles aux stipulations antecedentes, jugees necessaires pour assurer a ces deux 
provinces la jouissanco de leurs droits, sont consignees dans l'acte separo ci-joint \ 
qui est et sera considere comme faisant partie integrante du present traite. 

Art. 6. Les circonstances survenues depuis la conclusion de la Con- 
vention d'Ackerman *, n'ayant pas permis a la Sublime Porte de s'oecuper imme- 
diatement do la mise a execution des clauses de l'acte separe, relatif a la 
Serbie et annexe ä l'article 5 de ladite Convention, eile s'engage de la maniere 
la plus solennello ä les remplir sans le moindre delai et avec la plus scrupu* 
leuse exaetitude, et ä proceder nommement h la restitution immediate des six 
districts detaches de la Serbie, de maniere a assurer pour toujours la tranquil- 
lite et le bien-etre de cette nation fidelo et soumise. Le flrman rovetu du hatti- 
cherif qui ordonnera l'execution des susdites clauses, sera delivre et officielle- 
ment communique ä la cour imperiale de Russie, dans le terine d'un mois, ä 
dater de la sigoature du present traite de paix. 

Art. 7. Les sujets russes jouiront, dans toute l'otenduo de l'empire 
ottoman, tant sur terre que sur mer, de la pleine et eutiere liberte de com- 
merce quo leur assurent les traites conclus anterieurement entre les deux hautes 
puissances contractantes. II ne sera porto aueune atteinte a cetto liberte de 
commerce, et e!le ne pourra etro geueo dans aueuu cas, ni sous aueun pretexte, 
par une prohibition ou restriction (^uelconque, ni par suito d'aucun reglement ou 
mesuro soit d'amioistration soit de legislation intörieure. Les sujets, bätiments 
et marchandises russes seront ä l'abri de toute violence et de toute ebicane : les 
Premiers demeureront sous la juridiction et police exclusive du mi- 
nistre et des consuls do Russie; les bätiments russes ne seront jamais 
soumis a aueune visite de bord quelconque de la part des autorites ottomanes, 
ni on pleino mer, ni dans aueun des ports ou rades soumis ä la domination de 
la Sublime Porte, et toute marchandise ou denree appartenant a un sujet russe, 
apres avoir acquittö los droits de douaue regles par les tarifs, pourra etre libre- 
ment vendue, deposee ä terre dans les magasins du proprietaire ou consignataire, 
ou bien transportee sur un autre batiuient, de quelque nation que ce puisse 



1) Abgedruckt bei Martens und Martens -Cussy. 

2) 7.10. 1826 (Martens G S. 10C3, M.-C. 4 S. SB). 
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etre, sans que le sujot russe ait besoin dang ce cas d'en donaer avis aux au- 
toritos locales, et encore moins de leur en demander la permission. Jl est ex- 
prossement convenu que lcs bles provenant de Russie jouiront de ces meines 
Privileges, et que leur libre transit ne souffrira jamais et sous aueun pretexte la 
moindre difficulte ou empeehement. La Sublime Porte s'engage en outre ä 
veiller soigneusement ä ce quo le commerce et la navigation de la mer 
Noire eu patticulier, no puissent eprouver aueune entrave de quolque naturo 
que ce soit. A cet effet, eile reconnait et declare le passage du canal 
de Constantinople et du detroit des Dardanelles entierement libre 
et ouvert aux bätiments russes sous pavillon marchand, charges ou 
sur lest, soit qu'ils viennent de la mer Noire pour entrer dans la Mediterranee, 
soit que, venant de la Mediterranee, ils veuillent entrer dans la mer Noire. 
Ces navires, pourvu qu'ils soient des bätiments marchands, de quelque grandeur 
et de quelque portee qu'ils puissent etre, ne soront exposes ä aueun empeehe- 
ment ou vexation quelconque, ainsi qu'il a ete regio ci-dossus. Les deux cours 
s'entendront sur les moyens les plus propres a prevenir tout retard dans la 
delivrance des expeditions necessaires. En vertu du meme priDcipe, le. 
passage du canal de Constantinople et du detroit des Dardanelles 
est declare libre ot ouvert ä tous les bätiments marchands des 
puissances qui se trouvent en etat de paix avec la Sublime Porte, 
soit qu'ils aillent dans les ports russes de la mer Noire, ou qu'ils en viennent 
charges ou sur lost, aux memes conditions qui sont stipulees pour les navires 
sous pavillon russe. 

Enfin la Sublime Porte, reconnaissant ä la cour imperiale de Russie le 
droit de s'assurer des garanties de cette pleino liberte de commerce et de na- 
vigation dans la mer Noire, doclare solennellement qu'il n'y sera jamais, et 
sous aueun pretexte quelconque, apporte de sa part le moindre obstacle. Elle 
promet surtout de ne jamais se pennettre dorenavant d'arreter ou de retenir les 
bätiments chargos ou sur lest, soit russes, soit appartenant ä des nations avec 
lesquell es l'empire ottoman ne serait pas en etat de guerre declaree, et passant 
par le canal de Constantinople et le detroit des Dardanelles pour se rendre de 
la mer Noire dans la Mediterranee, ou de la Mediterranee dans les ports russes 
de la mer Noire. Et si, co qu'ä Diou ne plaise, quelqu'une des sti- 
pulations contenues dans le present article veoait ä etre enfreinte, 
sans que les reclamations du ministre de Russie ä ce sujet obtinssent 
une pleino et prompte satisfaction, la Sublime Porte reconnait 
d'avanco ä la cour imperiale de Russie le droit de considerer une 
paroille infraction comme un acte d'hostilite, et d'usor immediate- 
ment de represailles onvers l'empire ottomau. 

Art. 8, 9. [Ersatz für Schädigung des russischen Handels; Kriegsent- 
schädigung vorbehalten.] 

Art. 10. La Sublime Porte, en declarant son entiere adhesion aux 

stipulations du traite conclu ä Londres le «g jaüTet 1827 entre la 
Russie, la Grande-Bretagne et la France, accede egalement ä l'acte 
arreto le 10/22 Mars 1829 8 , d'un commun aecord, entro ces memes puissances, 
sur la base dudit traite, ot contenant les arrangements de details relatifs ä son 
execution definitive. Aussitot apres l'echange des ratifications du present traite 
de paix, la sublime Porte nommera des plenipotentiaires pour convenir avec 
ceux de la cour imperiale de Russie et des cours d'Angleterre et de France, 
de la mise ä execution desdites stipulations et arrangements. 

Art. 18. Les hautes parties contractantes, en retablissant entre clles les 
rapports d'une amitie sincere, aecordent un pardon general et une am- 
nistie pleino et entiere ä tous ceux de leurs sujots, de quelque condition 
qu'ils puissent etre, qui pendant le cours de la guerre heureusement terminee 
aujourd'hui, auraient pris part aux Operations militaires, ou manifeste, soit par 
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leur conduite, soit par leurs opinions, leur attachement ä l'une ou l'autre des 
deux puissances contractantes. 

En consequeooe, aucun de ces individus ne sera inquiete ou poursuivi, 
ni pour sa personne, ni dans ses biens, ä cause do sa conduite passee, et 
chacun d'eux recouvrant les proprietes qu'il poseedait auparavant, en aura la 
paisible jouissance sous la protection des lois, ou bien sera libro de s'en de- 
faire dans l'espace de dix-huit mois, pour se transportor, avec sa 
famille et ses biens meubles, dans tels pays qu'il lui plaira de 
choisir, sans essuyer de vexations ni d'entraves quelconques. 

II sera en outre aecorde aux sujets respectifs etablis dans les 
pays restitues ä la Sublime Porte ou cedes a la cour imperiale de 
Russie, le merae terme de dix-huit mois, ä compter de l'echange des 
ratif ications du present traite de paix, pour disposer. s'ils le jugent 
convenable, de leurs proprietes acquises, sott avant, soit depuis la 
guerre, et se retirer, avec leurs capitaux et leurs biens meubles, 
des etats de l'une des puissances contractantes dans ceux de 
l'autre, et reeiproquement. 

Art. 14. Tons les prisonniers de guerre, de quelque nation, con- 
dition et sexe qu'ils soient, qui se trouvent dans les deux empires}, doivent, 
aussitot apres l'echange des ratifications du present traite de paix, etr f e de- 
livres et rendus sans la moindro rancon ou payement. Sont exceptes les 
chretiens qui ont embrasse de leur plein gre la roligion mahometanc, 
dans les etats de la Sublime Porte, et les mahometans qui, egalement de 



rempire de Russie. . . . 

Art 15. Tous les traites, Conventions et stipulation« arretes et conclus 
ä differentes epoques entre la cour imperiale de Russie et la Sublime Porte 
ottomane, sauf les articles auxquels il a ote deroge par le present traite de paix, 
sont confümes dans toute leur force et valeur, et les deux hautes parties con- 
tractantes s'engagent ä les observer religiousemcnt et inviolabloment 

Art. 16. [Ratifikationsklausel.] 



Vertragsstaaten: Frankreich, Großbritannien, Kußland (zu III auch Bayern). 

Urtext: französisch. — Abdruck I, III: Martens 7 S. 282; 10 S. 6ö0; Martens • Cnssy 4 S. 106, 
339; II: Noradoanghian 2 S. 177 (nicht bei M. u. M.-C); III: mit Übersetzung im bayrischen 
Regierungsblatt 1832 Sp. 13. — Urkunden zur Geschichte: Klüber, pragmatische Ge- 
schichte der Wiedergeburt Griechenlands 1835 (auch Anhang Nr. 96). 

Literatur: Bonfils 117, 207; Gareis 7. 16; Ileffter 23, 97; von Holtzendorff II 5fg., III 27; 
v. Liszt 3, 6, 22; Martens I 81, 64, 116; Bivier 3, 7; Stoerk 13, 23; Ulimann 20. 

I. Vertrag zu London vom 6. Juli 1827. 

Art. 1. Les hautes parties contractantes offriront ä la Porte ottomane 
leur mediation dans le but de menager une reconciliation entre cette puissance 
et les Grecs. 



1) Vgl. noch Art. 10 des Friedens zu Adrianopel vom *2./H. September 1829, ferner den 
Vertrag zu London vom 13. Juli 1863 zwischen den 3 Großmachten und Dänemark (M. 1 17" S.79, 
M.-C.-G. 1 S. 272). Art. 8 dieses Vertrages: La Grdce sous la sourerainetö du princo Guillaume 
de Danemark [als König: Georg I.] et la garantie des trois cours, formera un Etat monarchique, 
independant, constitutionnel. 
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Art 2. L'arrangement ä proposer ä la Porte Ottomane reposera 
sur les bases suivantes: Les Grecs releveront da sultan comme d'un 
seigneur suzerain, et en consequence de cette supprematie, ils payeront 
vn tribut annuel, dont le montant sera fixo, uno fois pour toutes, d'un com- 
mun aecord. Iis seront gouvernes par des autorites qu'ils choisiront et nom- 
meront eux-memes; mais sur la nomination desquelles la Porte aura une actioa 
determinee. 

Afin d'etablir une Separation complete entre les individus des deux na- 
tions, et pour empecher les collisions, inevitables consequences d'une si longue 
quereile, les Grecs entreront en possessio d des proprietes situees sur le con- 
tinent ou dans les lies de la Grece, sous la condition d'indemniser les proprio« 
taires actuels, ou par le payement d'une somme annuelle ajoutee au tribut qui 
doit etre paye ä la Porte, ou par tout autre arrangement de la meme nature. 

Art. 4. Les puissances contractantes s'engagont ä poursuivre l'oeuvre 
salutaire de la pacillcation do la Grece d'apres les prineipes poses dans les ar- 
tioles precedenta, et ä munir sous le moindre delai leurs representants k Con- 
stantinople des Instructions necessaires pour l'execution du traite qu'elles signent. 

Art. 5. Les puissances contractantes ne chercheront, dans les arrange- 
ments, ni une augmentation de territoire, ni l'etablissement d'une influeuce ex- 
clusive, ni d'autres avantages commerciaux pour leurs sujets, que ceux que 
toute autre nation pourrait obtenir egalement. 

Art* 6. Les anangements de reconciliation et de paix qui seront defini- 
sivement convenus entre les parties en contestation , seront garantis par Celles 
des puissances signataires qui jugeront utile ou possible pour elles de contracter 
une teile Obligation. La nature de cette garantie sera l'objot de stipulation 
tubsequentes entre les hautes puissances. 

II. Londoner Protokoll vom 3. Februar 1830.' 

1. La Grece formera un Etat indopendant, et jouira de tous 
les droits politiques, administratifs, et commerciaux. attaches ä 
une independance complete. 

2. En consideration de ces avantages aecordes au nouvel Etat, et 
pour deferer au desir qu'a exprimö la Porto d'obtenir la roduetion des frontieres 
fixees par le protocole du 22 mars", la ligno de demarcation des limites de 
la Grece partim de rembouchure du fleuve de l'Äspropotamos. remontera ce 
fleuve jusqu'ä la hauteur du lac d'Anghelocastro, et, traversant ce lac, ainsi 
que ceux de Vracbori et de Saurovitza, eile aboutira au mont Artotina, d'oü 
eile suivra la crete du mont Oxas, la vallee de Calouri et la crete du mont (Eta, 
jusqu'au golfe de Zeitoun, qu'elle atteindra ä Tembouchure du Sperchius. 

Tous les territolres et pays situes au sud de cette ligne, que la Con- 
ference a indiques sur la carte ci-jointe, appartiendront ä la Grece, et tous lee 
pays et territoires situes au Nord de cette meme ligne conti nueront ä faire partie 
de l'Empire Ottoman. 

Appartiendront egalement h la Grece, l'ile de Negrepont tout entiere avec 
les iles du Diable et l'ile Skyro, et les fies connues anciennement sous le nom 
de Cyclades, y compris l'ile d'Amorgo, situees entre le 38 m " et 39 m * degre de 
jatitude Nord, et le 2b' rae de longitude Est, du meridien de Greenwich. 

3. Le Gouvernement de la Grece sera monarchique et hero- 
ditaire, par ordre de primogeniture. II sera confie k un Prince 
qui ne pourra pas etro choisi parmi ceux des familles regnantes dans 



2) Ein 2. Protokoll vom gloichon Tage betrifft die (dann abgelehnte) Wahl des Prinzen 
Leopold von Sachsen-Coburg zum „prince souvorain de la Grece 1 *, ein 3. Protokoll die katho- 
lischen Bewohner Griechenlands. In diesem heißt es u. a., daß der König ron Frankreich fdr 
die griechisch gewordenen Provinzen niederlegt: un patronage special ... que de- 

f'Qis plusieurs siecles laFranco est en possession d'exercer en faveur des Catho- 
iques soumis an Snltan . . . 

3) 1829, in deutscher Übersetzung bei Klüber S. 274 (vgl. noch Nr. 9 boi Anm. 3). 

Fleischmann, Völkerrochtsqncllon. 3 
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les Etats signataires du ti-aite" du *6 juillet 1827, et portera le titre 
de Prince Souverain de la Grece. Le choix de ce Prince fera l'objet de 
Communications et de stipulations ulterieures. 
4, 5. |Friede; Amnestie.] 

6. La Porte Ottomane accordera ä coux de ses sujots Grecs qui desire- 
raient quitter le territoire turc, un delai d'un an pour vendre leurs proprietes et 
sortir librement du pays. 

Lo Gouvernement grcc laissera la meme faculte aux habitants de la Grece 
qui voudraient se transporter sur lo territoire turc. 

8. Cbacune des trois Cours conservera la faculte que lui assure 
l'art. 4 du traite du *6 juillet 1827, de garantir l'enscmble des arrangements et 
clauses qui precedent. Les actes de garautie, s'il y cn a, seront dressos se- 
parement. L'action et les effets de ces divers actes deviendront, consequemment 
6 l'article susdit, l'objet de stipulations ulterieures des Hautes Puissances. . . . 

9. Afin d'eviter les collisions qui ne maoqueraient pas de resultor, 
dans les circonstances actuelles, d'un contrat entre les commissaires demarca- 
teurs Ottomans, et les commissaires demarcateurs Grecs, quand il s'agira d'arreter 
sur les lieux le trace des frontieres de la Grece, il est convenu que ce travail 
sera coufie ä des Commissaires britanniques, franyais et russes, et que chacune 
des trois Cours en nommera un. . . . 

10. [Mitteilung der Bestimmungen des Protokolls an die Pforte und an 
die Residenten der Vertragsstaaten in Griechenland.] 

11. Les trois Cours se reservent de faire entrer les presentes stipu- 
lations dans un traite formel, qui sera signe ä Loodres, considere comme oxecutif 
de celui du *6 juillet 1827, et coramunique aux autres Cours de l'Europe, avec 
invitation d'y acceder, si elles le jugent convenable. 

III. Vertrag zu London vom 7. Mai 1832. 

Art. 1. Die Höfe von Frankreich, Großbritannien und Rußland, zu 
solchem Ende von der griechischen Nation gehörig ermächtigt, bieten die erb- 
liche Herrschaft über Griechenland dem Prinzen Friedrieb Otto von Bayern, 
zweitgebornem Sohne S. M. des Königs von Bayern an. 

Art. 2. 8. M. der König von Bayern, im Namen Allerhöchstihres noch 
minderjährigen Sohnes handelnd, nehmen für Donselben die erbliche Herrschaft 
über Griechenland unter nachstehenden Bedingungen an: 

Art. $. Der Prinz Otto von Bayern wird den Titel König von Griechen- 
land führen. 

Art. 4. Griechenland soll, unter dor Herrschaft des Prinzen Otto von 
Bayern und unter der Garantie der drei Höfe einen unabhängigen monarchi- 
schen Staat bildon, wie solches das am *3. Februar 1830 unter gedachten Höfen 
abgeschlossene, und sowohl von Griechenland, als auch von der Osmanischen 
Pforte angenommene Protokoll besagt. } 

Art. 5. Die Grenzen des griechischen Gebietes sollen so festgestellt 
werden, wie sich aus den, gemäß dem Protokoll vom 26. September 1831, neuer- 
lich eingeleiteten Unterbandlungen der Höfe von Frankreich, Großbritannien und 
Rußland mit der Osmanischen Pforte orgoben wird. 

Art. tt. Nachdem die drei Höfe sich vorbehalten, das Protokoll vom 
*3. Februar 1830 in einen Definitiv - Traktat umzuwandeln, sobald die 
Unterhandlungen über Griechenlands Grenzen beondigt sein worden, und diesen 
Vertrag allen Staaten, mit welchen Sie in Verbindung stehen, mitzuteilen, so 
wird audurch festgesetzt, daß diese Verbindlichkeit erfüllt, und des Königs von 
Griechenland Majestät kompaziszierender Teil in besagtem Vertrage werden soll. 

Art. 7. Die drei Höfe werden von nun an sich dahin verwendon> 
daß der Prinz Otto von Bayern als König von Griechenland von allen Sou- 
veränen und Staaton, mit welchen sie in Verbindung stehen, anerkannt 
werde. 
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Art. 8. Da die Krone und Königliche "Würde in Griechenland erblich 
sein sollen, so werden solche auf des Prinzen Otto von Bayern direkte und 
legitime Erben und Nachkommen nach dem Eechte der Erstgeburt über- 
gehen . . .* 

In keinem Fall können die griechische und die bayerische Krone auf 
demselben Haupte vereinigt werden. 

Art. 9 — 11. [3 vom Könige von Bayern zu ernennende Bäte sollen die 
Begentschaft während der Minderjährigkeit des Köuigs bilden (vgl. noch Art. 16). 
Fortbezug der bayerischen Apanage.J 

Art. 12. Gemäß den Bestimmungen des Protokolls vom 20. Februar 1830, 
verpflichten Sich S. M. der Kaiser aller Beußen, ein von dem Prinzen Otto von 
Bayern, als König von Griechenland, zu kontrahierendes Anlehn zu verbürgen, 
und I. MM. der König der Franzosen, dann der König des vereinigten Beicbes von 
Großbritannien und Irland, verpflichten Sich, der Erste Seinen Kammern, der 
Letzte Seinem Parlament zu empfehlen, Sio zur Übernahme gleicher Bürgschaft 
instand zu setzen, und zwar unter nachfolgenden Bedingungen. . . . 5 

Art. 13—15. [Grenzberichtigung; Truppenkorps von 3500 Mann in 
Bayern für den griechischen Dienst anzuwerben.] 

Art. 17. Die drei Höfe werden, vermittelst einer gemeinsamen Erklärung, 
der griechischen Nation die von Ihnen getroffene Wahl Seiner K. Hoheit 
des Prinzen Otto von Bayern zum König von Griechenland kund machen, und 
der Begentschaft alle und jede in ihrer Macht liegende Hilfe angedeihen lassen. 
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Das Königreich Belgien (Neutralität). 

Abdruck der (französisch abgefaßten) Urkunden b. Martens suppl. 20 S. 770: Martens -C. 4 S. 571, 
des Vertrages vom lö. November 1831 bei Martens 11 S. 390 und Uhillany II 646. Weitere 
Urkunden zur Geschichte: Nothoiub, ossai histerique et politiquo sur la revolution belgo 
4. Ausg. 1876 (deutsche Obersetzung von Adolph Michaelis , 1836) , ferner Staatsarchiv Bd. 19 
Kr. 4.068 fg., Martens suppl Bd. 13, 14, 15, 16, 20. 

Literatur: Bonfils 118, 340, 364, 527; Gnreis 7, 15, 20; Heffter 23, 97, 77; v. Holteendorff II 65,77 
III 29, 31, IV 137; v. Liszt 8, 6. 27; Marlens I 31, 64, 115, II 130, 57; Pereis 14; Rivier 7, 
11, 17; Stoerk 13, 52, 77, 46; Ullinann 18, 20. 

I. Verträge vom 19. April 1839 zwischen Preußen, Österreich, Frankreich, 

Großbritannien, Rußland und 

1. den Niederlanden. 

Art. 1. S. M. le roi des Pays-Bas, grand-duc de Luxembourg, s'en- 
gage ä faire immediatement convertir en traite avec 8. M. le roi des 
Beiges les articles annexes au present acte 1 , et arretes d'un commun aecord 
sous les auspices des cours de France, d'Autriche, de la Grande -Bretague, de 
Prusse et de Bussio. 

Art. 2. S. M. le roi des Francais, S. M. l'empereur d'Autriche, roi du 
Hongrie et de Boheme, S. M. la reine du royaume uni Je la Grande -Bretagne 
et d'Irlande, S. M. le roi de Prusse et S. M. l'empereur de toutes les Russies, 
declarent que les articles meutionnes dans l'artiele qui precede sont conHideres 
comme ayant la memo force et valeur quo s'ils etaient inseres textuellement 



4) Subsidiär die Frauen succestionsfähig (V. 30. 4. 1833: bayr. Reg -Bl. Nr. 38, Martens 13 
S. 93), 60 auch nach der geltenden grioch. Verfassung v. 16./18. 12. 1864, Art. 45 (Dureste II 321). 

5) Das griechische Anlehon , sagt Klübor SS. 507, erscheint als eine Denkwürdigkeit fü> die 
neuen Politik und die Theorie des positiven Völkerrechts. Vgl. noch Art. IL des V. v. 18.7. 1K63. 

1) Es sind dies die ersten „24 Artikel* * des Vertrages zwischen Belgien und den Nieder- 
landen (II). 

3* 
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dans le present acte, et qu'ils se trouvent ainsi plaoes sous la garantie de 
leursdites Majestes. 

Art. 3. L'union qui a existe entre la Hollande et la Belgique, 
eu vertu da traite de Vienne du 31 Mai 1815*, est reconnue par 8. M. 
le roi des Pays-Bas, grand-duc de Luxembourg, etre dissoute. 

2. Belgien. 

Art» 1. S. M. le roi des Francais, 8. M. l'empereur d'Autriche, roi de 
Hongrie et de Boheme, S. M. la reine du royaume uni de la Grande -Bretagne 
et d'Irlando, S. M. le roi de Prasse, et S. M. l'empereur de tontes les Russies, 
declarent que les articles ci-annexes, et formant la teneur du traite conclu en 
oe jour entre S. M. le roi des Beiges et S. M. le roi des Pays-Bas, grand-duc 
de Luxembourg, sont consideres comme ayant la meme force et valeur que s'ils 
etaient textuellement inseres dans le present acte, et qu'ils se trouvent ainsi 
places sous la garantie de leursdits Majestes. 

Art. 2. Le traite du 15 Novembre 1831, entre LL. MM. le roi des 
Francais, l'empereur d'Autriche, roi de Hongrie et de Boheme, la reine du ro- 
yaume uni de la Grande -Bretagne et d'Irlande, le roi de Prasse et l'empereur 
de toutes les Russies, et S. M. le roi des Beiges, est declare n'etre point ob- 
igatoire pour les hautos parties contractantes. 

II. Vertrag vom 19. April 1839 zwischen den Niederlanden und Belgien. 

S. M. le roi des Beiges, et S. M. le roi des Pays-Bas, grand-duc de 
Luxembourg, prenant en consideration leurs traitos conclus avec les cours 
d'Autriche, de France, de la Grande -Bretagne, de Prasse et de Russie, savoir: 
par 8. M. le roi des Beiges, le 15 Novembre 1831, et par S. M. le roi des 
Pays-Bas, grand-duc de Luxembourg, en ce jour, leursdites Majestes ont 
nomine pour les plenipotentiaires, etc. 

Art. 1. Le territoire beige se composera des provinces de Brabant, 
Liege, Namur, Hainaut, Flandre occidentale, Flandre Orientale, Anvers et Lim- 
bourg, telles qu'elles ont fait partie du royaume des Pays-Bas constitue en 
1815, ä l'exception des di stricte de la province de Limbourg, designes ä l'article 4. 

Le territoire beige comprendra en outre la partie du grand-duche 
de Luxembourg indiqueo dans l'articlo 2. 

Art. 2. S. M. lo roi des Pays-Bas, grand-duc de Luxembourg, consent 
ä ce quo, dans le grand-ducho de Luxembourg, les liinites du territoire beige 
soient telles qu'elles vont etre decrites ci-dessous: . . . [Grenzbestimmung.] 

Art. 3. Pour les cessions faites dans l'article precedent, il sera 
assigue ä S. M. le roi dos Pays-Bas, grand-duc de Luxembourg, une in- 
denmitc territoriale dans la province de Limbourg. 

Art. 4. [Gebietsausgleich zugunsten Hollands und Luxemburgs für die 
Abtretungen in Art 1 und 2: Mastrieht usw.] 

Art. 5. S. M. le roi des Pays-Bas, grand-duc de Luxembourg, s'enten- 
dra avec la Confederation germanique et les agnats de la maison de Nassau, 
sur l'application des stipulations renfermees dans les articles 3 et 4, ainsi que 
sur tous les arrangements que lesdits articles pourraient rendre necessaires, soit 
avec les agnats ci-dessus nommes de la maison de Nassau, soit avec la Con- 
federation germanique. 8 

Art. 6. Moyennant les arrangements territoriaux arretes ci-dessus, 
chacune des deux parties renonce reciproquement pour jamais a toute pretention 
sur les territoire8, villes, places et lieux situes dans les limites des possessions 
de l'autre partie, telles qu'elles se trouvent decrites dans les articles 1, 2 et 4. 



2t Vgl. Art. 65 nnd 118 der Wiener Kon^roGukto rom *9. Juni 1816. 
8) Vorzieht der Agnaten (gegen 750 000 Holl. Gulden Entschädigung) vom 27. Juni 1839: 
Beschluß des deutschen Bundestages rom 6. September 1839 : Martens suppt. 20 S. 936, 974. 
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Art. 7. La Belgique, dans les limites indiquees aux articles 1, 2 et 4, 
formera un etat independaot et perpotuellement neutre. Elle sera 
tenue d'observer cette meine neutralite envers tous les autres etats.* 

Art. 8. L'ecoulement des eaux des Flandres sera regle entre la Bel- 
gique et la Hollande d'apres les stipulations arretees ä cet egard dans l'article 6 
du traite definitif, conclu entre S. M. l'enipereur d'Allemagne et les etats -gene- 
raux, le 8 Novembre 1785 6 ; et, conformemont audit article, des commissaires 
nommes de part et d'autre s'entendront sur l'application des dispositions qu'il 
consacre. 

Art. 9. §1. Les dispositions des articles 106 jusqu'au 117 inclusive- 
ment de *l'acte general du Congres deVienne, relatives ä la libre navi- 
gation des fleuves et rivieres navigables, seront appliquees aux 
fleuves et rivieres navigables qui separent ou traversent ä la fois 
ie territoire beige et le territoiro hollandais. 

§ 2. En ce qui concerne specialement la navigation de l'Escaut 
et de ses embouchures, il est convenu que le pilotage et le balisage, ainsi 
que la conservation des passes de l'Escaut en aval d'Anvers, seront soumis ä 
une 8urveillanco commune, et que cette surveillance commune sera exercee par 
des commissaires nommes ä cet effet de part et d'autre. Des droits de pilotage 
moderes seront fixes d'un commun aecord, et ces droits seront les memes pour 
les navires de toutes les nations. . . . 

§ 3. 11 sera percu par le gouvernement des Pays-Bae, sur la navigation 
de l'Escaut et de ses embouchures, un droit unique de 1 florin 50 cents par 
tonneau, savoir 1 florin 12 cents pour les navires qui, arrivant de la pleine 
mer, remonteront l'Escaut occidental pour se rendre en Belgique par l'Escaut 
ou par le canal de Terneuse, et de 0 floriu 38 cents par tonneau de navire qui, 
arrivant de la Belgiquo par l'Escaut ou par le canal de Terneuse, descendront 
l'Escaut occidental pour se rendre dans la pleine mer. 6 . . . 

§ 4. La blanche de l'Escaut dite l'Escaut oriental, ne servant point, dans 
l'etat actuel des localites, ä la navigation de la pleine mer ä Anvers et ä Ter- 
neuse, et vice versa, mais etant employee a ia navigation entre Auvers et le 
Rhin, celle -ci ne pourra etre grevee, dans tout son cours, de droits ou peages 
plus eleves que ceux qui sont per^us, d'apres les tatifs de Mayence, du 31 Mars 
1831 7 , sur la navigation de Gorcum jusqu'ä la pleine mer, en proportion des 
distances. 

§ 5. 11 est egalement convenu que la navigation des eaux iuter- 
mediaires entre l'Escaut et le Rhin, pour arriver d'Anvers au Rhin, et 
vice versa, restera reeiproquement libre, et qu'ello ne sera assujettie qu'ä 
des peages moderes, qui seront les memes pour le commerce des deux pays. 

§ 7. En attendant, et jusqu'ä ce que ledit reglement soit arrete, la 
navigation de la Meuse et des embrauchements restera libre au commerce dös 
deux pays, qui adopteront provisoirement, ä cet egard, les tarifs de la Con- 
vention, signee le 31 Mars 1831, ä Mayence, pour la libre navigation du Rhin, 
ainsi quo les autres dispositions de cette Convention, en tant qu'ellcs pourront 
s'appliquur ä ladite riviere. 

§ 8. Si des evenements naturels, ou des travaux d'art, venaient par la 
suite ä rendre impraticables les voies de navigation indiquees au present article, 
le gouvernement des Pays-Bas assignera a la navigation beige d'autrcs voies 
aussi sures et aussi bonnes et commodes, en remplacement des desdites voies 
de navigation devenues impraticables. 

Art 10. L'usage des canaux qui traversent ä la lois les deux pays 
continuera d'etre libre et commun ä leurs habitants. II est entendu 



4 Bemerkenswert die Verordnung vom 18.2. 1901 über die Zulassung fremder Kriegsschiffe 
in den belgischen Uewässern (abgedr. Revue 1901 S. 351). 

b) zu Fontainebleau: Martens r. 2 S. 602; Martens -Cussy I S. 363 (Auszug). 

6) Ablösung des Scheldezolls nach den Verträgen vom 12. Mai und 16. Juli 1863 (GS. 1864 
S. 73, Marlons * 17 II S. 223 ; M.-C.-G. I S. 274). 

7) GS. 1831 S. 73: Martens suppl. 13 S. 252; M.-C. 4 S. 271. 
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qu'ils en jouiront reciproquement et aux niemes conditions, et que, de part et 
d'autre, il ne sera percu sur la navigation desdits canaux que des droits moderes. 

Art. 11. Les Communications commerciales par la ville de Maestricht, 
et par celle de Sittard, resteront entierement libres et ne pourront etre entravees 
sous aucun pr&exte. 

L'usage des routes qui , en travorsant ces deux villes , conduisent aux 
frontieres de l'AUemagne, ne sera assujetti qu'au payement de droits de bar- 
Tiere moderes pour l'entretien de ces routes, de teile sorte que le commerce de 
transit n'y puisse epronver aucun obstacle, et que, moyennant les droits ci- 
dessus mentionnes ces routes soient entretonues en bon etat et propre ä faci- 
liter ce commerce. 

Art. 13. § 1. A partir du 1 er Janvier 1830, la Belgique, du chef du 
partage des dettes publiques du royaume des Pays-Bas, restera chargoe 
d'une somme de cinq milüons de florins des Pays-Bas de rente annuelle, dont 
les capitaux seront transferes du debet du grand-livre d'Amsterdam ou du debet 
du tresor general du royaume des Pays-Bas, sur lo debet du grand-livre de la 
Belgique 

§ 2. Les capitaux transferes et los rentes inscrites sur le debet du 
grand-livre de la Belgique, par suite du paragraphe precedent jusqu'a la con- 
currence de la somme totale de cinq millioiis de florins des Pays-Bas de rente 
annuelle, seront consideros comme faisant partie de la dotte nationale beige, et 
la Belgique s'engage ä n'admettre, ni pour le present ni pour l'avenir, aueuno 
distinetion entre cette portion de sa dette publique, provenant de sa reunion ä 
la Hollande, et toute autre dette nationale beige dejä creee ou ä creer. . . . 

Art. 14. Le port d'Anvers, conformement aux stipulations de Tar- 
ticlo 15 du traite de Paris, du *30 Mai 1814, continuera d'etre uniquement 
un port de commerce. 

Art. 17. Dans les deux pays dont la Separation a licu en consequence 
du present traite, les habitants et proprietaires, s'ils veulont trans- 
ferer leur domicile d'un pays ä l'autre, auront la liberte de disposer, 
pendant deux ans, de leurs propriotes, meubles ou immeubles, de quelque na- 
ture qu'elles soient, de les vendre, et d'emporter le produit de ces ventes, soit 
en numeraire, soit en autres valeurs, sans empöchement ou acquittement de 
droits autres que ceux qui sont aujourd'hui en vigueur d.nns les deux pays 
pour les mutations et transforts. 

II est entendu que renonciation est faite, pour le prosent et pour l'avenir, 
ä la pereeption de tout droit d'aubaine et de detraction sur les personnes et sur 
les biens des Beiges en Hollande, et des Hollandais en Belgique. 

Art. 18. La qualite de sujot mixte, quant ä la propriete, sera ro- 
connue et maintenue. 

Art» 19. Les dispositions des articles 11 jusqu'a 21 inclusivement, du 
traite conclu entre l'Autriche et la Russio, le 3 Mai 1815», qui fait partie 
integrante de l'acte general du Congres de Vienne, dispositions relatives aux 
proprietaires mixtes, a l'oloction du domicile qu'ils sont tenus de faire, aux 
droits qu'ils exorceront comme sujets de Tun ou de l'autre otat, et aux rapports 
de voisinage dans les proprietes coupcos par les frontieres, seront appliquees 
aux proprietaires, aiusi qu'aux proprietös qui, en Belgique, en Hollande ou dans 
le grand-ducho de Luxembourg, se trouveront dans les cas prevus par les sus- 
dites dispositions des actes du Gongres de Vienne. 

11 est entendu que les produetions minerales sont comprises dans les 
produetions du sol mentionnees dans Tarticlc 20 du traite du 3 Mai 1815, 
susalle^ue. Les droits d'aubaine et de detraction etant abolis des ä present 
entre la Belgique, la Hollande et le gtand-duche de Luxembourg, il est en- 
tendu que, parmi les dispositions ci-dessus mentionnees, celles qui se rapporte- 
raient au droit d'aubaine et de detraction serout censees nulles et sans effet 
dans les trois pays. 
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Art. 20. Personno, dans les pays qui changent de domination, ne 
pourra etre recherohe ni inquiete en aucune maoiere, pour cause quel- 
conque de participation directe ou indirecte aux evenoments politiques. 

Art. 21—24. [Wartegelder der Beamten, Aufrechterhaltung früherer 
gerichtlicher Urteile usw.j 

Art. 25. A la suite des stipulations du present traite, il y aura paix 
et amitie cntre S. M. le roi des Beiges, d'une part, et S. M. le roi des Pays- 
Bas, grand-duc de Luxembourg, de l'autro part; leurs heritiers et successeurs, 
leurs dtats et sujets respectifs. 



Nr. 12. 

Bosporus und Dardanellen. 1 

I. Convention (pour la fermeture) des detroits. — London 13. Juli 1841.* 

Vertragsstaaten: Preußen, Österreich, Frankreich, Großbritannien, Ruß- 
land — Türkei 

Beigetreten sind gemäß Art. 3 (1842): Belgien, Dänemark, Schweden und 

Norwegen. 

Text: französisch. — Abdruck: Martens« 2 S. 128, Martens - Cussy 5 8.123. — Einige Ur- 
kunden znr Geschichte bei Nnraduanghian Bd. 2. 

Literatur: Bonfils 499, 858; Garoia 21; Hofftor 76a; Hoilborn 49; v. Holtzendorff II 96, IV 46, 
137; v. Liszt26; v. Martens il 68, 1 101; Perols 6; Rivier 14 IV; Stoork 46; ülimann 77, 90. 

LL. MM. le roi des Francais etc. , persuados que leur unioh et leur aecord 
offrent ä l'Europe lo gage le plus certain de la conservation de la paix generale, 
objet constant de leur sollicitude, et Leursdites Majestes voulant attester cet 
aecord en donnant ä S. H. le Sultan une preuve manifeste du respect qu'elles 
portent ä l'in violabilite de ses droits souvorains, ainsi que de leur desir 
sincere de voir se consolider le repos de son empiro, Leursdites Majestes ont 
resolu de se rendre ä l'invitation de S. H. le Sultan, afin de constater en 
commun, par un acte formel, leur determination unanirae de se conformer ä 
l'ancienne regle de l'empire ottoman, d'apres laquelle le passage des detroits 
des Dardanelles et du Bosphore doit toujours etre ferme aux bfitiments de 
guerre etrangers, tant que la Porte se trouvo en paix. 

Leursdites Majestes, d'une part, et S. H. le Sultan, de 1'autre, ayant 
resolu de conclure entre elles une Convention a ce sujet, ont nomme ä cet effet, 
peur leurs plenipotentiaires, ote, etc. 

Art. 1. S. U. le Sultan, d'une part, declare qu'il a la ferme reso- 
lution de maintenir, h l'avenir, le principe invariablement etabli comme 
ancienne regle de son empire, et en vertu duquel il a ete de tout 
temps defendu aux bätiments de guerre des puissances etrangeres 
d'entrer dans les detroits des Dardanelles et du Bosphore; et que, 
tant que la Porte se trouve en paix, Sa Hautesse n'adraettra aueun 
bätiment de guerre etranger dans lesdits detroits; 

Et LL. MM. le roi des Francis, l'empereur d'Autricho, roi de Hongrie 
et de Boheme, la reine du royaume-uni de la Grande -Bretagne et d'Irlande, 
, le roi de Prusse et l'ompereur de toutes les Russies, de 1'autre part, s'engagent 
ä respecter cette determination du Sultan, et ä se conformer au principe ci- 
dessus enonce. 



1) Ferner Art. 10 des ParUer Friedens vom »30.3. 1856, Art 2 des Vertrags v. »13.3. 1871, 
Art. 63 des Vertrags v. »13.7. 1878 und die am »19.9. 1891 mitgeteilte Cirkulamoto. 

2) Vgl. Art. 6 des Vertrages yon Unklar -Iskelessi r. 8. Juli 1833 (unten II). 
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Art. 2. II est entendu qu'en constataut l'inviolabilite de l'ancienne regle 
de l'empire ottoman mentionnee dans l'article precedent, le Sultan so reserve, 
comme par le passe, de delivrer des firmans do passage aux b&ti- 
ments legers sous pavillon de guerre, lesquels seront employes, comme 
il est d'usage, au Service des legations des puissances amies. 

Art. 3. S. H. le Sultan se reserve do porter la präsente Convention ä Ia 
connaissance de toutes les puissaoces avec lesquelles la Sublime Porte se trouve 
en relation d'amitie, en les invitant ä y acceder. 

Art * [Ratifikationsklausel]. 

II. Aua früheren Verträgen der Türkei 

[Martens snppl. 4 S. 299; Martens 1 S. 160 Bd. 11 S. 655; Marten» -Cassy 2 8. 321, 334, 4 S 886.] 
1. mit Preußen — Note d. türk. Minist v. 17. Juli 1806. 

. . . on fait savoir audit Charge d'affaires, par la presente note en reponse 
ä la sienne, qu'il est accorde aux bätiments marobands prussiens la 
permission imperiale d'aller et venir dans les ports de laTurquie situes 
dans la mer Noire. 

2. mit Großbritannien — Konstantinopel, 5. Januar 1809.* 

Art. 11. Comme il a ete de tout temps defendu aux vaisseaux 
de guerre d'entrer dans le canal de Constautinople, savoir dans le de- 
troit des Dardanolles et dans celui de la mer Noire; et comme cette an- 
cienne regle de l'empire ottoman doit etre do memo observee do- 
renavant en temps de paix vis-a-vis de toute puissance quelle qu'elle 
soit, la cour britannique promet aussi de se conformerä ce principe. 

3. mit Rußland — Unkiar-Iskelessi, 8. Juli 1833. 3 

Art. 1. 11 y aura ä jamais paix, amitie et alliance entre S. M. l'em- 
pereur de toutes les Russies et S. M. l'emperour des Ottomans, leurs empires et 
leurs sujets, tant sur terre que sur iner. Cette alliance ayant uniquement 
pour objet la defense commune de leurs etats contre tout empietemeut, LL. 
MM. promettent de s'entendre, sans reserve, sur tous les objets qut 
concernent leur tranquillite et sürete respectives et de se preter mutuellemeni 
ä cet effet des secours materiels et l'assistance la plus efficace. 

Art. 2 [bestätigt u. a. den Frieden zu Adrianopel vom *2./14. Sept. 1829]. 

Art. 5. [Dauer des Vertrages auf 8 Jahre festgesetzt.] 

Article additionel et secret: En vertu d'uno des clauses de l'art. 1 du 
traite patent d'alliance defensive . . ., les deux h. p. c. sout tenues de se preter 
mutuollement des secours materiels et l'assistance la plus efficace pour la sü- 
rete de leurs etats respectifs. Neanmoins, comme S. M. l'empereur de toutes 
les Russies, voulant epargner ä la Sublime Porto la chargo et les embarras qui 
resulteraient pour eile de la prestation d'un secours materiel ne demandera pas 
ce secours si les circonstances mettaient la Sublime Porte dans l'obligation de 
le fournir, la Sublime Porto ottomane, ä la place du secours qu'elle 
doit preter au bosoin, d'apres le principe de reeiprocito du traite 
patent, devra son action en faveur de la cour imperiale de Russie 
k fermer le detroit des Dardanelles, c'est ä dire ä ne permettre ä 
aueun bätiment do guerro otranger* d'y entrer sous aueun pretexte 
quelconque. 



3) Vgl. Art. 7 des Friedens zu Adrianopel vom '2/14.9. 1629. 

4) Proteste anderer Machte hiergegen vgl. boi Martons und M.-C. — Dort auch eine An- 
merkung über die Mißstände aus einer mangelnden Übereinstimmung des russischen und des tür- 
kischen Vertragstextes. 
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tfr. 13. 

Quintupelvertrag 

wegen Unterdrückung des Handels mit afrikanischen Negern. 1 

London, 20. Dezember 1841. 

VertragsBtaaton: Preußen*, Österreich, [Frankreich]*, Großbritannien, 

Rußland. 

Beigetreten ist: Belgien (1848, M.» 14 S. 52). 

Urtext: englisch and französisch. — Abdruck: OS. 1R44 S. 371 (französisch mit Übersetzung); 
Martens» 2 S. 892, 606; M.-C. 6 S. 409. - Erläuterung: v. Martitz im Archiv für öffeutl. 
Recht 1 30 fg. 

Literatur: Bonfils 402; Garois 56; HefTter68; Heilborn 84; v. Holtzondorff II 103fg. ; v. Liszt36; 
v. Martens I 85; Perels 22; Rivier 29; Stoerk 38; Ulimann 92 fg., 96. 



Im Namen der hochheiligen und unteilbaren Dreioioigkeit! 



Art. 1. I. MM. der König von Preußen, der Kaiser von Österreich, 
König von Ungarn und Böhmen, und der Kaiser von Bußland verpflichten 
sich, allen Handel mit Negern zu untersagen — möge derselbe von 
Seiten Ihrer respektiven Untertanen, unter Ihren respektiven Flaggen oder ver- 
mittelst Kapitalien betrieben werden, welche Ihren respektiven Untertanen an- 
gehören, — und ein solches Gewerbe für ein Verbrechen der Seeräuberei 
zu erklären. Ihre Majestäten erklären überdies, daß ein jedes Schiff, welches 
den Handel mit Negern zu betreiben versucht, durch diese Tatsache allein jedes 
Recht auf den Schutz Hirer Flagge verlieren soll.* 

Art. 2. Um den Zweck des gegenwärtigen Vertrages vollständiger zu 
erreichen, sind die h. k. T. dahin übereingekommen, daß diejenigen von Ihren 
Kriegsschiffen, welche mit Vollmachten und speziellen Orders, entsprechend 
den Formularen in der Anlage A des gegenwärtigen Vertrags, versehen sind, 
das Becht haben sollen, ein jedes dem einen oder dem andern der h. k. 
T. angebörige Kauf fahrteischif f zu durchsuchen, welches nach begrün- 
deten Anzeigen verdächtig ist, sich mit dem Negerhandel zu befassen, oder für 
diesen Zweck ausgerüstet zu sein, oder sich mit diesem Handel während der 
Fahrt, auf welcher es von den gedachten Kreuzern angetroffen werden wird, 
befaßt zu haben, sowie daß diese Kreuzer befugt sein sollen, solche Schiffe in 
Beschlag zu nehmen und wegzusenden oder mit sich fortzuführen, damit 
dieselben in der weiter unten verabredeten Weise vor Gericht gestellt werden 
können. 

Das vorerwähnte Becht zur Durchsuchung von Kauffahrteischiffen des 
einen oder des anderen der b. k. T. soll jedoch nur von Kriegsschiffen ausgeübt 
werden dürfen , deren Befehlshaber den Rang eines Kapitäns oder eines Leutnants 
in der Königlichen oder Kaiserlichen Marine bekleiden, es sei denn, daß der 
Befohl infolge eines Todesfalles oder aus einem andern Anlasse auf einen Offizier 
geringeren Ranges übergegangen wäre. Der ein solches Kriegsschiff befehligende 
Offizier muß mit Vollmachten nach dem Formulare, welches sub Litt. A dem 
gegenwärtigen Vertrage angehängt ist, versehen sein. 



1) Vgl. oben S. 17, 22, ferner Art. 9 der Kongoakte vom '26. 2. 1885 und dio Brüsseler 
Akte vom *2.7. 1890. 

2) Jetzt das Deutsche Reich nach dem Vertrage mit Großbritannien vom 29.3. 1879 
(RGBl. 1880 S. 100). 

3) Frankreich hat den Vertrag nicht ratifiziert (über das Durchsuchungsrecht als 
Grund hierlfir vgl. v. Martitz S. 78 fg.). Der Vertrag ist dossonungeachtot von don 4 anderen 
Mächten „in einem Protokolle d. d. London den 9. November 1842 ... für vollkommen verbind- 
lich erklärt worden'* (GS. S. 386). 

4) Dazu dio preußische Vorordn. wogen Bestraf, d. Handels mit Negersklaven v. 8. 7. 1844 
(GS. S 399). 



Digitized by Google 



42 



Nr. ia Quintwpolrertrafr. 



1841 



Das gedachte gegenseitige Durchsuchungsrecht soll auf dem Mittel- 
ländischen Meere nicht ausgeübt werden. Vielmehr soll das Moergebiet, 
auf welches die Ausübung des in Rede stehonden Rechts beschränkt 
wird, folgende Grenzen haben: im Norden den 32. Grad nördlicher Breite; 
im Westen die östliche Küste Amerikas, von dein Punkte an, wo der 32. Grad 
nördlicher Breite dieso Küste berührt, bis zum 45. Grad südlicher Breite; im 
Süden den 45. Grad südlicher Breite, von dem Punkte an, wo dieser Breitengrad 
die östliche Küste Amerikas berührt, bis zum 80. Grad östlicher Länge, vom 
Meridiane von Greenwich gerechnet; und im Osten denselben Längengrad von 
dem Punkte an, wo er von dorn 45. Grade südlicher Breito durchschnitten wird, 
bis zur Küste von Ostindien. 

Art. 3. Jeder der h. k. T. , welcher Kreuzer behufs der Unterdrückung 
des Negerhandels ausrüsten und das gegenseitige Durchsuchungsrecht ausüben 
will, behält sich das Recht vor, nach eignem Ermessen sowohl die Zahl der 
Kriegsschiffe, welche zu dem im Artikel 2 des gegenwärtigen Vertrages fest- 
gesetzten Dienste verwendet werden, als auch die Stationen zu bestimmen, wo 
die gedachten Schiffe kreuzen sollen. 

Die Namen der zu diesem Zwecke bestimmten Schiffe und die ihrer Be- 
fehlshaber sollen von jedem der h. k. T. den übrigen mitgeteilt werden; auch 
werden dieselben sich gegenseitig jedesmal benachrichtigen, wenn ein Kreuzer 
auf eine Station geschickt oder von dort abgerufen wird, damit die nötigen Voll- 
machten von denjenigen Gouvernements, welche zur Durchsuchung ermäch- 
tigen, ausgefertigt und eben diesen Regierungen von Seiten des Gouvernemonts, 
welches dieselben erhalten hat, wieder zurückgestellt werden können, wenn 
diese Urkunden nicht mehr behufs Ausführung des gegenwärtigen Vertrags ge- 
braucht werden. 

Art. 4. Unmittelbar nachdem die Regierung, welche die Kreuzer ver- 
wendet, dem Gouvernement, welches die Durchsuchung ermächtigen soll, die 
Zahl und die Namen der Kreuzer, deren Verwendung sie beabsichtigt, angezeigt 
haben wird, sollen dio zur Durchsuchung ermächtigenden Vollmachten nach dem, 
gegenwärtigem Vertrage sub Litt. A angehäugten, Formulare ausgefertigt und von 
Seiten der Regierung, welche zur Durchsuchung ermächtigt, derjenigen, welche 
den Kreuzer verwendet, zugestellt werden. 

In keinem Falle darf das gegenseitige Durchsuchungsrecht gegen 
die Kriegsschiffe der h. k. T. ausgeübt werden. 

Die h. k. T. werden sich über ein besonderes Signal vereinigen , das zum 
ausschließlichen Gebrauche der Kreuzer, welchen das Durchsuchungsrecht zu- 
steht, dienen soll. 

Art. 5. Die Kreuzer der h. k. T., welche in Ausführung des gegen- 
wärtigen Vertrages ermächtigt sind, das Recht der Durchsuchung und Beschlag- 
nahme auszuüben, sollen in allem, was auf die Förmlichkeiten der Durchsuchung 
und der Beschlagnahme, sowie auf die Maßregeln Bezug hat, welche zu ergreifen 
sind, um die der Verwendung zum Negerhandel verdächtigen Schiffe den zu- 
ständigen Gerichten zu überliefern, sich genau nach den diesem Vortlage sub 
Litt. B angeschlossenen Instruktionen richten. 

Die h. k. T. behalten sich das Recht vor, für diese Instruktionen in 
gegenseitigem Einverständnisse diejenigen Modifikationen eintreten zu lassen, 
welche dio Umstände notwendig machen könnten. 

Die Kreuzer der h k. T. sollen sich unter allen Umständen gegenseitige 
Unterstützung leisten, wo ein Zusammenwirken derselben von Nutzen er- 
scheinen möchte. 

Art. 6. 8o oft ein unter der Flagge eines dor h. k T. fahrendes Kauf- 
fahrteischiff von einem gehörig hierzu ermächtigten Kreuzer der andern Macht 
in Gemäßheit des gegenwärtigen Vertrages in Beschlag genommen wird, 
sollen dieses Handelsschiff, sowie der Kapitän, die Mannschaft, die Ladung und 
die Sklaven, welche sich etwa am Bord bofinden möchten, nach demjenigen 
Orte geführt werden, welchen die h. k. T. respektive dazu bestimmt 
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haben werden 8 ; und es sollen dieselben an die, von der Regierung, innerhalb 
deren Besitzungen jener Ort belegen ist, dazu bestellten Behörden, überliefert 
werden, damit sodann in der weiter unton angegebenen Art vor den zuständigen 
Gerichten gegen dieselben verfahren werde. 

Wenn der Befehlshaber des Kreuzers die Führung und Überlief erung des 
in Beschlag genommenen Schiffs nicht selbst übernehmen zu müssen glaubt, so 
soll er dies Geschäft einem Offiziere von dem Range eines Leutnants in der König- 
lichen oder Kaiserlichen Marine, oder wenigstens einem Offiziere anvertrauen, 
welcher zurzeit an Bord des die Beschlagnahme ausführenden Schiffs die dritte 
Stelle im Range einnimmt. 

Art. 7. "Wenn der Befehlshaber eines Kreuzers eines der h. k. T. Grund 
zu dem Verdachte hat, daß ein unter Convoi oder in Gesellschaft eines Kriegs- 
schiffes eines andern der h. k. T. fahrendes Kauffahrteischiff sich mit dem Neger- 
handel befaßt habe oder zu diesem Handel ausgerüstet worden sei , — so soll er 
seinen Verdacht dem Befehlshaber des Kriegsschiffes mitteilen, welches alsdann 
allein die Durchsuchung des verdächtigen Schiffs vorzunehmen hat; und im Falle 
dieser letztere Befehlshaber anerkennen sollte, daß der Verdacht gegründet ist, 
soll er das Schiff, sowie den Kapitän, die Mannschaft, die Ladung und die 
Sklaven, welche sich am Bord befinden möchten, nach einem Hafen, welcher 
der Nation des in Beschlag genommenen Schiffs zugehört, führen lassen, damit 
dort vor den zuständigen Gerichten das weiter unten verordnete Verfahren ein- 
geleitet werde. 

Art. 8. Sobald ein in Beschlag genommenes und behufs der Aburteilung 
weggeführtes Kauffahrteischiff in dem Hafen angekommen sein wird, wohin es 
in Gemäßheit der Anlage B des gegenwärtigen Vertrages zu führen war, muß 
der Befehlshaber des Kreuzers, welcher dasselbe in Beschlag genommen hat, 
oder der mit der Führung desselben beauftragte Offizier den zu diesem Ende 
bestellten Behörden eine von ihm unterzeichnete Ausfertigung aller Jnventarien, 
Verhandlungen und der anderen Dokumente übergeben, welche in den, gegen- 
wärtigem Vertrage sub Litt. B hinzugefügten Instruktionen aufgeführt sind, und die 
gedachten Behörden sollen demzufolge zu einer Durchsuchung des in Beschlag ge- 
nommenen Schiffs und dessen Ladung, sowie zu einer Besichtigung seiner Mann- 
schaft und der etwa an Bord befindlichen Sklaven schreiten, nachdem sie zuvor 
den Befehlshaber des Kreuzers oder den Offizier, welcher das Schiff eingebracht 
hat, von der zu dieser Durchsuchung und Besichtigung angesetzten Zeit benach- 
richtigt haben , damit er dabei gegenwärtig sein oder sich vertreten lassen könne. 

Über dies Verfahren sollen zwei gleichlautende Protokolle aufgenommen 
werden, welche von den Personen, die dabei tätig oder zugegen gewesen, zu 
unterzeichnen sind; und das eine dieser Dokumente soll dem Befehlshaber des 
Kreuzers oder dem von ihm mit der Führung des in Beschlag genommenen 
Schiffs beauftragten Offiziere eingehändigt werden. 

Art. 9. Jedes, in Gemäßheit der Bestimmungen des gegenwärtigen 
Vertrages durchsuchte und in Beschlag genommene Kauf fahrteischiff 
einer oder der anderen der fünf Nationen ist, wenn es nicht Beweise 
vom Gegenteile geben kann, verdächtig, sich mit dem Negerhandel 
befaßt zu haben, oder für diesen Handel ausgerüstet worden zu sein, wenn 
sich in der Einrichtung, in der Ausrüstung oder am Bord des gedachten 
Schiffes während der Fahrt, auf welcher es in Beschlag genommen worden, 
einer der nachstehend verzeichneten Artikel befunden hat: 

1. Vergitterte Lukenklappen und nicht solche in ganzen Planken, wie sie 
die Kauffahrteischiffe gewöhnlich führen. 

2. Eine größere Anzahl von Abteilungen in dem Zwischendecke oder auf 
dem Oberloff, als es den Bedürfnissen der in einem erlaubten Verkehre 
begriffenen Schiffe entspricht. 



6) Deutsche Schiffe nach Cuxhaven (vgl. Anm. 2) , Österreichische nach Triest. 
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3. Reserveplanken, welche zugerichtet sind, um daraus ein zweites Deck 
oder ein sogenanntes Sklavendeck zu machen. 

4. I laiseisen, Fuß- und Handschellen. 

5. Ein größerer Wasservorrat in Fässern oder Behältern , als es den Bedürf- 
nissen der Mannschaft des betreffenden Kauffahrtoischiffs entspricht. 

6. Eine ungewöhnliche Anzahl von "Wassel fässei n oder anderen zur Bewah- 
rung von Flüssigkeiten bestimmten Gefäßen, falls nicht der Kapitän ein 
Zertifikat der Zollbehörde des Abfahrtsortes vorlegt, wodurch bescheinigt 
wird, daß die Reeder des gedachten Schiffes sich genügend ausgewiesen 
haben, daß diese ungewöhnliche Anzahl von Fässern oder Geräßen nur 
mit Palmöl gefüllt werden, oder zu einem andern erlaubten Handelszwecke 
dienen sollen. 

7. Eine größere Anzahl hölzerner Eßnäpfe oder Kannen, als es dem Bedarfe 
der Mannschaft des betreffenden Kauffahrteischiffes entspricht. 

8. Ein kupferner Kessel oder ein anderes Gerät von ungewöhnlichem Umfange 
zur Bereitung der Mund Vorräte, und zwar größer, oder bestimmt, größer 
gemacht zu werden , als es den Bedürfnissen der Mannschaft des betreffen- 
den Kauffahrteischiffs entspricht ; oder mehr als ein kupferner Kessel oder 
anderes Küchengerät von gewöhnlichem Maße. 

9. Eine ungewöhnliche Quantität von Reis, von brasilianischem Maniokmehle 
oder Kassada, gewöhnlich „Farina" genannt, oder von Mais oder indischem 
Korne, oder von anderen Mundvorräten irgend einer Art über das mut- 
maßliche Bedürfnis der Schiffsmannschaft hinaus; es sei denn, daß diese 
Quantität von Reis, Farina, Mais, indischem Korne oder irgend einem 
andern Mundvorrate, als ein Teil der zum Handel bestimmten Ladung 
des Schiffs in dem Manifeste aufgeführt ist. 

10. Eine beträchtlichere Quautität von Matten, im Stücke oder einzeln, als 
es den Bedürfnissen des betreffenden Kauffahrteischiffes entspricht, wenn 
diese Matten nicht als ein Teil der Ladung im Manifeste aufgeführt sind. 

"Wenn festgestellt ist, daß ein oder mehrere der vorauf geführton Artikel 
am Bord sich befinden, oder während der Fahrt, auf welcher das Schiff in Be- 
schlag genommen worden, am Bord gewesen sind, so soll diese Tatsache als ein 
Beweis prima facio dafür gelten, daß das Schiff im Negerhandel begriffen ge- 
wesen ist; und das letztere soll demgemäß vorurteilt und für gute Prise erklärt 
werden, falls nicht der Kapitän oder die Reeder auf eine klare und un verwerf- 
liche Weise dem Gerichte die Überzeugung gewähren, daß das Schiff zur Zeit 
seiner Beschlagnahme oder Kaptur in einem erlaubten Geschäfte begriffen war, 
und daß diejenigen von den verschiedenen obengenannter* Artikeln, welche bei 
der Beschlagnahme am Bord, gefunden worden, oder welche während der Fahrt, 
auf der das Schiff in Beschlag genommen wurde, am Bord gewesen waren, zur 
Erreichung des erlaubten Zwecks seiner Reise notwendig waren. 

Art. 10. Wie oben erwähnt, soll wider das in Beschlag genom mene 
Schiff, seinen Kapitän, seine Mannschaft und Ladung vor den zustän- 
digen G erichten des Landes, welchem dasselbe angehört, unverzüg- 
lich vorfahren werden, und zwar soll das Urteil über selbige nach den in 
diesem Lande bestehenden Formen und Gesotzen erfolgen; uud wenn sich bei 
dem Verfahren ergibt, daß das gedachte Schiff sich mit dem Negerhandel 
befaßt hat, oder für diosen Handel ausgerüstet worden ist, soll das Schiff, 
sein Inventarium und seine zum Handel bestimmte Ladung konfisziert, 
und in betreff des Kapitäns, der Schiffsmannschaft uud ihrer Mitschuldigen nach 
den Gesetzen des Landes geurteilt und verfahren werden. 

Im Falle der Konfiskation ist der Erlös aus dem Verkaufe des vor- 
erwähnten Schiffs innerhalb sechs Monaten, von dem Datum des Verkaufs au 
gerechnet, zur Disposition der Regierung des Landes zu stellen, welchem 
das Schiff, das die Prise gemacht hat. angehört, um in Gemäßheit der 
Gosetzo dieses Landes verwendet zu werden. 
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Art. 11* Wenn einer der im Art. 9 gegenwärtigen Vertrages aufgeführten 
Artikel am Bord eines Kauffahrteischiffes gefunden, oder wenn festgestellt wor- 
den ist, daß ein solcher sich während der Fahrt, auf welcher das Schiff in Be- 
schlag genommen worden ist, auf demselben befunden habe, so wird in keinem 
Falle weder dem Kapitän, noch dem Reeder, noch irgend einer andern, bei der 
Ausrüstung oder Ladung interessierten Person irgend eine Entschädigung für die 
aus der Beschlagnahme des Schiffs sich herleitenden Verluste, Schäden oder 
Kosten gewährt, selbst danu nicht, wenn ein verurteilendes Erkenntnis gegen 
das Schiff infolge der Beschlagnahme nicht gefällt werden sollte. 

Art. 12. In allen Fällen, wenn ein Schiff in Gemäßheit des gegenwärtigen 
Vertrags als im Negerhandel begriffen oder zu diesem Handel ausgerüstet, in 
Beschlag genommon und demnächst verurteilt und konfisziert worden ist, soll 
dio Regierung des Kreuzers, welcher die Prise gemacht hat, oder die Regierung, 
deren Gerichtshof das Schiff verurteilt hat, das verurteilte Schiff für den Dienst 
in ihrer Kriegsmarine zu dein Preise ankaufen können, welcher von einer, durch 
den gedachten Gerichtshof zu diesem Ende auszuwählenden geeigneten Person 
bestimmt wird. Die Regierung, deren Kreuzer die Beschlagnahme ausgeführt 
hat, soll das Vorzugsrecht beim Erwerbe des Schiffs haben. Wenn aber das 
vorurteilte Schiff nicht in der voraogegebenen Weise angekauft wird, soll das- 
selbe unmittelbar nach ergangenem Konfiskationsurteile auseinandergenommen 
werden und demnächst der Verkauf der einzelnen Teile stattfinden. 

Art. 13. Wenn durch das Urteil des zuständigen Gerichts anerkannt 
worden ist, daß ein, kraft gegenwärtigen Vertrages in Beschlag genommenes 
Kauffahrteischiff sich nicht mit dem Negerhandel befaßt hat, auch nicht zu 
diesem Handel ausgerüstet gewesen ist, so soll es dem oder den als Eigentümern 
legitimierten Reedern zurückgegeben worden. Und wenn im Laufe des Ver- 
fahrens dargetan worden sein sollte, daß das Schiff widerrechtlicher- 
weise, oder ohne hinreichende Verdachtsgründe, durchsucht und in 
Beschlag genommen worden ist; oder daß bei der Durchsuchung und Be- 
schlagnahme Verstöße oder Bedrückungon begangen sind, so soll der Befehls- 
haber des Kreuzers, oder der Offizier, welcher an Bord des besagten Schiffs 
gegangen ist, oder derjenige, dem die Führung desselben anvertraut war und 
unter dessen Autorität, nach Lage des Falls. Verstoß oder Bedrückung statt- 
gehabt hat, dem Kapitän und den Eigentümern des Schiffs und der 
Ladung für Schäden und Interessen verantwortlich sein. 

Diese Schäden und Interessen können von demselben Gerichte festgesetzt 
werden, vor welchem das Verfahren gegen das in Beschlag geommene Schiff, 
seinen Kapitän, seine Mannschaft und seine Ladung stattgefunden hat; und die 
Regierung des Landes, welchem der jene Verurteilung veranlassende Offizier an- 
gehört, soll verpflichtet sein, don Betrag der gedachten Schäden und Interessen 
zu bezahleu, und zwar innerhalb eines Zeitraums von sechs Monaton, von dem 
Datum des Urteils an gerechnet, wenn das Urteil von einem in Europa befind- 
lichen Gerichtshofe gefällt ist, und innerhalb des Zeitraums von einem Jahre, 
wenn das gerichtliche Verfahren außerhalb Europas stattgefunden hat. 

Art. 14. Wenn bei einer, kraft des gegenwärtigen Vertrages ausge- 
führten Durchsuchung oder Besch! agnahme eines Kauffahrteischiffs, irgend 
ein Verstoß oder eine Bedrückung begangen und das Schiff nicht der 
Jurisdiktion seiner Nation überliefert worden ist, so muß der Kapitän eine eidlich 
zu erhärtende Erklärung hinsichtlich der Verstöße und Bedrückungen, über die 
er sich zu beklagen hat, sowie in betreff der Schaden und Interessen abgeben, 
deren Ersatz er beanspruchen will; und zwar muß diese Erklärung von ihm vor 
den kompetenten Behörden des ersten Hafens seines Landes, in welchem er an- 
langt, oder in einem fremden Hafen vor dem Konsularagenten seiner Nation 
abgegeben werden, falls das Schiff zuei-st in einem fremden Hafen einläuft, wo 
ein solcher Agent sich befindet. 

Diese Erklärung soll durch eine eidliche Vernehmung der angesehensten 
Personen unter der Schiffsmannschaft odor den Passagieren, welche Zeugen der 
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Durchsuchung oder Beschlagnahme gewesen sind, beglaubigt und über das alles 
ein Protokoll aufgenommen werden, von welchem dem Kapitän zwei Ausferti- 
gungen zuzustellen sind, deren eine er seiner Regierung zur Unterstützung seiner 
Forderung an Schäden und Interessen einzureichen hat. 

Wenn der Kapitän durch höhere Gewalt abgehalten wird, seine Erklärung 
selbst abzugeben , so kann dieselbe durch den Eigentümer des Schiffs oder durch 
jede andere bei der Ausrüstung oder Ladung des Schiffs interessierte Person 
abgegeben werden. 

Auf die offizielle Mitteilung einer Ausfertigung des oben gedachten Pro- 
tokolls wird die Regierung des Landes, welchem der solcher Verstöße oder 
Bedrückungen beschuldigte Offizier angehört, unverzüglich eine Untersuchung 
einleiten lassen; und wenn die Beschwerde für begründet anerkannt worden ist, 
wird diese Regierung dem Kapitän oder Eigentümer, oder jeder andern bei der 
Ausrüstung oder Ladung des molestierten bchiffes interessierten Person den Be- 
trag des ihnen gebührenden Ersatzes an Schäden und Interessen zahlen lassen. 

Art. 15. Dio h. k. T. verpflichten sich, auf diesfalliges Ansuchen sich 
gegenseitig kostenfrei Abschriften der angeordneten Untersuchungsverhandlungen 
und der ergangenen Urteilssprüche mitzuteilen, welche Schiffe betreffen, die in 
Ausführung der Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags durchsucht oder in 
Boschlag genommen wordeu sind. 

Art. 16. Die h. k. T. kommen darin überein, allen Sklaven die un- 
verzügliche Freigebung zuzusichern, welche am Bord der, kraft der Be- 
stimmungen des gegenwärtigen Vertrages in Beschlag genommenen und ver- 
urteilten 8chiffe vorgefunden werden sollten. 

Art. 17. Die h. k. T. kommen dahin überein, diejenigen Seemächte 
Europas, welche noch keine Verträge wegen Abschaffung des Negerhandels 
abgeschlossen haben, einzuladen, dorn gegenwärtigen Vertrage beizutreten. 

Art. 18. [Integrierende Bestandteile dieses Vertrages: die Formulare für 
die Vollmachten und für die Ordres in der Anlage A und die Instruktionen für 
die Kreuzer in der Anlage B.] 

Art. 19. Der gegenwärtige, aus 19 Artikeln bestehende Vertrag soll 
ratifiziert werden und die Auswechselung der Ratifikationen innerhalb zweier 
Monate vom heutigen Tage an gerechnet oder, wenn möglich, noch früher zu 
London erfolgen 8 . . . 



Nr. 14. 

Abtretung der Fürstentümer Hohenzollern. 

Vertrag zu Berlin vom 7. Dezember 1849/ 

Abdruck: GS. 1850 S. 289: Martens» 16 S. 69; M.-C. 6 S. 334; H. Schulze, Hausgesetee der 
regierenden deutschen r firstenhauser Ba. 11t (mit weiteren Urkunden). 

Aas der völkerrechtlichen Literatur Tgl. etwa Heilborn 15 und in den Lohrhüchorn die Ab- 
schnitte über den Untergang des Staates; aus der staatsrechtlichen: H. Schulze, Preuß. 
StR. I §§ 122, 33, 68: v. Rönne-Zorn, StR. der preuß. Monarchio 5. Aufl. Bd. 1 S. 78; Rehm, 
Fürstenrecht 1904 S. 58, 90, 311, 383, 460. 

Nachdem aus Veranlassung der im südwestlichen Deutschland seit dem 
Frühjahr 1848 eingetretenen politischen Ereignisse und mit Rücksicht auf die 
zwischen dem königlich preußischen Hause und dem fürstlich hohenzollernschen 
Hause bestehenden stammverwandtschaftlichen Verhältnisse und Erbeinigungs- 



6) Ist am 19. Februar 1842 geschehen , abgesehen Ton Frankreich (»gl. Anm. 8). 

1) Vgl. dazu da« preuß. Gesetz Aber die Vereinigung vom 12. Marz 1860 (GS. S. 289). 
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Verträge, wodurch dem genannten königlichen Hause für den Fall des Erlöschens 
sämtlicher Linien der Fürsten und Grafen von Hohenzollern im Mannesstarame 
die Erbfolge in die hoheozollernschen Fürstentümer, Graf- und Herrschaften zu- 
gesichert worden ist, Seine Durchlaucht der Fürst von Hohenzollern - Hechingen 
und Seine Durchlaucht der Fürst von Hohenzollern -Sigmaringen beide und be- 
ziehungsweise jeder für Sich der Regierung über die gedachten Fürstentümer 
mit Ihren Souveränetats - , Regierung«- und eventuellen Erbfolgerechten über 
dieselben zugunsten der Krone Preußen zu entsagen einmütig beschlossen und 
demgemäß entsprechende Anträge zu wiederholten Malen an S M. den König 
von Preußen gerichtet; und nachdem Allerhöchstdieselben sowohl in Betrachtung 
der oben erwähnten Stamm Verwandtschaft und Eibeinigung, als zur Sieherstellung 
der damit zusammenhängenden gegenseitigen Rechte und Interessen auf diose 
Anträge eingehen zu wollen erklärt haben: so sind, um einen Vertrag hierüber 
abzuschließen. Bevollmächtigte ernannt worden , nämlich . . . welche . . . nach- 
stehende Artikel, unter Vorbehalt der Ratifikation, miteinander verabredet und 
festgesetzt haben. 

Art. 1. Seine Durchlaucht der regierende Fürst von Hohenzollern- 
Hechingen treten alle Souveränetäts- und Regiorungsrechto über 
Höchst Ihr gesamtes Fürstentum Hechingen in seinem gegen wärtigen Umfange, 
also einschließlich der Souveränetäts- und Regierungsrechte über das durch den 
Reichsdeputationshauptschluß von 1803 und späterhin dazu erworbene Gebiet, 
für Sich, Ihre Erben und Nachfolger an S. M. den König von Preußen ab. 

Art. 2. Ebenso werden von Sr. Durchlaucht dem regierenden Fürsten 
von Hohonzolleru-Sigmaringen alle Souveränetäts- und Regierungs- 
reebte über Höchst Ihr gesamtes Fürstentum Sigmarin gen, in dessen gegen- 
wärtigem Umfange, also einschließlich der Souveränetäts- und Regierungsrechte 
über die durch den Reichs -Deputations -Hauptschluß von 1803 und später hiezu 
erworbenen Gebiete und Landesteile, für Sich, Ihre Erben und Nachfolger an 
S. M. den König von Preußen abgetreten. 

Art. 3. S. M. der König von Preußen nehmen dio in den Artikeln 1 
und 2 gemachten Abtretungen an und erwerben auf den Grund derselben den 
Besitz der Fürstentümer Hohenzollern -Hechingen und Hohenzollern -Sigmaringen 
mit allen daran geknüpften Souveränetäts- und Regierungsrechten. 

Art. 4. Namentlich gehen mit den genannten Fürstentümern alle aus 
dem Souveränetäts- und Regierungsrechte über dieselben entspringenden beson- 
deren Rechte und Einkünfte, als Zölle, direkte und indirekte Steuern, Ein- 
registrierungs - , Sportel- und Stempelgebühren, welche von den dortigen Bezirks-, 
Kammer- und tandeskassen bis zum Tage der Übergabe der Fürstentümer an 
die königlich preußische Regieiung ei hoben worden oder zu erheben gewesen 
sind, Staats- Archivalien und Akten und Staatsgebäude, sowie die unentgeltliche 
Benutzung der für die Landesverwaltung bestimmten Gebäude und Lokalitäten 
aller Art auf die Krone Preußen über. 

Art. 5. Die Krone Preußen übernimmt mit dem Tage der Übergabe 
beider genannten Fürstentümer an Allerhöchstdieselbe alle verfassungsmäßig daran 
geknüpften Staatslasten und Landesschulden und insbesondere die Verbindlich- 
keit, die von Ihren Durchlauchten den regierenden Fürsten von Hohenzollern- 
Hechingen und Hohenzollern -Sigmaringen gegen ihre respektive dekretmäßig an- 
gestellte Hof-, Zivil- und Militärdienerschaft eingegangenen Verpflichtungen nach 
den Etats zu erfüllen, ingleichen auch die von Ihren Durchlauchten oder deren 
hohen Regierungsvorgängern bewilligten Pensionen und jährlichen Gratiale auf 
den Grund der Pensionsetats fortzuzahlen. Dagegen verbleiben alle in diese 
Etats nicht aufgenommenen Besoldungen, Pensionen, Gratiale und Kompetenzen 
fürstlich hohenzollernscher Beamten, Diener, Pensionäre usw. zur Last der 
respektiven Durchlauchtigen Fürsten. 

Art. 6. S. M. der König von Preußen werden S. D. dem regierenden 
Fürsten von Hohenzollern-Hechingen als Entschädigung für die durch 
die obigen Artikel 1 und 4 erfolgte Abtretung vom Tage der Übergabo des 
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Fürstentums Hohenzollero -Hechingen an die Krone Preußen bis zum Ableben 
Seiner Durchlaucht eine fixe Jahresrente von 10000 Talern in preußischem 
Kurant gewähren, welche auf die allgemeine preußische Staatskasse übernommen 
werden soll. "Wenn 8. D. der regierende Fürst von Hohenzollero - Hechingen 
nach Eingehung einer standesmäßigon Ehe mit sukzessionsfähiger Deszendenz 
aus derselben gesegnet werden sollte, wird die Hälfte der oben erwähnten Ent- 
schädigungssumme mit 5000 Talern in preußischem Kurant nach dem Ableben 
Seiner Durchlaucht auf diesen fürstlichen Erben übergehen und ebenfalls auf die 
allgemeine preußische Staatskasse übernommen werden. 

Art. 7. Desgleichen werden S. M. der König von Preußen S. D. dem 
Fürsten von Hohenzollern-Sigmaringen als Entschädigung für die durch 
die obigen Artikel 2 und 4 erfolgte Abtretung eine fixierte Jahresrente von 
25000 Talern in preußischem Kurant vom Tage der Übergabe des Fürstentums 
Hohenzollern-Sigmaringen an dio Krone Preußen ab gewähren, welche auf die 
allgemeine preußische Staatskasse übernommen werden soll. Diese Jahresrente 
vererbt sich bei dem Ableben des hohen Inhabers im hausverfassungsmäßigen 
Erbgange auf den jedesmaligen Chef des fürstlich hohenzollero -sigmaringenseben 
Hauses. 

Art. 8. Sämtliche in den Fürstentümern Hohenzollero - Hechingen und 
Hohenzollern-Sigmaringen belegenen fü istlich hobenzollernschen Güter und 
Liegenschaften nebst den dazu gehörigen Forsten, Bergwerken, Fabriken, 
nutzbaren Gebäuden (mit Ausnahme der im Artikel 4 für die Landesverwaltung 
vorbehaltenen), Zehnten, Renten und Gefällen, wie solche gegenwärtig von den 
fürstlich hohcnzollernschen Häusern besessen und von deren Hofkammern ver- 
waltet werden, weiden als wahres fürstlich hohenzollernsches Stamm- 
und Fideikommiß vermögen königlich preußischerseits anerkannt und ver- 
bleiben mit den daraus fließenden Einkünften , den darin befindlichen Inventarien 
und sonstigen Pertinenzien , sowie mit den darauf ruhenden Lasten, namentlich 
von Apanagen, im Besitze des durchlauchtigen regierenden Hauses. Desgleichen 
behalten Ihre Durchlauchten das Ihnen in den Fürstentümern zustehende Allo- 
dial vermögen und sonstige Privateigentum in fernerem Besitze. 

Art. 9. Bis zum Tage der Übergabe des Fürstentums an die Krone 
Preußen behalten die durchlauchtigen regierenden Fürsten die Ihnen darin zu- 
stehenden Souveränetätseinnahmen , wogegen dieselben bis dabin auch alle darauf 
ruhenden Staatslasten und Ausgaben zu tragen haben. Wegen der bei jener 
Übergabe der Fürstentümer sich vorfindenden derartigen Einnahme- und Aus- 
gaberückstände wird besondere Vereinbarung getroffen werden. 

Art. 10. So wie das für die beiden Fürstentümer bestehende und deren 
Kontingente zum deutschen Bundesheere bildende Militär mit seiner Aus- 
rüstung an Montur und Armatur bei der Übergabe der Fürstentümer an S. M. den 
König von Preußen von Allerhöchstdemselben mit übernommen werden wird: 
so werden Seine Majestät solches, ohne daß es künftig noch besondere Kon- 
tingente für gedachte Fürstentümer bilden soll, mit dem preußischen Kontingente 
zum Bundesheere vereinigen und durch diese Verstärkung des königlnh preußi- 
schen Kontingentes der den Fürstentümern obliegenden Bundespflicht zur Stellung 
verhältnismäßiger Kontingente hinfort Genüge leisten. Ebenso übernehmen 
S. M. der König vom Tage der Übergabe der beiden Fürstentümer an , wie schon 
aus dem Art. 5 hervorgebt, alle denselben obliegenden Verpflichtungen zur Auf- 
bringung matrikularmäßiger Geldbeiträge für allgemeine Bundeszwecke. 

Art. 11. Dio Übergabe der Fürstentümer Hohenzollero -Hechingen und 
Hohenzollern-Sigmaringen von den regierenden Fürsten an 8. M. den König von 
Preußen wird wo möglich gleich nach erfolgter Auswechslung der Ratifikationen 
des gegenwärtigen Vertrages und zwar, sofern bis dahin diese Auswechslung zu 
bewirken ist, am 15. Januar 1850 stattfinden. 

Art. 12. Die beiden hobenzollernschen Fürstenhäuser behalten, der 
Abtretung ihrer Fürstentümer ungeachtet, innerhalb des preußischen Staates 
ihren bisherigen Rang und die damit verbundenen Vorzüge; auch soll ihnen 
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und insbesondere ihren jedesmaligen hohen Chefs im Fall ihrer etwaigen Nieder- 
fassung im preußischen Staate eine ihren verwandtschaftlichen und sonstigen 
Verhältnissen zum königlich preußischen Hause entsprechende bevorzugte 
Stellung vor allen anderen nicht zum königlichen Hause gehörigen Unteitanen 
Seiner Königlichen Majestät gewährt werden. Das Nähere hierüber bleibt einer 
besonderen Feststellung vorbohalteu*, welche sich in dem vorausgesetzten Falle 
einer Niederlassung der Durchlauchtigen Fürsteu im preußischen Staatsgebiete auch 
auf die hinsichtlich des Gerichtsstandes, der Vormundschaft usw. Ihnen etwa 
einzuräumenden Ehrenvorzüge zu erstrecken haben wild. 

Art. 13. Die bestehende fürstlich hohenzollernsche Hausverfassung* 
bleibt im allgemeinen wie iin besonderen, namentlich auch soweit sie Bestim- 
mungen wegen der Mißheiraten und wegen der Notwendigkeit des agnatischen 
Konsenses zur Kontrahierung von Schulden auf das fürstliche Hausfideikommiß- 
vermögen in sich begreift, mit der Maßgabe aufrecht erhalten, daß die den 
letztgenannten Gegenstand betroffenden Bestimmungen auch auf die in den 
obigen Artikeln ö und 7 erwähnteu Jahresrenten, sowie auf jedes Äquivalent, 
welches demnächst etwa an die Stelle dos jetzigen fürstlich hohenzollernschen 
Hausfideikommiß Vermögens treten könnte, im ganzen wie im einzelnen Anwen- 
dung finden sollen 

Art. 14. Erlischt der fürstlich hohonzollernsche Mannesstamm vor 
dem Mannesstamme des königlich preußischen Hauses, so wird im Sinne der • 
Erbeinigungsverträge von den Jahren 1695 und 1707* das königlich preußisoher- 
seits für die jetzige Landesabtretung gewährte Eatschädigungsobjekt, in dessen 
Besitze sioh die zuletzt ausgestorbene Linie des gedachten fürstlichen Hauses, 
respektive deren letzter hoher Chef befunden hat, an die königlich preußische 
Regierung zurückfallen. 

Art. 15. Den Ansprüchen, welche das fürstliche Haus Hohenzollern 
infolge der Erbeinigungsverträge von den Jahren 1U95 und 1707 4 im Falle des 
Erlöschens des Mannesstammes des königlich preußischen Hauses 
erheben könnte, wird durch den gegenwärtigen Vertrag in keiner "Weise präju- 
diziell. 6 

Art. 16. Von dem Inhalte des gegenwärtigen Vertrages soll nach er- 
folgter beiderseitiger Ratifikation die für don deutschen Bund bestehende Zentral- 
behörde unter integraler Mitteilung desselben durch eine von seiten der beiden 
Durchlauchtigen Fürsten von Hohenzollern- Hoeningen und Hohenzollern -Sig- 
maringen abzugebende Erklärung, mit Beziehung auf den Art. 6 der Wiener 
Schlußakte vom 15. Mai 1820 9 , in Kenntnis gesetzt und diese Erklärung von 
Seiten der königlich preußischen Regierung bestätigt werden. 

Art. 17. Gegenwärtiger Vertrag wird, nachdem derselbe die Zustim- 
mung der beiden preußischen Ständekammern verfassungsmäßigerhalten 
hat von S. M. dem Könige von Preußen und von I. D. den regierenden Fürsten von 
Hohenzollern- Hecliingen und von Uohonzollern- Sigmaringen ratifiziert und die 
preußischerseits zu diesem Eude auszufertigende Ratifikationsurkunde auch von 
S. K. H. dem Prinzen von Preußen mitunterzeichnet; den beiden fürstlich holien- 
zollornscherseits auszufertigenden Ratifikationsurkunden aber werden in ähnlicher 
oder sonstiger augoinessoner Form die Erklärung des Beitrittes aller majo- 
rennen Agnaten Ihrer obengedachten fürstlichen Durchlauchten beigefügt; 
auch dergleichen Beitrittserklärungen von jedem der übrigen Nachgeboronen des 
fürstlich hohenzollernschen Hauses allemal gleich nach erlangter Majorennität . 
ausgestellt und durcli den jedesmaligen Chef der betreffenden fürstlichen Linie 
8. M. dem Könige von Preußen eingereicht werden. 



2) Erfolgt in dor AUorh. Urkunde vom 19.7. 18il (Schake Hausgos. 779) und in dem Er- 
lasse vom 14.8. 1862 (GS. S.771). 

3) Hausgesetz vom 24.1. 1821, Nachtrag v. 26.3. 1851 (Schulze HO. 751, 77G>. 

4) 20./3Q. 11. 169Ö, 30. 1. 1707 (Schulze HG. 723, 729). 

5) Vgl. aber Urk. v. 19. 7. 1861 (Anm 2) gogon Endo. 

6) Abgodr. bol Biading, Staatsgrundgo«otw H. III u. Zouroor (S. 11 Anm. 11) S. 474. 



Fleischmann, Völkerrechtsquollon. 4 



Digitized by Google 



50 



Nr. 16. Pariser Kongreß. 



185Ö 



Nr. 15. 

Pariser Kongreß 1856. 

Kongreßstaaten: Preußen 1 , Österreich, Frankreich, Großbritannien, Rußland, 

Sardinien, Türkei. 

Urkunden znr Geschichte: Martens» 15 S. 700; Noradounghian Bd. II; besonders aber 
d'Angeberg (vgl. bei Nr. 28) Teil I. 

I. Aus den Kongreßprotokollen. 1 

Nr. 1. Eröffnungssitzung vom 25. Februar [Vorsitz bei Konferenzen]. 

M. le comte de Buol [Österreich] preud la parole et propose de confier 
ä M. le comte Walewski [Frankreich] la presidence des travaux de la 
Conference: „Ce n'est pas seulement, dit-il, un usage consacre par les prece- 
dents et recemment observe ä Vienne; c'est en meme tomps un hommage au 
souverain de l'hospitalito duquel jouissont en ce moment les re- 
presontants de l'Europe ... M. M. les Plenipotentiaires adherent unani- 
mement ä cette proposition . . .* 

Nr. 23. Sitzung vom 14. April [Vermittlung bei Streitigkeiten].* 

M. le comte de Clarendon [Großbritannien] ayant demande la permission 
de presenter au Congres une proposition qui lui semble devoir etre favorable- 
mont acoueillie, dit . . . qu'il a ete iosere ä l'article 7 du *traite de paix une 
stipulation qui recommande de reconrir ä l'action mediatrico d'un Etat 
ami, avant d'en appeler ä la force, en cas de dissentiment entre la Porte 
et l'une ou plusieurs des autres Puissances signataires. 

M. le premier Plenipotentiaire de la Grande -Bretagne pense que cette 
heureuse innovation pourrait recevoir une application plus generale et de- 
venir ainsi une barriere opposee ä des conflits qui souvent n'eclatent que parce 
qu'il n'est pas toujours possible de s'expliquer et de s'entendre. 

II propose donc de se concerter sur une resolution propre k assurer, 
dans l'avenir, au maintien de la paix cette cbance de duree, sans toutefois 
porter atteinte ä l'independacce des gouvernements . . . 

Apres quoi M.M. les Plenipotentiaires n'hesitent pas ä ex- 
primer, au nom de leurs Gouvernements, le voou que les Etats entre 
fesquels s'eleverait un dissentiment serienx, avant d'en appeler 
aux armes, eussent recours, en tant que les circonstances l'admet- 
traient, aux bons offices d'une Puissance amie. 

MM. les Plenipotentiaires esperent que les Gouvornements non representes 
au Congres s'associeront ä la pensee qui a inspire le vodu consigne au present 
protocole. 

II. Friedensvertrag Toni 30. März 1856.' 

Text: französisch. — Abdruck: OS. 1856 S. 6 57 (mit Übersetzung): Martens 1 15 S. 770; Martens- 
Cussy 7 (497). 

Literatur: Bonfils 810, 499, 601; Gareis 7; Hefftor 6, 76, 145; Heilborn 49; v. Holtzendorff 1 5, 
II 96, IV 137; v. Liszt 1, 3, 26 ü: v. Martens I 52, 32, 41, 73, II 33; Pereis 6 II; Ri vier 
1. 14; Stoerk 14, 46; Ullmann 18, 90, 91, 146. Vgl. noch za Nr. 12, 21 nnd zu dorn Berliner 
Vertrage vom *l'd. Juli 1878. 



1) Preußen nahm erst von der 11. Sitzung an — 18. Marz — teil. 

2) Vgl. Art. 11, 12 Kongoakto v. *26.2. 18H5 u. Haager Friedenskonferenz v. «29. 7. 1899 
I. Abkommen. 

3) Besonderer Vortrag zwischen Österreich, Frankreich, Großbritannien nnd der 
Türkei vom 15. April 1856: 

Art. 1. Les h. p c. garantissent conjointemont et separement l'independance et 
l'integritö de l'Empire Ottoman, consignees dans le traite concln ä Paris le 30 Mars 
1856. 

Art. 2. Tonte infracüon aux stipulation dudit traite sera consideree pas les 
signataires du present traite corame un cüsus belli. 
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Ihre Majestäten, der Kaiser der Franzosen, die Königin des Vereinigten 
Königreiches von Großbritannien und Irland, der Kaiser aller Reußen, der 
König vpn Sardinien und der Kaiser der Ottomanen, beseelt von dem 
Wunsche, dem Unheil des Krieges ein Ziel zu setzen, und in der Absiebt, der 
"Wiederkehr der Yenrickelungen, woraus derselbe hervorgegangen, vorzubeugen, 
haben beschlossen, sich mit S. M. dem Kaiser von Österreich über die 
Grundlagen der Wiederherstellung und Befestigung des Friedens zu verstän- 
digen und durch wirksame und gegenseitige Bürgschaften die Unabhängig- 
keit und Integrität des Ottoinanischen Reichs sicherzustellen. 
Zu diesem Ende haben Ihre gedachten Majestäten zu Bevollmächtigten ernannt, 
nämlich: . . . [folgen die Namen], welche sich in Paris zu einem Koogresse ver- 
einigt haben. 

Ihre MM., der Kaiser von Österreich, der Kaiser der Franzosen, die Königin 
des vereinigten Königreiches von Großbritannien und Irland, der Kaiser aller 
Reußen, der König von Sardinien und der Kaiser der Ottomanen haben nach 
glücklich unter ihnen hergestelltem Einverständnis in Betracht gezogen, daß in 
einem Europäischen Interesse S. M. der König von Preußen, Mitunter- 
zeichner der Konvention vom *13. Juli 1841, zur Teilnahme an den zu 
treffenden neuen Verabredungen berufen werden müsse und, indem sie den 
Wert, welchen die Mitwirkung Sr. gedachten Majestät dem allgemeinen Friedens- 
werke hinzufügen würde, würdigen, haben sie ihn eingeladen, Bevollmächtigte 
zum Kongresse zu senden. . . . 

Die Bevollmächtigten haben sich nach Austausch ihrer in guter und ge- 
höriger Form befundenen Vollmachten über folgende Artikel verständigt: 

Art. 1. Von dem Tage der Auswechselung der Ratifikationen des gegen- 
wärtigen Vertrages an wird auf ewige Zeiten Friede und Freundschaft 
bestehen zwischen S. M. dem Kaiser der Franzosen, I. M. der Königin des 
vereinigten Königreichs von Großbritannien und Irland, 8. M. dem Könige von 
Sardinien, 8. K. M. dem Sultan einerseits, und S. M. dem Kaiser aller Reußen 
andererseits, sowie zwischen ihren Erben und Nachfolgern, ihren Staaten und 
respektiven Untertanen. 

Art. 2. Da der Friede zwischen den genannten Majestäten glücklich her- 
gestellt worden ist, so werden die während des Krieges besetzten oder eroberten 
Territorien von beiden Teilen geräumt werden. Spezielle Übereinkommen werden 
die Art der Räumung ordnen, die so schnell, als es sich tun läßt, statt- 
finden soll. 

Art. 3. Se. Majestät der Kaiser aller Reußen verpflichtet sich , Sr. Majestät 
dem Sultan die Stadt und Citadelle von Kars, sowie die anderen Punkte des 
Ottomanischen Gebietes, wieder zurückzuerstatten, in deren Besitz sich die 
russischen Trappen befinden. 

Art. 4. I. MM. der Kaiser der Franzosen, die Königin des vereinigten 
Königreiches von Großbritannien und Irland, der König von Sardinieu und der 
Sultan verpflichten sich, Sr. Majestät dem Kaiser aller Reußen dio Städte und 
Häfen von Sebastopol, Balaklava, Kamiesch, Eupatoria, Kertsch, Jenikale, 
Kinburn und alle anderen Punkto zurückzugeben, die im Besitze der alliierten 
Truppen sind. 

Art. 5. I. MM. der Kaiser der Franzosen, die Königin des vereinigten 
Königreiches von Großbritannien und Irland, der Kaiser aller Reußen, der König 
von Sardinien und der Sultan erteilen denjenigen ihrer Untertanen, welche sich 
durch irgend welche Beteiligung an den Kriegsereiguissen zugunsten des Gegners 
kompromittiert haben, volle Amnestie. 

Man ist ausdrücklich übereingekommen, daß dieso Amnestie sich auf die- 
jenigen Untertanen der kriegführenden Parteien erstrecken soll, welche während 
des Krieges ihr früheres Dienstverhältnis bei einem der andern Kriegführenden 
fortgesetzt haben. 

Art. 6. Die Kriegsgefangenen werden sofort gegenseitig ausgeliefert. 

4* 
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Art. 7. S. M. der König von Preußen, S. M. der Kaiser von Österreich, 
S. M. der Kaiser der Franzosen, J. M. die Königin des vereinigten Königreiches 
von Großbritannien und Irland, S. M. der Kaiser aller Reußen und S. M. der 
König von Sardinien erklären die hoho Pforte teilhaftig der Vorteile des 
öffentlichen Europäischen Rechts und des Europäischen Konzerts. Ihre 
Majestäten verpflichten sich, die Unabhängigkeit und den Terri- 
torialbestand des Ottomanischen Reiches zu achten, garantieren 
gemeinschaftlich die genaue Beobachtung dieser Verpflichtung und 
werden demgemäß jeden Akt, welcher dem entgegen wäre als eine 
Frage des allgemeinen Interesses ansehen.' 

Art. 8. Wenn zwischen der hohen Pforte und einer oder mehreren 
der anderen kontrahierenden Mächte Meinungsverschiedenheiten ent- 
stehen, welche ihre Beziehungen zu stören drohen, so wird die Pforte und jede 
dieser Mächte vor Anwendung von Gewaltmaßregeln die anderen kontrahierenden 
Mächte in den Stand setzen, diesem Äußersten durch ihre Vermittelung vor- 
zubeugen. 4 

Art. 9. Nachdem S. K. M. der Sultan in seiner beständigen Fürsorge 
für das Wohl seiuer Untertanen einen Firman erlassen hat 6 , welcher die Lage 
derselben ohne Unterschied der Religion oder der Abstammung verbessernd, 
seine großmütigen Gesinnungen gegen die christliche Bevölkerung des Reichs 
beweist, so hat er beschlossen, den gedachten Firman, wolcher ein freier Aus- 
fluß seines souveränen Willens ist, den kontrahierenden Mächten mitzuteilen, 
um einen neuen Beweis seiner desfallsigen Gesinnungen zu geben. 

Die kontrahierenden Mächte konstatieren den hohen Wert dieser Mit- 
teilung. Es ist wohl verstanden, daß dieselbe in keinem Falle den genannten 
Mächton das Recht geben kann, sich, sei es kollektiv oder einzeln, in die 
Beziehungen S. M. des Sultans zu seinen Untertaneu, ooch in die innere 
Verwaltung seines Rechtes einzumischen. 

Art. 10. Der Vertrag vom *13. Juli 1841, welcher die alte Regel des 
Ottomanischen Reiches betreffs der Schließung der Meerengen des Bosporus 
und der Dardanellen aufrechterhält, ist gemeinschaftlich revidiert worden. 11 

Der in dieser Beziehung und diesem Prinzip gemäß zwischen den hohen 
kontrahierenden Parteien abgeschlossene Akt ist und bleibt dem gegenwärtigen 
Vertrag annexiert und wird die nämliche Kraft und den nämlichen Wert haben, 
als wenn er in denselben vollständig aufgenommen wäre. 

Art. II. 6 DasSchwarzo Meer ist neutralisiert. Der Handelsmarine 
aller Nationen geöffnet, sind seine Gewässer und Häfen förmlich und auf ewig 
den Kriegsflaggen der Uferstaaten sowohl, als aller anderen Mächte 
untersagt, die in den Art. 14 und 19 dos gegenwältigen Vertrages erwähnten 
Ausnahmefälle ausgenommen. 

Art. 12. Frei von aller Beschränkung wird der Handel in den Häfen 
und Gewässern das Schwarzen Meeres nur den Gesundheits-, Zoll- und 
Polizei -Verordnungen unterworfen sein, dio in einem der Entwicklung der 
Handelsbeziehungen günstigen Geiste abgefaßt werden. 

Um den Handols- und Schiffahils- Interessen aller Nationen die wün- 
schenswerte Sicherheit zu geben, werden Rußland und die hohe Pforte in 
allen ihren im Uferbezirk des Schwarzen Meeres gelegenen Häfen, den Prin- 
zipien des internationalen Rechtes gemäß, Konsuln zulassen. 

Art. 13. e Dadas Schwarzo Meer dem Wortlaute des Art. 11 gemäß neu- 
tralisiert ist, so ist die Aufrechterhaltung oder Errichtung von militärisch -mari- 
timen Arsenalen in dessen Uferbezirk unnötig und zwecklos. S. M. der Kaiser 
aller Reußen und S. K. M. der Sultan verpflichten sich deshalb, auf diesem 
Littoralo kein militärisch -maritimes Arsenal zu errichten oder zu behalten. 



4) Vgl. Sitzongsprotokoll vom *14. April 1856 und Anra. 3. 

5) Haiti Homayoun vom 18. Febrnar 1866 (Martens 1 15 S. 508; M.-C. 7 S. 4G9). 

6) Aufgehoben im Pootusvortrage vom «13. März 1871 Art. 1. 
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Art. 14. e Nachdem I. MM. der Kaiser aller Reußen und der Sultan eine 
Konvention abgeschlossen haben, um die Stärke und Zahl der leichten, 
zum Dienste ihrer Küsten notwendigen Schiffe zu bestimmen, deren 
Unterhaltung im Schwarzen Meere sie sich vorbehalten , so ist diese Konvention 
dem gegenwärtigen Vertrage annexiort worden und wird die nämliche Kraft und 
den nämlichen Wert haben, als wenn sie in denselben vollständig aufgenommen 
wäre. Sie kann ohne die Zustimmung der Mächte, Unterzeichner des gegen- 
wärtigen Vertrages, weder annulliert noch modifiziert werden. 

Art. 15. Nachdem die *Wiener Kongreßakte die Prinzipien fest- 
gestellt hat, welche die Schiffahrt auf den mehrere Staaten trennenden 
oder durchströmenden Flüssen regeln, so verabreden die kontrahierenden 
Mächte, daß diese Prinzipien in Zukunft ebenfalls auf dio Donau und ihre 
Mündungen angewandt werden. Sie erklären, daß diese Disposition zukünftig 
einen Teil des öffentlichen Europäischen Rechts ausmacht, und sie 
stellen dieselbe unter ihre Garantie. 

Die Schiffahrt auf der Donau kann keiner Beschränkung oder 
Abgabo unterworfen werden, dio nicht ausdrücklich in den in den 
folgenden Artikeln enthaltenen Stipulationen vorgesehen sind. In- 
folgedessen wird keine Abgabe erhoben werden können, die sich einzig und 
allein auf die Tatsache der Beschiffung des Flusses stützt, noch irgend ein Zoll 
auf die an Bord der Schiffe befindlichen "Waren. Die Polizei- und Quarantäne - 
Reglements zur Sicherheit der Staaten, die dieser Fluß trennt oder durchströmt, 
werden derart abgefaßt sein, daß sie die Zirkulation der Schiffe so viel als tun- 
lich begüostigen. Außer diesen Reglements wird kein anderes Hindernis, welcher 
Art es auch sein mag, der freien Schiffahrt entgegengesetzt. 

Art. 16. Zu dem Zwecke, die Dispositionen des vorhergehenden Artikels 
zu verwirklichen, wird eine Kommission, in welcher Preußen, Österreich, 
Frankreich, Großbritannien. Rußland, Sardinien und die Türkei 
durch je einen Abgesandten repräsentiert sein werden 1 , mit der Bezeichnung 
und der Ausführung der Arbeiten beauftragt werden, die von Isaktscha an not- 
wendig sind, um die Mündungen der Donau, sowie die Teilo des daran 
stoßenden Meeres von dem die Passage hindernden Sande und an- 
deren Hemnis8en zu befreien, damit dieser Teil des Flusses und die er- 
wähnten Teile des Meeres sich in dem für die Schiffahrt möglichst günstigen 
Zustande befinden. 

Um die Kosten dieser Arbeiten und der, die Sicherung und Erleichterung 
der Schiffahrt an den Donaumündungen bezweckenden Etablissements zu decken, 
sollen bestimmte Abg aben, welche die Kommission nach Stimmenmehrheit fest- 
setzt, erhoben werden können, aber unter der ausdrücklichen Bedingung, daß 
in dieser Beziehung, wie in allen anderen, die Flaggen aller Nationen auf dem 
Fuße einer vollkommenen Gleichheit behandelt werden. 

Art. 17. Eine Kommission wird bestellt werden und aus Abgesandten 
Österreichs, Bayerns, der hohen Pforte und Württembergs bestehen (eiuer 
für jode dieser Mächte), denen sich die Kommissaro der drei Donaufürsten- 
tümer, nachdem dio Pforte deren Ernennung gutgeheißon hat, anschließen werden. 
Diese Kommission, die permanent sein wird, wird 1. die Fluß-, Schiffahrts- 
und Polizei -Reglements ausarbeiten; 2. die Beschränkungen beseitigen, von 
welcher Natur sie auch sein mögen, die sich der Anwendung der Dispositionen 
des Wiener Vertrages auf die Donau noch entgegenstellen 8 , 3. dio auf dem 
ganzen Laufe des Flusses notwendigen Arbeiten anordnen und ausführen lassen, 
und 4. nach Auflösung der Europäischen Kommission über die Aufrechterhaltung 



7) Über dio Rechtsverhältnisse der europaischen Kommission (Art. 16) und der 
Uferstaaten-Kommission (Art. 17) vgl. DonauschifTahitsakte vom »2. Nov. 1866 nobst Zu- 
satzvertrag vom •28. Mai 1881, den Pontusvortrag vom *13. März 1871, den Berliner Vertrag vom 
*13. Juli 1878 (Art. 52-57) und den Londoner Vortrag vom *10. März 1883. 

8) Die von don Dferetaaten ausgearbeitete Donauschiflahrtsakto vom 7. 11. 1857 (österr. 
ROM. 1858; Martens 1 IG U S. 75; M.-C.-Ö. 1 71) erhielt nicht die Zustimmung dor übrigon Kon- 
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der Schiff barkeit der Donaumündungen und der Teile des daranstoßenden Meeres 
wachen. 7 

Art. 18* Man hat sich geeinigt, daß die Europäische Kommission ihre 
Aufgabe gelöst und die Flußkommission ihre in dem vorhergehenden Artikel 
unter 1. und 2 bezeichneten Arbeiten binnen 2 Jahren beendet haben müssen. 9 
Die zur Konferenz vereinigten Mächte, Unterzeichner des Vertrages, von dieser 
Tatsache benachrichtigt, werden, nachdem sie davon Akt genommen, die Euro- 
päische Kommission auflösen , und die permanente Flußkommission wird alsdann 
die nämlichen Befugnisse erhalten, wie die, mit welohen die Europäische Kom- 
mission bis dahin bekleidet war. 

Art. 19. Um die Ausführung der durch gemeinschaftliches Überein- 
kommen und nach oben angedeuteten Prinzipien aufgestellten Reglements zu 
sichern, wird jede der kontrahierenden Mächte das Recht haben, zwei 
leichte Schiffe an den Donaumündungon zu jeder Zeit stationieren zu 
lassen. 

Art. 20. Im Austausch gegen die im Art. 4 des gegenwärtigen Vertrages 
aufgezählten Städte, Häfen und Gebiete und zur besseren Sicherung der Schiff- 
fahrt auf der Donau willigt S. M. der Kaiser aller Reußen in eine Rekti- 
fikation seiner Grenze in Bessarabien. Die neue Grenze wird am 
Schwarzen Meere, 1 km ostwärts von See Burna-Sola, beginnen, die Straße 
von Akermau senkrecht erreichen, diese Straße bis zum Trajans-Tale verfolgen, 
südwärts an Bolgrad vorbeilaufen, längs dos Flusses Yalpuck bis zur Höbe von 
Saratsika hinauf gehen und bei Katamori am Prath enden. Stromaufwärts von 
diesem Punkte ans wird die alte Grenze zwischen den beiden Reichen keine 
Veränderung erleiden. Abgesandte der kontrahierenden Mächte werden im ein- 
zelnen die neue Grenzscheide feststellen. 

Art. 21. Das von Rußland abgetretene Gebiet wird dem Fürsten- 
tume Moldau unter der Oberherrlichkeit der hohen Pforte hinzugefügt 
werden. 

Die Bewohner dieses Gebietes werden die nämlichen Rechte und Privi- 
legien genießen, die den Fürstentümern zugesichert sind, und während eines 
Zeitraums von 3 Jahren wird es ihnen erlaubt sein, unter freier Verfügung 
über ihr Eigentum ihr Domizil anderwärts aufzuschlagen. 

Art. 22. Die Fürstentümer werden fortfahren, unter der Oberherr- 
lichkeit der Pforte und unter der Garantie dor kontrahierenden 
Mächte die Privilegien und Immunitäten zu genießen, in deren Besitz 
sie sind. Kein ausschließlicher Schutz wird über sie von einer der 
garantierenden Mächte ausgeübt werden. Es wird kein besonderes Recht 
dor Einmischung in ihre inneren Angelegenheiten bestehen." 

Art. 23. Die hohe Pforte verpflichtet sich, den genannten Fürstentümern 
eino unabhängige und nationale Verwaltung, sowie die vollkommeno Freiheit des 
Kultus, der Gesetzgebung, des Handels und der Schiffahrt zu erhalten. Die jetzt 
in Kraft befindlichen Gesetze und Statuten werden revidiert werden. Um eine 
vollständige Übereinstimmung betreffs dieser Revision zu erzielen, wird eine 
spezielle Kommission, über deren Zusammensetzung die hohen kontrahierenden 
Mächte sich verständigen werden, mit einem Kommissar der hohen Pforte in 
Bukarest ohne Verzug zusammentreten. 

Diese Kommission wird zur Aufgabe haben, sich über den gegenwärtigen 
Zustand der Fürstentümer zu unterrichten und die Grundlagen ihrer künftigen 
Organisation vorzuschlagen. 

Art. 24. S. M. der Sultan verspricht, in jeder der beiden Provinzen 
sofort einen Divan ad hoc zusammenzuberufen, derart zusamengesetzt, daß er 



9) Am 28.6. 1866 ist die europäische Kommission auf 6 Jahre verlängert worden 
(vgl. Art. 4 d. Vertrags vom *18. 3. 1871). — Die Uferstaaten -Kommission ist dagogon nicht 
weiter tätig geworden , vgl. Art. 6 d. V. v. *13. 3. 1871. 

10) Vgl. Friede zu Adrianopol v. *2./14.Sept. 1829 u. den Berliner Vertrag v. »18. Juli 1878 
(Art. 43 fg.). 
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die genaueste Vertretung der Interessen aller Klassen der Gesellschaft in sich 
faßt. Diese Divans sind berufen, die Wünsche der Bevölkerungen betreffs der 
definitiven Organisation der Fürstentümer auszudrücken. 

Eine Instruktion des Kongresses wird die Beziehungen der Kommission zu 
diesen Divans ordnen. 

Art. 25. Die Kommission wird die von beiden Divans ausgesprochene 
Meinung erwägen und das Resultat ihrer eigenen Arbeit ohne Verzug dem gegen- 
wärtigen Sitze der Konferenzen zustellen. Das End -Einverständnis mit der 
oberherrlichen Macht wird durch eine in Paris zwischen den hohen kontrahie- 
renden Parteien abzuschließende Konvention festgestellt werden, und ein Hatti- 
scherif wird den Stipulationen der Konvention gemäß die Organisation dieser 
zukünftig unter die Kollektivgarantie dor unterzeichnenden Mächte 
gestellten Provinzen definitiv regeln. 

Art. 26. Mau ist übereingekommen, daß es in den Fürstentümern eine 
bewaffnete Gewalt geben wird, zu dem Zwecke organisiert, die Sicherheit im 
Innern und nach außen hin aufrecht erhalten. Keine Beschränkung wird den 
außerordentlichen Verteidigungsmaßregeln entgegengesetzt werden können, die 
sie, in Übereinstimmung mit der hohen Pforte, zur Abweisung eines jeden 
fremden Angriffes zu nehmen berufen sein werden. 

Art. 27. Wenn die innere Ruhe der Fürstentümer bedroht oder gefährdet 
werden sollte, so wird die hohe Pforte sich mit den übrigen kontrahierenden 
Mächten über die zur Erhaltung oder Wiederherstellung der gesetzmäßigen Ord- 
nung zu nehmenden Maßregeln verständigen. Eine bewaffneto Intervention 
kann ohne vorherige Einstimmung dieser Mächte nicht statthaben. 

Art. 28. Das Fürstentum Serbien wird fortfahren, von der hohen 
Pforte abhängig zu sein, gemäß den Kaiserlichen Hats, welche seine, zu- 
künftig unter die Kollektivgarantie der Mächte gestellten Rechte und 
Immunitäten festsetzen. Infolgedessen wird dieses Fürstentum seine unabhängige 
und nationale Verwaltung, sowie die vollständige Freiheit des Kultus, der Gesotz- 
gebung, des Handels und der Schiffahrt behalten. 

Art. 29. Das Garnisonsrecht der hohen Pforte, so wie es durch 
frühere Reglements festgestellt ist, wird aufrechterhalten. Keine bewaffnete 
Intervention wird in Serbien stattfinden können, ohne vorherige Überein- 
stimmung der hohen kontrahierenden Mächte. 

Art. 30. S. M. der Kaiser aller Reußen und S. M. der Sultan be- 
halten ihre asiatischen Besitzungen in ihrer Integrität in demjenigen Um- 
fange, wie er vor dem Bruch gesetzlich bestand. . . . 

Art. 31. [Räumung der von Österreich, Frankreich, Großbritannien und 
Sardinien besetzten Gebietsteile.] 

Art. 32. Bis zur Erneuerung oder Ersetzung der Verträge oder Kon- 
ventionen, dio zwischen den kriegführenden Mächten vor dem Kriege be- 
standen, wird der Aus- und Einfuhrhandel gegenseitig auf dem Fuße des vor 
dem Kriege Kraft habenden Reglements stattfinden, und ihre resp. Untertanen 
werden in allen anderen Angelegenheiten auf dem Fuße der am meisten be- 
günstigten Nationen behandelt werden. 

Art. 33. Die am heutigen Tage zwischen I. MM. dem Kaiser der Franzosen, 
der Königin des Vereinigten Königreiches von Großbritannien und Irland einer- 
seits und S. M. dem Kaiser aller Reußen andererseits abgeschlossene Konvention 
bezüglich der Alandsinseln ist und bleibt dem gegenwärtigen Vertrage an- 
nexiert, und wird die nämliche Kraft und den nämlichen Wert haben, als wenn 
sie in denselben aufgenommen wäre. 

3 Verträge als Beilagen. 

1. 

Im Namen des Allmächtigen Gottes. 

Da I. MM. der König von Preußen, der Kaiser von Österreich, der 
Kaiser der Franzosen, die Königin des Vereinigten Königreichs von Groß- 
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britannien und Irland, der Kaiser aller Reußen, die Unterzeichner der Kon- 
vention vom *13. Juli 1841, und 8. M. der König von Sardinien, Willens sind, 
Ihre einmütige Entschließung gemeinschaftlich an don Tag zu legen, sich die 
alte Regel des Ottomanischen Reiches, der zufolge die Meerengen der 
Dardanellen und des Bospor, so lange sich die Pforte im Frieden befindet, 
den fremden Kriegsschiffen verschlossen sind, zur Richtschnur zu 
nehmen; haben Ihre gedachten Majestäten einerseits und S. M. der Sultan 
andererseits den Beschluß gefaßt, die in London am *13. Juli 1841 abgeschlossene 
Konvention zu erneuern, mit Ausnahme einiger Detailänderungen, welche dem 
Prinzip, worauf dieselbe beruht, keinen Eintrag tun." ... 

Art. 1. S. M. der Sultan einerseits erklärt, daß er des festen "Willens 
ist , in Zukunft das als alte Regel Seines Reiches unwandelbar festgestellte 
Prinzip, und infolgedessen es zu allen Zeiten den Kriegschiffen der 
fremden Mächte untersagt war, in die Meerengo der Dardanellen und 
des Bospor einzulaufen, aufrecht zu erhalten; und daß Se. Majestät, so lange 
sich die Pforte im Frieden befindet, kein fremdes Kriegsschiff in die ge- 
nannten Meerengen einlassen wird; und 

I. MM. der König von Preußen, der Kaiser von Österreich, die 
Königin des Vereinigten Königreichs von Großbritannien und Irland, der 
Kaiser aller Reußen und der König von Sardinien, andererseits, ver- 
pflichten sich, diese Willensbestimmung des Sultans zu achten und 
Bich das vorhin erwähnte Prinzip zur Richtschnur zu nehmen. 

Art 2. Wie in früherer Zeit, behält sich der Sultan vor, denjenigen 
leichten Fahrzeugen unter Kriegsflagge Passagefirmane zu erteilen, 
welche, der Gewohnheit gemäß, im Dienst der Gesandtschaften der be- 
freundeten Mächte verwendet werden sollen. 

Art. 3. Dieselbe Ausnahme findet ihre Anwendung auf diejenigen 
leichten Fahrzeuge unter Kriegsflagge, welche eine jede der kontra- 
hierenden Mächte befugt ist, an den Mündungen der Donau zu stationieren, 
um die Ausführung der auf die Freiheit des Flusses bezüglichen Bestimmungen 
zu sichern, und deren Zahl nicht zwei für jede Macht überschreiten darf. 

o a 

Im Namen des Allmächtigen Gottes. 

S. M. der Kaiser aller Reußen und S. K. M. der Sultan, das Prinzip 
der Neutralisation des Schwarzen Meeres in Erwägung ziehend, . . . 
haben zu diesem Behufe eine besondere Übereinkunft zu zeichnen beschlossen. . . . 

Art. 1. Die hohen kontrahierenden Teile verpflichten sich gegenseitig, 
im Schwarzen Meere keine anderen Kriegsschiffe zu halten, als 
diejenigen, deren Zahl, Stärke und Umfang nachstehend fest- 
gesetzt sind: 

Art. 2. Die hohen kontrahierenden Teile behalten sich ein jeder vor, 
in diesem Meere sechs Dampfschiffe von fünfzig Meter Länge auf dem Wasser- 
spiegel, von einem Gehalt von höchstens achthundert Tonnen, und vier leichte 
Dampf- oder Segelfahrzeuge, von einem Gehalt, welcher bei keinem zweihundert 
Tonnen übersteigen darf, zu unterhalten. 

3. 

Im Namen des Allmächtigen Gottes. 

S. M. der Kaiser der Franzosen, 1. M. die Königin des Vereinigten 
Königreiches von Großbritannien und Irland und S. M. der Kaiser aller 
Reußen, in der Absicht, das so glücklich zwischen Ihnen im Orient wieder 
hergestellte Einvernehmen auf das Baltische Meer zu erstrecken und dadurch 
die Wohltaten des allgemeinen Friedens zu befestigen, haben beschlossen, eine 
Konvention zu schließen . . . 



11) Dio weiteren Vortrage über die Dnrch fahrt durch die Dardanellen osw. bei 
Nr. 12 Anna. 1. 
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Art. 1. S. M. der Kaiser aller Reußen, um dem Wunsche zu ent- 
sprechen, welcher Ihm von I. MM. dem Kaiser der Franzosen und der Königin 
des Vereinigten Königreiches von Großbritannien und Irland aasgedrückt worden, 
erklärt, daß die Alandsinseln nicht befestigt werden sollen und daß da- 
selbst ein militärisches oder maritimes Etablissement weder unter- 
halten noch begründet werden soll. 



III. Seerechtsdeklaration vom 16. April 1856. 

Angeschlossen haben sich der Deklaration: Argentinien, Belgien, Bra- 
silien, Dänemark, Ekuador, Griechenland, Guatemala, Haiti, Japan, 
Niederlande, Peru, Portugal, Schweden u. Norwegen, Schweix, Uruguay." 

Urtext: französisch. - Abdruck: GS. 185G S. 585 (mit Übersetzung ; Martens » 15 S.79l,16U 
S. 641; M.-C. 7 S. 610. — Urkunden zur Geschichte: Beilage zum Staatsarchiv Bd. 10 
(1866) „frei Srhiff unter Feindesflagge". 

Literatur: Bonfils 122, 1378, 1522, 162S; Garois 7, 83, 85, 89; Heffterl24a, 137, 152, 154, 158; 
Heilborn 348fg., 878^ v. Holtzendorff IV 1122 fg., 157 fg., 164 fg.; ▼. Liszt 8 II, IV, 41, 42; 
v. Martens 1 32, 48. 110, III, II 123, 124, lSOfg., 136; Pereis 3, 34 III, 36, 41, 44, 48; Rivier 
62 II, X, 65, 68; Stoerk 14, 73, 78fg.; Ullmann 148, 154, 160, 162. 

[Die Pariser Seorechtsdeklaration ist in Preußen als Königl. Ver- 
ordnung v. 12. Juni 1856 in der nachstehenden Fassung verkündet:] 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen usw. usw. 
verordnen, was folgt: 

Die von Unseren Bevollmächtigten, sowie von den Bevollmächtigten der 
übrigen bei dem Friedensverträge vom *30. März d. J. beteiligten Staaten, zu 
Paris am 16. April d. J. unterzeichnete Erklärung, welche wörtlich 1 " und in Über- 
setzung lautet: 

Erklärung. 

Die Bevollmächtigten, welche den Pariser Vertrag vom 30. März 1856 
unterzeichnet haben, sind nach stattgehabter Beratung, in Betracht: 

daß das Scerecht in Kriegszeiten während langer Zeit der Gegenstand be- 
dauerlicher Streitigkeiten gewesen ist; 

daß die Ungewißheit der in dieser Beziehung obwaltenden Rechte und 
Pflichten zu Meinungsverschiedenheiten zwischen den Neutralen und den Krieg- 
führenden Anlaß gibt, aus denen ernste Schwierigkeiten und selbst Konflikte 
entspringen können; 

daß es folglich zum Nutzen gereicht, gleichmäßige Grundsätze über einen 
so wichtigen Punkt festzustellen; 

daß die auf dem Kongreß zu Paris versammelten Bevollmächtigten den 
Absichton, von welchen ihre Regierungen beseelt sind, nicht besser zu ent- 
sprechen vermögen, als indem sie feststehende Grundsätze hierüber in die völker- 
rechtlichen Beziehungen einzuführen suchen; 

mit gehöriger Ermächtigung versehen, übereingekommen, sich über die 
Mittel zur Erreichung dieses Zweckes zu verständigen , und haben, nach erzieltem 
Einverständnis, die nachstehende feierliche Erklärung beschlossen": 

1. Die Kaperoi ist und bleibt abgeschafft; 

2. die neutrale Flagge deckt das feindliche Gut, mit Ausnahme 
der Kriegskontrebande 14 ; 

12) Nach Pereis 34 III. Ullmann 148 dagegen zahlt Uruguay unter denjenigen Seostaateu 
auf, die noch nicht beigetreten sind: Spanien, V. St. v. Amerika, Mexiko, Bolivien, 
Kolumbien, Venezuela. 

13) Der Urlext nur der eigentlichen declaration ist hier (ausnahmsweise) unton abgedruckt. 

14) Auf veitergehen.de Kochte der Noutralon und auf Unverletzlichkeit des Privat- 
eigentums zielon die „Wünscho" 2 u. 5 in der Schlußakte der Haager Friedenskonferenz 
vom *29. Juli 1899 ab. 

15) Beispiel für eine Veröffentlichung der Kriegführenden Uber Kriegskontrebande im 
„Anhange". 
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8. neutrales Gut unter feindlicher Flagge, mit Ausnahme 
der Kriegskontrebande, darf nicht mit Beschlag helegt werden; 

4. die Biokaden müssen, um rechtsverbindlich zu sein, wirk- 
sam sein, das heißt, durch eine Streitmacht aufrecht erhalten 
werden, welche hinreicht, um den Zugang zur Küste des Feindes 
wirklich zu verhindern." 

Die Regierungen der unterzeichneten Bevollmächtigten verpflichten sich, 
diese Erklärung zur Kenntnis derjenigen Staaten zu bringen, welche nicht zar 
Teilnahme an dem Pariser Kongresse berufen waren, und sie zum Beitritte 
einzuladen. 

In der Überzeugung, daß die hiermit von ihnen verkündigten Grund- 
sätze von der ganzen Welt nur mit Dank aufgenommen werden können, be- 
zweifeln die unterzeichneten Bevollmächtigten nicht, daß die Bemühungen ihrer 
.Regierungen, denselben die allgemeine Anerkennung zu verschaffen, von voll- 
ständigem Erfolge gekrönt sein werden. 

Gegenwärtige Erklärung ist und wird nur zwischen denjenigen Mächten 
verbindlich sein, welche derselben beigetreten sind, oder beitreten werden. 

Geschehen zu Paris den 16. April 1856. 

[Unterschriften.] 
wird hierdurch von uns genehmigt .... 

Urtext der declaration: 

1. La course est et demeure abolie; 

2. Le pavillon neutre couvre la marohandise ennemie, ä l'ex- 
ception de la contrebande de guerre; 

3. La marchandise neutre, ä l'exception de la contrebande de 
guerre, n'ost pas saisissable sous pavillon ennemi; 

4. Les blocus, pour etre obligatoires, doivent etre effectifs, 
c'est-ä-dire maintenus par une force süffisante pour interdire reelle- 
ment l'acces du littoral de l'ennemi. 



Nr. 16. 

Abschaffung der Sund- und Beltzölle. 

Vertrag zu Kopenhagen vom 14. März 1857. 1 

Vertragsstaaten: Dänemark — Preußen, Hannover, Mecklenburg- Schwerin, 

Oldenburg, Hansestädte; Österreich, Belgien, Frankreich, 
Großbritannien, Niederlande, Rußland, Schweden und 
Norwegen. 

Urtext: franiösisch. - Abdruck: GS. 1857 S.401 (mit Übersetzung); Marten»» 16 n S.845; 
M.-C.-G. 1 S.12. 

Literatur: Bonfila 509; Gareis 21; Heffter 76; Hoilbora 49; von Holtzendorff II 94, 66, 77; 

v. Lfczt 26; v. Martens II 68; Pereis 5; Rrner 19; Stoerk 45; Ulimann 91. Vgl. noch S. 37 
Anm. 6 (Scheldezoll). 

Art. 1. Seine Majestät der König von Dänemark verpflichtet sich 
gegen . . . [die anderen VertragsstaatonJ , welche es annehmen: 

1. keine Zoll-, Tonnen-, Feuer-, Leuchtturm-, Baken- oder ir- 
gend andere Abgaben von Schiff oder Ladung, von den aus 

16) Ober Blokade siehe auch „Anhang". 

1) Besonderer Vortrag zwischon Dänemark und den V. St. v. Amerika vom 11. April 1857 
(Martens» 17 I S. 210, M.-C.-G. 1 S. 23): 717 829 Rigsdaler Abfindung. 
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der Nordsee nach der Ostsee oder umgekehrt sich begebenden, 
durch die Belte oder den Sund gehenden Schiffen zu erheben, 
gleichviel, ob sie nur durch die dänischen Gewässer fahren oder ob See- 



dort anzulegen oder einzulaufen. Kein Schiff darf von jetzt an, unter 
welchem Vorwande es auch Bein möge, bei der Fahrt durch den Sund 
oder die Belte irgend einem Anhalten oder irgend einer Schwierigkeit 
unterworfen werden; jedoch behält S. M. der König von Dänemark sich 
ausdrücklieb das Recht vor, durch besondere Übereinkommen, welche 
weder Untersuchung noch Anhalten gestatten dürfen, die fiskalische und 
zollamtliche Behandlung der Schiffe solcher Mächte zu regeln, welche an 
dem gegenwärtigen Vertrage nicht teilgenommen haben; 

2. von denjenigen eben dieser Schiffe, welche in die dänischen 
Häfen ein- oder aus denselben auslaufen, sei es beladen oder in 
Ballast, gleichviel ob sie dort Handelsgeschäfte betrieben haben oder nicht, 
so wenig wie von deren Ladungen irgend eine Abgabe zu erheben, 
denen diese Schiffe oder deren Ladungen auf Grund ihrer Fahrt durch 
den Sund und die Belte unterworfen gewesen sein würden, und deren 
Aufhebung durch den vorstehenden Paragraphen festgesetzt ist; und man 
ist ausdrücklich übereingekommen, daß diejenigen Abgaben, welche der- 
gestalt aufgehoben sein sollen und folglich weder in dem Sunde und in 
den Belten, noch in den dänischen Häfen erhoben werden dürfen, eben- 
sowenig indirekt vermittelst einer zu solchem Zwecke etwa einzufüh- 
renden Erhöhung der gegenwärtig bestehenden Hafen- oder Zollabgaben, 
noch durch eine zu gleichem Zwecke etwa zu treffende Aufstellung neuer 
Schiffahrt«- oder Zollabgaben, noch in irgend einer anderen Weise wieder- 
hergestellt werden dürfen. 

Art. 2. S. M. der König von Dänemark verpflichtet sich außer- 
dem gegen die oben genannten hohen kontrahierenden Teile: 

1. alle gegenwärtig, sei es am Eingange oder in der Nähe seiner Häfen, 
Einfahrten, Beeden und Flüsse oder Kanäle, sei es längs seiner Küsten 
bestehenden Feuer und Leuchttürme, sowie die gegenwärtig 
vorhandenen und zur Erleichterung der Schiffahrt im Kattegat, im Sunde 
und in den Belten dienenden Baken, Tonnen und Seezeichen zu er- 
halten und im besten Zustande zu unterhalten; 

2. wie bisher, im allgemeinen Interesse der Schiffahrt, die Zweckmäßig- 
keit oder Dienlichkeit, sei es, daß es auf eine Veränderung der Stelle 
oder der äußeren Einrichtung eben dieser Feuer, Leuchttürme, 
Tonnen, Baken und Seezeichen, sei es, daß es auf eine Vermehrung der 
Anzahl derselben ankommt, in sorgsamste Erwägung zu nehmen, und 
zwar alles dies ohne irgend eine Abgabe für die fremden Schiffe; 

3. wie bisher den Lotsendienst, dessen Benutzung im Kattegat, im Sunde 
und in den Belten , den Kapitänen und Führern der Schiffe jederzeit ohne 
Zwang freistehen soll, überwachen zu lassen. Man ist übereingekommen, 
daß die Lotsen gebühren mäßig sein sollen, daß die Taxe derselben 
für dänische Schiffe und fremde Fahrzeuge eine gleiche sein soll, und daß 
die Lotsengebühr nur von solchen Schiffen gefordert werden darf, welche 
freiwillig von Lotsen Gebrauch gemacht haben; 

4. allen Privatunternehmern, däuischen oder fremden, ohne irgend eine Be- 
schränkung, zu gestatten, nach Gutbefinden und unter gleichen Be- 
dingungen, ohne Unterschied der Nationalität, im Sunde und in den 
Belten Fahrzeuge zum ausschließlichen Zwecke des Bugsierens 
von Schiffen, dio davon Gebrauch machen wollen, einzurichten und auf- 
zustellen; 

5. auf alle Straßen oder Kanäle, welche die Nordsee und die 
Elbe mit der Ostsee zurzeit verbinden, oder späterhin verbinden 



umstände irgend welcher 




dieselben nötigen, 
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dürften, die Zollbefreiungen auszudehnen, deren gegenwärtig auf 
einigen dieser Straßen die inländischen oder ausländischen Waren ge- 
nießen, welche nachfolgend aufgeführt werden . . . [folgt ein alphabetisch 
geordneter Katalog]. 

Man ist darüber einverstanden, daß, falls künftig andere Waren 
auf irgend einer Straße in den Genuß einer analogen Befreiung gelangen 
sollten, eben dieselbe Durchgangsabgaben -Freiheit von Rechts wegen auf 
alle oben bezeichneten Straßen ausgedehnt werden solle; 

6. auf denselben Straßen oder Kanälen die Durchgangsabgabe auf Waren, 
welche derselben gegenwärtig unterliegen, auf den gleichförmigen und 
dem Gewicht entsprechenden Satz von höchstens 16 Skilling dänisch für 
fünfhundert dänische Pfunde zu ermäßigen, ohne daß dieser Satz durch 
irgend eine andere Auflage, unter welcher Benennung es auch sein möge, 
erhöht werden darf. 

Für den Fall der Ermäßigung der Durchgangsabgaben unter den 
vorstehend bezeichneten Satz verpflichtet sich S. M. der König von Däne- 
mark, allo Straßen oder Kanäle, welche die Nordsee und die Elbe mit 
der Ostsee oder deren Zuflüssen verbinden oder verbinden werden, auf 
völlig gleinben Fuß mit den am meisten begünstigten Straßen zu stellen, 
welche auf seinem Gebiete zur Zeit bestehen , oder noch angelegt werden 
dürften. 

7. In Betracht, daß S. M. der König von Schweden und Norwegen, laut der 
Bestimmungen einer mit S. M. dem Könige von Däuemark abgeschlossenen 
besonderen Übereinkunft gegen Seine genannte Majestät die Verpflichtung 
zur Unterhaltung der Leuchtfeuer an den Küsten von Schweden und 
Norwegen, welche zur Beleuchtung und Erleichterung der Fahrt durch 
den Sund und den Eingang des Kattegats dienen, übernommen hat, ver- 
pflichtet sich S. M. der König von Dänemark, sich definitiv mit S. M. dem 
Könige von Schwodeu und Norwegen dahin zu verständigen, daß für die 
Zukunft, wie bisher, das Bestehen und die Unterhaltung dieser Leucht- 
feuer sichergestellt werde, ohne daß daraus irgend eine Abgabe für die 
durch den Sund und das Kattcgat fahrenden Schiffe erwachse. 

Art. 3. Die in den vorstehenden beiden Artikeln enthaltenen Verpflich- 
tungen sollen mit dem 1. April 1857 in Vollzug treten. 

Art. 4. Als Entschädigung und Ausgleichung für die Opfer, 
welche dio obigou Bestimmungen S. M. dem Könige von Dänemark notwendiger- 
weise auflegen , verpflichten sich Ihrerseits . . . [die anderen Vertragsstaate n] an 
S. M. den König von Dänemark, der es annimmt, eine auf folgende Weise zu 
verteilende Totalsumme von 30 476 325 Rigsdaler zu bezahlen: 

Rd. R. M. RU. R. M. 

auf Preußen . . 4 440 027 2 auf Lübeck . . . 102 996 
„ Österreich . . 29 434 „ Mecklenburg . 373 663 

„ Belgien . . . 301 455 „ Norwegen . . 667 225 

„ Bremen. . . 218 585 „ Oldenburg. . 28127 

„ Frankreich .. 1 219 003 „ die Niederlande 1 408 060 

, Großbritannien 10 126 855 „ Rußland . . 9 739 993 

„ Hamburg . . 107 012 „ Schweden. . 1590 503 

, Hannover . . 123 387 

Man ist darüber einverstanden , daß die h. k. T. eventuell nur für die 
Quote verantwortlich sein sollen, welcho auf einen jeden derselben fällt. 

Art. 5, 6. [Leistung in 40 halbjährlichen Zahlungen den einzelnen 
Staaten nachgelassen. Besondere Abmachungen über Art und Ort der Zahlungen 
vorbehalten: mit Preußen Vortrag vom 25. April 1857 (GS. S. 420); danach 
konnte die letzte Teilzahlung am 1. April 1877 erfolgen.J 



2) = 3830020 V« Taler Preußisch (so in dorn Vertrage vom 25. April 1857 berechnet; vgl. 
oben Art. 5, 6). 
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Art. 7. Der Vollzug der in gegenwärtigem Vertrage enthaltenen gegen- 
seitigen Verpflichtungen wird ausdrücklich der Erfüllung der verfassungsmäßig 
bestehenden Formen und Vorschriften von Seiten derjenigen der hohen kontra- 
hierenden Mächte untergeordnet, denen es obliegt, solche in Anwendung zu bringen; 
dieselben verpflichten sich, letzteres binnen möglichst kurzer Frist zu bewirken. 



Nr. 17. 

Verzicht auf Neuenburg. 

Vertrag zu Paris vom 26. Mal 1857. 

Vertragsstaaten: Preußen 1 , Österreich, Frankreich, Großbritannien, Rußland, 

Schweix. 

Text: französisch. — Abdruck: Prenß. Staatsanzeiger 1867 Nr. 146 (mit Übersetzg.) ; Martens 1 » 
S. 103; M.-C.-O. 1 36. — „Urkundenbuch" : H. Scholz», staatsr. Stellang des Ffirstont. N. 
1854 S. 227. 

Literatur: Aas don Handbüchom dos Völkerrechts Abschnitt „Personalunion"; in den Werken 
über proußischos Staatsrecht Ton: Bornhak 1 S. 220; v. Rönne (5. Aufl. von Zorn) I S. 78; 
v. Schulze 2. Aull. I $§ 81, 33, 26. 107; v. Stengel S. 29 - Bluiner, Handb. d. Schweiz. Buiidos- 
staatsr. 1. Aufl. 11 2ü4fg.; eingehender v. Sybel, Begrund. d. D. Reichs II S. 181 fg. 

Da I. MM. der Kaiser von Österreich, der Kaiser der Franzosen, die 
Königin des vereinigten Königreichs von Großbritannien und Irland, der 
Kaiser aller Reußen von dem Wunsche beseelt sind, den allgemeinen 
Frieden vor jedem Anlaß zu Störung zu bewahren, und zu diesem Ende 
die internationale Stellung des Fürstentums Neuenburg und der 
Grafschaft Valendis mit den Forderungen der Reiche Europas in 
Einklang zu bringen; 

Und da S. M. der König von Preußen, Fürst von Neuenburg und 
Graf von Valendis, die Absicht kundgegeben hat, zu dem erwähnten Zweck den 
"Wünschen Seiner Alliierten entgegenzukommen, so ist die Schweizerische 
Eidgenossenschaft eingeladen worden, sich mit Ihren genannton Majestäten 
übor die für Erreichung dieses Zieles geeignetsten Bestimmungen zu verständigen. 

Demzufolge haben sich Ihre genannten Majestäten und die Schweizerische 
Eidgenossenschaft dafür entschieden, einen Vertrag abzuschließen. . . . 

Art. 1. S. M. der König von Preußen willigt ein, auf immer 
für Sich, Seine Erben und Nachfolger auf die Sou veränetätsrechte 
zu verzichten, welche Ihm der Art. 23 des am *9. Juni 1815 in Wien 
abgeschlossenen Vertrages auf das Fürstentum Neuenburg und die 
Grafschaft Valendis einräumt.* 

Art. 2. Der Staat Neuenburg, fortan sich selbst angehörend, fährt 
fort, ein Glied der Schweizerischen Eidgenossenschaft zu bilden 
unter demselben Rechtstitel wie die übrigen Kantone und gemäß dem Art. 75 
des obengedaohten Vertrages. 

Art. 3. Die Schweizerische Eidgenossenschaft übernimmt zu 
ihror Belastung alle Kosten, welche durch die Ereignisse vom September 1856 
verursacht worden sind. Der Kanton Neuenburg kann nur, wie jeder andere 
Kanton, und nach Verhältnis seines Goldkontingents angehalten werden, zur 
Deckung derselben beizutragoo. 



1) Dem Abdrucke dos Vertrages im Staatsanzeiger geht ein Erlaß des Königs, Marienbad 
19. Juni 1867, voraus, in dem es u a. heißt: 

La profonde affliction, avoc lauuollo Nous Nona stfparons de coux de Nos sujets qui en tont 
temps Nous ont conserve un attachemont herödttaire, n'est allegöe quo par la consideration que les 
circonstances Nous ont mis ä memo de ne consulter que la dignite de Notro couronno ot de 
n'ecoutor que Notre sollicitude pour les fideles Nouchätelois en refusant la somme sti- 
puleo par lo Traite, röduite äla formo d'indomnite, au lieu d'etre äquivalent du 
reyenu princier quo Nous avions lo dovoir sacrö do iöclamor pour Nous et Nos successeurs. 

2) Erst nach d. Allorh. Erlasse v. 16.8. 1873 sind aus dem großen Titel des Königs von 
Preußen die Worte „Prinz von Neufchatel und Valongin li fortgefallen. 
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Art. 4. Die Ausgaben mit -welchen der Kanton Neuenburg belastet bleibt, 
werden auf alle Einwohner nach dem Grundsatze genauer Verhältnismäßigkeit 
verteilt, ohne daß auf dem Wege einer Ausnahmestouer oder auf irgend eine 
andere Weise eine Klasse oder Kategorie von Familien oder Personen aus- 
schließlich oder vorzüglich damit belastet werden dürfen. 

Art. 5. Eine volle und ganzliche Amnestie wird erteilt werden für 
alle politischen und militärischen Verbrechen und Vergehen, welche zu den 
letzten Ereignissen in Beziehung stehen, und zwar zugunsten aller Neuenburger, 
Schweizer oder Fremden, und namentlich auch zugunsten der Milizen, welche 
sich durch Entfernung ins Ausland der Waffenpflicht entzogen haben. 

Eine kriminelle oder korrektionello Klage, oder eine Klage auf Schaden- 
ersatz kann weder durch den Kanton Neuenburg, noch durch irgend eine Kor- 
poration oder Person gegen diejenigen angehoben werden, welche unmittelbar 
oder mittelbar an den Septemberereignissen teilgenommen haben. 

Die Amnestie soll sich gleichfalls auf alle politische und Preßvergehen 
erstrecken, welche vor den Septemberereignissen stattgefunden haben. 

Art. 6. Die Einkünfte der Kirchengüter, die im Jahre 1848 dem 
Staatsvermögen einverleibt worden sind, können ihrer ursprünglichen Bestim- 
mung nicht entfremdet werden. 

Art. 7. Die Kapitalien und Einkünfte der frommen Stiftungen, der 
gemeinnützigen Privatanstalten, wie das von Baron v. Püry der Bürger- 
schaft von Neuenburg vermachte Vermögen werden gewissenhaft respektiert; 
sie werden den Absichten der Stifter und den Stiftungsurkunden gemäß aufrecht 
erhalten und können niemals ihrem Zwecke entfremdet werden. 



Nr. 18. 

Abtretung von Savoyen und Nizza. 

Vertrag zu Turin vom 24. Mttrz 1860. 

Vertragsstaaten: Frankreich — Sardinien. 

ürtext: französisch. — Abdruck: Martens* 16 II S. 639, M.-C.-ö. I 146. 

Literatur: Bonfila 123, 667, 427; Gareis 56; Heüborn 1121*., 124; von Holtzendorff II 117. 67, 
III 59; v. Liszt 10 n ; v. Martens I 32, 91, U 128, 62; Rmer 16 III, 70 II; Stoerk 43; üll- 
mann 87. Vgl. ferner zn Nr. 6 u. 27. 

Art. 1. Sa Majeste le Roi de Sardaigne consent ä la reunion de la 
Savoie et de l'arondissement de Nice (circondario di Nizza) ä la France, 
et renonce, pour lui et tous ses descendants et successeurs, en faveur de Sa 
Majeste TEmperem- des Francais, ä ses droits et titres sur lesdits territoires. II 
est entendu entro Leurs Majestes que cette reunion sera effectuee sans 
nulle contrainte de la volonte des populations et quo les Gouverne- 
ments de l'Empereur des Francais et du Roi de Sardaigne se con- 
certeront le plus tot possible sur les meilleurs moyeus d'apprecier 
et de constater les manifestations de cette volonte. 

Art. 2. 11 est egalement entendu que Sa Majeste le Roi de Sardaigne ne 
peut transferer les parties neutralisees do la Savoie qu'aux condi- 
tions auxquelles il les possede lui-meme, et qu'il appartiendra ä Sa Ma- 
jeste l'Empereur des Francais de s'entendre ä ce sujet, tant avec les puissances 
representees au congres de Vienne qu'avec la Confederation Helvetique, et de 
seur donner les garanties qui resultent des stipulations rappelees dans le pre- 
lent article. 

Art. 3. TJne commission mixte detorminera, dans un esprit d'equite, les 
frontieres des deux Etats, en tenant oompte de la configuration des montagnes 
et de la necessite de la defense. 
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Art* 4. Une ou plusieurs comraissions mixtes seront chargees d'examiner 
et de resoudre, daos un bref delai, leg diverses questions incidentes auxquelles 
donnera lieu la reunion, telles quo la fixation de la part contributive de 
la Savoie et de l'arrondissement de Nioe (circondario di Nizza) dans la 
dette publique de laSardaigne, et l'execution des obligatious resultant des 
oontrats passes aveo le Gouvernement sarde, lequel se reserve toute- 
fois de terminer lui-meine les travaux entrepris pour le percement 
du tunnel des Alpes (Mont Cenis). 

Art. 5. Le Gouvernement francais tiendra compte aux fonctionnaires de 
l'ordre civil et aux militaires apparteuant par leur naissance ä la province de 
Savoie et ä l'arrondissement de Nico (circondario di Nizza) et qui deviendront 
sujets francais, des droits qui leur sont acquis par les Services rendus au Gou- 
vernement sarde; ils jouiront notamment du benefice resultant de l'inamovibilite 
pour la magistrature et des garanties assurees ä l'armee. 

Art. 6. Les sujets sardes originaires de la Savoie et de Tarron- 
dissement de Nice, ou domicilies actuellement dans ces provinces, qui enten- 
dront conserver la nationalste sarde, jouiront, pendant l'espaoe d'un 
an ä partir de l'echange des ratifications et moyennant uoe declaration prea- 
lable faite ä l'autorite competente, de la faculte de transporter leur domi- 
cile en Italie et de s'y fixer, auquel cas la qualite de citoyen sarde leur 
sera rnaintenue. 

Iis seront libres de conserver leurs immeubles situes sur les terri- 
toires reunis ä la France. 

Art. 7. Pour la Sardaigne, le present traite sera executoire aussitöt 
que la sanction legislative necessairo aura ete donnee par le parlement. 



Nr. 19. 

Freundschaftsvertrag mit China. 

Tlentsin, 2 September 1861. 1 

Yertragsstaaten: Staaten des deutschen Zoll- und Randeisvereins, Mecklen- 
burg-Schwerin, Mecklenburg- Strelitx, Lübeck, Bremen, 
Hamburg : jetxt das Deutsche Reich* — China. 

Urtoxt: französisch, daneben Ausfertigungen in deutscher und in chinesischer Sprache (Art. 5). 
Abdruck: OS. 1663 S. 266 (mit der deutschen Ausfertigung). 

Literatur: Bonfils 211, 287, 670, 791; Gareis 10, 59, 85, 42, 47; Heffter 200. 246, 247; Heil- 
born 220, 304; ▼. Holtzendorff I 4, 6, II 107 fg., Hl 201, 216, 180, 49, 65, 66; v. Liszt 3, 18, 
26 IV: v. Martens II 6, 18, 24, 84, 61, 62: Pereis 17; Rivier 85 II, 41 II, 43, 19 II; Stoerk 56, 
64; rllmann 36, 44, 64, 118. — v. König, Handb. d. d. Konsularwesens 6. Ausg. §§ 8, 67 Z.l, 7. 

Art. 1. Zwischen den kontrahierenden Staaten soll dauernder Friede 
und unwandelbare Freundschaft bestehen. Die Untertanen derselben 
sollen in den beiderseitigen Staaten vollen Schutz für Person und Eigen- 
tum genießen. 

Art. 2. S. M. der König von Preußen kann, wenn er es für gut 
befindet, einen diplomatischen Agenten bei dem Hofe von Peking 
akkreditieren, und S. M. der Kaiser von China kann in gleioher "Weise, 
wenn er es für gut befindet, einen diplomatischen Agenten für den Hof 
von Berlin ernennen. 



1) Anlagen: Zolltarif und Handelsbestiininar^on (hier nicht abgedruckt). 

2) Vgl. Art. 9 der Zusatzkonvention (nebst Spenalbe^timmungen) vom 81.3. 1880 (RUBI. 
1881 S. 261). Der Text der Zusatzkonvention ist bloß deutsch und chinesisch. 
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Dem von S. M. dem Könige von Preußen ernannten diplomatischen Agenten 
soll gestattet sein, auch die Vertretung der anderen kontrahierenden deutschen 
Staaten zu übernehmen, welchen vertragsmäßig das Recht, sich durch eigene 
diplomatische Agenten beim Hofe von Peking vertreten zu lassen, nicht 
zusteht. 

S. M. der Kaiser von China willigt ein, daß der von S. M. dem Könige 
von Preußen ernannte diplomatische Agent, mit seiner Familie und seinem Haus- 
halt, dauernd in der Hauptstadt wohnen oder dieselbe gelegentlich besuchen 
darf, je nach der Wahl der Preußischen Regierung. 

Art. 3. Die diplomatischen Agonten Preußens und Chinas sollen 
gegenseitig am Orte ihres Aufenthalts die Vorrechte und Freiheiten ge- 
nießen, welche das Völkerrecht ihnen gewährt. Ihro Person, ihre 
Familie, ihr Haus und ihre Korrespondenz sollen unverletzlich sein. Sie sollen 
in der Wahl und Anstellung ihrer Beamten, Kuriere, Dolmetscher, Diener usw. 
nicht beschränkt weiden. 

Alle Arten von Kosten , welche die diplomatischen Missionen verursachen 
werden von ihren respektiven Regierungen getragen werden. 

Die chinesischen Behörden werden allos tun, um dein preußischen diplo- 
matischen Agenten, wenn er nach der Hauptstadt kommt, um daselbst seinen 
Wohnsitz aufzuschlagen, beim Mieten eines passenden Hauses und sonstiger 
Räumlichkeiten behilflich zu sein. 

Art. 4. 3 Die kontrahierenden deutschen Staaten sollen das Recht 
haben, einen Generalkonsul und für jeden offenen Hafen 6 oder jede der- 
gleichen Stadt in China, für welche ihre Handelsinteressen es erheischen, oinen 
Konsul, Vizckonsul oder Konsularagenten zu ernennen. 

Diese Beamten sollen mit der gebührenden Achtung von den chinesischen 
Behörden behandelt werden und dieselben Privilegien und Vorrechte ge- 
nießen, wie die Konsularbeamten der meistbegünstigten Nation. 

Im Falle der Abwesenheit eines doutschen Konsularbeamten sollen die 
Untertanen der kontrahierenden deutschen Staaten die Befugnis haben, sich an 
den Konsul einer befreundeten Macht, oder im Notfalle auch an den Zolldirektor 
zu wenden, welcher es sich angelegen lassen sein soll, denselben die Vorteile 
dieses Vertrages zu sichern.* 

Art. 5. Alle dienstlichen, von dem diplomatischen Agenten 
S. M. des Königs von Proußen oder von den Konsularbeamten der 
kontrahierenden deutschen Staaten an dio chinesischen Behörden gerich- 
teten Mitteilungen sollen deutsch geschrieben werden. Bis auf weiteres 
sollen sie von einer chinesischen Übersetzung begleitet sein, aber unter 
der gegenseitigen Übereinkunft, daß im Falle eine Verschiedenheit in der Be- 
deutung des deutschon und chinesischen Textes vorkommen sollte, die deutschon 
Regierungen den im deutschon Text ausgedrückten Sinn als den rich- 
tigen ansehen werden. 

Desgleichen sollon die amtlichen Mitteilungen chinesischer Be- 
hörden an den Gesandten Preußens oder dio Konsuln der kontrahieren- 
den deutschen Staaten chinesisch geschrieben werdon, und wird dioser 
Text für die chinesischen Bohörden als der richtige gelten. Man ist überein- 
gekommen, daß die Übersetzungen niemals als beweisend angesehen 
werden sollen. 

Was den gegenwärtigen Vertrag anbetrifft, so wird derselbe, um 
jede spätere Diskussion zu vermeiden, und mit Rücksicht darauf, daß die 



3) Deutsches Zugeständnis in der Zusatzkonvoution Art. 2: 

An allen denjenigen Orten in Deutschland, an welchen Konsuln andorer 
Machte- zugelasson sind, soll auch dio chinesische Regierung das Recht 
haben, Konsuln zu ernennen, welche dieselben Rechte und Vorteile genießen 
sollon, wie die Konsuln der meistbegünstigten Nation. 

4) Gesetz vom 8 November 166? über die Angelegenheiten der Bundeskonsulate (BGBl. 
137); Instruktion vom 1.6. 1872 über die Erteilung des von den Kaiserl. deutschen Konsular- 
behürden zu gewährenden Schutzes im türkischen Reiche mit Einschluß von Ägypton, Rumänien 
u. Serbien sowie in China u. Japan (König, Anhang: Zorn, Konsulargosetzgeb. 2. Aufl. 1901 S. 308). 
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französische Sprache unter allen Diplomaten Europas bekannt ist, 
in deutscher, chinesischer und französischer Sprache ausgefertigt 
werden. Alle diese Ausfertigungen haben denselben Sinn und dieselbe Bedeu- 
tung, aber der französische Text wird als der Urtext des Vertrages an- 
gesehen werden, dergestalt, daß wenn eine verschiedene Auslegung des deutschen 
und chinesischen Vertrages irgendwo stattfinden sollte, die französische Aus- 
fertigung entscheidend sein soll. 

Art. 6. In den Häfen und Städten 6 : Canton*, Swatau* (Tschau -Tschau), 
Amoi*, Futschau*, Ningpo, Shanghai*, Tongtschau, Tientsin* 8 , Niutschwang*, Tsohin- 
Kiang, Eiu-Kiang, Hangkau* 8 , ferner Kioogtschau* auf der Insel Hainau und Tai- 
wan und Tam-sui auf der Insel Formosa — ist es den Untertanen der 
kontrahierenden deutschen Staaten erlaubt, sich mit ihren Familien 
niederzulassen, frei zu bewegen, und Handel oder Industrie zu 
treiben. Sie können zwischen denselben nach Belieben mit ihren Fahrzeugen 
und Waren hin- und herfahren, daselbst Häuser kaufen, mieten oder vermieten, 
Land pachten oder verpachten, und Kirchen, Kirchhöfe und Hospitäler anlegen. 

Art. 7. Handelsschiffe eines der kontrahierenden deutschen 
Staaten sind nicht berechtigt, nach anderen Häfen zu fahren, als 
solchen, die in diesem Vertrage für offen erklärt worden sind. Sie sollen nicht 
gesetzwidrig andere Häfen anlaufen, oder heimlichen Handel längs der Küste 
treiben. Schiffe, welche in Zuwiderhandlung gegen diese Bestimmung betroffen 
werden, sollen mit ihrer Ladung der Konfiskation durch die chinesische Regie- 
rung unterliegen. 

Art. 8. Untertanen der deutschen kontrahierenden Staaton können 
auf eine Entfernung von 100 Ii und auf einen Zeitraum von nicht mehr als 
5 Tagen in die Nachbarschaft der dem Handel offenen Häfen Ausflüge machon. 

Diejenigen, welche sich in das Innere des Landes zu begeben wün- 
schen, müssen mit Pässen versehen sein, die von den diplomatischen oder 
Konsularbehörden ausgestellt und von der chinesischen Lokalbehörde visiert sind. 
Diese Pässe müssen auf Verlangen vorgezeigt werden. 6 

Wenn Reisende oder Kaufleute, welche einem der kontrahierenden deut- 
schen Staaten angehören, ihre Pässe verlieren sollten, so soll es den chine- 
sischen Behörden freistehen, dieselben zurückzuhalten, bis sie sich neue Pässe 
haben verschaffen können, oder sie auf das nächste Konsulat führen zu lassen, 
ohne sie jedoch schlecht zu behandeln oder zu gestatten, daß sie schlecht be- 
handelt werden. . . . 

Art. 9. Es soll den Untertanen der kontrahierenden deutschen Staaten 
gestattet sein, Compradors, Dolmetscher, Schreiber, Arbeiter, Schiffs- 
leute und Diener aus allen Teilen Chinas gegen eine entsprechende, durch 
Übereinkunft beider Teile festzustellende Vergütigung in Dienst zu nehmon, 
und ebenso Boote zum Personen- oder Warentransport zu mieten. Desgleichen 
soll es ihnen erlaubt sein, von Chinesen die Sprache oder Dialekte des 
Landes zu lernen, oder sie in fremden Sprachen zu unterrichten. Dem Ver- 
kaufe von deutschen und dem Ankaufe von chinesischen Büchern 
soll kein Hiudornis in den Weg gelegt werden. 

Art. 10. Die Bekenner und Lehrer der christlichen Religion 
sollen in China volle Sicherheit für ihre Personen, ihr Eigentum 
und die Ausübung ihrer Religionsgebräuche genießen. 

Art. 11. [Lotsenwesen.] 

Art 12. 13. [Zollwesen.] 



6) Weitere Häfen und Landungsplätze nach dor Zusatzkonvention Art.l geöffnet: lUchang*, 
Wuhu, "Wenchow, Pakhoi», Tatung, Anking, Hukou, Wusüeh, Luchikou, Shashih; Wusung. 

Die mit einem * bezeichneten Orte sind (1904) Sitz deutscher Konsuln , außerdem Nanking, 
Tschifu und Tsinanfu. Sämtliche Konsuln hatten Jurisdiktionsbofugnisso , ausgenommen die in 
Futschau, Niutschwang, Pakhoi und Kiongtschau. 

6) Strafen und andere KochtsnachtoUo: Art. 6 Zusatzkonvention, § 7 der Spezialbestimm. 

Fleischmann, Völkerrochtsquellen. 5 
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Art« 14. So oft eio Kaufmann, welcher einem der kontrahierenden deut- 
schen Staaten angehört, Waren zu landen oder zu verschiffen hat, soll er die 
Erlaubnis dazu bei dem Zollinspektor nachsuchen. Waren, welche ohne eine 
solche Erlaubnis gelandet oder verschifft werden, nnterliegen der Konfiskation. 

Art 15. Die Untertanen der kontrahierenden deutschen Staaten sollen 
von allen Waren, welche sie in die dem fremden Handel geöffneten Häfen ein- 
oder aus denselben ausführen, diejenigen Zölle bezahlen, welche in dem dem 
gegenwärtigen Vertrage beigefügten Tarife verzeichnet sind; aber in keinem 
Falle soll man von ihnen mehr oder andere Abgaben verlangen, als jetzt 
oder in Zukunft von den Untertanen der meistbegünstigten Nation 
verlangt werden. 

Die dem gegenwärtigen Vertrage beigefügten Handelsbestim- 
mungen sollen als integrierender Teil dieses Vertrages und doshalb als bindend 
für die h. k. T. angesehen werden. 

Art. 16—23. [Zölle, Tonnengelder.] 

Art. 24. Solche Waren, von denen in einem chinesischen Hafen die 
tarifmäßigen Zölle entrichtet worden sind, sollen in das Innere des Landes 
transportiert werden können, ohne irgend einer anderen Abgabe als der Transit- 
abgabe zu unterliegen. Diese soll nach den gegenwärtig geltenden Sätzen er- 
hoben und in Zukunft nicht erhöht werden. Dasselbe gilt von Waren, die aus 
dem Innern des Landes nach einem Hafen transportiert werden. 

Von Erzeugnissen, welche aus dem Inlande nach einem Hafen, oder von 
Einfuhren, welche aus einem Hafen nach dem Inlande geführt werden, können 
sämtliche darauf hafteude Transitabgabou auf einmal entrichtet werden. 

Wenn chinesische Beamte, dem Inhalte dieses Artikels zuwider, ungesetz- 
liche oder höhere als die gesetzlichen Abgaben erheben sollten, so sollen sie 
nach den chinesischen Oesetzen bestraft werden. 

Art. 25— 27. [Zollwesen.] 

Art. 28. In jedem der Häfen, welche dem fremden Handel geöffuet 
sind, soll der Zollinspektor beim Konsularbeamten eine Sammlung der 
beim Zollamte in Canton gebräuchlichen Maße und Gewichte, sowie 
gesetzliche Wagen zum Abwiegen der Waren und des Geldes niederlegen. 
Diese Normalmaßo, Normalgewichte nnd Wagen sollen die Grundlage aller Zoll- 
eioforderungen und Zahlungen bilden, und im Falle von Streitigkeiten soll auf 
ihre Ergebnisse zurückgegangen werden. 

Art 29. Alle Geldstrafen und Konfiskationen für Zuwiderhandlungen 
gegen diesen Vertrag oder gegen die beigefügten Haudelsbestimmuugon sollen 
der chinesischen Regierung zufallen. 

Art. 30. Kriegsschiffen der kontrahierenden deutschen Staaten, 
welche zum Schutze des Handels kreuzen, oder mit Verfo Igung von See- 
räubern beschäftigt sind 7 , soll es freistehen, alle chinesischen 
Häfen ohne Unterschied zu besuchen. 8 

Beim Aukaufe von Vorräten, Einnehmen von Wasser und bei Ausbesse- 
rungen, wenn solche nötig werden, soll ihnen jede Erleichterung zuteil und 
keine Art von Hindernis in den Weg gelegt werden. Die Befehlshaber solcher 
Schiffe sollen mit den chinesischen Behörden als Gleichgestellte und auf höf- 
lichem Fuße verkehren. Abgaben irgend welcher Art sollen vou solchen Schiffen 
nicht erhoben werden. 

Art. 31. Sollte ein Kauffahrteischiff, welches einem der kontra- 
hierenden deutschen Staaten angehört, infolge von Havarien oder aus anderen 
Gründen gezwungen sein, einen Hafon zu suchen, so soll es in joden chine- 



?) Vorläufige Instruktion für die Kommandanten deutscher Kriegsschiffe in betreff der 
Unterdrückung der Soeränberei in den chinesischen Gewässern vom 20. Aug. 1877 (abgedruckt bei 
Perehi S. 311). 

8) Kabinettsorder über das Verhalten dor Kommandanten doutschor Kriepsscliiffo im Aus- 
lände vom 28.9. 1872, ergänzt 1875 und 1*79 (Zorn, Konsulargewteg. S. 199). 
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sischen Hafen ohne Unterschied einlaufen können, ohne zur Ent- 
richtung von Tonnengeldern verbunden zu sein. Auch brauchen von den Waren, 
welche es geladen hat, keine Zölle entrichtet zu werden, falls dieselben nur 
behufs der Ausbesserung des Schiffes abgeladen werden, und unter Aufsicht des 
Zollinspektors bleiben. Sollte ein solches Schiff scheitern oder stranden, so 
sollen die chinesischen Behörden sofort Maßregeln zur Rettung der 
Mannsohaft und Sicherung des Schiffes und der Ladung treffen. Die 
gerettete Mannschaft soll gut behandelt und, wenn es nötig ist, mit den Mitteln 
zur Weiterfahrt nach der nächsten Konsularstation versehen werden. 

Art. 32. Wenn Matrosen oder andere Individuen von Kriegs- und 
Handelsschiffen eines der kontrahierenden deutschen Staaten deser- 
tieren, so soll die chinesische Behörde, auf Requisition des Konsular- 
beamten, oder, wenn ein solcher nicht vorhanden ist, des Kapitäns, die er- 
forderlichen Schritte tun, um den Deserteur oder Flüchtling zu entdecken 
und in die Hände des Konsularbeamten oder Kapitäns zurückzuliefern. 

Gleichermaßen kann, wenn chinesische Deserteure oder wegen 
eines Verbrechens Verfolgte sich in die Häuser oder auf die Schiffe 
deutsoher Untertanen flüchten sollten, die Ortsbehörde sich an den deutschen 
Konsularbeamten wenden, welcher die nötigen Maßregeln ergreifen soll, um die 
Auslieferung derselben zu bewerkstelligen. 

Art. 33. Sollten Schiffe, welche einem der kontrahierenden 
deutschen Staaten angehören, in chinesischen Gewässern von See- 
räubern geplündert werden, so soll es Pflicht der chinesischen Behörden 
sein, alle Mittel zur Habhaftwerdung und Bestrafung der Rauber aufzubieten. 
Die geraubten Waren sollen, wo und in welchem Zustande sie sich auch be- 
finden mögen, in die Hände des betreffenden Konsularbeamten abgeliefert werden, 
welcher sie an die Berechtigton gelangen lassen wird. Kann mau weder der 
Räuber habhaft werden, noch sämtliche geraubto Gegenstände wieder erlangen, 
so sollen die chinesischen Behörden den chinesischen Gesetzen gemäß bestraft 
werden, ohne zum Ersatz der geraubten Gegenstände verpflichtet zu sein. 

Art. 34« Will sich ein Untertan eines der kontrahierenden deut- 
schen Staaten an eine chinesische Behörde wenden, so muß er seine 
Vorstellung dem Konsularbeamten einhändigen, welcher sie, je nachdem er sie 
in der Sache begründet und in der Form passend findet, weiter befördert oder 
zur Abänderung zurückgibt. 

Will ein Chinese sich an ein Konsulat wenden, so muß er den- 
selben Weg bei der chinesischen Behörde einschlagen, welche in derselben Art 
verfahren wird. 

Art, 35. Wenn ein Untertan eines der kontrahierenden deutschen Staaten 
Ursache zur Beschwerde über einen Chinesen hat, so soll er sich zu- 
vörderst zu dem Konsularbeamten begeben und ihm den Gegenstand seiner Be- 
schwerde auseinandersetzen. Der Konsularbeamte, nachdem er die Angelegenheit 
untersucht hat, wird sich Mühe geben, dieselbe gütlich auszugleichen. Ebenso 
wird der Konsularbeamte, wenn ein Chinese sich über einen Untertan 
eines der kontrahierenden deutschen Staaten zu beschweren hat, ersterem 
williges Gehör schenken und eine gütliche Einigung herbeizuführen suchen. 
Sollte eine solcho abor in dem einen oder anderen Falle nicht gelingen, so wird 
der Konsularbeamte die Mitwirkung des betreffenden chinesischen Beamten in 
Anspruch nehmen , und beide vereint werden die Angelegenheit nach den Grund- 
sätzen der Billigkeit entscheiden. 

Art. 36. Die chinesischen Behörden sollen der Forson und dem 
Eigentum deutscher Untertanen zu jeder Zoit den vollsten Schutz 
angedeihen lassen, namentlich wenn denselben Beleidigungen oder Gewalt widor- 
fahren sollte. In allen Fällen von Brandstiftung, Raub oder Zerstörung soll die 
Ortsbehördo sofort die bewaffnete Macht absenden, um die Zusammenrottung zu 
zerstreuen, die Schuldigen zu ergreifen und sie der Strenge der Gesetze zu 
überliefern. Es bleibt den Beschädigten außerdem überlassen, den Ersatz des 

5* 
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ihnen verursachten Schadens ven denjenigen zu verlangen, von welchen die Be- 
schädigung ausgegangen ist. 

Art. 87. "Wenn ein chinesischer Untertan, welcher Schuldner 
eines Untertanen eines der kontrahierenden deutschen Staaten ist, es unter- 
läßt, seine Schuld zu bezahlen, oder in betrügerischer Absiebt sich entfernt, so 
soll die chinesische Behörde, auf Anrufen des Gläubigers, jedes ihr zu Gebot 
stehende Mittel anwenden, um den Flüchtigen zu verhaften und den Schuldner 
zur Bezahlung seiner Schuld zu zwingen. 

Ebenso sollen die deutschen Behörden ihr möglichstes tun , um deutscho 
Untertanen, welche ihre Schulden an chinesische Untertanen nicht 
bezahlen, dazu zu zwingen, und wenn sie in betrügerischer Absicht sich ent- 
fernt haben, vor Gericht zu ziehen. In keinom Falle aber sollen weder die 
chinesiebe Regierung, noch die Regierungen der deutschen kontrahierenden 
Staaton für die Schulden ihrer Untertanen aufzukommen verpflichtet sein. 

Art. 38. Chinesische Untertanen, welche sich einer verbrecherischen 
Handlung gegen einen Untertanen eines der kontrahierenden deutschen Staaten 
schuldig machen, sollen von den chinesischen Behörden verhaftet und nach 
chinesischen Gosetzen bestraft werden. 

Untertanen eines der kontrahierenden deutschen Staaten, wenn sie sich 
einer verbrecherischen Handlung gegen einen chinesischen Untertanen schuldig 
machen, sollou vom Konsularbeamten verhaftet, und nach den Gesetzen des 
Staates, welchem sie angehören, bestraft weiden. 

Art. 39. Alle Fragen in bezug auf Rechte des Vermögens oder 
der Person, welche sich zwischen Untertanen der kontrahierenden 
deutschen Staaten erheben , sollen der Jurisdiktion der Behörden dieser 
Staaten unterworfen sein. Desgleichen werden sich die chinesischen Be- 
hörden in keine Streitigkeiten mischen, welche zwischen Unter- 
tanen eines der kontrahierenden deutschen Staaten und Fremden 
etwa entstehen sollten. 9 

Art. 40. Die kontrahierenden Teile kommen überein, daß den deutschen 
Staaten und ihren Untortanen volle und gleiche Toilnahme au allen 
Privilegien, Freiheiten und Vorteilen zustohen soll, welche von S. M. 
dem Kaiser von China der Regierung oder den Untertanen irgend einer 
anderen Nation gewährt sind, oder noch gewährt werden mögen. 
Namentlich sollen alle Veränderungen im Tarif oder in den Bestimmungen über 
Zölle, Tonnen- und Hafengelder, Einfuhr, Ausfuhr und Transit, welche zu- 
gunsten irgend einer anderen Nation getroffen worden, sobald sie in Ausführung 
kommen, unmittelbar und ohno besonderen neuen Veitrag auch auf den Handel 
aus uud nach den kontrahierenden deutschen Staaten und auf die ihnen zu- 
gehörigen Kaufleute. Reeder und Schiffer anwendbar sein. 

Art. 41. Wenn die kontrahierenden deutschen Staaten künftig die Ab- 
änderung einiger Bestimmungen dieses Vortrages für zweckmäßig erachten 
sollten, so soll es ihnen freistehen, nach Ablauf von 10 Jahren, vom Tage der 
Auswechselung der Ratifikationsurkunden an gerechnet, Unterhandlungen zu 
diesem Behufe zu eröffnen. Sie müssen aber 6 Monate vor Ablauf der 10 Jahre 
der chinesischen Regierung amtlich anzeigen, daß sie Abänderungen des Ver- 
trages wünschen, und worin dieselben bestehen sollen. Erfolgt eine solche An- 
zeige nicht, so bleibt der Vertrag weitere 10 Jahre unverändert in Kraft. 

Art. 42. Der gegenwärtige Vertrag soll ratifiziert, und sollen die 
Ratifikationen innerhalb eines Jahres vom Tage der Unterzeichnung desselben in 



S) RG. über dio Konsulargerichtsbarkeit vom 7. 4. 190Ü (RGBl. 213), k. Verordn. vom 
25.10. 1900 (RGBl. 999), Dienstanweisung vom 27.10. 1900 (CHI. Ö77>, vgl. noch Antu. 4. Über 
Rechte an Grundstücken in den deutschou Niederlassungen Tientsln und Hankati, k. Verordn. vom 
25. 10. 1900 (RGBl. 1000). 
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Shanghai oder in Tientsin, je nach der Wahl der preußischen Regierung, aus- 
gewechselt- werden. Sobald die Auswechselung stattgefunden hat, soll der Ver- 
trag zur Kenntnis aller Oberbehörden Chinas, in der Hauptstadt und in 
den Provinzen, gebracht werden, damit sie sich danach richten. 



Nr. 20. 

Genfer Konvention* 

zur Linderung des Loses der im Felddienste verwundeten 

Militärpersonen 

Tom 22. August 1864. 

16 Konferenzstaaten: Preußen 1 *, Baden 1 , Hessen 1 , Sachsen, Württemberg 1 , 
Belgien 1 , Dänemark 1 , Frankreich 1 , Großbritannien, Italien 1 , Niederlande 1 , 
Portugal 1 , Schweden, Schweiz 1 , Spanien 1 , V. St. v. Amerika. 

Boigetreten sind (bis zum Juli 1904) 3 : Österreich - Ungarn; Argentinien, 

21.0. 1S06 25.11.1879 

Bolivien, Bulgarien, Chile, China, Congostaat, Griechenlatul , Guatemala, 
16.10.1879 1.3.84 15.11.79 30.4.1904 27.12.1888 17.1. 1805 31.3.1903 

Honduras, Japan, Korea, Luxemburg,* Montenegro, Nikaragua, Persien, 
28.6.98 5.6.86 23.1.1903 5.10.1888 29.11.75 28.6.98. 5.12.74 

Peru, Rumänien, Rußland, Salvador, Serbien, Siam, Türkei, Uruguay, 
22.4.80 30.11.74 22.5.67 30.12.74 24.3.70 29.6.95 5.7. 05 9.6.1900 

Venezuela. 6 

9.7. 94. 

Urtext: französisch. — Abdruck: GS. 1865 S. 841 (mit Übersetzung«) ; Martens» 18 S. 607, 
20 S. 375 fg. (Protokolle); M.-C.-G. I 301; Staatsarchiv 27 S. 283. 

Literatur: Bonfils 1110: Gareis 7, 85; Heffter 126; von Holtzendorff IV 74 fg., 98 fg., II 98; 
v. Liszt 40 V; v. Martens n 114; Rivier 3, 62; Stoork 71; Ullmann 151; v. Kirchenheim 
WVR I 877. Noch immer die eindringendste Darstellung (nur in Einzelheiten Uberholt) Lüder, 
Die GK. 1876. Für die kaum noch übersehbare, mit d. GK. zusammenhangende Literatur die 
Bibliographio von Ernst Roth in d. Handbuch der Krankonfürsorge und Krankenpflege U a 
1903 S. Sil, 996, 1285, 1322. 



S. M. der König von Preußen, S. K. H. der Großherzog von Baden usw., 
gleichmäßig von dem Wunscho beseelt, so viel von Ihnen abhängt, die vom 



*) Die gonauen Angaben über die der Genfer Konvention beigetretenen 
Staaten beruhen auf einer dankenswerten Mitteilung des politischen Departe- 
ments der schweizerischen Eigdenossenschaf t: sie ergänzen — und berichtigen zum Teil 
— die in die Handbücher und Sammelwerke aufgenommenen Daten. 

1) Nur dio Bevollmächtigten dieser zwölf Staaten haben die Akte in der Schlußsitzung 
der Konferenz (22.8.) unterzeichnet. 

Ratifiziert haben 9 Konforonzstaattn schon im Jahre 1864. Erst 1865: Großbritannien 
(18.2), Preußen (22. 6.); 1806: Württemberg (2. 6.), Hessen (22. 6) , Portugal (19. 8.), 
Sachsen (26.10); erst am 1.3. 1882: die V. St. v. Amerika. 

2) Das Deutsche Reich als solches ist ausdrücklich nicht mehr beigetreten; von 
den Gliedstaaten außer den schon an der Konferenz beteiligten nur noch: Mecklenburg- 
Schwerin (9.3. 1805) und Bayern (30.6. 1866). 

8) Wichtig u. a. wegen Art. 13 des HI. Abkommens der Haager Friedenskonferenz vom 

'29.7. 1899. Die Zahlen unter dem Namen des Staates bezeichnen den Tag der Ratifikation, 

bedeutsam für den „Siegeslauf" der Genfer Konvention. 

4) Daß auch Mexiko an die Genfer Konvention gebunden ist, mochte ich mit v. Liszt 
annehmen, jedoch nicht schon weil es das H. Abkommen der Haager Friedenskonferenz (vgl. Art. 1 
und die angehängten ,, Bestimmungen" Art. 21, 60) unterzeichnet, sondern weil es das Abkommen 
auch ratifiziert hat. 

5) Außenlom waron beipotreten: der Kirchenstaat (9.5. 68), die südafr. Republik 
(30.9. 96), der Oranje-Freistaat (28.9. 97). 

6) Zuweilen nicht unbedenkliche Mangel in den amtlichen Übersetzungen. 
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Kriege unzertrennlichen Übel zu mildern, nutzlose Härten zu verhüten und 
das Los der auf den Schlachtfeldern verwundeten Militärpersonen zu verbessern, 
haben beschlossen, zu diesem Ende eine Konvention abzuschließen: . . . 

Art. 1. Die leichten und die Hauptfeldlazarette [les anibulances 
et les höpitaux militaires] sollen als neutral 7,6 anerkannt und demgemäß 
von den Kriegführenden geschützt und geachtet werden, solange 
sich Kranke oder Verwundete darin befinden. 

Die Neutralität 7 würde aufhören, wenn diese Feldlazarette mit Militär 
besetzt wären. 

Art. 2. Das Personal der leichten und Hauptfeldlazarette, in- 
begriffen die mit der Aufsicht, der Gesundheitspflege, der Verwaltung, dem 
Transport der Verwundeten beauftragten Personen, sowie die Feldprediger, 
nehmen solange an der Wohltat der Neutralität 7 teil, als sie ihren 
Verrichtungen obliegen und als Verwundete aufzuheben oder zu 
verpflegen sind. 

Art. 3. Die im vorhergehenden Artikel bezeichneten Personen können 
selbst nach der foindlichen Besitznahme fortfahren, in den von ihnen 
bedienten leichten und Hauptfeldlazaretten ihrem Amte obzuliegen, oder 
sich zurückziehen, um sich den Truppen anzuschließen, zu denen sie gehören. 

Wenn diese Personen unter solchen Umständen ihre Tätigkeit einstellen, 
wird die den Platz behauptende Armee dafür sorgen, daß sie den foindlichen 
Vorposten zugeführt werden. 

Art. 4. Das Material der Hauptfeldlazaretto unterliegt den 
Kriegsgesetzen, und die zu diesen Lazaretten gehörigen Personen dürfen 
daher bei ihrem Bückzuge nur diejenigen Gegenstände mitnehmen, welche ihr 
Privateigentum sind. 

Das leichte Feldlazarett dagegen bleibt unter gleichen Umständen 
im Besitze seines Materials. 



Nr. 20a. Die nicht ratifizierten Zusatzartikel vom 20. Oktober 1868. 

Konfereuzstaaten: Norddeutscher Bund, Baden, Bayern, Württemberg; 

Österreich, Belgien, Dänemark, Frankreich, Groß- 
britannien, Italien, Niederlande, Schweden und Nor- 
wegen, Schweix, Türkei. 

Urtext: französisch. — Abdruck: Martens» 18 S.612, 20 S.40O; M.-C.-O. I 517; StA. 27 S.285. 
Tabellarische Zusammenstellung der Abitaderan ^vorschlage bis 1876 bei Lüder im Anhange. 
Vgl. den 1. „"Wunsch" in der Schlußakte der Haager Friedenskonferenz vom '29.7. 1899. 

Art. 1. Die im Art. 2 der Genfer Konvention bezeichneten Personen 
werden auch nach der feindlichen Okkupation fortfahren, nach Maßgabe der Be- 
dürfnisse ihre Fürsorge den Kranken und Verwundeten in den Ambulanzen oder 
Hospitälern zu widmen, zu denen sie gehörten. 

Sobald sie um die Rückkehr nachsuchen, wird der Befehlshaber der okku- 
pierenden Truppen den Zeitpunkt ihrer Entfernung bestimmen; er wird ihn nur 
auf eine kurze Zeit aus dringenden militärischen Gründen hinausschieben dürfen. 

Art. 2. Es sollen von den kriegführenden Mächten Anordnungen gotroffen 
werden, um dem neutralisierten 1 Personal, das in die Gewalt der feindlichen 
Armee geraten ist, den ungeminderten Genuß ihrer Bezüge zu sichern. 



7) Richtig«: unverletzlich (so jetzt auch Art. 7 dos III. Abk. d. Haager Friedenskonferenz). 
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Art. 5. Die Landesbewohner, welche den Verwundeten zu Hülfe kommen, 
sollen geschont werden und frei bleiben. 

Die Generale der kriegführenden Mächte haben die Aufgabe, die Ein- 
wohner von dem ao ihre Menschlichkeit ergehenden Rufe und der daraus sich 
ergebenden Neutralität 7 in Kenntnis zu setzen. 

Jeder in einem Hause aufgenommene und verpflegte Verwundete soll 
demselben als Schutz dienen. Der Einwohner, welcher Verwundete bei sioh 
aufnimmt, soll mit Trappeneinquartierung, sowie mit einem Teil der etwa auf- 
erlegten Kriegskontributionen verschont werden. 

Art. 6. Dio verwundeten oder erkrankten Militärs sollen ohne 
Unterschied der Nationalität aufgenommen und verpflogt werden. 
Den Oberbefehlshabern soll es freistehen, die während des Gefechtes verwundeten 
feindlichen Militärs sofort den feindlichen Vorposten zu übergeben, wenn die 
Umstände dies gestatten und beide Parteien einverstanden sind. 

Diejenigen, welche nach ihrer Heilung als dienstunfähig befunden worden 
sind, sollen in ihre Heimat zurückgeschickt werden. 

Dio anderen können ebenfalls entlassen werden unter der Bedingung, 
während der Dauer des Krieges die Waffen nicht wieder zu ergreifen. 

Die Verbindoplätze und Depots [les evacuations] 6 nebst dem sie 
leitenden Personal genießen einer unbedingten Neutralität 7 

Art. 7. Eine deutlich erkennbare und übereinstimmende Fahne 
soll boi den Feldlazaretten, den Verbindeplätzen und Depots auf- 
gesteckt werden [adopte pour les hopitaux, les ambulances et les evacuations].* 
Daneben muß unter allen Umständen die Nationalflagge aufgepflanzt werden. 
Ebenso soll für das unter dem Schutz der Neutralität stehende Per- 
sonal eine Armbinde zulässig sein; die Verabfolgung einer solchen bleibt in- 
dessen der Militärbehörde überlassen. 



Art. 3. Unter den im Art. 1 und 4 der Konvention vorgesehenen Be- 
dingungen ist die Bezeichnung „ambulance* auf Feldlazarette (hopitaux de cam- 
pagne) und andere zeitweilige (bewegliche) Einrichtungen zu beziehen, die den 
Truppen zur Aufnahme von Kranken und Verwundeten auf das Schlachtfeld 
folgen. 

Art. 4. Entsprechend dem Sinne des Art. 5 der Konvention und unter 
den im Protokolle von 1864 erwähnten Vorbehalten wird erklärt, daß bei der 
Verteilung der Einquartierungslast und der Kriegskontributionen nur in billigen 
Grenzen dem mildtätigen Eifer der Bevölkerung Rechnung getragen werden wird. 

Art. 5. In Erweiterung des Art. 6 der Konvention wird vereinbart, daß 
— abgesehen von den Offizieren, deren Verwendung das Waffenglück beein- 
flussen würde, und in den durch den zweiten Absatz dieses Artikels bestimmten 
Grenzen — die in die Gewalt des Feindes gefallenen Verwundeten, selbst wenn 
sie nicht für dienstunfähig erachtet werden sollten, nach ihrer Genesung oder, 
wenn möglich, schon früher, jedoch unter der Bedingung in ihre Heimat zurück- 
geschickt werden sollen, daß sie während dieses Krieges nicht wieder die Waffen 
ergreifen dürfen. 

Art. 6 — 15 [betreffen den Seekrieg; ihrethalben ist (die Ratifikation der 
Zusatzartikel unterblieben. — Vgl. jetzt das HI. Abkommen der Haager Friedens- 
konferenz v. »29. 7. 1899]. 
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Die Fahne und die Armbinde sollen ein rotes Kreuz 8 auf weißem 
Grunde tragen. 9 

Art. 8. Die Einzelheiten der Ausführung der gegenwärtigen Konvention 
sollen von den Oberbefehlshabern der kriegführenden Armeen nach den An- 
weisungen ihrer betreffenden Regierungen und nach Maßgabe der in dieser Kon- 
vention ausgesprochenen allgemeinen Grundsätze angeordnet werden. 

Art* 9, Die hohen vertragsschließenden Mächte sind übereingekommen, 
gegenwärtige Konvention denjenigen Regierungen, welche keine Bevollmächtigte 
zur internationalen Konferenz in Genf schicken konnten, mitzuteilen und sie zum 
Beitritte einzuladen; zu diesem Zwecke bleibt das Protokoll offen. 



Nr. 21. 

Schiffahrtsakte für die Donaumündungen. 

Galatz, 2. November 1865. 1 

Vertragsstaaten: Preußen, Österreich, Frankreich, Großbritannien, Italien, 

Rußland, Türkei (wie beim Pariser Frieden vom * 30. März 
1856). 

Urtext: französisch. — Abdruck: GS. 1867 S. 307 (mit Übersetzung); Martens 1 18 S. 144, 
177; M.-O.-G. I 344, Staatsarch. 10 S. 135. - Urkunden zur Geschichte nunmehr in 
dem umfassenden Werke- von D. Sturdza recueil de documents relatifs ä ia liberte de navi- 
gation du Danube 1904. 

Literatur: Bonfils 528; Gareis 20, 52; Heffter 77; v. Holtzendorff II 78, 71, 72; v. Liszt27, IG II 
u. III; von Martens II 57, I 32, 73; Rivior 17; Stoerk 46; UUmann 94, 18, 58; Jellinek 
HWStW. III 231, Strisower, österr. Staatswörterb. 1. Aufl. I 311. 

Nachdem durch den Art. 16 des Pariser Vertrages vom *30. März 1856 
eine europäische Kommission eingesetzt worden ist, um die stromabwärts von 
Isaktcha belegene Strecke der Donau , sowie die Mündungen dieses Stromes und 
die daran stoßenden Teile des Meeres in den für dio Schiffahrt möglichst 
günstigen Zustand zu bringen; 

Und nachdem die genannte Kommission in Ausführung des ihr erteilten 
Auftrages nach neunjähriger Tätigkeit dahin gelangt ist, wichtige Verbesserungen 
des Schiffahrtswesens zu verwirklichen, insbesondere durch die Erbauung zweier 
Dämme an der Mündung des Sulin aarmes, welche sehr tiefgehenden Fahrzeugen 
den Zugang zu dieser Mündung ermöglichen; durch die Ausführung von Kor- 
rektions- und Baggerungsarbeiten in demselben Stromarme; durch Entfernung 
der vorhandenen Wrackstücke und durch die Anlegung eines Boyensystems; 
durch die Erbauung eines Leuchtturmes an der St Georges -Mündung; durch 
die Einrichtung eines regelmäßigen Rettungsdienstes und die Erbauung eines 
Marinehospitals in Sulina; mit einem Worte durch die vorläufige Regulierung 
der verschiedenen Zweige des Schiffahrtswesens auf der zwischen Isaktcha und 
dem Meer belegenen Stromstrecke; 

So haben diejenigen Mächte, welche am 30. März 1856 den vorgedachten 
Vertrag zu Paris unterzeichnet haben — von dem Wunsche geleitet, darzutun, 
daß die Europäische Kommission bei Erfüllung eines wesentlichen Teils ihrer 
Aufgabe ihren Absichten entsprechend gehandelt hat, und in der Absicht, 
durch eine öffentliche Akte die Rechte und Verbindlichkeiten zu bestimmen, 



8) Also auch Japan (ausdrücklich), China, Korea, Siam (siehe hierzu aber III. Abk. d. 
Haager Friedenskonf. y. *29. 7. 1899 Art. 6 u. Ann».). Dagegen für die Türkei ein Halbmond, für 
Persien eine aufgehende Soimo zugelassen. 

9) Zum Schutze des Genfer Neutralitatszeicheas das Reichsgesetz v. 22.3. 1902 (RGBl. 125). 
1) Datum der Ausarbeit, durch die europ. Kommission; von den Milchten sanktioniert am 

28.3. 1866 (Pariser Konferenz). — Zusatzakte vom -28.6. 1881; vgl. im übrigen Nr. 16 Anm. 7—9 
und \<regen der Anleihe der Kommission Nr. 28 Art. 4. 
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welche der auf der unteren Donau entstandene neue Zustand der Dinge für die 
verschiedenen Beteiligten und insbesondere für alle auf dem Strome Schiffahrt 
treibenden Flaggen begründet hat. . . . 

Titel I. Bestimmungen in betreff der materiellen Einrichtungen für die Schiffahrt. 

Art. 1. Alle, in Ausführung des Art. 16 des Pariser Vertrages 
vom * 30. März 1856 geschaffenen Werke und Etablissements sollen mit 
ihrem Zubehör und Anhang nach wie vor ausschließlich zum Gebrauch 
der Donauschiffahrt bestimmt sein, und niemals, es sei aus wel- 
chem Beweggrunde es wolle, dieser Bestimmung entzogen werden 
tonnen; in dieser Eigenschaft sind sie unter die Gewähr und den 
Schutz des Völkerrechts gestellt. Die Europäische Donaukommis- 
sion oder die rechtlich an ihre Stelle tretende Behörde wird, mit Ausschluß 
jedweder anderen Einmischung, damit beauftragt bleiben, diese 
Werke und Etablissements zum Besten der Schiffahrt zu verwalten, 
für ihren Bestand und ihre Unterhaltung Sorge zu tragen und 
ihnen diejenige weitere Entwickeiung zu geben, welche das Be- 
dürfnis der Schiffahrt erfordern möchte. 

Art, 2. Insbesondere soll der Europäischen Kommission oder der an ihre 
Stelle tretenden Behörde die Befugnis vorbehalten bleiben, alle diejenigen 
Arbeiten zu bezeichnen und ausführen zu lassen, welche für den Fall not- 
wendig erachtet werden sollten, daß man die bis jetzt provisorischen Ver- 
besserungen des Sulinaarmes und der Sulinamündung zu definitiven machen 
wollte, und um die Eindämmung dieser Mündung zu verlängern, je nachdem 
der Zustand des Fahrwassers dies etwa erfordern wird. 

Art. 3. Es bleibt der Europäischen Kommission vorbehalten , die durch 
gemeinsames Übereinkommen beschlossene und bis jetzt einfach vertagte Ver- 
besserung der St. Georgesmündung und des St. Georgesarmes in 
Angriff zu nehmen. 

Art, 4. Die Hohe Pforte verpflichtet sich, der Europäischen 
Kommission oder der an ihre Stelle tretenden Behörde auch in der Zu- 
kunft, wie dies bisher geschehen ist 4 jeden Beistand und jode Mit- 
wirkung zuteil werden zu lassen, deren die eine oder die andere behufs 
Ausführung der Korrektionen (travaux d'art) und überhaupt behufs 
Erfüllung ihrer Aufgabe etwa bedürfen sollte. Sie wird dafür sorgen, daß 
die Ufer der Donau von Isaktcha bis zum Meere von jedem Bauwerk, jeder_ 
Servitut und jeder anderen Beschränkung frei bleiben und sie wird auch ferner 
im Hafen von Sulina das linke Ufer, von dem Fuße des nördlichen Hafen- 
dammes an gerechnet, in einer Entfernung von 760 Metern stromaufwärts und 
in einer Breite von 150 Metern vom Ufer an gerechnet, der Kommission zur 
Verfügung überlassen, vorbehaltlich der jährlichen Abgaben, welchen die Grund- 
stücke in der Türkei unterworfen sind. 

Sie willigt außerdem darin ein, auf dem rechten Ufer eine geeignete 
Baustelle für diejenigen Bauten abzutreten, deren Errichtung die gedachte Kom- 
mission öder die an ihre Stelle tretende Behörde für den Hafendienst von 
Sulina, für das Marinehospital und für die anderen Bedürfnisse der Ver- 
waltung als zweckmäßig erachten sollte. 

Art. 5. Für den Fall, daß die Europäische Kommission von dem im 
Art. 3 erwähnten Vorbehalte wegen Verbesserung der St. Georgesmündung und 
des St. Georgesarmes Gebrauch machen sollte, willigt die Hohe Pforte darin 
ein, daß die gedachte Kommission sofort bei eintretendem Bedürfnisse über 
diejenigen dem Staate gehörigen Grundstücke und Baustellen verfügen darf, 
welche sowohl zur Ausführung der Arbeiten als auch zur Herstellung von Bau- 
lichkeiten, die infolge jener Verbesserung oder behufs Vervollständigung der- 
selben anzulegen sein werden, als erforderlieh im voraus bezeichnet und aus- 
gewählt sein werden. 
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Art, 6. Man ist darüber einverstanden, daß in den Häfen von Sulina 
und St. Georges weder auf dem einen noch auf dem andern Ufern des Stomes 
irgend eine Ausladestelle, ein Quai oder eine ähnliche Anlage weder von der 
Ortsbehörde, noch von Handels- und Schiffahrtsgesellschaften und Genossen- 
schaften, noch von Privatleuten errichtet werden darf, bevor nicht die Pläne 
der Europäischen Kommission vorgelegt und von letzterer anerkannt worden 
ist, daß dieselben mit dem allgemeinen Entwürfe der Quais übereinstimmen 
und in keiner Weise den Zweck der Verbesserungsarboiten beeinträchtigen. 

Titel II. Bestimmungen in betreff der Verwaltung der Schiffahrtsangelegenheiten. 

§ 1. Von den Reglements im allgemeinen. 

Art. 7, Für die Schiffahrt an den Donaumündungen ist dasjenige unter 
dem heutigen Datum von der Europäischen Kommission beschlossene Schiff- 
fahrts- und Polizeiregloment maßgebend, welches unter dem Buchstaben 
A der gegenwärtigen Akte beigefügt* bleibt, um dieselbe Kraft und Geltung 
zu haben, als wenn es ein integrierender Teil derselben wäre. 

Man ist darüber einverstanden , daß dieses Reglement nicht nur in betreff 
der Strompolizei, sondern auch hinsichtlich der Entscheidung derjenigen Civil- 
streitigkeiten Gesetzeskraft hat, welche infolge der Ausübung der Schiffahrt 
entstehen. 

Art. 8. Die Ausübung der Schiffahrt auf der unteren Donau steht untor 
der Autorität und Aufsicht des Generalinspektors der unteren Donau 
und des Hafenkapitäns von Sulina. 

Diese beiden Beamten, die von der Hohen Pforte ernannt werden, haben 
sich in ihrer Wirksamkeit nach dem Reglement zu richten , dessen Handhabimg 
ihnen anvertraut ist, und auf dessen strenge Beobachtung sie vereidet sind. 
Die unter ihrer Autorität ergehenden Entscheidungen werden im Namen S. M. 
des Sultans verkündet. 

In dem Falle, daß die Europäische Kommission oder die permanente 
Uferkommission ermittelt haben sollte, daß einer oder der andere der gedachten 
Beamten ein Vergehen oder eine Übertretung gegen das Schiffahrts- oder 
Polizeireglement begangen hat, hat sie bei der Hohen Pforte seine Absetzung 
in Antrag zu bringen. Glaubt die Hohe Pforte hinsichtlich der von der Kom- 
mission bereits festgestellten Tatsachen noch eine neue Untersuchung veran- 
lassen zu sollen, so ist letztere befugt, an derselben durch Abordnung eines 
Bevollmächtigten teilzunehmen, und sobald als die Schuld eines Angeklagten 
gehörig nachgewiesen ist, wird die Hohe Pforte unverzüglich auf seine Er- 
setzung Bedacht nehmen. 

Außer dem im vorstehenden Absätze vorgesehenen Falle können der 
Generalinspektor und der Hafenkapitän von Sulina nur auf ihren Antrag oder 
infolge eines Einverständnisses zwischen der Hohen Pforte und der Europäischen 
Kommission von ihren betreffenden Posten entfernt worden. 

Diese Beamte stehen, einer wie der andere, hinsichtlich ihrer amt- 
lichen Tätigkeit unter der Aufsicht der Europäischen Kommission.* 

Der Generalinspektor, die Hafenkapitäno von Sulina und Tultcha und die 
(dem Generalinspektor untergeordneten) Aufseher werden von der Ottomanischeu 
Regierung besoldet 

Es sollen hierzu geeignete Persönlichkeiten ausgewählt werden. 

Art. 9. In Gemäßheit der durch Art. 15 des * Pariser Vertrages bekräf- 
tigten Prinzipien der Wiener Kongreßakte findet die amtliche Wirksamkeit 
des Generalinspektors und des Hafenkapitäns von Sulina auf alle 
Flaggen gleichmäßig Anwendung. 

Unter dem Generalinspektor steht insbesondere auch die Flußpolizei, 
stromabwärts von Isaktcha, mit Ausschluß des Hafens von Sulina; hierbei wird 



2) In der pr. GS. nicht mit abgedruckt. 
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er von Aufsehern unterstützt, welche auf die verschiedenen Stromstrecken ver- 
teilt sind. 

Der Hafenkapitän von Sulina ist mit der Ausübung der Polizei im Hafen 
und der äußeren Reede von Sulina beauftragt. 

Eino im gemeinsamen Einverständnisse beschlossene Instruktion regelt 
die "Wirksamkeit des Generalinspektors und des Hafenkapitäns von Sulina in 
ihren Einzelheiten. 

Art. 10. Die Führer von Kauffahrteischiffen, welcher Nationalität sie 
auch angehören, sind gehalten, den Befehlen zu gehorchen, welche ihnen von 
dem Generalinspektor und dem Hafenkapitän von Sulina in Gemäßheit des 
Schiffahrts- und Polizeireglements erteilt werden. 

Art. 11. Die Ausführung des Schiffahrts- und Polizeiregle- 
ments, sowie die Anwendung des Tarifs, von welchem in Art. 13ff. dieser 
Akte die Rede sein wird, ist außerdem durch das Eingreifen der Kriegs- 
schiffe gesichert, welcho gemäß Art. 19 des Pariser Vertrages an den 
Mündungen der Donau stationieren. 

Jede Schiffsstation übt ihre "Wirksamkeit auf die Fahrzeuge ihrer Nation 
und auf diejenigen Fahrzeuge aus, deren Flagge sie entweder infolge von Ver- 
trägen odor Gewohnheiten, oder eines allgemeinen oder besonderen Auftrages 
zu schützen berufen ist. 

Ist kein zum Einschreiten befugtes Kriegsschiff vorhanden, so dürfen die 
internationalen Strombehörden die Hilfe der Kriegsschiffe der Territorialmacht 
in Anspruch nehmen. 

Art. 12. Man ist darüber einverstanden, daß das der gegenwärtigen 
Akte beigefügte Schiffahrts- und Polizeireglement * bis zu dem Zeitpunkte Ge- 
setzeskraft behält, wo die im Art. 17 des Pariser Vertrages vorgesehenen Regle- 
ments in gemeinsamem Einverständnisse beschlossen und in Kraft gesetzt sind. 

Dasselbe gilt hinsichtlich der Bestimmungen der obigen Art. 8, 9 und 10, 
insoweit dieselben die Befugnisse des Generalinspektors betreffen. 

§ 2. Von dem Tarif der Schif fahrtsabgabon. . . . 
[Abgodrnckt in der GS. S. 327.] 

§3. Von den Quarantänen. 

Art. 18. Die an den Donaumündungen in Anwendung kommenden ge- 
sundheitspolizeilichen Vorschriften werden auch fernerhin von dem in Kon- 
stantinopel eingesetzten oberen Gesundheitsrate erlassen werden, in 
welchem die verschiedenen, bei der Hohen Tforte beglaubigten fremden Mis- 
sionen durch Delegierte vertreten sind. 3 

Titel III. Neutralität 

Art. 21.* Die von der Europäischen Kommission oder von. der 
au ihre Stelle tretenden Behörde in Ausführung des Art. IG des Pariser 
Vertrages ausgeführten oder später etwa noch auszuführenden 
"Werke und Etablissements jeder Art, namentlich auch die Schiffahrts- 
kas-e von Sulina, sollen der im Art 11 des gedachten Vertrages ver- 
aüedeten Neutralität teilhaftig sein und im Kriegsfalle von allen 
Kiiegführeuden gleichmäßig geschont werden. 



3) Vgl. jotzt dio Dresdener Übereinkunft betr. Maßregeln gegen die Cholera v. 15.4. 1S33 
(RGBl. 1894 S. 343, Martons* 19 S. 239), bes. Art. 2 Anl. II. 

4) Bestätigt in Art. 7 des Vortrages vom "13.3. 1871. 
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Die Wohltat dieser Neutralität wird sich mit den daraus entspringen- 
den Verpflichtungen auch auf die Generalschiffahrtsinspektion, auf die 
Hafenverwaltung von Sulina, auf das Personale der Schiffahrts- 
kasse und das Marinehospital und endlich auf das mit der Beaufsichtigimg 
der Arbeiten beauftragte technische Personale erstrecken. 



Nr. 22. 

Prager Frieden vom 23. August 1866. 

Vertragsstaaten: Preußen — Österreich. 

Text: deutsch. — Abdruck: pr. Staatsanzeiger 1866 Nr. 214; Martens 1 18 S. 844; M.-C.-G. I 
372 ; StA. Bd. 11 S. 176; Obillany Bd. 3 (überall auch d. anderen Friedensschlüsse v. J. 1866). — 
Sammlung amtl. Kundgebungen etc.: L. Hahn, 2 Jahre preoß.- deutscher Politik 1866/67 (18ti8). 

Literatur: In den Handbüchern des Völkerrechts die Abschnitte über Staat, insbesondere 
Staatenbund, Bundesstaat, Staatensuccession ; von Staatsrechte Schriften: H. Schulze, 
Einleit. in das d. StB. § 122; Laband, Staatsrecht I § 2; Hänel I §| 1, 4; Lehrbücher des d. 
StB. von Georg Meyer J§ 68, 64; Zorn 2. Aullage S. lö; Arndt § 6; vornehmlich Sybel, 
Begriind. des d. Reichs V 206fg., 289fg.: Friedjung, Kampf um d. Vorherrschaft in Deutsch- 
land 6. Aufl. Bd. 2 Buch 14. 

Im Namen der Allerheiligsten und Unteilbaren Dreieinigkeit. 

Art. 1. Es soll in Zukunft und für beständig Friede und Freund- 
schaft zwischen S. M. dem König von Preußen und S. M. dem Kaiser von 
Österreich , sowie zwischen Deren Erben und Nachkommen und den beiderseitigen 
Staaten und Untertanen herrschen. 

Art. 2. Behufs Ausführung des Artikels VI der in Nikolsburg am 26. Juli 
dieses Jahres abgeschlossenen Friedenspräliminarien und nachdem S. M. der 
Kaiser der Franzosen durch Seinen bei S. M. dem Könige von Preußen beglau- 
bigten Botschafter amtlich zu Nikolsburg am 29. Juli ejusdem hat erklären lassen : 
„ qu'en ce qui eonceme le Gouvernement de VEmpereur, la Venetie est acquise 
ä 1' Halte pour lui etre remise ä la paix", — tritt S. M. der Kaiser von Öster- 
reich dieser Erklärung auch Seinerseits bei und gibt Seine Zustimmung zu 
der Vereinigung des Lombardo-Venetianischen Königreichs mit dem 
Königreich Italien ohne andere lästige Bedingung, als die Liquidierung der- 
jenigen Schulden, welche als auf den abgetretenen Landesteilen haftend werden 
anerkannt werden, in Übereinstimmung mit dem Vorgange des Traktats von Zürich. 1 

Art. 3. Die Kriegsgefangenen werden beiderseits sofort freigegeben 
werden. 

Art. 4. S. M. der Kaiser von Österreich erkennt die Auflösung 
des bisherigen Deutschen Bundes an und gibt Seine Zustimmung 
zu einer neuen Gestaltung Deutschlands ohne Beteiligung des 
Österreichischen Kaiserstaates. Ebenso verspricht Seine Majestät, das 
engere Bundesverhältnis anzuerkennen, welches S. M. der König vou 
Preußen nördlich von der Linie des Mains begründen wird und erklärt 
Sich damit einverstanden, daß die südlich von dieser Linie gelegenen 
deutschen Staaten in einen Verein zusammentreten, dessen nationale 
Verbindung mit dem Norddeutschen Bunde der näheren Verständigung 
zwischen beiden vorbehalten bleibt und der eine internationale unab- 
hängige Existenz haben wird. 

Art. 5. S. M. der Kaiser von Österreich überträgt auf S. M. den König 
von Preußen alle Seine im Wiener Frieden vom 30. Oktober 1864 2 erworbenen 



1) 10.11. 1859 (Martens i 16 H S. 516; M.-C.-G. I 121). 

2) Martens» 17 II S. 474; M.-C.-G. 1 807. 
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Rechte auf die Herzogtümer Holstein und Schleswig mit der Maßgabe, 
daß die Bevölkerungen der nördlichen Distrikte von Schleswig, wenn sie durch 
freie Abstimmung den Wunsch zu erkennen geben , mit Dänemark vereinigt zu 
werden, an Dänemark abgetreten weiden sollen. 8 

Art. 6. Auf den "Wunsch S. M. des Kaisers von Österreich er- 
klärt S. M. der König von Preußen sich bereit, bei den bevorstehenden 
Veränderungen in Deutschland den gegenwärtigen Territorialbestand des 
Königreichs Sachsens in seinem bisherigen Umfange bestehen zu 
lassen, indem Er Sich dagegen vorbehält, den Beitrag Sachsens zu den Kriegs- 
kosten und die künftige Stellung des Königreichs Sachsen innerhalb des Nord- 
deutschen Bundes durch einen mit S. M. dem Könige von Sachen abzuschließen- 
den besonderen Friedensvertrag näher zu regeln. 4 

Dagegen verspricht S. M. der Kaiser von Österreich, die von 

S.M. dem Könige von Preußen in Norddeutschland herzustellenden 

neuen Einrichtungen, einschließlich der Territorialveränderungen 

anzuerkennen. 

Art. 7. Behufs Auseinandersetzung über das bisherige Bundes- 
eigentum wird binnen längstens sechs Wochen nach Katiiikation des gegen- 
wärtigen Vertrages eine Kommission zu Frankfurt a. M. zusammentreten, bei 
welcher sämtliche Forderungen und Ansprüche an den Deutschen Bund anzu- 
melden und binnen sechs Monaten zu liquidieren sind. Preußen und Österreich 
werden sich in diesor Kommission vertreten lassen, und es steht allen übrigon 
bisherigen Bundesregierungen zu, ein gleiches zu tun. 

Art. 8. Österreich bleibt berechtigt, aus den Bundesfestungen das Kaiser- 
liche Eigentum, und von dem beweglichen ßundeseigentum den matrikular- 
mäßigen Anteil Österreichs fortzuführen, oder sonst darüber zu verfügen; das- 
selbe gilt von dem gesamten boweglichen Vermögen des Bundes. 

Art. 9. Den etatsmäßigen Beamten, Dienern und Pensionisten 
des Bundes werden die ihnen gebührenden, beziehungsweise bereits bewilligten 
Pensionen pro rata der Matrikel zugesichert; jedoch übernimmt die königlich 
preußische Regierung die bisher aus der Bundesmatrikularkasse bestrittenen Pen- 
sionen und Unterstützungen für Offiziere der vormaligen schleswig-holsteinischen 
Armee und deren Hinterlassene. 

Art. 10. Der Bezug der von der kaiserlich österreichischen Statthalter- 
schaft in Holstein zugesicherten Pensionen bleibt den Interessenten bewilligt. 

Die noch in Gewahrsam der kaiserlich österreichischen Regierung befind- 
liche Summe von 449,500 Talor dänische Reichsmünze in vierprozentigen däni- 
schen Staatsobligationen, welche don holsteinischen Finanzen angehört, wird den- 
selben unmittelbar nach der Ratifikation des gegenwärtigen Vortrages zurück- 
erstattet. 

Kein Angehöriger der Herzogtümer Holstein und Schleswig und kein 
Untertan I. MM. des Königs von Preußen und des Kaisers von Österreich wird 
wegen seines politischen Verhaltens währoud der letzten Ereignisse und 
des Krieges verfolgt, beunruhigt oder in seiner Person oder Eigentum be- 
anstandet werden. 

Art. 11. S. M. der Kaiser von Österreich verpflichtet Sich, behufs 
Deckung eiues Teiles der für Preußen aus dem Kriege erwachsenen Kosten, 
an S. M. den König von Preußen die Summe von 40 Millionen preußischer 
Taler zu zahlen. Von dieser Summe soll jedoch der Betrag der Kriegskosten, 
welche S. M. der Kaiser von Österreich, laut Artikel 12 des gedachten Wiener 
Friedens vom 30. Oktober 1864*, noch an die Herzogtümer Schleswig und Hol- 
stein zu fordern hat, mit 15 Millionen preußischer Taler und als Äquivalent der 
freien Verpflegung, welche die preußische Armee bis zum Friedensschlüsse in 



3) Aufgehoben durch V. v. 11.10. 1878 (österr. RGBl. 1S79 Nr. 22 ; Martens« 3 S. 529). 

4) 21.10. 1866 (pr. Staatsanzeiger Nr. 260). 
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den von ihr okkupierten österreichischen Landesteilen haben wird, mit 5 Millionen 
preußischer Taler in Abzug gebracht weiden, so daß nur 20 Millionen preußischer 
Taler bar zu zahlen bleiben. 

Die Hälfte dieser Summe wird gleichzeitig mit dem Austausche der Rati- 
fikationen des gegenwärtigen Vertrages, die zweite Hälfte drei Wochen später zu 
Oppeln bar berichtigt werden. 

Art. 12. Die Räumung der von den königlich preußischen Truppen 
besetzten österreichischen Territorien wird innerhalb drei "Wochen nach dem 
Austausche der Ratifikationen des Friedensvertrages vollzogen sein. 

Von dem Tage des Ratifikationsaustausches an werden die preußischen 
Generalgouvernements ihre Funktionen auf den rein militärischen Wirkungskreis 
beschränken. 

Die besonderen Bestimmungen, nach welchen die Räumung stattzufinden 
hat, sind in einem abgesonderten Protokolle festgestellt, welches eine Beilage des 
gegenwärtigen Vertrages bildet. 

Art. 13. Alle zwischen den hohen vertragsschließenden Teilon 
vor dem Kriege abgeschlossenen Verträge und Übereinkünfte wer- 
den, insofern dieselben nicht ihrer Natur nach durch die Auflösung 
des deutschen Bundesverhältnisses ihre Wirkung verlieren müssen, 
hiermit neuerdings in Kraft gesetzt. 6 Insbesondere wird die allgemeine 
Kartellkonvention zwischen den deutschen Bundesstaaten vom 10. Februar 1831, 
samt den dazu gehörigen Nachtragsbestimmungen ihre Gültigkeit zwischen Preußen 
und Österreich behalten. 

Jedoch erklärt die kaiserlich österreichische Regierung, daß der am 
24. Januar 1857 abgeschlossene Münzvertrag 8 durch die Auflösung des deut- 
schen Bundesverhältnisses seinen wesentlichen Wert für Österreich verliere und 
die königlich preußische Regierung erklärt sich bereit, in Verhandlungen wegen 
Aufhebung dieses Vertrages mit Österreich und den übrigen Teilnehmern an 
demselben einzutreten. Desgleichen behalten dio hohen Kontrahenten sich vor, 
über eine Revision des Handels- und Zoll vertrage vom 11. April 1865, im 
Sinne einer größeren Erleichterung des gegenseitigen Verkehrs, sobald als mög- 
lich in Verhandlung zu treten. Einstweilen soll der gedachte Vertrag mit der 
Maßgabe wieder in Kraft treten , daß jedem der hohen Kontrahenten vorbehalten 
bleibt, denselben nach einer Ankündigung von 6 Monaten außer Wirksamkeit 
treten zu lassen. 

Art. 15. Die Ratifikationen des gegenwärtigen Vortrages sollen zu Prag 
binnen einer Frist von 8 Tagen, oder, wenn möglich, früher ausgewechselt 
werden. 



Nr. 23. 

Neutralität Luxemburgs. 

Londoner Konferenz am 11. Mai 1867. 1 

Vertragsstaaten: Preußen, Österreich, Belgien, Frankreich, Großbritan- 
nien, Italien, Rußland — Niederlande, Luxemburg. 
Text: französisch. — Abdruck: Martens 1 18 S. 445; M.-C.-G. I 406; Staatsarchiv 18 S. 13. 

Literatur: Bonfils 937, 365, 340 ; Garois 15, 71; Heffter 97, 145; v. Holtzondorff IV 136,137, 142, 
UI 29, II 10. 30; v. Liszt 6 III, 8 III ; v. Martens I 82, 0«, II 130; Kivier 11, 51, 24; Stoerk 
52, 77, 41; Ullmann 18, 12, 88. — Lab and, D. Staatsr. I g 1. — Sybol, Bogründ. des D. 
ßeiches VI 72 fg., 122 fg. 



6) Hiernach gilt für dio Auslieferung noch d. Beschl. der d. Bundesversammlung vom 
26. 1. 1854 fpr. GS. S. 359). 

6) GS. 1857 S. 312, aufgehoben durch V. v. 13.6. 1867 (GS. S. 1801). 

1) Der Antrag eines luxembnrg. Vertreters auf Feststellung, daß Luxemburg beim deut- 
schen Zollverein vorbleibt, wurde abgelehnt, weil die im wesontl. militärische Neutralitat die 
Zollverhaltnisse nicht beträfe. Vgl. wegen der Zugehörigkeit z. deutschon Zollverbande Seydel, 
Komm. z. Verf.-Urk. f. d. D. Reich 2. Aufl. vor und zu Art. 33, wegen d. Wilhelm- Luxemburg - 
Eisenbahnen V. v. »11. 11. 02. 
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Art. 1. Sa Majeste le Koi des Pays-Bas, Grand-Duc de Luxembourg, 
maintient les liens qui attachent le dit Grand -Duche ä la Maisoa d'Orange- 
Nassau, eD vertu des traites qui ont place cet Etat sous la souverainete de Sa 
Majeste le Roi Grand-Duc, ses descendants et successeurs. 

Les droits que possedent les Agnats do la maison de Nassau sur la suc- 
cession du Grand -Duche, on vertu des memes traites, sont maintenus. 

I/es Hautes Parties Contractantes acceptent la presente declaration et en 
prennent acte. 

Art. 2. Le Grand-Ducho de Luxembourg, dans les limites 
determinoes par l'acte annexe aux Traites du *19 avril 1839 sous la 
garantie des Cours d'Autriche, de France, de ,1a Grande-Bretagne, 
de Prusse et deRussie, formera dosorniais un Etat perpetuellenient 
neutre. 

11 sera tenu d'observer cette meine neutralite" envers tous les autres Etats. 

Les Hautes Parties Contractantos s'engagent ä respecter le 
principe de neutralite stipule par le present Article. 

Ce principe est et demeuro place sous la sanetion de la garantie colloc- 
tive des Puissanees signataires du present Traite ä l'exception de la 
Belgique, qui est elle-mome un Etat neutre. 

Art. 3. Le Grand -Duche de Luxembourg ctant noutralise, aux termes 
de l'articlo precedent, le maintien ou l'etablissement de places fortes sur eou 
territoire devient Sans necessite comme Sans objet. 

Eu consequence, il est convenu d'un commun aecord que la ville de 
Luxembourg, eonsideree par le passe, sous le rapport militaire, comme forte- 
resse föderale, cessera d'etre une ville fortifiee. 

Sa Majeste le Roi Grand-Duc se resorve d'entretenir dans cette ville le 
uombre de troupes necessairo pour y veiller au maintien du bon ordre. 

Art. 4. Conformement aux stipulation contenues dans les articles 2 et 3. 
S. M. le roi de Prusse declare que ses troupes actuellement en garnison dans la 
forteresse de Luxembourg, recevront 1' ordre de proceder a l'evacuation de cette 
place immediatement apres l'cchange des ratiücations du present traite . . . 

Art. 5. S. M. le Roi Grand-Duc, en vertu des droits de souverainete 
qu'il exerce sur la ville et forteresse de Luxembourg, s'engage do son cote a 
prendre les mesures nöcessaires, afin de convertir la dite place forte en ville 
ouverte, au moyen d'une demolitiou que Sa Majeste jugera süffisante pour remplir 
les inteutions des H. P. C. exprimees dans 1' Article 3 du present Traite. Les 
travaux requis k cet effet commenceront immediatement apres la retraite de la 
garnison. Iis s'effectueront avec tous les menagements que reclament les 
interets des habitants de la ville. 

Sa Majeste le Roi Grand-Duc promet en outro que les f ortif ications de 
la villo de Luxembourg ne seront pas retablies ä l'avenir, et qu'il n'y sera 
maintenu ni cree aueun etablissement militaire. 

Art. 6. Les puissanees signataires du present traite constatent que la 
dissolution do la Confederation germaniquo ayant egalement amene la 
dissolution des liens qui unissaieut le duche de Limbourg collectivement avec le 
Grand-Duche de Luxombourg a la dite Confederation, il en resulto que les rap- 
ports dont il est fait mention aux articles 3, 4 et 5 du traite du *19. avril 1839 
entre le Grand-Duche et certains territoires appartenant au Duche de Limbourg 
ont cesse d'exister, lesdits territoires continuant ä faire partie integrante du 
Royaume des Pays-Bas. 

Declaration 8 

II est bien entendu que l'article 3 ne porte point atteinte aux 
droits des autres puissanees neutres de conserver, et au besoiü d'amo- 
liorer, leurs places fortes et autres moyens de defense. 



2) In das Protokoll Nr. 4 v. 11. 6. 1867 auf Antrag Belgiens aufgenommen. 
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Nr. 24. 

Bancroft- Vertrag. 1 

Vertrag betr. die Staatsangehörigkeit derjenigen Personen, welche aus 
dem Gebiete des einen Teils in dasjenige des anderen Teils einwandern, 

Berlin, 22. Februar 1868. 

Vertragsstaaten: Norddeutscher Bund — Vereinigte Staaten von Amerika.- 

Urtext: deutsch und englisch. — Abdruck: BGBl. 18G8 S. 228; Martens» 10 S. 78: M.-C.-G. 
I 474; Triepel, Quelleiiiamml. z. Reichsstaaterocht S. GO (auch mit dem engl. Texte) — vgl. im 
allgem. dio Zusammenstellung M.» 19 S. 514 —760. 

Literatur: Bonfils 424; Garois 66; Heffter 60; Hoilbom 90 fg. ; von Holtzendorff II 118,120; 
v. Liszt 11; v. Martens II 48; Kivier 25; Stoerk 85, 37; Uli mann 98; in den Haudbüchern für 
das Staatsrecht des Reiches u. d. Einzelstaaten vgl. den Abschnitt über Verlust der Staatsange- 
hörigkeit. Kritik des Vertrages bei v. Martitz, Annal. d. d. Reichs 1875 Sp. 816 -836, 1122%. 

Art. 1. Angehörige dos Norddeutschen Bundes, welche natu- 
ralisierte Staatsangehörige der Vereinigten Staaten von Amerika 
geworden sind und 5 Jahre lang ununterbrochen in den Vereinigten 
Staaten zugebraoht haben, sollen von dem Norddeutschen Bunde als 
amerikanische Angehörige erachtet und als solche behandelt werden. 

Ebenso sollen Staatsangehörige der Vereinigten Staaten von 
Amerika, welche naturalisierte Angehörige des Norddeutschen 
Bundes geworden sind und 5 Jahre lang in Norddeutschlaud zu- 
gebracht haben, von den Vereinigten Staaten als Angehörige des 
Norddeutschen Bundes erachtet und als solche behandelt werden. 

Die bloße Erklärung der Absicht, StaatsaDgehöriger des einen oder des 
andern Teiles werden zu wollen, soll in Beziehung auf keinen der beiden Teile 
die "Wirkung der Naturalisation haben. 

Art. 2. Ein naturalisierter Angehöriger des einen Teils soll 
bei etwaiger Rückkehr in das Gebiet des andern Teils wegen einer, 
nach den dortigen Gosetzen mit Strafe bedrohten Handlung, welche 
er vor seiner Auswanderung verübt hat, zur Untersuchung und 
Strafe gezogen werden können, sofern nicht nach den bezüglichen Gesetzen 
seines ursprünglichen Vaterlandes Verjährung eingetreten ist. 

Art. 3. Der Vertrag zwischen den Vereinigten Staaten von 
Amerika einerseits und Preußen und anderen deutschen Staaten * 
andererseits, wegen der in gewissen Fällen zu gewährenden Auslieferung 
der vor der Justiz flüchtigen Verbrecher, welcher am IG. Juni 1852 8 abge- 
schlossen worden ist, wird hiermit auf alle Staaten des Norddeutschen 
Bundes ausgedehnt. 

Art. 4. Wenn ein in Ä.merika naturalisierter Deutschor sich 
wieder in Norddeutschland niederläßt ohne die Absicht nach Amerika 
zurückzukehren, so soll er als auf seine Naturalisation in den Vereinigten 
Staaten Verzicht leistend erachtet werden. 

Ebenso soll ein in dem Norddeutschen Bunde naturalisierter 
Amerikaner, wenn er sich wieder in den Vereinigten Staaten nieder- 
läßt, ohne dio Absicht, nach Norddeutsehland zurückzukehren, als auf seine 
Naturalisation in Norddeutschland Verzicht leistend erachtet werden. 

Der Verzicht auf die Rückkehr kann als vorhauden angesehen werden, 
wenn der Naturalisierte des einen Teils sich länger als 2 Jahre in dem Gebiete 
des andern Teils aufhält. 1 

1) Als kurze Überschrift mag diese nicht mißzuverstehondo Bezeichnung nach dem Namen 
des amerikanischen Vertreters beim Abschlüsse des Vortrages, des Gesandten in Berlin George Ban- 
croft, gestattet sein. 

2) Entsprechende Vorträge d. V. St.: 1868 mit Bayern, Württemberg, Baden, Hessen — mit 
Mexiko, Belgion: Schweden -Norwegen (1869), Österreich- Ungarn (1870), Dänemark (1872) — Groß- 
britannien (1870). 

3) l'r. OS. 1853 S. 645; auch im BGBl, als Anlage zu d. V. vom 22.2. 1808. 

4) Rückkehronden, die vor Erlüllung der Militärpflicht ausgewandert waren, soll die dau- 
ernde Niederlassun? im Inlando nicht gestattet werden ; vgl. Erlaß des preuß. Ministers d. Innern 
vom 1. Februar 19Ö1 (MinisteriAlbl. f. d. innere Verwaltung S. 100). 
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Art. 5. Der gegenwärtige Vertrag tritt sofort nach dem Austausch 
der Ratifikation in Kraft und bat für 10 Jahre Gültigkeit. Wenn kein Teil 
dorn andern 6 Monate vor dem Ablauf dieser 10 Jahre Mitteilung von seiner 
Absicht macht, denselben dann aufzuheben, so soll er ferner in Kraft bleiben 
bis zum Ablauf von 12 Monaten, nachdem einer der kontrahierenden Teile dem 
andern von einer solchen Absicht Kenntnis gegeben. 

Art. 6. Der gegenwärtige Vertrag soll ratifiziert weiden von S. M. dem 
Könige von Preußen im Namen des Norddeutschen Bundes und von dem Präsi- 
denten unter und mit Genehmigung des Senats der Vereinigten Staaten, und die 
Ratifikationen sollen zu Berliu innerhalb 6 Monaten vom heutigen Datum aus» 
gewechselt werden. 



Nr. 25. 

Revidierte Rheinschiffahrtsakte. 

Mannheim, 17. Oktober 1868. 1 

Vertragsstaaten: Preußen, Baden, Bayern, Hessen; Frankreich 1 , Niederlande. 

Urtoxt: deutsch und französisch. — Abdruck : GS. 1869 S. 796; Martens 1 20 S. 355. 

Literatur: Bonfils 526; Gareis 20: Heffter77; v. Holtzendorff II 75 ; v. Liszt27; v. Martens II 67 ; 
Rivier 17; Stoerk 46.; Ulimann 94; Jellinek HWStW. VI 421; E. Loening, Lehrbuch d. 
d. Verwaltnngsrechtx 1834 $ 148; vor allein jetzt: Eckert, Rheinschiffahrt im 19. Jahrb. . 1900 
(mit ausführlichem Schriftennachweis u. mit Urkundenanhang), Über die Vorgeschichte der revi- 
dierten Akte auch Gothein, Geschichtl. Entwickelung d. Rheinschiffahrt 1903. 

Da die Rheiuscbiffahrtsordnung vom 31. März 1831 3 im Laufe der Zeit 
zahlreiche Abänderungen und Ergänzungen erlitten hat, und da ein Teil der in 
derselben getroffenen Festsetzungen den gegenwärtigen Verhältnissen der Rhein- 
schiffahrt nicht mehr entspricht, so sind die Regierungen von Preußen, Baden, 
Bayern, Frankreich, Hessen und den Niederlanden übereingekommen, den ge- 
dachten Vertrag, unter Aufrechthaltung des Prinzips der Freiheit der Rhein - 
Schiffahrt in bezug auf deu Handel, einer Revision zu unterwerfen, und habeu 
zu diesem Zwecke zu Bevollmächtigten ernannt: .... 

Art. 1. Die Schiffahrt auf dem Rheine und seinen Ausflüssen 
von Basel* bis in das offene Meer soll, sowohl aufwärts als abwärts, 
unter Beachtung der in diesem Vertrage festgesetzten Bestim- 
mungen und der zur Aufrechterhaltung der allgemeinen Sicherheit 
erforderlichen polizeilichen Vorschriften, den Fahrzeugen aller 
Nationen zum Transport von Waren und Personen gestattet sein. 

Abgesehen von diesen Vorschriften soll kein Hindernis, welcher Art es 
auch sein mag, der freien Schiffahrt entgegengesetzt werden. 

Der Leck und die Waal werden als zum Rhein gehörig betrachtet. 

Art. 2. Die zur Rheinschiff ah rt gehörigen Schiffe und die vom Rheine 
herkommenden Holzflöße können auf jedem ihnen beliebigen "Wege durch das 
Niederländische Gebiet vom Rheine in das offene Meer oder nach 
Belgien und umgekehrt fahren. 

Sollte durch Naturereignisse oder Kunstanlagen einer der Wasserwege, 
welche die Verbindung des Rheines mit dem offenen Meere über Dordrecht, 
Rotterdam, Hellevoetsluis und Briolle vermitteln, in der Folge für die Schiff- 



1) Ein Sohlußprotokoll zu Art 1, 8 (vgl. hier am Schlüsse der Akte), 8, 15, 22, 23, 30, 32, 
47 der Akte. — Art. 54 RV. — Ein preuß. Auslührungsgesetz vom 17.8. 1870 tGS. S. 187) betrifft 
Schifferpatente und Lotsenwesen. 

2) Für das Gobiot des Elsaß. 

3) GS. 1881 S. 73. Die zahlreichen Abänderungen sind zusammengestellt in dem Haupt- 
register zur pr. Gesetzsammlung 1806—1883 Bd. 2 S 1325. 

4) Besondere Übereinkunft zwischen Baden nnd der Schweiz vom 10.5. 1879 über den 
Wasserverkehr von Nouhausen bis unterhalb Basel (Bad. G. u. VB1. 866, Martens 3 9 S. 593). 

Fleischmann, Völkerrechtsquellen. 6 
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fahrt unbrauchbar werden, so soll die zu dessen Ersatz der Niederländischen 
Schiffahrt angewiesene "Wasserstraße auch der Schiffahrt der übrigen Uferstaaten 
offen stehen. 

Als zur Rheinschiffahrt gehörig soll jedes Schiff betrachtet worden, welches 
zur Führung der Flaggo eines der Rheinuferstaaten berechtigt ist und sich hier- 
über durch eine von der betreffenden Behörde ausgestellte Urkunde auszuweisen 
vermag. 

Art. 3. Auf dem Rheine, seinen Nebenflüssen, soweit sie im 
Oebieto der vertragenden Staaten liegen, und den im Artikel 2 er- 
wähnten "Wasserstraßen darf eine Abgabe, welche sich lediglich auf 
die Tatsache der Beschiff ung gründet, weder von den Schiffen oder 
deren Ladungen, noch von den Flößen erhoben werden. 1 

Ebensowenig ist auf diesen Gewässern oberhalb Rotterdam und Dordrecht 
die Erhebung von Boien- und Baakengeldern gestattet. 

Art. 4. Die vertragenden Staaten werden gegenseitig die zur Rheinschiff- 
fahrt gehörigen Schiffe und deren Ladungen auf den im ersten Absätze des 
Artikels 3 bezeichneten Wasserstraßen in jeder Hinsicht ebenso behandeln, wie 
die eigenen Rheinscbiffe und deren Ladungen. 

Art. 5. Die Schiffer dürfen auf den obengenannten Wasserstraßen (Art. 3) 
nirgend gozwungen werden, ihro Ladung ganz oder teilweise zu löschen, oder 
an Bord eines anderen Schiffes zu bringen. 

Alle Stapel- und Umschlagsrechte sind und bleiben aufgehoben. 

Art. 6. Von den auf dem Rheine ein - oder ausgehenden Waren dürfen 
keine höheron Eingangs- oder Ausgaugsabgaben erhoben werden, als 
beim Eingange oder Ausgange über die Landgrenze. 

Art. 7. Insoweit nicht sanitätspolizeilicho Rücksichten entgegenstehen , ist 
die Durchfuhr aller Waren auf dem Rheine von Basel bis in das offene Meer 
gestattet. 

Die Uferstaaten werden, mag diese Durchfuhr direkt oder nach vor- 
gängiger Umladung oder Lagerung in der Niederlage erfolgen, Durchgangs- 
abgaben nicht erheben. 

Art. 8. Die gegenwärtigen, dem Rheinhandel angewiesenen Freihäfen 6 
sollen auch in Zukunft fortbestehen. Die Vermehrung derselben bleibt dem Er- 
messen der einzelnen Uferregierungen überlassen. 

Die in diesen Freihäfen zur Niederlage gebrachten Waren unterliegen, 
sofern sie nicht später in dem betreffenden Uferstaate oder dem Oebiete des Zoll- 
oder Steuersystems , welchem derselbe angehört, in den freien Verkehr gesetzt 
werden, keinerlei Ein- oder Ausgangsabgaben. 

Art. 9 — 11. [Zollwesen, Manifest über d. Ladung, Landungsplätze usw.] 

Art. 12. Wird ein Schiffsführor überwiesen, daß er Schleich- 
handel zu treibon versucht habe, so soll ihn die Freiheit der Rheinschiffahrt 
für seine Person und für die Waren, die er unerlaubterweise hat ein- oder aus- 
führen wollen, gegen die Verfolgung der Zollbeamten nicht schützen. Die übrigen 
in dem Schiffe befindlichen Waren dürfen jedoch wegen eines solchen Versuches 
nicht mit Beschlag belegt, noch soll überhaupt gegen einen solchen Schiffsführer 
strenger verfahren werden, als es die Oesetze des Staates, in dessen Gebiet der 
Unterschleif entdockt wird, zulassen. 

Werdeu von den Grenzzollämtern Abweichungen der Ladung von dem 
Manifoste entdeckt, so finden die bestehenden Landesgesetze in bezug auf die 
Bestrafung wegen unrichtiger Deklaration Anwendung. 

Art. 13. Wo sich mehrere Uferstaaten zu einem gemeinsamen Zoll- oder 
Steuersystem vereinigt haben, ist bezüglich der Anwendung der Artikel 6 — 12 
die Grenze des Vereinsgebietes als Landesgrenze au zusehen. 



5) Schlußprotokoll Ziffer 3 zÄhlt auf: Strnßburg; Kehl, Maxau, Leopoldshafon, Mannheim; 
Neuborg, Speyer, Ludwigshafen; Mainz; Biebrich, Obor-Lahnstein , Koblenz, Köln, Neuß, Düssel- 
dorf, Uordiugen , Duisburg, Ruhxort, Wesel, Emmerich — Amsterdam, Rotterdam, Dordrecht. 
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Art, 14. Die vertragenden Teile sind darüber einverstanden, daß alle 
Erleichterungen, welche für den Ein-, Aus- und Durchgang von "Waren 
auf anderen Land- und Wasserstraßen eingeführt werden, auch für den 
Ein-, Aus- und Durchgang auf dem Rheine zugestanden worden sollen. 

Art. 15. Die Befugnis zur Führung eines Segel- oder eines 
Dampfschiffes auf dem Rheine in seiner ganzen Ausdehnung von Basel bis 
in das offene Meer oder auf einer mehreren Uferstaaten zugehörigen Strecke 
steht nur denjenigen zu, welcho den Nachweis liefern, daß sie die Schiff- 
fahrt auf diesem Strome längere Zeit ausgeübt haben und von der Regierung 
des Uferstaates, in welchem sie ihren Wohnsitz genommen haben, mit einem 
Patente über die Befugnis zum selbständigen Betriebe (Rheinschifferpatent) 
versehen worden sind. 

In dem Patente ist anzugeben, ob der Inhaber zur Bef ah rang des Rheines 
in seiner ganzen Ausdehnung oder nur einer Strecke desselben und eventuoll 
welcher befugt ist. 

Durch dio Verlegung des Wohnsitzes aus einem Uferstaate in einen anderen 
verliert das Patent nicht seine Gültigkeit. Der Inhaber hat indes seinen neuen 
"Wohnsitz von der betreffenden Behörde desselben auf dem Patente vermerken 
zu lassen. 

Art. 16. Wer mit einem Rheinschifferpatente versehen ist, darf jedes 
Segel- beziehungsweise Dampfschiff führen, gleichviel welchem Staate dasselbe 
angehört. 

Art. 17 j 19, 20. [Inhalt des Patents, Mißbrauch, Entziehung.] 

Art. 18. Die Schiffer der Nebenflüsse des Rheines und der Wasser- 
straßen zwischen dem Rheine und der Scheide sollen, unter der Voraussetzung 
der Reziprozität, zur Führung eines Segel- oder Dampfschiffes auf dem Rheine 
in seiner ganzen Ausdehnung oder auf einer mehreren Uferstaaten zugehörigen 
Strecke des Rheines nur dann zugelassen werden, wenn auf ihrem Patente die 
stattgehabte längere Ausübung der Rheinschiffahrt nach Maßgabe der Vorschriften 
im Artikel 15 von der betreffenden Behörde oines Rheinuferstaates bescheinigt 
ist* • • • • 

Art. 21. [Anwendung von Art 19, 20 auf den Fall des Art. 18.] 
Art. 22. Bevor ein Schiff seine erste Fahrt auf dem Rheine 
antritt, hat der Eigentümer oder Führer eine Bescheinigung über die Taug- 
lichkeit und genügende Ausrüstung desselben für denjenigen Teil der Rhein- 
schiffahrt, für welchen es bestimmt ist, zu erwirken. 

Diese Bescheinigung (Schiffsattest) wird von der zuständigen Be- 
hörde der Uferstaaten auf Grund einer durch Sachverständige vorgenommenen 
Untersuchung ausgestellt 

Art. 23. Die Artikel 15 und 22 finden auf Fahrzeuge unter 300 Zentnern 
Tragfähigkeit und deren Führer keiuo Anwendung. 

Art. 24. Mit Ausnahme der Vorschrift im Artikel 32 beziehen die Be- 
stimmungen dieser Akte sich nicht auf das Übersetzen von einem Ufer 
nach dem gegenüberliegenden. 

Art« 25. Die Flößer haben für jedes Floß, mit welchem sie den Rhein 
befahren wollen, eine Bescheinigung der betreffenden Landesbehörde nach bei- 
liegendem Muster B mit sich zu führen, aus welcher die Zahl und Art der 
Hölzer, sowie deren Gewicht ersichtlich sein muß. 

Diese Bescheinigung (Floßscbein) vertritt die Stolle des Manifestes (Art. 9) 
und ist den Polizei-, Hafen-, Zoll- und Wasser baubearaten , sowie den Floß- 
uutersuchungskommissionen auf Erfordern vorzuzeigen. 

Die Vorschriften der Artikel 9 bis 14 finden auch auf Flöße und deren 
Führer Anwendung. 

Art. 26. Die Vorschriften über den Dienst der Lotsen oder Steuer- 
leute, sowie der Wahrschauer und die von denselben zu erhebenden Gebühren 
bleiben jeder Uferregierung vorbehalten. 

6* 
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Es darf jedoch kein Schiffer oder Flößer genötigt werden, einen 
Lotsen oder Steuermann an Bord zu nehmen. Auch ist die Erhebung 
einer Gebühr überhaupt nur dann zulässig, wenn von den Dienstleistungen 
der Lotsen oder Steuerleute wirklich an Bord des Schiffes Gebrauch gemacht 
worden ist. 

Art. 27. Die Uferregierungen werden dafür Sorge tragen, daß in den 
Freihäfen', sowie in den übrigen Hafenstädten am .Rhein die nötigen 
Einrichtungen zur Erleichterung der Ein- und Ausladungen und zur Nieder- 
lage der "Waren vorhanden seien und in gutem Stande erhalten werden. Zur 
Beaufsichtigung der gedachten Anstalten, sowie zur Handhabung der Hafen- 
polizei werden von den betreffenden Uferregierungen besondere Kommissarien 
bestellt. 

Zur Bestreitung der notwendigen Unterhaltungs- und Beauf- 
sichtigungskosteu kann ein entsprechendes Entgeld erhoben worden. 
Sobald der Ertrag dieses Entgeldes die eben erwähnten Kosten übersteigt, muß 
dasselbe verhältnismäßig herabgesetzt werden. 

Es ist jedoch eine Gebühr überhaupt nur insoweit zu entrichten, als von 
den Anstalten wirklich Gebrauch gemacht wird. 

Art. 28. Die vertragenden Teile machen sich, wie bisher, verbindlich, 
innerhalb der Grenzen ihres Gebiotes das Fahrwasser des Rheines 
und die vorhandenen Leinpfade in guten Stand zu setzen und darin zu 
erhalton. Diese Festsetzung findet auch auf die Wasserstraßen zwischen 
Gorinchem, Krimpen, Dordrecht und Rotterdam Anwendung. 

Auf Stromstrecken , welche noch nicht hinreichend in den Stand gesetzt 
sind und deshalb ein veränderliches Fahrwasser haben, wird letzteres von der 
Regierung, in deren Gebiet die Stromstrecke belegen ist, kenntlich durch Baken 
bezeichnet werden. 

Befinden sich solche Stromstrecken in den Gebieten zweier sich gegenüber- 
liegender Uferstaaten , so trägt jeder von ihnen die Hälfte dor Anlage - und Unter- 
haltungskosten. 

Art. 29. Die Staaten, deren Uferstrecken aneinandergrenzen oder sich 
gegenüberliegen, werden behufs zweckmüßiger und gegenseitig unnachteiliger 
Ausführung von Bauwerken, welche auf den Strom oder die Ufer im Gebiete 
des anderen Staates unmittelbar eine Wirkung ausüben können, sich die Pläne 
solcher von ihnen beabsichtigten Anlagen mitteilen und sich über die bei deren 
Ausführung in Betracht kommenden Verhältnisse verständigen. 

Art. 30. Die Uferregierungen werden dafür Sorge tragen, daß die 
Schiffahrt auf dem Rheine durch M ühlen, Triebwerke, Brücken oder andere 
künstliche Anlagen keinorlei Hindernis finde, und daß namentlich der Durch- 
laß der Schiffe durch die Brücken ohne Verzug bewirkt werde. Die Erhebung 
einer Gebühr für das öffnen und Schließen der letzteren ist unstatthaft. 

Konzessionen zu neuen SchiffsmühJeu sollen fortan nicht erteilt werden. 

Art. 31. Von Zeit zu Zeit sollen Strombefahrungen durch 
Wasserbautechniker sämtlicher Uferstaateu vorgenommen werden, um 
die Beschaffenheit des Stromes, die Wirkung der zu dessen Verbesserung ge- 
troffenen Maßregeln und die etwa eingetretenen neuen Hindernisse einer regel- 
mäßigen Schiffahrt zu untersuchen und festzustellen. 

Über den Zeitpunkt und die Ausdehnung dieser Befahrungen hat die 
Zentralkommission (Art. 43) Beschluß zu fassen. Die Techniker haben ihr über 
das Ergebnis Bericht zu erstatten. 

Art. 32. 8 Zuwiderhandlungen gegen die von den Uferregierungen 
für den Rhein gemeinsam erlassenen schiffahrtspolizeilichen Vorschriften sollen 
mit Geldbußen von zehn bis dreihundert Franken bestraft werden. 



6) Ein Zusatzartikel vom 18.9. 1895 zur ,, authentischen Auslegung der Art. 32 — 40" stallt 
don Strafurteilen die Strafbefehle und die polizeilichen Strafverfttgongen im wesentlichen gleich 
(Badisches G. und VB1. 1897 S. 808, pr. GS. 1898 S. 266). 
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Art« 33.' Behufs gerichtlicher Verhandlang der im Artikel 34 erwähnten 
Gegenstünde sollen in geeigneten am Rhein oder in dessen Nähe belegenen Orten 
Rheinschiffahrtsgerichte bestehen. 

Die Uferregierungen werden sich von den in ihren Gebieten vorhandenen 
Rheinschiffahrtsgerichten und von den Veränderungen in Kenntnis sotzen , welche 
rücksiebtlich der Zahl, des Ortes oder des Sprengeis derselben eintreten. 

Art. 34. Die Rheinschiffahrtsgerichte sind kompetent: 
I. in Strafsachen zur Untersuchung und Bestrafung aller Zuwiderhand- 
lungen gegen die schiffahrts- und strompolizeilichen Vorschriften; 
II. in Zivilsachen zur Entscheidung im summarischen Prozeßverfahren 
über Klagen: 

a) wogen Zahlung der Lotsen-, Krahn-, "Wage-, Hafen- und Boll- 
werksgebühren und ihres Betrages; 

b) wegen der von Privatpersonen vorgenommenen Hemmung des Lein- 
pfades; 

c) wegen der Beschädigungen, welche Schiffer und Flößer während 
ihrer Fahrt oder beim Anlanden anderen verursacht haben; 

d) wegen der den Eigentümern der Zugpferde beim Heraufziehen der 
Schiffe zur Last gelegten Beschädigungen am Grundeigentum. 

Art. 35. In Strafsachen (Art. 34 I) ist dasjenige Rheinschiffahrtsgericht 
kompetent, in dessen Bezirk die strafbare Handlung begangen ist; in Zivilsachen 
dasjenige, in dessen Bezirk die Zahlung stattfinden mußte (Art 34 IIa), be- 
ziehungsweise der Schaden zugefügt wurde (Art. 34 II b. c. d.). 

Art. 36. Das Verfahren bei den Rheinschiffahitsgorichten soll ein 
möglichst einfaches und beschleunigtes sein. — Prozeßkautionen 
dürfen von Ausländern ihrer Nationalität wegen nicht erhoben werden. 

In das Urteil sind jederzeit die Tatsachen, welche das Verfahren herbei- 
geführt haben, die Fragen, worauf es nach den Verhandlungen ankam, und die 
Entscheidungsgründe aufzunehmen. 

Übrigens darf kein Schiffsführer oder Flößer wegen einer gegen ihn ein- 
geleiteten Untersuchung an der Fortsetzung seiner Reise verhindert werden, so- 
bald er dio von dem Richter für den Gegenstand der Untersuchung festgesetzte 
Kaution geleistet hat. 

Art. 37. Beträgt der Gegenstand der an das Gericht gestellten An- 
träge mehr als 50 Franken, so kann gegen das Urteil erster Instanz bei der 
Zentralkommission (Art. 43) oder bei dem Obergericht 8 des Landes (Art.38), 
in welchem das Urteil ergangen ist, Berufung eingelegt werden. 

Soll die Berufung bei der Zentralkommission angebracht werden , so ist sie 
unter summarischer Angabe der Beschwerden und mit dem ausdrücklichen Be- 
merken, daß die Entscheidung der Zentralkommission verlangt werde, binnen 
zehn Tagen nach der in Gemäßheit der Landesgesetze erfolgten Insinuation des 
Urteils erster Instanz dem Gerichte, welches entschieden hat, anzumelden und 
der Gegenpartei in dem von ihr in erster Instanz erwählton Domizile oder in 
dessen Ermangelung gleichfalls dem Gerichte zuzustellen. In welcher "Weise die 
Anmeldung bei dem Gerichte und die Zustellung zu erfolgen hat, bleibt der Be- 
stimmung der Landesgesetzgebung überlassen. 

Innerhalb vier Wochen nach erfolgter Anmeldung hat der Appellant so- 
dann die schriftliche Rechtfertigung der Appellation dem Gericht zu übergeben, 
welches solche dem Appellaten binnen einer ihm zu bestimmenden präklusivischen 
Frist zur Beantwortung zufertigt und dio geschlossenen Akten an die Zontral- 
kommission in Mannheim (Art. 43) einzusenden hat. 

"Werden von dem Appellauten dio in diesom Artikel vorgeschriebenen 
Formen nicht beobachtet, so wird die Appellation für nicht angebracht erachtet 



7) Gerichtsverf «88. -Gesetz $ 14 Z. 1 ; prentt. Gesotz über dio Rheinschiffahrtsgorichte vom 
8.8. 1879 (GS. S. 129) retreit das Verfahren , verweist aber wegen der sachlichen Zuständigkeit 
im J 6 ausdrücklich auf die Rheinschiffahrtsakto. 
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In dem Falle der Berufung an die Zentralkommission kann das Gehöht 
auf Verlangen der Gegenpartei das Urteil erster Instanz provisorisch vollstrecken, 
beziehungsweise vollstreckbar erklären, wobei es nach Maßgabe der Landes- 
gesetze zu bestimmen hat, ob zuvor von dem Antragsteller Kaution zu leisten sei. 

Art. 88. Jede Uforregierung bestimmt ein- für alleraal das 
Obergoricht 8 , bei welchem die Berufungen gegen die in ihrem Gebiete von 
den Rheinschiffahrtsgerichteu erster Instanz gefällten Urteile angebracht werden 
können. 

Das Obergericht muß seinen Sitz in einer Stadt haben , welche am Rheine 
oder doch nicht allzuweit von demselben gelegon ist. 

"Wird die Berufung bei diesem Gerichto eingelegt, so finden die für das 
Verfahren in Appellationssachen geltenden Landesgesetze Anwendung. 

Art. 39. Bei dem richterlichen Vorfahren in Rheinschiffahrts- 
angelegenheiten findet weder der Gebrauch von Stempelpapier, noch die An- 
wendung von Sporteltaxen für die Richter und Gerieb tsschreiber statt; die Par- 
teien haben keine anderen Kosten als diejenigen zu tragen, welche durch Zeugen 
oder Sachverständige und deren Vorladung, durch Insinuationen, Porto usw. ver- 
anlaßt und nach der für andere Streitsachen bestehenden Taxordnung erhoben 
werden. 

Art. 40. Erkenntnisse und Beschlüsse der Rheinschiffahrts- 
gorichto eines Uferstaates sollen in jcdom anderen Rhoinuf orstaate unter 
Beobachtung der in demselben vorgeschriebenen Formen vollstreckbar sein. 

In bezug auf die Zustellungen sollen sowohl die gedachten Erkenntnisse 
und Beschlüsse als Vorladungen und alle sonstigen Verfügungen in den bei den 
Rheinschiffahrtsgerichten anhängigen Sachen in allen Uferstaaten so angesehen 
werden, als ob sie von einer Behörde des eigenen Staates erlassen seien. 

Vorladungen und Zustellungen an Personen, welche in einem der 
Rheinuferstaaten einen bekannten Wohnsitz haben, müssen in letztorem bewirkt 
werden. 

Art. 41. Der Rhein soll in angemessene Aufsichtsbezirke geteilt 
werden. Für jeden dieser Bezirke wird von den Regieningen, über deren Ge- 
biet sich derselbe erstreckt, ein Aufseher ernannt. 

Die Aufseher werden auf die Rheinschiffahrtsakte und dio von den Ufer- 
staaten vereinbarten Ergänzungen und Abänderungen derselben, sowie auf die 
gemeinsamen schiffahrtspolizeilichen Anordnungen verpflichtet und sind in ihren 
Amtsverrichtungen der Zentralkommission (Art. 43) untergeordnet. In Dienst- 
sachen wird ihnen in allen Rheinuferstaaten die Portofreiheit gewährt. 

Sie erhalten ihre Besoldungen und etwaigen Pensionen von den Regie- 
rungen, welche sie ernannt haben. Von diesen wird ihnen auch ihr Wohnsitz 
innerhalb ihres Bezirkes angewiesen. 

Die Aufseher dürfon keinerlei Gobühren oder Sportein erbeben. 

Es finden die Disziplinargesetze desjenigen Uferstaates auf sie An- 
wendung, in welchem sie ihron Wohnsitz haben. . . . 

Art. 42. Die Auf scher sind verpflichtet, die ihnen angewiesenen Bezirke 
zweimal im Jahre zu bereisen, die im Strome entstandenen Schiffahrtshindernisse 
zu untersuchen, den Zustand des Leinpfades in Augenschein zu nehmen und 
über die hierbei vorgefundenen oder sonst zu ihrer Kenntnis gelangenden Mängel 
der betreffenden Regierung Bericht zu erstatten und bei derselben deren Beseiti- 
gung nachzusuchen, oder, sofern sie hierzu ermächtigt sind, diese Mängel sofort 
selbst abzustellen. Sie haben ferner die bei ihnen angebrachten Beschwerden in 
Rheinschiffahrtsangelegenheiten zu prüfen und, falls sie dieselben für begründet 
erachteu, bei den betreffenden Landesbehörden ihres Bezirks deren Abhülfe in 
Antrag zu bringen. 



S) In Preußen das Oberlandesgericht Köln ohne Rücksicht auf den Wert (§10 Ges.Y.79). 
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"Wird ihren Anträgen keine Folge gegeben, so haben sie der Zentral- 
kommission (Art. 43) Anzeige zu erstatten. 

Art. 43. Zum Zweck gemeinsamer Beratung über die An- 
gelegenheiten der Rheinschiffahrt wird von jeder TJferregierung 
ein Bevollmächtigter ernannt. 

Diese Bevollmächtigten bilden die Zentralkommission, welche 
ihren Sitz in Mannheim hat. 

Art. 44. Die Zentralkommission tritt regelmäßig jedes Jahr im 
Monat August zusammen. Außerordentliche Sitzungen finden statt, sobald eine 
der Uferregierungen darauf anträgt. 

Für die Leitung der Verhandlungen wird durch das Los ein Vorsitzender 
bestimmt. Dem Vorsitzenden steht übrigens vor den übrigen Bevollmächtigten 
kein weiteres Vorrecht zu, als daß bei der Entscheidung in Appellationssachen 
(Art. 37) im Fall der Stimmengleichheit seine Stimme den Ausschlag gibt. 

Art. 45. Vor die Zentralkommission gehört 9 : 

a) die Verhandlung über alle Beschwerden und Mängel, welche in Beziehung 
auf die Ausführung dieses Vertrages und der von den Uferregierungen 
vereinbarten Verordnungen und Maßregeln wahrgenommen werden; 

b) die Beratung über dio von einzelnen Uferregierungen zur Beförderung 
der Rheinschiffahrt gemachten Vorschläge, insbesondere auch die Anträge 
auf Abänderung oder Ergänzung dieses Vertrages und der gemeinsam 
erlassenen Verordnungen ; 

c) die Entscheidung in den bei ihr eingeführten Appellationen gegen die 
Erkenntnisse der Rheinschiffahrtsgerichte (Art. 37). 

Alljährlich hat die Zentralkommission einen Bericht über den Zustand 
der Rheiuschiffahrt zu erstatten. 

Art. 46. Die Beschlüsse der Zentralkommission werden nach abso- 
luter Mehrheit der Stimmen gefaßt, die in vollkommener Gleichheit abzugeben 
sind; sie erlangen jedoch für die Uferstaaten erst dann Verbindlich- 
keit, wenn die Regierungen derselben dazu ihre Genehmigung er- 
teilt haben. 

Art. 47. Eine jede Uferregierung bestreitet den Aufwand für den von 
ihr ernannten Bevollmächtigten. 

Der Bedarf an Kanzleikosten wird im voraus in der regelmäßigen Sitzung 
für das folgende Jahr veranschlagt und von deu Uferstaaten zu gleichen Teilen 
aufgebracht. 

Art. 48. 10 Der gegenwärtige Vertrag tritt vom 1. Juli 1869 ab an die 
Stelle der Rheinschiffahrtsordnung vom 31. März 1831*, der zu derselben er- 
gangenen Supplementär- und Additionalartikel , sowie aller sonstigen Beschlüsse 
der Uferregierungon über Gegenstände, hinsichtlich welcher die gegenwärtige Akte 
Bestimmung getroffen hat. Er soll von den vertragenden Regierungen ratifiziert 
und die Auswechselung der Ratifikationsurkunden binnen seohs Monaten in 
Mannheim bewirkt werden. 

Aus dem Sohlußprotokoll ... 2. zum Art. 3 der Akte: 

A. Es wird allseitig anerkannt, daß unter die Bestimmung im ersten Ab- 
sätze dieses Artikels Brückengolder, die auf andern Wasserstraßen als auf 
dem Rheine erhoben werden und die für die Benutzung künstlicher 
Wasserstraßen oder Anlagen, wie Schleusen u. dergl., zu entrichten- 
den Gebühren nicht zu subsumieren sind. 



9) Über die richterliche Tätigkeit der Zentralkommission von 1832—1894 hat Otto 
Frhr. v. Völderndorff eine aktenmäßig© Darstellung veröffentlicht (1894). 

10) Die Rheinschiffahrtsordnung von 1831 hatte im Art. 108 bestimmt: 

Sollte zwischen einem odor dem andern Rheinuferstaate ... ein Kriegszustand ein- 
treten , so dauert die freie Erhebung der Rheinzollabgaben fort . . . Den im Verwaltungsdienste 
der RhoinzolJabKaben verwendeten Schiffen and angestellton Personen kommen alle Vorrechte 
der Neutralität zustatten . . . 

Vgl. hiermit Art. 21 der Donauschiffahrtsakte vom »2.11. 1865. 
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Nr. 26. 

Petersburger Deklaration 

Tom 29. November/11. Dezember 1868. 

Vertragsstaaten: Norddeutscher Bund, Bayern, Württemberg; Österreich- 
Ungarn, Belgien, Dänemark, Frankreich, Griechenland, 
Großbritannien, Italien, Niederlande, Persien, Portugal^ 
Bußland, Schweden u. Norwegen, Schweix, Türkei. 

Beigetreten ist nur Brasilien (23.10. 1869).* 

Abdruck: Martens» 18 S. 460; Staatsarch. 15 S. 271 (beide mit den Protokollen); M.-C.-G. I 517. 

Literatur: BonflU 1069, 1273: Gareis 85; Heffter 125; v. Holtzondorff IV 73, 96; v. Liszt 40 
Ol; v. Marten« II 107; Pereis 86; Bivier 62 I, III; Stoerk 69; Dllmann 4, 149. 

Sur la propo8ition du cabinet imperial de Russie, une commission mili- 
taire internationale ayant ete reunie ä St. Petersbourg afin d'examiner la con- 
venance d'interdire l'usage de cortains projectiles en temps de guerre entre les 
nations civilisees, et cette commission ayant fixe d'un commun accord les limites 
techniques oü les oeoessites de la guerre doivent s'arreter devant 
les exigences de l'humanite, les soussignes sont autorises par les ordres 
de leurs gouvernements ä declarer ce qui suit: 

Considerant que les progres de la civilisation doivent avoir pour effet 
d'attenuer autant que possible les calamitps de la guerre; 

Que le seul but legitime que les Etats doivent se proposer durant la 
guerre est l'affaiblissemeüt des forces militaires de Tenuemi; 

Qu'ä cet effet, il suffit de mettre hors de combat le plus grand nombre 
d'hommes possible; 

Que ce but serait depasse par l'emploi d'armes qui aggraveraient inutile- 
ment les souffrances des hommes mis bors de combat, ou rendraient leur 
mort inevitable; 

Que l'emploi de pareilles armes serait des lors contraire aux lois de 
l'humanite: 

Les parties contractantes s'engagent ä renoncer mutuelle- 
ment, en cas de guerre entre elles, ä l'emploi par leurs troupes de 
terre ou de mer, de tont projectile d'un poids inferieur ä 400 
grammes qui serait ou explosible ou charge de matieres fulmi- 
nantes ou inf lammables. 

Elles inviteront tous les Etats qui n'ont pas participe, par l'envoi de 
delegues, aux deliberations de la commission militaire internationale reunie ä 
St. Petersbourg, ä acceder au present engagement. 

Cet engagement n'est obligatoire que pour les parties contractantes ou 
accedantes en cas de guerre entre deux ou plusieurs d'entro elles; il n'est pas 
applicable vis -ä- vis de parties non- contractantes ou qui n'auraient pas accede. 

II cesserait egalement d'etre obligatoire du moment oü, dans une guerre 
entre parties contractantes, ou accedantes, une partie non-contractante ou qui 
n'aurait pas accede, se joindrait ä Tun des belligerants. 



*) Nach einor „im Auftrage des Ministerianis der answürtigen Angelegen- 
heiten in St. Petersburg" mir erteilten Auskunft vom 14. Dezember 1904. In den 
iTandhüchern (selbst bei v. Martens) nicht erwähnt. Die Lehrbücher lehren es anders : „die sämt- 
lichen übrigen KultursUaten sind später beigetreten" (v. Liszt, ähnlich Merignhac, guerre sur 
terre 1903 9. 151). 
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Les parties contractantes ou accedantes se reservent de s'entendre ulte- 
rieurement toutes les fois qu'uoe proposition precise serait formulee en vue des 
perfectionnemeots a venir que la science pourrait apporter dans l'armement des 
troupes, afin de maintenir les principes qu'elles ont poses et de concilier les 
necessites de la guerre avec les lois de l'humanite. 1 



Nr. 27. 

Gotthardbahn. 

Text der nachstehenden Vertrage: französisch. - Abdruck: RGBl. 1871 S. 878, 376; 1*79 S. 270 
(mit Übereetzg.); Martens« 19 S. 90, 103; M.« 4 S. 676 , M.-C.-G. I 021, II 662; StA. 21 S. 837. 

I.iteratnr: Gareis 66; HefTter 247: besonders v. Holtaendorff (Meili) III GO— 62; v. Liszt 29 ; 
r. Martens II 62; Rhrier 30 IV: Ulimann 180. 

I. Vertrag zwischen Italien und der Schweiz. - Bern, 15. Oktober 1869. 1 

S. M. der König von Italien und der Bundesrat der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft, durchdrungen von der Notwendigkeit, ihre Bemühungen 
zu vereinigen, um die Schwierigkeiten zu überwinden, welche die 
Alpen der Verbindung der Eisenbahnen Mitteleuropas mit den- 
jenigen der italienischen Halbinsel entgegenstellen, und überzeugt, 
daß es zur Erreichung dieses Zweckes angemessen ist, sich gegenseitig durch 
eine besondere Übereinkunft auf den Grundlagen zu verpflichten, welche in 
dieser Beziehung unterm 13. Oktober 1869 in dem Scblußprotokoll der Konferenz 
derjenigen Staaten festgestellt worden sind, die in Bern zur Verständigung über 
die Mittel der Ausführung der Gotthardbahn zusammengetreten waren, haben... 
folgende Artikel vereinbart: 

Art. 1. Italien und die Schweiz vereinigen sich, um die Ver- 
bindung zwischen den deutschen und italienischen Eisenbahnen 
mittels einer schweizerischen Eisenbahn über den St. Gotthard zu 
sichern. 

Das zu diesem Zwecke herzustellende Gotthardbahnnetz umfaßt folgende 

Linien : 

Luzern-Küßnacht-Immensee-Goldau, Zug-St. Adrian -Goldau, Goldau- 
Flüelen - Biasca - Bei Ii n zon a , Bellin zona - Lugano - Cli iasso , Bell in zona - 
Magadino- Italienische Grenze gegen Luino, mit Zweigbahn nach 
Locarno. 

Dieses Netz wird eine Länge von ungefähr 263 Kilometern erhalten. 

Um dio Ausführung dieser Linien zu erleichtem, werden die vertragen- 
den Teile derjenigen Gesellschaft, welche sich für den Bau und Betrieb der 
Gotthardbahn bilden wird, gemeinsam eine Subvention gewähren. 

Bei Organisation dieser Gesellschaft wird der Bundesrat die erforderlichen 
Maßregoln treffen, um die Ausführung des Unternehmens und aller in der 
gegenwärtigen Übereinkunft erwähnten Verbindlichkeiten sicher zu stellen. Zu 
diesem Behufe Bind dio Statuten der Gesellschaft der Genehmigung der eid- 
genössischen Regierung zu unterwerfen. 

Art. 2. [Technische Einzelheiten des Ausbaus. Tunnel zwischen Göschenen 
und Airolo geradlinig. Linie Flüelcn- Biasca doppelgleisig. Abänderung *1878.] 



1) Vgl. die 3 „ Erklärungen " nnd auch den 3. „Wunsch 4 ' in der Schlußakte der Haager 
Friedenskonferenz vom '29.7. 1899. 

1) Vgl. aoeh Nr. 18 Art. 4 und Vortrag über den Bau einer Bahn durch den Simplon v. 
21.11. 1895 (M* 27 S. 406; StA. 67 S. 28). 
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Art. 3.* Die Linien des Gotthardbahnnetzes sind in folgender Reihen- 
folge herzustellen und die Dauer der Bauzeit wird für jede derselben wie 
folgt festgesetzt: 

Die Linien von Biasca bis zum Langensee und von Lugano nach Cbiasso 
müssen 3 Jahre nach Konstituierung der Gesellschaft vollendet sein. 

Italien verpflichtet sich dafür zu sorgen, daß zu dem nämlichen 
Zeitpunkte auch die Anschlußbahn von Chiasso nach Camerlata gebaut und in 
Betrieb gesetzt werde. 

Die Arbeiten auf den anderen Linien dos Netzes sollen so zeitig in An- 
griff genommen werden, daß sie gleichzeitig mit dem großen Tunnel von 
Göschenen nach Airolo vollendet und in Betrieb gesetzt werden können. . . . 

Art. 4. [Abgeändert in dem Vertrage von *1878.] 

Art. 5. Die Schweiz übernimmt die Verpflichtung, daß alle Ab- 
teilungen der anzulegenden Linie so bald als möglich nach ihrer Herstellung 
dem Betriebe üborgeben werden. . . . 

Art. 6. Fälle höherer Gewalt vorbehalten , soll der Betrieb der Gottbard- 
bahn gegen jede Unterbrechung sichergestellt werden und in allen Teilen den 
Anforderungen entsprechen, welche mit Recht an eine große internationale Linie 
gestellt werden können. 

Die Schwoiz behält sich jedoch vor, die zur A ufrechterbal- 
tung der Neutralität und zur Verteidigung des Landes nötigen Maß- 
regeln zu treffen. 

Art. 7. Die h. v. T. werden im gemeinsamen Interesse sich bemühen, 
den Verkohr zwischen Deutschland und Italien tunlichst zu er- 
leichtern, und sie werden zu diesem Behufo die möglichst regelmäßige, be- 
queme, schnelle und wohlfoile Beförderung von Personen, Gütern und Post- 
stücken auf der Gotthaidbahn hervorzurufen suchen. . . . 

[Die Schweiz] übernimmt ferner dio Verpflichtung, auf der Gotthardbahn im 
Sommer wenigstens 3, im Winter wenigstens 2 Personenzüge täglich nach beiden 
Richtungen einrichten zu lassen. Diese Züge werden ohne Unterbrechung fahren, 
und einer derselben soll ein Expreßzug sein. 

Art. 8. Für den Transitverkehr von Deutschland nach Italien und um- 
gekehrt ist der höchste Betrag der Beförderungspreise wie folgt fest- 
gesetzt . . . 

Art. 9. "Wenn die Zinsen des Kapitals 8 Prozent 8 übersteigen, ist die 
Gesellschaft gohalten, zu einer Reduktion der Preise, und zwar in erster Linie 
der Preiszuschläge, zu schreiten. 

Art. 10. Die Gotthardbahn- Gesellschaft ist gehalten, für den Personen- 
und Gütertransport von, nach und durch Italien die Eisenbahnen der subven- 
tionierenden Staaten mindestens dieselben Vorteile und Erleichterungen genießen 
zu lassen, welche sie, sei es anderen Eisenbahnen außerhalb der Schweiz, sei 
es irgend welchen Strecken und Stationen dieser Bahnen, sei es endlich den 
schweizerischen Grenzstationen gewähren sollte. Sie darf mit anderen schweize- 
rischen Eisenbahnen in keine Verbindung eintreten , durch welche dieser Grund- 
satz verletzt werden würde. 

Insbesondere sollen die Tarifermäßigungen, welche die Gotthardbahn zur 
Belebung des Verkehre nach, von und durch Italien gewähren möchte, vor ihrer 
Inkraftsetzung den Regierungen der subventionierenden Staaten zeitig mitgeteilt 
und auf deren Verlangen den konkurrierenden Bahuen und Distrikten von der- 
selben Zeit ab zugestanden werden. 

Art. 11. [Vgl. Vertrag von * 1878 ] 

Art. 12. Jeder der subventionierenden Staaten ist berechtigt, 
vom Stande der Arbeiten an Ort und Stelle Kenntnis zu nehmen, nach- 



2) Abgeändert in dem Vertrage von 1878 (unten III). 

8) So nach d. Vertrago von 1878. Ursprünglich lautete es 9 °/ ( 
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dem der schweizerischen Regierung die mit dieser Besichtigung betrauten Per- 
sonen bezeichnet worden sind. . . . 

Art. 13. . . . Sofern ein schweizerischer Kanton auf irgend eine "Weise den 
Bau oder den Botrieb der Gotthard bahn hindern sollte, so wird die Eidgenossen- 
schaft die Angelegenheit vor sich ziehen und die Initiative zu den nötigen Maß- 
regeln ergreifen. 

Art. 14. Die Gesollschaft kann an ihrem Gesellschaftssitz belangt werden. 

Wenn zwischen der Eidgenossenschaft und der Gotthardunternehmung 
Streitigkeiten zivilrechtlicher Natur entstehen, so sind diese durch das 
Bundesgericht zu regeln. 

Art. 15. Falls die Konzession für die Gotthardbahn auf eine andero 
Gesollschaft übertragon werden sollte, so muß für diese Übertragung die Ge- 
nehmigung des Bundesrates eingeholt werden , welcher zugleich die Verpflichtung 
übernimmt, dafür zu sorgen, daß alle Festsetzungen der gegenwärtigen Überein- 
kunft unverletzt in Kraft bleiben. 

Wenn später eine Verschmelzung zwischen schweizeiischen Eisenbahnen 
und der Gotthardbahn eintreten, oder wenn die Gotthardbahngesellschaft neue 
Linien bauen sollte, so gehen die der letzteren in bezug auf den Betrieb ob- 
liegenden Verpflichtungen auch auf das erweiterte Unternehmen über. 

Art. 16. * Die h. v. T. sind übereingekommen , nach dem Schlußprotokolle 
der Berner Konferenz den für die Herstellung der Gotthardbahn nötigen 
Subventionsbotrag auf 85 Millionen Franken festzusetzen. 

Art. 17. [Zahlungsweise der „Subsidien".] 

Art. 18. Dio Staaten behalten sich einen Anspruch auf Teilnahrae 
an den finanziellen Ergebnissen des Unternehmens nur für den Fall vor, 
wenn die auf dio Aktien zu verteilende Dividende 7°/ 0 übersteigen sollte. 
In diesem Falle wird die Hälfte des Überschusses als Zins unter die subven- 
tionierenden Staaten im Verhältnis ihrer Subsidien verteilt 4 

Art. 19. Dio Subsidien sollen dem Schweizeiischen Bundesrate nach 
den Vorschriften des voranstehenden Art. 17 zur Verfügung gestellt werden. 
Der Bundesrat wird diese Subsidien gleichzeitig mit denjenigen der Schweiz 
an die Gesollschaft verabfolgen, mit welcher er sich über den Bau und Be- 
trieb der Gotthardbahn zu verständigen haben wird. 

Art» 20.* Dio Schweiz verpflichtet sich, mit einor Summe von 
20 Millionen Franken, und das Königreich Italien mit einer solchen von 
45 Millionen Franken an dem in Art IG des gegenwärtigen Vertrages fest- 
gesetzten Gesamtbetrage der Subsidien teilzunehmen. 

Art. 21. Diese Übereinkunft ist erst von dorn Tage an vollziehbar, 
wo durch die Mitwirkung anderer Staaten, welche das Schlußprotokoll dor 
Berner Konferenz unterzeichnet haben, der Gesamtbetrag der Subsidien die 
Summe von 85 Millionen Franken erreicht haben wird. 

Wenn diese Bedingung innerhalb der Frist von 6 Monaten, vom 1. No- 
vember nächstkünftig an gerechnet, nicht erfüllt ist, so ist der gegenwärtige 
Vertrag als erloschen zu betrachten. 

Die gegenwärtige Übereinkunft wird ratifiziert, sobald die Bundes- 
versammlung und das italienische Farlament dioselbe genehmigt haben . . . 

II. Beitritt des Deutschen Reiche. — Berlin, 28. Oktober 1871. 6 

Nachdem die Frist für die Auswechselung der Ratifikationen der in Varzin 
und in Berlin am 20. Juni 1870 6 unterzeichneten Übereinkunft, betreffend den 
Beitritt des Norddeutschen Bundes zu der zwischen Italien und der 
8chweiz am 15. Oktober 1869 abgeschlossenen Übereinkunft über die Herstellung 
einer, die deutschen Bahnen mit den italienischen Bahnen verbindenden Eisen- 



4) Zorn eiston Mate 1880 goschehon. 

6) Dazu das RG. vom 2. 11. 1871 (RGBl. S. 375). 

6) M.* 19 S. 99: M.-C.-G. 11 41. Versailler Vertrag nr. Nordd. Bund, Baden u. Hessen 
▼om 16.11. 1870 am Ende. 
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bahn über den St. Gotthard, durch den am 27. Januar d. J. in Bern unterzeich- 
neten Akt bis zum 31. Oktober d. J. verlängert worden ist, und nachdem das 
Deutsche Reich beschlossen hat, den im Artikel 16 der Übereinkunft vom 
15. Oktober 1869 festgesetzten Oesamtbetrag der Subsidien zu vervollständigen 
und zugleich in die von dem Norddoutschen Bunde durch die erwähnte Überein- 
kunft vom 20. Juni 1870 eingegangenen Verpflichtungen einzutreten . . . [sind 
S. M. der deutsche Kaiser, S. M. der König von Italien und der Bundesrat der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft] über nachstehende Artikel übereingekommen, 
welche an Stelle der Übereinkunft vom 20. Juni 1870 treten sollen: 

Art. 1. Das Deutsche Reich tritt der zwischen Italien und 
der Schweiz am *15. Oktober 1869 in Bern abgeschlossenen Überein- 
kunft bei und verpflichtet sich, an dem im Artikel 16 dieser Übereinkunft 
festgesetzten Gesamtbetrage der Subsidien mit der Summe von 20 Millionen 
Franks teilzunehmen. 

Art. 2. [Ratifikationsklausel.] 

III. Nachtragsvertrag zwischen dem Deutschen Reiche, Italien und der Schweiz. 

Bern, 12. März 1878. 

Art. I. 

Die Artikel 2, 3, 4, 9 und 11 der Übereinkunft vom *15. Oktober 1869 
werden abgeändert, wie folgt: 

Art. 2. [Doppelgleisig nur der Tunnel Gösohenen-Airolo.] 

Art. 3. Es wird angenommen, daß die Bauarbeiten an dem zwischen 
Göschenen und Airolo herzustellenden großen Tunnel bis Ende September 1881 
vollendet sein müssen. . . . 

Der Bau der Linien Luzern — Immensee, Zug — Arth und Giubiasoo — 
Lugano wird bis zu dem Zeitpunkte ansgesetzt, wo die Linie Immensee — Pino 
dem Betriebe übergeben sein wird. . . . 

Nach Eröffnung der Linie Immensee — Pino hat die Gotthardbahngesell- 
schaft den Bau der drei vorläufig zurückgestellten Liuien so bald in Angriff zu 
nehmen und auszuführen, als ihre finanzielle Ijage dies zuläßt. Der Bundesrat 
wird entscheiden, ob dies der Fall ist, sowie in welcher Reihenfolge die in 
Rede stehenden Linien in Angriff genommen werden sollen. 

Art. 4. . . . Die v. T. verpflichten sich im allgemeinen, ihr möglichstes zu 
tun, damit die zum Gotthardbahnnetz führenden Zufahrtslinien im Sinne einer 
Abkürzung verbessert werden . . . 

Art. 9. [Vgl. bei Art. 9 des Vertrages von 1869.] 

Art. 11. Die Schweizerische Eidgenossenschaft wird die allgemeine 
Verpflichtung übernehmen, die Vorschriften der gegenwärtigen Über- 
einkunft bezüglich des Baues der Gotthardbabn ausführen zu lassen. . . . 

[Der Bundesrat] hat die Verpflichtung, den subventionierenden 
Staaten periodische Berichte über den Gang und den Stand der Arbeiten 
sowie über die Betriebsergebnisse vorzulegen. Diese Berichte werden bezüg- 
lich des Ganges der Arbeiten monatlich und vierteljährlich, und hinsichtlich des 
Betriebsdienstes vierteljährlich und jährlich erstattet werden. 

Art. n. 

Die Subvention, deren Höhe durch den Artikel 16 der Übereinkunft 
vom *15. Oktober 1869 auf 85 Millionen festgesetzt war, wird um 28 Mil- 
lionen erhöht. 

Deutschland verpflichtet sich, an dieser Erhöhung mit einer Summe 
von 10 Millionen Franken, Italien mit einer solchen von 10 Millionen, 
die Schweiz mit einer solchen von 8 Millionen sich zu beteiligen. . . . 
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Art. ni. 

Alle diejenigen Bestimmungen der Übereinkunft vom 15. Oktober 1869, 
welche durch die vorstehenden Artikel nicht abgeändert sind, bleiben in Kraft. 

Art, IV. 

Die gegenwärtige Übereinkunft wird ratifiziert, sobald der deutsche 
Reichstag 8 , das italienische Parlament und die schweizerische Bundesversamm- 
lung dieselbe genehmigt haben werden. . . . 



Nr. 28. 

Der Pontusvertrag. 

London 13. März 1871. 

Vertragsstaaten: Deutsches Reich 1 , Österreich, Frankreich*, Großbritannien, 

Italien, Rußland, Türkei. 

Text: französisch. — Abdruck: RGBl 1871 S. 104 (m. Übersetz?.) ; Martens 1 18 S. 303; M.-C.-G. II 
133: Staatsarch. Bd. 20 S. 109fe. — Frkundon zur Geschichte ferner: Sturdza (Nr. 2U; 
Comte d'Angeberg, le traite de Paris da 30.8. 1866, les Conferences de Londres etc. S. 177 fg. 

Literatur: Bei Nr. 12, 15 II (Bosporus und Dardanellen), Nr. 21 und 43 (Donauschiffahrt). Er- 
läuterung des Vertrages in dem ohne Nennung des Verfassers crschiononon Buche „la mer Noiro 
et les detroits de Constantinople " 1899 S. 643-601.» 

Se. Majestät der Deutsche Kaiser usw. haben es für notwendig erachtet, 
Ihre Vertreter zu einer Konferenz in London zu vereinigen, um sich im 
Sinne der Eintracht über die Revision derjenigen Bestimmungen des in Paris 
am *30. März 1856 abgeschlossenen Vertrages zu verständigen, welche sich auf die 
Schiffahrt im Schwarzen Meere, sowie auf der Donau beziehen; gleich- 
zeitig von dem Wunsche beseelt, in diesen Gegenden neue Erleichterungen für 
die kntwickelung des Handelsverkehrs aller Nationen zu sichern, . . . 

Art. 1. Die Artikel 11, 13 und 14 des Pariser Vertrages vom 
*30. März 1856, ebenso wie die zwischen der Hohen Pforte und Rußland abge- 
schlossene und dem besagten Artikel 14 angefügte besondere Konvention sind 
aufgehoben und durch den folgenden Artikel ersetzt. 4 

Art. 2. Das Prinzip der Schließung der Meerengen der Darda- 
nellen und des Bosporus, wie dasselbe durch die besondere Konvention 
vom *30. März 1856 hergestellt worden, wird aufreoht erhalten, mit der 
Machtvollkommenheit für S. K. M. den Sultan, die genannten Meerengen 
in Friedenszeiten den Kriegsschiffen der befreundeten und alliierten 
Mächte zu öffnen, falls die Hohe Pforte dies für nötig erachten sollte, um die 
Ausführung der Stipulationen des Pariser Vertrages vom 30. März 1856 sicher 
zu stellen. 6 



6) Der Reichstag hat das Abkommen genehmigt — aber verkündet ist im RGBl, darüber 
nichts. Über die oft beklagto mangelhafte Art der Verkündung von Staatsvertrligeu siehe Labaud 
Bd. II J 62 S. 152. — Die Katinkationsformel als Beispiel im „Anhange 14 . 

1) In der 2. Sitzung vom 24. Januar 1871 (die ersto fand am 17. Januar statt) setzte der 
bisher als Bevollmächtigter des Norddeutschen Bundes aufgeführte Graf Bernstorff die Konferenz 
davon in Konntnis, daß sein Souverän einen anderen Titel angenommen habe, und ersuchte, ihn 
selber fortan als Vertreter des Deutschen Reiches zu bezeichnen. Der Vertreter Rußlands 
erklärto, daß er im Namen des russischen Kaisers den Kaisertitol des Königs von Preußon 
anerkenne. Dann fährt das Protokoll fort: la deinande de M. le Plenipotontiaire d'Allemagno 
est egalement agreäe par tous les autres Plenipotentiaires. — Der Auszug aus dem 
Konferenzprotokolle bei Hahn, der Krieg Deutschlands gegen Frankreich S. 622 ist demnach 
nicht ganz genau. 

2) Ein Vortreter Frankreichs konnte erst an der 5. (Schluß-) Sitzung v. 13.3. 71 teilnehmen. 
8) Der Verfasser scheint nach soiner Stellungnahme ein Russe zn sein. Das Buch macht 

auch zum ersten Male in weiterem Umfange das wenig ausgenutzte Material ans russischen Schriften 
zugänglich. 

4) Dio ,, besondere Konvention ist noch durch einen besonderen Vertrag zwischen Ruß- 
land und der Türkei vom 13. 3. 1871 ffir aufgehoben erklärt. 
6) Vgl. Näheres Nr. 12 Anm. 1. 
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Art. 3. Das Schwarze Meer bleibt, wie bisher, der Handelsmarine 
aller Nationen geöffnet. 

Art. 4. Die durch Artikel 16 des Pariser Vortrages errichtete 
Kommission, in welcher jede der Mächto, die den Vertrag gemeinschaftlich 
unterzeichneten, durch einen Delegierten repräsentiert ist, und welche beauftragt 
wurde, die Arbeiten zu bezeichnen und ausführen zu lassen, dio von Isaktscha 
. ab notwendig sind, um dio Mündungen der Donau, sowio die benachbarten Teilo 
des Schwarzen Meeres von Sandbänken und anderen Hindernissen zu befreien, 
welche sie belästigen, damit dieser Teil des Flusses und dio besagton Teile des 
Meeres in den besten Zustand der Schiffbarkeit gesetzt werden, verbleibt in 
ihrer gegenwärtigen Zusammensetzung 6 

Dio Dauer dieser Kommission ist auf einen weitereu Zeitraum von zwölf 
Jahren, vom 24. April 1871 7 ab, und zwar bis zum 24. April 1883 festgestellt, 
dem Termin der Amortisierung der von dieser Kommission unter der Garantie 
Deutschlands. Österreich -Ungarns, Frankreichs, Großbritanniens, Italiens und 
der Türkei abgeschlossenen Anleihe. 8 

Art. 5. Die Bedingungen des "Wiederzusammentritts der durch Artikel 17 
des Pariser Vertrages vom 30. März 1856 aufgestellten Uferstaatenkommission 
werden durch eine vorhergehende Verständigung zwischen den Uferstaaten, ohne 
Präjudiz der auf die drei Donaufürsteotümer bezüglichen Klausel festgestellt 
werden, und wird, insofern es sich um eine Modifikation des Artikels 17 des 
gedachten Vertrages handeln sollte, letztere Gegenstand einer besonderen Kon- 
vention unter den mitunterzeichnenden Mächten sein. 6 

Art. 6. Da die Uferstaaten desjenigen Teiles der Donau, wo die Kata- 
rakte und das Eiserne Tor der Schiffahrt Hindernisse bereiten, sich eine 
Verständigung untereinander behufs Beseitigung dieser Hindernisse vorbehalten 9 , 
so erkennen die hohen Kontrahenten ihnen von jetzt ab das Hecht zu, bis zur 
Tilgung der zur Ausführung der Arbeiten aufgenommenen Schuld oine provi- 
sorische Abgabe von Handelsschiffen jeder Flagge zu erheben, die von nun an 
davon Nutzen ziehen, und dieselben erklären, daß der Artikel 15 des Pariser 
Vertrages von 1856 auf diesen Teil des Flusses für den zur Rückzahlung der 
in Bede stehenden Schuld erforderlichen Zeitraum keine Anwendung finde. 

Art. 7. Allo durch die Europäische Kommission in Ausführung 
des Pariser Vertrages von 1856 oder des gegenwärtigen Vertrages errichteten 
"Werke und Etablissements werden fortfahren, sich derselben Neutralität zu 
erfreuen, welche sie bisher geschützt hat, und welche für die Zukunft unter 
allen Umständen von den hohen Kontrahenten in gleicher Weise respektiert 
werden wird. Die "Wohltat der daraus entspringenden Privilegien wird sich auf 
das gesamte Verwaltungs- und technische Personal dor Kommission erstrecken. 
Wohlverstanden werden jedoch die Bestimmungen dieses Artikels in keiner 
"Weise das Recht der Hohen Pforte berühren, in ihrer Eigenschaft als Terri- 
torialmacht ihre Kriegsschiffe, wie früher, zu jeder Zeit in die Donau einlaufen 
zu lassen. 

Art« 8. Die hohen Kontrahenten erneuern und bestätigen alle Stipu- 
lationen des Vertrages vom *30. März 1856, sowie diejenigen von dessen 
Annexen, welche durch den gegenwärtigen Vertrag nicht annulliert oder modi- 
fiziert sind. 



6) Über die Donaukommissionen Nr. 16 Anni. 7 ( Vertretung des Deutschen Reiches 

Nr. 43). 

7) Auf der Pariser Konferenz der Vertra^staaten von 1866 war in der Sitzung vom 
28. Marz (nicht Mai, wio Jellinek angibt) eine Verlängern ng für 6 Jahre vorgeschlagen worden. 
In der Sitzung vom 24. April erklärten die BerollmHchti^tan , daß ihre Regierangen dem Vor- 
schlag) buiKiHreten seien. 

8) Garantio van dorn norddeutschen Bande in dorn Gesetze vom 11.6. 1868 (BGBl. 1869 S.33. 
übernommen (bis zum Betrage von 135000 Pfd. Sterling); Vortrag vom 30.4. 1868 (M. 1 18 S. 163)) 
Dio Schulden der Kornmission sind seit dem 30.6. 1887 vollständig getilgt. 

9) Ausführung der Arbeiten nach Art. 67 V. v. »13.7. 1878 Österreich-Ungarn anvertraut. 



Dlgitized by Google 



1871 



Nr. 29. Der Alabamafall. 



95 



Nr. 29. 

Oer Alabamafall. 

Schiedsvertrag zu Washington vom 8. Mai 1871. 

Vertragsstaaten: Großbritannien — Vereinigte Staaten r. Amerika. 

Text: englisch. — Abdruck (mit weiteren Urkunden): Martens 1 20 S. G98, 722, M. J 1 S. 24: 
M.-C.-G. 11 136; Staatsarchiv 22 S. 1, 25 S. 6. 

Literatur: Bonfils 968. 1466, 147C; Gareis 78, 88: Hefftcr 148; Heilborn 338; v. Holtzendorff IV 
150, 156; v. Lisxt 38 II; v. Marlons n 104, 132, I 107; Perels 43 (ausfuhrt. Literaturangaben); 
Rivier 67 III ; Stoerk 16, 80 ; Ulimann 134. 

Art. 1. Whereas differences have arisen betweeii the Govern- 
ment of the United States and the Government of Her Britannic 
Majesty, and still exist, growing out of the acts committed by the several 
vessols which have given rise to the clain\s generically known as the „Ala- 
bama" Claims: And whereas Her Britannic Majesty has authorized Her 
High Commissioners and Plenipotentiaries to express, in a friendly spirit, the 
regret feit by Her Majesty's Government for the escapo, under whatever cir- 
cumstances, of the „Alabama* and other vessels from British ports, and for the 
depredations committed by those vessels: Now, in order to remove and ad- 
just all complaints and claims on the pari: of the United States, and to 
provide for the speedy settlement of such claims, which are not ad- 
mitted by Her Britannic Majesty's Government, the High Contracting 
Parties agree that all the said claims, growing out of acts committed by 
the aforesaid vessels, and generically known as the „Alabama" claims, shall 
be reforred to a Tribunal of Arbitration 1 to be composed of fivo 
Arbitrators to be appointed in the following manner, that is to say: 
one shall be named by Hör Britannic Majesty; one shall be named 
by the President of the United States; His Majesty the King of 
Italy shall be requested to name one: the President of the Swiss 
Confederation shall be requosted to name one; and His Majesty the 
Emperor of Brazil shall be requested to name one. In case of the death, 
absence, or incapacity to serve of any or either of the said Arbitrators, or in 
the ovent of either of the said Arbitrators omitting or declining or ceasing to 
act as such, Her Britannic Mtyesty, or the President of the United States, or 
His Majesty the King of Italy, or the President of the Swiss Confederation, or 
His Majesty the Emperor of Brazil, as the case may be. may forthwith name 
another person to act as Arbitrator in the place and stead of the Arbitrator 
originally named by such head of a State. And in the event of the refusal or 
Omission for two months after receipt of the request from either of the High 
Contracting Parties of His Majesty the King of Italy, or the President of the 
Swiss Confederation, or His Majesty the Emperor of Brazil, to name an Arbi- 
trator either to iill tho original appointment or in the place of one who may 
have diel, be absent, or incapacitated , or who may omit, decline, or from any 
cause cease to act as such Arbitrator, His Majesty the King of Sweden and 
Norway shall be requested to name one or niore persons, as the case may be, 
to act as such Arbitrator or Arbitrators. 

Art. 2. The Arbitrators shall meet at Geneva, in Switzerland, 
at the earliest convenient day after they shall have been named , and shall pro- 
ceed impartially and carefully to examine and decide all questions that shall be 
laid before them on the part of the Govemments of Her Britannic Majesty and 
the United States respectively. All questions considered by the Tribunal, 
including the final award, shall be decided by a majority of all the 
Arbitrators. Each of the High Contracting Parties shall also name one person 
to attend the Tribunal as its Agent to represent it generally in all matters 
connected with the arbitration. 

1) Nach dem Schiedssprüche v. 14.9. 1872 (M.* 20 S. 767, StA. 25 S. 151) hatte Groß- 
britannien 15'/« Millionen Dollar Schadensersatz an die V. St. v. Amerika zu uhlen. 
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Art. 6. In deciding the. matters submitted to the Arbitrators they 
shall bo governed by the following 3 rules, which are agreed upon by the 
High Contracting Parties as rules to bo taken as applicable to the case, and by 
such principles of international law not inconsistent therewith as the Arbitrators 
shall determine to have been applicable to the case: 

Rulos.* 

„A neutral Government is bound — 

I. To use due diligence to prevent the fitting out, arining, or 
equipping, witbin its Jurisdiction, of any vessel which it has reason- 
able ground to believe is intended to cruize or to carry on war against 
a Power with which it is at peace; and also to use like diligence to 
prevent the departure from its Jurisdiction of any vessel intended to 
cruize or carry on war as above, such vessel having been specially adapted, 
in wholo or in part, within such Jurisdiction, to warlike use. 

II. Not to permit or suffer either belligerent to make use of its 
ports or waters as the base of naval Operations against the other, or 
for the purpose of the renewal or augmen tation of military supplies 
or arms, or the recruitment of men. 

III. To exercise due diligence in its own ports and waters, and, as 
to all persous within its Jurisdiction, to prevent any violation of 
the foregoing obligations and duties." 

Her Britannic Majesty has commanded her High Coinmissioners and Ple- 
nipotentiaries to declare that Her Mnjesty's Government cannot assent to the fore- 
going rules as a Statement of principles of international law which were in force 
at the time when the claims mentioued in Art. I arose, but that Her Majesty' s 
Government, in order to evince its desiro of strengthening the friendly relations 
between the two countries and of making satisfactory provision for the future, 
agrees that, in deciding the questions between tbe two countries aiising out of 
those claims, the Arbitrators should assume that Her Majesty's Government had 
undertaken to act upon the principles set forth in these l-ules. 

And the High Contracting Parties agree to observe these rules 
as between themselves in future, and to bring them to the knowledge 
of other maritime Powers and to iuvite 3 them to accedo to them. 

[Es folgen noch Art. 7—43.] 



Nr. 30. 

Frieden 1871. 

Vertragsstaaten: Deutsches lieich — Frankreich. 

Urtext: bei I und II bloß französisch, bei III deutsch und französisch. — Abdruck: ROB1. 
1871 S. 216. 223 (mit Übersetzung von 1, 1T>: 1872 S.7; Martens» 19 S.653, 688.786 : 20S.&47; 
M.-C.-G. II 118, 161, 173.194. — Urkundon zur Geschichte: Teils bei Martens« Bd. 20; 
Staatsarchiv Bd. 19—27; L. Hahn, Dor Kriotr Deutschlands *egen Frankreich 1871 (schließt 
mit dem 10.6. 71). Hauptwerk: d'Angoberg, Rocueil des traitäs, Conventions etc. relatifs a 1» 
paix a»ec l'Allemagne J— V 1872—1879. ,,Über 100 größere u. kleinere Konventionen wurden 
1871 und in den folgenden Jahren zur Ausfuhrung des Friedens geschlossen" (v. Kirchonheim). 
Vgl. Art. 17 des Frankfurter Friedens vom *10.5. 1871. 

Literatur: Bonflls 130. 427, 842, 860, 853, 1401 : Gareis S, 65, 90; Heffter 179, 182; Heilbom 123, 
128, 290; v. Holtzendorff IV 173fg. (v. Kirchenheiin), II 67, 58, 117 (Stoerk): v. Martens I 82, 
91, H 128; Poreis 57 III ; Rivier 70, 51 I, 54 III, 16; Stoerk 76, 43, 51, 53; DHinann 171, 
87 , 29. — Von den Handbüchern d. doutschen Staatsrechts: Arndt $ 16, 65; Hanel § 141; 
Laband I 6, 1161,67. Schulze I § 79, II 371, 377: Zorn I $ 19; ferner Anschütz in der 
Enzyklopädie (v. Holtzendorff-Kohler 6. Aufl.) II S. 669. 



2) Die 3 Regeln sind wörtlich aufgenommen in die englische Neutralitätserklärung für don 
amerikanisch - spanischen Krieg vom 23.4. 1898, jodoch fortgeblieben in der sonst mit der früheren 
flbereinstimmende Neutralitätserklärung für den russisch - japanischen Krieg vom 11.2. 1904. 

3) Eine solche Einladung ist nicht ergangen. 
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I. Friedenspräliminarien — Versailles, 26. Februar 1871. 1 

Zwischen dem Kanzler des Deutschen Reichs, Herrn Grafen Otto v. Bis- 
raarck-Schönhausen, der mit Vollmacht seitens S. M. des deutschen Kaisers* 
und Königs von Proußen versehen ist, 

dem Staatsminister des Äußeren S. M. des Königs von Bayern, Herrn 
Grafen Otto v. Bray-Steinburg, 

dem Minister der auswärtigen Angelegenheiten S. M. des Königs von "Württem- 
berg, Herrn Freiberm August v. Wächter, 

dem Staatsminister. Präsidenten des Staatsministeriums S. K. H. des Groß- 
herzogs von Baden, Heim Julius Jolly, 
welche das Deutsche Reich vertreten, 
einerseits, 

und dem Chef der Exekutivgewalt der Französischen Republik, Herrn 
Thiers, und dem Minister der auswärtigen Angelegenheiten, Herrn Jules Favre, 
welche Frankreich vertreten, 
anderseits, 

ist, nachdem die Vollmachten der beiden vertragschließenden Teile in guter und 
regelrechter Form befunden worden, nachstehende Vorein barung getroffen wor- 
den, welche als vorläufige Grundlage für den später abzuschließenden end- 
gültigen Frieden dienen soll. 

Art. I. Frankreich verzichtet zugunsten des Deutschen Reichs 

auf alle seine Rechte und Ansprüche auf diejenigen Gebiete, welche 

östlich von der nachstehend verzeichneten Grenze belegen sind. 

Die Demarkationslinie beginnt an der nordwestlichen Grenze des 
Kantons Cattenom gegen das Großherzogtum Luxemburg, folgt südwärts den 
westlichen Grenzen der Kantons Cattenom und Thionville, durchschneidet den 
Kanton Briey, indem sie längs der westlichen Grenzen der Gemeinden Montois- 
la-Montagne und Roncourt, sowie der östlichen Orenzen der Gemeinden 
St. Marie -aux- Chenes, St. Ail, Habonville hinläuft, berübrt die Grenze des 
Kantons Gorze, welche sie längs der Grenzen der Gemeinden Vionville, Buxiores 
und Onville durchschneidet, folgt der Südwest- beziehungsweise Südgrenze des 
Arrondissemeuts Metz, der Westgrenze des Arrondissements Chateau-Salins bis 
zur Gemeinde Pettoncourt, von der sie dio West- und Südgrenze einschließt, 
uud folgt dann dem Kamine der zwischen der Soille und dem Moncel gelegenen 
Berge bis zur Grenze des Arrondissements Saarburg südlich von Garde. Sodann 
fällt die Demarkationslinie mit der Grenze dieses Arrondissements bis zur Ge- 
meinde Tanconviile zusammen, deren Nordgrenze sie berührt, von dort folgt sie 
dem Kamme der zwischen den Quellen der weißen Saar und der Vezouze be- 
findlichen Borgzüge bis zur Grouzo des Kantons Schirmeck, geht entlang der 
westlichen Grenze dieses Kantons, schließt die Gemeinden Saales, Bourg- Bruche, 
Colroy- la- Roche, Plaine, Ranrupt, Saulxures und St. Blaise-la- Roche im Kanton 
Saales ein und fällt dann mit der westlichen Grenze der Departements Nieder- und 
Oberrhein bis zum Kauton Beifort zusammen. Sie verläßt dessen Südgronze 
unweit von Vourvenans, durchschneidet den Kanton Delle an den Südgrenzen 
der Gemeinden Bourogne und Froide- Fontaino und erreicht die Sohweizergrenze, 
indem sie längs der Ostgrenzen dor Gemeinden Jonchery und Delle hinläuft. 

Das Deutsche Reich wird diese Gebiete für immer mit vollem 
Souveräuotäts- und Eigentumsrechte besitzen. Eine internationale 
Kommission, welche beiderseits aus der gleichen Zahl von Vertretern der 
hohen vertragenden Teile gebildet wird, soll unmittelbar nach dem Austausche 
der Ratifikationen des gegenwärtigen Vertrages beauftragt werden, an Ort und 



1) Dio Ratifikationen sind am 2. März 1871 ausgetauscht ; wichtig z. B. wogen Art. 13 
dos Friedensvertrages , Art. 2 , 10 dor Zusatzkonvention , Ziff. 2 de» Schlußprotokolls zur Zasatz- 
konvention vom 11.12. 1871. (Zeitpunkt der Abtretung von Elsaß- Lothringen 1) 

2) Wegen Anerkennung des Kaisortitels vgl. Nr. 28 Anm. 1. 

Fleisohmann, Völkorrcchtsquellon. 7 
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Stelle die neue Grenzlinie in Gemäßheit der vorstehenden Verabredungen fest- 
zustellen. 

Diese Kommission wird die Verteilung des Grundbesitzes und der Kapi- 
talien leiten, welche bis jetzt Distrikten oder Gemeindon, die durch die neue 
Grenze getrennt werden, gemeinschaftlich angehört haben; im Fallo einer Mei- 
nungsverschiedenheit über die Grenze und die Ausführungsbestimmungen werden 
die Kommissionsmitglieder die Entscheidung ihrer Regierungen oinholen. 

Die Grenze, wie sie vorstehend festgesetzt ist, findet sich mit grüner 
Farbe auf zwei übereinstimmenden Exemplaren der Karte von den „Gebiets- 
teilen, welche das Generalgouvernement des Elsaß bilden", eingetragen, welche 
im September 1870 in Berlin durch die geographische und statistische Abteilung 
des Großen Generalstabes herausgegeben worden ist. Ein Exemplar derselben 
wird jeder der beiden Ausfertigungen des gegenwärtigen Vertrages angefügt 

Die angegebene Grenzlinie hat indessen mit Übereinstimmung beider 
vertragenden Teile folgende Abänderungen erfahren: Im ehemaligen Mosel- 
departement werden die Dörfer St. Marie -aux-Cheues bei St. Privat -la-Montagne 
und Vionville, westlich von Rezonville, an Deutschland abgetreten. Dagegen 
werden die Stadt und die Festungswerke von Beifort mit einem später fest- 
zusetzenden Rayon* bei Frankreich verbleiben. 

Art. II. Frankreich wird S. M. dem deutschen Kaiser die Summe 
von 5 Milliarden Franks zahlen. 

Mindestens eine Milliarde Franks wird im Laufe des Jahres 1871 und der 
ganze Rest der Schuld wird im Laufe dreier Jahre, von der Ratifikation des 
gegenwärtigen Vertrages ab, gezahlt werden. 10 

Art. III. Die Räumung der französischen, durch die deutsohen 
Truppen besetzten Gobiete wird nach dor Ratifikation des gegenwärtigen 
Vertrages durch die in Bordeaux tagende Nationalversammlung beginnen. Die 
deutschen Truppen werden unmittelbar nach dieser Ratifikation das Innere 
der Stadt Paris, sowie die am linken Ufor der Seine belegenen Forts verlassen 
und in möglichst kurzer, durch ein Einvernehmen zwischen den Militärbehörden 
beider Länder festgesetzter Frist die Departements Calvados, Orne, Sarthe, Eure 
et Loir, Loiret, Loir et Cher, Indre et Loire und Yonne vollständig, sowie die 
Departements Seine inferieure, Eure, Seine et Oise, Seine et Marne, Aube und 
Cöte d'or bis zum linken Ufer der Seine räumen. Die französischen Truppen 
werden sich gleichzeitig hinter die Loire zurückziehen , welche sie vor Unter- 
zeichnung des endgültigen Friedensvertrages nicht überschreiten dürfen. Aus- 
genommen von dieser Bestimmung sind die Garnison von Paris, deren Stärke 
die Zahl von 40 000 Mann nicht überschreiten darf, und die zur Sicherheit der 
festen Plätze unerläßlichen Garnisonen. 

Die Räumung der zwischen dem rechten Ufer der Seine und der Ost- 
grenzo gelegenen Departements durch dio deutschon Truppen soll nach der Rati- 
fikation des endgültigen Friedensvertrages und der Zahlung der ersten halben 
Milliarde der im Artikel II verabredeten Kontribution allmählich erfolgen, indem 
sie mit den Paris am nächsten golegenen Departements beginnt, und je nach- 
dem die Zahlungen der Kontribution bewirkt sein werden, fortgesetzt wird. 
Nach der ersten Zahlung einer halben Milliarde wird diese Räumung in folgenden 
Departements stattfinden: Somme, Oise und den Teilen der Departements Seine 
inferieure, Seine et Oise, Seine ot Marno, welche auf dem rechten Seineufer 
gelegen sind, sowie in dem Teile des Departements Seine und in den Forts auf 
dem rechten Seineufer. 

Nach der Zahlung von 2 Milliarden wird die deutsche Besetzung nur 
noch die Departements Marne, Ardennes, Haute Marne, Meuse, Vosges, Meurthe, 
sowie die Festung Beifort mit ihrem Gebiete umfassen, die als Pfand für 
die rückständigen 3 Milliarden dienen sollen. Die Zahl der in denselben 
befindlichen deutschen Truppen wird 50000 Mann nicht überschreiten. S. M. der 
Kaiser wird geneigt sein , an die Stelle der in der teilweisen Besetzung des fran- 
zösischen Gebietes bestehenden Territorialgarantie eine finanzielle Garantie treten 
zu lassen, wenn dieselbe von der französischen Regierung unter Bedingungen 
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angeboten wird, welche von ßr. M. dem Kaiser nnd König als für die Interessen 
Deutschlands ausreichend anerkannt werden. Die 3 Milliarden, deren Zahlung 
verschoben sein wird, sollen vom Tage der Ratifikation der gegenwärtigen Über- 
einkunft ab 1 mit 5 Prozent verzinst weiden. 

Art. IV. Die deutschen Truppen werden in den besetzten Departements 
Requisitionen, sei es in Geld, sei es in Naturalien, nicht vornehmen. Dafür 
wird die Verpflegung der deutschen Truppen, welche in Frankreich zu- 
rückbleiben, auf Kosten der französischen Regierung erfolgen, und zwar 
in dem mit der deutschen Militärintendantur vereinbarten Maße. 

Art. V. Die Interesson der Einwohner in dem von Frankreich abgetre- 
tenen Gebiete werden in allem, was ihren Handel und ihre Privatrechte angeht, 
so günstig als möglich geregelt werden, sobald die Bedingungen des endgültigen 
Friedens festgestellt sein werden, Zu diesem Zwecke wird ein Zeitraum fest- 
gesetzt werden , innerhalb dessen sie besondere Erleichterungen für den Verkehr 
mit ihren Erzeugnissen genießen sollen. Die deutsche Regierung wird der un- 
gehinderten Auswanderung der Einwohner der abgetretenen Ge- 
bietsteile nichts in den Weg legen und keine Maßregel gegen dieselben er- 
greifen dürfen, welche deren Person oder Eigentum antastet. 

Art. VI. Die Kriegsgefangenen, welche nicht bereits auf dem Wege 
der Auswechselung in Freiheit gesetzt worden sind, werden unverzüglich nach 
der Ratifikation der gegenwärtigen Präliminarien zurückgegeben weiden. Um 
den Transport der französischen Gefangenen zu beschleunigen, wird die fran- 
zösische Regierung einen Teil des Fahrmaterials ihrer Eisenbahnen innerhalb des 
deutschen Gebiets zur Verfügung der deutschen Behörden stellen, und zwar in 
einer, durch besondere Verabredung festzustellenden Ausdehnung, sowie zu den- 
jenigen Preisen, welche in Frankreich von der französischen Regierung für 
Militärtransporte gezahlt werden. 

-2 Art. VII. Dio Eröffnung der Verhandlungen über den auf Grund- 

•* läge der gegenwärtigen Präliminarien abzuschließenden endgültigen Frieden 
wird in Brüssel 8 unverzüglich nach Ratifikation der ersteren durch die National- 
versammlung und durch S. M. den deutschen Kaiser stattfinden. 

Art. Vm. Nach Abschluß und Ratifikation des endgültigen Friedens- 
vertrages wird die Verwaltung der Departements, welche noch von deutschen 
Truppen besetzt bleiben sollen, den französischen Behörden wieder übergeben 
,.m werden. Doch sollen diese letzteren gehalten soin, den Befehlen, welche die 
-•y Befehlshaber der deutschen Truppen im Interesse der Sicherheit, des Unterhalts 
m und der Verteilung ihrer Truppen erlassen zu müssen glauben , Folge zu leisten, 
-•y^ Die Erhebung der Steuern in den besetzten Departements wird nach Rati- 

'.mi ükation des gegenwärtigen Vertrages für Rechnung der französischen Regierung 
■ .3* und durch deren Beamte bowirkt werden. 

Art. IX. Es ist ausgemacht, daß durch Gegenwärtiges der deutschen 
..y^ Militärbehörde keinerlei Recht auf die zurzeit nicht von ihr besetzten Gebiets- 
teile gegeben werden kann. 

Art. X. Gegenwärtiges soll der Ratifikation Sr. M. des deutschen 
Kaisers, sowie der französischen Nationalversammlung, welche ihren 
Sitz in Bordeaux hat, unverzüglich unterbreitet werden. 1 . . . 

v. Bismarck. A. Thiers. Jules Favre. 

Da die Königreiche Bayern und Württemberg und das Großherzogtum 
Baden als Verbündete Preußens an dem gegenwärtigen Kriege teilgenommen 
haben und jetzt zum Deutschen Reiche gehören, so treten die Unterzeichneten 
der gegenwärtigen Übereinkunft im Namen ihrer Souveräne bei. 

Versailles, den 26. Februar 1871. 

Graf v. Bray-Steinburg. Freiherr v. Wäohter. Mittnacht. Jolly. 



8) Ohne Ergebnis wegen der Entsclittdignngsfrago ; Verhandlangen in Frankfurt a. M. 
■wieder aufgenommen. 

7* 
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IL Friedensvertrag — Frankfurt a. M. 8 , 10. Mai 1871. 4 6 

Der Fürst Otto von Bismarck-Schönhausen, Kanzler des Deutschen Reiches, 
der Graf Harry von Arnim, außerordentlicher Gesandter und bevollmäch- 
tigter Minister S. M. des Deutschen Kaisers bei dem Päpstlichen Stuhle, 
handelnd im Namen S. M. des Deutschen Kaisers, einerseits, 
andererseits 

Herr Jules Favre, Minister der auswärtigen Angelegenheiten der Französi- 
schen Republik, Herr Augustin Thomas Joseph Pouyer-Quertier, 
Finanzminister der Französischen Republik, und Herr Marc Thomas 
Eugen de Goulard, Mitglied der Nationalversammlung, 
handelnd im Namen der Französischen Republik, 

sind übereingekommen, den Präliminar-Friedensvertrag vom *26. Februar 
d. J. mit den durch die nachfolgenden Bestimmungen vorzunehmenden Ab- 
änderungen in einen endgültigen Friedensvertrag zu vorwandeln 
und haben festgesetzt, was folgt: 

Art. 1 [1].* Die Entfernung zwischen der Stadt Beifort und derjenigen 
Grenzlinie, welche ursprünglich bei den Unterhandlungen von Versailles vor- 
geschlagen und auf der, der ratifizierten Urkunde des Präliminarvertrages vom 
26. Februar beigefügten Karte eingotragon ist, soll als Bezeichnung des Maßes 
für den Rayon angesehen werden, welcher zufolge der bezüglichen Verabredung 
im ersten Artikel der Präliminarien mit der Stadt und deu Befestigungen von 
Beifort bei Frankreich bleiben soll. 

Die Deutsche Regierung ist bereit, diesen Rayon dergestalt zu 
erweitern, daß derselbe umfaßt: die Kantoos Belfort, Delle und Giromagny 
und den westlichen Teil des Kantons von Fontaine, westlich einer Linie von dorn 
Punkte, wo der Rhein- Rhone -Kanal aus dem Kanton von Delle austritt, im 
Süden von Montreux - Chäteau bis zur Nordgrenze des Kantons zwischen Bourg 
und Felon, wo diese Linie die Ostgrenze des Kantons von Giromagny erreicht.* 

Die Deutsche Regierung wird indessen die vorerwähnten Gebietsteile nur 
unter der Bedingung abtreten, daß die Französische Republik ihrerseits in eine 
Grenzberichtigung längs den westlichen Grenzen der Kantono von Cattenom 
und Thionville willigt, welche an Deutschland das Gebiet östlich einer Linie 
überläßt, die von der Grenze gegen Luxemburg zwischen Hussigny und Rödingen 
ausgeht, die Dörfer Thil und Villerupt bei Frankreich läßt, sich zwischen Erron- 
ville und Aumotz, zwischen Beuvillcrs und Boulange, zwischen Trieux und 
Lomeringen fortsetzt und die alte Grenzlinie zwischen Avril und Moyouvre 
erroicht. 

Die internationale Kommission, deren im Artikel I der Präliminarien er- 
wähnt ist, wird sich sogleich nach der Auswechselung der Ratifikationen des 
gegenwärtigen Vertrages an Ort und Stelle begeben, um die ihr obliegenden 
Arbeiten auszuführen und die Linie der neuen Grenze gemäß der vorstehenden 
Bestimmungen zu ziehen. 

Art. 2 [fVj. Den aus den abgetretenen Gebieten herstammenden, 
gegenwärtig in diesem Gebiete wohnhaften französischen TJ ntertanen 6 , 

*> Dio oingeklammorton Ziffern verweisen auf die Artikel der Präliminarien. 

4) Beitritt Bayerns, Württembergs und Badens am 15. Mai 1871 (RGBl. 238).— 
Die Ratifikationen sind am 20. Mai 1871 ausgetauscht (RGBl. 241). 

5) Von den ergänzenden Verträgen: 3 Znsatzartikel v. 10.6. 1871 (RGBl. 234): 
Ankauf der Ostbahn durch das Reich, Erweiterung des Rayons bei Beifort (Art. 1 Abs. 2). — Zu- 
sätzliche Übereinkunft v. 12.10. 1871 (RGBl. 3«3): Zollerleichterung fttr elsaO - lothring. 
und französ. Produkte, Gebietsabtretung an Prankreich (Avricourt). — Von den Protokollen über 
die Abgrenzung das letzte v. 26.4. 1877 (M.» 2 S. 222) - über dio Kriegsentschädigung 
vgl. Anm. 10. 

Reichsgesetz v. 9. 6. 1871 betr. d. Vereinigung v. Elsaß u. Lothringen mit dem Deutschen 
Reiche (RGBl. 2)2). * 

ü) Der Urtext — les sujets francais originaires des torritoires cedea domicilies 
actuelloment sur oe torritoire — weicht von dem vorbildlichen Art. 6 des Turinor Vortrages vom 
•24. 8. 1860 ab (on domicilies). Daraus Schwierigkeiten, v*l. Löning, Verwalt. d. General- 
Gonvernementa im Elsaß 1874 S.2l0f., Stoerk, Option und Plebiszit 18,9 S. 161. 
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welche beabsichtigen, die französische Nationalität zu behalten, 
steht bis zum 1. Oktober 1872 T und vermöge einer vorgängigen Erklärung an 
die zuständige Behörde 8 die Befugnis zu, ihren Wohnsitz nach Frankreich zu 
verlegen und sich dort niederzulassen, ohne daß dieser Befugnis durch die Ge- 
setze über den Militärdienst Eintrag geschehen könnte, in welchem Falle ihnen 
die Eigenschaft als französische Bürger erhalten bleiben wird. Es steht ihnen 
frei, ihren auf den mit Deutschland vereinigten Gebieten belegenen Grund- 
besitz zu behalten. 

Kein Bewohner der abgetretenen Gebiete darf in seiner Person 
oder seinem Vermögen wegen seiner politischen oder militärischen 
Handlungen während des Krieges verfolgt, gestört oder zur Untersuchung 
gezogen werden. 

Art. 3. Die französische Regierung wird der deutschen Regierung die 
Archive, Dokumente und Register übergeben, welche die bürgerliche, 
militärische oder gerichtliche Verwaltung der abgetretenen Gebiete betreffen. 
Sollten einige dieser Aktenstücke fortgeschafft worden sein, so wird die franzö- 
sische Regierung dieselben auf Verlangen der deutschen Regierung wieder zu- 
rückgeben. 

Art. 4. Die französische Regierung wird der Regierung des Deutschen 
Reiches innerhalb einer Frist von sechs Monaten, von der Auswechselung der 
Ratifikationen dieses Vertrages an* gerechnet, übergeben: 

1. den Betrag der von den Departements, Gemeinden und öffentlichen An- 
stalten der abgetretenen Gebiete deponierton Summen; 

2. den Betrag der Anwerbungs- und Stell Vertretungsprämien, welche den aus 
den abgetretenen Gebieten herstammenden Soldaten und Seeleuten gehören, 
die sich für die deutsche Nationalität entschieden haben; 

3. den Betrag der Kautionen der Rechnungsbeamten des Staates; 

4. den Betrag der für gerichtliche Konsignationen infolge von Maßregeln der 
Verwaltungs- oder Justizbehörden in den abgetretenen Gebieten eingezahlten 
Geldsummen. 

Art. 5. Beide Nationen sollen in bezug auf die Schiffahrt auf der 
Mosel, dem Rhein-Marne, Rhein-Rhone-, dem Saarkanal und den mit 
diesen Wasserwegen in Verbindung stehenden schiffbaren Gewässern der gleichen 
Behandlung genießen. Das Flößrecht wird beibehalten. 

Art. 6. Da die h. v. T. der Meinung sind, daß die Diözesangrenzen 
der an das Deutsche Reich abgetretenen Gebiete mit der neuen, durch oben- 
stehenden Artikel 1 bestimmten Grenze zusammenfallen müssen, so werden 
sie sich nach der Ratifikation des gegenwärtigen Vertrages unverzüglich über die 
zu diesem Zwecke gemeinschaftlich zu ergreifenden Maßregeln verständigen.' 

Dio der reformierten Kirche oder der Augsburger Koufession augehörigen, 
auf den von Frankreich abgetretenen Gebieten bestehenden Gemeinden werden 
aufhören, von der französischen kirchlichen Behörde abhängig zu sein. 

Die zur Kirche der Augsburger Konfession gehörigen, auf französischem 
Gebiete bestehenden Gemeinden werden aufhören, von dem Uberkonsistorium und 
von dem Direktor in Straßburg abhängig zu sein. 

Die israelitischen Gemeinden in den Gebieten östlich der neuen Grenze 
werden aufhören, von dem israelitischen Zentralkonsistorium zu Paris abhängig 
zu sein. 

Art. 7 [2,3]. Die Zahlung von 500 Millionen soll erfolgen innerhalb 
der dreißig Tage, welche der Wiederherstellung der Autorität der französischen 
Regierung in der Stadt Paris folgen werde u. Eine Milliarde soll im Laufe des 
Jahres und eine halbe Milliarde am 1. Mai 1872 bezahlt werden. Die letzten drei 
Milliarden bleiben zahlbar am 2. März 1 1874, so wie es durch den Präliminar - 



7) VerlJüifrorong dar Frist nach der Znsatzkonvention Art. 1 innter Hl). 

8) Zusatzkonvention Art. 1. Master für eine Optionsorklftrung im „Anhange". 

9) Vgl. Protokoll v. 7. 10. 1874 (Martens* 20 S. 891). 
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Friedensvertrag vereinbart worden ist. Vom 2. März des laufenden Jahres an 
werden die Zinsen dieser drei Milliarden Franks jedes Jahr am 3. März mit 
5 Prozent für das Jahr bezahlt weiden. 

Jede im voraus auf dio drei letzten Milliarden abgezahlte Summe wird 
vom Tage der geleisteten Zahlung an aufhören, Zinsen zu tragen. 

Alle Zahlungen können nur in den hauptsächlichsten Handelsplätzen 
Deutschlands gemacht und weiden in Metall, Gold oder Silber, in Noten der Bank 
von England, in Noten der Preußischen Bank, in Noten der Königlichen Bank der 
Niederlande, in Noten der Nationalbank von Belgien, in Anweisungen auf Order 
oder diskontierbaren Wechseln ersten Ranges, sofort zahlbar, geleistot werden. 10 

Da die deutsche Regierung in Frankreich den Wert des preußischen Talers 
auf 3 Frks. 75 Cts. festgestellt hat, so nimmt die französische Regierung dio Um- 
rechnung der Münzen beider Länder zu oben bezeichnetem Kurse an. 

Die französische Regierung wird die deutsche Regierung drei Monate zuvor 
von joder Zahlung benachrichtigen, welche sie den Kassen des Deutscheu Reichs 
zu leisten beabsichtigt. 

Nach Zahlung der ersten halben Milliardo und der Ratifikation 
des definitiven Friedensvertrages werden die Departements Somme, Seine 
Inferiouro und Eure, soweit sie noch von den deutschen Truppen besetzt sind, 
geräumt. Die Räumung der Departements Oise, Seine-et-Oise, Seine-et-Marne 
und Seine, sowie der Forts von Paris wird stattfinden, sobald die deutsche Re- 
gierung die Herstellung der Ordnung sowohl in Frankreich als in Paris für ge- 
nügend erachtet, um die Ausführung der von Frankreich übernommenen Ver- 
pflichtungen sicher zu stellen. 

In allen Fällen wird diese Räumung bei Zahlung der dritten halben Milliarde 
stattfinden. 

Dio deutschen Truppen bohalten im Interesse ihrer Sicherheit die Ver- 
fügung über die neutrale Zone zwischen der deutsehen Demarkationslinie und 
der Umwallung von Paris auf dorn rechten Ufer der Seine. 

Die Bestimmungen des Vertrages vom *26. Februar übor die Be- 
setzung französischen Gebietes nach Zahlung von zwei Milliarden bleiben 
in Kraft. Von der Zahlung dor ersten fünfhundert Millionen können 
Abzüge, zu welchen die französische Regierung berechtigt sein könnte, nicht 
gemacht werden. 

Art. 8 [4]. Die doutschon Truppen worden auch ferner in den 
besetzten Gobieren sich der Requisitionen in Naturalien und in Geld ent- 
halten; da aber dieser ihrer Verpflichtung die von der französischen Regierung 
wegen ihrer Verpflegung übernommenen Verpflichtungen gegenüberstehen, so 
sollen dio deutschen Truppen, wenn die frauzösischo Regierung ungeachtet wieder- 
holter Aufforderungen der deutschen Regierung in Ausführung der gedachten 
Verpflichtungen zurükbleiben sollte, das Recht haben, sich das Nötige für ihre 
Bedürfnisse durch Erhebung von Steuern und Requisitionen in don besetzten 
Departements und, wenn deren Hilfsmittel nicht hinreichen sollten, selbst außer- 
halb derselben zu beschaffen. 

BezügÜch der Verpflegung der deutschon Truppen werden die gegenwärtig 
in Kraft stehenden Anordnungen bis zur Räumung der Forts von Paris aufrecht 
erhalten. 

Kraft der Übereinkunft von Ferneres vom 11. März 1871 werden die 
durch diese Übereinkunft angegebenen Reduktionen nach Räumung der Forts . zur 
Ausführung kommen. 

Sobald der Effektivbestand des deutschen Heeres unter die Zahl von 
500000 Mann gesunken sein wird, sollen dio unter diese Zahl eingetretenen Ver- 
minderungen in Anrechnung gebracht werden, um eine verhältnismäßige Ver- 



10) Zahlungsbestimmungen mehrfach geändert, insbos. Zahlung and Räumung beschleunigt: 
V. v. 21. 5. 1871 (RGBl. 243); Separat - Konvention 12. 10 1871 (RGBl. 869), Verträge v. 28. 2. u. 
29. 6. 1872, 16. 3. 1873 (M. 1 20 S. 872, 877 , 887). Danach Schlußzahlung am 6. 9. 1873, voll- 
ständige Räumung bis zum 19. 9. 73. — Abrechnung Ston. Ber. d Reichstags 1874 B. 3 S. 156. 
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minderung der von der französischen Regierung für die Trappen bezahlten Unter- 
haltungskosten festzustellen. 

Art. 9 [5]. Die gegenwärtig den Gewerbserzeugnissen der abgetretenen 
Gebiete boi der Einfuhr nach Frankreich gestattete AusnabniobehaudTung wird 
für einen Zeitraum vou sechs Monaten, vom I.März au gerechnet, unter den 
mit den Delegierten des Elsaß vereinbarten Bedingungen aufrecht erhalten. 

Art. 10 [6]. Dio deutsche Regierung wird fortfahren, im Einvernehmen 
mit der französischen Regierung, die Kriegsgefangenen zurückkehren zu 
lassen. Die französische Regierung wird diejenigen dieser Gefangenen, welche 
verabschiedet werden können, in ihre Heimat zurücksenden Diejenigen, welche 
ihre Dienstzeit noch nicht zurückgelegt haben, sollen sich hinter die Loire zu- 
rückziehen. Es ist vereinbart, daß die Armee von Paris und Versailles, nach 
Herstellung der Autorität der französischen Regierung in Paris und bis zur Räu- 
mung der Forts durch die deutschen Truppen, 80000 Mann nicht übersteigen soll. 

Bis zu dieser Räumung darf die französische Regierung eine Truppen- 
zusammenziohuüg auf dem rechten Ufer der Loire nicht vornehmen, jedoch 
wird sie für die regelmüßigen Besatzungen der in diosor Zono gelegenen Städte, 
nach Maßgabe des Bedarfs für die Aufrechtorhaltung der Ordnung und der öffent- 
lichen Ruhe, Sorge tragon. 

Nach Maßgabe des Fortschritts der Räumung werden sich die Befehls- 
haber der Truppen über eine neutrale Zone zwischen den Armeen der beiden 
Nationen verständigen 

20000 Gefangeno sollen ohne Verzug nach Lyon dirigiert werden, unter 
der Bedingung, daß sie nach ihrer Organisierung sofort nach Algerien goschickt 
werden, um in dieser Kolonie zur Vorwendung zu kommen. 

Art. II. 11 Da die Handelsverträge mit den verschiedenen Staaten 
Deutschlands durch den Krieg aufgehoben sind, so werden die deutsche 
Regierung und die französische Regierung den Grundsatz der gegen- 
seitigen Behandlung auf dem Fuße der meistbegünstigten Nation 
ihren Handelsbeziehungen zugrunde legen. 

Diese Regel umfaßt dio Eingangs- und Ausgangsabgaben, den Durchgangs- 
verkehr, die Zollförmliclikciten, die Zulassung und Behandlung der Angehörigen 
beider Nationen und der Vertreter derselben. 

Jedoch sind ausgenommen von der vorgedachten Regel die Begünsti- 
gungen, welche einer der vertragenden Teile durch Handelsverträge anderen 
Ländern gewährt hat oder gewähren wird, als den folgenden: England, 
Belgien, Niederland, Schweiz, Österreich, Rußland. 

Die Schiffahrtsvertrügo und die Übereinkunft, betreffend die Zoll- 
abfertigung des internationalen Verkehrs auf den Eisenbahnen, sowie die 
einkunft wegen gegenseitigen Schutzes der Rechte an literarischen 
Erzeugnissen und 'Werken der Kunst sollen wieder in Kraft treten. 

Indessen behält sich die französische Rogierung die Befugnis vor, 
von den deutschen Schiffen und deren Ladungen Tonnen- und Flaggen - 
gebühren zu erheben, mit dem Vorbehalte, daß diese Gebühren die von den 
Schiffen und Ladungen der vorerwähnten Nationen erhobenen nicht übersteigen. 

Art. 12. Alle ausgewiesene Deutsche bleiben im vollen Genüsse 
alles Eigentums, welches sie in Frankreich erworben haben. 

Diejenigen Deutschen, welche die von den französischen Gesetzen ver- 
langte Ermächtigung erhalten haben , ihren Wohnsitz in Frankreich aufzuschlagen, 
werden in alle ihre Rechte wieder eingesetzt und können infolgedessen auf fran- 
zösischem Gebiete von neuem ihren Wohnsitz nehmen. 

Für diejenigen Personen, welche von der vorerwähnten Befugnis, nach 
Frankreich zurückzukehron, binnen sechs Monaten nach Austausch der Ratifika- 
tionen dieses Vertrages Gebrauch machen, wird die durch die französischen Ge- 
ll) Vgl. Art. 17, 18 Zosatzkonvention. — Vertrage zum Schutze des geistigen Eigen- 
tums v. 19. 4. 1883 (RGBl. 269) u. Berner Übereinkunft v. »9. 9. 1886; zum Schutze des gewerb- 
lichen Eigentums die Pariser Übereinkunft v. *20. 8. 1888. 
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setze festgestellte Frist zur Erlangung der Naturalisation als durch den Kriegs- 
zustand nicht unterbrochen betrachtet, und die zwischen ihrer Ausweisung und 
ihrer Rückkehr auf französischen Boden verflossene Zeit soll dergestalt gerechnet 
werden, als ob sie nie aufgehört hätten, in Frankreich zu wohnen. 

Vorstehende Bedingungen sind in voller Gegenseitigkeit auf die franzö- 
sischen Untertanen anwendbar, welcho in Deutschland wohnen oder zu wohnen 
wünschen. 

Art. 13. Die deutschon Schiffe, welche durch Prisengerichte 
vor dem 2. März 1 1871 kondemniert waren, sollen als endgültig kon- 
demniert angesehen werdet). 

Diejenigen, welche an besagtem Tage nicht kondemniert waren, sollen 
mit der Ladung, soweit solche noch vorhanden, zurückgegeben werden. Wenn 
die Bückgabe der Schiffe und Ladungen nicht mehr möglich ist, so soll ihr nach 
dem Verkaufspreise bemessener Wert ihren Eigentümern eistattet werden. 

Art. 14. Jeder der vertragenden Teile wird auf seinem Gebiete die zur 
Kanalisierung der Mosel unternommenen Arbeiten fortführen. Die gemein- 
samen Interessen der getrennten Teile der beiden Departements Meurthe und 
Mosel sollen liquidiert werden. 

Art. 15. Die h. v. T. verpflichten sich gegenseitig, auf die beiderseitigen 
Untertanen die Maßregeln auszudehnen, welche sie zugunsten derjenigen ihrer 
Angehörigen zu treffen für nützlich erachten möchten, die infolge der Kriegs- 
ereignisse in die Unmöglichkeit versetzt worden waren, die Wahrnehmung oder 
Aufrechterhaltung ihrer Kochte rechtzeitig zu bewirken. 

Art. 16. Beide Regierungen, die deutsche und die französische, ver- 
pflichten sich gegenseitig, die Gräber der auf ihren Gebieten beerdigten Soldaten 
respektieren und unterhalten zu lassen. 12 

Art. 17. Die Regulierung der nebensächlichen Punkte, über 
welche infolge dieses Vortrages und des Pxäliminarvertrages eine Verständigung 
zu erfolgen hat, wird der Gegenstand weiterer Verhandlungen sein, welche 
in Frankfurt stattfinden werden. 

Art. 18. Die Ratifikationen des gegenwärtigen Vertrages durch S. M. 
den Deutschen Kaiser einerseits und andererseits durch die Nationalver- 
sammlung und durch das Oberhaupt der vollziehenden Gewalt der 
Französischen Republik werden in Frankfurt binnen zehn Tagen oder womöglich 
früher ausgetauscht werden. 4 

III. Zusatzkonyention — Frankfurt a.JL, 11. Dezbr. 1871. 13 

S. M. der deutsche Kaiser einerseits uod der Präsident der Französischen 
Republik andererseits haben gemäß Artikel 17 des zu Frankfurt am *10. Mai 
1871 abgeschlossenen Friedensvertrages beschlossen, über eine Zusatzkonvention 
zu diosem Vortrage zu unterhandeln. . . . 

Art.1. Für diejenigen Personen, welche aus den abgetretenen 
Gebietsteilen herstammen, und sich außerhalb Europas aufhalten, 
wird die durch den Artikel 2 des Friedensvertrages für die Wahl zwischen der 
deutschen und der französischen Nationalität festgesetzte Frist bis zum 
1. Oktober 1873 verlängert. 

Die Entscheidung für die französische Nationalität seitens der aus den 
abgetretenen Gebieten herstammenden Personen , wolche sich außerhalb Deutsch- 
lands aufhalten, erfolgt durch eine, sei es vor der Mairie des Wohnortes in 
Frankreich, sei es vor einer französischen Gesandtsohafts- oder Konsulatskanzlei 
abgegebene Erklärung oder durch Immatrikulation bei einer solchen Kanzlei. 8 



12) Französ. Gesetz v. 7.4. 1873 über die totnbes des soldats morts pendant la derniöro guerre. 

13) Ratifikationsurkunden am 11. 1. 1872 aasgewechselt. — Ein SchluUprotokoU v. 11. 12. 
1871 (M.i 20 S.865). 
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Die französische Regierung wird der deutschen vierteljährlich auf diplo- 
matischem Wege namentliche Verzeichnisse über diese Erklärungen mitteilen. 

Art. 2. 14 Die früher im französischen Civil- oder Kirchendienst angestellten 
Angehörigen der abgetretenen Gebietsteile, oder ihre Witwen und Waisen, 
welche vor dem 2. März 1 1871 Pensionen aus der französischen Staatekasse be- 
zogen hatten oder zu beziehen gesotzlich befugt waren, erhalten, falls sie sich 
für die deutsche Nationalität entscheiden, diese Pensionen von dem besagton 
Tage ab von der deutschen Regierung, so lange sie auf deutschem Gebiete ihren 
Wohnsitz haben. 

Unter den gleichen Voraussetzungen und vom gleichen Tage an über- 
nimmt die deutsche Regierung die Militärpensionen, welche vor dem 19. Juli 

1870 Angehörigen der abgetretenen Gebiete oder ihren Witwen und Waisen aus 
der französischen Staatskasse gesetzlich zukamen. 

Den Zivilbeamten jeden Ranges, sowie den im Militär- und im Marine- 
dienst stehenden Personen, welche aus den abgetretenen Landesteilen herstammen 
und in ihren Ämtern oder Graden von der deutschen Regierung bestätigt werden, 
bleiben die Rechte vorbehalten, welche sie im französischen Staats- oder Militär- 
dienste erworben haben. 

Art. 3. [Abmachungen, „um den Schwierigkeiten vorzubeugen, welche 
aus der Teilung der früheren Gerichtsbezirke bei Civilprozessen für die Recht 
suchenden Parteien sich ergeben könnten"; als Stichtag ist der 20. Mai 1871 
gewählt. 4 ] 

Art. 4. Die aus den abgetretenen Landesteilen herstammenden 
Personen, welche zurzeit als Strafgefangene in einer Strafanstalt in Frank- 
reich oder seinen Kolonien verwahrt sind, werden in die der neuen Grenze zu- 
nächst gelegene Stadt gebracht und dort den Bevollmächtigten der deutschen 
Behörden übergeben werden. 

Ebenso wird die deutsche Regierung den kompetenten französischen Be- 
hörden diejenigen Franzosen übergeben, welche derzeit in den Strafanstalten der 
abgetretenen Landesteile verwahrt sind und nicht aus diesen Gebieten herstammen. 

Dasselbe Verfahren wird bezüglich der in den Irrenhäusern unter- 
gebrachten Personen eingehalten werden. 

Art. 5. [Verfallene Geriohtskosten und Geldstrafen.] 

Art. 6. Die Auszüge aus den gerichtlichen Straf Verzeichnissen , welche 
die durch die neue Grenze von ihren bisherigen Arrondissoments getrennten 
Gemeinden betreffen, werden zwischen dem Deutschen Reiche und der franzö- 
sischen Regierung gegenseitig ausgetauscht werden. 

Die französischen Gerichts- und Verwaltungsbehörden, sowie die Privat- 
personen werden die Befugnis haben, sich Auszüge aus den Straf Verzeichnissen 
ausfolgen zu lassen , welche in don abgetretenen Gebietsteilen aufbewahrt bleiben. 

Die deutsche Regierung wird künftig der französischen ohne 
Kostenanrechnung die Straf erkenntnisse mitteilen, welche von den Straf- 
gerichten dor abgetretenen Länder gegen französische Staatsangehörige gefällt 
werden. 

Umgekehrt wird Frankreich künftig ohne Kostenanrechnung der deut- 
schen Regierung die verurteilenden Erkenntnisse mitteilen, welche französische 
Strafgerichte gegen Angehörige der abgetretenen Gebiete, die deutsche Unter- 
tanen geworden sind, gefällt haben. 

Art. 7. Den im Artikel 15 des Friedensvertrages aufgestellten Grund- 
sätzen gemäß wird vereinbart, daß den Berechtigten deutscher oder französischer 
Nationalität jede Erleichterung gewährt werden wird, um die Anerkennung 
und Ausübung der hypothekarischen Rechte, welche vor dem 20. Mai 

1871 entstanden sind 4 , zu sichern. . . . 

Art. 8. Die h. v.T. verpflichten sich, sich gegenseitig alle Urkunden, 
Pläne, Kataster, Register und Schriftstücke der durch die neue Grenze 



14) Die finanziellen Bestimmungen erläutert bei Löning, Generalgouvernement S. 23Cf. 
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von ihren früheren Verwaltungsbezirken getrennten Gemeinden zurückzugeben, 
welche in den Archiven der Hauptorte der Departements oder Arrondissements, 
zu denen die fraglichen Gemeinden gehörten, verwahrt sind. . . . 

Art» 9. [Vorläufige Regelung der Diözosan Verhältnisse. 0 ] 

Art. 10. Die aus den abgetretenen Landesteilen herstammenden Porsonen, 
welche sich für die deutsche Nationalität erklärt haben, und die sich im Besitze 
eines von der französischen Regierung vor dem 2. März 1 1871 erteilten El f in - 
dungs- odor Verbesserungspatentes befinden, behalten die Befugnis, von 
ihren Patenten in der ganzen Ausdehnung des französischen Territoriums Ge- 
brauch zu machen, vorausgesetzt, daß sie sich den botreffenden Gesetzen und 
Reglements unterwerfen. 

Ebenso wird auch jeder Inhaber eines Erfinduugs- oder Verbesserungs- 
patents, welches die französische Regierung vor demselben Datum bewilligt hat, 
bis zum Erlöschen des Patents innerhalb der ganzen Ausdehnung der abgetre- 
tenen Landesteile die Rechte ausüben können, welche dasselbe ihm zusichert. 

Art. 11. [Eine gemischte Kommission wird mit der Ausführung der im 
Artikel 4 des Friedensvertrages vom 10. Mai 1871 getroffenen Verabredungen 
beauftragt werden.J 

Art. 12. Um die Bewirtschaftung der an der Grenze gelegenen 
Landgüter und Wälder zu erleichtern, werden von allen Eingangs-, 
Ausgangs- und Verkehrsabgaben befreit: 

Getreide in Garben oder Ähren, Heu, Stroh, Grünfutter, die Rohprodukte 
der "Wälder, Holz, Kohlen oder Pottasche, ebenso wie Dungstoffe, Sämereien, 
Bretter, Stangen, Pfähle, Tiere und Werkzeuge jeder Art, welche zur Bestellung 
dor Güter diouen, die innorhalb einor Zono von 10 Kilometern auf jeder Seite 
der Grenze liegen, alles unter dem Vorbehalte der vorschriftsmäßigen Kontrolle, 
welche in jedem der beiden Länder zur Unterdrückung des Schmuggels besteht . . . 
[Weitere Aufzählung.] 

Art. 13. Die deutsche Regierung erkennt an und bestätigt die 
Konzessionen, welche für Straßen, Kanäle und Berg werke, sei es von der 
französischen Regierung, sei es von den Departements odor Gemeinden in 
den abgetretenen Landesteilen , erteilt worden sind. 

Dasselbe ist der Fall hinsichtlich der Kontrakte, welche die fran- 
zösische Regierung, die Departements oder dio Gemeinden abgeschlossen 
haben behufs der Bewirtschaftung oder Verwaltung von Domanial-, Departe- 
ment^ - oder Gemeindegüteru , die in den abgetretenen Laudesteilen liegen. 

Alle Rechte und Verbindlichkeiten, welcho sich aus diesen Konzessionen 
und Kontrakten für die französische Regierung ergeben, gehen auf das Deutsche 
Reich über. . . . 

Art. 14. Da der Saarkanal, der Kanal des Salines deDieuzo und 
der Zweigkanal von Colmar, welcher die Verbindung zwischen dieser Stadt 
und dem Rheine herstellt, ihrer ganzen Ausdehnung nach innerhalb der abge- 
tretenen Landesteile liegen, übernimmt die deutsche Rogierung alle 
Kosten dieser drei Kanäle, welche noch zu bezahlen sind. . . . 

In betreff des Rhein- Rhonekanals, welcher von der neuen Grenze 
durchschnitten wird, ist die Verabredung getroffen worden, daß die 12 Jahres- 
raten, welche den früheren Unternehmern auf Grund des Rückkaufes ihrer 
Aktien noch zu zahlen sind, zwischen den h. v. T. in dem Verhältnisse der 
Strecken, die in jedem dor beidon Länder belegou sind, geteilt werden sollen. . . . 

Art. 15. Die h. v. T. werden die Bildung von gemischten Kommis- 
sionen — Syndikaten — erleichtern, welche die Reinigung und Unter- 
haltung der Wasserläufe überwachen sollen, von donen ein Teil in den 
abgetretenen Gebieton liegt. 

Der jetzige Zustand der Wasserläufe wird übrigens derart erhalten 
werden, daß dio erworbenen Rechte sowohl dor früher französischen 
Uferbewohner, wolche jetzt deutsch geworden sind, als diejenigen der 
französisch gebliebenen Uferbewohner nicht beeinträchtigt werden. 
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Art. 16. Das Deutsche Reich tritt rücksichtlich der Konzes- 
sionen für die nachstehend benannten Eisenbahnanlagen, nämlich: 

1. von Münster nach Colmar, 4. von Sty ringen nach Rösseln, und 

2. von Steinburg nach Buchsweiler, 5. von Maudelange nach Moyeuvre 

3. von Colmar nach dem Rheine, 

in alle Rechte und Verpflichtungen Frankreichs ein. . . . 

Art. 17. 11 . . . Der Artikel 23 des Handelsvertrages zwischen dem Zoll- 
vereine und Fraokreich vom 2. August 1862, welcher die Freiheit der gegen- 
seitig ein- und ausgehenden Waren von Durchgaugsabgabon ausspricht, tritt 
für die im Artikel 32 desselben Vertrages festgesetzte Zeitdauer wieder in Kraft. 

Art. 18. 11 Abgesehen von den internationalen Vereinbarungen, 
die der Friedensvertrag vom 10. Mai 1871 erwähnt, siud die h. v. T. 
übereingekommen, die verschiedenen Verträge und Konventionen 
wiedor in Kraft zu setzen, welche vor dem Kriege zwischen den 
deutschen Staaten uud Frankreich bestanden haben, alles unter Vor- 
behalt der Zustimmungserklärungen der betreffenden Regierungen, welcho bei 
Gelegenheit der Auswechselung der Ratifikationen der gegenwärtigen Überein- 
kunft werden beigebracht werden. 

Hiervon sind jedoch ausgenommen die besonderen Verabredungen zwi- 
schen Preußen und Frankreich, welche sich auf den Saarkanal beziehen. 

Auch berühren die Bestimmungen dieses Artikels die postalischon 
Verhältnisse nicht, welche einer anderweitigen Verständigung der beiden 
Regierungen vorbehalteu bleiben. 

Ferner wird verabredet, daß die Bestimmungen des badisch-franzö- 
sischen Rechtshilfevertrages vom 10. April 1846, des zwischen Preußen 
und Frankreich am 21. Juli 1 * 1845 geschlossenen Auslieferungsvertrages 
und der Literaturkonvention zwischen Bayern und Frankreich vom 24. März 1865 
vorläufig auf Elsaß-Lothringen angewandt werden, und daß diese drei 
Verträge, bezüglich der darin bezeichuoteu Verhältnisse, für die Beziehungen 
zwischen den abgetretenen Gebieten und Frankreich bis auf weiteres als Richt- 
schnur dienen sollen. 



Nr. 31. 

Das italienische Garantiegesetz 1 

vom 13. Mal 1871. 

(Legge sulle prerogative del Sommo Pontofice e della S. Sede e sulle roliazioni 

dello Stato colla Chiesa.*) 

Abdruck im italienischen Urtext: Staatsarch. Suppl. zu Bd. 23, 21 S. 60 (mit weiteren Urkunden) 
Fräedberg, Grenze zw. Staat u. Kirche 1872 Anhang; Zorn, Kirchonstaatsr. Gesetze 1876 § 10. — 

Übersetzungen: Staatsarchiv; Zeitschrift lür Kirchonrecht Bd. 13 S. 12-1, darnach wiederholt 
abgedruckt z. B. in v. Holtzendotff , Jahrbuch f. Gosotzgobung usw. IV 303. Die Übersetzung 
in Schultheis' europ. Geschichtskalender Mr 1871 S. 410 (nur 1. Titel) ist durch Auslassungen 
und willkürliche Zusätze unzuverlässig. — lin folgenden eine eigene Übertragung. 

Literatur: Bonfils 370 fg. (eingehender); Garois 4, 13, 3G; Heffter 40. 41, 200, 207; bosonders 
HeUborn 194, 211; v. Holtzwdorff iGoffcken) II 40, 41 ; v. Iiszt 5 11, 8 a. E. 14 1 ; v. Martons U 
30, I 96; Rivier 12, 35 i 11; Ullmaun 19. — Brusa, Staatsrecht Italiens 1892 (Handbuch des 
öffentl. Rechts) s? 75 fg. u. an anderen Stellen zerstreut; ausführlichste deutsche Erläutor. bei 
Geigel, ltal, Staatskirchenrocht 1886 (= Archiv f. kath. Kirchenr. Bd. 5-1, 65), Gesetzestabolle 
S 35; v. Hol tzendorff , Jahrb. f. Gesetzgebung Bd. 4 (1876) S. 308fg. (zu Art. 1, 3, 7, 11) — 
von Lehrbüchern dos Kirchonrochts : Richter (8. Aufl. von Dove u. Kahl 1886) 1 122; 
Vering 3. Aufl. 1893 §47. — Hübler WVR. 1 829. 



16) 21. 6.45 (pr. GS. S. 579). Gilt noch, ebenso d. V. v. 16. 4.46 (bad. GBl. 133; 
S. 125, M.-C. V 630). V. v. 2. 8. 62 : pr. GS. 1865 S. 333, M.» 19 S. 276, M.-C.-G. I 244. 

1) Vgl. noch Nr. 2 S. 18 (aktives Gesandtschaftsrecht) ; Anmerkung zur Schlußakte der 
Haager Friedenskonferenz vom *29. Juli 1899 und den Vennittelungsvorschlag im Karolinenstreite 
im M Anhange". 

2) Gilt als Verfassungsgesetz: Geffcken S. 182, Brusa S. 427. 
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Wir Victor Emanuel II., durch Gottes Gnade und den Willen der Nation 
König von Italien; der Senat und die Kammern der Deputierten haben be- 
schlossen, Wir haben sanktioniert und vorkünden was folgt: 

I. Titel. Vorrechte de* Papstes und des heiligen Stuhles. 

Art. 1. Die Person des Papstes [Sommo PonteficeJ ist heilig und 
unverletzlich. 

Art. 2. Der Angriff auf die Person des Papstes und die Aufforde- 
rung dazu werden mit den gleichen Strafen belegt, wie der Angriff und die 
Aufforderung zu einem Angriffe gegen die Person des Köuigs. 

Beleidigungen und öffentliche Schmähungen, die unmittelbar gegen die 
Person des Papstes durch Wort, Tat oder durch die im Artikel 1 des Preß- 
gesetzes bezeichneten Mittel 8 begangen sind, werden nach Artikel 19 des Preß- 
gesetzes bestraft. 

Diese Straftaten werden von Amts wegen verfolgt und gehören zur Zu- 
ständigkeit der Schwurgerichte. 

Die Erörterung religiöser Fragen ist vollkommen frei. 

Art. 3. Die italienische Regierung erweist dem Papste, in dem Ge- 
biete des Königreichs, die einem Souverän zukommenden Ehren [onori 
sovrani] und bewahrt ihm den Ehren vorraug, den ihm die katholischen Souverän 
zugestehen. 

Der Papst hat das Recht, die hergebrachte Zahl von Garden als Leib- 
wache für seine Person und für die Bewachung der Paläste zu halten, unbe- 
schadet der Verpflichtungen [obblighi e doveri], die für solche Garden aus den 
jeweiligen Gesetzen des Staates erwachsen. 

Art. 4. Es wird zugunsten des heiligen Stuhles die Dotation mit 
einer jährlichen Rente von 3 225 000 Lire aufrecht erhalten. 

Mit dieser Summe, die dem in das römische Budgot 4 unter dem Titel 
„ Heilige apostolischo Palaste, h. (Kardinal-] Kollegium, kircbliche Kongregationen, 
Staatssekretariat und diplomatischer Dienst im Auslände" eingestellten Betrage 
gleichkommt, soll für don Unterhalt des Papstes und für die verschiedenen kirch- 
lichen Bedürfnisse des heiligen Stuhles, für die gewöhnliche Unterhaltung und 
die außerordentliche Instandsetzung sowie für die Bewachung der apostolischen 
Paläste und ihres Zubehörs gesorgt sein; ferner für die Besoldungen und die 
Pensionen [asseguamenti , giubilazioni 6 e pensioni] der im vorigen Artikel be- 
zeichneten Garden und derer, dio zum päpstlichen Hofe gohören, nebst den etwaigen 
anderen Ausgaben, ebenso aber auch für die gewöhnliche Unterhaltung und Be- 
aufsichtigung der zu den Palästen gehörigen Museen und der Bibliothek sowie 
für die Gebälter, Löhnungen und Pensionen der hier angestellten Beamten. 

Die erwähnte Dotation wird in das große Staatsschuldbuch in der Form 
einer dauernden und unveräußerlichen Rente auf den Namen des heiligen 
Stuhles eingetragen und wird auch während der Erledigung des päpstlichen 
Stuhles zur Bestreitung aller Bedürfnisse der römischen Kirche in dieser Zwischen- 
zeit fortbezahlt werden. 

Die Dotation wird von Steuern und staatlichen Gemeinde- oder Pro- 
vinziallasten jeder Art frei bleiben und wird selbst in dem Falle nicht ver- 
mindert werden können, wenn sich die italienische Regierung später entschließen 
sollte, die Ausgabe für die Museen und die Bibliothek auf sich zu nehmen. 



8) Durch dio Buchdruckerpresse oder andere mechanische Vervielfältigung (Art. 1 des Preß- 
edikts vom 26. 3. 1848); Art. 19 des Preßedikt» setzt auf die Beleidigung des Königs „carcere" 
bis zu 2 Jahren und Geldstrafe von 1000 bis 3000 Lire. 

4) Nämlich in dem päpstlichen Budget dos konstitutionollen Kirchenstaates vom Jahre 1848. 

6) Dio übliche Übertragung von ginbilazione mit „Ruhegehalt" verleitet in diesem Zu- 
sammenhange zu Mißverständnissen. Das "Wort bedeutet staatsrechtlich nichts anderes als das 
daneben gestellte pensioni. (Nach einer gütigen Mitteilung von Professor Gabba in Pisa.) 
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Art. 5. Der Papst wird außer der im Artikel 4 bestimmten Dotation 
den Nießbrauch an den apostolischen Palästen des Vatikans und des 
Laterans sowie an allen dazu gehörigen und davon abhängenden Gebäuden, 
Gärten und Ländereien haben [continua a godere], ebenso an der Villa Castel 
Gandolfo mit all ihrem Zubehör [attinenze e dipendenze]. 

Diese Paläste, die Villa und das Zubehör wie auch die Museen, die 
Bibliothek und die dort befindlichen Sammlungen für Kunst und für 
Altertümer sind unveräußerlich, frei von jeder Steuer oder Abgabe, und 
nicht einer Enteignung aus Gründen des öffentlichen Wohles unterworfen 

Art. 6. Während der Erledigung des päpstlichen Stuhles darf 
keine richterliche oder politische Behörde, aus irgend einem Grunde, 
die persönliche Freiheit der Kardinäle behindern oder beschränken. 

Die Regierung wird dafür Sorge tragen, daß die Versammlungen des 
Konklave uud der ökumenischen Konzilien nicht durch äußere Ge- 
walt gestört werden. 

Art. 7. Kein Staatsbeamter und kein Polizeiagent [agente della forza 
pubblica] darf zur Ausübung von Amtshandlungen in die Paläste und örtlich- 
keiten, wo der Papst gewöhnlich residiert oder sich zeitweilig aufhält, oder wo 
sich ein Konklave oder ein Ökumenisches Konzil versammelt hat, eindringen, 
es sei denn, daß er vom Papste, vom Konklave oder von dem Konzile dazu 
ermächtigt ist. 

Art. 8. Es ist verboten , Untersuchungen , Nachforschungen oder Beschlag- 
nahme [procedere a visite, perquisizioni o sequestri] von Papieren, Urkunden, 
Büchern und Registern bei denjenigen päpstlichen Ämtern und Kongregationen 
vorzunehmen, die mit ausschließlich geistlicher Zuständigkeit ausgestattet sind. 

Art. 9. Der Papst hat volle Freiheit, alle Aufgaben seines geist- 
lichen Amtes auszuüben und an den Pforten der Basiliken uud Kirchen 
Roms alle Erlasse [tutti gli attij dieses Amtes anschlagen zu lassen. 

Art. 10. Die Geistlichen, die in Rom kraft ihres Amtes an dem Er- 
lasse von Akten der geistlichen Gewalt des heiligen Stuhles teilnehmen, sind aus 
diesem Grunde keiner Belästigung oder Untersuchung durch die Staatsbehörden 
unterworfen, können deshalb auch nicht zur Rechenschaft gezogen werden. 

Jeder Ausländer, der in Rom ein kirchliches Amt bekleidet, soll die 
persönliche Sicherheit genießen, die den italienischen Bürgern kraft der Gesetze 
des Königreichs znsteht. 

Art. 11. Die bei Sr. Heiligkeit beglaubigten Gesandten der aus- 
wärtigen Staaten erfreuen sich in dem Königreiche aller Vorrechte und Be- 
freiungen, die den diplomatischen Agenten nach Völkerrecht gebühren. 

Auf Beleidigungen dieser Gesandten werden die Strafsatzungen ausgedehnt, 
die für Beleidigungen gegen die bei der italienischen Regierung beglaubigten 
Gesandten fremder Mächte bestehen. 

Den bei auswärtigen Regierungen beglaubigten Gesandten Sr. Heilig- 
keit werden in dem Staatsgebiete des Königreichs sowohl bei dem Ab- 
gange nach dem Orte ihrer Mission als bei der Rückkehr die nach dem 
Völkerrecht herkömmlichen Vorrechte und Befreiungen zugesichert. 

Art. 12. Der Papst korrespondiert in voller Freiheit mit den 
Bischöfen und mit der ganzen katholischen Welt ohne irgend welche 
Einmischung der italienischen Regierung. 

Zu diesem Zwecke ist dem Papst die Befugnis eingeräumt, im Vatikan 
oder in einer seiner anderen Residenzen Post- und Telegraphen ämter, be- 
dient von Beamten seiner Wahl, einzurichten. 

Das päpstliche Postamt kann unmittelbar in geschlossenen Briefpaketen 
mit den Auswechslungspostanstallen der auswärtigen Verwaltungen verkehren 
oder aber die eigene Korrespondenz den italienischen Ämtern übergeben. In 
beiden Fällen wird die Beförderung der Depeschen oder der Brief- 
schaften, wenn sie mit dem Siegel des päpstlichen Amtes versehen sind, vou 
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jeder Taxe oder sonstigen Abgabe für das italienische Staatsgebiet be- 
freit sein. 

Die im Namen des Papstes abgehenden Kuriere werden in dem König- 
reiche den Kabinettskurieren der auswärtigen Regierungen gleichgestellt. 

Das päpstliche Telegraphenamt wird mit dem Telegraphennetz des König- 
reichs auf Kosten des Staates verbunden werden. 

Die von diesem Amte mit dem authentischen Nachweis als „päpstliche" 
übermittelten Telegrammo werden in dem Königreich mit den für Staatstele- 
gramme bestimmten Vorrange und frei von jeder Taxe angenommen und be- 
fördert werden. 

Dieselben Vorteile werden die vom Papste oder in seinem Auftrage ge- 
zeichneten Telegramme genießen, die, mit dem Siegel des heiligen Stuhles ver- 
seben, irgend einem Telegraphenamt des Königreiches aufgegeben werden. 

Die an den Papst gerichteten Telegrammo bleiben von den Taxen, mit 
denen sonst die Empfänger 6 belastet sind, frei. 

Art. 13. In der Stadt Born und in den 6 suburbikarischen Bistümern 
werden die Seminarien, die Akademien, die Kollegien und die anderen für die 
Erziehung und Ausbildung des Klerus begründeten katholischen In- 
stitute wie bisher einzig und allein von dem heiligen Stuhle abhängig sein, 
frei von jeder Einmischung der Untorrichtsbehörden des Königreichs. 

II. Titel. Beziehungen des Staates zur Kirche. 

Art. 14. Aufgehoben ist jede besondere Beschränkung der freien Aus- 
übung des Versammlungsrechtes für die Mitglieder des katholischen Klerus. 

Art. 15. Es verzichtet die Regierung auf das Recht der aposto- 
lischen Legation 7 in Sizilien, und für das ganze Königreich auf das Recht 
der Ernennung oder des Vorschlages bei der Verleihung der höheren 
Kirchenämter [nomina o proposta nelia collazione dei benefici maggiorij. 

Von den Bischöfen wird nicht gefordert werden , daß sie dem Könige 
den Eid leisten. 

Die höheren und die niederen Kirchenämter können — außer in der 
Stadt Rom und in den suburbikarischen Bistümern — nur Bürgern des 
Königreichs verliehen werden. 

An der Besetzung [collazione] der Benefizien königlichen Patronats wird 
nichts geändert. 

Art. 16. Aufgehoben ist das Exequatur und das Placet regium 
und jede andere Art der staatlichen Bewilligung zur Verkündung und Vollziehung 
von Akten der kirchlichen Gewalt. 

Solange jedoch nicht durch das im Artikel 18 vorgesehene besondere 
Oesetz etwas anderes angeordnet ist, bleiben alle diejenigen Akte der kirchlichen 
Gewalt dem Exequatur und dem Placet regium unterworfen, die eine Bestim- 
mung über die Kirchengüter und über die Besetzung der höheren und niederen 
Kirchenämter [provvista dei benefici maggiori e minorij — ausgenommen die in 
der Stadt Rom und in den suburbikarischen Bistümern — betreffen. 

Aufrecht erhalten bleiben die Anordnungen der bürgerlichen Gesetze über 
die Gründung und das Bestehen der päpstlichen Institute und über die Veräuße- 
rung ihrer Güter. 

Art. 17. In Sachen der Kirchenzucht oder geistlichen Amtsführung 
[materia spirituale e diseiplinare] 8 ist gegen Akte der Kirchengewalt Be- 
schwerde oder Berufung [an den Staat] nioht zugelassen; es wird diesen Akten 
aber auch nicht eine zwangsweise Durchführung zuerkannt oder bewüligt. 



6) Mit Rücksicht darauf, daß (noch heut) in Italien auch von dem Empfänger eine» 
Telegramms eine Bestellgebühr za entrichten ist. 

7) Die sog. Monarchie Sicula d.i. die im Jahre 1096 vom Papste dem Könige von 
Sizilien yorliohono Jurisdiktion&gewalt Uber die Kirche der Insel. Alte Streitfrage. Darüber 
n. a. Hinschius, Kirchenrecht Bd. 1 (1869) §71, Brusa S. 428. 

8) Oeigel § 6. Brusa S. 429 erwähnt einen recursus ab abusu , der 1889 eingeführt worden sei. 
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Die Beurteilung der Rech tewirkun gen dieser sowie aller anderen Akte der 
geistlichen Gowalt gehört zur staatlichen Gerichtsbarkeit [giurisdizione civile]. 

Ohne jode Wirkung sind solche Akte jedoch, wenn sie gegen die 
Gesetze des Staates oder gegen die öffentliche Ordnung verstoßen oder 
die Rechte von Privatpersonen verletzen, und sie unterliegen den {Strafgesetzen, 
wenn sie den Tatbestand eines solchen erfüllen. 

Art. 18. Ein späteres Gesetz wird die Neuordnung, die Erhaltung und 
die Verwaltung des Kirchengutes im Königreiche regeln. 9 

Art. 19. In allen Angelegenheiten, die Gegenstand des vorliegenden Ge- 
setzes sind, verliert jede bisher gültige Anordnung, sofern sie diesem Gesetze 
widerstreitet, ihre Kraft* 



Nr. 32. 

Konsularvertrag. 1 

Berlin, 11. Dezember 1871. 

Vertragsstaaten: Deutsches Reich — Vereinigte Staaten von Amerika. 

Toxt: deutsch a. englisch. — Abdruck: BGBl. 1872 8.95; Martens» 19 S.84; M.-C.-G. II 187. 
Literatur (tum Konsularrecht im allgemeinen): Bonfils 788, Gareis 41; Heffter 244; Koilborn 

189; v. Holtzendorff III 176; v. Liszt lo; v. Martens II 18; Rivier 41: Stoork 02; Ullmann44; 

Hübler, Magistraturen d. vßlkerr. Verkehre §| 3. 12; König, Handb. d. D. Konsularwesen» 

6. Ausg. 1902: Laband III 72; Zorn II 86, WVR. I 832 — Lentner u. Strisower im österr. 

StWB. II > 46l, 433. 

S. M. der Deutsche Kaiser, König von Preußen, im Namen des Deutschen 
Reichs, und der Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika, von dem 
Wunsche geleitet, die Rechte, Privilegien, Immunitäten und Verpflichtungen der 
beiderseitigen konsularischen Agenten festzustellen, sind übereingekommen, einen 
Konsularvertrag abzuschließen. . . . 

Art. 1 [1—3]. Jeder der vertragenden Teile willigt ein, General- 
konsuln, Konsuln, Vizekonsuln und Konsularagenten des anderen Teils 
in allen seinen Häfen, Städten und Plätzen zuzulassen, mit Ausnahme 
derjenigen Orte, wo es nicht angemessen erscheinen sollte, solche Beamte an- 
zuerkennen. Dieser Vorbehalt soll jedoch auf keinen der vertragenden Teile 
angewendet werden, ohne jeder anderen Macht gegenüber ebenfalls Anwendung 
zu finden. 

Art. 2 [7, 9, 10]. Die Generalkonsuln, Konsuln, Vizekonsuln oder Konsular- 
agenten sollen nach Vorlegung ihrer mit Beobachtung der in ihren bezüglichen 
Ländern bestehenden Förmlichkeiten ausgefertigten Bestallung gegenseitig zu- 
gelassen und anerkannt werden. Das zur Ausübung ihrer Amtsverrichtungen 
erforderliche Exequatur 9 soll ihnen kostenfrei erteilt werden und nach Vor- 



9) Bisher nicht erlassen , auch nicht in Aussicht (Qabba). 

1) Als Beispiel eines Konsularvertrages. Vgl. noch oben Nr. 19 (China), wegen 
der Balkanstaaten und Japans vgl. Befrister. Die geltenden Vertrage bei v. Poschinger, Die 
Wirtschaft!. Vertrage Deutschlands I 1892, zumeist auch bei Staudinger, Sammlung von Staats- 
v ertrügen 2. Aufl. 1895. 

Aus der Beich?Kesetz(rebung: BV. Art. 66, Gosetz betr. die Organisation d. Bundoskosolato 
v. 8. 11. 1867 [auf dessen Paragraphen ist bei den einzelnen Artikeln in Klammern 
verwiesen], Gesetz betr. die Gebühren 1. 7. 72. - Sammlang der Konsulargesotzgebung von 
Zorn 2. Auff. 1901. 

2) Vgl. „Anhang». 
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Weisung dieser Urkunde sollen dieselben sofort und unbeanstandet von den 
Landesbehörden in den Häfen, Städten und Plätzen ihres Amtssitzes und Amts- 
bezirks, dieselben seien Bundes-, Staats- oder Gemeindebehörden, Gerichts - 
oder Verwaltungsbehörden, zum Genüsse der ihnen gegenseitig zugesicherten 
Vorrechte zugelassen werden. Die das Exequatur erteilende Regierung behält 
sich das Recht vor, dieses Exequatur zurückzunehmen, und zwar unter 
Darlegung der Gründe, aus denen sie für angemessen erachtet hat, so zu 
handeln. 

Art. 3 [8, 9J. Die rosp. Generalkonsuln, Konsuln, Vizekonsuln oder 
Konsularagenten sowohl als deren Kanzler und Sekretäre sollen in beiden 
Ländern alle Vorrechte, Befreiungen und Immunitäten gonioßen, welche 
denBoamteu desselben Ranges der meistbegünstigten Nation bewilligt 
sind oder in Zukunft werden. Konsularbeamte, welche nicht Angehörige 
des Landes sind, wo sie beglaubigt sind, sollen in dem Lande, wo sie ihren Sitz 
haben, persönliche Immunität von Verhaftung oder Gefangenhaltung 
genießen, ausgenommen im Falle von Verbrechen; sie sollen ferner von 
Militäreinquartierung und Kontributionen, von Waffendiensten aller 
Art und von anderen öffentlichen Dienstleistungen, sowie von allen 
direkten oder persönlichen oder Luxusabgaben, Leistungen und 
Beiträgen, dieselben seien Bundes-, Staats- oder Gemeindeabgaben, frei soin. 
Wenn aber die gedachten Konsularbeamten in dem Lande, wo sie ihren 
Amtssitz haben, Grundeigentümer sind oder werden, oder Handelsgeschäfte 
betreiben, so sollen sie denselben Abgaben und Auflagen und demselben gericht- 
lichen Verfahren unterworfen sein, wie die Grundbesitzer oder Kaufleute, welche 
Angehörige des Landes sind. Unter keinen Umständen jedoch soll das Ein- 
kommen von ihrem Amte irgend einer Abgabe unterliegen. Konsularbeamte, 
welche kaufmännische Geschäfte betreiben, sollen nicht auf ihre Konsularvor- 
rechte sich berufen dürfen, um sich ihren kaufmännischen Verbindlichkeiten zu 
entziehen. Konsularbeamte jedweden Charakters sollen in keinem Falle in der 
Ausübung ihrer amtlichen Verrichtungen weiter gestört werden, als zur Hand- 
habung der Landesgesetze unvermeidlich ist. 

Art. 4. Genoralkonsuln, Konsuln, Vizekousuln und Konsularagenten 
können über dem äußeren Eingange ihrer Amtsräume oder ihrer Woh- 
nungen das Wappen ihrer Nation mit einer ihr Amt bezeichnenden In- 
schrift anbringen. Auch dürfen sie die Flagge ihres Landes auf dem Kon- 
sulatsgebäude aufziehen, ausgenommen in solchen Plätzen, wo sich eine Ge- 
sandtschaft ihres Landes befindet. 

Desgleichen können sie ihre Flagge auf jedem Fahrzeuge aufziehen, dessen 
sie sich im Hafen bei Ausübung ihrer Dienstverrichtungen bedienen. 

Art. 5. Die Konsulararchive sollen joderzeit unverletzlich sein 
und unter keinem Vorwande soll es den Landesbehörden erlaubt sein , die Papiere, 
welche zu diesen Archiven gehören, zu durchsuchen oder mit Beschlag zu be- 
legen. Betreibt ein Konsularbeamter nebenbei Geschäfte, so sollen die auf das 
Konsulat bezüglichen Papiere unter abgesondertem Verschluß aufbewahrt werden. 

Die Amtsräume und Wohnungen der Berufskonsuln (consules 
missi), welche nicht Angehörige dos Landes sind, wo sie ihren Sitz 
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haben, sollen jederzeit unverletzlich sein. Die Landesbehörden Bollen, so- 
weit es sich nicht um Verfolgung von Verbrechen handelt, unter keinem Vor- 
hände dort eindringen. In keinem Falle dürfen sie die daselbst niedergelegten 
Papiere durchsuchen oder in Beschlag nehmen. Unter keinen Umständen 
dürfen diese Amtsräume oder Wohnungen als Asylorte benutzt werden. 

Art. 6 [8]. Im Falle des Todes, der Verhinderung oder Abwesenheit der 
Generalkonsuln, Konsuln, Vizekonsuln und Konsularagenten dürfen deren 
Kanzler oder Sekretäre, wenn ihr amtlicher Charakter zuvor zur Kenntnis 
der betreffenden deutschen oder amerikanischen Behörden gebracht worden ist, 
zeitweilig deren Amtsverrichtungen ausüben, und sie sollen während 
dieser Amtsführung alle Rechte, Vorrechto und Immunitäten genießen, welche 
durch diese Übereinkunft den Titularen zugesichert sind. 8 

Art. 7 [11]. Die Generalkonsuln und Konsuln sollen mit Genehmigung 
ihrer resp. Regierungen Vizekonsuln und Konsularagenten in den Städten, 
Häfen und Plätzen innerhalb ihres Konsularbezirks bestellen dürfen.* Diese 
Beamten können Angehörige Deutschlands oder der Vereinigten 
Staaten oder eines anderen Landes sein. Es soll ihnen von dem Konsul, 
der sie bestellt und unter dessen Bofehlon sie zu fungieren haben, oder von der 
Regierung des Landes, welche derselbe vertritt, eine Bestallung erteilt werden. 
Sie sollen die in diesor Übereinkunft zugunsten der Konsularbeamten bedungenen 
Vorrechte genießen, vorbehaltlich der in Artikel 3 aufgeführten Ausnahmen. 

Art. 8 [1], Generalkonsuln. Konsuln, Vizekonsuln und Konsularagenten 
sollen das Recht haben, behufs der Abhilfe irgend einer Verletzung 
der zwischen beiden Ländern bestehenden Verträge und Übereinkünfte oder 
des Völkerrechts, an die in ihrem Amtsbezirke fungierenden Behörden 
des bezüglichen Landes, dieselben seien Bundes- oder Landesbehörden, 
sich zu wenden, Auskunft von den gedachten Behörden zu verlangen und an 
dieselben Anträge zum Schutz der Rechte und Interessen ihrer Landsleute 
zu richten, insbesondere in Fällen der Abwesenheit dieser letzteren, in welchen 
Fällen die Konsuln usw. als die gesetzlichen Vertreter der Abwesenden ange- 
sehen werden sollen. Falls ein solches Ansuchen die gebührende Beachtnng 
nicht fände, sollen die vorgedachten Konsularbeamten, falls ein diplomatischer 
Vertreter ihres Landes nicht anwesend sein sollte, sich unmittelbar an die Re- 
gierung des Landes, wo sie ihren Sitz haben, wenden dürfen. 

Art, 9 [12fg.]. Generalkonsuln, Konsuln, "Vizekonsuln oder Konsularagenten 

dor beiden Länder oder deren Kanzlor sollen, soweit sie nach den Gesetzen 

und Verordnungen ihres Landes dazu befugt sind 4 , das Recht haben, 

1. in ihren Amtsräumen oder Wohnungen, in den Wohnungen der Beteiligten 
oder am Bord der Nationalschiffo die Erklärungen der Schiffsführer, der 



3) In den Konsalarvcrtrftgen mit Rußland (1S74), Griechenland (1BS1), Serbien 
(18S3) und Japan (18%) ist außerdem bestimmt: Pflicht dor Konsuln, vor Gericht Zeugnis 
abzulegen (auf schriftliches Ersuchen); bei Behinderung sind die Konsuln (in bürgerlichen Rochts- 
streitigkeiten , in Serbien immer) in ihror Wohnung odor durch schriftliches Zeugnis zu vernehmen. 

4) Im einzelnen nach dem Konsulatsi-osetzo : Lokalisierung von Urkunden (Cl'O. -\3»\ Auf- 
nahme von Urkunden, also auch Verfügungen von Todes wegon ("Wahlkonsuln nur mit Ermäch- 
tigung des Reirhskanzlors), gleich einem Notare. Nur kraft besonderer Ermächtigung durch 
den Reichskanzler- Abhürung von Zeugen, Abnnhme von Eiden, Befugnisse des Standesbeamten 
(RG. vom 4.5. 1870, wird jodoch nicht erteilt u. a. in den V. St. v. Amerika. NShoros bei dem 
I. Haager Abkommen vom *12. 6. 1902 Art. C.) 

Floischmann, Völkerrechtsquollen. 8 
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Schiffsmannschaften, der Schiffspassagiere, von Kaufleuten oder sonstigen 
Angehörigen ihres Landes entgegenzunehmen; 
2. einseitige Rechtsgeschäfte und letztwillige Verfügungen ihrer Landsleute, 
ingleichen Verträgo, welche zwischen Angehörigen ihres eigenen Landes, 
sowie zwischen diesen und Angehörigen oder anderen Einwohnern des 
Landes ihres Amtssitzes geschlossen weiden, aufzunehmen und zu be- 
glaubigen; nicht minder alle Vertrage zwischen Personen der letzteren 
Kategorie, soweit solche Verträge auf ein im Gebiete der Nation, von 
welcher die gedachten Konsularbeamten bestellt sind, belegenes Grund- 
eigentum oder auf ein daselbst abzuschließendes Geschäft sich beziehen. 

Alle solche Verträge und andere Urkunden, sowie Abschriften und Über- 
setzungen davon sollen, wenn sie von dem Generalkonsul, Konsul, Vizekonsul 
oder Konsularagenten gehörig beglaubigt und mit dessen Amtssiegel versehen 
sind, von den öffentlichen Beamten und den Gerichtshöfen als öffentliche 
Urkunden beziehungsweise als beglaubigte Übersetzungen oder Abschriften 
angesehen werden, und sie sollen dieselbe Kraft und Wirkung haben, als wenn 
sie von den kompetenten öffentlichen Beamten des einen oder des anderen der 
beiden Länder aufgenommen oder beglaubigt wären. 

Art. 10 (18]. 6 Im Falle, daß ein Angehöriger des Deutschen Reichs 
in den Vereinigten Staaten, oder daß ein Angehöriger der Vereinigten 
Staaten im Deutschen Reiche sterben sollte, ohne in dem Lande seines 
Ablebens bekannte Erben oder von ihm ernannte Testamentsvollstrecker zu 
hinterlassen, so sollen die kompetenten Landesbehörden den nächsten Kon- 
sularbeamten der Nation, welcher der Verstorbene angehörte, von diesem Um- 
stände alsbald in Kenntnis setzen, damit die erforderliche Benachrichtigung 
den beteiligten Parteien unverzüglich übermittelt werde. 

Der gedachte Konsularbeamte soll das Rocht haben, persönlich oder 
durch einen Beauftragten bei allen Amtshandlungen für die abwesenden 
Erben oder Gläubiger aufzutreten, bis diese einen Bevollmächtigten er- 
nannt haben. 

In allen Erbfällen sollen die Angehörigen eines jeden der kontrahierenden 
Teile in dem Gebiete des anderen Teiles nur diejenigen Abgaben entrichten, 
welche sie entrichten müßten, wenn sie Angehörige desjenigen Landes wären, 
in welchem der Nachlaß sich befindet oder die gerichtliche Verwaltung desselben 
stattfindet. 

Art. 11 [18]. Den Generalkonsuln, Konsuln, Vizekonsuln und Konsular- 
agenten der beiden Länder steht ausschließlich die Inventarisierung und Sicher- 
stellung der Güter und Gegenstände jeder Art zu , welche von Schiffsleuten oder 
Schiffspassagieren auf Schiffen ihrer Nationalität hinterlassen sind, sei es, daß 
diese Personen an Bord der Schiffo oder am Lande, während der Fahrt oder im 
Bestimmungshafen sterben. 

Art. 12 [30-32]. Die Generalkonsuln, Konsuln, Vizekonsuln und Konsular- 
agenten können sich in Person an Bord der zum freien Verkehr zugelassenen 
Schiffe ihrer Nationalität begeben oder einen Bevollmächtigten an Bord 
schicken, um die Offiziere und Mannschaften zu vernehmen, die Schiffs- 
papiere einzusehen, die Erklärungen über ihre Reise, ihren Bestimmungsort 
und die Zwischenfälle während der Reise entgegenzunehmen, Ladungsverzeich- 
nisse (Manifeste) aufzunehmen, den Eingang* und die Klarierung ihrer 

6) Über Nachlaßbohandlung in den KonsnlarrertrUgen vgl. bei Nr. 34 Anm. 1. 
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Schiffe zu fördern, endlich mit den gedachten Offizieren und Mannschaften 
vor den Gerichts- oder Verwaltungsbehörden des Landes zu erscheinen, um 
ihnen als Dolmetscher oder Agenten zu dienen. 4 

Die Gerichtsbehörden und Zollbeamten dürfen in keinem Falle 
zur Besichtigung oder Durchsuchung von Handelsschiffen schreiten, 
ohne den Konsularbeamten der Nation, welcher die gedachten Schiffo 
angehören, behufs ihrer etwaigen Gegenwart vorher Nachricht ge- 
geben zu haben. 6 

Ebenso müssen die gedachten Konsularbeamten behufs ihrer Anwesen- 
heit rechtzeitig benachrichtigt werden, wenn die Offiziere oder zur 
Schiffsmannschaft gehörige Personen vor den Gerichten oder Be- 
hörden des Orts Aussagen oder Erklärungen abzugeben haben, damit 
jedes Mißverständois und jeder Irrtum, welche einer geordneten Eechtspflege 
Eintrag tun könnten, vermieden wird. Dio bezügliche Mitteilung an die Kon- 
suln, Vizekonsuln oder Konsularagenten soll die für das Verfahren bestimmte 
Stunde enthalten. Beim Nichterscheinen der gedachten Beamten oder ihrer 
Vertreter kann in ihrer Abwesenheit in der Sache vorgegangen werden. 

Art.'18 [33]. T Den Generalkonsuln, Konsuln, Vizekonsuln oder Konsular- 
agenten steht ausschließlich die Aufrechthaltung der inneren Ord- 
nung an Bord ihrer nationalen Handelsschiffe zu. Sie haben domgemäß 
Streitigkeiten jeder Art, sei es auf hoher See, sei es im Hafen, zwischen den 
Schiffsführera, Offizieren und Matrosen zu schlichten, insbesondere Streitigkeiten 
welche sich auf die Heuer und die Erfüllung sonstiger Vertragsbestimmungen 
beziehen. "Weder ein Gerichtshof noch eine andere Behörde soll unter 
irgend einem Vorwande sich in solche Streitigkeiten mischon dürfen, 
außer in Fällen, wenn die an Bord vorfallenden Streitigkeiten derart sind, daß 
dadurch die Ruhe und öffentliche Ordnung im Hafen oder am Lande ge- 
stört wird, oder wenn andere Personen, als die Offiziere und Mannschaften 
des Schiffes an den Unordnungen beteiligt sind. 

Mit Ausnahme der vorgedachten Fälle sollen die Landesbehörden sich 
darauf beschränken, den Konsuln wirksame Hilfe zu leisten, wenn diese darum 
nachsuchen , um diejenigen Personen zu verhaften und gefangen zu halten , deren 
Name in der Schiffsrolle eingetragen ist und deren Festhaltung jene für erforder- 
lich eraohten. Diese Personen sollen auf eine schriftliche, an dio Landesbehörden 
gerichtete und von einem beglaubigten Auszuge aus dem Schiffsregister oder der 
Musterrolle begloitete Aufforderung verhaftet und während der ganzen Zeit ihres 
Aufenthalts im Hafen zur Verfügung der Konsuln festgehalten werden. Ihre 
Freilassung soll nur infolge eines Ersuchsschreibens der gedachten Konsuln erfolgen. 

Die Kosten der Verhaftung und der Festhaltung dieser Personen sollen 
von den Konsuln getragen werden. 

Art. 14 [28, 34J. Die Generalkonsuln, Konsuln, Vizekonsuln oder Konsular- 
agenten können die Offiziere, Matrosen und alle anderen zur Mannschaft der 
Kriegs- oder Handelsschiffe ihrer Nationalität gehörigen Personen, welche 



6) Vgl. für Preußen den Ministerialerlaß v. 22.7. 1904 über die Zuziehung fremder Konsular- 
beamten zu Amtshandlungen inländischer Behörden in preußischen Seehufen (Justizmin.-Bl. S.lttO). 

7) Seemannsordnung vom 2. 6. 1902 (RGBl. 176) §§ 6, 128 fg. 

8* 
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der Desertion von den gedachten Schiffen schuldig oder angeklagt sind, fest- 
nehmen lassen, um dieselben an Bord oder in ihre Heimat zn senden. 

Zu diesem Zweck sollen die deutschon Konsuln in den Vereinigten 
Staaten an die Gerichte oder Behörden des Bundes, des Staates oder der Ge- 
meinde und die Konsuln der Vereinigten Staaten in Deutschland an irgend 
eine der kompetenten Behörden bezüglich der Deserteure ein Ersuchs- 
schreiben riohten, begleitet von einem amtlichen Auszuge aus dem Schiffs- 
register und der Musterrolle oder von anderen amtlichen Urkunden, welche ge- 
eignet sind, zu beweisen, daß die Leute, deren Auslieferung sie verlangen, zu 
der gedachten Schiffsmannschaft gehören. Auf ein dergestalt begründetes 
Ersuchen und ohne daß es einer Beeidigung von Seiten der Konsuln bedarf, 
sollen die Deserteure (vorausgesetzt, daß dieselben weder zur Zeit ihrer 
Einschiffung, noch zur^ Zeit ihrer Ankunft im Hafen Angehörige des Landes 
sind, wo das Auslieferungsverlangen gestellt wird) an die Konsuln aus- 
geliefert werden. Jede Hilfe und jeder Schutz soll denselben gewährt werden 
bei der Verfolgung, Ergreifung und Festhaltang der Deserteure, welche in die 
Gefängnisse des Landes gebracht und dort auf Ersuchen und auf Kosten der 
Konsuln so lange festgehalten werden sollen, bis die gedachten Konsuln eine 
Gelegenheit zu ihrer Fortsendung gefunden haben werden. 

Wenn jedoch eine solche Gelegenheit innerhalb eines Zeitraumes von 
3 Monaten, vom Tage der Gefangennahme an gerechnet, sich nicht finden sollte, 
so werden die Deserteure freigelassen und aus dem nämlichen Grunde nicht 
wieder festgenommen weiden. 

Art. 15 [36]. Falls nicht Verabredungen zwischen Reedern, Befrachtern und 
Versicherern entgegenstehen, werden alle während der Fahrt der Schiffe beider 
Länder erlittenen Havarien, sei es, daß die Schiffe in den Hafen freiwillig 
oder als Nothafner einlaufen, von den Generalkonsuln, Konsuln, Vizekonsuln 
und Konsularagenten der betreffenden Länder reguliert. Sollten jedoch Landos- 
untertanen oder Angehörige einer dritten Macht bei der Sache beteiligt sein, so 
müssen in Ermangolung einer gütlichen Einigung zwischen allen Beteiligten die 
Havarien von den Landesbehörden reguliert werden. 

Art. 16 [3G, 27j. 8 Wenn ein Regierungsschiff oder ein Schiff 
eines Angehörigen eines der vertragenden Teile an der Küste des 
anderen Teiles Schiffbruch leidet oder strandet, so sollen dio Lokalbe- 
hörden den Generalkonsul, Konsul, Vizekonsul oder Konsularagenten des Bezirks, 
oder wenn ein solcher nicht vorbanden ist, den dem Orte des Unfalls nächsten 
Generalkonsul, Konsul, Vizekonsul oder Konsularagenten davon benachrichtigen. 

Alle Rettungsmaßregeln bezüglich amerikanischer in den Territorial- 
gewässern des Deutschen Reichs gescheiterter oder gestrandeter Schiffe sollen 
nach Maßgabe der deutschen Gesetze erfolgen, und umgekehrt sollen alle Rot- 
tungsmaßregeln in bezug auf deutsche in den Territorialgewässern der Ver- 
einigten Staaten gescheiterte oder gestrandete Schiffe in Gemäßheit der Gesetze 
der Vereinigten Staaten erfolgen. 

Die Konsularbehörden haben in beiden Ländern nur einzuschreiten, um 
die auf Ausbesserung oder Neuverproviantierung, oder eintretendenfalls auf den 



8) In einzelnem Vorträgen ist Außerdem vorgesehen : für dio diplomatischen Vertrotor und dio 
Konsuln Vornahme von Eheschließungen, Beurkundung von Geburten und Todesfällen; 
für dio Konsuln Bestellung von Vormändorn oder Pflegern (so mit Japan V. 4.4. 1896, RGBl. 782). 
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Verkauf des gescheiterten oder gestrandeten Schiffes bezüglichen Maßregeln zu 
überwachen. 

Für das Einschreiten der Landesbehörden dürfen keine anderen Kosten 
erhoben werden als solche, welche in gleichem Falle die Nationalschiffe zu ent- 
richten haben. 

Ist die Nationalität eines verunglückten Schiffes zweifelhaft, so sind die 
Landesbehörden ausschließlich für alle in dem gegenwärtigen Artikel vorgesehenen 
Maßregeln zuständig. 

Alle "Waren und Güter, welche nicht zum Verbrauche in dem Lande, in 
welchem der Schiffbruch stattfindet, bestimmt sind, sollen frei von jeder Ab- 
gabe sein. 

Art. 17. [Gleichor Schutz für die Angehörigen beider Staaten in betreff 
der Bezeichnung der Waren, der Muster und der Fabrik- oder Handelszeichen; 
jetzt Pariser Übereinkunft vom *20. 3. 1883]. 

Art. 18. Die gegenwärtige Übereinkunft soll für die Dauer von 10 Jahren, 
vom Tage des Austausches der Ratifikationen an gerechnet, Gültigkeit haben. 
Die Ratifikationen sollen innerhalb 6 Monaten in Berlin ausgewechselt werden. 

"Wenn keine der Parteien 12 Monate vor dem Ablauf dos gedachten Zeit- 
raums von 10 Jahren ihre Absicht kund gibt, diese Übereinkunft nicht zu er- 
neuern, so soll dieselbe ein Jahr länger in Kraft bleibeu, und so fort von Jahr 
zu Jahr bis zum Ablauf eines Jahres nach dem Tage, an welchem eine der 
Parteien der anderen oine solche Absicht kund gegeben haben wird. 



Nr. 33. 

Repatriierungsverträge. 1 

Literatur: v. Conta, Die Ausweisung aus dem Deutschen Reiche usw. 1904; im übrigen vgl. 
bei dem Niederlassung» vertrage mit der Schweiz vom * 31. Mai 1890. 

I. Zwischen dem Deutschen Reiche und Italien — 8. August 1873. 

Text: deutsch und italienisch. - CB1. S. 281. 

Zwischen dem Deutschen Reiche und dem Königreich Italien ist über die 
Behandlung der in dem einen Lande hilfsbedürftig werdenden Angehörigen des 
anderen Landes, über dio Übernahme von Auszuweisenden und über die Be- 
seitigung des Paßzwanges im gegenseitigen Verkehr nachstehendes vereinbart 
worden. 

Art. 1. Jeder der beiden vertragenden Teile verpflichtet sich, dafür zu 
sorgen, daß innerhalb seines Gebiets denjenigen hilfsbedürftigen Ange- 
hörigen des anderen Teiles, welche wegen körperlicher oder geistiger 
Krankheit der Verpflegung und ärztlichen Behandlung bedürfen, diese nach 
denselben Grundsätzen wie den hilfsbedürftigen Inländern solange 
zuteil werde, bis ihre Rückkehr in die Heimat ohne Nachteil für ihre oder 
anderer Gesundheit geschehen kann, sowie daß denselben zur demnächstigen 



1) Ausgewählt ist aus den vom Reiche abgeschlossenen ,, Übernahme- Abkommen" 
das erste und das letzte. Weitere sind vereinbart mit: Dänemark 11.12.1873, Österreich- 
Ungarn v. 26.7. 1875 (CB1. S. 475), Belgien v. 7.7. 1877 (CBl. 411), Frankreich (1880?), 
Schweis «01.5. 1890. Sämtlich abdruckt bei Cahn, BÖ. über Erwerb der Reichs- u. Staats- 
angehörigkeit 2. Aufl. 1696, Anhang, und bei v. Conta. 
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Rückkehr in die Heimat dio zur Erreichung der Grenze des Hoimatslandes er- 
forderlichen Mittel gewährt werden. 

Art. 2. Ein Ersatz der durch die Gewährung von Transport und Reise- 
jnittoln, die Verpflegung, ärztliche Behandlung oder Beerdigung der Deutschen 
in Italien und der Italiener in Deutschland entstehenden Rosten kann gegen 
die Staats-, Gemeinde- oder andere öffentliche Kassen desjenigen Landes, wel- 
chem der Hilfsbedürftige angehört, nicht beansprucht werden. 

Art. 3. Für den Fall , daß der Hilfsbedürftige selbst oder andere privat- 
rechtlioh Verpflichtete zum Ersätze der Kosten imstande sind, bleiben die An- 
sprüche an letztere vorbehalten. 

Die vertragenden Teile sichern sich auch wechselseilig zu, auf einen von 
dem anderen Teile im diplomatischen Wege gestellten Antrag durch ihre Be- 
hörden die nach der Landesgesetzgebung zulässige Hilfe zu leisten, damit den- 
jenigen , welche die gedachten Kosten bestritten haben , solche nach den üblichen 
Ansätzen erstattet worden. 

Art. 4. Jeder der vertragenden Teile verpflichtet sich ferner, 
auf Verlangen des anderen Teiles seine Angehörigen wieder zu 
übernehmen, auch wenn dieselben die Staatsangehörigkeit nach der 
inländischen Gesetzgebung bereits verloren haben, sofern sie nicht etwa 
dem anderen Lande nach dessen eigener Gesetzgebung angehörig geworden sind. 

Art. 5. Individuen, welche aus dem Gebiete des einen Landes in das 
des anderen ausgewiesen worden sind, und von denen demnächst durch die Be- 
hörden dieses letzteren festgestellt wird, daß sie demselben nicht angehören 
bozw. nicht angehört haben, müssen auf Antrag desselben von dem ausweisen- 
den Teile an dossen Grenze wieder übernommen werden. 

Art. 6. Von den Angehörigen des einen Teiles soll weder beim Eintritte 
noch beim Austritt über die Grenze des Gebiets des anderen Teiles, noch 
während ihres Aufenthalts oder ihrer Eeisen innerhalb desselben ein Reise- 
papier gefordert werden. 

Sie bleiben jedoch verpflichtet, sich auf amtliches Erfordern über ihre 
Person genügend auszuweisen. 

Art. 7. "Wenn die Sicherheit eines der vertragenden Teile oder 
die öffentliche Ordnung durch Krieg, innere Unruhen oder sonstige Er- 
eignisse bedroht erscheint, so kann die Paßpflichtigkeit überhaupt odor 
für einen bestimmten Bezirk durch Anordnung eines jeden der beiden ver- 
tragenden Teile vorübergehend eingeführt werden. 

Art. 8. Die vorstehend getroffenen Bestimmungen bleiben in Kraft bis 
zum Ablauf eines Jahres nach der von einem der beiden vertragenden Teile 
erfolgten Kündigung. 

II. Zwischen dem Deutschen Reiche und Rußland — 10. Februar /29. Januar 1894.° 

Text: französisch. — Abdruck: CB1. vom 80.3. 1894 S. 81 (mit Übersetzung). 

Art. 1. Beide Teile verpflichten sich, diejenigen ihrer früheren 
Angehörigen, welche ihre Staatsangehörigkeit durch Abwesenheit im 
Auslande oder durch förmliche Entlassung odor auf andere Weise verloren 
haben, zu übernehmen, falls jene nicht eine andere Staatsangehörigkeit er- 
worben haben. 

Diese Übernahmepflicht soll sich jedoch nicht erstrecken auf Personen, 
welche die von ihren Eltern verlorene Staatsangehörigkeit ihrerseits niemals be- 
sessen haben. 



2) AuBführun<san waisang d. preuß. Ministers des Innern vom 6. Hai 1891 (Ministorialbl. f. 
d. innere Verwaltung S. 93). — Ober frühere Abmachungen v. Martitz, Rechtshilfe I S. 9. 
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Art. 2. Die heimzuschaffenden Personen sollen übernommen werden auf 
Grund eines unmittelbaren Schriftwechsels der deutschen und russi- 
schen Grenzbehörden. 

Die Heimschaffung ist jedesmal der Grenzbehörde desjenigen Bezirkes, 
in welchem die Übernahme geschehen soll, vorher anzuzeigen, worauf diese 
nach Prüfung der Verhältnisse und der Ausweispapiere ihre Zustimmung dazu 
zu geben hat, daß die betreffende Person an einem bestimmten Ort übernommen 
werde. * 

Art. 3. Ein vorgängiger Schriftwechsel ist nicht erforderlich , wenn die 
heimzuscbaffendo Person mit Papieren versehen ist, die noch gültig oder doch 
erst seit einem Jahre abgelaufen sind, oder wenn kein Zweifel darüber besteht, 
daß sie dem übernehmenden Staate angehört oder früher angehört hat. 

In allen diesen Fällen sollen die Grenzbehöiden die betreffende Person 
ohne weitere Förmlichkeit übernehmen. 

Art« 4. Eine diplomatische Verhandlung soll stattfinden in den Fällen, 
in denen die Grenzbehörden sich über die Übernah mopflicht nicht einigen können, 
oder wenn die Entscheidung der Grenzbehörden von den höheren Behörden des 
Heimatstaates nicht gebilligt wird. 

Art* 5. Über die Grenzorte, wo die Übernahme der heimzuschaffenden 
Personen stattzufinden hat, werden sich die beiden Regierungen verständigen. 

Art. 6. Die beiden Regiprungen werden einander die Grenzbehörden 
bezeichnen, in deren Hand die Übernahmeverhandlungen gelegt werden sollen. 

Art. 7. Die beiden Regierungen verpflichten sich, ihre Grenzbehörden 
anzuweisen, alle Übernahmeanträge mit größtmöglicher Beschleunigung 
zu erledigen. 

Art. 8. Dieses Übereinkommen soll solange in Kraft bleiben , als es nicht 
von einer oder der anderen Seite gekündigt wird. In diesem Falle soll es 
noch 3 Monate über den Tag hinaus bestehen, an welchem die Kündigung des 
einen Teiles dem anderen Teile angezeigt sein wird. 

Art. 9. Gegenwärtiges Abkommen tritt in Wirksamkeit 20 Tage, nach- 
dem es in beiden Staaten vorschriftsmäßig veröffentlicht worden ist. 



Nr. 34. 

Vertrag über Nachlaßwesen. 1 

Petersburg, 12. November 1874. 

Vertragsstaaten: Deutsches Reich — Rußland. 

Urtext: französisch. — Abdruck: RGBl. 1875 S. 136 (mit Übersetzung); Martens. 1 1 S. 229. 

Literatur: Vgl. bei Nr. 32; v. Holtzendorff III 206, 93, 110; v. Liszt § 31 II; v. Martens II 76; 
UUmann 110. 

Art. 1. Wenn ein Deutscher in Bußland oder ein Russe' in 
Deutschland stirbt, sei es, daß er in dem Lande ansässig war oder sich 
dort nur vorübergehend aufhielt, so sollen die zuständigen Behörden des Sterbe- 
orts verpflichtet sein, in betreff des boweglichen oder unbeweglichen Vermögens 



1) In der Regel in den Konsularverträgon geordnet (vgl. Tabelle bei Weiß ler, Kommen- 
tar nun RG. über freiwillige Gerichtsbarkeit 1900 zu §78); besondere eingehend der Konsularver- 
trag mit Brasilien (1882), Auch mit Italien (1868), Spanien (1870), dann mit Griechenland (1881), 
Serbien (1883), Japan (1896). 
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des Verstorbenen dieselben Sicherungsmaßregeln zu treffen, welche nach 
den Landesgesetzen rücksichtlich der Hinterlassenschaften der Landes- 
angehörigen getroffen werden müssen, vorbehaltlich der in den nachfol- 
genden Artikeln vereinbarten Bestimmungen. 

Art. 2. "Wenn der Todesfall sich an einem Orte, wo ein General- 
konsul, Konsul oder Vizekonsul von der Nation des Verstorbenen resi- 
diert, oder wenigstens in der Nähe dieses Ortes, ereignet, so sollen die Lokal- 
behörden der Konsularbehörde davon unverzüglich Nachricht geben, 
damit mit Anlegung der beiderseitigen Siegel an alle Effekten, Mobilien und 
Papiere des Verstorbenen gemeinschaftlich vorgegangen werden könne. 

In gleicher Weise muß die Konsularbehörde, wenn sie zuerst von dem 
Todesfall Kenntnis erhält, die Lokalbehörden mit Nachricht versehen. 

Sollte die unverzügliche Anlegung der Siegel notwendig erscheinen und 
dieselbe aus irgend einem Grunde nicht gemeinschaftlich orfolgen können, so 
soll die Lokalbehörde ohne Mitwirkung der Konsularbehörde, und umgekehrt 
(diese ohne Mitwirkung jener) befugt sein, zuerst die Siegel anzulegen, vor- 
behaltlich der Benachrichtigung derjenigen Behörde, welche nicht mitgewirkt 
hat und welcher freisteht, demnächst ihr Siegel dem bereits angelegten Siegel 
hinzuzufügen. 

Der Generalkonsul, Konsul oder Vizekonsul soll befugt sein, hierbei 
in Person oder durch einen Vertreter, dessen Wahl ihm freisteht, zu ver- 
fahren. Im letzteren Falle muß der Vertreter im Besitze eines von der Kon- 
sularbehörde ausgestellten, mit dem Konsulatssiegel versehenen Schriftstückes 
sein, welches den amtlichen Charakter seiner Person nachweist. 

Die angelegten Siegel dürfen ohne Mitwirkung der Lokalbehörde 
und der Konsularbehörde, oder des Vertreters der letzteren, nicht ab- 
genommen werden. 

In derselben Weise soll bei Aufstellung des Inventars aller beweg- 
lichen und unbeweglichen Güter, Effekten und "Wertgegenstände des Ver- 
storbenen verfahren werden. 

Sollte jedoch auf eine von der Lokalbehörde an die Konsularbehörde, 
oder umgekehrt von der Konsularbehörde an die Lokalbebörde ergangene Ein- 
ladung, der Abnahme der, einseitigen oder beiderseitigen, Siegel und der Auf- 
stellung des Inventars boizuwohnen, diejenige Behördo, an welche die Einladung 
gerichtet ist, innerhalb 48 Stunden vom Empfange der Benachrichtigung an 
gerechnet, sich nicht eingefunden haben, so kann die andere Behörde allein zu 
den gedachten Amtshandlungen schreiten. 

Art. 3. Die zuständigen Bohörden erlassen die durch die Landesgesetze 
vorgeschriebenen Bekanntmachungen bezüglich der Eröffnung des Nachlasses 
und der Berufung der Erben oder Gläubiger unbeschadet der Bekanntmachungen, 
welche in gleicher Weise von der Konsularbehörde erlassen werden können. 

Art. 4. Sobald das Inventar nach den Bestimmungen des Artikels 2 auf- 
gestellt ist, soll die zuständige Behörde der Konsularbehörde auf schrift- 
lichen Antrag derselben und nach Maßgabe dieses Inventars alles beweg- 
liche Gut, aus welchem die Hinterlassenschaft besteht, Urkunden, "Wertsachen, 
Forderungen, Papiere, sowie das etwa vorhandene Testament aushändigen. 

Die Konsularbehörde kann alsdann alle beweglichen Nachlaßgegenstände, 
welche dem Verderben ausgesetzt sind, sowie diejenigen, deren Aufbewahrung 
in natura dem Nachlaß erhebliche Kosten verursachen würde, öffentlich ver- 
steigern lassen. Sie ist jedoch in diesem Falle verpflichtet, sich an die Lokal- 
behörde zu wenden, damit der Verkauf in den von den Landesgesetzen vor- 
geschriebenen Formen erfolge. 

Art. 5. Die Konsularbehörde hat die inventarisierten Effekten und 
"Wertgegenstände, den Betrag der eingezogenen Forderungen und erhaltenen 
Einkünfte, sowie den Erlös aus dem etwa stattgehabten Verkauf der Mobilien 
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als ein den Landesgesetzen unterliegendes Depositum in Verwahrung zu be- 
halten, bis zum Ablauf von 6 Älonaton von dem Tage der letzten Bekannt- 
machung an gerechnet, welche die Lokalbehörde hinsichtlich der Eröffnung des 
Nachlasses erlassen hat, oder, falls die Lokal behörde keine Bekanntmachung 
erlassen hat, bis zum Ablauf von 8 Monaten von dem Todestage an gerechnet 

Die Konsularbehörde ist jedoch befugt, die Kosten der letzten Krankheit 
und der Beerdigung dos Verstorbenen, den Lohn der Dienstboten, Mietzins, 
Gerichts- und Konsulatskosten und Kosten ähnlicher Art, sowie etwaige Aus- 
gaben für den Unterhalt der Familie des Verstorbenen aus dem Erlös des Nach- 
lasses sofort vorweg zu entnehmen. 

Art. 6. Vorbehaltlich der Bestimmungen des vorhergehenden Artikels 
hat der Konsul das Recht, in betreff des beweglichen odor unbeweglichen 
Nachlasses des Verstorbenen alle diejenigen Sicherungsmaßregeln zu treffen, 
welche er im Interesse der Erben für zweckmäßig hält. Er kann denselben 
entweder persönlich oder durch Vertreter, welche von ihm erwählt sind und 
in seinem Namen handeln, verwalten, und er hat das Recht, sich alle dem 
Verstorbenen zugehörigen Wertgegenstände, die sich in öffentlichen Kassen 
oder bei Privatpersonen in Verwahrung befinden sollten, ausliefern zu lassen. 

Art. 7. Wenn während der im Artikel 5 erwähnten Frist von Landes- 
angehörigen oder Untertanen eines dritten Staates gegen den beweglichen Teil 
des Nachlasses Forderungen geltend gemacht werden sollten, und über die- 
selben Streit entstehen sollte, so gebührt die Entscheidung über diese Forde- 
rungen, sofern sie nicht auf einem Erbanspruche oder Vermäch tuis beruhen, 
ausschließlich den Landesgerichten. 

Für den Fall, daß der Bestand des Nachlasses zur unverkürzten 
Bazahlung der Schulden nicht ausreichen sollte, müssen auf Antrag der 
Gläubiger alle zum Nachlaß gehörigen Dokumente, Effekten oder Wertgegen- 
stände der zuständigen Lokalbehörde ausgeliefert werden, wobei es die Aufgabe 
der Konsxilarbehörde bleibt, die Interessen ihrer Landesangehörigen wahrzu- 
nehmen. 

Art. 8. Mit Ablauf der im Artikel 5 festgesetzten Frist gelangt die 
Konsularbehörde, wenn keine Forderung gegen den Nachlaß vorliegt, und 
nachdem alle dem Nachlasse zur Last fallenden Kosten und Rechnungen nach 
den im Lande gültigen Tarifen berichtigt worden sind, endgültig in den Besitz 
des beweglichen Teiles des Nachlasses, liquidiert denselben und führt 
ihn an die Berechtigten ab, ohne daß sie anderweit, als ihrer eigenen Regie- 
rung, Rechnung abzulegen hat. 

Art. 9. In allen Fragen, zu denen die Eröffnung, Verwaltung und 
Liquidation der Hinterlassenschaften von Angehörigen eines der beiden Länder 
in dem anderen Lande Anlaß geben können, vertreten die betreffenden 
Genoralkonsuln, Konsuln und Vizekonsuln die Erben von Rechts wegen 
und sind amtlich als die Bevollmächtigten derselben anzuerkennen, ohne daß 
sie verpflichtet wären, ihren Auftrag duich eine besondere Urkunde nachzu- 
weisen. 

Sie können demgemäß in Person oder durch Vertreter, welche sie aus 
den landesgesetzlich dazu befugten Personen erwählt haben, vor den zuständigen 
Behörden auftreten, um in jeder, die Nachlaßregulierung berührenden Ange- 
legenheit die Interessen der Erben wahrzunehmen, sei os, daß sie deren Rechte 
geltend machen oder sich auf die gegen dieselben erhobenen Ansprüche ein- 
lassen wollen. 

Selbstverständlich dürfen jedoch die Generalkonsuln, Konsuln und Vize- 
konsuln, da sie als Bevollmächtigte ihrer Landesangehörigen betrachtet werden, 
niemals bei einer den Nachlaß betreffenden Angelegenheit persönlich be- 
teiligt sein. 

Art. 10. Die Erbfolge in die unbewglichen Güter richtet sich 
nach den Gesetzen des Landes, in welchem die Immobilien belegen sind, 
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und die Gerichte dieses Landes haben ausschließlich über jeden Ansprach oder 
Einwand, der den unbeweglichen Nachlaß betrifft, zu befinden. 

Ansprüche, welche sich auf die Teilung des beweglichen Nach- 
lasses, sowio auf das Recht der Erbfolge in das tewegliche Vermögen be- 
ziehen, welches in einem der beiden Länder von Angehörigen des anderen 
Landes hinterlassen worden ist, werden von den Gerichten oder sonst zu- 
ständigen Behörden des Staates, dem der Verstorbene angehörte, und 
nach den Gesetzen dieses Staates entschieden, es müflte denn ein 
Untertan des Landes, in welchem der Nachlaß eröffnet ist, auf die 
gedachte Hinterlassenschaft Ansprücho zu erhoben haben. 

In diesem letzten Falle soll, wenn der Anspruch vor Ablauf der im 
Artikel 5 festgesetzten Frist geltend gemacht worden ist, die Prüfung dieses 
Anspruchs den Gerichten oder sonst zustündigen Behörden des Landes anheim- 
fallen, in welchem der Nachlaß eröffnet worden ist, und diese haben nach den 
Gesetzen dieses Landes über die Rechtmäßigkeit der Ansprüche des Reklamanten 
und eintretenden Falles über diejenige Rate zu entscheiden, welche ihm zu- 
geteilt werden soll. 

Sobald derselbe wegen dieser Rate befriedigt ist, wird dor Überrest des 
Nachlasses an die Konsularbehörde ausgehändigt, welche damit hinsichtlich der 
übrigen Erben nach den Bestimmungen des Artikels 8 zu verfahren hat 

Art. 11. "Wenn ein Deutscher in Rußland oder ein Russe in 
Deutschland an einom Orte verstirbt, wo eine Konsularbehörde 
seiner Nation nicht vorhanden ist, so hat die zuständige Lokalbehörde 
nach Maßgabe der Iiandesgesetze zur Anlegung der Siegel und zur Inventari- 
sierung des Nachlasses zu schreiten. Beglaubigte Abschriften der darüber auf- 
genommenen Verhandlungen sind nebst Totenschein und Paß des Verstorbenen 
binnen kürzester Frist der dem Nachlaßorte nächsten Konsularbehörde, oder 
durch Vermittelung des Ministeriums der Auswärtigen Angelegenheiten dem 
diplomatischen Vortreter der Nation des Verstorbenen zu übermitteln. 

Die zuständige Lokalbehörde hat hinsichtlich des Nachlassos des 
Verstorbenen alle durch die Landosgosetze vorgeschriebenen Maßregeln zu 
treffen, und der Erlös der Erbschaft ist in möglichst kurzer Frist nach 
Ablauf der im Artikel 5 bestimmten Frist an die gedachten diplomatischen 
oder konsularischen Agenten auszuhändigen. 

Selbstverständlich hat die in der Sache etwa eingeschrittene Lokalbehörde 
von dem Augenblicke an, wo die Botschaft der Nation des Verstorbenen oder 
die nächste Konsularbehörde einen Vertreter an Ort und Stelle geschickt haben 
sollte, sich nach den in den vorstehenden Aitikeln enthaltenen Vorschriften zu 
richten. 

Art. 12. Die Bestimmungen der gegenwärtigen Konvention finden in 
gleicher Weise auf den Nachlaß eines Angehörigen eines der beiden 
Staaten Anwendung, der, außerhalb des Gebiets des anderen Staates 
verstorben, dort bewegliches oder unbewegliches Vermögen hinterlassen 
haben sollte. 

Art. 13, Die Heuerguthaben und Effekten, welche Schiffsleuten 
oder Passagieren des einen der beiden Länder gehören, die in dem anderen 
Lande an Bord eines Schiffes oder am Lande verstorben, sind dem Konsul 
ihrer Nation auszuhändigen. 

Art. 14. Die gegenwärtige Konvention soll bis zum Ablauf eines Jahres 
von dem Tage an gerechnet in Kraft bleiben, an welchem einer oder der andere 
der hohen kontrahierenden Teile sie gekündigt haben wird. 



Digitized by Google 



1874 Nr. 35. Auslieferungsvertrag mit Belgien. 123 

Nr. 35. 

Auslieferungsvertrag 1 

Tom 24. Dezember 1874. 

Vertragsstaaten: Deutsches Reich — Belgien. 

Text: doutsch und französisch. - Abdruck: RGBl. 1876 S. 87; Martens 9 1 S. 146: M.-C.-G. II 
428. Auch in den Sammelworkon von Staudinger, Staatsverträge I 1895; Grosch, 



Heferungsrecht 11)02; Olshausen, Auslieferungsverträge 1903. 

Literatur (zum Aaslieferungsrechte überhaupt, internationale Rechtshilfe in Strafsachen): Bonfils 
455 fg. ; Gareis 68; HcffterGS; Heilborn 2/4; besonders v. Holtzendorff III III— 133 (Lammasch), 
II 87, 119, 120, 121; v. Liszt 32; v. Martens II 91 fg. (auch Geschichte); Pereis 13 V, 14 VI; 
Rivior 28 Vi; eingehender Ulimann III fg. — Aus den Lehrbüchern des Strafrechts: Bin- 
ding, Handbuch I 1885 §81 (Lit. im Grundriß d. d. Strafprozoßrechts 6. Aufl. §37); Finger 
1904 I § 32; v. Liszt 13. Aufl. § 23. — Hauptwerke: Lammasch, Auslieferungspflicht 1887; 
v.Martitz, Internationale Rochtshilfo in Strafsachen I 1888, H 1897. 

Art. 1. Die Hoben vertragenden Teile verpflichten» sich durch gegen- 
wärtigen Vertrag, sich einander in allen nach den Bestimmungen desselben zu- 
lässigen Fällen diejenigen Personen auszuliefern, welche wegen einer der 
nachstehend aufgezählten strafbaren, im Gebiete des ersuchenden 
Staates begangenen und daselbst strafbaren Handlungen, sei es als 
Täter oder Teilnehmer, verurteilt, oder in Anklagestand versetzt, odor zur ge- 
richtlichen Untersuchung gezogen worden sind, nämlich 8 : 

1. wegen Totschlags, Mordes, Giftmordes, Elternmordes und Kindesmordes; 

2. wegen vorsätzlicher Abtreibung der Leibesfrucht; 

3. wegen Aussetzung eines Kindes unter sieben Jahren oder vorsätzlicher 
Verlassung eines solchen in hilfloser Lage; 

4. wegen Raubes oder Verheimlichung eines Kindes unter sieben Jahren, 
wegen Entführung, Unterdrückung, Verwechselung und Unterschiebung 
eines Kindes; 

5. wegen Entführung einer minderjährigen Person; 

6. wegen vorsätzlicher und rechtswidriger Beraubung der persönlichen Frei- 
heit eines Menschen, insofern sich eine Privatperson derselben schuldig 
macht; 

7. wegen Eindringens in eine fremde "Wohnung, insofern sich eine Privat- 
person desselben schuldig macht und die Handlung nach der Gesetzgebung 
beider Teile strafbar ist; 

8. wegen Bedrohung eines anderen mit einem als Verbrechen strafbaren An- 
griffe auf die Person oder das Eigentum; 

9. wegen unbefugter Bildung einer Bande, in der Absicht, Personen oder 
Eigentum anzugreifen; 

10. wegen mehrfacher Ehe; 



1) Der (als Beispiel hier gewählte) Vortrag bildet den „Wendepunkt" für die Ausliefo- 
kommen des Reiches. Die späteren Vorträge sind ihm vielfach nachgebildet. - Ein „Re- 

pertorium der modernen Auslieferungsverträge" bei v. Martitz Anlage U S.819fg.; etwa auch 
Böhm, WVR. 2. Ergänzungsbd. S. 185, 3. Ergänzungsbd. S. 186. 

Die Auslieferung ist von dem Doutschen Reiche zugesagt — durch Auslieferungs- 
verträge: Belgien (1874), Brasilien (1877), Großbritannien (1872, für die Kolonien 1894), Italien 
(1871), KongosUat (18901 1 , Luxemburg (187G), Niederlande (1896, für die Kolonien 1897), Schweden 
(1878), Schweiz (1874), Spanion (1878), Uruguay (1880). — Korea (Handelsvertrag 1883) — durch die 
Meistbegttnstigungsklausel: Japan (1896), Kolumbien (1892), Serbien (1883). — Für Öster- 
reich-Ungarn vgl. Nr. 22« (nicht unstreitig) — für die V. St. v. Amerika Nr. 24. 

Auslieferungsverträge von Einzolstaaten : mit Frankreich (Preußen, die andern König- 
reiche, die Großherzogtümer, Waldock, die fr. Städte, Els.-Lothr. Nr. 30)«*, vmt Rußland (unten Nr. 49). 

2) Nur auf Grund von Verträgen liefern aus: Belgien, Großbritannien, Niederlande, 
V. St, v. Amerika. — Dagegen u. a. die deutschen Staaten auch bei zugesicherter Gegenseitigkeit. 

3) Die Zahl der Delikte, wogon deren ausgeliefert wird , wächst. Nach dem noch Reiten- 
den Vertrage zwischen Preußen und den V. St. v. Amorika vom 16.3. 1852 (vgl. oben Nr. 24*) 
b. B. wird nur ausgeliefert bei : Mord , AngrifT in mörderischer Absicht, Soeraub, Brandstiftung, 
Raub, Fälschung, Anstreben falscher Dokumente, Verfertigung oder Verbrettung falschen Geldes, 
Defekt oder Unterschlagung Öffentlicher Gelder. Vgl. andererseits die Erweiterung (durch Unter- 
einer Enumeration) im Art. 2 des Vertrages zwischen Preußen und Rußland vom *13.1. 1885. 
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11. wegen Notzucht; 

12. wegen Vornahme unzüchtiger Handlungen mit Gewalt oder unter Dro- 
hungen in den von der Gesetzgebung beider Teile mit Strafe bedrohten 
Fällen; 

13. wegen Vornahme unzüchtiger Handlungen mit oder ohne Gewalt oder 
Drohungen an einer Person des einen oder anderen Geschlechts unter 
vierzehn Jahren, sowie wegen Verleitung solcher Personen zur Vorübung 
oder Duldung UDziichtiger Handlungen; 

14. wegen gewohnheitsmäßiger Kuppelei mit minderjährigen Personen des 
einen oder anderen Geschlechts; 

15. wegen vorsätzlicher Mißhandlung oder Verletzung eines Menschen, welche 
eine voraussichtlich unheilbare Krankheit oder dauernde Arbeitsunfähig- 
keit oder den Verlust des unumschränkten Gebrauchs eines Organs, eino 
schwero Verstümmelung oder den Tod, ohne den Vorsatz zu töten, zur 
Folge gehabt hat; 

16. wegen Diebstahles, Raubes und Erpressung; 

17. wegen Unterschlagung und Untreue in don Fällen, in wolchen diese 
Handlungen von der Gesetzgebung beider vertragenden Teile mit Strafe 
bedroht sind; 

18. wegen Betrugs in denjenigen Fällen, in welchen derselbe nach der Ge- 
setzgebung beider Teile als Vorbrechen oder Vorgehen strafbar ist; 

19. wegen betrüglichen Bankerutts und betrüglicher Benachteiligung einer 
Konkursmasse; 

20. wegen Meineides; 

21. wegen falschen Zeugnisses und wegen falschen Gutachtens eines Sach- 
verständigen oder Dolmetschers, in den Fällen, in welchen diese Hand- 
lungen von der Gesetzgebung beider Teile mit Strafe bedroht sind; 

22. wegen Verleitung eines Zeugen, Sachverständigen oder Dolmetsch ers zum 
Meineide ; 

23. wegen Fälschung von Urkunden oder telegraphischen Depeschen in be- 
trügerischer Absicht oder in der Absicht, jemandem zu schaden, sowie 
wegen wissentlichen Gebrauchs falscher oder gefälschter Urkunden und 
telegraphischor Depeschen in betrügerischer Absicht oder in der Absicht, 
jemandem zu schaden; 

24. wegen vorsätzlicher und rechtswidriger Vernichtung, Beschädigung oder 
Unterdrückung einer öffentlichen oder Privaturkunde, begangen in der 
Absicht, einem anderen zu schaden; 

25. wegen Fälschung oder Verfälschung von Stempeln, Stern pelzeichen, Marken 
oder Siegeln, in der Absicht, sie als echte zu verwenden, und wegen 
wissentlichen Gebrauchs falscher oder gefälschter Stempel, Stempelzeichen, 
Marken odor Siegel; 

26. wegen Falschmünzerei , nämlich wegen Nachmachens und Veränderns von 
Metall- und Papiergeld, sowio wegen wissentlichen Ausgebens und In- 
umlaufsetzens von nachgemachtem oder verfälschtem Metall- oder Papier- 
geld; 

27. wegen Nachmachens und Verfälschons von Bankbillets und andern vom 
Staate, oder unter Autorität des Staates, von Korporationen, Gesellschaften 
oder Privatpersonen ausgegebenen Schuldverschreibungen und sonstigen 
Wertpapieren , sowie wegen wissentlichen Ausgebens und Inumlaufsetzens 
solcher nachgemachten oder gefälschten Bankbillets, Schuldverschreibungen 
und anderer Wertpapiere; 

28. wegen vorsätzlicher Brandstiftung; 

29. wegen Unterschlagung und Erpressung seitens öffentlicher Beamten ; 

30. wegen Bestechung öffentlicher Beamten zum Zweck einer Verletzung ihrer 
Amtspflicht; 

31. wegen folgender strafbarer Handlungen der Schiffsführer und Schiffs- 
mannschaften auf Seeschiffen: vorsätzliche und rechtswidrige Zerstörung 
eines Schiffes; vorsätzlich bewirkte Strand ung eines Schiffes; Widerstand 
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mit Tätlichkeiten gegen den Schiffsführer, wenn dieser Widerstand von 
mehr denn einem Dritteile der Schiffsmannschaft verübt ist; 

32. wegen vorsätzlicher und rechtswidriger gänzlicher oder teilweiser Zer- 
störung von Eisenbahnen, Dampfmaschinen oder Telegraphenanstalten; 

wegen vorsätzlicher Störung eines Eisenbahnzuges auf der Fahrbahn 
durch Aufstellen, Hinlegen oder Hinwerfen von Gegenständen , durch Ver- 
rückung von Schioncn odor ihrer Unterlagen, durch Wegnahme von 
Weichen oder Bolzen oder durch Bereitung von Hindernissen anderer 
Art, welche dazu geeignet sind, den Zug aufzuhalten oder aus den Schienen 
zu Dringen; 

33. wegen vorsätzlicher und rechtswidriger Zerstörung oder Beschädigung von 
Gräbern, öffentlichen Denkmälorn oder öffentlich ausgestellten Kunst- 
gegenständen; von baulichen Anlagen, Lebensmitteln, Waren oder anderen 
beweglichen Sachen; von Feldfrüchten, Pflanzen aller Art, Bäumen oder 
Pfropfreisern, von landwirtschaftlichen Gerätschaften, von Haus- oder 
anderen Tieren, — in denjenigen Fällen, in welchen diese Handlungen nach 
der Gesetzgebung beider vertragenden Teile als Verbrechen oder Vergehen 
strafbar sind; 

34. wegen Verhehlung von Sachen , welche durch eines der im gegenwärtigen 
Vertrage vorgesehenen Verbrechen oder Vergehen erlangt worden sind, 
wofern diese Handlung nach der Gesetzgebung der beiden vertragschlie- 
ßenden Teile strafbar ist 

Es kann indessen, wenn das Verbrechen oder Vergehen, wegen dessen 
ein Antrag auf Auslieferung gestellt wird, außerhalb des Gebietes des er- 
suchenden Teils begangen worden ist, diesem Antrage alsdann stattgegeben 
werden, wenn nach der Gesetzgebung des ersuchten Staates wegen derselben, 
außerhalb seines Gebietes begangenen, Handlungen eine gerichtliche Verfolgung 
statthaft ist 

Art. 2. Die Auslieferung kann auch wegen Versuches einer der in Art. 1 
aufgeführten straf baren Handlungen stattfinden, wenn der Versuch derselben 
nach der Gesetzgebung der beiden vertragenden Teile mit Strafe bedroht ist. 

Art. 3. Kein Deutscher wird von Seiten der Regierungen des Deut- 
schen Reiches an die belgische Regierung, und von Seiten dieser kein 
Belgier an eino Regierung des Doutschen Reiches ausgeliefert werden.* 

Ist die reklamierte Person weder ein Deutscher noch ein Belgier, so 
kann der Staat, au welchen der Auslieferungsantrag gerichtet wird, von dem ge- 
stellton Antrage diejenige Regierung, welcher der Verfolgte angehört, in Kenntnis 
setzen, und wenn diese Regierung ihrerseits den Angeschuldigten beansprucht, 
um ihn vor ihre Gerichte zu stellen, so kann diejenige Regierung, an welche der 
Auslief erungsantrag gerichtet ist, den Angeschuldigten nach ihrer Wahl der einen 
oder der anderen Regierung auslioforn. 

Art. 4. Die Auslieferung soll nicht stattfinden, wenn die von einer Re- 
gierung des Doutschen Reiches reklamierte Person in Belgien, die seitens der 
belgischen Regierung reklamierte Person in einem der Staaten des Deutschen 
Reiches wegen derselben strafbaren Handlung, wegen deren die Auslieferung be- 
antragt wird, in Untersuchung gewesen und außer Verfolgung gesetzt worden, 
oder sich noch in Untersuchung befindet oder bereits bestraft worden ist. 

4) Staatsrechtlicher Grundsatz der Nichtausl ieferung von Nationalen: § 9 Straf- 
gesetzbuch für das Deutsche Reich. — Ihro eigenen Untertanen lioforn an«: Großbritan- 
nien, V. St. v. Amerika. Über Gründe, Mißsttlndo, indes nur geringe praktische Bedeutung dieser 
Rechtsanschauung vgl. Marti tz I 15—20. 
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Wenn die von einer Regierung des Deutschen Reiches reklamierte Person 
in Belgien, oder wenn die seitons der belgischen Rogierung reklamierte Person 
in einem dor Staaten des Deutschen Reiches wegen einer anderen strafbaren 
Handlung in Untersuchung ist, so soll ihre Auslieferung bis zur Beendigung 
dieser Untersuchung und vollendeter Vollstreckung der etwa gegen sie erkannten 
Strafe aufgeschoben werden. 

Art. 5. Wenn eine reklamiert» Person Verbindlichkeiten gegen 
Privatpersonen eingegangen ist, an deren Erfüllung sie durch die Ausliefe- 
rung verhindert wird, so soll dieselbe dennoch ausgeliefert werden, und es 
bleibt dem dadurch beeinträchtigten Teile überlassen, seine Rechte vor der zu- 
ständigen Behördo geltend zu machen. 

Art. 6. Die Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrages finden auf 
solche Personen, die sich irgend eines politischen Verbrechens 
oder Vergehens schuldig gemacht haben, keine Anwendung. 5 Die 
Pereon, welche wegen eines der in Art. 1 und 2 aufgeführten gemeinen Ver- 
brechens oder Vorgehens ausgeliefert worden ist, darf demgemäß in demjenigen 
Staate, an welchen die Auslieferung erfolgt ist, in keinem Falle wegen eines 
von ihr vor der Auslieferung verübten politischen Verbrechens oder Vergehens, 
noch wegen einer Handlung, die mit einem solchen politischen Verbreohen 
oder Vergehen im Zusammenhang steht 6 , noch wegen eines Verbrechens 
oder Vergehens, welches in dem gegenwärtigen Vertrage nicht vor- 
gesehen ist, zur Untersuchung gezogen und bestraft werden. 

Der Angriff gegen das Oberhaupt einer fremden Regierung 
oder gegen Mitglieder seiner Familie soll weder als politisches Vorgehen, 
noch als mit einem solchen in Zusammenhang stehend angesehen werden, 
wenn dieser Angriff den Tatbestand des Totschlages, Mordes oder Giftmordes 
bildet* 

Art. 7. Die Auslieferung soll nicht stattfinden, wonn seit der begangenen 
strafbaren Handlung oder der letzten Handlung des Strafrichters, oder der er- 
folgten Verurteilung nach den Gesetzen desjenigen Staates, in welchem der Ver- 
folgte zur Zeit, wo die Auslieferung beantragt wird, sich aufhält, Verjährung 
der strafgerichtlichen Verfolgung oder der erkannten Strafe eingetreten ist 

Art. 8. Die Auslieferung eines dor in Art. 1 und 2 aufgeführten straf- 
baren Handlungen Beschuldigten soll bewilligt werden auf Grund eines ver- 
urteilenden Erkenntnisses oder auf Grund eines förmlichen Beschlusses 
des zuständigen Gerichts auf Versetzung in den Anklagestand oder Eröff- 
nung des Hauptverfahrens, oder auf Grund einer von dem zuständigen Richter 
erlassenen Verfügung, in welcher die Verweisung des Beschuldigten vor den er- 
kennenden Richter ausdrücklich angeordnet wird, oder auch auf Grund eines 
Haftbefehls oder eines andern von dor zuständigen Behörde erlassenen Doku- 



5) Anders im Deutschen Reiche nur: dor Auslieferungsvertrag (bloß für die Schutzgebiete 
in Afrika) mit dem Kongostaat vom 26.7. 1890 (RUBI. 1891 8. 91) und die Vertrage von 
Preußen und Bayern mit Rußland vom # 13. 1. u. 1.10 1885. Über grundsätzlich« Bedenken 
Kogon die Ausnahme der politischen Delikte: U llmann S. 279. 

6) Sog. delits complexes ou connexos & un crime ou delit politiquo — relativ- 
politische Delikte (Lammasch) - Auslieferung desortierter Schiffsmannschaften Nr. 32 Art. U. 

7) Sog. Attentatsklausel. Nach dem Zusätze zum belg. Auslief orun^gesotze v. 22.8. 
1856 (bei Grosch). — Nicht haben dio Klausel in dio Vertrage aufgenommen: Grolibntunnien, 
Italien, Schweiz (vgl. v. Martitz II §§ 58 — 63). Aber auch in Vertragen dos Reiches steht sie 
nicht immer, so nicht in dem Vertrage mit den Niederlanden.» 
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mentes, welches die gleiche Geltung hat und worin der Tatbestand, sowie die 
darauf anwendbare strafgesetzliche Bestimmung genau angegeben 
ist 8 , — insofern diese Schriftstücke in Urschrift oder in beglaubigter Abschrift 
und zwar in denjenigen Formen beigebracht sind, welcho die Gesetzgebung des 
die Auslieferung begehrenden Staates vorschreibt. 

Die Anträge auf Auslieferung erfolgen im diplomatischen Wege.* 
Die Schriftwechsel und die Verhandlungen können jedoch je nach den Um- 
ständen des einzolnen Falles unmittelbar zwischen der bei der Auslieferung be- 
teiligten Regierung des Deutschen Reiches und dorn Königreich Belgien stattfinden. 

Art. 9. 10 Der wegen einer der in Art. 1 und 2 aufgezählten strafbaren 
Handlungen Verfolgte darf in dringenden Fällen vorläufig festgenommen 
werden gegen Beibringung eines Haftbefehls, welcher von dem Untersuchungs- 
richter desjenigen Ortes, an welchem der Verfolgte sich befindet, auf Grund 
einer amtlichen Mitteilung der zuständigen Behörde des dio Auslieferung betrei- 
benden Staates erlasseu ist. 

In diesem Falle kann der vorläufig Festgenommene wieder auf freien Fuß 
gesetzt werden, wenn nicht binnen 18 Tagen nach dem Tage seiner Festnahme 
der Auslief erungsan trag mit einem der in dem Art. 8 des gegenwärtigen Ver- 
trages aufgeführten gerichtlichen Schriftstücke auf diplomatischem Wege bei der 
ersuchten Regierung eingegangen ist. 

Der vorläufig Festgenommene muß in Freiheit gesetzt werden, wenn ihm 
nicht binnen 3 Wochen uach dem Tage seiner Festnahme von einem der im vor- 
stehenden Absätze bezeichneten Schriftstücke Mitteilung gemacht worden ist 

Die vertragschließenden Teile machen sich verbindlich, die Stellung des 

Auslieferungsantragcs zu beschleunigen, sobald die vorläufige Festnahme, sei es 

unmittelbar, sei es auf diplomatischem Wege, beantragt worden ist. 

Art. 10. Alle in Beschlag genommenen Gegenstände, welcho sich zur 
Zeit der Festnahme im Besitze des Auszuliefernden befinden, sollen, wenn die 
zuständige Behörde des um die Auslieferung ersuchten Staates die Ausantwortung 
derselben angeordnet hat, dem ersuchenden Staate mit übergeben werden, und 
es soll sich diese Überlieferung nicht bloß auf die entfremdeten Gegenstände, 
sondern auf alles erstrecken, was zum Beweise der strafbaren Handlung dienen 
könnte. 

Jedoch werden die Rechto dritter Personen an den oben erwähnten Gegen- 
ständen vorbehalten und es sollen ihnen dieselben nach dem Schlüsse des ge- 
richtlichen Verfahrens kostenfrei zurückgegeben werden 

Art. 11. Dio vertragenden Teile gestatten ausdrücklich die Auslieferung 

mittels Durchführung Auszuliefernder durch ihr Landesgebiet auf Grund 



8) Noch fehlt hier eine deutliche Umschreibung für don Grundsatz der Spozialit&t. 
Vgl. hierfür z. B. § 6 des Auslieferungsvortrages mit den Niederlanden vom 31.12. 1SÜ6 (RGBl 
1897 S. 781): 

„Die ausgelieferte Person darf wogen einer anderon vor der Auslieferung begangenen straf- 
baren Handlung als derjenigen, welche die Auslieferung bogründot hat, weder in dem Lando, 
an welches die Auslieferung erfolgt ist, zur Untersuchung gezogen oder bestraft werden, noch 
von da an einen dritten Staat weitergeliefert worden, es sei doon, daß die Rogierung, welche 
die Auslieferung bewilligt hat, ihre Zustimmung erklärt oder daß die ausgelieferte i'erson die 
Freiheit gehabt hat, das Land binnen einem Monato nach Beendigung der Untersuchung und 
im Falle der Verurteilung nach Verbüßung der Strafo oder nach etwaiger Begnadigung wieder 
zu verlasson, odor daß sie nach Verlassen des Lande« wiodor dahin zurückgekehrt ist." 

9) Ober das Verfahren bestehen ministeriolle Anweisungen, zusammengestellt für Preußen 
v. Marek und Kloß, Staatsanwaltsch. in Preußen 2. Aufl. 1903 §§ 66, 67, im übrigen Böhm, Rechts- 
hilfovorfrvhren II $ 19. 

10) Abs. 2 — 4 nach dem Zusatzverträge vom 28.11. 1000 (RGBl. 1901 S.20S). 
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einfacher Beibringung eines der im Art. 8 dieses Vertrages näher bezeichneten 
gerichtlichen Dokumente, in Urschrift oder beglaubigter Abschrift, vorausgesetzt, 
daß die strafbare Handlung, wegen welcher die Auslieferung beantragt wird, in 
dem gegenwärtigen Vertrage inbegriffen ist und nicht unter die Bestimmungen 
der vorangehenden Artikel 6 und 7 fällt. 

Art. 12. Die vertragenden Teile verzichten darauf, die Erstattung der- 
jenigen Kosten zu verlangen, welche ihnon aus der Festnahme und dem Unter- 
halte des Auszuliefernden und seinem Transporte bis zur Grenze erwachsen, 
willigen vielmehr gegenseitig darin, diese Kosten selbst zu tragen. 

Art. 13. "Wenn in einem Strafverfahren wegen Handlungen, welche 
nicht zu den politischen Verbrechen und Vergehen gehören, einer der ver- 
tragenden Teile die Vernohmung von Zeugen, welche sich im Gebiete des 
andern Teils aufhalten, oder irgend eine andere Untersuchungshandlung 
für notwendig erachten sollte, so wird ein entsprechendes Ersuchschreiben auf 
diplomatischem "Wege mitgeteilt und demselben nach Maßgabe der Gesetzgebung 
des Landos, wo der Zeuge vernommen oder der Akt vorgenommen werden soll, 
Folge gegeben werden. Die Ausführung des Antrages kann verweigert werden, 
wenn die Untersuchung eine Handlung zum Gegenstand bat, welche nach den 
Gesetzen dos Staates, an welchen das Ersuchschreiben gerichtet ist, nicht straf- 
bar ist, oder weun es sich um rein fiskalische Vergehen handelt. 

Die vertragenden Teile verzichton gegenseitig auf alle Ersatzansprüche 
wegen der aus der Ausführung der Requisition entspringenden Kosten, sofern es 
sich nicht um Gutachten in Straf- oder Handelssachen oder Sachen der gericht- 
lichen Medizin handelt, welche mehrere Termine erfordern. 

Art. 14. Wenn in einer Strafsache, welche nichtpolitische Verbrochen oder 
Vergehen zum Gegenstand hat, das persönliche Erscheinen eines Zeugen 
notwendig ist, so wird die Regierung des Landes, in welchem der Zeuge sich 
aufhält, ihn auffordern, der an ihn ergehenden Ladung Folge zu leisten. In 
diesem Falle werden ihm die Kosten der Reise, welche von seinem derzeitigen 
Aufenthaltsorte zu berechnen sind, sowie dio Kosten des Aufenthaltes nach den 
Tarifsätzen und den Reglements des Landes bewilligt, wo die Vernehmung statt- 
finden soll ; auch kann dem Zeugen auf seinen Antrag durch die Behörden seines 
"Wohnorts der Gesamtbetrag oder ein Teil der Reisekosten vorgesohossen werden; 
diese Kosten weiden demnächst von der bei der Vernehmung interessierton Re- 
gierung zurückerstattet. 

In keinem Falle darfein Zeuge, welcher infolge der in dem einen Lande 
an ihn ergangenen Vorladung freiwillig vor den Richtern dos anderen Landes 
erscheint, daselbst wogen frühorer strafbarer Handlungen oder Verurteilungen 
oder unter dem Vorwande der Mitschuld an den Handlungen, welche den Gegen- 
stand der Untersuchung, in welcher er als Zeuge erscheinen soll, bilden, zur 
Untersuchung gozogen oder in Haft genommen werden. Hierbei kommt es 
auf die Staatsangehörigkeit des Zeugen nicht au. 

Art. 1">. Wenn in einer Strafsache, welche nichtpolitische Verbrechen 
oder Vergehen zum Gegenstand bat, die Mitteilung von Bowoisstücken 
oder von Urkunden, dio in den Händen der Behörden des anderen Landes 
sind, für notwendig oder nützlich erachtet wird, so soll deshalb das Ersuchen 
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auf diplomatischem "Wege gestellt, und demselben, wenn nicht besondere Be- 
denken entgegenstehen, stattgegeben werden, dies jedoch nur unter der Be- 
dingung, daß die Beweisstücke und Urkunden zurückgesandt werden. 

Die vertragenden Teile verzichten gegenseitig auf Ersatz der Kosten, 
welche aus der Ausantwortung und Rücksendung der Beweisstücke und Ur- 
kunden bis zur Grenze entstehen. 

Art. 16. Die vertragenden Teile machen sich verbindlich, sich gegen- 
seitig die Straferkenntnisse wegen Verbrechen und Vergehen jeder Art mit- 
zuteilen, welche von den Gerich ton des einen Landes gegen Angehörige des « 
anderen Landes ergehen. Diese Mitteilung wird auf diplomatischem "Wege er- 
folgen und zwar durch vollständige oder auszugsweise Übersendung des ergan- 
genen und rechtskräftig gewordenen Urteils an dio Regierung desjenigen Staates, 
welchem der Verurteilte angehört. 

Art. 17. Der gegenwärtige Vertrag soll zehn Tage nach seiner in Ge- 
mäßheit der durch die Gesetzgebung der vertragenden Teile vorgeschriebenen 
Formen erfolgten Veröffentlichung in Kraft treten. 

Von diesem Zeitpunkte ab vorlieren der früher zwischen dem Norddeut- 
schen Bunde und Belgien abgeschlossene Vertrag über dio Auslieferung von Ver- 
brechern, sowie die anderen zwischen Staaten des Deutschen Reiches und Bel- 
gien abgeschlossenen Auslieferungsverträge ihre Gültigkeit. 

Der gegenwärtige Vertrag kann von jedem der beiden vertragenden Teile 
aufgekündigt werden, bleibt jedoch nach erfolgtor Aufkündigung noch sechs 
Monate lang in Kraft. . . . 



Nr. 36. 

Internationale Meterkonvention. 

Vertragsstaaten: Deutsches Reich x , Österreich -Ungarn, Argentinien, Belgien, 

[Brasilien]' 1 , Dänemark, Frankreich, Italien, Peru, Por- 
tugal, Rußland, Schweden u. Noricegen, Schweiz, Spanien^ 
Türkei 9 , V. Staaten t. Amerika, Venezuela. 

Beigetreten sind: Großbritannien, Japan. Mexiko, Rumänien, Serbien 

(RGBl. 1885 S. 1, 287; 1891 S. 19). 

Urtext: franzftsisch (vgl. auch Art. 19 dos Reglements). — Abdruck: RGBl. 1876 S. 191 (mit 
Übersetzung), Martens * 1 S. 663; M.-C.-G. II 479. 

Literatur: Bonfils 922; Gareia 62; v. Liszt 17,30; v. Martens II C3, I 48; Rivier 29 IV; Ull- 
127. 



I. Vertrag — Paris, 20. Mai 1875. 

Art 1 [3J.* Die h. v. T. kommen überein, unter dem Namen: „Inter- 
nationales Maß- und Gewichtsbureau" [Bureau international des poids 



1) Düren RG. vom 26.4. 1893 (RGBl. 161) sind die deutschen Prototype (verwahrt von 
der Noniialfichuiiirskommission) in den Eichungsdienst eingeführt. 

2) Brasilien hat den Vertrag nicht ratifiziert (nach Hopf HW. d. St"W. V720). 

3) Die Türkei hat sich von dorn Vertrage „zurückgezogen" — gibt der auf ai 
Mitteilungen fufiendo Gothaischo Hofkalondor für 1904 S. 1110 an. 

4) Die in Klammern beigesetzten Zahlen verweisen auf das Reglement 

Fleischmann, VÖlkerrechtsquoUen. 9 
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et mesuresj ein wissenschaftliches und permanentes Institut, mit dem Sitze in 

Paris, auf gemeinschaftliche Kosten zu gründen und zu unterhalten. 

Art. 2 flj. Die französische Regierung wird die nötigen Maßregeln treffon, 
um die Erwerbung oder betreffenden Falles die Erbauung eines speziell diesem 
Zwecko dienenden Gebäudes, entsprechend den Bedingungen, welche in dem dem 
gegenwärtigen Vertrage beigefügton Reglement enthalten sind, zu erleichtern. 

Art. 3 [7, 8J. Das internationale Bureau wird unter der ausschließ- 
lichen Leitung und Aufsicht eines internationalen Komitees für Maß 
und Gewicht [Comiti international des poids et mesuresj stehen, welches 
seinerseits unter die Autorität einer aus Delegierten aller vertragschließenden 
Regierungen zusammengesetzten Generalkonferenz für Maß und Gewicht 
[Conference generale des poids et mesures] gestellt ist. 

Art. 4. Der Vorsitz in der Generalkonferenz für Maß und Gewicht 
wird dem jeweiligen Präsidenten der Pariser Akademie der Wissen- 
schaften übertragen. 

Art. 5 [7fg., 17]. Die Organisation des Bureaus, sowie die Zusammen- 
setzung und die Befugnisse des internationalen Komitees und der Generalkon- 
ferenz für Maß und Gewicht weiden durch das dem gegenwärtigen Vertrage 
beigefügte Reglement bestimmt. 

Art. 6. Dem internationalen Bureau für Maß und Gewicht 
liegen ob: 

1. sämtliche Vergleichungen und Beglaubigungen der neuen Prototype des 
Meter und des Kilogramm; 

2. die Aufbewahrung der internationalen Prototype; 

3. die periodisch wiederkehrenden Vergleichungen der nationalen Prototype 
mit den internationalen Prototypen und mit den zur Kontrolle der letzteren 
dienenden sogenannten Temoins, sowie die periodischen Prüfungen der 
(bei diesen Vergleichungen benutzten) Normal thermometer; 

4. die Vergleichung der neuen Prototype mit den fundamentalen in den ver- 
schiedenen Ländern und in der Wissenschaft angewandten nichtmetrischeu 
Maß- und Gewichtseinheiten; 

5. die Bestimmung und Vergleichung der geodätischen Meßstangen; 

6. die Vergleichung der Prototype und aller Maß- uod Gewichtsabstufungen 
von hohem Präzisionscharakter, welche, sei es von Regierungen, sei es 
von wissenschaftlichen Gesellschaften, sei es auch von einzelnen Gelehrten 
und Mechanikern, dem internationalen Bureau zur Beglaubigung über- 
sandt werden. 

Art. 7 [17, 18]. Das Personal des Bureaus besteht aus einem Direktor, • 
zwei Adjunkten und der nötigen Anzahl von Beamten. . . . 

Art. 8 [18]. Die internationalen Prototype des Meter und des 
Kilogramm, ebenso wie die dazu geherigen Temoins werden in dem 
Bureau aufbewahrt bleiben. Dor Zutritt zu denselben bleibt aus- 
schließlich dem internationalen Komitee vorbehalten. 

Art. 9 [20, 21]. Sämtliche Herstellungs- und Einrichtungskosten des 
internationalen Maß- und Gewichtsbureaus, sowie die jährlichen Unterhal- 
tungskoston des Bureaus und des internationalen Komitees werden durch Bei- 
träge der vertragschließenden Staaten aufgebracht, welche nach einer auf deren 
gegenwärtige Bevölkerungszahl sich gründenden Skala zu berechnen sind. 

Art. 10. [Abführung der Beiträge an die >Caisse des depots et consig- 
nations« in Paris.] 
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Art. 11. Diejenigen Regierungen, welche von dem sämtlichen Staaten 
vorbehaltenen Rechte, dem gegenwärtigen Vertrage beizutreten, später Ge- 
brauch machen, sind gehalten, einen Beitrag zu leisten, dessen Höhe von dorn 
internationalen Komitee auf Grundlage des Artikels 9 festgestellt und welcher 
zur Vermehrung und Verbesserung der wissenschaftlichen Hilfsmittel des Bu- 
reaus verwendet werden soll. 

Art. 12. Die h. v. T. behalten sich vor, an dem gegenwärtigen Vertrage 
nach gemeinschaftlichem Übereinkommen alle die Veränderungen vorzu- 
nehmen, die sich durch die Erfahrung als zweckmäßig erweisen sollten. 

Art. 13. Nach Verlauf von 12 Jahren kann der gegenwärtige Vertrag 
von dem einen oder anderen der h. v. T. gekündigt werden. Diejenige Re- 
gierung, welche von diesem Kündigungsrechto für sich Gebrauch zu machen ge- 
denkt, ist gohalten, ihre Absicht ein Jahr vorher zu erklären, und es verzichtet 
dieselbe dadurch auf alle Eigentumsrechte an den internationalen Prototypon und 
an dem Bureau. 

Art 14. Der gegenwärtige Vertrag wird nach Maßgabe der in jedem 
Staate bestehenden konstitutionellen Gesetze ratifiziert werden, und es 
sollen die Ratifikationen in der Zeit von sechs Monaton oder womöglich früher 
in Paris ausgewechselt werden. Der Vertrag tritt mit dem 1. Januar 1876 
in Kraft. 

II. Aus dem Reglement 5 

Art. 1. Das internationale Maß- und Gewichtsburcau wird in einem be- 
sonderen Gebäude untergebracht, welches alle nötigen Garantien der Ruhe und 
Festigkeit bietet. . . . 

Art. 3. Die französische Regierung wird auf Verlangen des internationalen 
Komitees die nötigen Maßregeln treffen, um dem internationalen Bureau die 
Privilegien einer gemeinnützigen Anstalt verleihen zu lassen. 

Art. 6. Das jährliche Ausgabebudget ist folgendermaßen festgestellt: . . . 

Art» 7. Die im Artikel 3 des Vertrages erwähnte Generalkonferenz 
wird sich wenigstens einmal alle sechs Jahre auf eine von Seiten des 
internationalen Komitees zu erlassende Einladung in Paris versammeln. 

Sie hat zur Aufgabe, die für Verbreitung und Vervollkommnung des 
metrischen Systems dienlichen Maßnahmen zu diskutieren und anzuregen, sowie 
die neuen Fundamentalbestimmungen für Maß und Gewicht, welche etwa in dem 
Zeitraum zwischen ihren Zusammenkünften ausgeführt sein sollten, zu sanktio- 
nieren. Sie nimmt den Bericht des internationalen Komitees über die aus- 
geführten Arbeiten entgegen und erneuert im Wege geheimer Abstimmung das 
internationale Komitee zur Hälfte. 

Die Abstimmungen im Schöße der Genoralkonfercnz geschehen nach 
Staaten; jeder Staat hat eine Stimme. 

Die Mitglieder des internationalen Komitees sind borechtigt, an den Sitz- 
ungen der Generalkonferenz teilzunehmen. Sie können zugleich Delegierte ihrer 
Regierungen sein. 

Art. 8. Das im Artikel 3 des Vertrages erwähnte internationale 
Komitee besteht aus 14 Mitgliedern, welche sämtlich verschiedenen 
Staaten angehören müssen. . . . 

Art. 9. Das internationale Komitee leitet die Arbeiten behufs der 
Beglaubigung der neuen Prototype, sowie im allgemeinen alle diejenigen Mali 



6) Zum Vergleich etwa die Ansftthrongs- Übereinkunft des internationalen ' 
Vereins (Nr. 37) oder das Schlußprotokoll der Pariser Übereinkunft v. *20. 3. im. 

0* 
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und Gewicht betreffenden Arbeiten, welche die h. v. T. gemeinsam ausführen 
zu lassen beschließen werden. 

Das Komitee ist außerdem beauftragt, dio Aufbewahrung der 
internationalen Prototype zu überwachen. 

Art. 10. Das internationale Komitee konstituiert sich, indem es 
im Wege geheimer Abstimmung seinen Präsidenten und seinen Sekretär selbst 
erwählt. Diese Wahlen sind zur Kenntnis der Regierungen der h. v. T. zu 
bringen. 

Der Präsident und der Sekretär des Komitees und dor Direktor des Bu- 
reaus müssen verschiedenen Ländern angehören. . . . 

Art. 11. Bis zu der Zeit, wo die neuen Prototype fertig gestellt und 
verteilt sein werden, wird das Komitee wenigstens einmal im Jahre zu- 
sammentreten. Nach diesor Zeit werden seine Versammlungen wenigstens 
alle zwei Jahre stattfinden. 

Art 12. Die Abstimmungen des Komitees geschehen nach absoluter 
Majorität. . . . 

Art. 17. Der Direktor des Bureaus ... hat Sitz und Stimme im 
Schöße des Komitees. 

Art. 18. Der Direktor des Bureaus hat nur kraft eines Be- 
schlusses des Komitees und in Gegenwart zweier Mitglieder des 
letzteren Zutritt zu den internationalen Prototypen. 

Der Aufbewahrungsort dor Prototype kann nur vermittelst dreier 
Schlüssel geöffnet werden, von denen der eine in den Händen des Direktors 
der französischen Staatsarchive, der zweite in den Händen des Präsidenten des 
Komitoes und der dritte in denen des Direktors des Bureaus sich befindet. 

Zu den gewöhnlichen Arbeiten und Vergleichungen des Bureaus dienen 
Maße und Gowichte von der Kategorie der den einzelnen Staaten zu liefernden 
Prototype. 

Art. 19. ... Das internationale Komitee wird . . . sämtlichen Regie- 
rungen der h. v. T. einen Jahresbericht über die Gesamtheit der von ihm 
selbst und von dem Bureau ausgeführten wissenschaftlichen, technischen und 
administrativen Arbeiten mitteilen. 

Der Präsident des Komitees wird der Generalkonferenz über die seit ihrer 
letzten Sitzung ausgeführten Arbeiten Bericht erstatten. 

Die Berichte und Publikationen dos Komitees und Bureaus werden 
in französischer Sprache abgefaßt. Dieselben werden den Regierungen der 
h v. T. gedruckt mitgeteilt. 

Art. 20. Di« in Art 9 des Vertrages erwähnte Skala der Beiträge 
wird auf folgendo Weise berechnet: 

Die in Millionen ausgedrückte Bevölkerungszahl wird multipliziert: 

mit dem Koeffizienten 3 für diejenigen Staaten, in welchen das metrische 
System obligatorisch eingeführt ist; 

mit dem Koeffizienten 2 für diejenigen Staaten, in welchen daselbe fakul- 
tativ eingeführt ist: 

mit dem Koeffizienten 1 für die übrigen Staaten. 

Die Summe der so erhaltenen Produkte bildet den Divisor, durch welchen 
die Gesamtausgabe zu teilen ist. Der so erhaltene Quotient liefert die Einheits- 
zahl für die Berechnung der Beiträge. 

Art. 21. Die Kosten für die Herstellung der internationalen Prototyp©, 
sowie der denselben beizugebenden Kontrollmaße und Temoins werden von den 
h. v. T. nach der im vorigen Artikel aufgestellten Skala getragen. . . . 
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Nr. 37. 

Internationaler Telegraphenverein. 

I. Internationaler Telegraphenvertrag — St Petersburg 10./22, Juli 1875. 1 

Vertragsstaaton (1875): Deutsches Reich, Österreich- Ungarn, Belgien, Däne- 
mark, Frankreich, Griechenland, Italien, Niederlande, 
Persien, Portugal, Rußland, Schweden und Norwegen, 
Schweix, Spanien, Türkei. 

Der Verein umfaßt außerdem 2 folgende Staaten und Länder 8 -*: 

In Europa: Andorra, Bosnien und die Herzegowina, Bulgarien, Groß- 
britannien, Kreta, Luxemburg, Monako, Montenegro, Ru- 
mänien, San Marino, Serbien. 
In Asien: Britisch- Indien, Ceylon, Französisch - Indo - China, Japan, 

Niederländisch -Indien, Portugiesische Kolonien, Siarn. 
In Afrika: Ägypten, Algier, Kapland, Madagaskar, Natal, Oranjefluß- 
Kolonie, Portugiesische Kolonien, Senegal, Transvaal, Tunis. 
In Amerika: nur Argentinien, Brasilien, Uruguay. 
In Australien: Die 6 Staaten des common wealth of Australia, Neu- 
seeland. 

Urtext: französisch. — Abdruck: Amtsblatt d. D. Reichs -Telegraphon vorwaltung 1675 Nr. 45 
(mit Übersetzung); Martens» 3 S. 614; M.-C.-G. II 497. 

Literatur: Bonfils 924: Gareis 8, 64 , 62; Hefftor 247; v. HoltzendorlT III 84; v. Liszt 39 III, 17; 
v. Martens Ii 61, I 30, 43, 48b; Rivier 30 III , 44 III; Stoerk 49, 16, Ullmana 130, 156. — 
Fi-echer HWStW. VII 78; E. Looning, Lohrb. d. d. Vorwallungsrochts j 166. 

Art. 1. Die h. v. T. gestehen jedermann das Recht zu, mittels der 
internationalen Telegraphen zu korrespondieren. 

Art. 2. Sie verpflichten sich, alle Maßregeln zu ergreifen, die not- 
wendig sind, um das Geheimnis der Korrespondenzen und deren gute Be- 
förderung zu sichern. 

Art. 3. Sie erklären jedoch, daß sie in bezug auf den internationalen 
Telegraphendienst keine Verantwortlichkeit übernehmen. 

Art. 4 [l]. 1 Jede Regierung verpflichtet sich, für den internationalen 
Telegraphendienst besondoro Leitungen zu verwenden, und zwar in genügen- 
der Anzahl, um eine rasche Übermittelung der Telegramme zu sichern. * 



1) Dazu eine inhaltreiche Ausführungs-überoinkunft (regloment) , wiodorholt ge- 
ändert, letzte Fassung beschlossen London 10. Juli 1903. Auf die Abschnitte der Aus- 
führungs-Übereinkunft vorweisen dio von dem Herausgeber den Artikeln iu 
Klammern beigefügten Ziffern. — ßosondoro Vortrüge bostehon zwischen einzelnen 
Staaten (Art. 17). — Wegen der unterseeischen Telegraphen kabel V. v. M4. 3. 1884. 

Vgl. ferner zu Art. 1, 2 RG. über das Toloeraphonweson vom 6.4. 1892 (RGBl. 467) 
§§ 6, 8; zu Art. 1, 3, 6—8: Tclegraphenordnung gemäß Art. 48 RV. v. 9. 6. 1897 (CB1. 163) 
Sl 1, 2, 22. 

2) Nach der „Vorbemerkung" in der. letzten amtlichen deutschen Ausgabe des intern. 
Telegraphonvertragos vom Jahre 1903. 

3) Um die Tragweito dioses VorkohrsvortraÄOS zu kennzeichnen , ist eine geographische 
Anordnung gewählt. Nicht also ist hior durch die Aufzählung eines „Landes" — im Sinne der 
Terminologio Jollinoks in den „Staatsfragmenten" — z.U. Stellung genommen zu der Frage, 
inwieweit ihm völkerrechtlich die Verträgst ähigkoit zukommt , oder ob sich der Vertrag des Mutter- 
landes ohne weiteres auch auf dio Kolonion erstreckt hat odor auf die Wandlungen bei Staats- 
sukzessionen. — Die von dem Vertrage erfaßten Kolonion sind nicht erschöpfend angegeben. 

4) Die privaten Kabelgesellschaften sind zum Teil „ boigotreten " , andernteila 
wenden eie die Bestimmungen des intern. Telographonvertrages vollständig odor im wesentlichen 
an (vgl. amtl. deutsche Ausgabe S.3, 4). 

5) Koino Pflicht zur Einrichtung internationaler Fernsprechverbindungen (Art. 68 
der Ausführung«- Übereinkunft). Jedoch bosondore Verträge über Fernsprechverbindungen , z.B. 
zwischen dem Deutschen Reiche und Belgion v. 28. 8. lbaö (M* 23 S. 146, Journal telögraphique 
1898 S. 228). 
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Diese Leitungen sollen in der nach den Erfahrungen des Dienstes am 
meisten bewährten Weise hergestellt und verwendet werden. 

Art. 5 [4, 5, 6]. Die Telegrammo werden in drei Gattungen eingeteilt: 

1. Staatstolegramme: d. h. solche, die vom Staatsoberhaupte, von 
den Ministem, den Oberbefehlshabern der Land- und Soomacht und den diplo- 
matischen oder Konsularagenten der vertragschließenden Regierungen ausgehen, 
sowie die Antworten auf eben diese Telegramme. 

2. Diensttelegramme: d. h. solche, die von den Telegraphenverwal- 
tungen der vertragschließenden Staaten ausgehen und sich entweder auf den 
nternationalen Telegraphendienst oder auf solche Gegenstände von öffentlichem 
Interesse beziehen, über welche die genannten Verwaltungen sich verständigt 
haben. 

3. Pri vattolegramme. 

Bei der Beförderung genießen die Staatstelegramme den Vorzug vor den 
übrigen Telegrammen. 

Art. 6 [4, 5, 6]. Dio Staats- und Diensttelegramme können im 
gesamten Verkehr in geheimer Spracho abgefaßt werden. 

Die Privattelegramme können in geheimer Sprache zwischen zwei Staaten 
gewechselt werden, welche dieso Art der Korrespondenz zulassen. 

Diejenigen Staaten, die Privattelegrammo in geheimer Sprache bei der 
Aufgabe und bei der Ankunft nicht zulassen, müssen sie im Durchgange zu- 
lassen, sofern nicht der im Artikel 8 bezeichnete Fall der Verkehrseinstellung 
vorliegt. 

Art. 7 [10]. Die h. v. T. behalten sich die Befugnis vor, die Beför- 
derung eines jeden Privattelegramms zu verhindern, das für dio 
Sicherheit dos Staates gefährlich erscheint oder gogen die Landes- 
gesetzo, die öffentliche Ordnung oder die guten Sitten verstößt. 6 

Art. 8 [10]. Jode Regierung behält sich ferner die Befugnis vor, 
den internationalen Telographendionst auf unbestimmte Zeit, wenn 
sie es für notwendig erachtet, entweder überhaupt oder nur auf gewissen Linien 
und für gewisse Arten von Korrespondenzen einzustellen, wobei ihr jedoch 
die Verpflichtung obliegt, hiervon sofort jeder der übrigen vertragschließenden 
Regierungen Kenntnis zu geben. 

Art. 9 [12], Die h. v. T. verpflichten sich, jeden Absender die verschie- 
denen Einrichtungen, die zum Zwecke der größeren Sicherung und Erleichterung 
der Beförderung und Zustellung der Korrespondenzen zwischen den Telegraphen- 
verwaltungen der vertragschließenden Staaten verabredet worden sind, benutzen 
zu lassen. 

Ebenso verpflichten sie sich, jedem Absender die Bonutzung derjenigen 
besonderen Einrichtungen zu ermöglichen, die von irgend einem anderen Staate 
für die Beförderung und Zustellung getroffen und bekannt gegeben worden sind. 

Art. 10 [7, 8, 9, 12, 17]. Dio h. v. T. erklären, für die Aufstellung 
der internationalen Tarife nachstehende Grundlagen anzunehmen: 



6) Vgl. Art. 15 des Kabelrertragcs v. Marz 1881. 
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Die Gebühr soll für alle Telegramme, die zwischen den Telegraphen- 
anstalten von je zwei vertragschließenden Staaten auf dem nämlichen Wege ge- 
wechselt werden, einheitlich sein. In Europa kann jedoch ein und derselbe 
Staat, hinsichtlich der Anwendung der einheitlichen Gebühr, in höchstens zwei 
große Gebiete eingeteilt werden. 

Der Gebührensatz wird von Staat zu Staat im Einvornohmen 
zwischen den Regierungen der End- und Zwischenstaaten fest- 
gestellt. 

Die auf den telegraphischen Verkehr zwischen den vertragschließenden 
Staaten anwendbaren Tarifsätze können zu jeder Zeit im gemeinsamen Einver- 
ständnis abgeändert werden. 

Der Frank bildet die Münzeinheit für die Aufstellung der inter- 
nationalen Tarife. 

Art. 11 [6]. Die auf den internationalen Telegraphendienst der vertrag- 
schließenden Staaten bezüglichen Telegramme werden auf dem ganzen Netze 
der genannten Staaten gebührenfrei befördert. 

Art. 12 [18]. Die h. v. T. sind einander über die von ihnen erhobenen 
Gebühren Rechnung schuldig. 

Art. 18. Die Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrages werden durch 
eine Ausführungs-Übereinkunft [reglement] ergänzt, deron Vorschriften 
von den Verwaltungen der vertragschließenden Staaten im gemeinsamen Einver- 
ständnis jederzeit abgeändert weiden können. 1 

Art. 14 [20]. Ein Zentralorgan, das unter die Oberaufsicht der ober- 
sten Verwaltung einer der vertragschließenden Regierungen, und zwar der durch 
die Ausführungs- Übereinkunft hierzu bestimmten Regierung gestellt ist, hat die 
auf die internationale Telegraphie bezüglichen Nachrichten jedor Art zu sammeln, 
zusammenzustellen und zu veröffentlichen , die Anträge auf Abänderung der 
Tarife oder der Ausführungs -Übereinkunft in die Wege zu leiten, die angenom- 
menen Änderungen bekannt zu geben und im allgemeinen alle Fragen zu stu- 
dieren und alle Arbeiten auszuführen, mit denen es im Interesso der inter- 
nationalen Telegraphie betraut werden wird. 

Die aus dieser Einrichtung entstehenden Kosten werden von sämtlichen 
Verwaltungen der vertragschließenden Staaten getragen. 

Art. 15 [21]. Der Tarif und die Ausführungs-Überoinkunft, von 
denen in Artikel 10 und 13 die Rede ist, sind dem gegenwärtigen Vertrage an- 
geschlossen. Sie haben die gleiche Gültigkeit und treten zu gleicher Zeit in 
Kraft, wie dieser. 

Sie werden Revisionen unterworfen, bei denen alle beteiligten Staaten 
sich vertreten lassen können. 

Zu diesem Behufe werden von Zeit zu Zeit Verwaltungskonfe- 
renzen [Conferences administratives] stattfinden; jede Konferenz wird den Ort 
und die Zeit der nächstfolgenden Zusammenkunft selbst festsetzen. 

Art. 16. Diese Konferenzen werden aus Abgesandten gebildet, 
welche die Verwaltungen der vertragschließenden Staaten vertreten. 

Bei den Beratungen bat jede Verwaltung Anrecht auf eine Stimme, unter 
dem Vorbehalt jedoch , daß , sofern es sich um verschiedene Verwaltungen einer 
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und derselben Regierung handelt, der bezügliche Antrag auf diplomatischem 
"Wege bei der Regierung des Landes, in welchem die Konferenz sich versammeln 
soll, vor deren Eröffnungstermin eingebracht wird, und daß jede dieser Ver- 
waltungen eine besondere und für sich bestehende Vertretung hat 

Die aus den Beratungen der Konferenzen sich ergebenden Abänderungen 
erlangen erst Gültigkeit nach ihrer Bestätigung durch die Regie- 
rungen aller vertragschließenden Staaten. 

Art. 17 [19J. Dio h. v. T. behalten sich, jodor für sich, das Recht 
vor, außerdem noch untereinander besondere Übereinkommen jeder Art 
über solche Teile des Dienstes abzuschließou , an denen nicht dio Gesamtheit 
der Staaten beteiligt ist. 1 - 6 

Art. 18 (22]. Den Staaten , die an dem gegenwärtigen Vertrage nicht teil- 
genommen haben, wird auf ihr Verlangen der Beitritt zu demselben gestattet. 

Von diesem Beitritt wird auf diplomatischem "Wege demjenigen der ver- 
tragschließenden Staaten, in dessen Bereiche die letzte Konforenz abgehalten 
worden ist, und durch diesen allen übrigen Staaten Kenntnis gegeben. 

Der Beitritt schließt von Rechts wegen die Zuslimmung zu dem ganzen 
Inhalte des gegenwärtigen Vertrages und dio Teilnahme an allen darin fest- 
gesetzten Vorteilen in sich. 

Art. 19 [22]. Die tolegraphischen Beziehungen zu den Staaten, 
welche dem gegenwärtigen Vertrage nicht beigetreten sind, odor zu den 
Privatgesellschaften werden im allgemeinen Interesse der fortschreitenden 
Verkehrsentwickelung durch die im Artikel 13 des gegenwärtigen "Vertrages vor- 
gesehene Ausführungs- Übereinkunft geregelt. 4 

Art. 20. Der gegenwärtige Vertrag tritt mit dem 1. Januar 1876 
neuen Stils in Kraft und bleibt auf unbestimmte Zeit und bis zum Ablauf 
eines Jahres von dem Tage ab, an dem er gekündigt worden ist, in Gültigkeit. 

Die Kündigung kommt nur für den Staat zur Geltung, der sie aus- 
gesprochen hat. Für die übrigen vertragschließenden Teile bleibt der Vertrag 
in Kraft. 

II. Ausführungs- Übereinkunft (Reglement). 1 

Aus dem 20. Abschnitt. 

LXXXL 1. Das im Artikel 14 des Vertrages vorgeseheno Zentralorgan 
führt die Bezeichnung: Internationales Bureau der Telegraphenverwal- 
tungen [Bureau international des Administrations telegraphiques] . 

2. Die oberste Verwaltung der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft wird mit der Einrichtung des Internationalen Bureaus unter den durch 
die nachfolgenden Artikel LXXXII bis LXXXIV festgesetzten Bedingungen betraut 

LXXXII. 1. Die gemeinschaftlichen Kosten des Internationalen Bureaus 
der Telegraphenverwaltungen dürfen die Summe von 100000 Frank — unge- 
rechnet die besonderen Kosten aus Anlaß des Zusammentrittes einer inter- 
nationalen Konferenz — für das Jahr nicht übersteigen. Diese Summe kann 
später mit Zustimmung aller vertragschließenden Teile erhöht weiden. 

3. Dio vertragschließenden oder später beitretenden Staaten werden hin- 
sichtlich der Verteilung der Kosten in sechs Klassen eingeteilt, von denen jede 
im Verhältnis einer gewissen Anzahl von Einheiten ihre Beiträge leistet. . . . 

LXXXI1I. 1. Die Verwaltungen dor vertragschließenden Staaten über- 
mitteln sich gegenseitig alle ihre innere Verwaltung betreffenden Erlasse usw. 
und teilen sich alle Verbesserungen mit, die sie etwa einführen sollten. 
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2. Zur Vermittelung dieser Mitteilungen dient in der Regel das Inter- 
nationale Bureau. 

4. Dio gen an d ton Verwaltungen benachrichtigen das Bureau außerdem 
telegraphisch von allen Unterbrechungen oder Wiederherstellungen der Linien, 
die der internationalen Korrespondenz dienen. 

5. Die Verwaltungen lassen dem Bureau am Anfang eines jeden Jahres, 
und so vollständig als möglich, statistische Übersichten über die Be- 
wegung des Verkehrs, über den Stand der Linien, über die Anzahl der 
Apparate und Anstalten usw. zugehen. Diese Übersichten werden nach den 
Angaben des Internationalen Bureaus aufgestellt, das zu diesem Zwecke voll- 
ständig vorbereitete Formulare vorteilt. 

7. Dem Internationalen Bureau werden außerdem allo Ergebnisse der 
Vor suche mitgeteilt, die jede Verwaltung in den verschiedenen Dionst- 
zweigen hat vornehmen lassen. 

LXXXIV. 1. Das Internationale Bureau stellt dou Tarif zusammen und 
veröffentlicht ihn. 

2. Das Internationale Bureau stellt eino allgemeine Statistik auf. 

3. Es gibt unter Benutzung der ihm zur Verfügung gestellten Mitteilungei 
eino Zeitschrift für Telegraphie in französischer Sprache heraus. 7 

4. Es entwirft, veröffentlicht und berichtigt in bestimmten Zeiträumen 
eine amtliche Karte der teiegraphischen Verbindungen. 

6. Es muß ferner zu jeder Zeit den Verwaltungen der vertragschließenden 
Staaten zur Verfügung stehen, um ihnen hinsichtlich solcher Fragen, welche 
die internationale Telegraphie betreffen, besondere Auskünfto joder Art zu 
liefern, deren sie bedürfen sollten. 

9. Die vertragschließenden Verwaltungen können durch Vermittelung des 
Internationalen Bureaus Änderungen im Tarif und in der Ausführungs- 
Übereinkunft vorschlagen, wio dies durch die Artikel 10 und 13 des Ver- 
trages vorgesehen ist. Das Internationale Bureau linterbreitet die Vorschläge 
der Prüfung der Verwaltungen , die ihm biunen fünf Monaten ihro Bemerkungen, 
Verbesserungen odor Gegenvorschläge, jedoch ohne sich endgültig zu äußern 
zu übermitteln haben. Die Antworten werden vom Internationalen Bureau zu-' 
sammengestellt und den Verwaltungen mit dem Ersuchen mitgeteilt, sich für 
oder gegen dio Vorschlägo und dio etwa gemachten Gegenvorschläge zu erklären 
Dabei wird vorausgesetzt, daß die Verwaltungen, die nicht binnen fünf Monaten 
vom Tage des zweiten, die eingegangenen Erklärungen mitteilenden Rund- 
sehreibens ab gerechnet, ihro Antwort eingesandt haben, sich dor Stimme ent- 
halten wollen. 

Um angenommen zu werden, müssen die Vorschläge enthalten: 

1. die einmütige Zustimmung der Verwaltuugon, die ihro Stimmo abgegeben 
haben, . . . [bei Änderungen der Ausführungs- Übereinkunft]; 

2. dio Zustimmung der beteiligten Verwaltungen . . . [bei Tatifänderungeuj; 

3. die Zustimmung der Mehrheit der Verwaltungen, die ihre Stimme abgegeben 
haben, . . . [bei Auslegung der Ausführungs- Übereinkunft]. 

11. Das Intornatioualo Bureau bereitet dio Arbeiten der Tolegraphon- 
konferenzen vor. . . . 

12. Der Direktor dieses Bureaus wohnt den Sitzungen der Konferenz bei 
und nimmt an den Beratungen, jedoch ohne Stimmrecht, teil. 

13. Das Internationale Bureau erstattet über seine Tätigkeit jährlich einen 
Bericht, der allen Verwaltungen der vertragschließenden Staaten mitgeteilt wird. 

14. Ebenso ist die Tätigkeit des genannten Bureaus der Prüfung und 
Beurtoilung der im Artikel 15 des Vertrages vorgesehenen Konferenzen unter- 
worfen. 



7) ,,Joornal tölegraphiquo " , erscheint monatlich. — Vgl. Art. 22 des Weltpostvertrages 
vom * 15. 0. 1897. 
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Die gemischten Gerichte in Ägypten. 1 2 2a 

I. Reglement d'organisation judiciaire pour les proces mixtes. 
Dekret des Khedive 3 — verkündet am 16. September 1875. 4 

Durch besondere Abkommen mit Ägypten haben zugunsten der 
gemischten Gerichte ihre Konsulargerichtsbarkeit eingeschränkt 6 : 

Deutsches Reich, Österreich- Ungarn, Belgien, Dänemark, Frankreich, 
Griechenland, Großbritannien, Italien, Niederlande, Portugal, Ruß- 
land, Schweden und Norwegen , Spanien, Vereinigte Staatenron Amerika. 

Urtoxt: Arabisch, französisch, italienisch (vgl. auch Titel I Art 16). — Abdruck (französisch, 
mit Vorverhandlungen): Martens 5 2 S . 680, Staatsarchiv 29 S. 157. — Die wichtigsten neueren 
Gesetze meist im Annuaire do lögislatiou etrangöre. 

Literatur: Bonfils 769; Garois 47; Hofftor 242; v. Holtzendorff III 210. 189: v. Liszt 18, 21 I; 
v. Martens II 2(5, I 48, III; Rivier 43; Stoerk 63; Ullmann 55: König, Handb. d. Konsular- 
wesens §jj 60, 57. Eingehendere Erörterungen bei Lippinann, Konsularjurisdiktion im Oriont 
1898 S. 116 — 134; v. Grünau, Staats- u. völkerrochtl. Stellung Agyptons 1903 S IG; auch 
v. Fircks, Ägypten 1894 Bd. H (1896). 

Titre l* r . Jnrldlction en mattere civile et eommerclale. 
Chapitre I. Tribunaux de premiere instance et cour d'appel. 

§ 1. Institution et composition. 

Art. 1. II sera institue trois tribunaux de premiere instance, a 
Alexandrie, au Caire et u Zagazig. 8 

Art. 2. Chacun de ces tribunaux sera compose de 7 juges: 4 otrangers 
et 3 indigenes. 7 



1) Die tribunaux mbetes (tr. de la relorme) wurdon am 1. Fobruar 1876 eröffnet. Die 
Einrichtung der — aus Ägyptern und Ausländern zusammengesetzten , deshalb sog. — gemischten 
Gerichtshöfe (vgl. Anm. 9) ist rechtlich nur ein Provisorium, zunächst auf 5 Jahre (Titel I 
Art. 40, 19 Regl.) , bisher wiederholt verlängert , zuletzt durch Dekrot des Khcdivo v. HO. 1. 1900, 
auf 5 Jahre vom 1. Februar 1900 ab (v. Grünau S. 255). Die bloße Aufhobung d«r tribunaux mixtes 
und das Wiederaufleben dor vollen Konsulargerichtsbarkeit erscheint als derartiger Bückschritt in 
der Rechtspflege , daß den tribunaux mixtes tatsächlich dio Dauer gosichort ist. (Schärfer 
betont von Grünau S. 262 fg. den provisorischen Charakter.) Damit steht dio Roichsgesotzgebung 
im Einklänge, die seit 188U von der Beschränkung auf 6 Jahre absieht (Anm. 15). Die Beweis- 
kraft aus Finanzgesetzon und Vorträgen (v. Liszt, Gareis) erscheint mir gering. 

Boi dor Bedeutung dor Justizreform, bei der nicht immer leichten 
Zugänglichkoit dor Quollen and den zuwoilon abweichenden Angaben in den 
Handbüchern dürfte sich eine ausführlichere Behandlung, als sie sonst in 
dem Plane dieser Sammlung liegt, rechtfertigen. 

2) Die gemischten Gerichte erkennen nach besonderen, lediglich vor ihnen geltenden 
Gesetzbüchern (vorgosohon im Tit. 1 Art. 34) — verkündet am 16. Oktober 1875 — dio nach 
französischem Vorbilde gearbeitet sind: code civil, c. do commorco, c. do procedura civile et 
commorcialo, c. pönal, c. d'instruction criminollo. 

2») Ausdehnung der Gerichtsbarkeit auf den Sudan ausgeschlossen nach dem britisch- 
ägyptischen Vertrago vom 19. 1. 189!) (Annuaire d. I. e. Bd. 29 S. 658). 

3) Dio rechtlicho Natur des ,, Reglements" ist sehr stroitig. Ich halte es mit Triepel, 
Völkerrecht und Landesrecht 1899 S. 290 (ähnlich v. Grünau S . 269, 284), für Landesrecht, 
das allerdings völkerrechtlich nach den — fast durchgängig vor der Verkündung — mit den 
anderen Staaten getroffenen Abmachungen * vorausgesetzt war. Das trifft auch für die,, codos" zu. 

4) So auch boi Martens. Das Datum wird meist nicht erwähnt (z. B. nicht im Annnaire 
de l'institut I S. 321) oder unrichtig auf den 10. Novembor 1874 verlegt (so selbst von Lippmann 
S. 123, bei dem sich im übrigen die Daten dor verwickelten Verhandlungen übersichtlich geordnet 
finden*: am 10. 11. 1874 ist das sog. Boitrittsprotokoll von dem lange zögernden Frankreich unter- 
zeichnet worden. 

5) Für das Doutscho Reich besonders untor II. Sowoit Abmachuniren nicht veröffentlicht 
sind, müssen sie aus dor Beteiligung dor Staaten an der Besetzung 8 gefolgert werden. 

6) Von Zagazig spätor nach Ismailia verlegt, jetzt in Mansurah. 

7) Die Ziffern für 1900 — nach aintlichon Quollen — boi v. Grünau S. 257 : 

Appollhof in Alexandria : 10 ausländische , 6 ägyptische Richter, 
Gerichtshof in Kairo: 12 ,, 7 ,, „ 

„ „ Alexandria: 11 „ 5 „ „ 

„ ,, Mansurah: 5 ,, 3 ,, ,. 
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Los sentences seront rendues par 5 juges, dont 3 etrangers et 2 in- 
digenes. 

L'un des juges etrangers presidera avec le titre de vice-presidont 
et sera designe par la majorite absolue des membres etrangers et indigenes du 
tribunal. 

Dans les affaires commerciales, le tribunal s'adjoindra deux nogo- 
ciants, uu indigene et un etranger, ayant voix deliberative et choisis par voie 
d'election. 

Art. 3. II y aura ä Alexandrie une Co[ur d'appel composce de 
11 magistrats; 4 indigenes et 7 etrangers. 

L r un des magistrats etrangers presidera sous le titre de vice - President 
et sera designe de la meme maniere que les vice - presidents des tribunaux. 

Les arrets de la Cour d'appel seront rendus par 8 magistrats, dont 
5 etrangers et 3 indigenes. 

Art, 4. Le nombre des magistrats de la Cour d'appel et des tribunaux 
pourra etre augmonte, si la cour en signale la necessite pour le besoin du 
Service, sans alterer la proportion fixöe entro les juges indigenes et etrangers.* 

Art. 5. La nomination et le choix des juges appartiendront 
au Gouvernement egyptien; niais, pour etre rassure lui-meme sur les 
garanties que presenteront les personnes dont il fera choix, il s'adressera 
of ficieusement aux Ministros de la justice a l'etranger et n'engagera 
que les personnes munies de l'acquiescemont et de l'autorisation de leur Gou- 
vernement. 8 

Art, 6—8. [Gerichtsschreiber, Gerichtsvollzieher, Dolmetscher; vgl. auch 
Art 21.] 

§ 2. Competence. 8 

Art. 9. 10 Ces tribunaux connaitront seuls dos contestations 
en matiere civile et commercialo entre indigenes et etrangers de 
nationalite differente en dehors du Statut personnel. 

Iis connaitront seulement des actions reelles immobileres entre 
indigenes et etrangers ou entre etrangers de memo nationalite ou de 
nationalites differontes. 

La raunicipalite d' Alexandrie, dans ses rapports avec les indigenes, n'est 
pas justiciablo dos tribunaux mixtes. 



8) Dor Vorschlag: für dio Stelle beim Appellhofe kommt fast aussclüießlich den Groß- 
mächten, für die Stelle bei den Gerichtshöfen erster Instanz etwa zur Hälfte den Großmächten 
und den oben bezeichneten Mittelmachten zu. Das Zahlonverhältnis schwankt. — Staatsanwälte 
Anm. 12. 

9) Gegenwärtig vier vorschiodono Gerichtsbarkeiten: 

1. Die geistlichon Gerichte (möhkemoh) für Mohamedaner : Glaubeussachon , Familien - 
nnd Erbrocht, Führung der Grundbücher (vgl. Art. 31, 32 d. Regl.). 

2. Gerichtshöfe für die Eingeborenen (Appellationshof in Kairo) nach europäischem 
Vorbilde: für sonstige Streitickeiton dor Eingoboronon untereinander; Entscheidung nach 
bosondoron, den französischen codes nachgebildeten Gesetzbüchern v. J. 1883. Vgl. 
v. Fircks II 37 f., Antonopoulos , Jahrbuch d. intorn. Verein. f. vgld. Rechtswissensch. I 168. 

3. Die gemischten Gerichtshöfe, Zusammensetzung und Zuständigkeit nach dem Regle- 
ment. — Außerdem zuständig nach Art. 38 des Liquidationse-osolzes vom 17 . 7. 1880 (StA. 40 
S. 838) für Klauen der Mitglieder der internationalen Liquidationskommission gegen die 
ägyptische Regierung wegen deren Verbindlichkeit aus den „dettes garantio, privilegiee et 
uniüoe". Art. 37 dos Entwurfs eines neuen üokrots, beigegeben dem britisch - französischen 
Vertrage vom 8.4. 1004 (Memorial diplomatique 1901 S. 852), ist ähnlichen Inhalts. 

4. Dio Konsulargerichtsbarkeit: a) für Statussnchon, d.i. Personenstand, Rechts- 
fähigkeit, Geschäftsfähigkeit, Eho, Erbfolge, Vormundschaft, b) Civilrechtsstroitig- 
kelten unter den Angehörigen dos gleichon Staates — Ausnahme: Grundbesitz Art. 9 
Regl. c) Strafsachen, Ausnahme: tit. 2 art. 6. d) Schlechthin für gewisse (deutsche, 
österreichische, französische, russische) kirchliche, Unterrichts- und Heilanstalten, vgl. 
nnten II. e) Dio Konsuln, ihre Familie, das Personal u. Gefolge, vgl. unten II. 

10) In der Fassung des Dekrets vom 26. 3. 1900 (Annuaire d. 1. e. Bd. 30 [1901] S. 528). 
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Art. 10. Le Gouvernement, les administrations, les da'iras" de 
S. A. le Khodive et des membres de sa famille seront justiciables de 
ces tribunaux dans les proces avec les otrangers. 

Art. 11. 10 Les tribunaux ne pourront pas statuer sur la propriöte du 
domaino public. Iis ne pourront eonnaitre des actes de souverainete 
ni des mesuros prisos par le Gouvernement en exöcution et en con- 
formitö des lois et icglements d'administration publique. Mais, sans pouvoir 
interpreter un acte d'administration ou en arreter l'execution, ils seront cora- 
pltents pour juger los attointes portees par cet acte ;i un droit acquis d un 
etranger, reconnu soit par des traitös, soit par des lois, soit par des Conventions. 

Art. 12. Ne sont pas soumises a ces tribunaux les demandes des 
etrangers eontre un etablissement pieüx cn revendication de la propriöte d'irn- 
meubles possedes par cet etablissement, mais ils seront competents pour 
statuer sur la deraande intentöc sur la question de possession legale, quel 
que soit le deraandeur ou lo döfendeur. 

Art 13. Le seul fait de la Constitution d'une hypotheque en faveur 
d'un etranger sur les biens immeubles 8 . quels que soient le possesseur et le 
proprietaire , rendra ces tribunaux compötcuts pour statuer sur la validite de 
rhypotheque et sur toutes scs consequences jusques et y compris la vento 
forcöe de rimmoublo, ainsi (jue la distribution du prix. 

Art. 14. Les tribunaux dölögueront un des magistrats, qui, agissant en 
qualite de juge de paix, sera chargö de concilier les parties et de juger les 
affaires dont l'importance sera fixee par le Code de proeödure.* 

§3. Audiences. 

Art. 15. Les audiences seront publiques, sauf les cas oü le tribunal, 
par une döcision motivöo, ordonnera l'huis clos dans l'intöret des bonnes moeurs 
ou de l'ordre public; la defense sera libre. 

Art. 16. Los lauguos judiciaires employöes devant le tribunal pour 
los plaidoiries et la rödaction des actes et senteuces seront les langues du 
pays, l'italien et le francais. 

Art. 17. Les personnos ayant le diplöme d'avocat seront seules ad- 
mises k representer et döfendro les parties devant la Cour d'appol. 

§4. Exöcution des sentenecs. 

Art. 18. L'exöeution des jugemente aura lieu en dehors de toute 
action administrative consulaire ou autre et sur l'ordre du tribunal. Elle 
sera effectuöe par les huissiers du tribunal avec l'assistance des autorites 
locales, si cetto assistance devient necessairc, mais toujours en dehors do toute 
ingörenco administrative. 

Seulement, l'officier de justice Charge de l'execution par le tribunal est 
oblige d'avertir los Consulats du jour et do l'heure do l'execution, 
et ce, a peine de nullitö et de dommages-intöröts contre lui. Le Consul, ainsi 
averti, a la facultu de se trouver present ä l'execution; mais, en cas d absence, 
il sera passe outro ä l'execution. 

§5. Inamovibilite des magistrats. — Avancement. — 
Incompatibilite. — Discipline. 

Art. 19. Les magistrats qui composent la Cour d'appol et les tribunaux 
seront inamovibles. 

L'inaraovibilitö ne snbsistera «jue pendant la pöriode quinquennale. 1 Elle 
ne sora döfinitivement admise qu'apres ce dölai d'epreuve. 



11) Als Übertragung für das vieldeutige arabische Wort an diosor Stello empfiehlt mir Herr 
Professor Vollere (Jena) „Klioimoroi, Rentamt", also nach dem Zusammenhange wohl Privatbesitz 
schlechthin and nicht (wie Lippmann umschreibt; privater Grundbesitz. 
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Art. 20. L'avancement des magistrats et leur passage d'un tribunal 
ä un autre n'auront lieu que de leur conscntomont et sur le vote de la Cour 
d'appel, qui prendra l'avis des tribunaux interesses. 

Art. 21. Les fonctions de magistrat, de greffier, commis greffier, inter- 
prete et huissier seront incompatibles avec toutes autres fonctions salarices 
et avec la profession do uegociant. 

Art. 22. T/Js magistrats ne seront point l'objet, de la part de l'ad- 
ministration egyptienne, de distinctions honorifiques ou materielles. 

Art. 23. Tons les juges de la memo eategorio recevront les memo* 
appointements. L'aceeptation d'une remuneration en dehors de ces appointe- 
ments, d une augmentation des appointements, de cadeaux de valeur ou d'autres 
avantages materiels entraine, pour le juge, la döcheance do l'emploi et du 
traitement. sans aucun droit ä uno indemnite. 

.Art. 24. La diseipline des magistrats, des officiers de justice et des 
avocats est reservee ä la Cour d'appel. . . . 

Art» 25. Touto plainte presentee au Gouvernement par un membre du 
Corps consulaire contre les juges pour cause disciplinairo devra etre deferee 
ä la Cour qui sera tenue d'instruire l'affaire. 

Chapitre II. Parquet." 

Art. 26. 11 sera institue un parquet ä la teto duquel sera un pro- 
cureur genoral. 

Art. 29. Le procureur general et ses Substituts seront amovibles, 
et ils seront nommös par S. Ä.. le Khodive. 

§6. Dispositions speciales et transitoires. 

Art. 31. 11 y aura, dans chaquo greffe des tribunaux de premiere in- 
stance, un employe du Mehkeme" qui assistera le grefßer dans les actes trans- 
latifs de propriete immobiliere et de Constitution de droit de privilege 
immobilier et en dressera acte qu'il transmettra au Mcbkeme. 

Art. 82. 11 y. aura egalement aupres du Mehkeme des commis delegues 
par le greffier du tribunal de premiero instance qui devront lui transmettre, 
pour etre transcrits d'office au registre dos hypotheques, les actes translatifs de 
propriete immobiliere et de Constitution de gage immobilier. 

Art. 34. Les nouveaux tribunaux, dans l'exercice de leur juridiction 
en matiere civile et commercialo et dans la liinite de celle qui leur est con- 
sentie en matiere penale, appliqueront les codes presentes par l'Egypte 
aux Puissances*, et, en cas de silence, d'insuffisance et d'obscurite do la 
loi, le jugo se conformera aux principes du droit naturel et aux regles 
do Toquite. 

Art. 35. Le Gouvernement fera publier, un mois avant le f onction- 
nement des nouveaux tribunaux, les codes*, dont un exemplaire en 
chacune des langues judiciaires sera dopose jusqu'ä ce fonctionnement dans 
chaque Mudirieh, aupres de chaque Consulat, et aux greffes de la Cour d'appel 
et des tribunaux, qui en conserveront toujours un exemplaire. 

Art. 38. H publiera egalemont des lois relatives au Statut personnel des 
indigenes, un tarif des frais de justice' 8 , les ordonnances sur le regime des 
terres, des digues et canaux. 

Art. 37 — 39. [Für Sicherheitspolizei und Armenrecht Anordnungen vor- 
behalten.] 

Art. 40. Les nouvelles lois et la nouvelle Organisation judiciaire n'auront 
pas d'effet retroactif. 



12) Vgl. unten II Ziffer 3 und oben Anm. 8. 

13) Recht hohe Oerichtokosten , so daß v. Fircks 1146 einen jährlichen Überschuß des 
Xgyptischen Staates aus dieser Justiz mit 40000 bis 6O000 Pfund berechnet! 
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Titre II. Juridietion et matiere pönale en ce qui eoneerne les ineulpes 

etrangers. 

Chapitre I. Tribunaux des contraventions, de police correctionnelle 

et cour d'assises. 

§ 1. Composition. 

Art. 1. Le juge des oontraventions ä la charge des etrangers sera 
un des metnbres etrangors du tribunal. 

Art. 2. La cbambre du conseil, aussi bien en matiere de delits qu'eu 
matiere de criuies, sera composco de trois juges, doüt un indigene et deux, 
etrangers, et de quatre assesseurs otrangers. 

Art. 3. Le tribunal correctionnel aura la meine coniposition. 

Art. 4. La cour d'assises sera composee de trois conseillers, dont un 
indigeno et doux etrangers. 

Les douze jures seront etrangers. 

Dans ces divers cas, la inoitie des assesseurs et des juros sera de la 
nationalite de l'inculpe, s'il le demande. Dans le cas oü la liste des jures ou 
des assesseurs de la nationalite de l'accuse serait insuffisante , il designera la 
nationalito ä laquello ils devront appartenir pour cornpleter lo nombro voulu. 

§2. Conipetonco. 14 

Art. 6. Seront soumises a la juridietion des tribunaux egyptiens les 
poursuites pour contraventions de simple police, et, en outre, les aecn- 
sations portees contre les auteurs et complices de crimes et delits suivants: 

Art. 7. Crimes et delits commis directemeut contre les magistrats, 
les jures et les officiers de justice dans l'exercice ou ä l'occasion de 
l'exercice de leurs fonetions. Savoir . . . 

Art. 8. Crimes et delits commis directement contre l'execution 
des sentonces et des mandats de justice, savoir . . . 

Art. 9. Les crimes et delits imputes aux juges, jures et officiers 
de justice, quaud ils seront accuses de les avoir commis dans l'exercice 
de leurs fonetions ou par suite d'un abus de ces fonetions. Savoir... 

Chapitre II. Derogation au code d'instruction criminelle dans 
le jugemont des contraventions, des crimes et delits ä lacharge 

des etrangers. 

§ 1 er . Poursuite. 

Art. 11. Lorsqu'un membre du Corps consulaire denoncera un fait de- 
lictueux a la Charge d'un magistrat ou d'un officier de justice, le Gouvernement 
devra donner les ordres necessairos au ministere public, qui sera tenu de suivre 
sur la denonciation. 

Art. 12« Toutes les poursuites pour crimes et delits feront Tobjet d'une 
instruetion qui sera soumise ä uue chambra du conseil. 

Art. 13. Le Consul de l'inculpe sera sans delai avise de toute 
poursuite pour crime ou deh't intenteo contre son administre. 



14) Di« im Art. 7, 8, 9 einzeln aufgezählten Delikte (hier weggelassen) sind aus der kaiser- 
lichen Verordnung vom 23. 12. 1676 (RGBl. S. 881) §8 zu ersehen. 

Erweiterung der Zuständigkeit durch Dekret des Khediven vom 26. S. 1900 (vgl. Annuairo 
d. 1. e. Bd. 30 S. 633) auf Koukursdelikte in dem aus der kaiserlichen Verordnung vom 6. 1. 1901 
(RGBl. 8) zu entnehmenden Umfange, ferner kaiserliche Verordnung v. 4.2. 1904 (RGBl. 61) 
weyon Übertretungen. 



Digitized by Google 



Nr. 88. Die (»mischten Gerichte in Ägypten. 



143 



§2. Instruction. 

Art. 20. Lorsque, dans le cours d'une instruction , il y aura lieu de 
proceder ä une visite domiciliaire, le Consul de l'inculpe sera aviso 

Art. 21. Hors le cas de flagrant dolit ou d'appel de secours de l'interieur, 
Tentree du domicile pendant la nuit ne pourra avoir lieu qu'en pre- 
sence du Consul ou de sou delegue, s'il ne Ta pas autorisee hors sa prcsence. 

§3. Reglement de la competence dans les conflits de juridiction. 

Art. 22. Trois jours avant la reunion de la cbainbre du coDseil , la com- 
munication des pieces de l'instruction sera faite au greife, au consul ou ä son 
delegue. 

II devra, sous peine de nuilite, etre delivre au CodsuI expedition des 
pieces dont il demandera copie. 

Art. 23. Si, sur la cominunication des pieces, le Consul de l'inculpe 
pretond que l'affaire appartient ä sa juridiction et quelle doit etre deferee 
ä son tribunal, la question de competence, si eile est contestee par le tribunal 
egyptien, sera soumise ä l'arbitrage d'un conseil compose de deux 
conseillers ou juges designes par le president de la Cour et de deux 
Consuls choisis par le Consul de l'inculpe. 

Art. 24. Lorsque le juge d'instruction et le Consul instruiront en memo 
temps sur le meine fait, si Tun ou l'autre ne croit pas devoir se reconnaitre 
incompetent, le conseil des conflits devra etre reuni pour regier le differend ä 
la demande de Tun des deux. 

II est bien entendu que le conflit ne pourra jamais etre souleve par le 
juge d'instruction ä l'occasion d'un crime ou d'un delit ordinaire; de plus, le 
crime ou le delit qu'il pretcndra avoir ete commis devra etre qualine, par le 
roquisitoire dont il aura ete saisi, conformement aux catogories ci-dessus des 
faits attribues aux nouveaux tribunaux. Enfin, si le magistrat ou l'officier de 
justice offenso a porto sa piain te devant le tribunal consulaire, ce tribunal 
statuera sur la plainte sans qu'il y ait possibilite de conflit. 

Art. 25. Le tribunal qui, apres que les formalites ci-dessus auront ete 
remplies, restera saisi de l'affaire, statuera sur cette affairo sans qu'il puisse y 
avoir lieu ulterieurement ä declaration d'incompetence. 

§5. De l'appel ot du pourvoi contre les jugements 

de condamnation. 

Art. 27. Les appels, quand ils sont permis on matiöro de contravenhon 
contre les jugements du tribunal de simple police, seront portes devant le 
tribunal correctionnel. 

Art. 28. Les pourvois, dans le cas ou ils sont autorises par le Code 
d'instruction criminelle contre les jugements de condamnation en matiere penale, 
seront portes devant la Cour, composo conimo en matiere civile. 

Les conseillers ayant siege dans la cour d'assises ne pourront connaitre 
du pourvoi eleve contre l'arret de la Cour. 

§ 6. Etablissement de la liste des jures et cboix des assesseurs. 

Art. 29. La liste des jures de nationalite etrangere sera dressee an- 
nuellement par le Corps consulaire. 

A cet effet, cbaque Consul adressera au doyen du Corps consulaire la 
liste de ses nationaux qui remplissent, d'apres lui, les conditions voulues pour 
etre iures. Les jures devront avoir l'äge de trente ans et une residence en 
Egypte d'un an au moins. 

Art. 32. Les assesseurs correctiounels seront choisis par le Corps 
consulaire sur la liste des jures. 
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§7. Exccution. 

Art. 36. Jusqu'ä ce qu'il soit constate qu'une Installation süffisante des 
lioux de detention existe reelleniont on Egypte, les eondamnes ä l'emprisonne- 
ment seront, si le Consul le demande, detenus dans les prisons consulaires. 

Art. 37. Le Consul dont Tadministre subira sa peiue dans les otablisse- 
ment du Gouvernement ogyption aura le droit de visiter les lieux de de- 
tention et d'en verifior letat. 

Art. 38. En cas de condamnation a la peino capitalo, MM. les 
Representants des Puissanoes auront la faculte de reclamer leur administre. 

A cet effet, un delai süffisant interviundra eutre le pronouce et l'execution 
de la sentence pour donner aux representants des Puissanoes le temps de se 
prononcer. 

Titre III. 

Art. 40. 1 Pendant la poriode quinquonnale, aueun cbangement 
ne devia avoir liou dans le Systeme adopto. 

Apres cetto periode, si l'experience n'a pas confirme Tutilite pratiquo de 
la reforme judieiaire, il sera loisible aux Puissances, soit de revenir ä l'ancien 
ordre de choses, soit d'aviser, d'aecord avec lo Gouvernement egyptien, a 
d'autres combinaisons. 

II. Protokoll Ober den AnschluB (adhesion) des Deutchen Reiches an die 
Gerichtsreform — Cairo, 5. Mai 1875." 

Monsieur de Thielau, Secretairo de Legation, Charge du Consulat General 
d'Allemagne, et Soo Excellence Cherif Pacha, Ministre de la Justice de Son 
Altesse le Khedive, agissant par ordre et d'apres los instruetions de leurs 
Gouvernements respectifs, desirant constator leur entente definitive sur les 
modifications quo le projet de la Reforme judieiaire en Egypte a subios par le 
protocole Franco- Egyptien du 10 novembre 1874 4 , sont convonus de ce qui suit: . . . 

3. Un dos membres du Ministero public sera choisi dans la 
magistrature allemande, et il est expressement eutendu que, si une seconde 
chambre etait creee dans Tun des Tribunaux du Cairo ou de Zagazig et si, par 
eonsequent, le personnel du parquet venait ä etre augmente\ un autie membro 
du Ministere public semit egalement choisi parmi les Magistrats allemands. 

4. Los codes egyptiens revises dernierement soront presentes le plus tot 
possible au Gouvernement Allemand. * 

(>. En ce qui touche la composition des chambres, quelques Puissances 
ayant demaude que l'un des Magistrats charges do jugor une affaire europeenne 
füt, autant quo possiblo, do la nationalste de la partie en cause, le Gouverne- 
ment Egyptien s'engage ä appeler sur ce point l'attention do la nouvelle magi- 
strature chargee de regier seulo l'organisation du service. 

7. Les immunitos, les privileges, les prerogativos et les 
exemptions dont les consulats e t ran gers et les fonetion nahes qui dependent 
d'eux, jouissent actuellement en vertu des usages diplomatiques et des traites 
en vigueur, rostent mainteuus dans leur iutegrite; on consequence, les 
Consuls-Genöraux, les Consuls, les Vice-Consuls, leurs familles et 
toutes les personnes attachees ä leur sorvice ne seront pas justiciables 
des nouveaux tribunaux et la nouvelle legislation ne sera pas applicable oi 
ä leurs personnes ni a leurs maisons d'habitation. 



15) In dem Reichsjresetz vom 80. 3. 1874 (RGBl. 23) Einschränkung der Konsulargerichts - 
barkoit durch kaisorliche Verordnung auf höchstens 6 Jahre zugelassen , in dem RG. v. 5. 6. 1880 
(RGBl. 145) ohne Zoiibes< hränkung. Infolgedessen sind ergangen: die kaiserlichen Verordnungen 
vom 23. 12. 1876 (RGBl. 381); 23. 12. 1880 (RGBl. 192); 15. 2. 1897 (RGBl. 17), alle roligU.son 
Anstalten unter deutschem Schute der Konsulargerichtsbarkeit unterworfen, vgl. Anro. 9 und Ziffer 7 
dos Anschlutiprotokolla; 6. 1. 1901; 4. 2 1904 (Anm. 14). — Über Schutegewfthrung Nr. 19 Ann». 4. 
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En outre, les etablissements allemands suivants 16 : 

A. L'eglise protestante allemande ä Alexaodrie, 

B. L'eglise protestante allemande au Caire, 

C. L'ecole allemande ä Alexandrie, 

D. L'ecole allemande au Caire et 

E. L'hopital Protestant allemand ä Alexandrie, 

ne seront pas soumis a l|a oompetence des nouveaux tribunaux et 
resteront justiciables, comme par le passe, des Tribunaux consulaires Allemands. 
II est bien entendu que les dits etablissements ne seront exemptes qu'en qualite 
de corporations et que, par consequent, les pasteurs, les professeurs et toutes 
les personnes attachees ä ces etablissements releveront de la juridiotion etablie en 
£gypte pour la nationalite ä laquelle elles appartiennent. 

En ce qui concerne la reserve stipulee ä la fin de l'article 7 du protocole 
Franco -Egyptien du 10 novembre 1874", en faveur des Etablissements catho- 
liquos, soit religieux soit d'enseignement, places sous le protectorat de la France, 
Monsieur de Tbilau declare: 

Le Gouvernement Allemand, ne reconnaissant k aucune puis- 
sance un protectorat exclusif sur les etablissements catholiques en 
Orient, se reserve tous ses droits sur les sujets ou administres Allemands 
appartenant k nn de ces Etablissements, et il considere notamment comme 
entendu que la dite stipulation du protocole Franco -Egyptien ne saurait porter 
atteiüte ä la juridiction qui est ou qui sera etablie pour les sujets et administres 
Allemands en Egypte, en vertu des lois de l'Empire et des arraogements faits 
entre l'Allemagne et le Gouvernement du Khedive. 

Son Excellence Cberif Pacha, au nom du Gouvernement Egyptien, prend 
acte de cette declaration. . . . 



Nr. 39. 

Cypern unter britischer Verwaltung. 

Text des Vertrages: englisch u. französisch (?) — Abdruck: Martens • 8 S. 272; M.-C.-G. 
JI 693 (bloß englisch) ; Staatsarchiv Bd. 35 S. 216, 223 (bloß französisch). 

Literatur: Bonfils 846; Gareis 47; Heilbom 86; v. Holtzendorff II 51 ; t. Liszt 10 IV, 22, 15 IV; 
v. Martens I 93; Rivier 22, 16 III. - Ferner zu Nr. 40 (Überschrifc). 



I. Bündnis zwischen Großbritannien und der Türkei — Konstantinopel, 

4. Juni 1878. 1 

8. M. la Seine du Royaume-Uni de la Grande -Bretagne et d'Irlande, 
Impe>atrice des Indes, et S. M. I. le Sultan, etant mutuellement animes du desir 
sincere d'etendre et affermir les relations d'amitie heureusement existant entre 
les deux Empires, ont rosolu de conclure une Convention d'alliance de- 
fensive dans le but d'assuror pour l'avenir les territoires en Asie de 
S. M. I. le Sultan. . . . 



16) Der Art. 7 entspricht zunächst fast wörtlich dem 1. Absatz der Ziffer 7 des deutschen 

Anschlußprotokolls. Der Schlußsatz im französischen Protokolle lautet: 

La m§me reserve est oxpressement stipulee en faveur des etablissements catholiques, 
soit religieux, soit d'enseignement , places sous le protectorat de la Franco. 

Über das von Frankreich behauptete Schutzrocht siehe Nr. 40 Art 62. 

1) Der Vertrag wurde goheim gehalten und erst am 8. Juli dem englischen Unterhause 
mitgeteilt. Er ist auch wahrend der Verhandlungen des Berliner Kongresses über Art. 58 (Kars, 
Batum) nicht zur Sprache gekommen. Vielleicht eine Anspielung auf ihn in der Erklärung des 
Lord Salisbury in dor Sitzung dos Kongresses vom 6. 7. 18<6. Nach den Auslassungen offiziöser 
Blätter aus jenen Tagen fällt es übrigens schwer, anzunehmen, daß auch die Kodierungen von 
der britisch -türkischen Abmachung nichts gewußt hätten. Für das Deutscho Reich hat die Nord- 
deutsohe Allgemeine Zeitung vom 10. 7. 1878 ausdrücklich von einer vorgängigen Benachrichtigung 
gesprochen. 

Floischmann, Vülkerrochtsiiuollen. 10 
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Art. 1. Que dans le cas oü Batoum, Ardahan, Kars, ou aucune 
de oe plaoes seront retenues par la Russie, et si aucune tentative 
Bereit feite a une epoque quelconque par la Russie de s'emparer 
d'aucune autre portion des territoires de S. M. I. le Sultan en Asie 
fixes par le Traite Definitif de Paix, l'Angleterre s'engage a s'uuir ä 
8. M. 1. le Sultan pour la defense des territoires en question par force d'armes. 

En revanche, S. M. L le Sultan promet a l'Angleterre d'introduire les 
reformes necessaires (ä etre arretees plus tard par les deux Puissances) 
ayant trait ä la bonne administration et ä la protection des sajetsChre- 
tiens' et autres de la Sublime Porte qui se trouvent sur les territoires en 
question; et afin de mettro l'Angleterre en mesure d'assurer les moyens neces- 
saires pour l'execution de son engagement S. M. I. le Sultan consent, en outre, 
d'assigner l'Ile de Chypre, pour etre occupäe et ad minist ree 8 - 4 
par eile. 

Art. 2. La presente Convention sera ratifiee, et l'eohange des ratifications 
aura lieu dans 1'espace d'un mois, mais si faire se peut plus tot. 

IL Nachtrag (Annexe) vom 1. Juli 1878. 

II demeure entendu entre les deux H. P. C. que l'Angleterre consent aux 
conditions suivantes concernant son occupation et administration de 
l'Ile de Chypre: — 

L Qu'un Tribunal Musulman religieux (Mehkemei Sheri) continuera 
d'exister dans l'ile, lequel connaitra exclusivement des affaires religieuses, et 
non pas d 'autres, concernant la population Musulman e de l'ile. 

II. Qu'un resident Muselman de l'ile sera designe par le Departement 
des Fondations Pieuses de la Turquie (Evkraf) pour diriger, de ooncert avec 
un Delegue k etre nomme par les autorites Britanniquea, l'administration des 
fonds, proprietes, et terres appartenant aux mosquees, eimetieres, eoolea Musul- 
man es, et autres etablissements religieux existant dans l'Ile de Chypre. 

IIL Que l'Angleterre paiera annuellement ä la Sublime Porte 
tout ce qu'est l'excedant actuel du revenu en sus des frais de l'ad- 
ministration de l'ile, lequel excedant sera calcule et determine par la moyenne 
(de revenu) des dernieres cinq annees, fixes k 22936 bourses, laquelle reste 
k etre düment verifiee plus tard, et ä I'exolusion du produit realise par la vente 
ou affermage des proprietes et biens immeubles appartenant k l'etat et ä la 
couronne Ottomane pendant cette periode. 

IT. Que la Sublime Porte pourra librement vendre et affermer des terres, 
terrains et autres proprietes en Chypre appartenant k l'Etat et ä la Couronne 
Ottomane (Arazü Miriye ve Emlaki HoumayounJ dont le produit de vente ou 
affermage ne forme pas partie des revenus de l'ile mentionnes dans l'Article III. 

T. Que le Gouvernement Britannique pourra exercer par le canal de ses 
autorites competentes le droit d'expropriation pour l'acquisition , ä des prix con- 
venables, des terres incultes et des terrains necessaires devant servir aux 
amelioration8 publiques, ainsi qu'ä d'autres buts d'utilite publique. 

VI. Que dans le cas oü la Russie restituerait ä la Turquie Kars 
et les autres conquetes faites par eile en Armenie pendant cette derniere 
guerre, l'Ile de Chypre sera evacuee par l'Angleterre et la Convention en 
dato du 4 Juin 1878 cessera d'otre en vigueur. 



2) Über die von der Türkei versprochenen Reformen usw. Nr. 40 Art 23, 61, 62. 

8) Da in der ,, admüiiatration " die Rechtspflege inbegriffen sei, erklärte Großbritannien 
schon 1878 die Konsulargerichtsbarkeit für beseitigt. Sie ist tetsachlich der englischen 
Gorichl »Organisation gegenüber weggefallen; Tgl. Lippmann, Konsularjurisdiktion 107, anderer- 
seits aber halt z. B. Ri vier g 43 noch an dem — in der erston Zeit lebhaften — Widerspruche fest. 

4) Wogen der gleichen Formel Art. 26 des Berliner Vortrages vom M8. 7. 1878. 
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Nr. 40. 

Berliner Kongreß 1878. 

Kongreßstaaten 1 : Deutsches Reich, Österreich- Ungarn, Frankreich, Groß- 
britannien, Italien, Rußland, Türkei. 

Kongreßprotokolle: Reichsanzeiger Nr. 181 — 191 vom 3.— 15. 8. 1878; nebst weiteren Ur- 
kunden rar Ooschichte: Martens » Bd. 3, Staatsarchiv Bd. 34— 38. 

Erläuterungen: Berner, Die Orientfrajce 1878 (mit den wichtigsten Urkunden) : Brunswik, 
Le traite de Berlin 1878; d'Avril, neguciations relatives au traite do Berlin 1886 (beide 
mohr historisch - pel> tisch und nicht immer unparteiisch) : noch immer beachtenswert dio aoa 
der kundigen Feder eines ungenannten Vorfassors stammende „Beleuchtung des Friedons- 
präliminarvertiagos zu San Stefano und dos Vertrages zu Berlin" 1879 (ein Sonderabdruck 
von Aufsätzen in der „Allgemeinen Zeitung" aus der Zeit vom 3. 4. bis 24. 9. 1878). 

Die Literatur über die ,,question d'Orient" ist recht groß. Trotzdem fehlt es an einer 
Ausgabe der Vertragsakte, die zuverlässig die Erledigung der einzelnen Anordnungen oder die 
— nicht immer auf dem Wege des Vertrages vollzogenen — Abweichungen und Umgestal- 



I. Aus den Kongreßprotokollen. 

1. Jfeerengenfrage [vgl. Art. 63 und Nr. 12, 15, 28]. 

Nr. 18. Sitzung vom 11. Juli. [Britische Erklärung.] 

Considerant que le Traite de Berlin changera une partie importante 
pes arraogements sanetionnes par le Traite de Paris de *1856, etquel'inter- 
dretation do l'article 2 du *Traite de Londres qui depend du Traite de 
Paris peut ainsi etre sujet ä des contestatdons; 

Je declare de la part d'Angleterre que les obligations de Sa 
Majeste Britannique concernant la clöture des Detroits se bornent 
a un engagement envers le Sultan de respecter ä oet egard les deter- 
minations independantes de Sa Majeste, conformes ä 1'esprit des Traites existants. 

Nr. 19. Sitzung vom 12. Juli. [Russische Erklärung.] 

Les Pleoipotentiaires de Bussie, sans pouvoir se rendre exaetement compte 
de la proposition de M. le Secood Plenipotentiaire de la Grande Bretagne con- 
cernant la clöture des detroits, se bornent ä demander de leur cöte linsertion 




*Traite de Berlin, sont obligatoires de la part de toutes les Puissances, 
oonformement ä 1'esprit et ä la lettre des Traites existants, non seulement 
vis-a-vis du Sultan, mais enoore vis-ä-vis de toutes les Puissances 
signataires de ces transactions. 

2. Garantie des Berliner Tertrages? [Vgl. Art. 61.] 

Nr. 18. Sitzung vom 11. Juli. [Der Kongreß hat von der folgenden Erklärung 
des Bevollmächtigten der Türkei Kenntnis genommen:] 
La Porte considere, assurement, la signature eomme obligatoire 
et se regarde uomme positivement et strictement tenue k mettre k execution 



1) Auf Einladung des Kongrossos kamen noch die Vertreter folgender Staaten vor der 
einzelner, sie betreffenden, Vertragsbestimmungen zu Worte: 

Griechenland bei Art. 23, 24 (9. Sitzung vom 29. 6. 1878), Rumänion bei Art. 43 
bis 45 (10. Sitzung vom 1. 7. 1878), Persien bei Art. 60 (16. Sitzung vom 8. 7. 1878). 

Serbien gab, unaufgefordert, eine schriftliche Erklärung zu Art. 36 ab (12. Sitzung 
vom 4. 7. 1878). 

10* 
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des Engagements qu'Elle aura souscrits au meme titre que tcmtes los autres 
Paissances signataires du Traite. Mais la redaction du document Busse* impose 
ä toutes les parties contractantes le devoir mutuel de controler l'execution des 
stipulations du traite: la Porte se trouverait ainsi obligee ä admettre chez eile 
le contröle et k controler ä son tour d'autres Etats egalement engages. 8. E. 
releve des difficultes de cette tache et ajoute que la Porte est prete i executer 
le traite en ce qui la concerne, mais quant ä exercer un controle ou ä 
s'y soumettre, eile s'y refuse, considerant que cette Obligation est nouvelle 
et trop lourde pour en gouvernement qui n'en röclame ni la Charge ni le 
beneßce. 

II. Berliner Vertrag 8 — 13. Juli 1878.* 

Urtext: französisch. — Abdruck: RGBl. 8. 307 (mit Übersetzung) ; Marten« »3 S. 419: M.-C.-G. 
II 701 ; Staatsarchiv Bd. 84. 

Literatur: Bonfils 811, 134, 818, 835, 840. 788; Gareis 8, 47: Heffter 19; ▼. Holtzendorff IV 46, 
II 7, 26; v. Liszt 3, 6 IV, 7, 15 IV; v. Martens I 32, 60, 63, 78, II 29: Rivier 3, 24, 43; Dll- 
mann 16, 44, 64. — Vgl. ferner zu Art. 1, 13, 23, 25 und bei Nr. 21, 28, 44 (Donaaschiffahrt). 

Im Namen des Allmächtigen Gottes. 

Se. Majestät der Deutsche Kaiser, König von Preußen, S. M. der Kaiser 
von Österreich, König von Böhmen usw. und Apostolischer König von Ungarn, 
der Präsident der Französischen Republik, 1. M. die Königin des Vereinigten 
Königreichs von Großbritannien und Irland, Kaiserin von Indien, 8. M. dor 
König von Italien, 8. M. der Kaiser aller Reußen und 8. M. der Kaiser der 
Ottomanen, von dem Wunsche geleitet, in einem der europäischen Ord- 
nung entsprechenden Sinne gemäß den Bestimmungen des Pariser Vertrages 
vom * 30. März 1856 die Fragen zu regeln , welche im Orient durch die Ereignisse 
der letzten Jahre und durch den Krieg entstanden sind, dem der Präliminar- 
vertrag von San Stefano 6 ein Ziel gesetzt hat, sind einmütig der Ansicht ge- 
wesen, daß die Vereinigung zu einein Kongresse das beste Mittel darbieten 
würde, ihr Einvernehmen zu erleichtern. 

Ihre gedachten Majestäten und der Präsident der Französischen Republik 
haben infolgedessen zu ihren Bevollmächtigten ernannt, nämlich 6 : 



2) Der russische Vorschlag, dem der Kongreß nicht zugostimmt hat, lautete in 
soiner letzten, abgeschwächten , Fassung in der Sitzung vom 11. Juli [vgl. Verhandlungen am 8., 
9., 10. Juli|: 

Les h. p. c. ayant donno lour sanetion solennelle et obligatoire aus stipulations du 
traitÄ de Berlin , envisagent la totalite des articles du presont acte oomme formant un ensemble 
de stipulations dont elles s'engagent ä controler et ä surveiller la mise en 
vigueur. 

Unter Hinweis auf die Ablohnung des russischen Vorschlage« hat die deutsche Kegicrung im Oktober 
1880 eine Pflicht zum Einschreiten in dem Streite zwischen der Türkei und Montenegro vernoint. 

3) Die Überschrift im deutschen Reichs^esotzblatt lautet bloß „Traitö oonclu entre etc.", 
nicht „Berliner Frieden", wie man don Vortrag — völkerrechtlich ohne Grund 6 — häufig be- 
zeichnet und schon im Jahre 1878 bezeichnet hat. 

i) „Der vorstehende Vertrag ist ratifiziert worden, und es hat die Auswechselung der 
Ratifikationsurkunden in Berlin am 3. August 1878 stattgefunden", besagt der Vermerk am 
Schlüsse des Abdrucks im Keichs^-esetzblatte — nur ist er in seiner Üblichen Kürze diesmal nicht 
diplomatisch genau : dio Ratifikationsurkunde der Türkei konnte nicht zur rechton Zeit ausgefertigt 
werden , so daß ihr Austausch erst am 28. August erfolgt ist , allerdings mit Goltung vom 3. August 
an. (Vgl. Reichsanzeiger Nr. 181 u. 202 vom 3. u. 28. August 1878.) 

6) Die Festsetzungen dos Borliner Vertrages sind , wie der endgültige Friedensvertrag 
zwischen Rußland und dor Türkei zu Konstantinopel vom 8. 2. 1870 anerkennt, an die Stolle dor 
entgegenstehenden liestimmungen der Präliminarien von San Stefano vom 21. 3. 1878 getreten, 
die im übrigen formell durch den Frieden zu Konjtantinopel aufgohoben worden sind. 

Auf die Artikol dor — dio Grundlage der Verhandlungen des Kongresses bildenden — 
Prlliminarion von San Stefano weisen die den Artikeln dos Berlinor Ver tragos 
hier in [] beigefügten Ziffern. 

Präliminarien von San Stofaao: M. 9 8 S. 246, M.-C.-G. n 640,. StA 34 S. 38. 

Friede zu Konstantinopel: M. » 3 S 46h, StA. 36 S. 288. 

6) Die Bezeichnung der Bevollmächtigten ist in diesom Falle unverkürzt aufgenommen, 
um ein Beispiel für die üblichen Formen bei dor Abfassung von Staatsverträgen zu geben. 
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S. M. der Deutsche Kaiser, König von Preußen: den Herrn Otto Fürsten 
von Bismarck, Ihren Präsidenten des preußischen Staatsministeriums, Kanzler 
des Reichs, den Herrn Bernhard Ernst von Bülow, Ihren Staatsminister und 
Staatssekretär des Auswärtigen Amtes, und den Herrn Chlodwig Karl Viktor 
Pürsten von Hohenlohe-Schillingsfürst, Fürsten von Ratibor und Corvey, 
Ihren außerordentlichen und bevollmächtigten Botschafter bei der Französischen 
Republik, Königlich bayerischen Krön- Oberst -Kämmerer, 

8-M. der Kaiser von Österreich, König von Böhmen usw. und Aposto- 
lischer König von Ungarn: den Herrn Julius Grafen Andrassy von Csik Szent- 
Kiräly und Kraszna-Horka, spanischen Granden erster Klasse, Wirklichen 
Geheimen Rat, Ihren Minister des Kaiserlichen Hauses und der auswärtigen An- 
gelegenheiten, Feldmarschall -Leutnant in der Armee , den Herrn Ludwig Grafen 
Karoly von Nagy-Käroly, Kammerherrn und Wirklieben Geheimen Rat, Ihren 
außerordentlichen und bevollmächtigten Botschafter bei S. M. dem Deutschen 
Kaiser, König von Preußen, und den Herrn Heinrich Freiherrn von Ha ymerle, 
Wirklichen Geheimen Rat, Ihren außerordentlichen und bevollmächtigten Bot- 
schafter bei S. M. dem König von Italien, 

Der Präsident der Französischen Republik: den Herrn William 
Henri Waddington, Senator, Mitglied des Institus, Minister- Staatssekretär 
im Auswärtigen Amt, den Herrn Charles Raymond de La Croix de Chevriere, 
Grafen von Saint- Vallier, Senator, außerordentlichen und bevollmächtigten 
Botschafter Frankreichs bei S. M. dem Deutschen Kaiser, König von Preußen, 
und den Herrn Felix Hippolyte Desprez Staatsrat, bevollmächtigten Minister 
erster Klasse, beauftragt mit der Leitung der politischen Angelegenheiten im 
Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten, 

I. M. die Königin des Vereinigten Königreichs von Groß- 
britannien und Irland, Kaiserin von Indien: den sehr ehrenwerten Benjamin 
Disraeli, Grafen von Beaconsfield, Vicomte Ilugheuden, Pair des Parla- 
ments, Mitglied des sehr ehrenwerten Geheimen Rates Ihrer Majestät, Ersten 
Lord des Schatzes Ihrer Majestät und Ersten Minister von England, den sehr 
ehrenwerten Robert Arthur Talbot Gascoyno Cecil Marquis von Salisbury, 
Grafen von Salisbury, Vicomte Cranbome, Baron Cecil, Pair des Parlaments, 
Mitglied des sehr ehrenwerten Geheimen Rates Ihrer Majestät, Ersten Staats- 
sekretär Ihrer Majesiät im Auswärtigen Amte, und den sehr ehrenwerten Lord. 
Odo William Leopold Russell, Mitglied des Geheimen Rates Ihrer Majestät, 
Ihren außerordentlichen und bevollmächtigten Botschafter bei S. M. dem Deutschen 
Kaiser, König von Preußen. 

S. M. dor König von Italien: den Herrn Ludwig Grafen Corti, Senator, 
Ihren Minister der auswärtigen Angelegenheiten, und den Herrn Eduard Grafen 
von Launay, Ihren außerordentlichen und bevollmächtigten Botschafter bei 
S. M. dem Deutschen Kaiser, König von Preußen, 

S. M. der Kaiser Aller Reußen: den Herrn Alexander Fürsten 
Gortschacow, lhreu Reichskanzler, den Herrn Peter Grafen vou Schouvaloff, 
General der Kavallerie, Ihren Generaladjutanten, Mitglied des Reichsrates und Ihren 
außerordentlichen und bevollmächtigten Botschafter bei ihrer Britischen Majestät, 
und den Herrn Paul vou Oubril, Wirklichen Geheimen Rat, Ihren außerordent- 
lichen und bevollmächtigten Botschafter bei S. M. dem Deutschen Kaiser, König 
von Preußen, und 

S. M. der Kaiser der Ottomanen: Alexander Caratheodory Pascha, 
Ihren Minister der öffeutlichen Arbeiten, Mehemed Ali Pascha, Muschir Ihrer 
Armeen, und Sadoullah Boy, Ihren außerordentlichen und bevollmächtigten 
Botschafter bei S. M. dem Deutschen Kaiser, König von Preußen, 

welche zufolge des Vorschlages des Österreichisch -Ungarischen Hofes und 
auf die Einladung des Deutschen Hofes sich in Berlin vereinigt haben , versehen 
mit Vollmachten, die in guter und gehöriger Form befunden worden sind. 
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Nach glücklich unter ihnen hergestelltem Einverständnis sind dieselben 
über folgendo Bestimmungen übereingekommen 7 : 

Art. 1 [6]. 5 Bulgarien wird zu einem autonomen und tributpflichtigen 
Fürstentum unter der Oberherrlichkeit [suzerainete] Sr. E. Majestät des 
Sultans erhoben"; es soll eine ohristliche Regierung und eine National- 
miliz erhalten. 

Art. 2 [6]. Das Fürstentum Bulgarien wird folgende Gebietsteile um- 
fassen: 

Die Grenze folgt im Norden dem rechten Donauufer von der früheren 
serbischen Grenze bis zu einem durch eine europäische Kommission noch zu be- 
stimmenden Punkte östlich von Silistria und wendet sich von dort nach dem 
Schwarzen Meere südlich von Mangalia, welches mit dem rumänischen Gebiete 
vereinigt wird. Das Schwarze Meer bildet die Ostgrenze von Bulgarien. Im 
Süden . . . [Ab8. 3 — 9 Grenzbestimmung.] 9 

Diese Grenze soll an Ort und Stelle durch eine europäische Kommission 
festgestellt werden, in weloher die Signatarmächte vertreten sein werden. Man 
ist hierbei darüber einig: 

1. daß die besagte Kommission die Notwendigkeit für S. K. M. den Sultan, 
dia Balkangrenzen von Ost-Rumelien verteidigen zu können, in Betracht zu 
ziehen haben wird, 

2. daß in einem Umfange von 10 km um Samakow keine Befestigungen 
errichtet werden dürfen. 10 

Art. 3 [7J. Der Fürst von Bulgarien wird von der Bevölkerung frei 
gewählt und von der Hohen Pforte mit Zustimmung der Mächte bestätigt werden. 
Kein Mitglied der regierenden Häuser der europäischen Großmächte darf zum 
Fürsten von Bulgarien gewählt werden. 

Wird die fürstliche Würde wieder frei, so erfolgt die Wahl 11 des neuen 
Fürsten unter den gleichen Bedingungen und Förmlichkeiten. 

Art. 4 [7]. Eine in Tirnovo zusammenzuberufende Versammlung von 
Notabein Bulgariens wird vor der Wahl des Fürsten das organische Reglement des 
Fürstentums ausarbeiten. 11 

7) Dio Bemängelungen, die Brunswik S. XVIII gegen die Anordnung innerhalb 
des Vertrages erbebt, sind gesucht, um die Berliner Akte gegenüber dem Pariser Frieden von 
1856 herabzusetzen. — Wegen der Redaktion vgl. dio Protokolle der 2., 6. und 7. Sitzung. 

8) Über dio völkerrechtliche Stellung Bulgariens: Bonflls 190, 227 , 658; Garois 
15 III, 36, 72; Heffter 19, 200; Heilborn 175; v. Holtzendorff II 26, IV 60; v. Liszt 6 IV, 21 I, 
39 II; v. Martens 1 60, 104; Rivier 8, 86 II, 48 I, 60 II; Stoerk 22; Ullmann 16, 86, 47, 61, 68, 
143. — Art. 8, 9, 12 Abs. 3 und die Bedeutung der Tatsachen Anm. 16. Teilnahme Bulgariens au 
Vertragen und Konferenzen vgl. Register. Aber auoh Art. 22 V. v. *2. 6. 1890. 

Bemerkenswort für das Maß der Unabhängigkeit Bulgariens sind von neueren Vorgäntron : 
Der Konsularvertrag usw. vom 8. 3. 1902 mit Österreich - Ungarn (vgl. Anm. 14); das , (Ein- 
verständnis" mit der Türkei vom 8. 4. 1904 wegen der Unruhen in Mazedonien, es sieht u.a. 
einen Auslieferungsvertrag, auch wegen der Deserteure, vor [abgedruckt im memoria! diplomatique 
1904 S. 252] — die Bestellung diplomatischem Agontou bei allen Grolioiächten , zuletzt in ßorlin 
(31. 8. 1904). _ 

9) Die umfangreichen ürenzbastimmungen , die auoh in Einzelheiten später Änderungen 
erfahren haben, dürfen bei dem Zwecke dieser Sammlung fortfallon — die politische, Aber die 
Balkanvölkor hinausgroifende, Bedeutung des Grenzzuges und der Verhandlungen dor Grenz- 
kommission (M * Bd. 6) , soll damit natürlich nicht verkannt werden. 

10) Festlegung der bulgarischen Grenze durch die Signatannächte : Gegen Rumänien am 
17. 12. 1878 (M.» 5 S. 669). gegen Ostrumelien am 14. 8. 1879 (M. » 6 S. 648), gegen Serbien, nach 
Mazedonien und nach der Donau 20. 9. 1879 (M. * 6 S. 681). 

11) Zum Verl assungerechte Bulgariens: Erbmonarchie nach der Verfaasungs- 
urkunde v. 16 /28. 4. 1879 (Annuairo do logislation ornmgöro 1880 ; StA. 86 S. 363 in englischer 
Üborsouunic! deutsch bei Jirecok , Bulgarien 1891 S. 647»; Novelle v. 16. 6. 1893 (Anuuaire Bd. 23 
S. 682); Verfassungskrisis 1881 StA. Bd. 39, Revolution 1886 StA. Bd. 47, 48. 
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An denjenigen Orten, wo Bulgaren mit türkischen, rumänischen, griechi- 
schen oder anderen Bevölkerungen gemischt sind, soll den Rechten und Inter- 
essen dieser Bevölkerungen bezüglich der Wahlen und der Ausarbeitung des 
organischen Reglements Rechnung getragen werden. 

Art. 5. Folgende Bestimmungen sollen die Grundlage des öffentlichen 
Rechtes in Bulgarien bilden: 

Der Unterschied des religiösen Glaubens und der Bekenntnisse 
darf niemandem gegenüber geltend gemacht werden als ein Grund der Aus- 
schließung oder der Unfähigkeit bezüglich des Genusses der bürgerlichen and 
politischen Rechte, der Zulassung zu öffentlichen Diensten, Ämtern und Ehren 
oder der Ausübung der verschiedenen Berufs- und Gewerbszweige, an welchem 
Orte es auch sei. 

Die Freiheit und die öffentliche Ausübung aller Kulte werden allen 
Angehörigen Bulgariens sowie den Ausländern zugesichert, und es darf weder der 
hierarchischen Organisation der verschiedenen Religionsgemeinschaften noch deren 
Beziehungen zu ihren geistlichen Oberen ein Hindernis entgegengestellt werden. 1 ' 

Art. 6 [7]. Die provisorische Verwaltung von Bulgarien wird bis zur Voll- 
endung des organischen Reglements durch einen E. russischen Kommissar ge- 
leitet werden. Ein K. ottomanischer Kommissar, sowie die dazu besonders dele- 
gierten Konsuln der übrigen Signatarmächte dieses Vertrages werden berufen 
werden, demselben zur Seite zu treten, um die Ausübung dieser provisorischen 
Regierungstätigkeit zu kontrollieren. Im Falle der Meinungsverschiedenheit 
zwischen den delegierten Konsuln soll die Mehrheit entscheiden und im Falle 
des Zwiespaltes der Ansichten zwischen dieser Mehrheit und dem K. russischen 
Kommissar oder dem K. ottomanischen Kommissar haben die Vertreter der 
Signatarmächte in Konstantinopel, zu einer Konferenz vereinigt, zu entscheiden. 

Art. 7. Die provisorische Verwaltung darf nicht über die Dauer von neun 
Monaten, vom Austausche der Ratifikationsurkunden des gegenwärtigen Vertrages 
ab gerechnet, ausgedehnt werdun. 

Nach Fertigstellung des organischen Reglements soll sofort zur Wahl des 
Fürsten von Bulgarien geschritten werden. Sobald der Fürst eingesetzt sein wird, 
soll die neue Organisation in Kraft treten und das Fürstentum in den vollen Ge- 
nuß seiner Autonomie gelangen. 

Art. 8. Die Handels- und Schiffahrtsverträge, sowie alle son- 
stigen Übereinkommen und Abmachungen, welche zwischen den aus- 
wärtigen Mächten und der Pforte abgeschlossen worden sind und sich 
zurzeit noch in Kraft befinden, werden im Fürstentum Bulgarien aufreoht 
erhalten, und keine Veränderung derselben darf gegenüber irgend einer Macht 
vorgenommen werden, bevor diese nicht ihre Zustimmung dazu gegeben hat 8 

Kein Durchgangszoll darf in Bulgarien von den durch dieses Fürsten- 
tum gehenden Waren erhoben werden. 18 

Die Angehörigen und der Handel aller Mächte sollen auf dem Fuße 
vollkommener Gleichstellung behandelt werden. 

Die Immunitäten und Privilegien der fremden Untertanen, 
sowie die konsularischen Gerichtsbarkeits- und Schutzrechte, wie 
solche durch die Kapitulationen und Gebräuche eingeführt sind, sollen in voller 



12) Gleiche "Verpflichtungen für Montenegro (Art 27V, Serbien (35), Rumänien 
(44). - Religiöae Freiheit in Ostramelien (20), in den übrigen Teilen der Türkei (62). 

13) Ebenso für Serbien (37) und Rumänien (48). 
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Kraft bleiben, so lange sie nicht mit Zustimmung der dazu berufenen Beteiligton 
abgeändert werden. 14 

Art. 9 [9]. Die Höhe des jährlichen Tributes, welchen das Fürstentum 
Bulgarien dem Oberherrlichen Hofe durch Zahlung an die von der Hohen Pforte 
später zu bezeichnende Bank zu entrichten hat, wird durch Vereinbarung der 
Signatarmächte des gegenwärtigen Vertrages am Schlüsse des ersten Jahres der 
Wirksamkeit der neuen Organisation bestimmt werden. 16 Dieser Tribut wird nach 
dem mittleren Ertrage des Gebietes des Fürstentums festgesetzt werden. 

Da Bulgarien einen Teil der öffentlichen Schuld des Reiches zu 
tragen hat, so werden die Mächte bei Feststellung dieses Tributs denjenigen 
Teil dieser Schuld in Betracht ziehen 16 , welcher dem Fürstentum auf der Grund- 
lage eines billigen Verhältnisses aufzulegen sein würde. 16 

Art. 10 [9J. Bulgarien übernimmt vom Tage der Auswechselung der Rati- 
fikationsurkunden 4 zu dem gegenwärtigen Vortrage ab an Stelle der E. otto- 
manischen Regierung deren Lasten und Verpflichtungen gegenüber der Rust- 
schuk-Varnaer Eisenbahngesellschaft; die Begleichung der früheren Rechnungen 
wird einer Vereinbarung zwischen der Hohen Pforte, der Regierung des Fürsten- 
tums und der Verwaltung dieser Gesellschaft vorbehalten. 

Das Fürstentum Bulgarien übernimmt gleichfalls für seinen Teil, an Stelle 
der Hohen Pforte die Verpflichtungen, welche dieselbe sowohl gegenüber Öster- 
reich-Ungarn als gegenüber der Gesellschaft für den Betrieb der Eisenbahnen 
der europäischen Türkei bezüglich des Ausbaues, des Anschlusses und des Be- 
triebes der auf bulgarischem Gebiete gelegenen Bahnen eingegangen ist. 

Die zur Regelung dieser Fragen notwendigen Übereinkommen werden 
zwischen Österreich -Ungarn, der Pforte, Serbien und dem Fürstentum Bulgarien 
unmittelbar nach dem Abschluß des Friedens getroffen werden. 17 

Art. 11 [8J. Die ottomanische Armee darf nicht länger in Bulgarien ver- 
bleiben; alle bisherigen Festungen sind, auf Kosten des Fürstentums, inner- 
halb eines Jahres oder womöglich früher zu schleifen' 5 ; dio Landesregierung hat 
sofort die zu deren Entfestigung nötigen Maßregeln zu ergreifen und darf neue 
Festungen nicht anlegen. Die Hohe Pforte hat das Recht, nach Gutdünken 
über das Kriegsmaterial und über andere, der ottomanischeu Regierung gehörige 
Gegenstände zu verfügen, weloho in den gemäß dorn Waffenstillstände vom 31. Ja- 
nuar bereits geräumten Donaufestungen etwa zurückgeblieben sind, desgleichen 
über solche, welche sich in den festen Plätzen Schumla und Varua befinden sollten. 



14) Das ist bisher, trotz nachdrücklicher Bestrebungen, nicht goscb.eb.en, auch noch 
nicht unbedingt von Österreich , wio wohl v. Liszt g 16 meint. Nach dem zwischon Österreich- 
Ungarn und Bulgarien am 8.3. 1902 abgeschlossenen Eonsuiarvertrage, Bechtshilfe- 
rertrage und Auslieferungsverträge sollen zwar dio Kapitulationen zum Teil auf- 
gehoben werden. Die Verträge stehen aber zurzeit noch nicht in Kraft; sie werden erst dann 
wirksam, wenn Bulgarien mit sämtlichen Großmächten entsprochondo Verträge 
abgeschlossen hat. Die Gerichtsbarkeit wird deshalb nach wie vor anch von den österreichi- 
schen Konsuln ausgeübt (Mitteilung des k. u. k. Ministeriums dos Äußeren an den ilemusgoboi). 

Wegen der Konsulargerichtsbarkeit in Sorbion vgl. Art. 37, in Rumänien 
Art. 49. In Montenegro steht den Konsuln keine Gerichtsbarkeit zu; Uber dio Türkei 
Art. 24 d. V. v. «26.8. 1890. 

Anordnungen für dio Jurisdiktionskonsuln von Boichs wegen vgl. oben Nr. 19 Anm. 4 u. 9. 

16) Ist nicht erfolgt: für Bulgarien vgl. Jire£ek S. 268, 286. 

16) Vgl. für Montenegro Art. 33, für Serbien Art. 42; nicht für Rumänien (jedoch 

Art. 61). 

17) Vertrag vom 9. 5. 1883 (M. 8 9 S. 720). 
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Art. 12 [11]. Grundeigentümer, muselmännische oder andere, welche ihren 
persönlichen Aufenthalt außerhalb des Fürstentums nehmen sollten , können ihren 
Grundbesitz im Fürstentum behalten, indem sie ihn verpachten oder durch Dritte 
verwalten lassen. 

Eine türkisch -bulgarische Kommission hat innerhalb zweier Jahro alle 
Angelegenheiten zu regeln, welche Bezug haben auf die Art der Veräußerung, 
der Benutzung oder des Gebrauches der Staatsgüter und frommen Stiftungen 
(Vakufs) für Rechnung der Hohen Pforte, desgleichen die Fragen, welche die 
etwa hierbei berührten Interessen von Privaten betreffen sollten. 18 

Die Angehörigen des Fürstentums Bulgarien, welche in anderen 

Teilen des Ottomanisohen Reichs reisen oder sich aufhalten sollten, sind 

den ottomanischen Behörden und Gesetzen unterworfen. 10 

Art. 13. Südlich vom Balkan wird eine Provinz gebildet, welche den 
Namen Ost- Rumelien führen und unter der unmittelbaren politischen 
und militärischen Autorität Sr. Kaiserlichen Majestät des Sultans, 
jedoch mit administrativer Autonomie, verbleiben wird. Sie wird einen 
christlichen Generalgouverneur erhalten.* 0 

Art. 14 [6]. Ost-Rumelien wird im Norden und Nordwesten durch Bul- 
garien begrenzt und umfaßt die in folgender Linie eingeschlossenen Gebiete: 

Von dem Schwarzen Meere ausgehend 9 . . . [Abs. 2 — 7 Grenzbestimmung]." 



18) Entsprechend für Mon tenegro (Art. 30), Serbien (39), nicht aber für Rumän ion. 

19) Vgl. die Abstufung , nicht bloß in der Fassang, bei Montenegro (Art. 31), Sorbien 
^Art. 40), Ruruänion (Art. 60). 

20) Entwicklung der Verhältnisse in Ostrumelien: 

Gornau Art. 18 erging das (495 Artikel und 13 Anlagen umfassondo) Organische Statut vom 
26. April 1879, Bostätigungsfirman des Sultans vom 17. Mai 1879 (M. ■ 6 S. 72, 250, Bd. 7). 

Nach dem Aufstande 1885 proklamiorto der Fürst Aloxandor von Bulgarion am 18. Soptember 
1885 die Vereinigung „beider Bulgarien" untor Annahme des Titels eines Fürsten von 
„Nord- und Südbulgarien" (20. 9. 1885). Tolegramm an den Sultan 18.9. 1885: Cette reunion des 
deux Bulganes so fait sans aucun but hostilo an gouvernement de votre Majeste et . . je recon- 
nais entiereinent la souverainete do Votro Majostö. Die Signatarmächle mißbilligton die 
hierin liegende Verletzung des Berliner Vertrages (13. 10. 1885). Es kam zu folgendem „ar- 
rangement" vom 5. April 1886, dem der Fürst Alexander unter Vorbehalt zustimmte: 

Lea Puissaiuos sont d'accord pour accepter, dös a present, les dispositions do l'ar- 
rangement concernant les affaires do la Roumölie - Oriontalo, tolles qu'elles sont formulöos 
ci-dessous, et consentent a ce qu'elles soiont imrnediatement promulguoes sous cette forme 
et mises en viguour. 

1. Le Gouvernement Genöral do la Roumelie-Orientale sora confie au 
Prince de Bulgarie, conformömont ä l'Articlo XVII du Traitö de Berlin . . . 
4. toutos los antros dispositions du traitö do Berlin relatives a la Principaute 
de Bulgario et tl la Roumelie- Orientale sont et demeurent maintonoes et 
executoires. 

An dioser Stellung der Machte hat sich bis heut nichts geändort [StA. 46 S. 287, Bd. 47 S.62J. 

Es ist deshalb unrichtig, wenn Rivier § 8 1 behauptet, daß 18% die Verbindung 
Ostrumeliens mit Bulgarien auch durch die Koiigreßm&chte genehmigt wordon sei, und vom 
Standpunkte des Völkerrechtes bedenklich, wenn meist bloß die Vereinigung von 1865 
erwähnt wird (z. B. v. Liszt § 3 V). Freilich ist nicht zu verkennen, daß die Verbindung beider 
Länder tatsächlich so weit vorgeschritten ist, daß sio zur rochtlichen Vereinigung hin- 
drängt. Wesentliche Anzeichoa hierfür: die durch das Arrangement vom 5. 4. 1886 „au 'prince 
do Bulgarie anvertraute Stellung des Goneralgouvernours ist seit 1890 durch türkischen Firman 
m.W. nicht wieder bestätigt worden, die Verwaltung von Ostrumelien ist mit der von Bulgarien 
vereinigt (vgl. das diplomatische Jahrbuch des Gothaischen Bofkalonders 1905 S. 1085, 1098); 
ebenso die Organisation der Gerichte (Caleb in der Rovuo Bd. 35 S. 218, 222), die im Namen dos 
Fürsten von Bulgarien Recht sprechen; dio Ostrumelier wählen zur bulgarischen Sobranje; der 
Ersatz für den ostrumolischen Tribut an dio Türkei steht auf dem Staatshaushalt des Fürstentums 
Bulgarien; dio bulgarischo Zollgronze ist (trotz des Protestes der Mächte 1886! StA. Bd. 47) an 
die Grenze von Ostrumelien nach der Türkei vorgoschnbon. 

Vom politischen Standpunkte mag an die Äußerung des Fürsten Bismarck (Reichstag 
6. 2. 1888) erinnort soin: „Der Friode von S. Stefano hat sich . . . nachher von selber eingefunden, 
indem . . . Ostrumelien eigenmächtig die Wiederherstellung der . . . alten San Stefanogrenzo auf 
sich nahm und sich Bulgarien anfügte." 

21) Gronzfestlogung: Gegen Bulgarien vgl. Anm. 10, nach Süden Akto vom 26. 10. 1879 
(M. » 5 S. 342, 255). 
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Art. 15 [10]. S. M. der Sultan soll das Recht haben, für die Verteidigung 
der Land- und Seegrenzen dieser Provinz durch Errichtung von Befestigungen 
auf diesen Grenzen und Unterhaltung von Truppen daselbst Sorge zu tragen. 

Die innere Ordnung in Ost-Rumelien wird durch eine, von einer Orts- 
miliz unterstützte Gendarmerie aufrecht erhalten. 

Bezüglich der Zusammensetzung dieser beiden Korps, deren Offiziere vom 
Sultan ernannt werden, soll, je nach der örtlichkeit, der Religion der Einwohner 
Rechnung getragen werden. 

S. E. M. der Sultan verpflichtet sich, irreguläre Troppen, wie Baschi- 
bozuks und Tscherkessen in den Grenzstationen nicht zu verwenden. Die zu 
diesem Dienste bestimmten regulären Truppen dürfen in keinem Falle bei den 
Einwohnern einquartiert werden. Bei einem Durchmarsche durch die Provinz 
dürfen sie keinen Aufenthalt daselbst nehmen. 

Art. 16. Der Generalgouverneur soll das Recht haben, die ottomanischen 
Truppen herbeizurufen in denjenigen Fällen, in welchen die innere oder äußere 
Sicherheit der Provinz bedroht sein sollte. Die Hohe Pforte hat in dem vor- 
gesehenen Falle den Vertretern der Mächte zu Konstantinopel von dieser Maß- 
regel sowie vou den Umständen, welche dieselben rechtfertigen, Kenntnis 
zu geben. 

Art. 17. Der Generalgouverneur von Ost-Rumelien wird auf die Dauer 
von fünf Jahren von der Hohen Pforte mit Zustimmung der Mächte 
ernannt werden. 50 

Art 18. Unmittelbar nach dem Austausche der Ratifikationsurkunden zu 
dem gegenwärtigen Vertrage soll eine europäische Kommission gebildet werden, 
um in Übereinstimmung mit der Ottomanischen Pforte die Organisation von Ost- 
Rumelien auszuarbeiten. 10 Diese Kommission hat in einer Frist von drei Monaten 
die Befugnisse und Machtvollkommenheiten des Geoeralgouverneurs, sowie das 
Verwaltung8-, Gerichts- und Finanzwesen der Provinz festzustellen. Sie hat 
hierbei zum Ausgangspunkt die verschiedenen Gesetze über die Vilayets und die in 
der 8. Sitzung der Konferenz von Konstantinopel gemachten Vorschläge zu nehmen. 

Die Gesamtheit der für Ost-Rumelien beschlossenen Bestimmungen wird 
den Gegenstand eines kaiserlichen Firmans bilden, welchen die Hohe Pforte ver- 
öffentlichen und den Mächten mitteilen wird. 

Art. 19. Die europäische Kommission hat im Einverständnis mit der 
Hohen Pforte die Finanzen der Provinz bis zur Vollendung der neuen Organi- 
sation zu verwalten. 

Art, 20. Die zwischen der Pforte und den fremden Mächten geschlossenen 
oder noch zu schließenden internationalen Verträge, Übereinkommen und 
Abmachungen, von welcher Art sie auch sein mögen, sollen in Ost-Rumelien 
wie im ganzen Ottomanischen Reiche anwendbar sein. Die den Ausländern zu- 
stehenden Immunitäten und Privilegien, welches auch ihre Bedeutung sei, 
sollen in dieser Provinz aufrecht erhalten bleiben.' 4 Die Hohe Pforte verpflichtet 
sich, daselbst die allgemeinen Reichsgesetze über die religiöse Freiheit zu- 
gunsten aller Kulte beobachten zu lassen. 

Art. 21. Die Rechte und Pflichten der Hohen Pforte bezüglich der Eisen- 
bahnen in Ost -Rumehen werden in ihrer Gesamtheit aufrecht erhalten. 

Art. 22 [8J. Die Effektivstärke der russischen Besatzungstruppen in Bulgarien 
und Ost-Rumelien wird aus sechs Infanterie- und zwei Kavalleriedivisionen be- 
stehen und soll die Zahl von 50 000 Mann nicht übersteigen. Die Unterhaltung 
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derselben erfolgt auf Kosten des besetzten Landes. Die Bosatzuugstruppen be- 
halten ihre Verbindungen mit Rußland nicht bloß durch Rumänien gemäß den 
zwischen beiden Staaten zu treffenden Abmachungen, sondern auch über die 
Häfen des Schwarzen Meeres, Varna und Burgas, woselbst sie während der 
Dauer der Besetzung die nötigen Depots errichten dürfen. 

Die Dauer der Besetzung von Üst-Rumelien und Bulgarien wird auf neun 
Monate, vom Tage der Auswechselung der Ratifikationsurkunden zu dem gegen- 
wärtigen Vertrage ab gerechnet, festgesetzt. 

Die Kaiserlich russische Regierung verpflichtet sich, in einer weiteren 
Frist von drei Monaten den Durchmarsch ihrer Truppen durch Rumänien und 
die vollständige Räumung dieses Fürstentums zu beendigen. 

Art« 28 [15]. Die Hohe Pforte verpflichtet sich, auf der Insel Kreta das 
organische Reglement von 1868 gewissenhaft zur Anwendung zu bringen und 
dabei die etwa billig erscheinenden Abänderungen zu treffen. 17 

Analoge, den örtlichen Bedürfnissen anzupassende Bestimmungen sollen, 
ausgenommen bezüglich der Kreta gewährten Abgabenfreiheit, gleicherweise in 
denjenigen Übrigen Teilen der europäischen Türkei eingeführt werden, für 
welche eine besondere Organisation durch den gegenwärtigen Vertrag nioht vor- 
gesehen ist 

Die Hohe Pforte wird besondere Kommissionen, innerhalb deren das ein- 
geborene Element zahlreich vertreten sein soll, zu dem Zwecke ernennen, um 
diese neuen Reglements im einzelnen in jeder Provinz auszuarbeiten. 

Die aus diesen Arbeiten hervorgehenden Organisationsentwürfe sind der 
Prüfung der Hohen Pforte zu unterbreiten; diese wird vor Erlaß der Verord- 
nungen, welche dieselben in Kraft zu setzen bestimmt sind, das Outachten der 
für Ost-Rumelien eingesetzten europäischen Kommission einholen. 

Art. 24. Für den Fall, daß es der Hohen Pforte und Griechenland 
nicht gelingen sollte, sich über die im 13. Protokolle des Berliner Kongresses 
angegebene Orenzberichtigung zu verständigen, behalten sich Deutschland, 
Österreich -Ungarn, Frankreich, Großbritannien, Italien und Rußland vor, beiden 
Teilen ihre Vermittelung zur Förderung der Verhandlungen anzubieten. 8 » 



22) Die Rechtslage in der europäischen Türkei: 

1. Auf Kreta: Das Reglement v. 20. 1. 1868 (bei Brunswik) wurde abgeändert entsprechend 
dem Abkommen von Haiepa v. 16.10. 1878 (Auszug bei Oooturier, Situation de laCrete 1900 S.88), 
daon einseitig geändert durch Firman v. 7. 12. 1889 (Couturier 99). Zur Beruhigung der sett 
1898 im Aufstände befindlichen Insel stimmte die Türkei am 8. 12. 1H9S den Vorschlägen von 
Frankreich, Großbritannien, Italien und Rußland v. 30. 10. 1898 zu : Autonomie Kretas unter der 
Suzoränetät der Türkei, Ernennung des Prinzen Georg von Griechenland als ,, Oberkommissar" 
(auf 8 Jahre!) durch die vier Milchte. Nach der durch eine kretische National Versammlung be- 
schlossenen, von den vier Machten genehmigton Verfassung v. 29. 4. 1899 (Annuaire d. 1. e. 29 
8. 629) bildet Kreta eine „völlig" autonome Tiolfrcta: der Sultan ist übrigens gar nicht erwähnt. 

2. In Mazedonien (Vilajets Saloniki, Kossowo und MonasUr): Reformen nach einem von 
Ostorreich •Ungarn und Rußland der Türkei vorgeschlagenen Programm vom 21.2., 22. 10. 1903 
(Inhaltsangabe in Schaltheß' Europ. Geschichtskaicnder für 1903 S. 350 und im Staatsloxikoa der 
Gürres- Gesellschaft 2. Auü. 1004 Bd. V Sp 792). 

8. Für alle Vilajets Reformvareuche (veranlaßt durch dio armeni-schen Wirren); StA. 
68 , 69. 

Über die asiatische Türkei vgl. zu Art. 61. — Ober Tunis Nr. 43, über Ägypten 
bei Nr. 67 (Suezkanal) und V. v. *8. 4. 1904 (zwischen Frankreich und Großbritannien). 

23) Vertrag der Signatarmachte vom 24. 5. 1881 (M. » 6 S. 763), Gronzvertrag zwischen 
der Türkei und Griechenland vom 2.7.1881, Schlußakte vom 27.11. 1881 (M. • 8 S. 2, 44). — 
Änderungen nach dem Frieden zwischen der Türkei und Griechenland v. 4. 12. 1897 (Staatsarchiv 
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Art* 25 [14]. Die Provinzen Bosnien und Herzegowina werden von 
Österreich-Ungarn besetzt und verwaltet werden.* 4 Da die österreichisch- 
ungarische Regierung nicht den Wunsch hegt, die Verwaltung des Sandjaks von 
Novibazar zu übernehmen', welches sich zwischen Serbien und Montenegro in 
südöstlicher Richtung bis jenseits Mitrovitza erstreckt, so wird die ottomanische 
Verwaltung daselbst fortgeführt werden. Um jedoch sowohl den Bestand der 
neuen politischen Ordnung, als auch die Freiheit und die Sicherheit der Ver- 
kehrswege zu wahren, behält sich Österreich - Ungarn das Recht vor, im ganzen 
Umfange dieses Teils des alten Vilajets von Bosnien Garnisonen zu halten und 
Militär- und Handelsstraßen zu besitzen.** 

In dieser Beziehung behalten sich die österreichisch -ungarische und die 
türkische Regierung die Verständigung im einzelnen vor. * 8 

Art. 26 [2J. Die Unabhängigkeit Montenegros wird von der Hohen 
Pforte und von allen denjenigen der Hohen vertragschließenden Teile anerkannt, 
welche dieselbe noch nicht zugestanden hatten.* 7 

Art. 27. Die Hohen vertragschließenden Teile sind über die folgendeu 
Bedingungen einverstanden: 

In Montenegro darf der Unterschied des religiösen Glaubens und der 
Bekenntnisse niemandem gegenüber geltend gemacht werden [usw. = Art. 5 
Abs. 2, 3]. 11 

Art. 28 [1]. Die neuen Grenzen Montenegros werden festgestellt wie folgt 0 : 
[Abs. 1 — 4 Grenzbestimmung.] * 8 

Art. 29 [1]. Antivari und sein Küstenland werden unter folgenden 
Bedingungen zu Montenegro geschlagen: 

Die südlich von diesem Gebiete belegenen Gegenden, nach der im Vor- 
stehenden bestimmten Abgrenzung, bis zur ßojana, Dulcinjo mit einbegriffen, 
sollen der Türkei zurückgegeben werden. 

Der Gemeindebezirk Spica bis zur nördlichen Grenze des in der ausführ- 
lichen Beschreibung der Grenzen angegebenen Gebietes wird Dalmatien ein- 
verleibt. 

Ks soll für Montenegro volle und gänzliche Freiheit der Schiffahrt auf 
der Bojaua bestehen. Befestigungen dürfen am Laufe dieses Flusses nicht an- 
gelegt werden, mit Ausnahme der für die örtliche Verteidigung des Platzes 
Skutari etwa notwendigen, weiche sich nicht weiter als in einer Entfernung von 
Ü km von dieser Stadt ausdehnen dürfen. 



24) Urtext: occupäes et adroinisüees = Art. 1 des Vertrages über Cypern vom *4.6. 1878, 
jedoch ohne die zeitliche Beschränkung wio in Art. 6 d. Vertrages vom *1.7. 1878. Die Gestaltung 
der Rechtslago durch Art. 25 beruht auch auf einem Vorachlago dos Lord Salisbury (8. Sitzung 
vom 28. 6. 1878J. 

26) Literatur: BodJUs 347; Gareis 47; Hofftor 65, 242; v. Holtzendorff I 30, II 51; 
v. Liszt 10 IV, 15 IV; v. Martens 1 93; Rivier 22, 43; Ullmaon 78, 44. — Dio Gerichtsbarkeit des 
deutschen Konsuls ist außer Übung gesetzt durch RG. 7. Ii. und kaiserl. Verordnung 23. 12. 1880 
(RGBl. Uli, 101): Triepel S. 279. 

2b) Vertrag vom 21. April 1879 (M 3 4 S. 422). 

27) Die Frage der Unabhängigkeit Montenegros war zweifelhaft. Vgl. die Erklärungen in 
der 10. Sitzung vom 1.7. 1878 und v. Martens - Berg bohm 1 02. 

28) Streitigkeiten bei Erfüllung des Art. 28; vgl. das Memorandum vom 12.4. 1880 (M. 2 5 
S. 701; Vertrag zwischen der Türkei und Montenegro vom 25.11. 1860 überDulcigL© (M.»6 S. 510, 
auch noch 13 8. üyc», StA. 38). 
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Montenegro darf weder Kriegsschiffe besitzen, noch eine Kriegs- 
flagge fahren. 

Der Hafen von Antivari und alle zu Montenegro gehörigen Gewässer 
sollen den Kriegsschiffen aller Nationen verschlossen bleiben. 

Die zwischen dem See und dem Küstenlande auf dem montenegrinischen 
Gebiete belegenen Befestigungen sollen geschleift werden, und es dürfen 
neue in diesem Bezirke nicht errichtet werden. 

Die See- und Gesundheitspolizei wird sowohl in Antivari als auch 
längs der Küste Montenegros von Österreich -Ungarn vermittelst leichter Küsten- 
wachtschiffe ausgeübt werden. 

Montenegro hat die in Dalmatien in Kraft befindliche Seegesetzgebung an- 
zunehmen. Österreich-Ungarn verpflichtet sich seinerseits, der montenegri- 
nischen Handelsflagge seinen konsularischen Schutz zu gewähren. 

Montenegro muß sich mit Österreich -Ungarn über das Recht verstän- 
digen, durch das neue montenegrinische Gebiet hindurch eine Straße und eine 
Eisenbahn anzulegen und zu unterhalten. 

Es wird vollständige Freiheit des Verkehrs auf diesen Straßen zugesichert. 

Art. 30. Muselmänner oder andere, welche Grundeigentum in den zu 
Montenegro geschlagenen Gebieten besitzen und ihren Aufenthalt außerhalb des 
Fürstentums zu nehmen wünschen, können ihr unbewegliches Eigentum be- 
halten, indem sie dasselbe verpachten oder durch Dritte verwalten lassen. 

Gegen niemand darf eine Enteignung stattfinden, außer im gesetzlichen 
Woge aus Gründen des öffentlichen "Wohles und gegen eine vorgängige Ent- 
schädigung. 

Eine türkisch -montenegrinische Kommission hat innerhalb einer Frist von 
drei Jahren alle Angelegenheiten zu regeln, welche Bezug haben usw. [wie 
Art. 12 Abs. 2]. 18 

Art. 31 [2]. Das Fürstentum Montenegro wird sich mit der Ottomanischen 
Pforte unmittelbar über die Bestellung montenegrinischer Vertreter in 
Konstantinopel und an bestimmten Orten des Ottomaoischen Reiches, wo ein 
entsprechendes Bedürfnis anerkannt werden wird, verstandigen. 

Die in dem Ottomanischen Reiche reisenden oder sich aufhaltenden 
Montenegriner sollen den ottomanischen Gesetzen und Behörden 
unterworfen sein nach Maßgabe der allgemeinen Grundsätze des internationalen 
Rechts und der bezüglioh der Montenegriner bestehenden Gebräuche. 19 

Art* 32. Die Truppen Montenegros haben innerhalb einer Frist von 
zwanzig Tagen, von der Auswechselung der Ratifikationsurkunden 4 zu dem 
gegen wältigen Vertrago ab gerechnet oder, wenn tunlich, früher, das Gebiet, 
welches sie in diesem Augenblicke außerhalb der neuen Grenzen des Fürsten- 
tums besetzt halten, zu räumen. 

Die ottomanischen Truppen sollen die an Montenegro abgotretonen Gebiete 
innerhalb desselben Zeitraums von zwanzig Tagen räumen. 28 Doch wird denselben 
eine weitere Frist von zwei Wochen gewährt, sowohl um die festen Plätze zu 
räumen und um die Vorräte und das Kriegsmaterial aus denselben wegzuschaffen, 
als auch um das Inventar derjenigen Gerätschaften und sonstigen Gegenstände, 
welche nicht sogleich entfernt werden können, aufzunehmen. 

Art. 33. Da Montenegro einen Teil der öffentlichen ottomanischen 
Schuld für die neuen Gebiete, welche ihm durch den Friedensvertrag zu- 
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geteilt worden sind, zu tragen hat, so werden die Vertreter der Mächte zu Kon- 
stantinopel den hetroffenden Betrag im Einverständnis mit der Hohen Pforte anf 
einer billigen Grundlage festsetzen. 1 *- 16 

Art. 34 [3]. Die Hohen vertragschließenden Teile erkennen die Unab- 
hängigkeit des Fürstentums" Serbien an 30 , indem sie dieselbe an die in 
dem folgenden Artikel aufgeführten Bedingungen knüpfen. 

Art. 85. In Serbien darf der Unterschied des religiösen Glaubens 
[usw. = Art. 5 Abs. 2, 3]. »• " 

Art. 86 [3]. Serbien erhält die in der hier folgenden Abgrenzung ein- 
geschlossenen Gebiete*: 

[Abs. 1—5 Grenzbestimmung]. ,l 

Art. 37. Bis zu dem Zustandekommen neuer Abmachungen darf in Serbien 
an den gegenwärtigen Bedingungen der Handelsbeziehungen des Fürstentums zu 
den fremden Ländern nichts geändert werden. 

Kein Durchgangszoll darf von den Waren, welche durch Serbien hin- 
durchgehen, erhoben werden. 

Die Immunitäten und Privilegien der fremden Untertanen, sowie auch 
die konsularischen Gerichtsbarkeits- und Schutzrechte, wie solche heute 
bestehen, sollen in voller Kraft bleiben, solange sie nicht im gemeinsamen 
Einverständnis zwischen dem Fürstentum und den beteiligten Mächten abgeändert 
werden. M 

Art. 38. Das Fürstentum Serbien tritt für seinen Teil an Stelle der Hohen 
Pforte in die Verpflichtungen ein, welche dieselbe sowohl gegenüber Österreich - 
Ungarn, als auch gegenüber der Gesellschaft zum Betriebe der Eisenbahnen der 
europäischen Türkei bezüglich des Ausbaues, des Anschlusses sowie des Betriebes 
der auf dem neu erworbenen Gebiete des Fürstentums anzulegenden Eisenbahnen 
eingegangen ist. 

Die zur Regelung dieser Fragen notwendigen Übereinkommen werden un- 
mittelbar nach der Unterzeichnung des gegenwärtigen Vertrages zwisohen Öster- 
reich-Ungarn, der Pforte, Serbien und, innerhalb der Grenzen seiner Zuständig- 
keit, dem Fürstentum Bulgarien abgeschlossen werden. 17 

Art. 39 [4j. Muselmänner, welche Grundeigentum in den zu Serbien ge- 
schlagenen Gebieten besitzen und ihren Aufenthalt außerhalb des Fürstentums 
zu nehmen wünschen, können ihr unbewegliches Eigentum in demselben be- 
halten, indem sie es verpachten oder durch Dritte verwalten lassen. 

Eine türkisch -serbische Kommission usw. [wie Art. 30 Abs. 3]. 

Art. 40 [4]. Bis zum Abschluß eines Vertrages zwisohen der Türkei und 
Serbien sollen die serbischen Untertanen, welche in dem Ottomanischen 

29) Am 6.3. 1882 nahm der Fürst von Serbien infolg« eines Beschlusses der Skupachtina 
den Königstitel an. 

80) Vgl. Art. 6 des FriedonB zu Adrianopol v. »2./14. 9. 1829, Art. 28 des Pariser Friedens 
yorn »30. 3. 1856. 

31) Grenzakte vom 20.9. 1879 (M.* 5 S. 681, nach 6 S. 2G7). Der Frieden vom 3.3. 1886 
(M.* 14 S. 284, StA. Bd. 47 S 47) änderte die Grenze nicht 

32) Konsalarvertrag zwischen dem Deutschen Reiche und Serbion vom 6.1. 1883 
(RGBl. 62) Art. 26: ,,S. M. der deutsche Kaiser usw. verzichtet anf die Ausübung der Vor- 
rechte und Befreiungen , welche bisher den Angehörigen des Deutschen Reiches anf Grund der mit 
dem ottomanischen Reiche bestehenden Kapitulationen und in Gemaftheit des Art. 87 des Berliner 
Vertrages vom 13. 7. 1878 in Serbien zustanden . . . [Abs. 2 enthalt eine Einschränkung]." Auch 
Österreich hat verzichtet. Vgl. v. König, Konsularwesen § 56. v. Lisrt 16 IV, 21 W. 
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Reioh reisen oder sich aufhalten, nach den allgemeinen Grundsätzen des 
internationalen Rechts behandelt werden. 1 * 

Art. 41 [4]. Die serbischen Truppen haben innerhalb einer Frist von zwei 
Wochen, von der Auswechselung der Ratifikationsurkunden 4 zu dem gegenwärtigen 
Vertrage ab gerechnet, das Gebiet zu räumen, welches in die neuen Grenzen 
des Fürstentums nicht einbezogen ist. 

Die ottomanischen Truppen sollen die von Serbien abgetretenen Gebiete 
innerhalb desselben Zeitraums von zwei Wochen räumen. Doch wird denselben 
eine weitere Frist von einer gleichen Anzahl Tage gewährt, sowohl um die festen 
Plätze zu räumen und um die Vorräte und das Kriegsmaterial aus denselben 
wegzuschaffen , als auch um das Inventar derjenigen Gerätschaften und sonstigen 
Gegenstände, welche nicht sogleich entfernt werden können, aufzunehmen. 

Art. 42. Da Serbien einen Teil der öffentlichen ottomanischen 
Schuld für die neuen Gebiete, welche ihm durch den gegenwärtigen Vertrag 
zugeteilt worden sind, zu tragen hat, so werden die Vertreter zu Konstantin opel 
den entsprechenden Betrag im Einverständnis mit der Hohen Pforte auf einer 
billigen Grundlage festsetzen. 16, 16 

Art. 43 [5]. Die Hohen vertragschließenden Teile erkennen die Unab- 
hängigkeit Rumäniens an 33 , indem sie dieselbe an die in den beiden fol- 
genden Artikeln aufgeführten Bedingungen knüpfen. 

Art. 44. In Rumänien darf der Unterschied des religiösen Glau- 
bens und der Bekenntnisse niemandem gegenüber geltend gemacht 
werden [usw. = Art. 5 Abs. 2, 3]. ** 

Die Angehörigen aller Mächte, die Handeltreibenden sowohl als die 
übrigen, sollen in Rumänien ohne Unterschied der Religion auf dem Fuße 
vollkommener Gleichstellung behandelt werden. 

Art. 45 [19a]. Das Fürstentum Rumänien tritt an S. M. den Kaiser von 
Rußland denjenigen Teil des infolge des Pariser Vertrages von 1856 von Ruß- 
land losgelösten Gebietes von Bessarabion wieder ab, welcher im Westen 
durch den Talweg des Praths, im Süden durch den Talweg des Kiliaarmes und 
die Mündung von Stary-Stambul begrenzt wird. 

Art. 46 [19a]. 10 Die das Donaudelta bildenden Inseln sowie die Schlangen- 
insel, das Sandjak von Tultscha, welches die Bezirke (Cazas) von Kilia, Sulina 
Mahmudie, Isaktscha, Tultscha, Matschin, Babadagh, Hirsovo, Kustendje, Medjidie 
umfaßt, werden mit Rumänien vereinigt. Das Fürstentum erhält außerdem das 
im Süden der Dobrutscha belegene Gebiet bis zu einer Linie, welche ihren Aus- 
gangspunkt im Osten von Silistria nimmt und am Schwarzen Meere im Süden 
von Mangalia endet. 

Der Grenzzug wird an Ort und Stelle durch die für die Abgrenzung Bul- 
gariens eingesetzte europäische Kommission festgestellt werden. 

Art. 47 [19 a]. Die Frage der Teilung des Stromgebiets und der Fischerei 
wird der Entscheidung der europäischen Donaukommission unterworfen werden. 

33) Vgl. Art. 5 des Friedens zu Adrianopel vom # 2./14. 9. 1829, Art. 22 des Pariser Frie- 
dens von •80. 3. 1866. 

34) Infolge des Gosotzce vom 14./26. 3. 1881 nahm der Fürst v. Rum Knien den Königs - 
titel an (Annuaire d. 1. e. Bd. 12 S. 707). 

86) Bedingung der Unabhängigkeit war demnach vor allom eino Änderung dos Art 7 der 
Verfassung vom 30.6./12.7. 1866, der eine Naturalisation nur für christliche Ansiander zuließ. Nach 
der Novelle vom 18.10. 1879 lautet Art7§l: LWanger quelle que soit sa religion . . . 
pourra obtenir la naturalisation eous les conditions suivantes . . . 
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Art. 48. Kein Durchgangszoll darf in Rumänien von den Waren, 
welche duroh das Fürstenrum hindurchgehen , erhoben werden. 

Art. 49. Von seiten Rumäniens können Abkommen getroffen werden, um 
die Privilegien und Befugnisse der Konsuln bezüglich der Schutzgewäh- 
rung in dem Fürstentume zu regeln. Die bestehenden Rechte sollen in Kraft 
bleiben, solange sie nicht im gemeinsamen Einverständnis zwichen dem Fürstentum 
und den dazu berufenen Beteiligten abgeändert werden. 86 

Art. 6© [5]. Bis zu dem Abschlüsse eines die Privilegien und Befugnisse 
der Konsuln regelnden Vertrages zwischen der Türkei und Rumänien sollen die 
in dem Ottomanischen Reiche reisenden oder sich aufhaltenden rumäni- 
schen Untertanen und die in Rumänien reisenden oder sich aufhaltenden 
ottomanisohen Untertanen die Rechte genießen, welche den Untertanen 
der anderen europäischen Mächte verbürgt sind. 

Art. 51* Was die Unternehmungen von öffentlichen und anderen gleich- 
artigen Arbeiten anbetrifft, so tritt Rumänien für das ganze ihm abgetretene 
Gebiet an Stelle der Hohen Pforte in deren Rechte und Pflichten ein. 

Art. 52 [12]. Um die Sicherheiten zu verstärken, welche für die als im 
europäischen Interesse liegend anerkannte Freiheit der Schiffahrt auf der 
Donau bestellt sind, bestimmen die Hohen vertragschließenden Teile, daß alle 
Festungen und Befestigungen, welche sich an dem Laufe des Flusses von 
dem Eisernen Tore ab bis zu seinen Mündungen befinden, geschleift 16 und 
neue nicht angelegt werden sollon. Kein Kriegsschiff darf die Donau abwärts 
des Eisemen Tores befahren mit Ausnahme der leichten, für die Flußpolizei und 
den Zolldienst bestimmten Fahrzeuge. Die Stationsschiffe der Mächte an den 
Dooaumündungen dürfen jedoch bis nach Galatz hinaufgehen. 

Art. 53 [12, 13]. Die europäische Donaukommission, in welcher 
Rumänien vertreten 87 sein soll, bleibt in ihrer Tätigkeit bestehen und wird 
solche von jetzt ab bis nach Galatz hinauf 87 in vollständiger Unabhängig- 
keit von der Landesgewalt ausüben. Alle Verträge, Abkommen, Verfügungen 
und Entscheidungen bezüglich ihrer Rechte, Privilegien, Prärogative und Ver- 
pflichtungen worden bestätigt. 

Art. 54. Ein Jabr vor dem Ablauf der für die Dauer der europäischen 
Kommission festgesetzten Frist 80 werden die Mächte sich über die Verlängerung 
der Befugnisse derselben beziehungsweise über die Abänderungen , deren Ein- 
führung sie für notwendig halten sollten, in Ein vornehmen setzen. 

Art. 55. Die Reglements für die Schiffahrt, die Flußpolizei und 
die Aufsichtsführung vom Eisernen Tore ab bis nach Galatz werden 



3ß\ Durch förmlichen Vertrag hat das Deutsche Reich auf die Ausübung der Konsular- 
gerichtsbarkeit nicht verzichtet. Aber „tatsächlich wird von den kaiserlichen Kon- 
sularbehörden in Rumänien die Gerichtsbarkeit nicht mehr in vollem Umfange 
ausgeübt", wie es in den deutschen amtlichen Veröffentlichungen heißt. Diese Hervorhebung 
des ,, Tatsachlichen" soll wohl die Annahme „gemeinsamen Einverständnisses" ausschließen — 
aber vor der Beseitigung durch desuetudo kann solch Vermerk in. E. doch nicht schützen : seit der 
Unabh&ngigkeitserklärung 1877 ist eine Ausübung unterblieben. (Flaischlen bei Leske u. Löwen- 
feld , Kechtsverfolg. im intern. Verkehr II 193.) 

37) Zwei wichtige Neuerungen gegenüber Art. 16 des Pariser Friedens vom *30. 3. 
1856 und Art. 4 des l'ontusvertrages vom *13.3. 1871 — von der Uforstaatenkommiasion dos 
Art. 17 Pariser Friedens und Art. 5 des Pontusvertrages ist übrigens keine Bede mehr. 

Ausdehnung dor SchiiTahrtsakte für die Donaumündungen vom '2. 11. 1865 auf die 
Strecke aufwärts bis nach Ualatz durch don Zusatzvortrag vom »28.6. 1881. 

38) Nach dem Pontusvortrago Art. 4 liof die Frist bis zum 24. April 1883. Vgl. unten Nr. 44. 
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von der europäischen Kommission, unter Zuziehung von Bevollmächtigten 
dor Uforstaaten, ausgearbeitet und mit denjenigen in Übereinstimmung gesetzt 
werden, welche für den Lauf abwärts von Galatz erlassen sind oder künftig 
erlassen werden sollten. 59 

Art. 56. Die europäische Donaukommission wird, um die Unterhaltung 
des Leuchtturms auf der Schlangeninscl zu sichern, sich mit wem Rechtens 40 
verständigen. 

Art. 57. Die Ausführung derjenigen Arbeiten, welche bestimmt sind, 
die durch das Eisorne Tor und die Stromschnellen der Schiffahrt bereiteten 
Hindernisse zu boscitigon, wird Östorreich-Ungarn anvertraut. 41 Die 
Uforstaaten an dieser Strecke des Flusses werden alle Erleichterungen gewähren, 
welche im Intorosse dor Arbeiten in Anspruch genommen werden sollten. 

Die in dem Art. VI des Londoner Vertrages vom * 13. März 1871 getroffenen 
Bestimmungen bezüglich des Rechtes auf Erhebung einer provisorischen Abgabe 
zur Deckung der Kosten dieser Arbeiten werden zugunsten Österreich -Ungarns 
aufrecht erhalten. 

Ali:. 58 [19b]. Die Hohe Pforte tritt an das Russische Roich in Asien 
die Gebiete von Ardahan, Kars und Batum einschließlich des letztgenannten 
Hafens, sowie alle zwischen der alten russisch -türkischen Grenzo und dem fol- 
genden Grenzzuge einbegriffenen Gebiete ab. 4 * 

Die neue Grenzo gebt von dem Schwarzen Meere aus in Übereinstimmung 
mit der durch den Vertrag von San Stefano bestimmton Liuie bis zu einem 
Punkto im Nordwesten von Khorda und im Süden von Artwin, verlängert sich 
dann in gerader Linie bis zu dem Flusse Tchorukh, überschreitet diesen Fluß 
und geht östlich von Aschmicheu vorbei in gerader Linie nach Süden zu, um 
die in dorn Vertrage von San Stefano angegebene russische Grenzo bei einem 
Punkte südlich vou Nariman wieder zu erreichen, wobei sie die Stadt Olti bei 
Rußland beläßt. Von dem angegebenen Punkte bei Nariman wendet sich die 
Grenze nach Osten, geht bei Tebrenec vorbei, welches bei Rußland verbleibt 
und setzt sich bis zum Penuek Tschai fort. 

Sie folgt diesem Flusso bis nach Barduz und nimmt darauf ihre Richtung 
nach Süden, ßarduz und Jönikioy bei Rußland belassend. Von einem Punkte 
westlich vou dem Dorfo Karaugan wendet sich die Grenze nach Medjingert hin, 
geht weiter in gerader Linie auf den Gipfel des Gebirges Kassadagh zu und folgt 
der Wassorscheidelinio zwischen den Zuflüssen des Araxes im Norden und denen 
des Murad Su im Südon bis zu der alten Grenze Rußlands. 

Art. 69. Se. Majestät der Kaiser von Rußland erklärt, daß es Seine 
Absicht ist, Batum zu einem wesentlich für den Handel bestimmten Frei- 
hafen zu machen. 43 

Art. 60 f 19, 18]. Das Tal vou Alaschkerd und die Stadt Bayazid, welche 
durch den Art. XIX des Vertrages von San Stefano an Rußland abgetreten 
worden sind, fallen an die Türkei zurück. 

39) Vgl. den londoner Vertrag vom «10. 3. 1883. 

40) D. i. Rumänien. 

41) Erledigt 1896 (Eröffnung des zur Fahrbarmachung angelegton Kanals). 

42) Über den Zusammenhang dieses Erwerbes mit der (befristeten) Besetzung von Cypern 
durch Großbritannien oben Nr. 39. 

43) 1886 hat Rußland einseitig Batum als Freihafen geschlossen. Juristisch seltsame Be- 
gründung in einer Note an dio Signatannftchte vom 3.7. 1880 (StA. 48 S. 38): Art 59 sei nicht 
,,le produit d'un aoeord collectif, mais il so bome a enregistrer uno döclaration libre et spontanee 
die S. M. l'empereur Alexandra II . . ." Dabei vorblieb die russische Regierung trotz britischen 
Protestes. Dieselbe Begründung hatte Ubrigons schon v. Martens I 95 vertreten. 

Floischmann, Yölkoircchtsquollcn. 11 
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Die Hohe Pforte tritt an Fersten 1 die Stadt und das Gebiet von Khotur 
ab, so wie dasselbe durch die gemischte englisch -russische Kommision für die 
Festsetzung der Grenzen zwischen der Türkei und Persien bestimmt worden ist 

Art. 61 [16]. Die Hohe Pforte verpflichtet sich, ohne weiteren Zeitverlust 
die Verbesserungen und Reformen ins Leben zu rufen, welche die örtlichen 
Bedürfnisse in den von den Armeniern bewohnten Provinzen erfordern, und für 
die Sicherheit derselben gegen die Tscherkessen und Kurden einzustehen. Sie 
wird in bestimmten Zeiträumen von den zu diesem Zwecke getroffenen Maßregeln 
den Mächten, welche die Ausführung derselben überwachen werden, Kenntnis 
geben. 44 

Art. 62 [22]. Nachdem die Hohe Pforte den Entschluß kundgegeben hat, 
den Grundsatz der religiösen Freiheit aufrecht zu erhalten und demselben die 
weiteste Ausdehnung zu geben, nehmen dio vertragschließenden Teile von dieser 
freiwilligen Erklärung Akt. 

In keinem Teile des Ottomanischen Boichs darf der Unterschied 
der Religion jemandem gegenüber geltend gemacht werden als ein Grund der 
Ausschließung oder der Unfähigkeit bezüglich der Ausübung der bürgerlichen 
und politischenRechte, der Zulassung zu den öffentlichen Diensten, Ämtern und 
Ehren oder der Ausübung der verschiedenen Berufs- und Gewerbszweige. 

Jedermann soll, ohne Unterschied der Religion, als Zeuge vor den 
Gerichten zugelassen werden. 

Die Freiheit und die Öffentliche Ausübung aller Kulte werden allen 
zugesichert, und es darf weder der hiorarchischen Organisation der verschiedenen 
Religionsgemeinschaften, noch den Beziehungen derselben zu ihren geistlichen 
Oberen ein Hindernis entgegengestellt werden. 46 

Die in der europäischen oder asiatischen Türkei reisenden Geistlichen, 
Pilger und Mönche aller Nationalitäten sollen die gleichen Rechte, Vorteile und 
Privilegien genießen. 

Das Recht der amtlichen Schutzgewährung steht den diplomati- 
schen und konsularischen Vertretern der Mächte in der Türkei sowohl 
bezüglich der vorerwähnten Personen als auch der von denselben zu religiösen, 
Wohltätigkeits- und anderen Zwecken an den hoiligen Orten und anderwärts 
gemachten Anlagen zu. 

Die bestehenden Rechte Frankreichs werden ausdrücklich gewahrt 46 , 
und man ist einverstanden darüber, daß kein Eingriff in den gegenwärtigen Zu- 
stand an den heiligen Orten geschehen soll. 

Die Mönche des Berges Athos, aus welchem Lande sie auch immer 
stammen mögen, sollen in ihren bisherigen Besitzungen und Vorrechten geschützt 
und, ohne irgend welche Ausnahme, eine vollständige Gleichheit der Rechte und 
bleiben Prärogative genießen. 

44) Durchgeführt ist die 1879 versprochene Reform bis jetzt noch nicht. Eines der 
letzten „ Beform proin-amme 44 für die Armenier datiert vom 17.10.1895 (inhaltlich abgedruckt im 
europ. üeschichtskalonder für 1895 S. 293). Die Aktenstücke über die armenischen Unruhen seit 
189-4 im Staatsarchiv Bd. 68, 69. 

46 Vgl. den Vertrag zwischen Preußen und der Türkei von • 1761 unten Nr. 62 H. 

46) Uber das Schutzrocht im allgemeinen und die französischen Ansprüche vgl. Nr. 10- 
Anm 2, andrerseits Nr. 88 U zum Schlüsse, — Ende November 1898 zeigte die türkische Regie- 
rung dem Vatikan an , daß das Schutzrecht über die deutschen Katholiken vom Deutschen Reicho 
ausgeübt werde {Europ. Geschichtskalender S. 340). 
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Art. 63. Der Pariser Vertrag vom *30. März 1856, sowie der Lon- 
doner Vertrag vom *13. März 1871 werden in allen denjenigen ihrer Bestim- 
mungen aufrecht erhalten, welche durch die vorstehenden Vereinbarungen nicht 
aufgehoben oder abgeändert worden sind. 47 

Art. 64. Der gegenwärtige Vertrag wird ratifiziert werden , und sollen 
die Ratifikationsurkunden zu demselben in Berlin in einer Frist von drei "Wochen 
oder, wenn tunlich, früher ausgewechselt werden. 

Zur Beglaubigung dessen haben die betreffenden Bevollmächtigten den- 
selben unterzeichnet und den Abdruck ihrer Wappen beigesetzt. 

Geschehen zu Berlin am 13. Juli 1878. 

[Unterschriften.] 



Nr. 41. 

Bündnis -zwischen dem Deutschen Reiche und 
Österreich-Ungarn. 

Wien, 7. Oktober 1879. 1 -» 

Abdruck: Am 8. Februar 1888 im Deutschen Reiehsanzeiger, in dar Wiener Abendpost und in 
dem Fester Lloyd [Martens» 15 S. 477; Staatsarchiv 48 S. 116 , offenbar nach der öster- 
reichischen Kundgebung].* 

Literatur: Bonfils 876; Gareis 8; Heffter 6; v. Liszt 87 — über Bündnisverträge im allgemeinen 
v. Holtzendorff III 32fg. 

[Fassung nach dem Reichsanzeiger] 

Die Regierungen Deutschlands und der österreichisch -ungarischen Mon- 
archie haben sich zu der Veröffentlichung 4 ihres am 7. Oktober 1879 abgeschlos- 
senen Bündnisses entschlossen, um den Zweifeln ein Ende zu machen, welche 
an den rein defensiven Intentionen desselben auf verschiedenen Seiten gehegt 
und zu verschiedenen Zwecken verwertet werdon. Beide verbündete Regierungen 
sind in ihrer Politik von dem Bestreben geleitet, den Frieden zu erhalten und 
Störungen desselben nach Möglichkeit abzuwehren; sie sind überzeugt, daß die 
Bekanntgabe des Inhalts ihres Bündnisvertrages jeden Zweifel hierüber aus- 
schließen wird, und haben deshalb beschlossen, denselben zu veröffentlichen. 
Der Text lautet: 



47) In der 14. Sitzung vom 6. Juli 1878 kam bei der Erörterung über die Rechtslage von 
Batum auch die Meorengenfrage zur Sprache. Es herrschte Einverständnis darüber, daß der 
,, Status quo ante" aufrecht erhalten bleibe. — Borührt auch im Frieden zu San Stefano Art. 24. 

1) "Wiederholt erneuert: 1883, 1887, 1891, 1896, 1902 (vgl. v. Liszt, Bonfils). 

2) Über die Erweiterung zum Dreibunde durch den Beitritt Italiens ist amtlich ein 
Vertragstext nicht veröffentlicht worden. — Über das Bestehen eines doutach-russischo n 
Bündnisses von 1884 oder 1887— ItfM ist nach den Erklärungen der deutschen Regierung im Reichs- 
tage (16.11. 96) wohl vorsichtiger zu sprechen als es vielfach geschieht. 

3) Inwieweit Rumänien dem Zweibund nahe getreten ist, ist nicht hinreichend bekannt. 
Nach einer Äußerung aus rumänischem Regiorungskreise (Mitte Februar 1888: SchultheB, Go- 
schichtskalender 1888 S. 893) soll es sich bereit erklärt haben, die friedlichen Absichten des Bünd- 
nisses zu unterstützen. — Ein geheim gehaltener Vertrag zwischen Italion und Spanien (Endo 
der SO er Jahre bis 1895) hatte mit dem Dreibünde schwerlich einen Zusammenhang. 

4) Sollte nach Art. 3 geheim gehalten werden. Der Vertrag war aber der russischen 
Regiorung „seit langem" bekannt, wie sich Fürst Bismarck am 6. Februar 1888 im Reichstage 
ausdrückte. Soviel man jetzt weiß, hatte ihn Kaisor Wilhelm I. schon in einem Briefe vom 
4. November 1879 dem Kaiser von Rußland mitgeteilt (Horst Kohl, Wogweiser durch Bismarck» 
Oedanken und Erinnerungen 1899 S. 178). 

11» 
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In Erwägung, daß Ihre Majestäten der deutsche Kaiser, König von Preußen, 
und der Kaiser von Österreich, König von Ungarn es als Ihre unabweisliche 
Monarchenpflicht erachten müssen, für die Sicherheit Ihrer Reiche und die Ruhe 
Ihrer Völker unter allen Uinständon Sorge zu tragen; 

in Erwägung, daß beide Monarchen, ähnlich wie in dem früher bestandenen 
Bundesverhältnisse, durch festes Zusammenhalten beider Reiche, imstande sein 
werden, diese Pflicht leichter und wirksamer zu erfüllen; 

in Erwägung schließlich, daß ein inniges Zusammengehen von Deutsch- 
land und Österreich -Ungarn niemanden bedrohen kann, wohl aber geeignet ist, 
den durch die Berliner Stipulationen geschaffenen europäischen Frieden zu 
konsolidieren, haben I. MM. der Kaiser von Deutschland" und der Kaiser von 
Österreich, König von Ungarn, indem Sie Einander feierlich versprechen, daß 
Sie Ihrem rein defensiven Abkommen eine aggressive Tendenz nach keiner 
Richtung jemals beilegen wollen, oinen Bund des Friedens und der gegen- 
seitigen Verteidigung zu knüpfen beschlossen. . . . 

Art. 1. Sollte wider Verhoffen und gegen den aufrichtigen Wunsch der 
beiden hohen Kontrahenten eines der beiden Reiche von Seiten Rußlands an- 
gegriffen werden, so sind die hohen Kontrahenten verpflichtet, Einander mit 
der gesamten Kriegsmacht Ihrer Roicho beizustehen und demgemäß den Frieden 
nur gemeinsam und übereinstimmend zu schließen. 

Art. 2. Würde eines der hohen kontrahierenden Teile von einer an- 
deren Macht angegriffen werden, so verpflichtet sich hiermit der andere 
hohe Kontrahent, dem Angreifer gegen Soinen hohen Verbündeten nicht nur 
nicht beizustehen, sondern mindestens eine wohlwollende 0 neutrale Haltung gegen 
den hohen Mitkontrahenten zu beobachten. 

Wenn jedoch in solchem Falle die angreifende Macht von Seite 
Rußlands, sei es in Form einer aktiven Kooperation, sei es durch militärische 
Maßnahmen, welche den Angegriffenen bedrohen, unterstützt werden sollte, 
so tritt die im Artikel 1 dieses Vertrages stipulierte Verpflichtung des gegensei- 
tigen Beistandes mit voller Heeresmacht auch in diesem Falle sofort in Kraft, 
und die Kriegführung der beiden hohen Kontrahenten wird auch dann eine ge- 
meinsame bis zum gemeinsamen Friedensschluß. 

Art. 3. Dieser Vortrag soll in Gemäßhoit seines friedlichen Charakters 
und um jede Mißdeutung auszuschließen, von beiden hohen Kontrahenten 
geheim gehalten und einer dritten Macht nur im Einverständnisse beider Teile 
und nach Maßgabe spezieller Einigung mirgetoilt werden. 4 

Beide hohe Kontrahenten gebon sich nach den bei der Begegnung in Ale- 
xandrowo ausgesprochenen Oesinnungen des Kaisors Alexander der Hoffnung 
hin, daß die Rüstungen Rußlands sich als bedrohlich für sie in Wirklichkeit 
nicht orweisen werden, und haben aus diosem Grunde zu einer Mitteilung für 
jetzt keinen Anlaß — sollte sich aber diese Hoffnung wider Erwarten als eine irr- 
tümliche erweisen , so würden die beiden hohen Kontrahenten es als eine Pflicht 
der Loyalität erkennen, den Kaiser Alexander mindestens vertraulich darüber zu 
verständigen , daß sie oinen Angriff auf Einen von Ihnen als gegen Beide gerichtet 
betrachten müßten. 



6) ,, Kaiser von Deutschland"! — Ein merkwürdiges Versehen, das aber bis jetzt 
nicht bemerkt zu sein scheint. In den französisch formulierten Staatsvertragen ist man ja an 
die Ungenauigkeit ,,empereur d'Allemagno" gewöhnt und So yd eis scharfe Worte (Kommentar 
zur RV S. 156) haben nichts dawidor vermocht. Wie erklärt sich die Fassung aber bei einem 
doch wohl von Anbeginn deutsch entworfenen Vertrage? Ich mochte hiernach der Vermutung 
Baum geben, daß der Entwurf des Bündnisses aus dor Feder nicht eines der deutschen, sondern 
eines der beteiligten österreichischen Staatsmänner stammt. 

6) Darüber Ullmann 163, v. I,iszt 42 I. 
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Nr. 42. 

Schutzrecht in Marokko. 

Vertrag: Uber die Ausübung — Madrid, 3. Juli 1880. 1 

Vertragsstaaten: Marokko — Deutsches Reich, Österreich-Ungarn, Belgien, 

Dänemark. Frankreich, Großbritannien, Italien, Nieder- 
lande, Portugal, Schweden und Noncegen, Spanien, Ver- 
einigte Staaten von Amerika. 

Urtext: französisch. — Abdruck: RGBl. 1381 S. 103 (mit Ubersetzung), Ii. 1 6 S. 624, M.-C.-G. 
III 127. 

Literatur: Bonfils 790, 44; Oareis 47, 54; v. Holtzondorff III 198, 214; v. Liszt 11 III, 15 IV, 
25; y. Martens II 24; Rivier 43. 

S. M. der Deutsche Kaiser, König von Preußen; S. M. der Kaiser vou 
Österreich, König von Ungarn usw., von der Notwendigkeit überzeugt, be- 
stimmte und gleichmäßige Grundlagen für die Ausübung des Schutz- 
rochts in Marokko aufzustellen und gowisse hiermit zusammenhängende 
Fragen zu regeln, haben für die zu diesem Zweck in Madrid zusammengetre- 
tene Konferenz zu Bevollmächtigten ernannt, nämlich . . . 

Art. 1. Die Bedingungen, unter welchen der Schutz gewährt 
werden darf, sind diejenigen, welche in den britischen und spanischen Ver- 
trägen mit der marokkanischen Regierung und in dor zwischen dieser Regierung 
und Frankreich und anderen Mächten im Jahre 1863 vereinbarten Konvention 
festgesetzt worden sind, vorbehaltlich der durch die gegenwärtige Konvention 
bewirkten Abänderungen.» 

Art. 2. Die fremden diplomatischen Vertreter dürfen ihre Dol- 
metscher und Beamten unter den marokkanischen oder anderen Unter- 
tanen wählen. 

Diese Schutzgenossen sollen außer den in den Artikeln 12 und 13 fest- 
gesetzten Abgaben keiner Gebühr, Steuer oder Taxe irgend welcher Art unter- 
worfen sein. 

Art. 3. Die Konsuln, Vizekonsuln oder selbständigen Konsularagenten, 
welche in den Staaten des Sultans von Marokko ihren Amtssitz haben, dürfen 
unter den marokkanischen Untertanen nur je einen Dolmetscher, 
einen Soldaten und zwei Bedienstete wählen, sowie einen einheimischen 
Sekretär, falls sie desselben bedürfen. 

Auch diese Schutzgenossen sollen außer den in den Artikeln 12 und 13 
festgesetzten Abgaben keiner Gebühr, Steuer oder Taxe irgendwelcher Art unter- 
worfen sein. 

Art. 4. Wenn ein fremder Vertreter einen marokkanischen Untertan 
zum Konsularagenten in einer Küstenstadt bestellt, so soll dieser Agent als 
solcher geachtet und geehrt werden, ebenso wie seine Familie, insoweit sie mit 
ihm unter demselben Dache wohnt. Die letztere soll, gleich ihm selbst, außer 
den in den Artikeln 12 und 13 festgesetzten Abgaben keiner Gebühr, Steuer 
oder Taxe irgendwelcher Art unterworfen sein. Derselbe soll indessen nicht das 



1) Der Handelsvertrag zwischen dem Deutschen Reiche und Marokko vom 1. C. 1890 (RGBl. 
1891 8.378) läßt die Bestimmungen des Madrider Vertrages unberührt; gegenseitig Handelsfreiheit 
zugesichert. Einfuhrzoll in Marokko nicht über 10 Proz. des "Warenwertes, Ausfuhrzoll nach Ver- 
tragstarif, Meistbegünstigungsklausel. 

Vertrag über Marokko zwischen Großbritannien und Frankreich vom # 8.4. 1904. 

2) Die Konvention von 1863 N ist amtlich nicht bekannt gegebon. Von den andern Ver- 
trägen sind die wichtigsten: mit Frankreich v. 28, 5. 1767 (M. r. 7 S. 27, M.-C. I 57), mit Spanien 
vom 1. 3. 1799 (M. snppl. 3 S. 132, M.-C. II 1751, mit Großbritannien vom 9. 12. 1856 0T.» 17» 
S. 128). 

Hierauf beruht gemäß Art. 1 die Konsulargerichtsbarkeit der Vertragsstaaten 
in Marokko. Vgl. noch Nr. 19 Anm. 9. 
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Recht haben, außer seiner Familie anderen Untertanen des Sultans Schutz zu 
gewähren. 

Er darf jedoch zur Ausübung seiner Amtsverrichtungen einen unter seinem 
Schutz stehenden Soldaten haben. 

Die Verweser der Vizekonsulate, welche Untertanen des Sultans 
sind, sollen während der Ausübung ihrer Amts Verrichtungen dieselben Rechte 
genießen, wie die Konsularagenten, welche Untertanen des Sultans sind. 

Art. 5. Die marokkanische Regierung erkennt den fremden Ministem? 
Geschäftsträgern und anderen Vertretern das ihnen durch die Verträge ge- 
währte Recht zu, sich diejenigen Personen, welche sie, sei es für ihren per- 
sönlichen Dienst, sei es für den Dienst ihrer Regierungen verwenden, 
zu wählen, jedoch nicht aus den Cheiks oder andoren Angestellten der marok- 
kanischen Regierung, wie auch, abgesehen von den die Schutzwachen bildenden 
Maghaznias, nicht aus den Soldaten der Linie und Kavallerie. Unter gericht- 
licher Verfolgung stehende marokkanische Untertanen dürfen sie nicht in Dienst 
nehmen 

Die vor Erteilung des Schutzes anhängig gemachten Zivilprozesse werden 
vor denjenigen Gerichtshöfen zu Ende geführt, welche das Verfahren eingeleitet 
haben. Der Vollstreckung des Erkenntnisses darf koin Hindernis entegen gesetzt 
werden. Jedoch soll die marokkanische Lokalbehörde dafür Sorge tragen, daß 
das gefällte Erkenntnis sofort der Gesandtschaft, dem Konsulate oder der Kon- 
sularagentur, welcher der Schutzgenosse untersteht, mitgeteilt werde. 

Was die aus dem Schutze Entlassenen anbetrifft, so soll, falls eine sie 
betreffende Rechtssache anhängig gemacht ist, bevor das Schutzverhältnis hin- 
sichtlich ihrer aufgehört hat, über diese Rechtssache durch denjenigen Gerichts- 
hof erkannt werden, bei welchem dieselbe anhängig gemacht ist 

Das Schutzrecht darf bezüglich solchor Personen , welche wegen eines 
Vergehens odor Verbrechens gerichtlich verfolgt werden, nicht in Anwendung 
gebracht werden, bevor dieselben nicht von den Landesbehörden abgeurteilt 
worden sind und, falls verurteilt, ihre Strafe verbüßt habon. 

Art. 6. Der Schutz erstreckt sich auf die Familie des Schutz- 
genossen. Seine "Wohnung ist unverletzlich. Als zur Familie gehörig 
gelten dio Ehefrau, die Kinder und die unter demselben Dache wohnenden 
minderjährigen Verwandten. 

Der Schutz ist nicht erblich. Eine einzige Ausnahme, welche schon 
in der Konvention von 1863' festgesetzt ist und als Präzedenzfall nicht betrachtet 
werden darf, bleibt zugunsten dor Familio Benchimol aufrecht erhalten. 

Sollte indessen der Sultan von Marokko eine andere Ausnahme gestatten, 
so soll jede der vertragschließenden Mächte das Recht haben, ein gleiches Zu- 
geständnis für sich zu verlangen. 

Art. 7. Die fremden Vertreter sollen den Minister dor auswärtigen An- 
gelegenheiten des Sultans schriftlich von jeder ihrerseits getroffenen Wahl eines 
Beamten in Kenntnis setzen. 

Sie sollen jodes Jahr dem gedachten Minister oin9 Namensliste der- 
jenigen Personen übersenden, welche unter ihrem Schutze oder dem- 
jenigen ihrer Agenten in den Staaten des Sultans von Marokko stehen. 

Diese Liste wird den Lokalbehörden übersandt werden, welche nur die 
in derselben eingetragenen Personen als Schutzgenossen zu betrachten 
haben. 

Art. 8. Die Konsularagenten sollen jedes Jahr der Behörde des Landes- 
teils, welchen sie bewohnen, eine mit ihrem Siegel versehene Liste der unter 
ihrem Schutze stehenden Personen übergeben. Diese Behörde wird die Liste 
dem Minister der auswärtigen Angelegenheiten übersenden, damit, falls sie den 
bestehenden Bestimmungen nicht entsprechen sollte, die fremden Vertreter in 
Tanger hiervon benachrichtigt werden. 

Der Konsularbeamte ist verpflichtet, sofort dio Veränderungen, welche hin- 
sichtlich des von seinem Konsulate beschützten Personals eintreten, anzuzeigen. 
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Art. 9. Die Bediensteten , Pächter und anderen einheimischen Angestellten 
der einheimischen Sekretäre und Dolmetscher genießen den fremden Schatz 
nicht, ebensowenig die marokkanischen Angestellten oder Bediensteten 
der fremden Untertanen. 

Oleichwohl dürfen die Lokalbehörden einen Angestellten oder 
Bediensteten oines im Diensto einer Gesandtschaft oder eines Konsu- 
lates stehenden einheimischen Beamten oder eines fremden Unter- 
tans oder Schutzgenossen nicht vorhaften, ohne die Behörde, welcher 
dieser untersteht, davon zuvor in Kenntnis gesetzt zu haben. 

Sollte ein im Dienste eines fremden Untertans stehender marokkanischer 
Untertan jemanden töten, verwunden, oder dessen Hausrecht verletzen, so darf 
er sofort verhaftet werden, jedoch soll die diplomatische oder Konsularbehörde, 
welcher er unterstellt ist, ohne Verzug davon benachrichtigt werden. 

Art. 10. Jn den Rechtsverhältnissen der einheimischen Makler der 
fremden Kaufleute, wie diese durch die Verträge und durch die Konvention 
von 1863* festgesetzt sind, tritt keine Änderung ein, mit Ausnahme dessen, 
was in den folgenden Artikeln bezüglich der Steuern bestimmt ist 

Art. 11. Das Recht, Grundeigentum hn Marokko zu erwerben, 
steht allen Fremden zu. 

Der Ankauf von Grundeigentum darf nur mit vorausgehender Genehmigung 
der Regierung erfolgen und sind hinsichtlich der Erwerbsurkunden die durch 
die Landesgesetze vorgeschriebenen Förmlichkeiten zu beobachten. 

Jede über dieses Recht entstehende Streitfrage soll nach den bezeichneten 
Gesetzen unter Gestattung der in den Verträgen festgesetzten Berufung an den 
Minister der auswärtigen Angelegenheiten entschieden werden. 

Art. 12. Die Fremden und dio Schutzgenossen, welche Eigentümer 
oder Pächter von bebauten Ländoreien siud, und die Makler, welche Ackerbau 
treiben, haben die Ackerbausteuer zu zahlen. Sie soll jedes Jahr ihrem 
Konsul ein genaues Verzeichnis ihres Besitztums unter Entrichtung des Steuer- 
betrages an denselben übergeben. 

Derjenige, welcher eine unrichtige Angabe macht, soll den doppelten Be- 
trag dor Steuer, welche ordnungsmäßig für das nicht angegebene Besitztum zu 
entrichten gewesen wäre, als Geldbuße zahlen. Im Wiederholungsfalle soll diese 
Geldbuße verdoppelt werden. 

Die Beschaffenheit, die Art, der Zeitpunkt der Erhebung und die Höhe 
dieser Steuer werden deu Gegenstand einor besonderen Vereinbarung 
zwischen den Vertretern der Mächte und dem Minister der auswärtigen An- 
gelegenheiten Seiner Shorifischen Majestät bilden. 

Art. 13. Die Fremden, Schutzgenossen und Makler, welche Eigentümer 
von Lasttieren sind, haben die Torabgabo zu zahlen. Die Höhe und die Art 
der Erhebung dieser für Fromde und Einheimische gleichen Abgabe werden 
ebenfalls den Gegenstand einer besonderen Vereinbarung zwischen den Ver- 
tretern der Mächte und dem Minister der auswärtigen Angelegenheiten Seiner 
Sherifischon Majestät bilden. 

Die gedachte Abgabe darf ohne neues Einvernehmen mit den Ver- 
tretern der Mächte nicht erhöht werden. 

Art. 14. Die Vormittelung der Dolmetscher, einheimischen 
Sekretäre oder Soldaten der verschiedenen Gesandtschaften oder Kon- 
sulate soll, sobald es sich um nicht unter dem Schutz der Gesandtschaft oder 
des Konsulats stiebende Personen handelt, nur zugelassen werden, wenn jene 
eine von dem Missionschef oder der Konsularbehörde unterzeichnete Legitimation 
bei sich führen. 

Art. 15. Jeder im Auslände naturalisierte marokkanisoho 
Untertan, welcher nach Marokko zurückkehrt, soll nach einer ebenso langen 
Zeit des Aufenthalts wie diejenige ist, deren er gesetzmäßig bedurfte, um die 
botreffende Naturalisation zu erlangen, zwischen der gänzlichen Unterwerfung 
unter die Gesetze Marokkos und der Verpflichtung, Marokko zu ver- 
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lassen, zu wählen haben; es sei denn, daß nachweislich die Naturali- 
sation im Auslande mit Zustimmung der marokkanischen Regierung 
erlangt worden ist. 

Die bis jetzt durch marokkanische Untertanen den Oesetzen des betreffenden 
fremden Landes gemäß erlangte Naturalisation im Auslande bleibt in voller Wir- 
kung ohne irgendwelche Einschränkung bestehen. 

Art. 16. In Zukunft darf weder ein bestimmungswidriger noch 
halbamtlicher Schutz gewährt werden. 

Die marokkanischen Behörden werden irgend welche andere Sohutzver- 
hältnisse als die in dieser Konvention ausdrücklich festgesetzten unter keinen 
Umständen anerkennen. 

Die Ausübung des gewohnheitsmäßigen Schutzerteilungsrechts 
wird für die alleinigen Fällo vorbehalten, in welchon es sich darum handelt, 
einen Marokkaner für hervorragende, einer fremden Macht geleistete 
Dienste oder aus anderen ganz ausnahm sweisen Gründen zu belobnen. Die 
Art der Dienste und die Absicht, dieselben durch Verleihung des Schutzes zu 
belohnen, sollen vorher dem Minister der auswärtigen Angelegenheiten in Tanger 
bekannt gegeben werden, damit dieser geeigneten falls soine Einwendungen er- 
heben kann; dio schließliche Entscheidung soll aber nichtsdestoweniger der 
Regierung, welcher der Dienst geleistet worden ist, vorbehalten bleiben. Die 
Anzahl dieser Schutzgenossen darf zwölf für jede Macht, welche Zahl 
als die höchste zulässige festgesetzt wird, nicht überschreiten, es sei denn, 
daß die Zustimmung des Sultans hierzu erlangt wird. 

Die Rechtslage derjenigen Schutzgenossen, welche den Schutz auf Grund 
des nunmehr durch die vorstehende Bestimmung geregelten Gewohnheitsrechts 
erlangt haben, soll, ohno Beschränkung der Anzahl hinsichtlich der gegenwärtig 
im Besitz des Schutzrechts Befindlichen dieser Kategorie, für sie und ihre 
Familien dieselbe sein, welche für dio übrigen Schutzgenossen bestimmt ist. 

Art. 17. Das Recht auf Behandlung als meistbegünstigte 
Nation wird seitens Marokkos als allen auf der Konferenz von 
Madrid vertretenen Mächten zustehend anerkannt 1 

Art. 18. Die gegenwärtige Konvention soll ratifiziert worden. Die Rati- 
fikationsurkunden sollen in möglichst kurzer Frist in Tanger ausgewechselt werden. 

Durch ausnahmsweise Übereinkunft der h. v. T. sollen die Bestimmungen 
der gegenwärtigen Konvention von dem Tage der Unterzeichnung in Madrid 
an in Kraft treten. 



Nr. 43. 

Protektorat über Tunis. 

Vertragsstaaten zu I und III: Frankreich — Tunis. 

Literatur: Bonfils 184, 250, 306, 668, 9C8; Gareis 15 III, 471V; Hoffter 19, 22; v. Holtzen- 
dorff II 27, DI 197, 211 ; v. Liszt 6, IV, 21, I, III, 16 IV ; Martens I 61, 70; Rivier 8, 43, 48 I ; 
Stoerk 22; Ullmann 17, 129. 

I. Vertrag zu Casr el Said Bardo — 12. Mai 1881. 1 

[Martens» 6 8. 507, M.-C.-G. III 262, Staatsarchiv 89 S. 94.] 

Le Gouvernement de la Republique Francaise et celui de Son Altesse le 
Bey de Tunis, voulant empecher ä jamais le ronouvellement des desordres qui 



1) Protosto der Türkei gegen den Vertrag am 15. Mai 1881 vogon Zwanges, indem 
eio sich auf den Sata in einem Telegramm des Bey Ton Tunis berief: „Me voyant sous la pression 
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se sont produits rocemment sur les frontieres des deux Etats et sur le littoral 
de la Tunisie, et desireux de resserrer leurs anciennes relations d'amitie et 
de bon voisinage, ont rosolu de conclure une Convention ä cette fin, dans 
l'intcret des deux hautes parties contractantes . . . 

Art. 1. Les Traitcs de Paix, d' Amitie et de Commerce, et toutes autres 
Conventions existant actaellement entre la Republique Francaiso et Son Altesse 
le Bey de Tunis sont expressement confirmes et ronouvelos. 

Art. 2. En vuo de faciliter au Gouvernement de la Republique Francaise 
raccomplissemont des mesures qu'il doit prendre pour atteindro le but que se 
proposent les Hautes Parties Contractantos, S. A. le Bey do Tunis consent ä 
ce quo lautorito militaire Francaise fasse occuper les poiuts qu'elle 
jugera necessaires pour assurer le retablisseinent de l'ordre et la 
securite des frontieres et du littoral. 

Cette occupation cessora lorsque les autorites militaircs Francaises et 
Tunisiennes auront reconnu d : un commun accord quo l'administration locale 
est en etat de garantir le maintieu de l'ordre. 

Art. 3. Le Gouvernemont de la Republique Franchise prend 
Tengagemont de preter un constant appui ä Son Altesse le Bey de 
Tunis contre tout danger qui menacerait la personno ou la Dynastie de Son 
Altesso, ou qui compromettrait la tranquillite de ses Etats. 

Art. 4. Le Gouvernement de la Republiquo Francaise 8e porte 
garant de Foxecution desTraitos actuellement existants entre le Gouverne- 
ment do la Regence et les diverses Puissances Europeennes.' 

Art. 5. Le Gouvernement do la Republique Francaise sera represente 
aupres de Son Altosse le Bey de Tunis par un Ministre Resident, qui 
veillera ä Texecution du present Acte et qui sera i'intermediaire des rapports 
du Gouvernement Francais avec les autoritos Tunisiennes pour toutes 
les affaires communes aux deux pays. 

Art. 6. Les Agents Diplomatiques et Consulaires de la France 
en pays etrangers seront charges de la protection des interots Tuni- 
siens et des nationaux de la Regence. En retour Son Altosse leBey s'engage 
ä ne conclure aueun acte ayant un caractere international sans 
en avoir donno connaissance au Gouvernement do la Republique 
Fran9aise et sans s'etre ontendu proalablemont avec lui. 

Art. 7. Le Gouvernement de la Republique Francaise et le Gouverne- 
ment de Son Altesse lo Bey de Tunis se reservent do fixer d'un commun accord 
les bases d'une Organisation fin an eiere de la Regence qui soit de nature ä 
assurer le service de la dette publique et ä garantir les droits des creanciers de 
la Tunisie. 

Art. 8. Une Contribution de guerre sera imposee aux tribus insou- 
mises de la frontiore et du littoral. Une Convention ulterieure en determinera 
lo chiffre et le mode de recouvrement, dont le Gouvernement de Son Altesse 
le Bey se porte responsable. 

Art. 9. Afin de proteger contre la contrebande des armes et des mu- 
nitions de guerre les possessions Algeriennes de la Republique Fran9aise le 
Gouvernement de Son Altesse le Bey de Tunis s'engage ä prohiber toute intro- 
duetion d'armes ou de munitions do guerre par File do Djerba, le port de Gabes, 
ou les autres ports du sud de la Tunisie. 



de la force par la pr6sence d'une armee . . . j'ai dü, pour l'hoimeur et pour eViter uno effuaion de 
sang, signer co traitä, sans exomen ni discussion aueune, en lui declarant que jo signe contraint 
par la forco" (Staatsarchiv 39 S. 101). 

2) Verständigungen Ober die Tunis betr. Verträge und über das Zollwesen zwischen Frank- 
reich und dem Deutschen Reiche vom 18.11. 189G (RGBl. 1897 S. 7: Meistbogünstignntrarochti, Öster- 
reich - Ungarn , Italien, Rußland, Schweiz 1896, Großbritannien und Belgien 1897 (M. 8 Bd. 23, 25). 
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II. Erlasse des Bey von Tunis. 

1. vom 8. Juni 1881» (StA. 39 8. 110). 

Vu los articles 4, 5 et 6 du traite de garantie ontre la Regence et le 
gouvernement de la Republique Fran<?aise; 

considerant que l'execution des dits articles necessite Intervention con- 
stante du Ministre rosident de la Republique dans les rapports entre notre mi- 
nistere des affaires etrangeres et les agents des puissances ä Tunis, et desirant 
e viter les complications qui peuvent resulter de cet Etat des chosos pour la 
prompto expedition des affaires; 

deleguons lo ministre resident de la Republique francaise 
comme notre seul intermediaire officiel pour les rapports avec 
les represontants des puissances etrangeres accredites aupres de 
notre personne; invitons le dit ministre resident ä communiquer officiellement 
et en notre nom le present decret au gouvernement de la Republique et aux 
agents des puissances etrangeres. 

2. vom 5. Mai 1883 (Martens' 10 S. 598, StA. Bd. 43 S. 59). 

Par notre decret du 10 Djoumadi-El Tani 1300 nous avons promulgue 
dans la Regence la loi francaise du 27. Mars 1883 etablissaot des tribunaux 
francais en Tunisie. 4 Nous avons entendu que plusieurs des puissances amies 
dont les consuls en vertu des capitulations et des traites passes avec nos pre- 
docesseurs oot ete investis de certains pouvoirs judiciaires sont disposees ä re- 
noncer ä ce privilege si leurs nationaux deviennent justiciables des tribunaux 
francais recemmeut installes. 

l'article 2 de la loi du 27 mars 1883 nous permet d'etendre la compe- 
tence de ces tribunaux avec rassentiment du gouvernement francais. 

Nous etant assure de cet assentiment, nous prenons le decret suivant: 

Article unique 

Les nationaux des puissances amies dont les tribunaux con- 
sulaires seront supprimes deviendront justiciables des tribunaux 
francais dans les memes conditions que les Francais eux-memes. 4 

III. Vertrag zu la Marsa - 8. Juni 1883. 

[Martens* 9 S. 697, M.-C.-G. III 608-1 

Art. 1. Afin de faciliter au gouvernement francais raecomplissement 
de son protectorat, S. A. le Bey de Tunis s'engage ä proceder aux reformes 
administratives, judiciaires 0 et financieres quo lo gouvernement fransais 
jugera utiles. 

Art. 2. Le gouvernement fnu^ais gaiantira, a l'epoque et sous les con- 
ditions qui lui paraitront les meilleures, un emprunt ä emettre par S. A. le Boy, 
pour la conversion ou le remboursement de la dette consolidee s'elevant u la 
somme de 120 millions de francs et de la detto flottante jusqu'ä coneurrence 
d'un maximum de 17 550 000 fr. 



3) Nach diesem Erlasse erst, den Bonfils nicht erwähnt, ist die Rechtslage so, wio er sie 
(Nr. 18-1) umschreibt: der Bey hat noch den Genoß, nicht abor die Ausübung des passiven Ge- 
sandtschaftsrechts. 

4) Abgedruckt im Staatsarchiv Bd. 43 S. 54 : Einsetzung französischer Gerichte in Tunis 
für Streitigkeiten zwischen Franzosen (oder proteges) und bei Delikten von Franzosen (oder 
proteges). 

5) Auf Grund des Reichsgosetzes vom 27.7. 1883 (RGBl. 263) ist durch kaiserliche Ver- 
ordnung vom 21.1. 1884 (RGBl. 9) die Gerichtsbarkeit dos deutschen Konsuls vom 1.2. 
1884 ab „außer Übung gesetzt", nach der Erklärung v. 18. 11. 1896* hat das Reich verzichtet. 
— Wegen der übrigen Staaten Materialien im Staatsarchiv 43 S. ö3 (nicht ausreichend , ausführ- 
lichere Angaben bei Lippmann. Konsnhiriuriidiktion S. 110). Vgl. noch Triepel, Völkerrecht 
und Landesrecht S. 279. 

6) Über das Privatrecht in Tunis vgl. Niemeyor in seiner Zeitschr. XII 626. 
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S. A. le Bey s'interdit de contracter, ä l'avenir, aucun emprunt 
pour le compte de la Regence sans l'autorisation du gouvernement 
fran9ais. 

Art. 3. Sur les revenus de la Regence, 8. A. le Bey prelevera: 1° les 
sommes nocessaires pour assurer le sorvice de l'emprunt garanti par la France; 
2° la somme de deux millions de piastres (1200000 fr.) montant de sa liste 
civile, le surplus des revenus devant etre affecte aux depenses d'administration 
de la Regence et au remboursement des cbarges du protectorat. 

Art. 4. Le present arrangement confirme et complete, en 
tant que de besoin, lo traite du 12 mai 1881. II ne modifiera pas les dis- 
positions precedemment intervenues pour le reglemcnt des contributioDs de guerre. 



Nr. 44. 

Donauschiffahrt. 

Vgl. Nr. 15 Anm. 7, 9, Nr. 28 Ann». 7. Nr. 40 Art. 62 f. 

Literatur bei Nr. 15 II, 21, 28. — Urkunden zur Geschichte ferner bei Dahn, Eine Lanze 
für Rumänien 1883, Anlagen ; Vorhandlungen der Londoner Konferenz (II) StA. 41 S. 295. 

Toxt der folgenden Urkunden: französisch. 

I. Zusatzakte zur Schrffahrtsakte für die Donaumündungen — Galatz, 28. Mai 1881. 

Vertragsstaaten: Deutsches Reich 1 , Österreich - Ungarn , Frankreich , 

Großbritannien, Italien, Rumänien, Rußland, Türkei. 

[RGBl. 1882 S. 61 (ohne Übersetzung), Martens« 8 S.207 (vgl. auch 9 S. 263)., M.-C.-G. III 276.] 

Les Puissances representees au sein de la Commission Europeenne du 
Danube, en vertu du Traite de Paris du *30 Mars 1856, et la Roumanio, qui 
a ote appelee ä en faire partie par l'article 53 du Traite de Berlin du * 13 Juü- 
let 1878 

Desirant mettre l'Acte-public du *2 Novembro 1865, relatif ä la 
navigation des embouchures du Daoube, en harmonie avec les stipulations 
du Traite de Berlin portant que la dito Commission Europeenne »exercera 
dorenavant ses fonetions jusqu'ä Galatz, dans une complete independance de 
l'autorite territoriale, et que tous les Traites, arrangements, actes et decisions 
relatifs k ses droits, privileges, prerogatives et obligations sont confirmeV,« . . . 

[Les plenipotentiaires] sont convenus des dispositions additionnelles sui- 
vautes au susdit Acte-public du 2 Novembre 1865: 

Art. 1. Les droits, attributions et immunites de la Commis- 
sion Europeenne du Danube, tels qu'ils rosultent des Traites de Paris du 
♦30 Mars 1856 et de Londres du *13 Mars 1871, de l'Acte-public du *2 No- 
vembre 1865, ainsi que des actes et decisions anterieurs au Traito de Berlin du 
♦13 Juillet 1878, continueront ä regir ses rapports avoc les nouveaux Etats 
riverains, et leur effot s'etendra jusqu'ä Galatz", sauf les modifications ci- 
apres speeifiees. 



1) Der Übergang des preußischen Anteils an der europäischen Donaulommission auf das 
Doutsoho Reioh wird kaum beachtet. Bis 18Ü9 einschließlich war ein proußischer Kommissar 
bestellt, bis 1872 wird die Stelle als eine, die von Preußen zu besetzen ist, aufgeführt — 1873 
war zum ersten Male von einem Kommissar des Deutschen Reiches die Rede, obgleich schon 
seit 1870 die Stelle eines Generalkonsuls des norddeutschen Bundos in Bukarest erwähnt wird. 

2) Art. 63 des Berliner Vertrages. Vorher bloß bis Isaktscha (Nr. 21). 
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Art. 2. 1' Agent specialement prepose ä la polico du fleuve, en aval de 
Oalatz et a l'exclusioo du port de Soulina, portera dorenavant le titre d'In- 
specteur de la navigation du Bas-Danube, et sera, comme par le pasBe, 
assiste d'un cbancelicr et de survcillauts repartis sur les differentes sections 
fluviales de son ressort, et tous places sous ses ordres. 

L'Inspecteur de la navigation, le chancelier de l'Inspection, ainsi que 
les survaillants des sections fluviales, le Capitaino du port de Soulina et 
tout le personnel place sous les ordres de ce dernier, sont nommes par 
la Commission ä la simple majorite des voix et sans distinction de nationalste. 
Iis peuvent egalcment etre revoques par eile. 

L'Inspecteur de la navigation et le Capitaine du port de Sou- 
lina remplissent leurs fonctions sous l'autorito directe de la Commission, qui 
les retribue, et entro les mains de laquelle ils pretent, ainsi quo leurs sub- 
ordonnes, le serment d'office. 

Iis prononcent, en qualito de juges de premiere instance, sur les 
contraventions commises dans l'etendue de leurs ressorts respectifs, en matiere 
de police de la navigation, et leurs jugements sont rendus au nom de la 
Commission Europoenne du Danube. 

Art. 3. Le contröle des Operations de la caisse de navigation de Soulina 
ne sera plus confio ä un agent special; il sera exclusivement exerce par la 
Commission Europeonno ou par l'autorito qui lui succedera, et ce, dans la forme 
qui est ou sera determinee par la dite Commission ou autorite. 

Le mode de perception des taxes et l'administration de la caisse de navi- 
gation de Soulina pouiront etre modifies par decision prise ä l'unanimite des 
voix en seance pleniere. 

Art. 5. La Commission Europoenne est chargee de l'entretien et de 
l'admin istrat ion de tous les pbares composant le Systeme d'eclairage des era- 
bouchures du Danube: par suite, la quotepart, representant les droits de pbare 
dans le montant des taxes percues a Soulina restera integraloment acquise ä la 
caisse de navigation. 

Art. 6. Les reglements sanitairos applicables aux emboucbures du 
Danube, y compris les terifs des taxes sanitaires, seront elabores et modifies, 
de concert avec la Commission Europeenne, par le Conseil international 
qui sera instituo ä Bucarest. 

Les reglements actuels resteront en vigueur . . . [vgl. Nr. 21 Anm. 3]. 

Art. 8. Pour assurer, en tout temps, au personnel ainsi qu'aux pro- 
prietes et ouvrages de la Commission Europeenne le benefice de la neutralite 
qui leur est garantie par les articles 21 de l'Acte-publio du *2 Novembre 1865 
et 7 du Traite de Londres, du *13 Mars 1871, les Ingenieurs, employes et 
ouvriers de la Commission Europeenne pourront etre munis d un brassard 
portant, sur fond bleu, les lettres blanches C. E. D. De plus, olle ne 
sera pas tenue d'arborer sur ses etablissements de toute nature et sur ses em- 
barcations d'autre pavillon quo le sien, lequel est compose de cinq bandes pa- 
ralleles, perpendiculaires ä la bampe, disposöes dans l'ordre suivant de leurs 
couleurs: rouge, blanc, bleu, blanc et rouge, la bände bleue ayant une hauteur 
double de celle de ohacune des autres bandes, et portant en blanc les lettres 
C. E. D. 

Art. 9. Toutes les dispositions de l'Acte-public du *2 Novembre 1865, 
auxquelles il n'est pas expressement deroge par le present acte additionnel, con- 
servent toute leur force et valeur. 

Le reglement de navigation et de police et le tarif des droits de navi- 
gation seront revises ulterieurement par la Commission Europeenne, pour etre 
mis d'aecord avec l'etat de choses cree par le Traite de Berlin. 
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Art. 10. Le present acto sera ratifie. 

Ohacune des Haute» Parties contractantes ratifieia en un seul exemplaire. 
Les instrumenta de ratification seront deposos, dans le delai d'une annee, ou 
plus tot si faire se peut, dans les archives de la Commission Europeenne du 
Danube. 

II. Vertrag zu London — 10. März 1883.' 

Vortrags Staaten wie zu I — außer Rumänien.* 

IMartens* 9 S.392; JI.-C.-G. III 464, ohne das Reglement.] 

Au Nom de Dieu Tont-Puissant! 

Les Puissances Signataires du Traite de Berlin ayant juge neeessaire de 
reunir leurs Plenipotentiaires en Conference a Londres afin de s'entendre sur les 
decisious ä prendre en vertu de l'Article 54 du Traito do Berlin du *13 Juillet 
1878, et sur l'oxecution de l'Articlo 55 du memo Traito concernant la navi- 
gation du Danube depuis los Portes de Fer jusqu'a ses ombou- 
chures, . . . 

Art. 1. La juridiction do la Commissiou europeenne du Da- 
nube est etendue de Galatz a Braila. 

Art. 2. Les pouvoirs do la Commission europeenne sont prolonges 
pour une periode de vingt et un ans ä partir du 24 Avril 1883.* 

A l'oxpiration de cetto periode les pouvoirs de la dite Commission 
seront renouveles par tacito recouductiou de trois en trois ans, sauf 
le cas oü l'une des H. P. c. notifierait, un an avant l'expiration de l'une de ces 
periodes trienuales, l'intention de proposer des modifications dans sa Constitution 
ou dans ses pouvoirs. 

Art. 3. La Commission europeenne n'exercera pas de controle ef- 
foctif sur los parties du bras de Kilia dont les deux rivos appar- 
tiennent ä Fun des Kiverains de ce bras. 

Art. 4. Pour la partie du bras de Kilia qui traversera a la fois 
le torritoire Russe et le territoiro Roumain, et afin d'assurer l'uni- 
fot-mite" du regime dans le Bas-Danube, les reglements en vigueur dans le 
bras de Soulina seront appliques sous la surveillauce des Dolegues de 
Russie et de Roumanie a la Commission europeenne. 

Art. 5. Au cas oü la Russie ou la Roumanie entreprendrait des travaux 
soit daus le bras mixte, soit entre les doux rivos qui leur appartiennent respec- 
tivement, l'autorite competente donnera connaissance ä la Commission euro- 
peenne des plans de ces travaux dans le seul but de constater qu'ils ne portent 
aueuno atteiute ü l'etat de navigabilito des autres bras. 

Los travaux qui ont dejä ete executes au Tcbatal d'Ismail restent ä la 
Charge et sous le controle de la Commission europeennne du Danube. 

En cas do divergence entre les autorites do la Russie ou de la Roumanie 
et la Commission europeenne quant aux plans des travaux ä entreprendre dans 
le bras de Kilia, ou do divergence au sein de cette Commission quant a l'exten- 



3) Dio Daner der enropÄischen Kommission lier am 24. 4. 1883 ab (Nr. 28 Art. 4). Vgl. 
Art. 54 des Berliner Vertrages (Kr. 40). 

4) Die Signatarmltchte des Berliner Vertrages gostandon Ramünien für die in Art. 54 
and 55 dieses Vertrages vorgesehenen Aufgaben eine beschließende Stimme nioht zu. 
Ituaiünien verweigerte deshalb die Zustimmung zu dem Vertrage von 1883. Der Vertrag hat 
bis jetzt noch keine 'Wirksamkeit erlangt. Vgl. Uber die oft and von entgegengesetztem 
Standpunkte behandelte Streitfrage u. a. Caratheodory bei Hoitzendorff U 78, Jellinek 
HWStW. III 233, Ulimann § 94. 

Wenn die commission mixte des Londonor Vertrages von 1883 in Tätigkeit trilte, so würden 
sich in die Donaustrecke von Belgrad bis nach den Mündungen nicht weniger als 8 Verwal- 
tungen teilen ! 
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sion qu'il pourrait convenir de donner aux travaux du Tchatal d'Ismail, ces cas 
seraient soumis direotement aux Puissances. 

Art. 6. II est entendu qu'aucune restriction n'entravera le droit de la 
Eussie de prelever des peages destinos ä couvrir les frais des travaux entre- 
pris par Elle. 

Toutefois, en vue de sauvegarder les interots rociproques de la navigation 
dan8 le bras de Soalina et le bras de Kilia, le Gouvernement Russe, afiü d'as- 
surer une entente ä ce suiet, saisira les Gouvernements representes dans la 
Commission europeenne des Reglements de peage qu'il jugerait utile d'introduire. 

Art. 7. Le reglement de Navigation, de Police fluviale et de 
Surveillance elabore le 2 Juin 1882 par la Commission europeenne 
du Danube, avec l'assistance des Delegues de la Serbie* et de la Bulgarie, 
est adopte tel qu'il se trouve annexe au present Traite, et declare 
applicable ä la partie du Danube situee entre les Portes de Fer et 
Braila. 

Art. 8. Tous les Traites, Conventions, Actes et Arrangements relatifs 
au Danube et ä ses embouchures sont maintenus dans toutes Celles de leurs 
dispositions qui ne sont pas abrogees ou modifiees par les stipulations qui pre- 
cedont. 

Art. 9. Le present Traite sera ratifie, et les ratifications en seront 
echangeea ä Londres dans l'espace de six mois, ou plus tot si faire se peut. 



Reglement de Navigation, de Police fluviale et de Surveillance applicable ä la 
partie du Danube situee entre les Portes de Fer et Braila. 

Art. 96. L'execution du present Reglement est placee sous l'autorite 
d'une Commission dite „Commission mixte du Danube", dans laquelle 
l'Autriche-Rongrie, la Bulgarie, la Roumanie et la Serbie seront cha- 
cune representees par un Delegue. La presidence de cette Commission 
appartiendra au Deleguö de l'Autriche-Hongrie. 

Un membre de la Commission europeenne du Danube, designe 
pour une periode de six mois, par ordre alpbabetique des Etats, prendra part 
aux travaux de la Commission mixte et jouira, pendant cette participation , de 
tous les droits appartenant ä ses autres membres. 

Les Etats dejä representes ä la Commission mixte ne seront pas compria 
dans ce roulement alphabetique. . . . 

La Commission europeenne, quand eile le jugera utile, pourra demander 
a la Commission mixte, par 1'entremise de son Delogue, les renseignements dont 
eile aurait besoin concernant celles des decisions de la Commission mixte qui 
toucheraient ä la liberto de la navigation. 

Art. 97. Les pouvoirs de la Commission mixte auront une 
duree egale ä ceux de la Commission europeenne du Danube', et cette 
Commission mixte subira, s'il est besoin, les modifications qu'il pourrait devenir 
necessaire d'introduire dans sa Constitution et dans ses pouvoirs, sous reserve de 
la co-existence des deux Commissions. 

Art. 98. La Commission mixte tiendra cbaque annee deux Ses- 
sion s ordinaires qui seront fixees de maniere ä evitcr la reunion simultanee de 
la Commission mixte et de la Commission europeenne. 

Ses decisions seront prises ä la majoritö des voix. 
Elle arretera ello-meme le reglement interieur pour l'ordre de ses travaux r 



sent reglement, sauf les points sur la Solution desquels le present reglement 
a statue lui-meme. . . . 



Annexe. 



ainsi que les instructions speciales ä 
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Toutefois, le reglement interieur et les Instructions d'un caractere general 
et reglementaire, telles que Celles dont U est question dans l'Article 9 d'Acte- 
Publio du *2 Novembre 1865, relatif a la navigarion des embouchures du Danube, 
seront communiques prealablement ä la Commission europeenne, et ne seront 
appliques qu'apres que cette Commission les aura trouves conformes aux prin- 
cipes qui ont servi de base au present reglement. 

Art. 99. Les frais d'administration seront ä la charge des Etats 
representes dans la Commission Mixte. Iis y contribueront dans la proportion 
suivante: l'Autriche-Hongrie pour qnatre dixiemes, la Roumanie pour quatre 
dixiemes, et la Bulgarie et la Serbie, chacune, pour un dixieme. ... 

Art. 100. Les agents ci-apres designes fonctionneront, chacun dans 
le ressort qui lui sera assigne, sous les ordres de la Commission mixte, 
savoir: 

1. Un Inspeoteur; 2. Des Sous-Inspecteurs; 3. Des Capitaines 
de Port, pour autant que leur actio n s'exercera sur la voie fluviale; 4. Un 
Secretaire et des agents subalternes. 

Art. 101. Les agents designes ä l'Article precedent seront choisis parmi 
des personnes competentes; ils seront nommes et retribues comme il suit: 

L'Inspecteur sera nomme et retribue par la Commission mixte, 
ainsi que le Secretaire et les agents subalternes. 

Les Sous-Inspecteurs et Capitaines de Port seront nommes et 
retribues par les Etats Riverains respectifs, lesquels feront part ä la Com- 
mission mixte de la nomination de ces agents ou de leur remplacement. 

Les agents ci-dessus nommes, sauf les Sous-Inspecteurs et les Capitaines 
de Port, pouiTont etre revoques par la Commission mixte. 

Art* 102. L'Inspecteur est appelo ä veiller par voie administra- 
tive ä la stricte Observation des dispositions du present reglement 
et ä mettro de l'enserable dans son application. 

Sous ce rapport, il est considorc comme directement prepose aux Sous- 
Inspecteurs et aux Capitaines de Port 

Art. 104. Les Etats Riverains preteront ä la Commission Mixte et ä ses 
agents tout le concours dont eile pourra avoir besoin dans l'accomplissement de 
sa täche. 

Art. 105. Les ports ou echelles situes sur le parcours de chaque sec- 
tion fluviale et pour lesquels les Etats Riverains auvont institue des Capitaines 
de Port, conformement aux dispositions du present reglement, ne seront pas 
compris dans le ressort du Sous-Inspecteur de la section. Les ports ou 
echelles seront place*s sous la surveillance des Capitaines de Port, 
lesquels relöveront directement de l'Inspecteur et seront tenus de suivre ses in- 
structions, pour tout ce qui concernera leur action sur la voie flu\iale. . . . 

Art. 106. Les attributions speciales de la police judiciaire fluviale 
seront exercöes par les Sous-Inspecteurs et les Capitaines de Port, 
par cbacun dans son domaine de surveillance, et les appels seront portes de- 
vant la Commission mixte, qui jugera en dernier l-essort. . . . 

Art. 107. La Commission mixte aura son siege ä Oiurgevo. 

Art. 108. Les Articles 1, 2, 3, 6, 7, 8, 9 et 10, ainsi que les Articles 96 
ä 108 inclusivement du present reglement, ne pourront etre modifies qu'a la 
snite d'une entente des Puissances interessees. Les autres Articles ne pourront 
etre modifies par la Commission mixte qu'avec le concours de la Commission 
Europeenne du Danube. 
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Nr. 45. 

Reblauskonvention. 

Bern, 3. November 1881.' 

Vortragsstaaten: Deutsches Reich, Österreich -Ungarn, Frankreich, Portugal, 

Schweix.. 

Beigetreten sind: Belgien, Italien, Luxemburg, Niederlande, Rumänien, 

Serbien, Spanien. 

Text: französisch. - Abdruck: RGBl. 1882 S. 125 (mit Übersetzung), M. 2 8 S. 435 (mit den 
Konferenzprotokollen), M.-C.-G. III 306. 

Literatur: Bonfils 927; Gareis 61; Heffter 247; v. Liszt 34; v. Martens II 49; Rivier 29 II; 
Ulimann 123; Loening HWStW VI 315. 

Art. 1. Indem die vertragschließenden Staaten von der internationalen 
Konvention vom 17. September 1878* zurücktreten, um eine neue zu schließen, 
verpflichten sie sich, ihre innere Gesetzgebung, sofern sio es nicht be- 
reits getan haben, zu vervollständigen, um ein gemeinsames uud wirk- 
sames Vorgehen gegon dio Einschleppung und Verbreitung der 
Reblaus zu sichern. 

Diese Gesetzgebung wird hauptsächlich ins Auge fassen: 

1. Überwachung der Weinborge, der Pflanzschulen jeder Art, der Gälten und 
Gewächshäuser; Untersuchungen und Nachforschungen nach der Reblaus, 
um dieselbe soviel wie möglich zu vernichten; 

2. Feststellung der angesteckten Bodenflächen und der Ausdehnung der wegen 
der Nähe von Ansteckuugshorden als verdächtig erscheinenden Bezirke, 
nach Maßgabe des Auftretens und der Verbreitung des Übols innerhalb 
des Staatsgebiets; 

3. Regolung des Versands und der Verpackung der Reben, der Abfälle und 
Erzeugnisse derselben, sowie der Pflanzen, Sträucher und sonstigen Er- 
zeugnisse des Gartenbaues zu dem Zweck, um eine Verschleppung der 
Kraukheit von den Ansteckungsherden aus im eigenen Lande oder nach 
den übrigen Staaten zu verhüten; 

4. Vorschriften für den Fall der Verletzung der angeordneten Maßregeln. 

Art. 2. Wein, Trauben, Trestorn, Traubenkerne, abgeschnittene Blumeu 
und Erzeugnisse des Gemüsebaues, Samon und Früchte joder Art werden zum 
freien Verkehr zugelassen. 

Tafel trau ben dürfen nur in wohlverwahrten und dennoch leicht zu 
durchsuchenden Schachteln , Kisten oder Körben zum Verkehr zugelassen werden. 
Trauben der Weinlese dürfen nur eingestampft und in gut verschlossenen 
Fässern in den Verkehr gelangen. 

Trestern dürfen nur in gut verschlossenon Kiston oder Fässern in den 
Verkehr gelangen. 

Jeder Staat behält das Recht, in den Grenzbezirken hinsichtlich der 
Erzeugnisse des Gemüsebaues, welche zwischen infizierten Rebpflanzuugeu ge- 
wachsen sind, beschränkende Maßregeln zu treffen. 

Art. 3. Alle nicht zur Kategorio der Rebe gehörige Pflänz- 
linge, Sträucher und sonstige Vegotabilien , welcho aus Pflanzschulen, Gärten 
oder Gewächshäusern stammen, wurden zum internationalen Verkehr zugelassen, 
dürfen jedoch in einen der Vertragsstaaten nur über die hierfür zu bezeichnenden 
Zollämter eingeführt werden. 

Die genannten Gegenstände sind fost, jedoch dergestalt zu verpacken, daß 
sie die notwendigen Untersuchungen gestatten, und müssen mit einer Erklärung 



1) Dazu oin Schlußprotokoll; eine Doklaralioa vom 15. 4. 1889 (RGBl. 208; fügt Abs. 3 
des Art. 3 ein). — RG. betr. die Bekämpfung der Reblaus vom 6. 7. 1904 (RGBl. 261). Weitere 
Anordnungen für das Reich und für Preußen bei Graf Hue de Grais, Handbuch 'der Verfassung 
in Preußen usw. IC. Aufl. § 332. 

2) RGBl. 1880 S. 15; M.» 6 S. 261; M.-C.-G. II 722. 
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des Absenders und mit einer Bescheinigung der zuständigen Behörde des Ur- 
sprungslandes versehen sein, aus welcher hervorgeht: 

a) daß sie von einer Bodenfläche (einer offenen oder umfriedigten Pflanzung) 
stammen, die von jedem "Weinstock durch einen Zwischenraum von wenig- 
stens 20 Meter oder durch ein anderes Hindernis getrennt ist, welches 
nach dem Urteil der zuständigen Behörde ein Znsammentreffen der "Wur- 
zeln ausschließt; 

b) daß jene Bodenflächo selbst keinen "Weinstock enthält; 

c) daß auf derselben keine Niederlage von Beben sich befindet; 

d) daß, wenn auf derselben von der Reblaus befallene "Weinstöcke sich be- 
funden haben, eine gänzliche Ausrottung der letzteren, ferner wiederholte 
Desinfektionen und drei Jahre lang Untersuchungen erfolgt sind, welche 
die vollständige Vernichtung des Insekts und der Wurzeln verbürgen. 

Art. 4. Die Nachbarstaaten werden sich wegen der Zulassung von 
Trauben der Weinlese, Trestern, Kompost, Düngererde, schon gebrauchten 
"Weinpfählen und Stützen in den Grenzbezirken, vorausgesetzt, daß diese 
Gegenstände nicht aus einer von der Reblaus heimgesuchten Gegend herrühren, 
besonders verständigen. 

Art. 5. Ausgerissene "Weinstöcke und trockenes Rebholz sind 
von dem internationalen Verkehr ausgeschlossen. 

Immerhin können die Nachbarstaaten wegen Zulassung dieser Er- 
zeugnisse in den Grenzbezirken, vorausgesetzt, daß dieselben nicht aus einer 
von der Reblaus heimgesuchten Gegend herrühren, sich besonders verständigen. 

Art. 6. Rebpflänzlinge, Schnittlinge mit oder ohne "Wurzeln und 
Robholz dürfen in einen Vertragsstaat nur mit dor ausdrücklichen Genehmigung 
und unter Aufsicht der Regierung desselben, nach vorgängiger wirksamer Des- 
infizierung, über die hierfür besonders bezeichneten Zollämter eingeführt werden. 

Die genannten Gegenstände dürfen nur in hölzernen Kisten, welche mittels 
Schrauben fest verschlossen, jedoch leicht zu durchsuchen sind, versendet werden. 
Die Verpackung ist gleichfalls zu desinfizieren. 

Art. 7. Die zum internationalen Verkehr zugelassenen Sen- 
dungen, welcher Art sie immer seien, dürfen weder Teile noch Blätter 
von Reben enthalten. 

Art. 8. Die bei oinom Zollamt wegen Übertretung der Artikel 2,3,0 
und 7 angehaltenen Gegenstände werden nach dem Ort der Herkunft auf Kosten 
des Verpflichteten zurückgeschickt oder nach Wahl des Empfängers, falls er 
anwesend ist, durch Feuer vernichtet. 

Diejenigen Gegenstände, auf welchen die zu Rate gezogenen Sachverstän- 
digen die Reblaus oder verdächtige Anzeichen derselben finden, werden nebst 
dem Verpackungsmaterial sofort an Ort und Stelle durch Feuer vernichtet. 
Solchenfalls ist ein Protokoll aufzunehmen und dor Regierung des Ursprungs- 
landes zuzustellen. 

Art. 9. Behufs Förderung des Zusammenwirkens verpflichten sich die 
vertragschließenden Staaten, sich, mit der Ermächtigung zum Gebrauch 
für die von ihnen zu erlassenden und auszutauschenden Bekanntmachungen, 
regelmäßig einander mitzuteilen: 

1. die von eiuem jeden derselben hinsichtlich des Gegenstandes erlassenen 
• Gesetze und Verordnungen; 

2. die in Ausführung dieser Gesetze und Verordnungen, sowie der gegen- 
wärtigen Konvention getroffenen Maßregeln; 

3. die Art der Ausübung des im Innern und an den Gronzen wegen der 
Reblausgefahr eingerichteten Dienstes, sowie die Nachrichten über den 
Gang des Übels; 

4. jede Entdeckung des Auftretens der Reblaus in einem bis dahin als ver- 
schont angesehenen Gebiete mit Angabe der Ausdehnung und, wenn mög- 
lich, der Ursachen der Einschleppung. Diese Mitteilung wird stets unver- 
züglich erfolgen; 

Fleischmann, Völkerrechtequollon. 12 
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5. eine alljährlich anzufertigende, mit Maßstab versehene Karte zur Dar- 
stellung der angesteckten Bodenfläehen und der wegen der Nähe von 
Ansteckungsherden verdächtigen Bezirke; 

6. im Laufenden zu erhaltende Verzeichnisse derjenigen Gartenbau- oder 
botanischen Anlagen, Schulen und Gärten, welche regelmäßigen Unter- 
suchungen in angemessener Jahreszeit unterliegen und amtlich als den 
Anforderungen der gegenwärtigen Konvention entsprechend erklärt worden 
sind; 

7. jede neue Ermittelung einer Ansteckung in Weinbau-, Gartenbau- oder 
botanischen Anlagen, Schulen und Gärten, tunlichst mit Angabe der von 
denselben innerhalb der letzten Jahre ausgeführten Pflanzensendungen. 
Diese Mitteilung wird stets unverzüglich erfolgen; 

8. das Ergebnis wissenschaftlicher Forschungen, sowie der Erfahrungen 
und praktischen Verfahrungsmethoden , welche auf dem Gebiet der Beb - 
lauskrankheit gemacht bezw. angewendet worden sind; 

9. alle anderen Dokumente, welche von Interesse für den Weinbau sein 
können. 

Art. 10. Die bei der gegenwärtigen Konvention beteiligten Staaten 
werden Nichtvertragsstaaten nicht günstiger behandeln als die 
vertragschließenden Staaten selbst. 

Art. 11. Erforderlichenfalls werden die vertragschließenden Staaten 
auf einer internationalen Versammlung sich vertreten lassen, welche die 
Aufgabe hat, die aus der Ausführung der Konvention sich ergebenden Fragen 
zu prüfen und durch Erfahrung und Fortschritte der Wissenschaft gebotenen 
Abänderungen der Konvention in Vorschlag zu bringen. 

Diese internationale Versammlung wird zu Bern tagen. 

Art. 12. [Ratifikation.] 

Art. 13. Jeder Staat kann jederzeit durch eine dem hohen Schweize- 
rischen Bundesrat abzugebende Erklärung der gegenwärtigen Konvention bei- 
treten oder von derselben zurücktreten. Der genannte Bundesrat übernimmt 
hinsichtlich der Ausführung der Artikel 11 und 12 die Vonnittelung zwischen 
den vertragsohl ießenden Staaten. 



Nr. 46. 

Fischereipolizei in der Nordsee. 

Vertrag betr. die polizeiliche Regelung der Fischerei in der Nordsee 
außerhalb der Kttstengewässer — Haag, <*. Mai 1882. »• 8 

Vertragsstaaten 10 : Deutsches Reich, Belgien, Dänemark, Frankreich, 

Großbritannien, Niederlande 

Text: französisch. - Abdruck: BGBl. 1884 S. 25 (mit Übersetzung) , M. * 9 S. 666, M.-C.-G. 
III 406. 

Literatur: Bonfils 582; Gareis 62: Heffter 76; v. Holtzendorff II 95; v. Liszt 84, 9 V; Pereis 20, 
18; Rmer 19; TJUmann 124 — Buchenborger HWStW III 1063. 

Art. 1. Die Bestimmungen dieses Vertrages, welcher die polizeiliche 
Regelung der Fischerei in der Nordsee außerhalb der Küstengewässer zum Gegen- 
stände hat, finden Anwendung auf die Staatsangehörigen der hohen ver- 
tragschließenden Teile. 



1) Zur Ausführung erging das BG. vom 30. 4. 1884 (RGBl. 48) : Die Bestimmungen der 
Art. 6—28 des Vertrages «.finden auf die zur Soefischerei bestimmten Fahrzouge auch während 
ihres Aufenthalts in den zur Nordsee gehörigen deutschen Küstongewassern Anwendung" ; 
Straf Satzung für Zuwiderhandlungen gegen Art. 6—28. 
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Art. 2. Die Fischer jeder Nation sollen das ausschließliche Recht 
zum Betriebe der Fischerei haben in dem Gebiete bis zu drei Seemeilen* 
Entfernung von der Niedrigwassergrenze, in der ganzen Längenausdehnnng 
der Küsten ihres Landes und der davor liegenden Inseln und Bänke. 

In den Buchten ist das Gebiet der drei Seemeilen von einer geraden 

Linie ab zu rechnen, welche in dem dem Eingang der Bucht zunächst gelegenen 

Teile von einem Ufer derselben zum anderen da gezogen gedacht wird, wo die 

Öffnung zuerst nicht mehr als 10 Seemeilen beträgt. 

Der gegenwärtige Artikel soll die den Fisoherfahrzeugen bei der Schiffahrt 
und beim Ankern in den Küstengewässern eingeräumte freie Bewegung in keiner 
Weise beschränken, nur haben sich dieselben hierbei genau nach den von den 
Uferstaaten erlassenen besonderen polizeilichen Vorschriften zu richten. 

Art. 3. Unter der in dem vorigen Artikel erwähnten „Seemeile" ist der 
60. Teil eines Breitengrades zu verstehen. 

Art. 4. Die Grenzen der Nordsee werden, insoweit es sich um An- 
wendung der Bestimmungen dieses Vertrages* handelt, gebildet: 

I. im Norden durch den 61. Grad nördlicher Breite; 
n. im Osten und Süden: 

1. durch die norwegische Küste zwischen dem 61. Grade nördlicher Breite 
und dem Leuchtturm von Lindesnaes (Norwegen); 

2. durch eino gerade Linie, die man sich von dem Leuchtturm von Lindes- 
naes (Norwegen) nach dem Leuchtturm von Hanstholm (Dänemark) ge- 
zogen denkt; 

3. durch die Küsten Dänemarks, Deutschlands, der Niederlande, Belgiens 
und Frankreichs bis zum Leuchtturm von Gris Nez; 

III. im Westen: 

1. durch eine gerade Linie, die man sich von dem Leuchtturm von Gris 
Nez (Frankreich) nach dem östlichsten Feuer von South Foreland (Eng- 
land) gezogen denkt; 

2. durch die Ostküsten von England und Schottland; 

3. durch eine gerade Linie, welche Duncansby Head (Schottland) mit der 
Südspitze von South Ronaldsba (Orkney- Inseln) verbindet; 

4. durch die Ostküsten der Orkney -Inseln; 

5. durch eine gerade Linie, welche das Feuer von North Ronaldsha (Orkney- 
Inseln) mit dem Feuer von Sumburgh Head (Shetland- Inseln) verbindet; 

6. durch die Ostküsten der Shetland -Inseln; 

7. durch den Meridian des Feuers von North Unst (8hetland- Inseln) bis 
zum 61. Grade nördlicher Breite. 

Art. 5. Die Fischerfahrzeuge der h. v. T. sind, nach Maßgabe der 
Verwaltungsvorschriften der verschiedenen Länder, in Register einzutragen. 
Für jeden Hafen erfolgt die Eintragung unter fortlaufenden Nummern, mit Vor- 
betzung des oder der für denselben von der zuständigen höheren Verwaltungs- 
behörde bestimmten Unterscheidungsbuchstaben. 

Jede Regierung wird ein diese Unterscheidungsbuchstaben enthaltendes 
Verzeichnis aufstellen lassen. 

Dieses Verzeichnis und alle an demselben später etwa vorgenommenen 
Änderungen sind zur Kenntnis der übrigen vertragschließenden Mächte zu bringen. 

Art. 6. 1 Die Fischerfahrzouge haben den oder die Unterscheidungsbuch- 
staben des Heimathafens und die Nummer zu tragen, unter welcher sie in das 
Register desselben eingetragen sind. 



2) Beispiel für oino vortniKhinllßi^e Abgrenzung der Küstongo'wässor. 

3) Gilt anch für den Vertrug über den Branntweinhandel rom MS. 11. 1887. 

12* 
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Art. 7. Der Name und Heimathafen jedes Fischerfahrzeuges ist am 
Heck desselben mit Ölfarbe weiß auf schwarzem Grunde in Schriftzeichen von 
wenigstens acht Zentimeter Höhe und zwöf Millimeter Breite anzubringen. 

Art. S. 1 Der oder die Unterscheidungsbuchstabon und die Num- 
mern sind auf jeder Seite am Bug des Fahrzeugs und zwar acht oder zehn 
Zentimeter unterhalb des Schanddeokels deutlich und in die Augen fallend anzu- 
bringen. Sie sind in Ölfarbe woiß auf schwarzem Grunde zu malen . . . 

[Abs. 5.] Dieselben Buchstaben und Zahlen sind, in Öl gemalt, auch auf 
jeder Seite des Großsegels des Fahrzeugs unmittelbar über dem obersten Reff- 
bande sehr sichtbar anzubringen und zwar: auf weißen Segeln in schwarzer, auf 
schwarzen Segeln in weißer Farbe, auf zwischenfarbigen Segeln in weißer oder 
schwarzer Farbe, je nachdem die zuständige höhere Behörde es für am meisten 
wirksam erachtet 4 . . . 

Art. 9. Die Fischerfahrzeuge dürfen weder am äußeren Schiffskörper, 
noch auf den Segeln andere Namen, Buchstaben oder Zahlen tragen, als die in 
den Artikeln 6, 7 und 8 dieses Vertrages vorgeschriebenen. 

Art. 10. Es ist verboten, die am Schiffskörper und auf den Segeln 
der Fischerfahrzeuge angebrachten Namen, Buchstaben und Nummern auf 
irgend welche Weise zu beseitigen, zu verändern, unkenntlich zu machen, 
zu verdecken oder sonst zu verheimlichen. 

Art. 11« Der oder die für jedes Fahrzeug bestimmten Buchstaben und 
Nummern müssen auch an den Beibooten, Bojen, Hauptschwimmern, Schlepp- 
netzen, Draggen, Ankern und überhaupt an allen Fischereigeräten, die zu dem 
Fahrzeuge gehören, augebracht sein . . . [hinreichend große Abzeichen]. 

Art. 12. Der Führer jedes Fischereifahrzeugs muß im Besitze eines 
von der zuständigen Behörde seines Landes ausgestellten amtlichen Schrift- 
stücks sein, durch welches er sich über die Nationalität seines Schiffes aus- 
weisen kann. 

Diese Urkunde muß den oder die Buchstaben und die Nummern des 
Fahrzeugs, sowie die Beschreibung desselben und den oder die Namen oder die 
Firma seines Eigentümers enthalten. 

Art. 13. Es ist verboten, die Nationalität des Fahrzeugs durch 
irgend welches Mittel zu verhohlen. 

Art. 14. Jedem Fischerfahrzeuge ist es verboten, zwischen Sonnen- 
untergang und Sonnenaufgang an solchen Stellen zu ankern, wo Treibnetzfischer 
bereite in der Ausübung ihres Betriebes begriffen sind. 

Dieses Verbot bezieht sich jedoch nicht auf Ankerungen, welohe durch 
Unfälle oder sonst durch höhere Gewalt veranlaßt werden. 

Art. 15. Es ist den Fischerfahrzeugen verboten, bei der Ankunft auf 
den Fischereigründen so sich hinzulegen oder ihre Netze auszuwerfen, daß 
sie sich gegenseitig schaden oder den Fischern, welche bereits ihre Arbeiten 
begonnen haben, hinderlich werden können. 

Art. 16. [Nähere Bestimmungen über die Treibnetzfischerei ] 

Art. 17. Es ist verboten, Netze oder sonstige Fischereigeräte an solchen 
Stellen festzumachen oder zu verankern, wo bereits Treibnetzfischer ihre Netze 
ausgesetzt haben. 

Art« 18. Den Fischern ist untersagt, ihre Fahrzeuge an den Netzen, 
Bojen, Schwimmern oder irgend einem sonstigen Fischeroigerät eines andern 
Fischers festzumachen oder festzuhalten. 

Art 19. Wenn Fischer, welche das Grundschleppnetz gebrauchen, in 
Sicht von Fischern sich befinden, welche Treibnetze oder Grundangeln ge- 



4) Wortlaut des Absatzes nach der Erklärung vom 1. 2. 1889 (RGBl. 1800 S. 5). 
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brauchen, so müssen sie alle erforderlichen Maßregeln ergreifen, nm jede Be- 
einträchtigung der letzteren zu vermeiden; im Falle einer Beschädigung fällt die 
Verantworlichkeit den Grundschleppnetzfischera zur Last, sofern sie nicht nach- 
weisen können, daß der Schaden durch höhere Gewalt oder sonst ohne ihre 
Schuld entstanden ist. 

Art. 20. 1 Wenn Netze, welche verschiedenen Fischern zugebören, sich 
ineinander verwickeln, so ist es verboten, dieselben ohne das Einverständnis 
beider Teile zu zerschneiden. 

Jede Verantwortlichkeit fällt jedoch hinweg, wenn die Unmöglichkeit, die 
Netze auf andere Art zu trennen, bewiesen wird. 

Art. 21. "Wenn ein Fischerfahrzeug, welches mit Grundangeln fischt, 
seine Angelleinen mit denen eines anderen Fahrzeugs kreuzt, so ist es dem- 
jenigen, der die Leinen aufnimmt, verboten, sie zu zerschneiden, höhere 
Gewalt ausgenommen , in welchem Falle die zerschnittene Angelleine unmittelbar 
danach wieder zusammengeknotet werden muß. 

Art. 22. Abgesehen von den Fällen der Bergung und den in den beiden 
vorigen Artikeln vorgesehenen Fällen ist es jedem Fischer untersagt, ihm nicht 
gehörige Netze, Leinen oder sonstige Fischereigeräte zu zerschneiden, einzuholen 
oder aufzunehmen, unter welchem Vorwand es auch sei. 

Art. 28. 1 Es ist verboten, irgend ein "Werkzeug oder Gerät zu ge- 
brauchen, welches ausschließlich dazu dient, Netze zu zerschneiden oder 
zu zerreißen. 

Das Vorhandensein derartiger Geräte an Bord eines Fischerfahrzeugs ist 
ebenfalls verboten. 

Die h. v. T. verpflichten sich, die nötigen Maßregeln zu ergreifen, um das 
Einschiffen derartiger Geräte an Bord der Fischerfahrzeuge zu verhindern. 

Art. 24. Die Fischerfahrzeuge haben die bereits bestehenden oder unter 
den v. T. noch zu vereinbarenden allgemeinen Vorschriften, betreffend die 
zur Verhütung des Zusammenstoßens von Schiffen auf See zu führenden 
Lichter zu beobachten. 6 

Art. 25. Alle Fischerfahrzeuge, Boote, Gegenstände der Ausrüstung 
oder der Takelage von Fischerfahrzeugen, Netze, Angelleinen, Bojen, Schwimmer 
oder sonstige Fischereigeräte, welche in Seo treibend angetroffen oder 
aufgefischt werden, müssen, dieselben mögen gezeichnet oder nicht gezeichnet 
sein, von dem bergenden Fahrzeuge in dem ersten Hafen, nach welchem das- 
selbe zurückkehrt oder in welchem os Zuflucht sucht, den zuständigen Behörden 
übergeben werden. 

Diese Behörden haben die Konsuln oder Konsularagenten der Nation so- 
wohl des bergenden Fahrzeugs, als auch des Eigentümers der gefundenen Gegen- 
stände hiervon zu unterrichten, und jene Gegenstände den Eigentümern oder 
ihren Bevollmächtigten auszuliefern, sobald dieselben zurückgefordert werden 
und die Ansprüche der Berger gehörig sichergestellt sind. 

Je nach der Gesetzgebung der verschiedenen Länder setzen die Verwal- 
tungs- oder Gerichtsbehörden die Entschädigung fest, welche die Eigentümer 
den Borgern zu zahlen haben. 8 . . . 

Art. 26. T Die Überwachung der Fischerei wird durch Kriegsfahr- 
zeuge der h. v. T. ausgeübt; was Belgien betrifft, so können die Fahrzeuge 



6) Bisher kein Vertrag; jedoch enthalten aUpemoiws Staatenrecht die kaiserlichen Vor- 
ordnungen vom 9. n. 10.5. 1897 (RQB1 203 , 216), 16. 10. 1900 (RGBl. 1003). Vgl. Stoerk WVR. 
3. Ergänzungsband S. 237 ; Triepel S. 278 (über die rechtliche Nator). 

6) Reichs - Strandung»ordnung v. 17. 6. 1874 (RGBl. 73) S§ 20f. 

7) Art. 26-32 Vorbild für Art. 7, Art. 31 für Art 6, Art. 37 für Art. 8 d. V. über den 
Branntwoinhandel vom * 16. 11. 1887. 
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Staatsschiffe sein, welche von staatlich angestellten Schiffskapitäoen befehligt 
werden. 8 

Art. 27. Die Ausführung der Vorschriften, welche den Nachweis der 
Nationalität durch Schiffapapiere, die Bezeichnung und Numerierung der 
Fahrzeuge usw. und der Fischereigeräte, ferner das Vorhandensein verbotene] 
Werkzeuge an Bord betreffen (Art. 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13 und 23 Abs. 2), 
ist der ausschließlichen Überwachung durch die Fisohereikreuzer der 
Nation des Fischerfahrzeugs unterstellt. 

Jedoch haben die Befehlshaber der Kreuzer die Übertretungen der er- 
wähnten Vorschriften durch die Fischerfabrzeuge einer anderen Nation sich 
gegenseitig mitzuteilen. 

Art. 28. Die Kreuzer der b. v. T. sind befugt, alle Übertretungen 
der Bestimmungen dieses Vertrages, mit Ausnahme der im Artikel 27 be- 
zeichneten, und alle Vergehen, welche sich auf die Ausübung der 
Fischerei beziehen, festzustellen, ohne Unterschied der Nationalität 
der Fischer, welche sich dieser Zuwiderhandlungen schuldig machen. 

Art. 29. "Wenn die Befehlshaber der Kreuzer Grund zu der Annahme 
haben, daß eine Verletzung der durch diesen Vertrag getroffenen Anordnungen 
stattgefunden hat, können sie von dem Führer des Fahrzeugs, welchem eine 
solche Zuwiderhandlung zur Last gelegt wird, die Vorlegung dos urkundlichen 
Ausweises über seine Nationalität verlangen. Über diese Vorlegung ist 
unmittelbar nachher auf dem vorbozeichneten Schriftstücke ein kurzer Vermerk 
zu machen. 

Die Befehlshaber der Kreuzer dürfen ihren Besuch oder ihre Nach- 
forschung an Bord eines zu ihrer Nationalität nicht gehörigen Fischerfahrzeugs 
nicht weiter ausdehnen, als erforderlich ist, um die Beweise eines Vergehens 
oder einer Übertretung, welche sich auf die Fischereipolizei beziehen, zu erheben. 

Art. 30. Die Befehlshaber der Kreuzer der VertragsmSchte haben 
die Erheblichkeit der zu ihrer Konntnis gelangten, ihrer Zuständigkeit unter- 
liegenden Tatsachen zu prüfen und, ohne Unterschied der Ursache, den Sohaden 
festzustellen, welchen die den h. v. T. angehöligen Fischerfahrzeuge er- 
litten haben. 

Sie haben, geeignetenfalls, ein Protokoll zur Feststellung des Sach- 
verhalts aufzunehmen, sowie derselbe einerseits aus den Erklärungen der Par- 
teien, andererseits aus den Zeugenaussagen der anwosenden Personen sich ergibt. 

Der Befehlshaber des Kreuzers hat, wenn der Fall ihm schwer genug 
erscheint, um diese Maßregel zu rechtfertigen, dasBecht, das einer Zuwider- 
handlung schuldige Fahrzoug in einon Hafen der Nation des 
Fischers abzuführen. Er kann selbst einen Teil der Schiffsmannschaft an 
Bord nehmon, um sie den Behördon der Nation des betreffenden Fahrzeugs zu 
überliefern. 

Art. 31. Das im vorhergehenden Artikel vorgesehene Protokoll ist in 
der Sprache des Befehlshabers des Kreuzers und nach den in seinem Lande ge- 
bräuchlichen Formen abzufassen. 

Die Angeschuldigten und die Zeugen haben das Recht, dem Protokolle in 
ihrer eigenen Sprache alle Angaben und Zeugenaussagen hinzuzufügen oder hin- 
zufügen zu lassen, welche sie für dienlich halten. 

Diese Erklärungen sind ordnungsmäßig zu unterschreiben. 

8) Art. 26 würde auch nach dem Erlöuchon diese» Vertrages (Art. 38) für dieZwocke den 
Vortrage» zur Unterdrückung des Branntwnnhandels vom «16. 11. 1887 (Nr. 56 Art. 11) 
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Art. 32. 7 Der Widerstand gegen die Anordnungen der Befehlshaber 
der mit der Fischereipolizei beauftragten Kreuzer oder derjenigen Personen, 
welche in deren Auftrag, handeln, soll, ohne Rücksicht auf die Nationalität des 
Kreuzers, wie der Widerstand gegen die Staatsgewalt der Nation des 
Fischerfahrzeuges angesehen werden. 

Art. 33. Wenn die den Gegenstand der Anschuldigung bildende Hand- 
lung nicht schwerer Art ist, aber nichtsdestoweniger irgend einem Fischer 
Schaden verursacht hat, so können die Befehlshaber der Kreuzer, falls die Par- 
teien damit einverstanden sind, zwischen den Beteiligten auf See einen Ver- 
gleich schließen und die zu zahlende Entschädigung festsetzen. 

Ist in einem solchen Falle eine der Parteien nicht in der Lage, sofort 
die Schuld zu entrichten, so haben die Kommandanten eine Urkunde, welche 
die zu zahlende Entschädigung regelt, in doppelter Ausfertigung von den Par- 
teien unterzeichnen zu lassen. 

Das eine Exemplar dieses Schriftstücks verbleibt an Bord des Kreuzers, 
das andere ist dem forderungsberechtigten Schiffsführer auszuhändigen, damit 
derselbe nötigenfalls vor den Gerichten des Schuldners davon Gebrauch 
machen kann. 

Kommt im Gegenteil eine Vereinigung zwischen den Parteien nicht zu- 
stande , so haben die Befehlshaber der Kreuzer in Gemäßheit der Bestimmungen 
des Artikels 30 zu verfahren. 

Art. 31. 7 Die Verfolgung der in diesem Vertrage vorgesehenen Ver- 
gehen und Übertretungen ist im Namen des Staats oder durch den Staat zu 
betreiben. 

Art. 35. Die h. v. T. verpflichten sich, ihren gesetzgebenden Körper- 
schaften diejenigen Maßnahmen vorzuschlagen, welche erforderlich sind, um 
die Ausführung dieses Vertrages zu sichern und namentlich um diejenigen, 
welche den Bestimmungen der Artikel 6 bis 23 zuwiderhandeln, mit Freiheita- 
oder mit Geldstrafe, oder mit diesen beiden Strafen zugleich bestrafen zu lassen. 1 

Art« 36. Wenn Fischer dos einen Vertragsstaats gegen Fischer 
einer anderen Nationalität Tätlichkeiten verübt oder denselben absichtlich 
Beschädigungen oder Verluste zugefügt haben, so sollen immer die Gerichte 
desjenigen Landes, welchem die Fahrzeuge der Schuldigen angehören, für die 
Entscheidung zuständig sein. 

Dieselbe Regel findet Anwendung auf die Vergehen und Übertretungen, 
welche in diesem Vertrage vorgesehen sind. 

Art. 37. 7 Das gerichtliche Verfahren und die Entscheidung wegen 
der Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen dieses Vertrages soll stets so 
kurz und bündig sein, als es die geltenden Gesetzo und Vorschriften gestatten. 

Art. 88. [Ratifikation.] 

Art. 39. Über den Zeitpunkt, mit welchem der vorstehende Vertrag 
zur Ausführung kommt, werden die b. v. T. sich besonders verständigen. 9 

Derselbe bleibt von diesem Zeitpunkte an fünf Jahre in Kraft, und falls 
keiner der h. v. T. zwölf Monate vor dem Ablauf dieses fünfjährigen Zeitraums 
die Absicht zu erkennen gibt, davon zurückzutreten, gilt er als auf ein Jahr 
verlängert und so fort von Jahr zu Jahr. Falls dagegen eine der Mächte den 
Vertrag kündigt, so bleibt derselbe unter den übrigen Vertragsmächten so lange 
in Geltung, als sie denselben nicht ebenfalls kündigen. 10 



S) In Kraft getreten am 16. Mai 18Si (BGBl. 48). 

10) In einem „Zusatzartikel" war für Schweden und Norwegen das Recht vorbe- 
halten, diesem Vei trage beizutreten, sowohl gemeinsam, als für jeden der Staaten besonders. — 
Der Beitritt ist bisher nicht erfolgt. Die Anführung von „Schweden -Norwegen" unter den „be- 
teiligten" Staaten bei Zorn (Staatsrecht II 834) ist wohl ein Irrtum. 
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Nr. 47. 

Pariser Übereinkunft 

zun Sehatze des gewerblichen Eigentums vom 20. Mftrz 1883.' *-* 

Vertragsstaaten 4 : Belgien, Brasilien, Frankreich, [Guatemala]*, Italien, 

Niederlande, Portugal, [San Salvador] 6 , Schweix, Serbien,* 
Spanien. 

Beigetreten sind: Deutsches Reich'' 6 (1.5.1903, RGBl. S.U7), Ouba üKW, Däne- 

mark (1894) , Dominikanische Republik* (1884 and wieder 1890), 
Großbritannien (1884), Japan (1899), Mexiko (1908), Schweden 
u. Norwegen (1836), Tunis {im), V. St. v. Amerika (1887). 
• Haben aber dio Brüssolor Zusatzakte Ton 1900 nicht ratifiziert. 

Urtext: französisch. — Abdruck: RGBl. 1908 S. 148 fmit Übersetzung); Martens* 10 S. 133. — 
RocuoU dos traites . . . concernant la proprietö industrielle , Bern 1901. 

Literatur: Bonfils 916: Gareis 6G, 62; v. HoltzondortT III 141; v. Liszt 31, 17; v. Martens 
II 64; Ririer 29 III: UUmann 134. — ÜWStW V 687, VI 60, VII 798 (Hauß, Robolski, Rosen- 
thal). Allfeld, Kommentar zu den Gesetzen übor das gewerblich« Urheberrecht 1904 8.698 
bis 785; Osterrieth u. Axter, Die Pariser Konvention 1903 (mit ausführlichem Schriften- 
nachwels). 

I. Der Unionsvertrag. 5 

Art. 1. Die Regierungen von Belgien, Brasilien, Spanien, Frankreich, 
Guatemala 6 , Italien, den Niederlanden, Portugal, Salvador*, Serbien und der Schweiz 
bilden einen Vorband zum Schutze des gewerblichen Eigentums 7 
[Union pour la protection de la Propriete industrielle]. 

Art. 2. Die Untertanen oder Bürger der vertragschließenden 
Staaten sollen in allen übrigen Staaten des Verbandes in betreff der 
Erfindungspatente T , der gewerblichen Muster oder Modelle, der 
Fabrik- oder Handelsmarken und der Handelsnameu die Vorteile 
genießen, wolche die betreffenden Gesetze den Staatsangehörigen 
gegenwärtig gewähren oder in Zukunft gewähren werden. Demgemäß sollen sie 
denselben Schutz wie diese und dieselbe Rechtshilfe gegen jeden Eingriff in ihre 
Rechte haben, vorbehaltlich der Erfüllung der Förmlichkeiten und Bedingungen, 
welche den Staatsangehörigen durch die innere Gesetzgebung jedes Staates auf- 
erlegt werden. 

Art. 3.* Den Untertanen oder Bürgern der vertragschließenden 
Staaten werden gleichgestellt die Untertanen oder Bürger der dem Ver- 
bände nioht beigetretenen Staaten, welche auf dem Gebiet eines der 
Vorbandsstaaten ihren Wohnsitz oder tatsächliche und wirkliche gewerb- 
liche oder Handelsniederlassungen haben. 



1) Dazu ein Schlußprotokoll Tom gleichen Tage (II), ferner Madrider Protokoll Anm. 12; 
eine Zusatzakte Brüssel 14.12. 1900 (RGBl. 1903 8. 167); über die weitere Ausgestaltung 
Anm. 10. — Schutz des geistigen Eigontums Berner Übereinkunft Nr. 68. 

2) Abdruck in der Fassung der Brüsseler Znsatzakte von 1900. 
8) Wegen Sonderabkommen von Verbandsstaaton vgl. Art. 16. 

4) Von Kolonien gehören zum Verbände u.a.: die deutschen, fast alle französischem, 
Neuseeland und Queensland, Niederländisch - Indien (amtliche Mitteilung v. 18.4. 1903 im Blatt für 
Patent-, Muster- und Zeichen wesen IX 128). 

6) Guatemala und Salvador sind wiodor ausgeschieden und waron auch nicht (wie 
v. Liszt sagt) an der Zusatzakte beteiligt 

6) Reichsgesetze: Patentgesetz vom 7.4. 1891, Gesetze betr. das Urheberrecht an 
Mustern und Modellen vom 11 1. 1876, den Schutz von Gebranchsmustern vom 1.6. 1891, 
von Warenbezeichnungen vom 12.6. 18M, gegen den unlauteren Wettbewerb vom 
27.6.1898; ftg 17 fg., 87 HOB. 

7) Nähere Erklärung im Schlußprotokoll (II). 
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Art. 4.* Derjenige, welcher in einem der vertragschließenden 
Staaten ein Gesuch um ein Erfindungspatent, ein gewerbliches Muster 
oder Modell, eine Fabrik- odcrHandelsmarke vorschriftsmäßig hinterlegt, soll 
zum Zwecke der Hinterlegung in den anderen Staaten während der unten bestimm- 
ten Fristen und vorbehaltlich der Rechte Dritter oin Prioritätsrecht genießen. 1 

Demgemäß soll die hiernächst in einem der übrigen Verbandsstaaten vor 
Ablauf dieser Fristen bewirkte Hinterlegung durch inzwischen eingetretene Tat- 
sachen, wie namentlich durch eine andere Hinterlegung, durch die Veröffent- 
lichung der Erfindung oder deren Ausübung, durch das Feilbieten von Exem- 
plaren des Musters oder Modells, durch die Anwendung der Marke, nicht 
unwirksam gemacht werden können. 

Die oben erwähnten Prioritätsfristen sollen zwölf Monate für Erfin- 
dungspatonte und vier Monate für gewerbliche Muster oder Modelle, 
sowie für Fabrik- oder Handelsmarken betragen. 

Art. 4b.' Die Patente, deren Erteilung in den verschiedenen vertrag- 
schließenden Staaten von den zur Wohltat der Übereinkunft nach Maßgabe der 
Artikel 2 und 3 verstatteten Personen beantragt wird, sollen von den für die- 
selbe Erfindung in anderen zum Verbände gehörigen oder nicht gehörigen Staaten 
erteilten Patenten unabhängig sein. 

Diese Bestimmung soll auf die bestehenden Patente mit dem Zeitpunkt, 
in welchem sie in Kraft tritt, Anwendung finden. 

Für den Fall des Beitritts neuer Staaten soll es mit den im Zeitpunkte 
des Beitritts auf beiden Seiten bestehenden Patenten ebenso gehalten werden. 

Art. 5. Die durch den Patentinhaber bewirkte Einfuhr von Gegenständen, 
welche in einem oder dem anderen Verbandsstaate hergestellt sind, in das Land, 
in welchem das Patent erteilt worden ist, soll den Verfall des letzteren nicht 
zur Folge haben. 

Gleichwohl soll der Patentinhaber verpflichtet bleiben, sein Patent nach 
Maßgabe der Gesetze des Landes, in welches er die patentierten Gegenstände 
oinführt, auszuüben.' 

Art. 6. T Jede in dem Ursprungslande vorschriftsmäßig hinterlegte Fabrik- 
oder Handelsmarko soll so wie sie ist in allen anderen Verbandsstaaten 
zur Hinterlegung zugelassen und geschützt werden. 

Als Ursprungsland soll das Land angesehen werden, in welchem der 
Hinterlegende seine Hauptniederlassung hat. 

Liegt die Hauptniederlassung nicht in einem der Verbandsstaaten, so soll 
als Ursprungsland dasjenige angesehen werden, welchem der Hinterlegende an- 
gehört. 

Die Hinterlegung kann zurückgewiesen werden, wenn der Gegenstand, für 
welchen sie verlangt wird, als den guten 8itten oder der öffentlichen Ordnung 
zuwider angesehen wird. 

Art. 7. Die Natur des Erzeugnisses, auf welchem die Fabrik- oder 
Handelsmarke angebracht werden soll, darf in keinem Falle die Hinterlegung 
der Marke hindern. 

Art. 8. Der Handelsname soll in allen Verbandsstaaton, ohne 

Verpflichtung zur Hinterlegung, geschützt werden, gleichviel ob er den Teil 

einer Fabrik- oder Handelsmarke bildet oder nicht 6 

Art. 9.* Jedes widerrechtlich mit einer Fabrik- oder Handelsmarko oder 
mit einem Handelsnamen versehene Erzeugnis darf bei der Einführung in die- 
jenigen Verbandsstaaten, in welchen diese Marke oder dieser Handelsname Recht 
auf gesetzlichen Schutz hat, beschlagnahmt werden. 

Die Beschlagnahme soll nach Maßgabe der inneren Gesetzgebung jedos 
Staates auf Antrag entweder der Staatsanwaltschaft oder der Beteiligten er- 
folgen. . . . 
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Art. 10. • Die Bestimmungen des vorigen Artikels sollen auf jedes Er- 
zeugnis anwendbar sein, welches als Bezeichnung der Herkunft fälschlich den 
Namen eines bestimmten Ortes trägt, wenn diese Bezeichnung einem erfundenen 
oder einem zum Zwecke der Täuschung entlehnten Handelsnamen beigefügt wird. 

Als Beteiligter gilt jeder Produzent, Fabrikant oder Kaufmann, welcher 
die Produktion oder die Fabrikation des Erzeugnisses oder den Handel mit dem- 
selben betreibt und in dem fälschlich als Herkunftsort bezeichneten Orte oder 
in der Gegend, in der dieser Ort liegt, seine Niederlassung hat 

Art. 10b.' Die unter der Ubereinkunft stehenden Personen 
(Art. 2 und 3) sollen in allen Verbau dsstaaten den den Staatsangehörigen 
gegen den unlauteren Wettbewerb zugesicherten Schutz genießen. 6 

Art. 11.' Die h. v. T. werden den patentfähigen Erfindungen, den ge- 
werblichen Mustern oder Modellen, sowie den Fabrik- oder Handelsmarken für 
Erzeugnisse, welche auf den auf dem Gebiet eines von ihnen veranstalteten, 
amtlichen oder amtlich anerkannten internationalen Ausstellungen zur 
Schau gestellt werden, in Gemäßheit der Gesetzgebung jedes Landes* einen 
zeitweiligen Sohutz gewähren. 

Art 12. 7 Jeder der h. v. T. verpflichtet sich, eine besondere Behörde 
für das gewerbliche Eigentum 9 und eine Zentral -Hinterlegungsstelle zur 
Mitteilung der Erfindungspatente, der gewerblichen Muster oder Modelle und der 
Fabrik- oder Handelsmarken an das Publikum einzurichten. 

Art. 13. Unter der Bezeichnung: „Internationales Bureau des Ver- 
bandes zum Schutze des gewerblichen Eigentums* 1 [Bureau inter- 
national de V Union pour la protection de la Proprietr indtutrielle] ist ein 
internationales Amt einzurichten. , 

Dieses Bureau , dessen Kosten 7 durch die Regierungen sämtlicher vertrag- 
schließenden Staaten zu tragen sind, wird der hohen Autorität der oberen Ver- 
waltungsbehörde der Schweizerischen Eidgenossenschaft unterstellt 
und bat unter deren Aufsicht zu arbeiten. Die Befugnisse desselben werden 
durch Vereinbarung der Verbandsstaaten bestimmt. 

Art. 14. Die vorliegende Übereinkunft soll periodischen Bevisionen 
unterzogen werden, um Verbesserungen herbeizuführen, welche geeignet sind, 
das System des Verbandes zu vervollkommnen. 

Zu diesem Zwecke werden der Reihe nach in einem der vertrag- 
schließenden Staaten Konferenzen zwischen den Delegierten der genannten 
Staaten stattfinden. 

Art. 15. Man ist einverstanden , daß die h. v. T. sich das Recht vor- 
behalten, einzeln miteinander besondere Abmachungen 10 zum Schutze 
des gewerblichen Eigentums zu treffen, sofern diese Abmachungen den Bestim- 
mungen der vorliegenden Übereinkunft nicht zuwiderlaufen. 



8) Reichsgesotz vom 18. 3. 1904 (RGBl. 141) über den Schutz von Erfindungen nsw. auf 
Ausstellungen. 

9) Im Reiche das Patentamt: für Patente, Gebrauchsmustor und Warenzeichen. 

10) Sonderabkommon des Roiohes: mit den Verbandsstaaten Italien v. 18.1. 1892 
(RGBl. 283) und 4.6. 1902 (RGBl. 1904 S. 178), Schweiz 13.4. 1892 (RGBl. 1894 S. 611) und 
30. 5. 1903 (RGBl. 1903 S. 181), Serbien 21.8. 1892 (RGBl. 1898 8.817) — mit Österreich- 
Ungarn v. G. 12. 1891 (RGBl. 1M)2 S . 289) — über die vorbürgte Gegenseitigkeil in Bulgarien, 
Griechenland, Guatemala, Luxemburg, Mexiko, Rumänien, Rußland vgl. Osterrieth S. 3361. 

Einigo der Verbundsstaaten (nicht das Reich) haben zu Madrid 14.4.1891 ein Ab- 
kommen znr Bekämpfung der falschen Herkunftsbozeichnungon und oin Abkommon über 
die internationale Eintragung der Handelsmarken geschlossen (M. 8 18 S. 809, 22 
S. 208, StA. r,7 S. 231): „unions restreintes". 
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Art. 16.'-' Die Staaten, welche an der vorliegenden Übereinkunft nicht 
teilgenommen haben, sollen auf ihren Antrag zum Beitritte zugelassen werden. 

Dieser Beitritt ist auf diplomatischem Wege der Regierung der Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft und von dieser den übrigen anzuzeigen. 

Er hat mit voller Rechtswirknng den Ansohluli an alle Bestimmungen und 
die Zulassung zu allen Vorteilen zur Folge, welche in der vorliegenden Über- 
einkunft vereinbart sind, und tritt einen Monat nach der Absendang der Anzeige 
durch die Schweizerische Regierung au die übrigen Verbandsstaaten in Kraft, 
sofern der beitretende Staat nicht einen späteren Zeitpunkt angibt. 

Art. 17. Die Ausführung der in der vorliegenden Ubereinkunft ent- 
haltenen gegenseitigen Verbindlichkeiten unterliegt, soweit nötig, der Erfüllung 
der Förmlichkeiten und Vorschriften, welche die verfassungsmäßigen Gesetze 
derjenigen h. v. T. erfordern, die deren Anwendung herbeizuführen gehalten 
sind, was sie in möglichst kurzer Frist zu tun sich verpflichten. 

Art. 18. Die vorliegende Übereinkunft soll innerhalb eines Monats nach 
Austausch der Ratifikationen 11 in Wirksamkeit treten und auf unbestimmte Zeit 
bis nach Ablauf eines Jahres vom Tage der erfolgten Kündigung ab in Kraft 
bleiben. 

Diese Kündigung ist an die mit der Empfangnahme der Beitrittserklärungen 
beauftragte Regierung zu richten. Sie erstreckt ihre Wirkung nur auf den Staat, 
welcher sie ausspricht; für die übrigen vertragschließenden Teile bleibt die Über- 
einkunft wirksam. 

II. Das Schlußprotokoll. : 

Im Begriffe, den unter heutigem Tage zwischen den Regierungen von 
Belgien, Brasilien, Spanien, Frankreich, Guatemala, Italien, den Niederlanden, 
Portugal, Salvador, Serbien und der Schweiz abgeschlossenen Vertrag zum 8chutze 
des gewerblichen Eigentums zu unterzeichnen, sind die unterzeichneten Bevoll- 
mächtigten über Nachstehendes übereingekommen: 

1. Dio Worte: „Gewerbliches Eigentum" [Proprietv industrielle] 
sollen in ihrer weitesten Bedeutung verstanden werden, derart, daß sie nicht 
bloß auf Gewerbeerzeugnisse im eigentlichen Sinne, sondern ebenso auf die Er- 
zeugnisse des Ackerbaues (Wein, Gotreide, Früchte, Vieh usw.) und auf die in 
den Handel gebrachten mineralischen Erzeugnisse (Mineralwasser usw.) Anwen- 
dung finden. 

2. Unter der Bezeichnung „ Erfindungspatente" [Brevets d'invention] 
sind die von den Gesetzgebungen der vertragschließenden Staaten zugelassenen 
verschiedenen Arten gewerblicher Fatente, wie Eiuführungs-, Verbesserungs- usw. 
Patente, begriffen. 

3b.* Der Verfall eines Patents wegen Nichtausübung soll in 
jedem Lande nicht vor Ablauf von drei Jahren seit der Hinterlegung des Ge- 
suchs in dem Lande, um das es sich handelt, und nur dann ausgesprochen 
werden können, wenn der Patentinhaber Gründe für seine Untätigkeit nicht 
dartut. 

4. Abs. 1 des Artikel 6 ist dahin zu verstehen, daß keine Fabrik- oder 
Handelsmarke von dem Schutze in einem der Verbandsstaaten ausgeschlossen 
werden darf, lediglich der Tatsache wegen , daß dieselbe hinsichtlich der Zeichen, 
aus denen sie besteht, den Anforderungen der Gesetzgebung dieses Staates nicht 
genügt, vorausgesetzt, daß sie in dieser Beziehung der Gesetzgebung des Ur- 
sprungslandes genügt und daß sie in diesem letzteren Lando Gegenstand einer 
vorschriftsmäßigen Hinterlegung gewesen ist. Von dieser Ausnahme abgesehen, 
welche nur die Form der Marke betrifft, und vorbehaltlich der Bestimmungen 
der übrigen Artikel der Übereinkunft soll die innere Gesetzgebung jedes Staates 
Anwendung finden. 

Um jeder falschen Auslegung zu begegnen, ist man ein verstanden , daß 
der Gebrauoh der öffentlichen Wappon und Ehrenzeichen als im Sinne. 



11) C. Juni 1S81. 
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des Schlußsatzes des Artikel 6 der öffentlichen Ordnung zuwider angesehen 
werden kann. 

5. Bei Einrichtung der im Artikel 12 erwähnten besonderen Behörde für 
das gewerbliche Eigentum soll auf die Veröffentlichung eines periodischen 
amtlichen Blattes in jedem Staate tunlichst Bedacht genommen werden. 4 

6. Die Ausgaben des nach Artikel 13 eingesetzten internationalen Bureaus 
werden gemeinsam von den vertragschließenden Staaten getragen. Sie dürfen in 
keinem Falle die Summe von 60000 Franken jährlich übersteigen. 1 * 

Dm den Beitrag jedes Staates zu dieser Oesamtsumme der Kosten zu be- 
stimmen, werden die vertragschließenden Staaten und diejenigen , welche dem 
Verbände später beitreten möchten, in sechs Klassen geteilt 18 , von denen jede 
im Verhältnis einer bestimmten Zahl von Einheiten beiträgt, nämlich: 
die 1. Klasse 25 Einheiten, die 4. Klasse 10 Einheiten, 

*» 3. „ 15 „ n b\ * 3 „ 

Diese Koeffizienten werden mit der Zahl der Staaten jeder Klasse multi- 
pliziert und die Summe der so erhaltenen Produkte bildet die Zahl von Ein- 
heiten, mit der die Oesamtausgabe zu dividieren ist. Der Quotient ergibt dann 
den Betrag der Ausgabeeinheit. 

Hinsichtlich der Verteilung der Kosten werden die vertragschließenden 
Staaten wie folgt klassifiziert: 

1. Klasso Frankreich, Italien; 4. Klasse Niederlande; 

2. „ Spaoien; 5. „ Serbien; 

3. „ Belgien, Brasilien, Portugal, 6. „ Guatemala 6 , Salvador. 3 

Schweiz; 

Die Schweizerische Regierung wird die Ausgaben des internationalen Bu- 
reaus überwachen, die nötigen Vorschüsse leisten und die Jahresrechnung auf- 
stellen, welohe allen anderen Regierungen mitgeteilt wird. 

Das internationale Bureau hat die auf den Schutz des gewerblichen Eigen- 
tums bezüglichen Mitteilungen aller Art zu sammeln und in einer all- 
gemeinen Statistik zu vereinigen, welche an alle Regierungen zu verteilen ist. 
Es hat sich mit gemeinnützigen Studien, welche für den Verband von Interesse 
sind, zu beschäftigen und mit Hilfe des ihm von den verschiedenen Regiorungen 
zur Verfügung gestellten Aktenmaterials ein periodisches Blatt in franzö- 
sischer Spracho 14 zu redigieren, welches die den Gegenstand des Verbandes 
betreffenden Fragen bebandelt ... 

Das internationale Bureau hat sich jederzeit zur Verfügung der Verbands- 
mitglieder zu halten, um ihnen über die auf die internationale Verwaltung des 
gewerblichen Eigentums bezüglichen Fragen die besonderen Mitteilungen zu 
machen, deren sie bedürfen könnten. 

Die Regierung des Landes, in welchem die nächste Konferenz tagen soll, 
hat mit Hilfe des internationalen Bureaus dio Arbeiten dieser Konferenz vor- 
zubereiten. 

Der Vorsteher des internationalen Bureaus hat den Sitzungen der Kon- 
ferenzen beizuwohnen und an den Verbandlungen ohne beschließende Stimme 
teilzunehmen. Über seine Amtsführung hat er jährlich einen Bericht zu er- 
statten, welcher den Mitgliedern des Verbandes mitzuteilen ist. 

Die Amtssprache des internationalen Bureaus soll die französlscho 
Sprache sein. 

7. Das vorliegende Schlußprotokoll, welches gleichzeitig mit der am heu- 
tigen Tage abgeschlossenen Übereinkunft ratifiziert werden soll, ist als inte- 
grierender Teil dieser Übereinkunft anzusehen und soll dieselbe Kraft, Gültigkeit 
und Dauer haben. 



12) Fassung des Absatzes nach dem Protokolle von Madrid 16.4. 1891 (RGBl. 1903 8. 154). 
18) Dio Borechnungsart der Beitrage gleicht sich im wesentlichen bei allen internationalen. 
Ämtern. Deshalb einmal an dieser Stelle mitgoteilt. 

14) Monatlich erscheint in Bem die Zeitschrift „la propriötö industrielle" (seit 1886>. 
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Nr. 48. 

Unterseeische Telegraphenkabel. 

Vertrag zu ihrem Schutze - Paris, 14. Marz 1884. 1 T - 18 

Vertragsstaaten: Deutsches Reich 1 , Österreich- Ungarn, Belgien, Dänemark, 

Frankreich, Griechenland, Großbritannien*, Italien, 
Niederlande, [Persien]*, Portugal, Rumänien, Rußland, 
Schweden und Nonccgen, Serbien, Spanien, Türkei. — 
V. St. v. Amerika, Argentinien, Brasilien, [Columbien]*, 
Costa Rika, S. Domingo, Guatemala, Salvador, Uruguay. 

Beigetreten sind: Japan, Tunis (RGBl. 1S88 s. 166, 1889 s. 194). 

Urtext: französisch. — Abdruck: RGBl. 1888 S. 151 (mit Übersetzung); M. > 11 S. 281 (mit 
den Konferenzprotokollen). 

Literatur: Bonfils 683. 1278; Garei« 64; Heffter 104, 247; v. Holtzendorff III 86, IT %: t. Liszt 
20 III, 41 VI, v. Martens II 61 ; Pereis 21, 35: Kirior 30 III; Stoerk 44, 49; Ullraann 92, 166. 

Art. 1. Der gegenwärtige Vertrag findet, außerhalb der Küsten- 
gewässer 4 , auf alle unterseeischen Kabel Anwendung, welche recht- 
mäßig gelegt sind und auf den Staatsgebieten, Kolonien oder Be- 
sitzungen eines oder mehrerer der h. v. T. landen. 

Art. 2. Bas Zerreißen oder Beschädigen eines unterseeischen Kabels, 
sofern es vorsätzlich 6 oder durch schuldbare Fahrlässigkeit geschieht und 
zur Folge haben kann, daß die telegraphischon Verbindungen ganz oder teil- 
weise unterbrochen oder gestört werden, ist strafbar, unbeschadet der Zivil- 
klage auf Entschädigung. 

Diese Vorschrift bezieht sich nicht auf diejenigen Fälle des Zerreißens 
oder der Beschädigung, in welchen die Täter nur den berechtigton Zweck ver- 
folgt haben, ihr Leben oder die Sicherheit ihrer Fahrzeuge zu schützen, nach- 
dem sie alle Vorkehrungen zur Vermeidung des Zerreißens oder der Beschädigung 
des Kabels getroffen hatten. 

Art. 3. Die h. v. T. verpflichten sich, in denjenigen Fällen, in welchen 
sie die Ermächtigung zur Landung eines unterseeischen Kabels erteilen, soweit 
als angänglich, diejenigen Bedingungen aufzuerlegen, welche sowohl hinsichtlich 
der Lage, als auch hinsichtlich der Dimensionen des Kabels für die Sicherheit 
geeignet erscheinen. 

Art. 4. 5 Der Eigentümer eines Kabels, welchor durch das Legen oder 
Ausbessern desselben das Zerreißen oder die Beschädigung eines anderen Kabels 
verursacht, hat die Wiederherstelluugskosten , welche infolge dieses Zerreißens 
oder dieser Beschädigung notwendig werden, zu tragon, unbeschadet, geeigneten 
Falles, der Anwendung des Artikels 2 dieses Vertrages. 

Art. 5. Die mit dem Legen oder mit der Wiederherstellung der 
unterseeischen Kabel beschäftigten Fahrzeuge müssen die bereits be- 
stehenden oder unter den h. v. T. noch zu vereinbarenden Vorschriften 8 über 
die zur Verhütung des Zusammenstoßens von Schiffen auf See zu führenden 
Signale beobachten. 



1) Vgl. den internationalen Telegraphenvertrag v. 1876 (Nr. 37, dort weitere Literatur). 

2) Auch für seine Kolonien (vgl. Art. 1), mit Ausnahme von Kanada, Neufundland, Kap, 
Natal, Neustidwales, Tasmanien: Westaustralien, Neuseeland (Zusa Partikel vom 14.3. 188-1 u. 
RGBl. 1888 S. 167). 

3) Persien und Kolumbien haben nicht ratifiziert (RGBl. 1888 S. 166). 

4) Eine Begrenzung ist nicht getroffen; anders V. über die Nord Seefischerei v. *6. 5. 1882. 
6) Dazu die Erklärung v. 1. 12. 1886/23 3. 1887 (RGBl. 1888 S. 167). 

6) Bisher fehlt ein Vertrag; über die kaiserlichen Verordnungen v. 1897 vgl. oben Nr. 46*. 
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7 Weira ein mit dem Legen oder mit der Wiederherstellung eines Kabels 
beschäftigtes Fahrzeug die besagten Signale trägt, so müssen die anderen Fahr- 
zeuge, welche diese Signale bemerken oder zu bemerken imstande sind, sich 
mindestens eine Seemeile von diesem Fahrzeuge zurückziehen oder entfernt 
halten, um dasselbe in seinen Arbeiten nicht zu behindern. 

Die Geräte oder Netze der Fischer müssen in derselben Entfernung ge- 
halten werden. 

Den Fischerbooten, welche ein Kabelschiff mit den besagten Signalen be- 
merken oder zu bemerken imstande sind, soll jedoch, um sich der so gegebenen 
Aufforderung zu fügen, eine Frist von längstens 24 Stunden zustehen, während 
welcher ihren Bewegungen keinerlei Hindernis bereitet werden dar! 

Die Arbeiten des Kabelschiffes müssen in tunlichst kurzer Frist vollendet 
wordon. 

Art. 6. T Die Fahrzeuge, welche die zur Kenntlichmachung der Lage der 
Kabel bestimmten Bojen sehen oder zu sehen imstande sind, müssen, wenn es 
sich um die Legung, um eine eingetretene Betriebsstörung oder um den Bruch 
der Kabel handelt, sich mindestens eino Viertel -Seemeile von diesen Bojen ent- 
fernt halten. 

Die Geräte oder Netze der Fischer müssen in derselben Entfernung ge- 
halten werden. 

Art. 7. 7 Die Eigentümer von Schiffen oder Fahrzeugen, welche zu 
beweisen vermögen, daß sie, um einem unterseeischen Kabel keinen 
Schaden zuzufügen, einen Anker, ein Netz oder ein sonstiges Fischerei- 
gerät geopfert haben, sollen von dem Eigentümer des Kabels schadlos ge- 
halten werden. 

Um Anspruch auf eine solche Schadloshaltung zu erlangen, muß, soweit 
möglich, sogleich nach dem Vorfall, um denselben festzustellen, ein auf die 
Aussagen der Mannschaft des Fahrzeuges gestütztes Protokoll aufgenommen 
werden, und der Kapitän des Schiffes muß binnen 24 Stunden nach seiner An- 
kunft in dem ersten Hafen, nach welchem er zurückkehrt, oder in welchem er 
Zuflucht sucht, vor den zuständigen Behörden seine Erklärung abgeben. Die 
letzteren benachrichtigen hiervon die Konsularbehörden der Nation des Eigen- 
tümers des Kabels. 

Art. 8. Zur Entscheidung über die Zuwiderhandlungen wider den 
gegenwärtigen Vertrag sind die Gerichte desjenigen Landes zuständig, welchem 
das Fahrzeug angehört, an dessen Bord die Zuwiderhandlung begangen 
worden ist. 

In denjenigen Fällen, in welchen die im vorhergehenden Absätze ent- 
haltene Vorschrift nicht sollte zur Ausführung kommen können, werden die Zu- 
widerhandlungen wider den gegenwärtigen Vertrag in jedem der vertragschließen- 
den Staaten hinsichtlich seiner Staatsangehörigen nach don allgemeinen Regeln 
der Strafzuständigkeit, sowie sioh dieselben aus den besonderen Gesetzen dieser 
Staaten oder aus den internationalen Verträgen ergeben, bestraft werden. 

Art 9. Die Verfolgung der in den Artikeln 2, 5 und 6 dieses Vertrages 
vorgesehenen Zuwiderhandlungen wird durch den Staat odor in seinem Namen 
stattfinden. 

Art. 10. 8 Die Zuwiderbandlungen wider den gegenwärtigen Vertrag 
können durch alle Beweismittel festgestellt werden, welche nach der Gesetz- 
gebung desjenigen Landes, in welchem das mit der Angelegenheit befaßte Ge- 
richt seinen Sitz hat, zulässig sind. 



7) Die Bestimmungen in Art. 6 Abs. 2 — 4, Art. G u. 7 finden auch innerhalb der 
deutschen KfistengewKsser Anwendung; Zuwiderhandlungen gegen Art. 6 Abs. 2 — 4 nnd 
Art. 6 strafbar: RG. 21. 11. 1887 (RGBl. 169). 

8) Vgl. Art. 26fg. d. V. (iber die Fischerulpoliwi in d. Nordsee v. -G. ö. 1882. 
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Wenn die Kommandanten der Kriegsschiffe oder der hierzu be- 
sonders bestellten Schiffe eines der h. v. T. Grund zu der Annahme haben, daß 
eine Verletzung der durch diesen Vertrag getroffenen Anordnungen durch ein 
anderes Fahrzeug, als ein Kriegsschiff; stattgefunden hat, so können sie von 
dem Kapitän oder von dem Schiffsführer die Vorlegung der urkundlichen 
Ausweise über die Nationalität des besagten Fahrzeuges verlangen.» Über 
die Vorlegung wird unmittelbar nachher auf den vorbezeichneten Schriftstückeu 
ein kurzer Vermerk gemacht werden. 

Im weiteren können durch die besagten Kommandanten, welches auch 
die Staatsangehörigkeit des angeschuldigten Schiffes sein möge, Proto- 
kolle aufgenommen werden. Diese Protokolle werden nach dou Formen und 
in der Sprache aufgenommen werden, welche in dem Lande, dem der auf- 
nehmende Kommandant angehört, gebräuchlich sind; sie können in dem Lande, 
in welchem sie angerufen werden, in Gemäßheit der Gesetzgebung dieses Landes 
als Beweismittel dienen. Die Angeschuldigten und die Zeugen haben das Recht, 
dem Protokolle in ihrer eigenen Sprache alle Erklärungen hinzuzufügen oder 
hinzufügen zu lassen, welche sie für dienlich erachten; dieso Erklärungen sind 
ordnungsmäßig zu unterschreiben. 

Art. 11. Das gerichtliche Verfahren und die Entscheidung wegen 
der Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen dieses Vertrages soll stets so 
kurz und bündig sein, als es die geltenden Gesetze und Vorschriften ge- 
statten. 10 

Art. 12. Die h. v. T. verpflichten sich, diejenigen Maßnahmen zu treffen 
oder ihren gesetzgebenden Körperschaften vorzuschlagen, welche erforderlich 
sind, um die Ausführung dieses Vortrages zu sichern und namentlich um die- 
jenigen, welche den Bestimmungen der Artikel 2, 5 und 6 zuwiderhandeln 
sollten, mit Freiheits- oder mit Geldstrafe, oder mit diesen beiden Strafen zu- 
gleich, bestrafen zu lassen. 9 

Art. 1$. Die h. v. T. werden sich die Gesetze mitteilen, welche in 
ihren Staaten in bezug auf den Gegenstand dieses Vertrages bereits erlassen 
worden sind oder demnächst erlassen werden möchten. 

Art. 14. Diejenigen Staaten, wolche an dem gegenwärtigen Vertrage 
nicht teilgenommen haben, können demselben auf ihren Antrag beitreten. 
Dieser Beitritt ist auf diplomatischem Wege der Regierung der Französischen 
Republik mitzuteilen, welche die übrigen vertragschlieliondon Regierungen davon 
in Kenntnis setzen wird. 

Art. 15. Es ist selbstverständlich, daß die Bestimmungen des 
gegenwärtigen Vertrages die Freiheit des Handelns der krieg- 
führenden Mächte in keiner Weise beschränken. 11 

Art. 16. Über den Zeitpunkt, mit welchem der vorstehende Vertrag zur 
Ausführung kommt, werden die h. v.T. sich besondere verständigen. " 

Derselbe bleibt von diesem Zeitpunkte an fünf Jahre in Kraft, und falls 
keiner der h. v. T. zwölf Monate vor dem Ablauf dieses fünfjährigen Zeitraumes 
die Absioht zu erkennen gibt, davon zurückzutreten, gilt er als auf ein Jahr 
verlängert und so fort von Jahr zu Jahr. 

Falls eine der Mächte den Vertrag kündigen sollte, würde diese Kün- 
digung nur für sie selbst von Wirkung sein. 



9) Für das Reich erging da» Gesetz vom 21. 11. 1887 (RGBl. 169) ; bei Martens 9 15 S. 71 
bis 07 auch dio in einigen andern Vertra^sataaten zur Ausruhrang erlassenen Gesetze. 

10) Gleich Art. 87 d. V. Aber die Fischereipolizei v. *6. 6. 1883. 

11) Vgl. Nr. 87 Art. 7, 8 und über die AnrejniiiK'eii Dllnemiu-k« zum Schutze der „cÄMes 
d stterrissage" Haager Friedenskonferenz v. *29. 7. 1699 II. Abk. bei Art. 68. — Frenz Schelz, 
Krieg und Seokabel 1904. 

12) In Kraft getreten am 1. 5. 1888 (RGBl. 168». 
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Nr. 49. 

Auslieferung zwischen Preußen 1 und Rußland. 

Abkommen Tom 13./1. Januar 1885. 

Urtext: französisch. — Abdruck: Reichsanzoiger v. 28.1. 1886 (Nr. 20), mit Übersetzung, 
Martens» 10 8. 621. 

Literatur: Im allgemeinen oben Nr. 36, im besonderen über die mohrfachen Bedenken gegen da* 
Abkommen Lammasch gg 14 , 90 , 40, GO; v. Marti tz 11 S. 464 fg. — Vgl. auch Verhandl. 
d. preußischen Abgeordnetenhauses v. 10. 12. 1904. 

[Das preußische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten 
machte durch den Abdruck im Reichsanzeiger bekannt, daß die nach- 
stehenden Noten am 13./1. Januar 1885 gewechselt worden seien:]* 

Kaiserlich deutsche Botschaft 

St. Petersburg, den 13./1. Januar 1885. 

Der unterzeichnete außerordentliche und bevollmächtigte Botschafter 
8. M. des deutschen Kaisers, Königs von Preußen, mit gehöriger Ermäch- 
tigung versehen, erklärt namens der königlich preußischen Regierung, den 
nachfolgenden Festsetzungen zuzustimmen, welche den Gegenstand einer vor- 
gängigen Verständigung zwischen den Regierungen von Preußen und Rußland 
gebildet haben und als Grundlage für die Auslieferung der Verbrecher dienen 
sollen. 

I. 

Die königlich preußische Regierung verpflichtet sich, der kaiserlich russi- 
schen Regierung auf deren Verlangen die russischen Untertanen auszuliefern, 
welche wegen eines der nachstehend aufgeführten Verbrechen oder Vergehen 
angeklagt oder angeschuldigt oder wegen eines dieser Verbrechen oder Vergehen 
verurteilt sind 8 und sich der verdienten Strafe durch die Flucht entzogen haben: 

1. Wegen eines der nachstehend bezeichneten Verbrechen oder Ver- 
gehen oder wegen Vorbereitungen zu deren Ausführung, wenn diese Verbrechen 
oder Vergehen gegen S. M. den Kaiser von Rußland oder ein Mitglied seiner 
Familie begangen sind: 

a) Totschlag, 

b) Tätlichkeit, 

c) Körperverletzung, 

d) vorsätzliche Beraubung der persönlichen Freiheit, 

e) Beleidigung. 

2. Mord und Mordversuch. 

3. Die Herstellung oder der Besitz von Dynamit oder anderen Spreng- 
stoffen, insoweit die Herstellung oder der Besitz von solchon Stoffen durch die 
russischen Gesetze für strafbar erklärt sind. 

n. 

In allen anderen Fällen 4 , in welchen von der kgl. russischen Re- 
gierung die Auslieferung wegen eines Verbrechens oder Vergehens bean- 



1) Ein Vertrag Rußlands mit dem Deutschen Reiche (gleichen Inhalts wie der mit 
Preußen) v. 20. 3. 1885 ist wegen Schlussos der Sossion im Reichstage nicht zur Beratung gelangt 
und nicht wirksam geworden (vgl. Sten. Bericht d. Reichst. 1884/86 Bd. 7 Nr. 880). — Dagegen des- 
halb ein Abkommen Rußlands mit Bayern v. 1. 10. 1885 (Bayr. GVB1. S. 693), das im wesent- 
lichen dem preußisch - russischen gleicht. 

2) Die Formal ien sind boispielshalber auch in dem nachfolgenden Abdrucke betbehalten. 

3) Das Abkommen mit Bayern sagt einschränkend: verurteilt usw. von den Gerichten 
des ersuchenden Staates (v. Martitz II S. 467). — Es fehlen, was Preußen anlangt, auch sichernde 
Maßnahmen für das Auslieferangs verfahren. 

4) Vgl. dazu Nr. 35 Anm. 3. 
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tragt wird, welches nicht im Art I erwähnt ist, wird der Antrag von der 
kgl. preußischen Regierung in Erwägung genommen und demselben, wenn 
nichts entgegensteht, mit Rücksicht auf die freundnachbarlichen Beziehungen, 
welche die beiden Länder verbinden, Folge gegeben werden. 

m. 

Der Umstand, daß das Verbrechen oder Vergehen, wegen dessen 
die Auslieferung verlangt wird, in einer politischen Absicht begangen ist 
soll in keinem Falle als Grund dienen, um die Auslieferung abzu- 
lehnen.» 

IV. 

Das gegenwärtige Abkommen tritt mit dem Tage des diesbezüglichen Noten- 
wechsels zwischen der kgl. preußischen und der kgl. russischen Regierung in 

Der Unterzeichnete benutzt diese Gelegenheit, um S. Exzellenz dem 
Herrn Minister die Versicherungen seiner ausgezeichneten Hochachtung zu 
erneuern. [Unterschrift] 

An S. Exzellenz den Minister der Auswärtigen 
Angelegenheiten, Herrn . . . 

[Eine übereinstimmende Note vom 1./13. Januar 1885 hat der rus- 
sische Minister der Auswärtigen Angelegenheiten an den deutschen Bot- 
schafter gerichtet — ihr Abdruck erübrigt hier.] 



Nr. 50. 

Anerkennung des Kongostaates. 1 

Übereinkunft zu Brüssel — 8. November 1884. 

Vertragsstaaten: Deutsches Reich — Internationale Oesellschaft des Kongo. 

Text: deutsch und französisch. — Abdruok: RGBl. 1886 S. 211 (mit Übersetzung). Martens« 10 
S. 367; M.-C.-G. III 680. Vgl. noch StA. Bd. 67. 

Literatur: Bonfils 166, 207. 867; Gareis 8, 18; Hoffter 23.70; v. Holtzendorff II 7, 80, HI 221; 
v. Liszt 8 V, 6 II, III, 10 I; Rivier 7 II, DJ; Stoerk 23; Ullmann 12, 20, 21, 44. - Des- 
camps, l'Afriqne nouvelle 1903 (S. 44—72). Einen Überblick geben Hasse, HWStW.V 166; 
Frh. v. Stengel, Der Kongostaat 1903. 

Wegen der Neutralitat Nr. 51 Art. 10. 

S. M. der Deutsche Kaiser, König von Preußen, im Namen des Deutschen 
Reichs, und S. M. der König der Belgier, als Begründer und im Namen der 

6) Über diese auffallende Zusage oben Nr. 36 Anm. 6. Der (insoweit jetzt abgeänderte) 
Vertrag Rußlands mit Bayern v. 26.2. 1869 und der (noch geltende) mit Hessen (südlich dos 
Mains) v. 16. 11.1869 schließen dagegen dio Auslieferung wegen politischer Delikte ausdrücklich aus. 

1) Der Kongostaat ist nicht erst, wie u.a. Ullmann S. 289 sagt, durch die Berliner 
Konferenzakte 1886 geschaffen (vgl. noch die Vorgange in Nr. 61 Anmerkung 1 und 3), auch 
nicht, wie es vielfach heifit, durch die Konferenz anerkannt worden. Die Anerkennung er- 
folgte vielmehr durch besondere Abmachungen zwischen der ,, Association internationale du Congo" 
und den einzelnen Konferenzstaaten, teils wahrend, teils schon vor (V. St. v. Amerika 
und Deutsches Reich), teils erst nach der Konferenz (Türkei). Die Daten sind folgende: 

V. St. v. Amerika . . 22. 4. 1884 Frankreich 6. 2. 1886 

Deutsohes Reich ... 8. 11. 1884 Rußland 6. 2. 1885 

Großbritannien . . .16. 12. 1884 Schweden u. Norwegen 10. 2. 1885 

Italion 19. 12. 1884 Portugal 14. 2. 1886 

Österreich -Ungarn . .24.12.1884 Danemark ..... 23.2.1885 

Niederlande 27. 12. 188-1 Belgion 28. 2. 1886 

Spanien 7. 1. 1885 Türkei 10. 12. 1886 

Für die Türkei nach dem französischen Gelbbuche 1885 (Jozon , L'etat indepeodant du Congo 190O 

Fleisch mann, Völkerrechtsqnellen. 13 
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Internationalen Gesellschaft des Kongo, von dem Wunsche geleitet, die Be- 
ziehungen des Deutschen Reichs zu der Internationalen Gesellschaft des Kongo 
durch eine Übereinkunft zu regeln. . . . 

Art. 1. Die Internationale Gesellschaft des Kongo verpflichtet sich, in 
ihren gegenwältigen und zukünftigen Besitzungen in dem Becken des Kongo und 
des Niadi-Kwilu- Flusses, sowie in den angrenzenden Küstenländern des Atlan- 
tischen Ozeans von den eingehenden oder durchgehenden Waren und Handels- 
artikeln keinerlei Zölle zu erheben. Diese Zollfreiheit erstreckt sich ins- 
besondere auch auf diejenigen Waren oder Handelsartikel, welche auf der um 
die Kongokatarakte gebauten Straße befördert werden. 8 

Art. 2. Die Angehörigen des Deutschen Boichs 4 sollen befugt sein, 
sich in dem Gebiete der Gesellschaft aufzuhalten und niederzulassen. 

Dieselben sollen hinsichtlich des Schutzes ihrer Pereon und ihres Eigen- 
tums, der freien Ausübung ihrer Religion, der Verfolgung und Verteidigung 
ihrer Rechte, sowie in bezug auf Schiffahrt, Handel und Gewerbebetrieb den 
Angehörigen der meistbegünstigten Nation, einschließlich der Inländer, 
gleichgestellt sein. 

Insbesondere sollen sie das Recht haben, in dem Gebiete der Gesellschaft 
belegene Grundstücke und Gebäude zu kaufen, zu verkaufen und zu vermieten, 
Handelshäuser zu errichten und daselbst Handel sowie die Küstenschiffahrt* unter 
deutscher Flagge zu treiben. 

Art. 3. Die Gesellschaft verpflichtet sich , den Angehörigen einer anderen 
Nation niemals irgend einen Vorteil zu gewähren, der nicht zugleich auch auf 
die Angehörigen des Deutschen Reichs erstieckt würde. 

Art. 4. Bei Abtretung des gegenwärtigen oder zukünftigen Gebietes 
der Gesellschaft, oder eines Teiles desselben, gehen alle von der Gesellschaft 
dem Deutschen Reich gegenüber eingegangenen Verpflichtungen auf den Erwerber 
über. Diese Verpflichtungen und die dem Deutschen Reich und seinen Ange- 
hörigen von der Gesellschaft eingeräumten Rechte bleiben auch nach der Ab- 
tretung einem jeden neuen Erwerber gegenübor in Gültigkeit. 1 

Art. 5. Das Deutsche Reich erkennt die Flagge der Gesell- 
schaft — blaue Flagge mit goldenem Stern in der Mitte — als diejenige 
eines befreundeten Staates an. 6 



S. 119). im übrigen hat der Präsident der Kongogesellschaft der Berliner Konferenz Abschriften 
dor Verträge überreicht, 9. Sitzung v. 23. 2. 1885. (Über den Abdruck vgl. Nr. 51.) 

Die Association internationale nahm nach dem Dekret des Königs dor Belgier Tom 1. 8. 
1886 die Bezeichnung Eta.t indöpondant da Congo an, Nr. 61 Anm. a. 

2) Über die weitere Entwicklung der Rechtslage des Kongostaates, insbesondere dio Ver- 
bindung mit oder die Einverleibung in Belgion, das Vorkaufsrecht Frankreichs vgl. Basse, 
v. Stengel, Bonfils 1G6, auch v. Liszt 10 I, Aktenstücke Martens « 16 S. 682, 21 S. 669fg., 693. 

3) Vgl. jetzt das I. Kapitel dor Kongoakte (Nr. 61). 

4) Und die Gegenseitigkeit für dio Angehörigen dos Kongostaates? Vgl. Nr. 05 hei Art. 13. 

5) Das Deutsche Roich hat sich dio Ausübung einer Konsulargerichtsbarkeit nicht vor- 
behalten. TJbor die Konsulargerichtsbarkeit anderer Staaten finden sich, selbst in Sonder- 
darstellungen, mannigfache Ungeuauigkeiten. So sprechen Lippmann ( Konsularjurisdiktion 
S. 137) und v. Liszt § 15 IV nur von einem Vorbehalte für England und Schweden u. Norwegen. 
Nach Lippmann (1898) soll die Jurisdiktion für England noch in Geltung stehen, während v. Liszt 
meint: ,,Mit dem Eintritte des Kongostaates in die Völkerrechtsgemeinschaft muß aber dieser 
Vorbehalt als beseitigt angesohon werden.' 1 Das aber dürfte kaum überzeugend soin; denn dor 
Vorbehalt findet sich gerade in denjenigen Verträgen, die die Anerkennung des Kongostaates 
enthalten. Eine Klarstellung der Sach- und Rechtslage orschoint hiernach angebracht: 

Vorbehalten haben sich dio Konsulargerichtsbarkeit folgende Staaten: Großbritannien 
und Italion in dem Texte des Vortrages ohne eine Einschränkung zu erwähnen: in dem Ein- 
Rang© des britischen Vertrages wird jetzt der Vorbehalt nur bis zu der Zeit gemacht, wo der 
Kongostaat für eino ausreichende Rechtspflogo gesorgt haben würdo ; in dem italienischen Vertrüge, 
wio or in den offiziellen Konforenzprotokollon mitgeteilt wird, fehlt ein Eingang; man wird aber 
annehmen dürfon , daß der nach dem Muster des britischen abgefaßte Vertrag nicht weiter als der 
britische hat gohen wollen. — Die Niederlando, Spanien, Sohweden und Norwegen 
haben unmittelbar in den Text bei dem Vorbehalte dor Konsulargerichtsbarkeit auch die ent- 
sprechende Beschränkung. — Ostorroich, Rußland und Dänemark haben sich für dio Kon- 
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Art» 6. Das Deutsche Reich ist bereit, diejenige Grenze des Gebietes 
der Gesellschaft und des zu errichtenden 8taates, welche auf der anliegenden*) 
Karte verzeichnet ist, seinerseits anzuerkennen.* 

Art. 7. Diese Übereinkunft soll ratifiziert und es sollen die Ratifikations- 
urkunden in möglichst kurzer Frist zu Brüssel ausgetauscht werden. 1 Die 
Übereinkunft soll unmittelbar nach Austausch der Ratifikationen in Kraft treten. 



Nr. 51. 

Kongoakte. 

Generalakte der Berliner Konferenz 1 — 26. Februar 1885. 

Vertragsstaaten: Deutsches Reich, Österreich- Ungarn, Belgien, Dänemark, 

Frankreich, Großbritannien, Italien, Niederlande, Portugal, 
Rußland, Schweden u. Norwegen, Spanien, Türkei, V. Staaten 
v. Amerika * 

Beigetreten ist der Kongostaat (26. 2. 1885) 8 , Sansibar (1886) 4 

Text: französisch — Abdruck: BGBl. 1886 8.216 (mit Übersetzung); MartenB» 10 8.414: 
Staatsarchiv 46 S. 230 (in beiden, auch die Konferenzprotokolle) ; M.-C.-G. III 608. 

Literatur: Bonfils 590, 630, 642f.; Gareis 8, 19, 82, 70; Hoffter 70, 249; Heilborn 846; v. Holtzen- 
dorff II 80, 86, 101, 66; v. Liszt 8 V, 21 II, 27 »II, 28, 16,40 1, 10 III: v. Martens (1883) I 90; 
Rivier 17, H, 16; Stoerk 42, 46; Ullmann 18, 128 , 94 , 68 , 79 , 82f. - v. Martitz im Archiv 
f. öffentl. Rocht I 1886 besonders S. 1-15. 

Vgl. über den Sklavenhandel bei Nr. 13, über den Kongostaat bei Nr. 50. 



Im Namen des Allmächtigen Gottes! 

Seine Majestät der Deutsche Kaiser, König von Preußen usw., 
in der Absicht, die für die Entwicklung des Handels und der Zivilisation 
in gewissen Gegenden Afrikas günstigsten Bedingungen im Geiste guten gegen- 



suin, auch bezüglich der Gerichtsbarkeit, alle Rechte «uslodungen , die anderen Staaten ein- 
geräumt sind. 

Die Konsulargerichtsbarkeit war also üborall an die auflösende Bedingung peknüpft, daß 
ordentliche Gerichte im Kongostaate organisiert wurdon. Das ist geschehen: 1886/86 führt die 
Statistik (bei Descamps S.689) nur 1 Gericht, 1901/02 dagegen 44 an. Demnach ist für eine 
Konsulargerichtsbarkeit die Voraussetzung weggefallen. Gleicher Ansicht Rivier 
5 48, der, bei seiner besonderen Kenntnis der Verhältnisse, oine ontiropengesetzto Praxis wohl 
vermerkt hätte. Nach Blanchard (etode sor la fonuation et la Constitution politique de l'etat 
indopendant du Congo 1899 S. 258) bestehen Konsulargerichte im Kongostaate nioht mehr. Be- 
zeichnend ist es, daß Descamps über die Frage gar nichts sagt. 

*) Nicht mit abgedruckt. [Anmerkung im Reichsgesotzblatt.1 

6) Über die Abgrenzong gegen die Gebiete Frankreichs vgl. Urkunden M.» 16 S. 687 f., 
21 S. 674, gegen die Gebiete Portagais vgl. H." 18 S. 28 f 

7) Der Austausch hat am 27. November 1884 stattgefunden. 

1) Den Anlaß zur Berufung dieser „westafrikanischen Konferenz" gab ein Vertrag zwischen 
Portugal und Großbritannien v. 26. 2. 1884, In dem Großbritannien die Souveränität Portugals über 
den zwischen 5 0 12 ' und 8° südl. Breite liegenden Teil dor Westküste Afrikas und der Kongo- 
ufergebiete (jotzt zu einem kleinen Teil dem Kongostaate gehörig) anerkannte — gegen Einräumung 
von Vorrechten für den britischen Handel. Die Akte bringt deshalb bedeutsam zum Ausdrucke, 
daß „Fragen der Bändels- und Vorkehrsfreihoit in Gebieten, in denen eine größer© Anzahl von 
Staaten schwerwiegende Interessen hatten , nicht durch einsoitigo Vereinbarungen einzelner Staaten 
gelöst worden dürfen , sondern ihre Entscheidung nur durch die sämtlichen interessierten Mitglieder 
der völkerrechtlichen Gemeinschaft finden können " (v. Stengel). 

2) Es wird übersehen, daß die V. St. v. Amerika die Akte nicht ratifiziert haben. 
Über die Nioderlogung der Ratifikationsurkunden der anderen Konforonzstaaten ist das im Art. 88 
vorgesehene Protokoll am 19.4. 1886 unterzeichnet worden. (Nach den Angaben in der ,,auf 
Grund amtlicher Quellen" von Riebow veröffentlichten deutschen Kolonialgeset/gobung 1 S. 127 — 
das Reichsgosetzblatt versagt; os vormerkt nur, daß die Akte „diesseits" am 8. April 1885 rati- 
fiziert worden sei , erheblich nach Art. 38 Abs. 2.) 

13* 
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seitigen Einvernehmens zu regeln and allen Völkern die Vorteile der freien 
Schiffahrt auf den beiden hauptsächlichsten, in den Atlantischen 
Ozean mündenden afrikanischen Strömen zu siohern; andererseits von 
dem Wunsche geleitet, Mißverständnissen und Streitigkeiten vorzubeugen, welche 
in Zukunft durch neue Besitzergreifungen an den afrikanischen Küsten 
entstehen könnten und zugleich auf Mittel zur Hebung der sittlichen und mate- 
riellen Wohlfahrt der eingeborenen Völkerschaften bedacht, haben in- 
folge der von der Kaiserlich deutschen Regierung im Einverständnis 
mit der Regierung der Französischen Republik an Sie ergangenen Ein- 
ladung beschlossen, zu diesem Zweck eine Konferenz in Berlin zu versammeln 
und haben zu Ihren Bevollmächtigten ernannt . . . 

welche . . . nach einander beraten und angenommen haben: 

1. eine Erklärung, betreffend die Freiheit des Handels in dem Becken 
des Kongo, seinen Mündungen und den angrenzenden Ländern, nebst 
einigen damit zusammenhängenden Bestimmungen; 

2. eine Erklärung, betreffend den Sklavenhandel und die Operationen, 
welche zu Lande oder zur See diesem Handel Sklaven zuführen; 

3. eine Erklärung, betreffend die Neutralität der in dem konventio- 
nellen Kongobecken einbegriffenon Gebiete; 

4. eine Kongo-Schiffahrtsakte, welche unter Berücksichtigung der ört- 
lichen Verhältnisse auf diesen Strom, seine Nebenflüsse und auf die den- 
selben gleichgestellten Gewässer die in den Artikeln 106 bis 116 der 
Schlußakte des * Wiener Kongresses enthaltenen allgemeinen Grundsätze 
ausdehnt, welche zum Zweck haben, zwischen den Signatarmächten jener 
Akte die freie Schiffahrt auf den mehrere Staaten trennenden oder durch- 
schneidenden schiffbaren Wasserläufen zu regeln und welche seitdem ver- 
tragsmäßig auf Flüsse Europas und Amerikas, und namentlich auf die 
Donau, mit den durch die Verträge von Paris *1856, von Berlin *1878 
und London *1871 und *1883 vorgesehenen Veränderungen angewendet 
worden sind 11 ; 

5. eine Niger -Schiffahrtsakte, welche gleichfalls unter Berücksichtigung 
der örtlichen Verhältnisse auf diesen Strom und seine Nebenflüsse die in 
den Artikeln 108 bis 116 der Schlußakte des * Wiener Kongresses ent- 
haltenen Grundsätze ausdehnt; 

6. eine Erklärung, welche in die internationalen Beziehungen einheitliche 
Regeln für zukünftige Besitzergreifungen an den Küsten des 
afrikanischen Festlandes einführt; 

und, von der Ansicht ausgehend, daß diese verschiedenen Dokumente nütz- 
licherweise in einer einzigen Urkunde miteinander zu verbinden seien, dieselben 
zu einer aus folgenden Artikeln bestehenden Generalakte vereinigt haben. 



3) Der Kougostaat war vor Beginn der Konferenz (16. 11. 1881) nur von den V. St. v. 
Amerika unerkannt; denn aneh der vorher von dem Deutschen Reiche abgeschlossene Vertrag v. 
'8. 11. 1884 trat erst mit dem 27. 11. in Wirksamkeit. Von den übrigen Konferenzstaaton ist der 
Kongostaat erst während der Tagung der Konferenz anerkannt worden. Näheres Nr. 50 Anm.l. 
Deshalb war er zur Konferenz nicht zugezogen (unrichtig Bonfils Nr. 207), und er ist in der 
Generalakte gar nicht erwähnt. Daß aber auf der Konferenz von dem Kongostaato „keine Rede 
gewesen " sei (so v. Stengel, Kongostaat S. 16) ist eine gegenüber don Protokollen der 9. und 
10. Sitzung schwer zu verstehende Behauptung. 

Die an die Konferenz gerichtete Acte d'adhesion der Association internationale 
du Oongo gab Kürst Bismarck in der 10. Sitzung v. 26. 2. mit den — dio Konferenz schließen- 
den — "Worten kund: „Le nouvol fitat du Congo est appole a dovonir un des prineipaux gardieas 
de 1' oeuvre , quo nous avons en voe et je fals des voonz pour son developpement prospere . . . 

4) Sansibar ist mit dem Vorbehalte beigetreten, daß die Bestimmungen über den Frei- 
handel auf seinen Besitz an der ostafrikanischen Küste keine Anwendung finden (nach v. König in 
den Beiträgen zur Kolonialpolitik und Kolonial Wirtschaft Ü 1900 S. 156, 247). 
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Kapitel I. 

Erklärung, betreffend die Freiheit des Handels in dem Becken des Kongo, 
seinen Mündungen und den angrenzenden Ländern 6 , nebst einigen 
damit zusammenhängenden Bestimmungen. 

Art. 1. Der Handel aller Nationen soll vollständige Freiheit 
genießen: 

1. In allen Gebieten, welche das Becken des Kongo und seiner Neben- 
flüsse bilden. Dieses Becken wird begrenzt durch die Höhenzüge der 
daran grenzenden Becken, nämlich insbesondere die Becken des Niari, 
des Ogowe, des Schari und des Nils im Norden, durch die östliche 
Wasserscheide der Zuflüsse des Tan ganyka- Sees im Osten, durch die 
Hebenzüge der Becken des Zambcse und des Loge im Süden. Es um- 
faßt demnach alle Gebiete, welche von dem Kongo und seinen Neben- 
flüssen durchströmt werden, einschließlich des Tanganyka- Sees und seiner 
östlichen Zuflüsse. 

2. In dem Seegebiete [zone maritime], welohes sich an dem Atlantischen 
Ozean von dem unter 2° 30' südlicher Breite belegenen Breitengrade 
bis zu der Mündung des Loge erstreckt. 

Die nördliche Grenze folgt dem unter 2° 30' belegenen Breiten- 
grade von der Küste bis zu dem Punkte, wo er mit dem geographischen 
Becken des Kongo zusammentrifft, ohne indes das Beokeu des Ogowe, 
auf welchen die Bestimmungen des gegenwärtigen Aktes keine Anwen- 
dung finden, zu berühren. 

Die südliche Grenze folgt dem Laufe des Loge bis zu der Quelle 
dieses Flusses und wendet sich von dort nach Outen bis zur Vereinigung 
mit dem geographischen Becken des Kongo. 

3. In dem Gebiete, welches sich östlich von dem Kongobecken in 
seinen oben beschriebenen Grenzen bis zu dem Indischen Ozean er- 
streckt, von dem fünften Grade nördlicher Breite bis zu der Mündung 
des Zambese im Süden; von letzterem Punkte aus folgt die Grenzlinie 
dem Zambese bis fünf Meilen aufwärts von der Mündung des Schire und 
findet ihre Fortsetzung in der Wasserscheide zwischen den Zuflüssen des 
Nyassa-Sees und den Nebenflüssen des Zambese, um endlich die Wasser- 
scheidelinie zwischen dem Zambese und Kongo zu erreichen. 

Man ist ausdrücklich darüber einig, daß bei Ausdehnung des Grund- 
satzes der Bandeisfreiheit auf dieses östliche Gebiet die auf der Konferenz 
vertretenen Mächte sich nur für sich selbst verpflichten, und daß dieser 
Grundsatz auf Gebiete, welche zur Zeit irgend einem unabhängigen und 
souveränen Staate gehören, nur insoweit Anwendung findet, als der letz- 
tere seine Zustimmung erteilt. 4 Die Mächte beschließen, ihre guten Dienste 
bei den an der afrikanischen Küste des Indischen Ozeans bestehenden 
Regierungen einzulegen, um die fragliche Zustimmung zu erhalten und 
für alle Fälle der Durchfuhr aller Nationen die günstigsten Bedingungen 
zu silbern. 

Art. 2. Alle Flaggen, ohne Unterschied der Nationalität, haben freien 
Zutritt zu der gesamten Küste der oben aufgeführten Gebiete, zu den 



5) Die Uodeutong der Regelung erhellt erst, wenn man sich den (auf neueren deutschen 
Karten leider nicht gekennzeichneten) Umfang des sog. konventionellen Kongobeckens 
vergegenwärtigt: etwa </s der Größe von Europa. Es fallen in dieses Kongobecken: 

1) der Kongo Staat ganz (aber nicht allein, wie man gelegentlich, so auch Uli mann 128 
annimmt) ; 

3) Im Westen: Teile des französ. Kongo, der portugiesischen Besitzung Angola — 
Im Osten: von Mocambique, Britisch -Ostafrika mit Uganda, vom italienischen 
Somaliland — der nördliche Teil von Britisch- Zentralafrika. 

8) Von deutsehen Kolonien: Kamerun im südöstlichen Teile; Deutsch-Ostafrika, 
jedoch abgesehen von dem früher dem Sultan von Sansibar gehörigen Küstenstriche (Anm. 4). 

Bestätigung der Freihandelszone in Art. VUI des Abkommons zwischen dorn Roicho und 
Großbritannien v. 1. 7. 1890 (Kol. Bl. S. 1»; Zorn, Kolonialgosetagobung S. 19). 
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Flüssen, die daselbst in das Meer einmünden, zu allen Gewässern des 
Kongo und seiner Nebenflüsse, einschließlich der Seen, zu allen 
Häfen an diesen Gewässern, sowie zu allen Kanälen, welche etwa in Zukunft 
zu dem Zweck angelegt werden, um die Wasserstraßen oder Seen innerhalb der 
in dem Artikel 1 beschriebenen Gebiete zu verbinden. Sie dürfen jede Art von 
Beförderung unternehmen und Küsten-, Fluß- und Kahnschiffahrt unter 
den gleichen Bedingungen wie die Landesangehörigen ausüben. 

Art. 3. "Waren jeder Herkunft, welche in diese Gebiete unter irgend 
einer Flagge auf dem See-, Fluß- oder Landwege eingeführt werden, sollen 
keine anderen Abgaben zu entrichten haben als solche, welche etwa als bü- 
liger Entgelt für zum Nutzen des Handels gemachte Ausgaben erhoben werden 
und in dieser ihrer Eigenschaft gleichmäßig von den Landesangehörigen und 
den Fremden jeder Nationalität zu tragen sind. 

Jede ungleiche Behandlung, sowohl bezüglich der Schiffe wie dor 
"Waren, ist untersagt. 

Art. 4. Die in diese Gebiete eingeführten Waren bleiben von Eingang s- 
und Durchgangszöllen befreit. 

Die Mächte behalten sich vor, nach Ablauf einer Periode von zwanzig 
Jahren zu bestimmen , ob die Zollfreiheit der Einfuhr beizubehalten ist oder nicht. 6 

Art. 5. Keine der Mächte, welche in den oben bezeichneten Ge- 
bieten Souveränitätsrechte ausübt oder ausüben wird, kann daselbst Monopole 
oder Privilegien irgend einer Art, die sich auf den Handel 7 beziohen, verleihen. 

Die Fremden sollen dasei bst mit Bezug auf den Schutz ihrer Per- 
sonen und ihres Vermögens, den Erwerb und die Übertragung beweglichen 
und unbeweglichen Eigentums und die Ausübung ihres Gewerbes ohne Unter- 
schied die gleiche Behandlung und dieselben Rechte wie die Landesange- 
hörigen genießen. 

Art. 6. Bestimmungen hinsichtlich des Schutzes der Eingeborenen 
der Missionare und Reisenden, sowie hinsichtlich der 

religiösen Freiheit 8 

Alle Mächte, welche in den gedachten Gebieten Souveränitätsrechte oder 
einen Einfluß ausüben, verpflichten sich, die Erhaltung der eingeborenen 
Bevölkerung und die Verbesserung ihrer sittlichen und materiellen 
Lebenslage zu überwachen und an der Unterdrückung der Sklaverei und 
insbesondere des Negerhandels mitzuwirken; sie werden ohne Unterschied 
der Nationalität oder des Kultus alle religiösen, wissenschaftlichen und wohl- 
tätigen Einrichtungen und Unternehmungen schützen und begünstigen, welche 
zu jenem Zweck geschaffen und organisiert sind, oder dahin zielen, die Ein- 
geborenen zu unterrichten und ihnen dio Vorteile der Zivilisation verständlich 
und wert zu machen. 



6) Abänderung (im wesentlichen mit Rücksicht auf die Finanzlage des Kongostaates) 
durch die Brüsseler Erklärung v. *2. 7. 1890. — Für Ausfuhrzölle überhaupt keine Sehranke. 

7) D. i. mit beweglichen Sachen — festzuhalten für die Beurteilung der angefochtenen 
Domanialpolitik den Kongostaates. Literatur: v. Stengel, Der Kongostaat 1903 S. 2üf. ; Nys in 
der Kovue Bd. 36 0903) S. 316f. 

8) Eingehende Regelung erat in der Gonoralakte dor Brüssolor AntisklaToroikonfereaz v. 
•2. 7. 1890. — Bloknde zur Unterdrückung des Negerhandels (Reichsanzeiger 18. 11. 1888). 
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Christliche Hissionare, Gelehrte, Forscher, sowie ihr Gefolge, 
ihre Habe und ihre Sammlungen bilden gleichfalls den Gegenstand eines be- 
sonderen Schutzes. 

Gewissensfreiheit und religiöse Duldung werden sowohl den Ein- 
geborenen wie den Landosangehörigen und Fremden ausdrücklich gewähr- 
leistet. Die freie und Öffentliche Ausübung aller* Kulte, das Recht der Er- 
bauung gottesdienstlicher Gebäude und der Einrichtung von Missionen, welcher 
Art Kultus dieselben angehören mögen, soll keinerlei Beschränkung noch Hin- 
derung unterliegen. 

Art. 7. Regelung des Postwesens. Die am 1. Juni 1878 zu Paris 
revidierte Übereinkunft 10 , betreffend den Welt- Po st verein, soll auf das kon- 
ventionelle Kongobecken Anwendung finden. 

Die Mächte, welche daselbst Souveränitäts- oder Protektoratsrechte aus- 
üben oder ausüben werden, verpflichten sich, sobald die Umstände es gestatten, 
die erforderlichen Maßnahmen zur Ausführung der vorstehenden Bestimmung zn 
treffen. 

Art. 8. Aufsichtsrccht der Internationalen Schiffahrts-Kommission 

des Kongo." 

In allen denjenigen Teilen des in der gegenwärtigen Erklärung ins Auge 
gefaßten Gebietes, wo von keiner Macht Souveränitäts- oder Protek- 
toratsrechte ausgeübt werden sollten, ist es Aufgabe der gemäß Artikel 17 
eingesetzten Internationalen Schiffahrtskommission des Kongo, über die An- 
wendung der in dieser Erklärung aufgestellten und gebilligten Grundsätze zu 
wachen. 

In allen Fällen, wo bezüglich der Anwendung der in der gegen- 
wärtigen Erklärung aufgestellten Grundsätze Schwierigkeiten entstehen, 
können die interessierten Regierungon dahin übereinkommen, die guten 
Dienste 11 der Internationalen Kommission in Anspruch zu nehmen, 
indem sie dieselbe mit Prüfung der Umstände beauftragen, welche zu jenen 
Schwierigkeiten Anlaß gegeben haben. 

Kapitel II. 

Erklärung, betreffend den Sklavenhandel." 

Art. 9. Da nach den Grundsätzen dos Völkerrechts, wie solche 
von den Signatarmächten anerkannt werden, der Sklavenhandel verboten 
ist, und die Operationen, welche zu Lande oder zur See diesem Handel Sklaven 
zuführen, ebenfalls als verboten anzusehen sind, so erklären die Mächte, welche 
in den das konventionelle Kongobecken 6 bildenden Gebieten Souveränitäts- 
rechte oder einen Einfluß ausüben oder ausüben werden, daß diese Gebiete 



9) Hiermit steht nicht im Einklänge der § 14 des Schutzgobietegosotxea in der Fassung r. 
10. 9. 1900, wonach die Gewissensfreiheit, Ausübung der Kulte usw. nur den Ansehungen der im 
Deutschen Reiche anerkannten Religionsgemeinschaften gewährleistet wird. Für die 
Oebiote des Doutechon Reiches im konventionellen Kongobeckon null deshalb der ab- 
weichende Grundsatz der Generalakto beachtet werden. 

10) Jetzt der Woltpostvertrag zu 'Washington v. * 15. C. 1897. 

11) Ober gute Dienste und Vermittlung im allgemeinen Tgl. Nr. 16 1 und Haager Friedens- 
konforen« v. *29. 7. 1899 1. Abkommen. 
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weder als Markt noch als Durohgangsstraße für den Handel mit 
Sklaven, gleichviel welcher Rasse, benutzt werden sollen. Jede dieser Mächte 
verpflichtet sioh zur Anwendung aller ihr zu Gebote stehenden Mittel, um 
diesem Handel ein Ende zu machen und diejenigen, welche ihm obliegen, zu 
bestrafen. 

Kapitel III. 

Erklärung, betreffend die Neutralität der in dem konventionellen 
Kongobecken 6 elnbegrlffenen Gebiete. 

Art. 10. Um dem Handel und der Industrie eine neue Bürgschaft dor 
Sicherheit zu geben und durch die Aufrechterhaltung des Friedens die Ent- 
wickelung der Zivilisation in denjenigen Ländern zu sichern, welche im Art. 1 
erwähnt und dem System der Handelsfreiheit unterstellt sind, verpflichten sich 
die Hohen Teile, welohe die gegenwärtige Akte unterzeichnen, und diejenigen, 
welche ihr in der Folge beitreten, die Neutralität der Gebiete oder Teile 
von Gebieten, welohe den erwähnten Ländern angehören, ein- 
schließlich der territorialen Gewässer, zu achten, so lange die 
Mächte, welche Souveränitäts- oder Protektoratsrechte über diese 
Gebiete ausüben oder ausüben werden, von dem Rechte, sich für neu- 
tral zu erklären, Gebrauch machen" und den durch die Neutralität be- 
dingten Pflichten nachkommen. 

Art. 11. Falls eine Macht, welche Souveränitäts- oder Protek- 
toratsrechte in den im Artikel 1 erwähnten und dem Freihandelssystem 
unterstellten Ländern ausübt, in einen Krieg verwickelt werden sollte, 
verpflichten sich die Hohen Teile, welche die gegenwärtige Akte unterzeichnen, 
so wie diejenigen, welche ihr in der Folge beitreten, ihre guten Dienste 11 zu 
leiben, damit die dieser Macht gehörigen und in der konventionellen Frei- 
handelszone einbegriffenen Gebiete, im gemeinsamen Einverständnis 
dieser Macht und des anderen oder der anderen der kriegführenden Teile, für 
die Dauer des Krieges den Gesetzen der Neutralität unterstellt und so 
betrachtet werden, als ob sie einem nichtkriegführenden 8taato angehörten. 
Die kriegrührenden Teile würden von dem Zeitpunkte au darauf Verzicht zu 
leisten haben, ihre Feindseligkeiten auf die also neutralisierten Gebiete zu er- 
strecken oder dieselben als Basis für kriegerische Operationen zu benutzen. 

Art. 12. Falls sich zwischen den Mäohten, welche die gegenwärtige 
Akte unterzeichnen, oder denjenigen, welche etwa in der Folge derselben bei- 
treten, ernste Meinungsverschiedenheiten mit Bezug auf die Grenzen 
oder innerhalb der Grenzen der im Artikel 1 erwähnten und dem Freihandels- 
system unterstellten Gebiete ergeben, so verpflichten sich jene Mächte, 
bevor sie zur Waffengewalt schreiten, die Vermittelung 11 einer oder 
mehrerer der befreundeten Mächte in Anspruch zu nehmen. 

Für den gleichen Fall behalten sich die gleichen Mächte vor, nach 
ihrem Ermessen auf ein schiedsrichterliches Verfahren zurückzugreifen. 



12) Der Kongoetaat hat seioo NontralitÄt am l. 8. 1885 erklärt (M. » 16 S. 585i 
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Kapitel IV. 
Kongo -SehUTahrtsakt«. ,a 

Art. 13. Die Schiffahrt auf dem Kongo, ohne Ausnahm© irgend 
einer der Verzweigungen oder Ausläufe dieses Flusses, soll für die 
Kauffahrteischiffe aller Nationen, mögen sie mit Ladung oder Ballast 
fahren, vollkommen frei sein und bleiben, sowohl bezüglich der Beförderung 
von Waren, wie von Reisenden. Sie hat sich zu richten nach den Bestim- 
mungen der gegenwärtigen Schiffahrtsakte und den in Ausführung derselben zu 
erlassenden Vorschriften. 

Bei Ausübung dieser Schiffahrt sollen die Angehörigen und Flaggen 
aller Nationen in jeder Hinsicht auf dem Fuße einer vollkommenen 
Gleichheit behandelt werden, sowohl für die direkte Schiffahrt vom 
offenen Meer nach den inneren Häfen des Kongo und umgekehrt, als 
für die große und kleine Küstenschiffahrt und für die Kahnschiffahrt 
auf dem ganzen Laufe des Flusses. 

Demgemäß soll auf dem ganzen Laufe und an den Mündungen des Kongo 
keinerlei Unterschied zwischen den Angehörigen der Uferstaaten und der Nioht- 
uferstaaten gemacht und keine ausschließliche Schiffahrtsvergünstigung 
weder an irgend welche Gesellschaften oder Körperschaften, noch an Privat- 
personen verliehen werden. 

Diese Bestimmungen werden von den Signatarmächten, als künftig einen 
Bestandteil des internationalen öffentlichen Rechts bildend, anerkannt. 

Art. 14. Die Schiffahrt auf dem Kongo soll keinerlei Beschränkung 
oder Abgabe unterliegen, die nicht ausdrücklich in der gegenwärtigen Akte 
vereinbart ist. Dieselbe soll keinerlei Stations-, Stapel-, Niederlage-, Um- 
schlags- oder Aufenthaltsverpflicbtung unterworfen sein. 

In der ganzen Ausdehnung des Kongo sind die den Strom passierenden 
Schiffe und "Waren, ohue Rücksicht auf ihre Herkunft oder Bestimmung, von 
jeder Art Durohgangszoll befreit 

Es soll keinerlei See- oder FlulJabgabe erhoben werden, welche sich 
einzig und allein auf die Tatsache der Schiffahrt gründet, noch auch irgend ein 
Zoll von Waren, die sich an Bord der Schiffe befinden. Vielmehr sollen nur 
solche Gebühren oder Abgaben zur Erhebung gelangen, die den Charakter 
eines Entgeltes für der Schiffahrt selbst geleistete Dienste tragen, nämlich: 

1. Hafengebühren für die tatsächliche Benutzung gewisser örtlicher Ein- 
richtungen, wie Quais, Lagerhäuser usw. 

Der Tarif für diese Gebühren soll nach den Kosten der Herstellung 
und der Unterhaltung der bezüglichen örtlichen Einrichtungen berechnet 
und ohne Rücksicht auf die Herkunft der Schiffe und auf ihre Ladung 
angewendet werden. 

2. Lotsengebühren auf denjenigen Flußstrecken, wo die Einrichtung von 
Stationen geprüfter Lotsen notwendig erscheint. 

Der Tarif für diese Abgaben soll fest und dem geleisteten Dienste 
angemessen sein, 

3. Gebühren zur Bestreitung der technischen und Verwaltungs- 
ausgaben, die im allgemeinen Interesse der Schiffahrt gemacht worden 
sind, einschließlich der Gebühren für Leuchttürme, Leuchtfeuer und Baken. 

13) Besondere weite Ausdehnung der freien Schiffahrt (vgl. Art. 13, 16, 16). 
Der Kommissionsbericht als Anlage zum Protokoll der 5. Sitzung v. 18. 12. 1884 gibt oinen 
Überblick über die auf die Freiheit der Flußschiffahrt geriohteton Bestrebungen. 
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Die Gebühren der letzteren Art sollen Dach dem Tonnengehalte der 
Schiffe, wie sich derselbe aus den ßcbiffspapieren ergibt, nach Maßgabe 
der für die untere DoDau eingeführten Vorschriften berechnet werden. 

Die Tarife, nach denen die in den vorhergehenden drei Absätzen auf- 
gezählten Gebühren uud Abgaben erhoben werden, dürfen keinerlei diffe- 
rentielle Behandlung enthalten und sind in jedem Hafenplatze amtlich zu 
veröffentlichen. 

Die Mächte behalten sich vor, nach Ablauf eines Zeitraumes von fünf 
Jahren zu prüfen, ob eine Revision der oben erwähnten Tarife, auf Grund ge- 
meinschaftlichen Einverständnisses, angezeigt erscheint. 

Art. 15. 13 Die Nebenflüsse des Kongo sollen in jeder Hinsicht den- 
selben Gesetzen wie der Strom selbst uuterworfon sein. 

Die gleichen Gesetze gelten auch für die größeren und kleineren 
Flüsse, sowie für die Seen und Kanäle in den durch Artikel 1 Ab- 
satz 2 und 3 näher bezeichneten Gebieten. 

Doch sollen sich die Befugnisse der Internationalen Gesellschaft des Kongo 
auf die gedachten größeren und kleineren Flüsse, Seen und Kanäle nur dann 
erstrocken, wenn die Staaten, unter deren Souveränität jene Gewässer stehen, 
ihre Zustimmung erteilen. Auch bleibt wohlverstanden für die im Artikel l 
Absatz 3 erwähnten Gebiete die Zustimmung der souveränen Staaten, zu denen 
diese Gebiete gehören, vorbehalten. 

Art. 16." Straßen, Eisenbahnen oder Seitenkanäle, welche zu 
dem besonderen Zweck erbaut werden, um der Niohtsohiffbarkeit oder 
den Mängeln der Wasserstraße auf gewissen Strecken des Kongo, seiner Neben- 
flüsse, und den anderen, durch Artikel 15 letzteren gleichgestellten Wasser- 
läufen abzuhelfen, sollen in ihrer Eigenschaft als Vorkehrsmittel als zu diesem 
Strome gehörig angesehen werden und gleichfalls dem Handel aller 
Nationen geöffnet sein. 

Ebenso wie auf dorn Strome können auch auf diesen Straßen, Eisen- 
bahnen und Kanälen nur solche Abgaben erhoben werden, welche nach Maß- 
gabe der Aufwendungen für Herstellung, Unterhaltung und Betrieb, einschließ- 
lich des den Unternehmern zustehenden Gewinnes, in Ansatz zu bringen sind. 

Bei Bestimmung der Höhe dieser Abgaben sollen die Fremden und die 
Angehörigen der betreffenden Gebiete auf dem Fuße vollständiger Gleichheit be- 
handelt werden. 

Art. 17. Eine Internationale Kommission wird eingesetzt 14 , um 
die Ausführung der Bestimmungen der gegenwärtigen Schiffahrtsakte zu sichern. 

Die Signatarmächte dieser Akte, sowie die Mächte, welche später der- 
selben beitreten, können sich jederzeit in der gedachten Kommission, jede durch 
einen Abgesandten, vertreten lassen. Kein Abgesandter kann über mehr als 
eine Stimme verfugen, selbst dann nicht, wenn er mehrere Regierungen vertritt. 

Der Abgesandte wird direkt von seiner Regierung besoldet 

Die Gehälter und Bezüge der Agenten und Angestellten der Internatio- 
nalen Kommission werden auf den Ertrag der gemäß Artikel 14 Absatz 2 und 3 
zu erhebenden Abgaben verrechnet. 

Die Höhe der fraglichen Gehälter und Bezüge, sowie die Anzahl, der 
Grad und die Amtsbefugnisse der einzelnen Agenten und Angestellten sind in 



H) Naoh dem Vorbilde der europäischen Donaukommission. Die Einectrunp ist über 
bisher nicht erfolgt. 
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den Rechenschaftsbericht aufzunehmen, welcher jedes Jahr an die in der Inter- 
nationalen Kommission vertretenen Regierungen zu erstatten ist. 

Art. 18. Die Mitglieder der Internationalen Kommission, sowie 
die von ihr ernannten Agenten sind in der Ausübung ihrer Funktionen mit dem 
Privileg der Unverletzlichkeit bekleidet. Der gleiche Sohutz soll sich 
auf die Amtsräume, Bureaus und Archive der Kommission erstrecken. 

Art. 19. Die Konstituierung der Internationalen Schiffahrtskominission 
des Kongo soll erfolgen, sobald fünf der Signatärmachte der gegenwärtigen 
Generalakte ihre Abgesandten ernannt haben. Bis zur Konstituierung der Kom- 
mission soll die Ernennnung der Delegierten der Regierung des Deutschen 
Reiches angezeigt werden, welche ihrerseits die erforderliohen Schritte einleiten 
wird, um die Vereinigung der Kommission herbeizuführen. 

Die Kommission hat unverzüglich Bestimmungen über die Schiffahrt, die 
Flußpolizei, das Lotsen- und Quarantänewesen auszuarbeiten. 

Diese Bestimmungen, sowie die von der Kommission festzusetzenden 
Tarife sind vor ihrer Inkraftsetzung der Genehmigung der in der Kommission 
vertretenen Mächte zu unterbreiten. Die interessierten Mächte haben binnen 
kürzester Frist ihre Ansicht zu äußern. 

Übertretungen dieser Bestimmungen werden da, wo die Internationale 
Kommission ihre Machtbefugnisse unmittelbar ausübt, von den Agenten der- 
selben, anderwärts von dem betreffenden Uferstaato geahndet. 

Im Falle eines Amtsmißbrauchs oder einer Rechtsverletzung von Seiten 
eines Agenten oder Angestellten der Internationalen Kommission soll es dem Be- 
treffenden, der sich in seiner Person oder seinen Rechten verletzt fühlt, frei- 
stehen, sich an den konsularischen Agenten seiner Nation zu wenden. Letz- 
terer hat die Beschwerde zu prüfen und kann dieselbe, sofern er sie prima facie 
begründet findet, der Kommission vortragen. Auf seinen Antrieb hat die Kom- 
mission, vertreten durch mindestens drei ihrer Mitglieder, mit ihm gemein- 
schaftlich eine Untersuchung über das Verfahren ihres Agenten oder Angestellten 
herbeizuführen. "Wenn der konsularische Agent die Entscheidung der Kom- 
mission für rechtlich anfechtbar hält, so hat er darüber an seine Regierung zu 
berichten, welche sich mit den in der Kommission vertretenen Mächten in Ver- 
bindung setzen und dieselben einladen kann, über die der Kommission zu er- 
teilenden Weisungen eine Verständigung zu treffen. 

Art. 20. Die nach Artikel 17 mit Überwachung der Ausführung der 
gegenwärtigen Schiffahrtsakte betraute Internationale Kommission des 
Kongo zählt namentlich zu ihren Befugnfssen: 

1. Die Bestimmung der Arbeiten, welche geeignet sind, die Schiffbarkeit 
des Kongo entsprechend den Bedürfnissen des internationalen Handels zu 
sichern. 

Auf denjenigen Strecken dos Stromes, wo keine Macht Souveräni- 
tätsrechte ausübt, hat die Internationale Kommission selbst die erforder- 
lichen Maßnahmen zur Sicherung der Schiffbarkeit des Flusses zu treffen. 

Auf den im Besitz einer souveränen Macht befindlichen Strecken 
hat sich die Internationale Kommission mit der Ufer- Obrigkeit zu ver- 
ständigen. 

2. Die Festsetzung des Lotsentarifs sowie des allgemeinen Tarifs für die im 
zweiten und dritten Absatz des Artikels 14 vorgesehenen Schiffahrts- 
abgaben. 

Die im ersten Absatz des Artikels 14 erwähnten Tarife werden 
innerhalb der durch den gedachten Artikel bestimmten Grenzen von der 
territorialen Obrigkeit festgesetzt. 

Die Erhebung der verschiedenen Abgaben erfolgt durch die inter- 
nationalen oder territorialen Obrigkeiten, für deren Rechnung sie ein- 
geführt sind. 
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3. Die Verwaltung der nach obigem Absatz 2 erzielten Einkünfte. 

4. Die Überwachung der in Gemäßheit des Artikels 24 geschaffenen Quarau- 
täneanstalt 

5. Die Ernennung der zu dem allgemeinen Schif fahrtsdienst gehörigen Agenten, 
sowie ihrer eigenen Angestellten. 

Die Einsetzung von Unteraufsehern erfolgt für die im Besitz einer 
Macht befindlichen Stromstrecken durch die Territorialgewalt, für die 
übrigen Stromstrecken durch die Internationale Kommission. 

Der Uferstaat hat der Internationalen Kommission die Ernennung 
der von ihm eingesetzten Unteraufseher anzuzeigen und seinerseits für 
die Besoldung der letzteren Sorge zu tragen. 

Tn der Ausübung ihrer oben bezeichneten und abgegrenzten Befugnisse 
ist die Internationale Kommission von der Territorialgewalt unabhängig. 

Art. 21. Bei der Erfüllung ihrer Aufgabe kann die Internationale 
Kommission im Notfalle die Kriegsschiffe der Mächte, welche diese Akte 
unterzeichnen, sowie derjenigen, die ihr künftig beitreten, zur Hilfe ziehen, 
unbeschadet der den Kommandanten dieser Schiffe von ihren betreffenden Regie- 
ningen etwa erteilten Instruktionen. 

Art. 22. Die in den Kongo einlaufenden Kriegsschiffe der die gegen- 
wärtige Akte unterzeichnenden Mächte sind von Entrichtung der im Absatz 3 
des Artikels 14 vorgesehenen Schiffahrtsabgaben befreit Sie haben indes 
die eventuellen Lotsen- sowie die Hafenabgaben zu leisten, sofern nicht ihre 
Intervention von der Internationalen Kommission oder deren Agenten nach Maß- 
gabe des vorhergehenden Artikels nachgesucht worden ist." 

Art. 28. Zur Deckung der ihr obliegenden Ausgaben für technische und 
Verwaltungszwecke kann die durch Artikel 17 eingesetzte Internationale 
Kommission im eigenen Namen Anleihen schließen, zu deren Sicher- 
stellung ausschließlich die der gedachten Kommission zugewiesenen Einkünfte 
dienen. 

Die auf den Abschluß oiner Anleihe gerichteten Beschlüsse der Kom- 
mission müssen mit einer Majorität von zwei Drittel der Stimmen gefaßt sein. 
Unter allen Umständen bleibt die Annahme ausgeschlossen, als ob von den 
in der Kommission vertretenen Regierungen irgend eine Garantie über- 
nommen oder irgend eine Verbindlichkeit oder Bürgschaft bezüglich der frag- 
lichen Anleiben eingegangen werde, es sei denn, daß sie besondere Abkommen 
zu diesem Zwecke getroffen hätten. 

Der Ertrag der im dritten Absatz des Artikels 14 aufgeführten Abgaben 
soll in erster Linie zur Bezahlung der Zinsen der gedachten Anleihen und zu 
ihrer Tilgung, nach Maßgabe der mit den Darleihern getroffenen Abkommen ver- 
wendet werden. 

Art. 24. An den Mündungen des Kongo soll, sei es auf Initiative 
der Uferstaaten, sei es auf Dazwischentreten der Internationalen Kommission, 
eine Quarantäneanstalt geschaffen werden, deren Aufgabe es ist, die Kon- 
trolle über die ein- und auslaufenden Schiffe auszuüben. 

Es bleibt späterer Entscheidung der Mäohte vorbehalten, ob und unter 
welchen Bedingungen eine gesundheitliche Kontrolle über die Schiffe auch im 
Gebiete der eigentlichen Stromschiffahrt auszuüben ist. 



16) Dazu 1'eroU 14 II. 
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Art. 25. 16 Die Bestimmungen der gegenwärtigen Schiffahrtsakte sollen in 
Kriegszeiten in Kraft bleiben. Demgemäß soll auf dem Kongo, seinen Ver- 
zweigungen, Nebenflüssen und Mündungen, sowie auf den, letzteren gegenüber- 
liegenden, Teilen des Küstenmeeres die Schiffahrt aller Nationen, neutraler 
wie kriegführender, zu jeder Zeit für den Gebrauch des Handels 
frei sein. 

Der Handel soll gleichfalls, ungeachtet des Kriegszustandes, 
frei bleiben auf den in den Artikeln 15 und 16 erwähnten Straßen, Eisenbahnen, 
Seen und Kanälen. 

Dieser Grundsatz erleidet eine Ausnahme nur bezüglich der Beförderung 
von Gegenständen, welche für einen Kriegführenden bestimmt und nach dem 
Volkerrecht als Kriegskonterbande anzusehen sind. 

Alle in Ausführung der gegenwärtigen Akte geschaffenen 
Werke und Einrichtungen, namentlich die Hebestellen und ihre Kassen, sowie 
die bei diesen Einrichtungen dauernd angestellten Personen sollen den Gesetzen 
der Neutralität unterstellt sein und demgemäß von den Kriegführenden ge- 
achtet und geschützt werden. 

Kapitel V. 
Niger- Schiffahrt^ te. ta 17 

Art. 26* Die Schiffahrt auf dem Niger, ohne Ausnahme irgend 
einer der Verzweigungen oder Ausläufe dieses Flusses, soll für die 
Kauffahrteischiffe aller Nationen, mögen sie mit Ladung oder Ballast 
fahren, vollkommen frei sein . . . [usw. wörtlich gleich dem Art 13]. 

Art. 27. Die Schiffahrt auf dem Niger soll keinerlei Beschränkung 
oder Abgabe unterliegen, welche sich einzig und allein auf die Tatsache der 
Schiffahrt gründet. 

Dieselbe soll keinerlei Stations-, Stapel-, Niederlage-, Umschlags- oder 
Aufenthaltsverpflichtung unterworfen sein. 

In der ganzen Ausdehnung des Niger sind die den Strom passierenden 
Schiffe und Waren, ohne Rücksicht auf ihre Herkunft oder Bestimmung, von 
jeder Art Durohgangszoll befreit. 

Es soll keinerlei See- oder Flußabgabe erhoben werden, welche sich 
einzig und allein auf die Tatsache der Schiffahrt gründet, noch auch irgend ein 
Zoll von Waren, die sich an Bord der Schiffe befinden. Vielmehr sollen nur 
solche Gebühren oder Abgaben zur Erhebung gelangen, die den Charakter 
eines Entgeltes für der Schiffahrt selbst geleistete Dienste tragen. Die 
Tarife für diese Gebühren oder Abgaben sollen keinerlei differentielle 
Behandlung enthalten. 

Art. 28. Die Nebenflüsse des Niger sollen in jeder Hinsicht den- 
selben Gesetzen wie der Strom selbst unterworfen sein. 

Art. 29. Straßen, Eisenbahnen oder Seitenkanälo, welche zu 
dem besonderen Zweck erbaut werden, um der Nichtschiffbarkeit oder 



16) Vgl. Art. 33 — Nr. 2& Anm. 10, Nr. 28 Art. 7, Nr. 40 Art. 68. 

17) Dazu die Vortrüge des Seiohes mit Großbritannien r. 1. 7. 1890* Art. V, mit Frank- 
reich v. 15. 8. 1894 Art. JU (Kol.Bl. 169, Zorn, KoloniaJgesetzgebung S. 31). 
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don Mängeln der Wasserstraße auf gewissen Strecken des Niger, seiner Neben- 
flüsse, Verzweigungen und Ausflüsse abzuhelfen, sollen in ihrer Eigenschaft 
als Verkehrsmittel als zu diesem Strome gehörig angesehen werden und gleich- 
falls dem Handel aller Nationen geöffnet seio. 

Ebenso wie auf dem Strome können auch auf diesen Straßen , Eisenbahnen 
und Kanälen nur solche Abgaben erhoben werden, welche nach Maßgabe der 
Aufwendungen für Herstellung, Unterhaltung und Betrieb, einschließlich des 
den Unternehmern zustehenden Gewinnes, in Ansatz zu bringen sind. 

Bei Bestimmung der Höhe dioser Abgaben sollen die Fremden und die 
Angehörigen der betreffenden Gebiete auf dem Fuße vollständiger Gleichheit be- 
handelt werden. 

Art.30.' 1 Großbritannien verpflichtet sich, die in den Artikeln 26, 
27, 28 , 29 mit Bezug auf die Freiheit dor Schiffahrt aufgestellten Grund- 
sätze zur Anwendung zu bringen, insoweit die Gewässer des Niger, seiner 
Nebenflüsse, Verzweigungen und Ausflüsse sich unter britischer Souve- 
ränität oder britischem Protektorat befinden oder befinden werden. 

Die Bestimmungen, welche es zur Sicherung und Kontrolle der Schiffahrt 
erlassen wird, werden so abgefaßt sein, daß der freie Verkehr der Handelsschiffe 
soviel wio möglich erleichtert wird. 

Es versteht sich, daß keine der so übernommenen Verpflichtungen in 
dem Sinne ausgelegt werden kann, als wenn infolge derselben Großbritannien 
verhindert wäre oder sein könnte, beliebige Bestimmungen für die Schiffahrt zu 
treffen, welche nicht mit dem Geiste dieser Verpflichtungen in Widerspruch 
stehen. 

Großbritannien verpflichtet sich, den fremden Kaufleuten aller Nationen, 
welche in den jetzt oder zukünftig seiner Souveränität oder seinem Protektorat 
unterstehenden Strecken des Niger Handel treiben, Schutz zu gewähren, als 
wären es seine eigenen Untertanen, vorausgesetzt jedoch, daß die betreffenden 
Kaufleute den auf Grund des Vorstehenden ergangeneu oder in Zukunft ergehen- 
den Bestimmungen nachkommen. 

Art.31. 17 Frankreich übernimmt, insoweit die Gewässer des Niger, 
seiner Nebenflüsse, Verzweigungen und Ausläufe sich unter seiner Souve- 
ränität oder seinem Protektorat befinden oder befinden werden, die in dem 
vorhergehenden Artikel bezeichneten Verpflichtungen unter denselben Vorbehalten 
und in dem gleichen Wortlaut 

Art. 32. Jede der übri'gen Signatarmächte verpflichtet sich in 
gleichem Sinne für den Fall, daß sie in Zukunft Souveränitäts- oder Protek- 
toratsrechte über irgend einen Teil des Niger, seiner Nebenflüsse, Verzweigungen 
und Ausflüsse ausüben sollte. 

Art. 33. ,a Die Bestimmungen der gegenwärtigen Schiffahrtsakte sollen in 
Kriegszeiton in Kraft bleiben. 

Demgemäß soll auf dem Niger, seinen Verzweigungen und Nebenflüssen, 
soinen Mündungen und Ausflüssen, sowie auf den, den Mündungen und Aus- 
flüssen dieses Stromes gegenüberliegenden Teilen des Küstenmeeres die Schiff - 
fahrt aller Nationen, neutraler wie kriegführender, zu jeder Zeit 
für den Gebrauch des Handels frei sein. 

Der Handel soll gleichfalls, ungeachtet des Kriegszustandes, frei bleiben 
auf den in dorn Artikel 29 erwähnten Straßen, Eisenbahnen und Kanälen. 
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Dieser Grundsatz erleidet eine Ausnahme» nur bezüglich der Beförderung 
von Gegenständen, welche für einen Kriegführenden bestimmt und nach dem 
Völkerrecht als Kriegskontrebande anzusehen sind. 

Kapitel VI. 

Erklärung, betreffend die wesentlichen Bedingungen, welche zu erfüllen 
sind, damit nene Besitzergreifungen an den Kasten des afrikanischen 
Festlandes als effektive betrachtet werden. 

Art. 84. Diejenige Macht, welche in Zukunft von einem Ge- 
biete an der Küste des afrikanischen Festlandes 18 , welches außer- 
halb ihrer gegenwärtigen Besitzungen liegt, Besitz ergreift, oder 
welche, bisher ohne dergleichen Besitzungen, solche erwerben 
sollte, desgleichen auch dio Macht, welche dort eine Schutzherr- 
schaft übernimmt, wird den betreffenden Akt mit einer an dio 
übrigen Signatarmächte der gegenwärtigen Akte gerichteten An- 
zeige begleiten, um dieselben in den Stand zu setzen, gegebenen- 
falls ihre Reklamationen geltend zu machen. 

Art. 85. Die Signatarroächte der gegenwärtigen Akte anerkennen die 
Verpflichtung, in den von ihnen an den Küsten des afrikanischen 
Kontinents besetzten Gebieten das Vorhandensein einer Obrigkeit 
zu sichern, welche hinreicht, um erworbene Rechte und, gegebenenfalls, die 
Handels- und Durchgangsfreiheit unter den Bedingungen, welche für letztere 
vereinbart worden, zu schützeu. 

Kapitel VII. 

Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 30. Die Signatarmächte der gegen wältigen Generalakte behalten sich 
vor, in dieselbe nachträglich und auf Grund gemeinsamen Einverständnisses die- 
jenigen Abänderungen oder Verbesserungen aufzunehmen, deren Nützlichkeit 
durch die Erfahrung dargetan werden sollte. 

Art. 37. Die die gegenwärtige Generalakte nicht unterzeichnenden Mächte 
können ihren Bestimmungen durch einen besonderen Akt beitreten. 8 * 

Der Beitritt jeder Macht wird auf diplomatischem Woge zur Kenntnis 
der Regierung des Deutschen Reichs und von dieser zur Kenntnis aller der 
Staaten gebracht, welche diese Generalakto unterzeichnen odor derselben nach- 
träglich beitreten. 

Ei' bringt zu vollem Recht die Annahme aller Verpflichtungen und die 
Zulassung zu allen Vorteilen mit sich, welche durch die gegenwärtige General- 
akte vereinbart worden sind. 

Art. 38. Gegenwärtige Gonoralakte soll binnen kürzester und keinenfalls 
den Zeitraum eines Jahres überschreitender Frist ratifiziert werden.' 

Sie tritt für jede Macht von dem Tage ab in Kraft, an welchem 
letztere die Ratifikation vollzogen hat 



18) Hauptsachlicher Grund für diese Beschränkung: dio Ansprüche Frankreichs auf Mada- 
gaskar sollten nicht berührt worden (v. Stengel, Die deutschon Schutzgebiete 1895 S. 32). 

Daß dio in der Akto aufgestellten UrondsRtze über dio Erwerbungen an der afrikanischen 
Küste hinaus Anwendung gefunden haben — und Beachtung verdienen — vgl. die Angaben z. B. 
bei v. Liszt g 10 III. Das Deutsche Reich hat mit Großbritannien in dem V. v. 1. 7. 1j*90 Art. 7 
Abs. 2 abgemacht: „Von allen Verträgen, welche in dem zwischen dorn Benno und Tschadsoe 
belogenen Gebiete geschlossen wrdon, avll die oino Macht dor anderen Anzeige erstatten." 
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Inzwischen verpflichten sich die diene Generalakte unterzeichnenden Mächte, 
keinerlei Maßnahmen zu treffen, welche den Bestimmungen dieser Akte zuwider- 
laufen würden. 

Jede Macht wird ihre Ratifikation der Regierung des Deutschen 
Reichs zugehen lassen, durch deren Vermittelung allen anderen Signatar- 
mächten der gegenwärtigen Generalakte davon Kenntnis gegeben werden wird. 

Die Ratifikationen aller Machte bleiben in den Archiven der Regie- 
rung des Deutschen Reichs aufbewahrt. Wenn alle Ratifikationen 
beigebracht sind, so wird über den Hinterlegungsakt ein Protokoll 
errichtet, welches von den Vertretern aller Mächte, die an der Berliner Kon- 
ferenz teilgenommen haben, unterzeichnet und wovon eine beglaubigte Abschrift 
allen diesen Mächten mitgeteilt wird. 19 



Nr. 52. 

Lachsfischerei im Rhein. 

Vertrag zu ihrer Regelung — Berlin, SO. Juni 1885. 

Vertragsstaaten (nach der Überschrift des Vertrages im Reichsgesetzblatte): 

Deutschland, Niederlande, Sehiceix. 

Beigetreten ist: Luxemburg. 1 

Urtext: deutsch and holländisch. — Abdruck: RGBl. 1886 S. 192, M.* 11 S. 661. 

Literatur: Bonfils »17; Gareis 62; t. Holtzendorff JI 76; v. Liszt 34; RJvier 29 Ol; Staudinger 
WVR. I 414, Buchenberger HWStW. III 1060. 

S. M. der Deutsche Kaiser, König von Preußen, mit Zustimmung Sr. M. 
des Königs von Bayern, Sr. M. des Königs von Württemberg, Sr. k. H. des 
Großherzogs von Baden, Sr. k. H. des Großherzogs von Hessen und bei Rhein 
und Sr. k. H. des Großherzogs von Oldenburg, sowie S. M. der König der Nieder- 
lande und der Bundesrat der Schweizerischen Eidgenossenschaft, von dem 
Wunsche geleitet, zur Hebung des Lachsbestandes die Lachsfischerei im Strom- 
gebiet des Rheins einheitlich zu regeln . . . 

Art. 1. Im Rheinstrom vom Fall bei Schaffhausen an abwärts 
und allen Ausflüssen desselben, durch welche Wasser von dem bei Lobith un- 
geteilten Rhein in das Meer abfließen kann, soll beim Fisohfange weder mit- 
tels ständiger Vorrichtungen (Fischwehr, Fach, Zalmsteek), noch mittels am 
Ufer oder im Flußbette befestigter oder verankerter Fischereivorriobtungen (Reusen, 
Sperrnetze) der Stromlauf auf mehr als auf die Hälfte seiner Breite 
bei gewöhnlichem niedrigen Wasserstande in der kürzesten geraden Linie von 
Ufer zu Ufer gemessen, für den Zug der Wanderfische versperrt werden 
dürfen. 



10) Bemerkbare Vereinfachung dos Austausches der Ratifikationen. Daß diese Form schon 
bei dem Pariser Kabelvertrage von 1864 angewendet wurden sei (so Rivier | 49), ist unrichtig. 

1) Durch einen im Art. 6 vorbuhaltenen Vortrat? mit Preußen vom 5./16. IL. 1892 (G8. 
1896 8. 167). Dadurch ist gemäß Art. 4 dos SchluliprotokolU ru dem Lachsfischereivertrage dessen 
Art. 6 außer Kraft getreten. 

Der Vertrag von 1892 regelt übrigens (weitergehend) ,,die Fischeroiverhflltnisse der tinter 
der gemeinschaftlichen Hoheit beider Staaten stohenden Gowilsser". Ihm schließt sich ein preu- 
ßisches Strafgesetz vom 17. 4. 1896 (GS. S. 166) an, das in überaus vorsichtiger Weise „für die 
Daner der Giltig keit des Vertrags" u. a. eine Ordonnanz — von 1669 außer Wirksamkeit setst. 
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Diese Vorschrift soll auch auf die Nebenflüsse des Rheins Anwendung 
finden; jedoch auf diejenigen Strecken der Nebenflüsse, welche Grenzgewässer 
mit einem an der Übereinkunft nicht beteiligten Staate bilden, nur so weit, als 
in dem Nachbarlande ein gleiches Vorgehen beobachtet wird. 

Die an einzelnen Nebenflüssen bestehenden ständigen Fischereivorrichtungen 
sollen dieser Vorschrift nicht unterliegen, wenn mit denselben eine auf dieses be- 
sondere Fangmittel gerichtete Fischereiberechtigung verbunden ist 

Art. 2. [Bestimmungen über die Anwendung von Treibnetzen.] 

Art. 3« Im Rheinstrom vom Fall bei Schaffhausen an abwärts, in allen 
Ausflüssen desselben, durch welche Wasser von dem bei Lobith ungeteilten Rhein 
in das Meer abfließen kann und in allen Nebenflüssen desselben soll jede Lachs- 
fischerei mit Zegensbetrieb alljährlich auf die Dauer von zwei Mo- 
naten verboten sein. 

Die Einstellung dieser Fischerei betriebe soll umfassen: 

1. auf Königlich niederländischem Gebiete die Zeit vom 16. August bis zum 
15. Oktober einschließlich; 

2. auf der Strecke von der niederländisch - preußischen Grenze an aufwärts 
die Zeit vom 27. August bis zum 26. Oktober einschließlich. 

Die Regierungen der beteiligten Uferstaaten werden für ihr Gebiet fest- 
stellen, welche Fischereibetriebe dieser Vorschrift zu unterwerfen sind, und dabei 
Vorsorge treffen, daß nicht unter dem Vorwande der Fischerei auf andere Fisch- 
arten tatsächlich Lachsfischerei betrieben wird. 

Über die getroffenen Anordnungen werden sich die Regierungen gegen- 
seitig Mitteilung machen. 

Art. 4. Von Basel an abwärts soll im Rheinstrom und in denjenigen 
Strecken seiner Nebenflüsse, welche den Durchzug der Lachse und Maifische zu 
den Laichstellen vermitteln, sowio in seinen im Art 1 bezeichneten Ausflüssen 
die Fischerei auf Lachse und Maifische mit Geräten jeder Art auf die Dauer 
von 24 Stunden in jeder Woche von Sonnabend Abend 6 Uhr bis Sonn- 
tag Abend 6 Uhr eingestellt werden. 

Der Königlich niederländischen Regierung bleibt vorbehalten, für die Lachs- 
fischerei mit Reusen (Steekfischerei) im Flutgebiete den Beginn dieser wöchent- 
lichen Schonzeit auf die erste Ebbe (laag water) nach Sonnabend Abend 6 Uhr 
und die Dauer der Schonzeit auf 2 Tiden festzusetzen. 

Art. 5. In denjenigen Strecken der Nebenflüsse des Rheins, in welchen 
sich geeignete Laichstellen für den Lachs finden, und im oberen Stromlaufe des 
Rheins selbst von Mannheim -Ludwigshafen an aufwärts bis zum Fall von Schaff- 
hausen soll die Lachsfischerei während der Dauer von mindestens 6 Wochen 
innerhalb der Zeit vom 15. Oktober bis 31. Dezember nur mit ausdrücklicher 
obrigkeitlicher Genehmigung betrieben und diese nur erteilt werden dürfen, wenn 
die Benutzung der Fortpflanzungselemente (Rogen und Milch) der gefangenen 
laichreifen oder der Laichreife nahestehenden Lachse zum Zweck der künstlichen 
Fischzucht gesichert ist. Unter dieser Voraussetzung darf die Lachsfischerei 
auch während der wöchentlichen 8chonzeit (Art. 4) obrigkeitlich gestattet werden. 

1 Art. 7. Zur Hebung des Lachsbestandes im Rheingebiete soll 
darauf Redacht genommen werden,, daß 

1. die natürlichen Laichplätze in den Nebenflüssen den aufsteigenden Lachsen 
wieder möglichst erschlossen und zugänglich gemacht werden; 

2. die Fortpflanzungselemente (Rogen und Milch) der gefangenen Lachso 
möglichst zu Zwecken der künstlichen Zucht verwendet werden. 

Art. 8. Die Regierungen der beteiligten Uferstaaten werden für ihr 
Gebiet ein Mindestmaß feststellen, unter welchem Lachse weder ge- 
fangen, noch in den Verkehr gebracht werden dürfen. 

Art. 9. Die Regierangen der beteiligten Uferstaaten werden die zum 
Vollzuge dieser Übereinkunft erforderlichen Vorschriften erlassen und deren 

14 
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Übertretung mit angemessenen Strafen bedrohen, auch das zur Handhabung 
dieser Vorschriften erforderliche Aufsichtspersonal bestellen. 1 

Durch gegenwärtige Übereinkunft wird die Befugnis der einzelnen Staaten 
nicht ausgeschlossen, für ihre Gebiete strengere Bestimmungen zum Sohutze der 
Fische zu treffen. 

Art. 10. Jede Regierung der beteiligten Uferstaaten wird für ihr 
Gebiet einen Bevollmächtigten bestellen. 

Diese Bevollmächtigten werden sich die von ihren Regierungen getroffenen 
Anordnungen über das Fischereiwesen im Rheingebiete gegenseitig mitteilen und 
von Zeit zu Zeit zusammenkommen, um übor die zur Förderung der Lachs- 
fischerei im Rheingebiete zu ergreifendon Maßregeln zu beraten. 

Art. 11. Diese Übereinkunft tritt sofort nach ihrer Ratifikation in Kraft, 
bleibt von diesem Tage an zehn Jahre lang in Wirksamkeit und, wenn sie nicht 
zwölf Monate vor diesem Zeitpunkte von einer der vertragschließenden Regie- 
rungen gekündigt worden ist, weiter von Jahr zu Jahr bis zum Ablauf eines 
Jahres von dem Tage an gerechnet, an welchem die eine oder andere der ver- 
tragschließenden Regierungen die Kündigung erklärt hat. 

Art. 12. Die gegenwärtige Übereinkunft soll ratifiziert 2 und die Aus- 
wechselung der Ratifikationen soll binnen möglichst kurzer Frist in Berlin be- 
wirkt werden. 



Nr. 53. 

Berner Übereinkunft 

betr. die Bildung eines Internationalen Verbandes zum Schutze von Werkeu 
der Literatur und Kunst — 9. September 1886. 11 ' 

Vertragsstaaten: Deutsches Reich 3 - 4 , Belgien , Frankreich 6 , Großbritannien 6 *, 

Haiti, Italien, [Liberia]*, Schweix, Spanien 6 , Tunis. 

Beigetreten sind: Dänemark (1903) 6 , Luxemburg, (1888), Monako (1889), Schwe- 
den (1904)** und Norwegen (1896) ••, Japan (1899). 

Nicht verbindlich: * die Deklaration von 1896, 
•• die Zusatzakte von 1696. 

Urtext: französisch — Abdruck: RGBl. 1887 S. 493 (mit Übersetzung) , Martons » 12 S. 173 
(Vorhandlungen S. 1); Staudinger, Staatsver trage Bd. I (mit weiteren Abmachungen) ; vgl. 
Drucksachen des Reichstags 1887 Nr. 100, 1895/97 Bd. 6 Nr. 640; Recuoil des Conventions con- 
cernant la propriete litteruire 1904. 

Literatur: Bonfils 915, Garois 66, 62; Hoffter 248, v. Holtzendorff III 138; v. Liszt 31, 17; 
v.Martens II 86—42; Rivier 27: Dllroann 119; Allfold, Kommentar zu den Gasotzen betr. 
das Urheberrecht 1902 S. 302 -357 u. HWStW VII 369. 

Art. 1. Die vertragschließenden Länder bilden einen Verband zum 
Schutze des Urheberrechts an "Werkon der Literatur und Kunst 
[Union pour la protection des droits des auteurs sttr leurs mivres littSraires 
et artistiquesj. 



2) In dem Schlußprotokoll erklären die niederländischen Bevollmächtigten „ausdrücklich, 
daß die Übereinkunft Sr. M. dorn Könige der Niederlande zur Ratifikation erst werde vorgelegt 
werden, nachdem sie von den Generalstaaten genehmigt worden". 

1) Dazu: ein Zusatzartikel, ein Schluß pro tok oll und oin Vollziehungsprotokoll vom 
gleichen Tage — eino Zusatzakte zur Übereinkunft und zum Schlußprotokoll, Paris, den 
4. Mai 1896; eino Deklaration zur Übereinkunft und zur Zusataakte vom gleichen Tage (RGBl. 



759, 769, M. » 24 S. 758. Verhandl. S. 667 fg.) 

Schutz des gewerblichen Eigentums Pariser 

2) Abdruck in dor Fassung der Pariser Znsatzakte von 1896. 



8) Sondorabkommon (vgl. Art. 16 u. Zasntzartikel) : mit den Verbandsstaateu Frank- 
reich v. 19.4. 1883 (RGBl. 2fi9), dazu Bekanntmachung v. 26.11. 1903 (RGBl. 307), vgl. auch 
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Art. 2.* Die einem der Verbandsländer angehörigen Urheber 
oder ihre Rechtsnachfolger genießen in den übrigen Ländern für ihre "Werke, 
und zwar sowohl für die überhaupt nicht veröffentlichten als auch für die in 
einem Verbandslando zum ersten Male veröffentlichten, diejenigen Rechte, 
welche die betreffenden Gesetze den inländischen Urhebern gegen- 
wärtig einräumen oder in Zukunft einräumen werden. 

Der Genuß dieser Rechto ist von der Erfüllung der Bedingungen und 

Förmlichkeiten abhängig, welche durch die Gesetzgebung des Ursprungslandes 

des "Werkes vorgeschrieben sind; derselbe kann in den übrigen Ländern die 

Dauer des in dem Ursprungslande gewährten Schutzes nicht übersteigen. 

Als Ursprungsland des Werkes wird dasjenige angesehen, in welchem 
die erste Veröffentlichung erfolgt ist, oder wenn diese Veröffentlichung gleich- 
zeitig in mehreren Verbandsländern stattgefunden hat, dasjenige unter ihnen, 
dessen Gesetzgebung die kürzeste Schutzfrist gewährt. 

In Ansehung der nicht veröffentlichten "Werke gilt das Heimatland des 
Urhebers als Ursprungsland des "Werkes. 

Die nachgelassenen Werke sind in den geschützten "Werken in- 
begriffen. 

Art. 3. ! Die Urheber, welche keinem der Verbandsländer an- 
gehören, aber ihre "Werke der Literatur und Kunst zum ersten Male in einem 
Verbandslande veröffentlichen oder veröffentlichen lassen, sollen für diese 
Werke den Schutz genießen, den die Berner Übereinkunft und die gegenwärtige 
Zusatzakte gewähren. 

Art. 4. Der Ausdruck „Werke der Literatur und Kunst" umfaßt 
Bücher, Broschüren und alle anderen Schriftwerke; dramatische und dramatisch - 
musikalische Werke, musikalische Kompositionen mit oder ohne Text; Werke der 
zeichnenden Kunst, der Malerei, der Bildhauerei ; Stiche, Lithographien, Illustra- 
tionen, geographische, topographische, architektonische oder soustige wissen- 
schaftliche Pläne. Skizzen und Darstellungen plastischer Art; überhaupt jedes 
Erzeugnis aus dem Bereiche der Literatur, Wissenschaft oder Kunst, welchos 
im Wege des Drucks oder sonstiger Vervielfältigung veröffentlicht werden kann. 7 

Art. 5. 2 Den einem der Verbandsländer angehörigen Urhebern oder ihren 
Rechtsnachfolgern steht in den übrigen Ländern während der ganzen Dauer 
ihres Rechts an dem Originale das ausschließliche Recht zu, ihre Worko zu 
übersetzen oder die Übersetzung derselben zu gestatten. Jedoch erlischt das 
ausschließliche Übersetzungsrecht, wenn der Urheber davon nicht innerhalb 
10 Jahren von der ersten Veröffentlichung des Original Werkes an gerechnet in 
der Weise Gebrauch gemacht hat, daß er in einem Vcrbandsland eine Über- 



Nr. 30"; Belgien v. 12. 12. 1883 (RGBl. 188); Italien v. 20. 6. 1884 (RGBl. 193) — Ver. Staaten 
v. Amerika v. 15.1. 1892 (KG 1)1. 473), Österreich-Ungarn v. 80. 12. 1899 (RGBl. 1901 S. 131). 

4) Roichsgesetze: v. 19. ß. 1901 betr. das Urheberrecht an Werken der Literatur u. d. 
Tonkunst (RGBl. 227), über das Verlagsrecht v. 19. <». 1901 (RGBl. 217), botr. das Urheberrecht 
an Werken d. bildenden Künste v. 9.1. 1876 (RGBl. 4), betr. den Schutz der Photographien v. 
10. 1. 187G (RGBl. 8). 

5) Auch für die Kolonien und auswärtigen Besitzungen (Art. 19 u. Vollziehungsprotokoll) 
— Dänemark nur noch für dio Faröer. 

6) Liberia hat nicht ratifiziert. — Montenegro ist wieder zurückgetreten (RGBl. 1900 

S. 2U). 

7) Schutz der Photographien: Schloßprotokoll 2Jr. 1. 

14* 
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Setzung in der Sprache, für welche der Schutz in Anspruch genommen werden 
soll, sei es selbst veröffentlicht hat, sei es hat veröffentlichen lassen. 

Bei den in Lieferungen veröffentlichten Werken beginnt die Frist von 
10 Jahren erst mit dem Erscheinen der letzten Lieferung des Originalwerkes. 

Bei Werken, welche aus mehreren, in Zwischenräumen erscheinenden 
Bänden bestehen, sowie bei fortlaufenden Belichten oder Heften, welche von 
literarischen oder wissenschaftlichen Gesellschaften oder von Privatpersonen ver- 
öffentlicht werden, wird jeder Band, jeder Bericht oder jedes Heft bezüglich 
der 10jährigen Schutzfrist als ein besonderes Werk angesehen. 

In den in diesem Artikel vorgesehenen Fällen gilt für die Berechnung 
der Schutzfristen als Tag der Veröffentlichung der 31. Dezember des Jahres, in 
welchem das Werk erschienen ist. 

Art. 6. Rechtmäßige Übersetzungen werden wie Originalwerke geschützt. 
Sie genießen demzufolge rücksichtlich ihrer unbefugten Vervielfältigung in den 
Verbandsländern den in den Artikoln 2 und 3 festgesetzten Schutz. 

Wenn es sich indessen um ein Werk handelt, betreffs dessen das Recht 
zur Übersetzung allgemein freisteht, so steht dem Übersetzer kein Einspruch 
gegen die Übersetzung des Werkes durch andere Schriftsteller zu. 

Art. 7.' Feuilletonromane einschließlich der Novellen, welche in 
einem Verbandsland in Zeitungen oder periodischen Zeitschriften veröffentlicht 
sind, können in den übrigen Ländern ohne Ermächtigung der Urheber oder ihrer 
Rechtsnachfolger weder im Original noch in Übersetzung abgedruckt werden. 

Dasselbe gilt für die übrigen Artikel von Zeitungen oder periodischen 
Zeitschriften, wenn der Urheber oder Herausgeber in der Zeitung oder Zeit- 
schrift, worin sie den Artikel bringen, ausdrücklich erklären, daß sie den Ab- 
druck verbieten. Bei Zeitschriften genügt es, wenn das Verbot allgemein an 
der Spitze einer jeden Nummer ausgesprochen ist. 

Fehlt das Verbot, so ist der Abdruck unter der Bedingung gestattet, daß 
die Quelle angegeben wird. 

Dies Verbot findet jedoch bei Artikeln politischen Inhalts, bei Tages- 
neuigkeiten und „vermischten Nachrichten 14 keine Anwendung. 

Art. 8. Bezüglich der Befugnis, Auszüge oder Stücke aus Werken der 
Literatur und Kunst in Veröffentlichungen, welche für den Unterricht be- 
stimmt oder wissenschaftlicher Natur sind, oder in Chrestomathien aufzu- 
nehmen, sollen die Gesetzgebungen der einzelnen Verbandsländer und die zwi- 
schen ihnen bestehenden oder in Zukunft abzuschließenden besonderen Abkommen 
maßgebend sein. 

Art. 9. Die Bestimmungen des Artikels 2 finden auf die öffentliche Auf- 
führung dramatischer oder dramatisch-musikalischer Werke Anwen- 
dung, gleichviel, ob diese Werke veröffentlicht sind oder nicht 

Die Urheber von dramatischen oder dramatisch -musikalischen Werken 
sowie ihre Rechtsnachfolger werden gegenseitig, während der Dauer ihres aus- 
schließlichen Übersetzungsrechts, gegen die öffentliche, von ihnen nicht gestattete 
Aufführung einer Übersetzung ihrer Werke geschützt. 

Die Bestimmungen des Artikels 2 finden gleichfalls Anwendung auf die 
öffentliche Aufführung ^von nicht veröffentlichten musikalischen Werken, bei 
denen der Urheber auf dem Titelblatt oder an der Spitze dos Werkes ausdrück- 
lich die öffentliche Aufführung untersagt hat. 8 



8) Schatz choreographischer Werke: Schlnßprotokoll Nr. 2. 

Schlußprotokoll Nr. 8: Fabrikation and Verkauf von Inatramenten, welche zur mo cha- 
nischen Wiedergabe Ton Musikstücken dienen, die aas geschützten Workon entnommen 
sind, nicht Tatbestand der musikalischen Nachbildung. 
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Art. 10. Zu der unerlaubten Wiedergabe, auf welche die gegenwärtige 
Übereinkunft Anwendung findet, gehört insbesondere auch diejenige nicht ge- 
nehmigte indirekte Aneignung eines "Werkes der Literatur oder Kunst, 
welche mit verschiedenen Namen, wie „Adaptationen, musikalische Arrange- 
ments' 1 usw. bezeichnet zu werden pflegt, sofern dieselbe lediglich die Wieder- 
gabe eines solchen Werkes in derselben oder einer anderen Form , mit unwesent- 
lichen Änderungen, Zusätzen oder Abkürzungen darstellt, ohne im übrigen die 
Eigenschaft eines neuen Originalwerkes zu besitzen. 

Es besteht darüber Einverständnis, daß die Gerichte der verschiedenen 
Verbandsländer gegebenenfalls diesen Artikel nach Maßgabe der besonderen Be- 
stimmungen ihrer Landesgesetze anzuwenden haben. 

Art. 11. Damit die Urheber der durch die gegenwärtige Übereinkunft 
geschützten Werke bis zum Beweise des Gegenteils als solche angesehen und 
demgemäß vor den Gerichten der einzelnen Verbandsländer zur Verfolgung von 
unerlaubter Wiedergabe zugelassen werden, genügt es, wenn ihr Name in der 
üblichen Weise auf dem Werke angegeben ist 

Bei anonymen oder Pseudonymen Werken ist der Vorleger, dessen 
Name auf dem Werke steht, zur Wahrnehmung der dem Urheber zustehenden 
Rechte befugt. Derselbe gilt ohne weiteren Beweis als Rechtsnachfolger des 
anonymen oder Pseudonymen Urhebers. 

Im übrigen können die Gerichte eintretendenfalls die Beibringung einer 
von der zuständigen Behörde ausgestellten Bescheinigung fordern, durch welche 
die Erfüllung der im Sinne des Artikels 2 von der Gesetzgebung des Ursprungs- 
landes vorgeschriebenen Förmlichkeiten dargetan wird. 

Art. 12.* Jedes nachgedruckte oder nachgebildete Werk kann durch die 
zuständigen Behörden derjenigen Verbandsländer, in welchen das Originalwerk 
auf gesetzlichen Schutz Anspruch hat, beschlagnahmt werden 

Die Beschlagnahme findet statt nach den Vorschriften der inneren Gesetz- 
gebung des betreffenden Landes. 

Art. IS. Die Bestimmungen der gegenwärtigen Übereinkunft beeinträch- 
tigen in keiner Beziehung das der Regierung eines jeden Verbandslandes zu- 
stehende Recht, durch Maßregeln der Gesetzgebung oder inneren Verwaltung 
die Verbreitung, die Darstellung oder das Feilbieten eines jeden Werkes oder 
Erzeugnisses zu gestatten, zu überwachen und zu untersagen, in betreff dessen 
die zuständige Behörde dieses Recht auszuüben haben würde. 

Art. 14. Die gegenwärtige Übereinkunft findet, vorbehaltlich der gemein- 
sam zu vereinbarenden Einschränkungen und Bedingungen, auf alle Werke 
Anwendung, welche in ihrem Ursprungslande zur Zeit des Inkrafttretens der 
Übereinkunft noch nicht Gemeingut geworden sind. 9 

Art. 15. Die Regierungen der Verbandsländer behalten sich das 
Recht vor, einzeln miteinander besondere Abkommen 9 zu treffen, insoweit 
als diese Abkommen den Urhebern oder ihren Rechtsnachfolgern weitergehende 
Rechte, als ihnen solche durch den Verband gewährt werden, einräumen oder 
sonst Bestimmungen enthalten, welche der gegenwärtigen Übereinkunft nicht 
zuwiderlaufen. 

Art. 16. Es wird ein internationales Amt unter dem Namen n Bureau 
des internationalen Verbandes zum Schutze von Werken der Lite- 
ratur und Kunst" [Bureau de V Union internationale pour la protection des 
oeuvres litteraires et artistiques] errichtet. 10 



9) Hierzu SchluCprotokoll Nr. 4 und KG. v. 4. 4. 1888, kaiseri. Verordnung v. 11. 7. JS88 
(BGBl. 139, 225) und Verordnung v. 29. 11. 1897 (RGBl. 767). 

10) Die Organisation dos Buroaus (Schlußprotokoll Nr. 5) ist nach dem Vorbilde der 
Pariser Übereinkunft v. »20.3. 1883 gestaltet. £ino Zeitschrift „Le droit d'auteor" er- 
scheint monatlich (seit 1888). 
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Dieses Bureau, dessen Kosten von den Regierungen aller Verbandsländer 
getragen werden, wird unter den hoben Schutz der oberen Verwaltungsbehörde 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft gestellt und versieht seinen Dienst 
unter deren Aufsicht. Seine Befugnisse werden geraeinsam von den Verbands- 
ländern festgestellt. 

Art. 17. Die gegenwärtige Übereinkunft kann Revisionen unterzogen 
werden, behufs Einführung von Verbesserungen, welche geoignet sind, das 
System des Verbandes zu vervollkommnen. 

Derartige sowie solche Fragen, welche in anderen Beziehungen die Ent- 
wickelung des Verbandes berühren, sollen auf Konferenzen erörtert werden, 
welche der Reiho nach in den einzelnen Verbandsläudern durch Delegierte der- 
selben abzuhalten sind. 

Indessen bedarf eine jede Änderung der gegenwärtigen Übereinkunft zu 
ihrer Gültigkeit für den Verband der einhelligen Zustimmung der Verbandsländer. 

Art. 18. Denjenigen Ländern, welche sich au der gegenwärtigen Über- 
einkunft nicht beteiligt haben, und welche für ihr Gebiet den gesetzlichen Schutz 
der den Gegenstand dieser Übereinkunft bildenden Rechte gewährleisten, soll 
auf ihren "Wunsch der Beitritt gestattot sein. 

Dieser Beitritt soll schriftlich der Regierung der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft und von dieser allen übrigen Regierungen bekannt gegeben werden. 

Derselbe bewirkt von Rechts wegen die Unterwerfung unter alle ver- 
pflichtenden Bestimmungen und die Teilnahme an allen Vorteilen der gegen- 
wärtigen Übereinkunft. 

Art. 19. Die dor gegenwärtigen Übereinkunft beitretenden Länder haben 
jederzeit auch das Recht, derselben für ihre Kolonien oder auswärtigen Be- 
sitzungen beizutreten 6 

Zu diesem Behufe können sie entweder eine allgemeine Erklärung ab- 
geben, nach welcher alle ihre Kolonien oder Besitzungen in den Beitritt einbe- 
griffen sind, oder diejenigen besonders benennen, welche darin einbegriffen, oder 
sich darauf beschränken, diejenigen zu bezeichnen, welche davon ausgeschlossen 
sein sollen. 

Art. 20. Die gegenwärtige Übereinkunft soll drei Monate nach Aus- 
wechselung der Ratifikationsurkunden in Kraft treten und ohne zeitliche Be- 
schränkung in Kraft bleiben bis zum Ablaufe eines J all res von dem Tage an 
gerechnet, an welchem die Kündigung erfolgt sein wird. 

Diese Kündigung soll an die Regierung der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft gerichtet werden. Sie übt ihre Wirkung nur in Ansehung des aufkündi- 
genden Landes aus, während die Übereinkunft für die übrigen Verbandsländer 
verbindlich bleibt. 

Zusatzartikel. 

Die zur Vollziehung der Übereinkunft, betreffend Bildung eines inter- 
nationalen Vorbandes zum Schutze von "Werken der Literatur und Kunst, ver- 
sammelten Bevollmächtigten sind über den nachstehenden Zusatzartikel über- 
eingekommen, welcher gleichzeitig mit der Übereinkunft, auf welche er sich 
bezieht, ratifiziert werden soll: 

Die unter dem heutigen Datum abgeschlossene Übereinkunft berührt in 
keiner "Woise die weitere Geltung der zwischen den vertragschließenden 
Ländern gegenwärtig bestehenden Abkommen 8 , insoweit als diese Ab- 
kommen den Urhebern oder ihren Rechtsnachfolgern weitergehende Rechte, 
als ihnen solche durch den Verband gewählt werden, einräumen oder sonst 
Bestimmungen enthalten, welche dieser Übereinkunft nicht zuwiderlaufen. 
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Nr. 54. 

Waldeck und Pyrmont. 

Aecesslonsrertrag — Berlin, 2. März 1887. 1 

Vertragsstaaten: Preußen — Waldeck und Pyrmont. 

Abdruck: GS. S. 177, Martens« 12 S. 4:^ — nebst Denkschrift in den Stenogr. Berichten de8 
Abgeordnetenhauses 1887, Anlageband Iii S. 2199. 

Literatur: v. Holtzendorff II 61; Rivier 22. — Arndt S. 90, 91, 94; Haenol | 58 Anm. 7 ; Georg 
Meyer § 56; Böttcher, Staatsrecht des Fürstentums Waldeck (Handbuch des öffentlichen 
Rechts III 2» S.152). 

Seine Majestät der Deutsche Kaiser, König von Preußen und Seine Durch- 
laucht der Fürst zu Waldeck und Pyrmont, von dem Wunsche geleitet, den 
Fürstentümern "Waldock und Pyrmont auch fernerhin eine Erleichte- 
rung der ihnen durch ihre Zugehörigkeit zum Deutschen Reiche auf- 
erlogten Lasten zu verschaffen, haben beschlossen, zu diosem Behufo an 
Stelle des am 31. Dezember 1887 ablaufenden Vertrages vom 24. November 1877 
einen neuen Vertrag abzuschließen . . . 

Art. 1. Preußen führt die von ihm übernommene innere Verwal- 
tung der Fürstentümer Waldeck und Pyrmont fort. 

Ausgeschlossen und somit S. D. dem Fürsten vorbehalten bleibt die- 
jenige Verwaltung, welche dem Fürstlichen Konsistorium in seiner Eigenschaft 
als Oberkirchenbehördo zusteht. 

Art. 2. Die Verwaltung wird namens S. D. des Fürsten in Über- 
einstimmung mit der Vorfassung und den Gesetzen der Fürstentümer 
geführt. 

Art. 3. Preußen bezieht die gesamten Landeseinnahmen der 
Fürstentümer und bestreitet die sämtlichen Landesausgabon mit Aus- 
schluß der Ausgaben für das Konsistorium in dessen Eigenschaft als Ober- 
kirchen behörde. Diese letzteren Ausgaben werden für die Dauer des Vertrages 
von S. D. dem Fürsten bestritten. 

Art. 4. S. M. der König von Preußen übt bezüglich der inneren Ver- 
waltung der Fürstentümer die volle Staatsgewalt, wie sie S. D. dem Fürsten 
verfassungsmäßig zusteht. Letzterem bleibt jedoch das Begnadigungsrecht 
in den verfassungsmäßigen und gesetzmäßigen Grenzen, sowie das Recht der 
Zustimmung zu Verfassungsänderungen und Gesetzen, insoweit sie 
nicht die Organisation der Justiz- und Verwaltungsbehörden (Art. ti) 
betreffen, vorbehalten.» 

Art. 5. An der Spitze der Verwaltung dor Fürstentümer stoht ein 
von S. M. dem Könige zu ernennender Landesdirektor, welcher die ver- 
fassungsmäßig der Landesregierung obliegendo Verantwortlichkeit übernimmt. 

Art. 6. Preußen ist berechtigt, die Justiz- und Verwaltungs- 
behörden nach eigonom Ermessen anderweitig zu organisieren. Die 
Befugnisse der Behörden höherer Instanzen können preußischen Behörden über- 
tragen worden. 

Art. 7. Die sämtlichen Staatsbeamten werden von Preußen 
ernannt und leisten S. M. dem Könige den Diensteid. Sio haben, ein- 
schließlich des Landesdirektors, die Verfassung der Fürstentümer gewissenhaft 
zu beobachten und deren genaue Einhaltung ausdrücklich zu geloben. 

In den Diensteid des Landesdirektors wird das Gelöbnis aufgenommen, in 
bezug auf die S. D. dem Fürsten in den Artikeln 4 und 8 dieses Vertrages 
vorbehaltenen Rechte Höchstdem selben treu und gehorsam zu sein. 



1) Dazu ein SchluGprotokoll (Sten. Berichte S. 2202), das in der Gesetzsammlung und bei 
Martens nicht abgedruckt ist. — Frühere AccessionsvertrÄgo vom 18. 7. 1867 (GS. 1868 S. 1) und 
24. 11. 1877 (GS. 1878 S. 18, auch boi Stoerk, Handbuch d. deutschen Verfassungen S. 509). 

2) SchluGprotokoll Ziffer 2: 

S. D. der Fürst wird von dem Ihm im Art. 4 dos Hauptvertrages vorgehaltenen Rechte der 
Zustimmung zu den Gesotzen keinen dor preußischen Verwaltung hinderlichen Gebrauch machen. 
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Die Übernahme eines waldeckischen Beamten in den preußischen Staats- 
dienst oder eines preußischen Beamten in den waldeckischen Staatsdienst wird 
als Versetzung innerhalb desjenigen Staates bebandelt, in dessen Dienst der Be- 
amte übernommen wird. 

Bei Feststellung des Dienstalters und bei Berechnung der Dienstzeit der 
Beamten werden denselben die von ihnen in dieser Hinsicht in dem anderen 
Staate bereits erworbenen Ansprüche voll iu Anrechnung gebracht. 

Art. 8. S. D. der Fürst übt die Ihm verbleibende Vertretung 
des Staates nach außen durch den Landesdiroktor und unter dessen Ver- 
antwortlichkeit. 

Die entstehenden Kosten werden, wie bisher, aus der Landeskasse be- 
stritten. 

Art. 9. Die Verwaltung des in dem Rezesse vom 16. Juli 1853 usw. be- 
zeichneten Domanial Vermögens steht S. D. dem Fürsten zu. Für diese 
Verwaltung findet eine Mitbenutzung der Landesdienststellen nicht statt. 

Die Erträgnisse des Domanialvermögcns verbloiben S. D. dem Fürsten. 

Einen Geldbeitrag zu den Landesausgaben leistet das Domanium nicht; 
ebensowenig wird aber auch für den Unterhalt S. D. des Fürsten und des Fürst- 
lichen Hauses oder zu Reparatur- oder Neubauten Fürstlicher Schlösser oder 
für das Konsistorium als Oberkirchenbehörde ein Zuschuß aus Landesmitteln 
gewährt. 

Im übrigen werden die den Ständen der Fürstentümer hinsichtlich des 
Domanialvermögens rezeßmäßig zustehenden Rechte durch die gegenwärtige Über- 
einkunft nicht berührt 

S. D. der Füret verzichtet auf alle Zuschüsse, welche Er für die Zeit 
vom 1. Januar 1878 bis zum 31. Dezember 1887 nach dem Vertrage vom 24. No- 
vember 1877 aus Landesmitteln für Sich und Sein Haus oder zu Schloßbauten 
usw. zu fordern berechtigt sein würde. Andererseits wird auf alle Geldbeiträge 
verzichtet, welche auf Grund des vorerwähnten Vertrages für die gedachte Zeit 
aus den Domanialoinkünften zu Landesausgaben zu beanspruchen sein würden. 
Es bleiben also aus der erwähnten Zeit keinerlei Forderungen bestehen, welche 
von dem einen Teil gegen den anderen auf Grund des Vertrages vom 24. No- 
vember 1877 noch geltend zu machen wären. 

Art. 10. Gegenwärtige Übereinkunft tritt vom 1. Januar 1888 
ab in Kraft und gilt so lange, als sie nicht von S. M. dem Kaiser und 
Königo oder S. D. dem Fürsten gekündigt wird. Die Kündigung muß min- 
destens zwei Jahre vor der beabsichtigten A u fl ö s u n g des Vertrages, welche 
jedoch nicht vor dem 1. Januar 1898 erfolgen darf, erklärt werden. 



- 



Nr. 55. 

Grenzbeamte (Fall Schnäbele). 

Note des Reichskanzlers an den Botsehafter der französischen Republik 

in Berlin vom 28. April 1887. 

Abdruck in Nr. 202 der Norddeutschen Allgemeinen Zeitung v. 1.5.1887 (StA. Bd. 48 S. 328). 

Literatur: Bonfils 267, 449; GaroisöO; v. Holtzendorff II 122 (Stoerk u. "WVR 116); v. Lisrt 12; 
Eivier 44; Stoerk 59; üllmann 57; Hüblor, Magistraturen des völkerrechtl. Verkehrs § 11 — 
klärende Darstellung bei Triopel S. 811, 388. 

Auf Grund der Mitteilungen, welche So. Exzellenz der Herr Botschafter 
der französischen Republik in betreff der gerichtlichen Festnahme des franzö- 
sischen Polizeikommissars Schnäbele gemacht hat, ... hat der Unterzeichnete die 
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Angelegenheit des Schnäbele einer sorgfältigen Prüfung unterzogen. Zum Zwecke 
derselben sind von den beteiligten Gerichtsbehörden die Beweisstücke eingefordert 
worden, welche sich auf die Veranlassung der Verhaftung des Schnäbele und 
auf die begleitenden Umstände beziehen. 

Die wichtigsten dieser Schriftstücke . . . ergeben als zweifellos, daß die 
Verhaftung in ihrem ganzen Verlauf ausschließlich auf deutschem Gebiet 
und ohne Überschreitung der französischen Grenze vor sich gegangen ist. 

Das gerichtliche Verfahren gegen Schnäbele hat das Verbrechen des 
Landesverrates, begangen im Gobiete des deutschen Reiches, zum Gegenstande. . . . 
Auf Grund der erwiesenen und später von Schnäbele selbst eingestandenen 
Schuld hat das Reichsgericht befohlen, denselben zu verhaften, sobald er sich 
auf deutschem Gebiete würde betreten lassen. Dies ist der Fall gewesen am 
20. d. M. bei Gelegenheit einer zwischen Schnäbole und dem deutschen 
Polizeikommissar Gautsch verabredet gewesenen geschäftlichen Zu- 
sammenkunft auf der Grenze. 

Die gerichtliche Verurteilung Schnäbeies wird unter diesen Umständen 
nicht zweifelhaft sein können und voraussichtlich um so strenger ausfallen, als 
Schnfibele bei seiner strafbaren Tätigkeit das Ansohen gemißbraucht hat , welches 
ihm seine Stellung in dem, ein besonderes Maß von gegenseitigem Ver- 
trauen voraussetzenden amtlichen Grenzverkehr beider Länder verlieh. 
Schnäbele hat das für den internationalen Verkehr unentbehrliche Vertrauen 
dadurch geschädigt, daß er seine amtliche Stellung im Grenzdienst benutzte, um 
deutsche Reicbsangehörige für Geld zu verbrecherischen Handlungen gegen ihr 
Vaterland zu verleiton. . . . 

Der Unterzeichnete gibt sich der Hoffnung hin, daß der Herr Botschafter 
aus den mitgeteilten Aktenstücken die Überzeugung schöpfen werde, daß der 
gerichtliche Haftbefehl gegen Schnäbele wohl begründot war und daß die Aus- 
führung desselben innerhalb der deutschen und ohne Verletzung französischer 
Hoheitsrechte stattgefunden hat. Wenn der Unterzeichnete donnoch für seine 
Pflicht gehalten hat, den Befohl zur Freilassung Schnäbeies von dem Kaiser, 
seinem Allergnädigsten Herrn, zu erbitten, so ist er dabei von der völker- 
rechtlichen Auffassung geleitet worden, daß Grenzüberschreitungen, 
welche auf Grund dienstlicher Verabredungen zwischen Beamten 
benachbarter Staaten erfolgen, jederzeit als untor dor stillschweigen- 
den Zusicherung freien Geleites stehend anzusehen seien. . . . "Wenn die 
Grenzbeamten bei dorartigon Gelegen hei ton der Gefahr ausgesetzt wären, 
auf Grund von Ansprüchen, welche die Gerichte des Nachbarstaates an sie 
machen, verhaftet zu werden, so würde in der dadurch für sie gebotenen Vor- 
sicht eine Erschwerung der laufenden Grenzgeschäfte liegen, welche mit dem 
Geiste und den Traditionen der heutigen internationalen Beziehungen nicht in 
Einklang steht. Der Unterzeichnete ist daher der Meinung, daß derartige ge- 
schäftliche Zusammenkünfte jeder Zeit als untor dem Schutze gegenseitig zu- 
gesicherten freien Geleites stehend gedacht werden .sollten. In diesem Sinne 
hat er, unter voller Anerkennung der Berechtigung des Verfahrens der dies- 
seitigen Gerichte und Beamten, das Sachvorhältnis bei S. M. dem Kaiser zum 
Vortrag gebracht; Allerhöchstdieselben haben dahin zu entscheiden geruht, daß 
in Betracht der völkerrechtlichen Motive, welche für unbedingte 
Sicherstellung internationaler Verhandlungen sprechen, der p. Schnäbele 
trotz seiner Festnahme auf deutschem Gebiet und trotz der gegen ihn vorliegen- 
den Schuldbeweise in Freiheit zu setzen sei. 

Indem der Unterzeichnete dies zur Kenntnis des Herrn Botschafters der 
französischen Republik bringt, fügt er hinzu, daß die erforderlichen Weisungen 
zur Haftentlassung des Schnäbele ergangen sind. . . . 
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Nr. 56. 

Branntweinhandel unter den Nordseefischern. 

Vertrag zur Unterdrückung des Handels auf hoher See 
Haag, 16. November 1887. 1 - 6 

Vertragsstaaten: Deutsclies Reich, Belgien, Dänemark, [Frankreich]" 1 , Groß- 
britannien, Niederlande (= Nr. 46). 

Urtext: französisch. - Abdruck: RGBl. S. 427 (mit Übersetzung), Martens« 19 S. 414, 
StA. 46 S. 289 (mit der dem Reichstage vorgelegten Denkschrift). 

Literatur: Bonfils 596; Hoffter 247; v. Holtzendorff II 9ö; v. Liszt 35; Poreis 20; Rivier 19; 
Ullmann 122. 

Art. 1. Die Bestimmungen dieses Vertrages finden in der Nordsee 
außerhalb der Küstengewässer und innerhalb dor durch den Artikel 4 
des Haager Vertrages vom *6. Mai 1882, betreffend dio polizeiliehe Regelung 
der Fischerei, festgestellten Grenzen auf jeden Anwondung, der sich an 
Bord eines Schiffes oder Fahrzeuges eines der h. v. T. befindet. 

Art. 2. Es ist verboten, spirituöse Getränke an Personen zu ver- 
kaufen, welche sich an Bord eines Fischerfahrzouges befinden oder zu 
einem solchen Fahrzeuge gehören. 

Den geoannten Personen ist der Ankauf spirituöser Getränke verboten. 

Der Austausch spirituöser Getränke gegen Gegenstände jeder Art und 
namentlich gegen Erträgnisse des Fischfanges, Schiffs -Ausrüstungsgegenstände 
oder Fischereigeräte ist verboten. 

Als spirituöse Getränke werden alle durch Destillation erzeugte und mohr 
als 5 Liter Alkohol auf das Hektoliter enthaltende Flüssigkeiten angesehen. 

Art. 3. Das Recht, an Fischer, abgesehen von Spirituosen Getränken, 
Mund vor rat und andere zu ihrem Gebrauch dienende Gegenstände zu ver- 
kaufen, ist abhängig von der Erteilung einer Konzession seitens desjenigen 
Staates, welchem das Schiff angehört. Die Konzessionsurkunde muß u. a. dio 
nachstehenden Bedingungen enthalten: 

1. das Schiff darf keiuo größere Menge Spirituosen an Bord führen, als zum 
Verbrauch durch die Besatzung für notwendig zu erachten ist: 

2. jeder Umtausch der oben angeführten Gegenstände gegen Erträgnisse des 
Fischfanges, Schiffs -Ausrüstungsgegenstände oder Fischereigcräte ist ver- 
boten. 

Die mit einer solchen Konzession versehenen Schiffe haben ein beson- 
deres und gleichmäßiges Abzeichon zu führen, welches die h. v. Mächte noch 
vereinbaren werden/ 

Art. 4. 4 Die h. v. T. verpflichten sich, diejenigen Maßnahmen zu er- 
greifen bozw. ihren gesetzgebenden Körperschaften vorzuschlagen, welche er- 
forderlich sind, um die Ausführung dieses Vertrages zu sichern und 
namentlich um diejenigen, welche den Bestimmungen der Art. 2 und 3 zuwider- 
handeln, mit Freiheits- oder mit Geldstrafe, oder mit diesen beiden Strafen zu- 
gleich bestrafen zu lassen. 1 



1) Znr Ausführung erging das RG. vom 4.3. 1894 (RGBl. 151): Die Bostimmuni?on des 
Art. 2 und 3 des Vertrages finden, ..ohne Rücksicht auf die Nationalität des Fahrzeuges, 
auch innerhalb der znr Nordsee gehörigen deutschen Küstengewässer Anwendung"; 
Strafsatznng für Zuwiderhandlungen gegen Art. 2 und 3. 

2) Frankreich hat nicht ratifiziert, vgl. RUBI. 1894 S. 435 und Bonfils Nr. 595. 

3) Nach dem Protokoll vom 11. 4. 1891 (RGBl. 437) besteht das Konzossionsabzeichen in 
einer weißen Flagge mit einem schwarzen ,,S" in der Mitto. 

4) Für einzelne- Bestimmungen dos Vortragos dienton dor Fischoreipolizoivertrag vom *6.5. 
1882 und der Kabelvertrag vom *14. 3. 1881 als Vorbild. So vgl. lür Art. 4—8 den vertrag von 
18S2 Art. 35, 30, 34, 26fg., 32, 37; für Art. 4 — 9 den Vertrag von 1884 Art. 12, 8, 9, 10, 11, 18. 
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Art. 5. 4 Über die Zuwiderhandlungen gegen die Art. 2 und 3 erkennen 
die Gerichte desjenigen Landes, welchem das beschuldigte Fahrzeug angehört. 

Wenn Schiffe verschiedener Nationalität an dorselben Zuwiderhandlung 
beteiligt sind, so werden die Mächte, welchen diese Schiffe angehören, die er- 
gehenden gerichtlichen Urteile sich gegenseitig mitteilen. 

Art. 6.* Die Verfolgung der Übertretungen ist durch den Staat oder 
im Namen des Staates zu betreiben. 

Die Übertretungen können durch alle Beweismittel festgestellt werden, 
welche nach der Gesetzgebung des Landes, in welchem das zuständige Gericht 
seinen Sitz hat, zulässig sind. 

Art. 7. 4 Die Aufsicht wird durch die mit der Überwachung der 
Fischerei beauftragten Kreuzer der h. v. T. ausgeübt. 

Wenn die Befehlshaber der Kreuzer Grund zu der Annahme haben, daß 
eine Verletzung der durch diesen Vertrag getroffenen Anordnungen stattgefunden 
hat, so können sie von dem Schiffsführer die Vorlegung des urkundlichen 
Ausweises über die Nationalität des Fahrzeuges, sowie eintretendenfalls 
der Konzessionsurkunde verlangen. Über diese Vorlegung ist unmittolbar danach 
auf den betroffenden Schriftstücken ein kurzer Vermerk zu machen. 

Die genannten Offiziere können außerdem ohne Rücksicht auf die 
Nationalität des beschuldigten Fahrzeuges, Protokolle aufnehmen. Diese 
Protokolle sind nach den in dem Lande des Befehlshabers des Kreuzers ge- 
bräuchlichen Formen und in der Sprache dieses Landes abzufassen; dieselben 
können nach Maßgabe der Gesetze dos Landes, in welchem man sich auf die 
Protokolle beruft, als Beweismittel dienen. Die Beschuldigten und die Zeugen 
haben das Recht, den Protokollen in ihrer eigenen Sprache alle Erklärungen 
hinzuzufügen oder hinzufügen zu lassen, welche sie für dienlich halten; diese 
Erklärungen sind ordnungsmäßig zu unterschreiben. 

Der Widerstand gegen die Anordnungen dor Befehlshaber der Kreuzer 
oder derjenigen Personen, welcho in deren Auftrage handeln, soll, ohne Rück- 
sicht auf die Nationalität des Kreuzers, dem Widerstand gegen die Staatsgewalt 
der Nation des Beschuldigten gleichgeachtet werden. 

Der Befehlshaber des Kreuzers hat, wenn der Fall ihm schwer genug 
erscheint, um diese Maßregel zu rechtfertigen, das Recht, das einer Zuwider- 
handlung schuldige Fahrzeug in einen Hafen der Nation des letz- 
teren abzuführen. 

Art. 8. 4 Das gerichtliche Verfahren wegen der Zuwiderhandlung 
gegen die Bestimmungen dieses Vertrages soll stets so kurz und bündig sein, 
als die geltenden Gesetze und Vorschriften es gestatten. 

Art. 9. 4 Die h v.T. werden sich beim Austausch der Ratifikationen dio 
hinsichtlich des Gegenstandes dieses Vertrages in ihren Staaten zu erlassenden 
Gesetze mitteilen. 

Art. 10. Staaten, welche an diesem Vertrage nicht teilgenommen haben, 
wird auf ihren Antrag der Beitritt gestattet. Dieser Beitritt wird auf diplo- 
matischem Wege der Regierung der Niederlande und durch diese den übrigen 
vertragschließenden Regierungen mitgeteilt. 

Art. 11. Dieser Vertrag kommt an dem durch besondere Übereinkunft 
der h. v. T. zu bestimmenden Tage zur Ausführung. 8 

Derselbo bleibt von diesem Tage an ein Jahr in Kraft, und, falls keiner 
der h. v. T. drei Monate vor dem Ablauf dieses einjährigen Zeitraums die Ab- 
sicht zu erkennen gibt, davon zurückzutreten, gilt er als auf ein Jahr verlängert 
und so fort von Jahr zu Jahr. 

Falls der Haager Vertrag vom *6. Mai 1882 zur polizeilichen Regelung der 
Fischerei in der Nordseo ablaufen sollte, soll Art. 26 desselben für die Zwecke 
des gegenwärtigen Übereinkommeos ferner in Kraft bleiben. 



6) Nach dorn Protokoll vom 11. 2. 1893 (RGBl. 1894 S. 425) am 23. Mai 1894. 
Das Protokoll gab auch dem Art. 11 Abs. 2 die gegenwärtige Fassung; ursprünglich waren 
die Zeiträume 5 Jahre (statt 1) und 12 Monate (statt 3). 
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Nr. 57. 

Schiffahrt auf dem Suezkanat. 

Vertrag zu Konstantinopel vom 29. Oktober 1888. 1 

Vertragsstaaten: Deutsches Reich, Österreich-Ungarn, Frankreich, Groß- 
britannien 1 , Italien, Niederlande, Rußland, Spanien, Türkei. 

Beigetreten sind: Dänemark, Griechenland, Portugal, Schweden und Nor- 
wegen — Japan, China. 

Urtext: französisch. — Abdruck: (nicht im deutschen, jedoch im) Österreichischen RGBl. 1889 
Nr. 85 (mit Übersetzung), Martens* 15 S. 557, Niemeyer, Zeitschrift Dd. 12 S. 373 (Urtext unter 
Gegenüberstellung des Clayton-Bulwor- und des Hay-Pauncefoto -Vertrages vom '18.11. 1901). 

Urkunden über die Verhandlangen: Martens » 11 S. 307, 15 S. 213, StA. Bd. 51 S. 88. 

Literatur: Bonfils 512, 606: Gareis 20, 52; Heffter 145; v. Holtzendorff 11 82, 86, 99, IV 187; 
v. Liszt 27 IV, 40 I; v. Martens II 69; Poreis 33 IV, 14 II; Rivier 17 IV; Steerk 45; Uli- 
mann 95. — Rechtliche Erörterungen über die Entstehung dos Snezkanals v. Grünau, Staats- 
und völkerrechtliche Stellung Ägyptens 1903 S. 73—104. 

Im Namen des Allmächtigen Gottes! 

S. M. der Kaiser von Österreich, König von Böhmen usw. und Aposto- 
lischer König von Ungarn , S. M. der deutsche Kaiser, König von Preußen, S. M. 
der König von Spauien und in seiüem Namen die Königin -Regentin dieses 
Königreichs usw. . . . 

nahen in der Absicht, durch einen vertragsmäßigen Akt eine endgültige, 
die freie Benutzung des maritimen Suezkanals* zu jeder Zeit und 
für alle Mächte sicherstellende Regelung herbeizuführen und auf diese Weise 
die für die Schiffahrt auf jenem Kanäle durch den, die Konzessionen Sr. Hoheit 
des Khedive bestätigenden Ferman S. k. M. des Sultans vom 22. Februar 1866 8 
(2. Zilkade 1282) eingeführte Ordnung zu ergänzen, zu Ihren Bevollmächtigten 
ernannt, und zwar: . . . 

welche ... die folgenden Artikel vereinbart haben: 

Art. 1. Der maritime Suezkanal wird stets, in Kriegszeiten 
wie in Friedenszeiten, jedem Handels- oder Kriegsschiffe ohne 
Unterschied der Flagge frei und offen stehon. 

Dementsprechend kommen die h. v. T. überein, die freie Benutzung des 
Kanals in Kriegs- wie in Friedenszeiten nicht zu beeinträchtigen. 

Der Kanal wird niomals der Ausübung des Blockaderechtes 
unterworfen werden. 

Art. 2. Die h. v.T. erkennen an, daß der Süßwasserkanal für den 
maritimen Kanal unentbehrlich ist, und nehmen Akt von den Verpflichtungen 
Sr. Hoheit des Khedive gegenüber der allgemeinen Suezkanal -Gesellschaft hin- 
sichtlich des Süßwasserkanals, welche Verpflichtungen in einem, ein Expose 
und vier Artikel enthaltenden Übereinkommen vom 18. März 1863 8 festgesetzt 
worden sind. 



1) Vor Unterzeichnung der Akte teilte Großbritannien den Mächten folgenden Vor- 
behalt mit: ,,Les delegues de la Grande •Bretagne, eu presentant ce texte de traite" comme le re- 
gime definitif destine ä garantir le libre usage du canal de Suez, pensont qu'il est de leur devöir 
<io formulor uno reserve gönöralo quant ä l'application de cos dispositions en tant qu'elles no 
seraient pas compatibles avoc l'ötat transitoiro ot exceptionnel oü so trouvo actuelle- 
ment l'Egypte, et qu'elles pourraient entraver la liberte d'actlon de leur gouvernement pondant 
la periode de l'occupation de l'Egypte par los forces de Sa Majeste Britannique." (Vgl. Pereis 
§33 IV). — Jotzt Art. 1 und 6 dos Vortrage? vom *8. 4. 1904 zwischen Großbritannien und 
Frankreich. 

2) Der maritime Kanal ist am 16.11. 1869 eröffnet worden. Die Verhandlungen über 
seine Neutralisierung haben Jahre in Anspruch genommen. 

Über don Süßwasserkanal, der etwa von der Mitte des maritimen Kanals an (bei Is- 
mailia) diesem parallel bis nach dem südlichen Endpunkte Suez verlauft, sieho Art. 2, 3. 

3) Ungenau: der Kirman datiert vom 19. März 1866; vom 22. Februar 1866 ist der durch 
den Firman bestätigte Vertrag des Khediven mit der SuezkainilKesellschaft (Abdruck b. Martens 1 18 
S. 260, 267; StA. ßd. 42 8. 93, 99). 
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Sie verpflichten sich, die Sicherheit dieses Kanals und seiner 
Zuflüsse, deren Funktionieren nicht zu hindern versucht werden darf, nicht 
zu beeinträchtigen. 

Art. 3. Die h. v. T. verpflichten sich desgleichen, das Material, 
die Anstalten, Bauten und Arbeiten des maritimen und des Süß- 
wasserkanals zu respektioren. 

Art. 4.* Da der maritime Kanal laut Artikel 1 des gegenwärtigen Ver- 
trages in Kriegszeiten selbst den Kriegsschiffen der Kriegführenden als freie 
Durchfahrt offen steht, so vereinbaren die h. v. T., daß kein Kriegsrecht, 
kein Akt der Feindseligkeit, noch auch irgend ein Akt zum Zwecke, 
die freie Schiffahrt auf dem Kanäle zu hindern, im Kanäle und in 
seinen Einfahrtshäfen, sowie im Umkreise von drei Soemeilen von 
diesen Häfen ausgeübt werden darf, selbst falls das ottomanische Reich eine 
der kriegführenden Mächte wäre. 

Die Kriegsschiffe der Kriegführenden dürfen sich im Kanäle und 
in dessen Einfahrtsbäfen nur innerhalb der Grenzen des unbedingten 
Bedarfes mit Lebensmitteln oder Vorräten versehen. Die Durchfahrt 
dieser Schiffe durch den Kanal hat in der kürzesten Zeit gemäß den be- 
stehenden Vorschriften und ohne anderen Aufenthalt als jenen , welcher aus den 
Erfordernissen des Dienstes entspringt, zu erfolgen. 

Ihr Aufenthalt in Port Said und auf der Rhede von Suez darf 
24 Stunden nicht übersteigen, außer im Falle zwingender Notwendigkeit 
[reläche forcee]. In Fällen solcher All haben sie sobald als möglich auszulaufen. 
Zwischen dem Auslaufen eines kriegführenden Schiffes aus einem 
Einfahrtshafen und demjenigen eines Schiffes, welches der feindlichen 
Macht angehört, hat stets eine Zwischenzeit von 24 Stunden zu liegen. 

Art, 5. In Kriegszeiten dürfen die kriegführenden Mächte im 
Kanal und in dessen Einfahrtshäfen weder Truppen, noch Munition, noch 
Kriegsmaterial ausschiffen oder einschiffen. Im Falle eines zufälligen 
Hindernisses im Kanal dürfen jedoch Truppen in Abteilungen von nicht über 
1000 Mann geteilt, nebst dem entsprechenden Kriegsmateriale ein- oder aus- 
geschifft werden. 

Art. tt. Prisen werden in allen Beziehungen ebenso wie die Kriegs- 
schiffe der Kriegführenden behandelt werden. 

Art. 7. Die Mächte werden in den Gewässern des Kanals (mit 
Inbegriff des Timsah-Sees und der Bitterseen) kein Kriegsschiff halten. 
Doch können sie in den Einfahrtshäfen Port Said und Suez Kriegsschiffe statio- 
nieren, deren Anzahl zwei für jede Macht nicht übersteigen darf. 

Dieses Recht darf von Kriegführenden nicht ausgeübt werden. 

Art. 8. Die in Ägypten bestellten Agenten der Signatarmächte 
des gegenwärtigen Vertrages werden über dessen Ausführung zu wachen 
haben. Boi jedem Anlasse, wo die Sicherheit des Kanals oder die freie Durch- 
fahrt durch denselben bedroht sein sollte, werden dieselben auf Begehren von 
Dreien aus ihnen, und unter Vorsitz des Doyens zusammentreten, um die nö- 
tigen Konstatierungen vorzunehmen. Sie werden die Regierung des Khedives 
von der Gefahr, welche sie erkennen, in Kenntnis setzen, damit dieselbe die 
geeigneten Maßregeln zum Schutze des Kanals und zur Sicherung seiner freien 
Benutzung ergreife.* 

Jedenfalls werden sie einmal jährlich zusammentreten, um die 
gehörige Durchführung des Vertrages zu konstatieren. Letztere Versammlungen 
werden unter dem Vorsitze eines zu diesem Zwecke von der kaiserlich 
ottomanischen Regierung zu ernennenden Spezialkommissars stattfinden. 



4) Die jüngsten Neutralitfltsregeln für den Bereich des Suezkanals vom 10. 2. 1904 abge- 
druckt im 14. Beiheft der Marine -Bandschau 1904 S. 240. 

5) Hierzu und «um 2. Absätze Tgl. Art. 6 des Vertrages vom *8. 4. 1804. 
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Auch ein Kommissar des Khedive kann an der Versammlung teilnehmen und im 
Falle der Abwesenheit des ottomanischen Kommissars den Vorsitz bei derselben 
führen. 

Die Agenten werden insbesondere die Einstellung jeder Arbeit, sowie die 
Zerstreuung jeder Ansammlung begehren , welche, möge sie auf einem oder dem 
anderen Ufer des Kanals stattfinden, die Beeinträchtigung der Freiheit und voll- 
ständigen Sicherheit der Schiffahrt zum Zwecke oder zur Folge haben könnte. 

Art. 9. Die ägyptische Regierung wird innerhalb der Grenzen ihrer 
Befugnisse, wie dieselben aus den Fermanen hervorgehen und unter den im 
gegenwärtigen Vertrage vorgesehenen Bedingungen, die erforderlichen Maß- 
regeln ergreifen, um der Durchführung dieses Vertrages Achtung zu 
verschaffen. 

Falls die ägyptische Regierung nicht über hinreichende Mittel hierzu ver- 
fügen sollte, wird sie sich an die kaiserlich ottomanische Regierung zu wenden 
haben, welche die erforderlichen Maßnahmen, um diesem Ansuchen zu ent- 
sprechen, treffen und die übrigen Signatarmächte der Londoner Deklaration vom 
17. März 1885 6 benachrichtigen, sowie, wenn nötig, sich mit ihnen diesbezüglich 
ins Einvernehmen setzen wird. 

Die Bestimmungen der Artikel 4, 5, 7 und 8 werden für die Maßnahmen, 
welche kraft des gegenwärtigen Artikels getroffen worden, kein Hindernis bilden. 

Art. 10. Ebenso werden die Bestimmungen der Artikel 4, 5, 7 und 8 
kein Hindernis für die Maßnahmen bilden, welche 8. M. der Sultan und S. H. 
der Khedive, im Namen S. k. Majestät, und innerhalb der Schranken der ihm 
verliehenen Fermane 7 , zu ergreifen genötigt wären, um durch ihre eigenen 
Kräfte die Verteidigung Ägyptens, sowie die Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ordnung zu sichern. 

Falls S. k. M. der Sultan, oder S. H. der Khedive, sich in der Notwen- 
digkeit befinden würden, von den im gegenwärtigen Artikel vorgesehenen Aus- 
nahmen Gebrauch zu machen, werden die Signatarmächte der Londoner Dekla- 
ration 6 von der kaiserlich ottomanischen Regierung hiervon benachrichtigt werden. 

Desgleichen ist wohlverstanden, daß die Bestimmungen der in Rede ste- 
henden vier Artikel in keinom Falle ein Hindernis für die Maßnahmen 
bilden werden, welcho die kaiserlich ottomanische Regierung zu ergreifen 
für nötig erachten wird, um durch ihre eigenen Kräfte die Verteidigung 
ihrer sonstigen, an der Ostküste dos Roten Meeres gelegenen Be- 
sitzungen zu sichern. 

Art. 11. Die Maßnahmen, welche in den durch Artikel 9 und 10 des 
gegenwärtigen Vertrages vorgesehenen Fällen gotroffen werden, dürfen die freie 
Benutzung des Kanals nicht hindern. 

In eben diesen Fällen bleibt es untersagt, entgegen den Bestimmungen 
des Art. 8, permanente Befestigungen zu errichten. 

Art. 12. Die h. v. T. kommen in Anwendung des, eine Grundlage des 
gegenwärtigen Vertrages bildenden Prinzipes der Gleichheit hinsichtlich 
der freien Benutzung dos Kanals darüber überein, daß keiner von ihnen 
Gebiets- odor Handelsvorteile, noch auoh Vorrechte in den etwa 
künftig bezüglich des Kanals abzuschließenden internationalen Vereinbarungen 
anstreben wird. — Die Rechte der Türkei als Territorialmacht sind jedoch vor- 
behalten. 

Art. 13. Außer den durch die Bestimmungen des gegenwärtigen Ver- 
trages ausdrücklich vorgesehenen Verbindlichkeiten erleiden die souveränen Rechte 
S. k. M. des Sultans, sowie die Rechte und Immunitäten S. H. des Khedivo, wie 
sie aus den Fermanon hervorgehen 7 , keinerlei Eintrag. 



6) Deklaration Ober dio u-yptischen Finanzen und die frei© Schiffahrt auf dorn Snezkanal: 
Martens* 11 S. 88. 

7) Über die rechtliche Natut der Firmane v. Grünau S. 191— 201. 



1889 



Nr. 68. Mädchenhandel. 



223 



Art. 14. Die h. v. T. vereinbaren, daß die aus dem gegenwärtigen Ver- 
trage fließenden Verbindlichkeiten durch die Ooltungsdauer der Konzessions- 
urkunden der Allgemeinen Suezkaual- Gesellschaft nicht begrenzt sein werden. 

Art. 15. Die Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrages werden 
kein Hindernis für die in Ägypten in Kraft stehenden Sanitätsmaßnahmen 
bilden. 

Art. 16. Die h. v.T. machen sich verbindlich, den gegenwärtigen Ver- 
trag den Staaten, welche denselben nicht unterzeichnet haben, unter Einladung 
zum Beitritte, zur Kenntnis zu bringen. 



Nr. 58. 

Mädchenhandel. 1 

Yertrag zum Schutze verkuppelter Personen — 15. November 1889. 

Vertragsstaaten: Deutsches Reich — Niederlande. 9 

Urtext: französisch. — Abdruck: RGBl. 1891 S. 850 (mit Übersetzung), Martens» 17 S. 343. 
Literatur: Bonfils 814; v. Liszt 35 II. 

Art. 1. Die Regierung S. M. des Deutschen Kaisers, Königs von Preußen, 
und die Königlich niederländische Regierung verpflichten sieb, innerhalb der ge- 
setzlichen Grenzen dahin zu wirken, daß die Frauen und Mädchen, welche 
Angehörige eines der beiden vertragschließenden Länder sind und sich in dem 
anderen Lande der Unzucht hingeben, einem Verhör zu dem Zweck unter- 
worfen werden , um festzustellen , woher sio kommen und wer sie bestimmt hat, 
ihr Heimatland zu verlassen. 

Die hiorüber aufgenommenen Verhandlungen sollen den Behörden des 
Landes, dos9en Aogehörigo die gedachten Frauen und Mädchen sind, mitgeteilt 
werden. 

Art. 2. Ebenso vorpflichten sich die vertragschließenden Teile, innerhalb 
der gesetzlichen Grenzen nach Möglichkeit dahin zu wirken, daß diejenigen 
unter diesen Frauen und Mädchen, welche gegen ihren Willen gonötigt 
werden, sich der Unzucht hinzugeben, auf ihren Antrag oder auf den Antrag 
derjenigen Personen, unter deren Gewalt sie stehen, aus dem Lande, in dem 
sie sich befinden, fortgeschafft und bis an die Grenze ihres Heimatlandes 
gebracht werden. 

Art. 3. Ferner verpflichten sich die vertragschließenden Teile, innerhalb 
der gesetzlichen Grenzen nach Möglichkeit dahin zu wirken, daß die nach 
don Gesetzen ihres Heimatlandes noch minderjährigen Mädchen, welche 
sich in dem anderen Lande freiwillig der Unzucht hingeben, auf den An- 
trag ihrer Eltern oder Vormünder nach ihrem Heimatlande heimge- 
schafft werden. 

Art. 4. Vor Ausführung der Heimschaffung einer der in Artikel 2 und 3 
erwähnten Personen soll die dazu berufene Verwaltungsbehörde durch Vermit- 



1) Einen größeren Kreis von Staaten zur Bekämpfung des MaUckenbandels vertraglich, zu- 
sainmeuzufassen, ist noch nicht gelungen. An einer zu diesem Zwecke vom 15. bis 25. Juli 1902 
in Paris abgehaltenen Eonforonz beteiligton sich sllmtlicho größeren Staaten Europas (keiner 
der Balkanstiiaten !) und Brasilien (nicht die V. St v. Amerika und nicht Argentinien). Das Er- 
gebnis der Beratungen waren nur „projets", die allerdings die Grundlage für bindendo Entschlie- 
ßungen abgeben könnten ; doutscho Übersetzung in d. Zeitschr. f. Straf rochtswissonsch. Bd. 23 S.822. 

2) Einen inhaltlich gloichon Vortrag hat das Doutecho Reich mit Belgien am 4. 9. 1890 
(RGBL 1891 S. 875, M.» 17 S. 589) abgeschlossen. 
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Grundsätzen bis dahin zuteil werde, wo ihre Rückkehr in die Heimat ohne Nach- 
teil für ihre und anderer Gesundheit geschehen kann. 

Ein |Ersatz der hierdurch oder durch die Beerdigung Verstorbener er- 
wachsenden Kosten kann gegen die Staats-, Gemeinde- oder andere öffentliche 
Sassen desjenigen der vertragenden Teile, welchem der Hilfsbedürftige angehört, 
nicht beansprucht werden. Für den Fall, daß der Hilfsbedürftige selbst, oder 
daß andere privatreebtlich Verpflichtete zum Ersatz der Kosten imstande sind, 
bleiben die Ansprüche an diese vorbehalten. 

Die vertragenden Teile sichern sich auch wechselseitig zu, auf Antrag 
der zuständigen Behörde die nach der Landesgesetzgebung zulässige Hilfe zu 
leisten, damit denjenigen, welche die Kosten bestritten haben, diese nach billigen 
Ansätzen erstattet werden. 

Art. 12. Der gegenwärtige Vertrag soll am 20. Juli 1890 in Wirksamkeit 
treten und bis zum 31. Dezember 1900 in Kraft verbleiben. 

Im Falle keiner der vertragenden Teile zwölf Monate vor dem Ablaufe 
des gedachten Zeitraumes seine Absicht, die Wirkungen des Vertrages aufhören 
zu lassen, kundgegeben haben sollte, bleibt derselbe in Geltung bis zum Ablaufe 
eines Jahres von dem Tage an, an welchem der eine oder der andere der ver- 
trgaenden Teile ihn gekündigt hat. 



Nr. 60. 

Brüsseler Antisklavereikonferenz. 

I. Generalakte vom 2. Juli 1890. 1 2 

Vertragsstaaten: Deutsches Reich*, Österreich- Ungarn, Belgien, Dänemark, 

Frankreich 1 *, Großbritannien, Italien, Kongostaat , Nieder- 
lande, Persien, Portugal, Rußland, Schweden «. Norwegen, 
Spanien, Türkei, V. St. r. Amerika, Zanxibar. 

Beigetreten ist: Liberia (1893) S " 

Urtext: französisch — Abdruck: RGBl. 1892 S. 605 (mit Übersetzung) , Martens 3 17 S. 345, 
625, Bd. 16 S.8, Staatsarchiv 54 S. 27 ( Verhandlungen Bd. 53). 

Literatur oben bei Nr. 13. Dazu Grünberg im HWStW. Vll 33G und die kurze „Denkschrift" 
in den Stenogr. Berichten des Reichstags 8. Legislaturperiodo 1. Session 1890/92 Anlageband IV 
S. 2697. Reiches Material zur Geschichte enthält das expose sommuire aus den Konferenzakten 
(hei Marten* « 16 S. 30). Descamps l'Afrique nouvelle 1903 S. 212, 542, 650 fg. 

Kapitel I. 

Länder des Sklavenhandels. Maßregeln, welche in den Gebieten zn 
treffen sind, in denen der Sklavenhandel seinen Ursprung hat 

Art. 1. Die Mächte erklären, daß die wirksamsten Mittel zur Be- 
kämpfung des Sklavenhandels im Innern Afrikas folgende sind: 

1. fortschreitende Organisation der Verwaltung, der Gerichtsbarkeit, 



1) Über frühere Abmachungen zur Unterdrückung des Sklavenhandels vgl. Nr. 2 JI, Nr. 4 
am Ende, Nr. 13 (Quintupolvertrag) u. Nr. 61 (Kongoakte). — Ausdehnung auf den Sudan Nr. 69. 

2) Lber den Geltungsbeglnu der Geueralakte die Anmerkung zu Art. 99. 

2») Mitteilung des Königlich Belgischen Ministeriums der auswärtigen Angelegenheiten an 
den Hemusk'nbor. 

3) Erläuterungen das Roichsmarineamts zum III. Kapitel vom 19. 1. 1695 (Manneverord- 
nuiigsblatt 1895 hinter S. 55). 

Zur Ausführung sind im Reiche ergangen: 
Das Gesetz betr. die Bestrafung des Sklavenraubes und Sklavenhandels v. 28. 7. 1895 (RGBl. 

Seite 425) , vgl. das Nähere bei Art. 5. 
Die kaiserliche Vorordnung v. 17. 2. 1893 (RGBl. 13) wegen Art. 49. 

Uber die in den deutschen Kolonien getroffenem Anordnungen gegen den Sklavenhandel vgl. 
Anm. 4, 5, 11, 19, 26. 

Zur Ergänzung: die für die Kolonien geltenden Auslieferungsverträge des Reiches mit Groß- 
britannien v. 5. 5. 1894 (RGBl. S. 535) und mit dem Kongostaate v. 25. 7. 1890 (RGBL 
1891 S. 91). Vgl. dazu Nr. 35 Anm. 1. 
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sowie der kirchlichen und militärischen«» Einrichtungen in den 
der Hoheit oder dem Protektorate der zivilisierten Nationen unterstellten 
Gebieten Afrikas; 

2. allmähliche Errichtung von Stationen im Innern seitens der Mächte, 
zu denen die betreffenden Gebiete im Abhängigkeitsverhältnis stehen, und 
zwar mit einer derart starken Besatzung, daß in den durch die Menschen- 
jagden verwüsteten Gebieten eiu kräftiger Schutz der Eingeborenen und 
eine wirksame Unterdrückung des Sklavenhandels ausgeübt werden können; 

3. Anlage von Straßen und namentlich Eisenbahnen, welche die 
vorgeschobenen Stationen mit der Rüste verbinden und einen bequemen 
Zugang zu den Binnengewässern und zu dem oberen Laufe der durch 
Schnellen und Katarakte unterbrochenen Strömo und Flüsse gestatten, 
um auf diese Weise billigere und schnellere Transportmittel an die Stelle 
des jetzt üblichen Trügerdienstes zu setzen; 

4. Einführung von Dampfschiffen auf den schiffbaren Flüssen des Innern 
und auf den Seen, sowie zu doren Unterstützung Anlegung von be- 
festigten Stützpunkten an den Ufern; 

5. Errichtung von Telegraphenlinien zur Sicherung der Verbindung der 
Stützpunkte und Stationen mit der Küste und den Verwaltungszentren; 

6. Organisation von Expeditionen und mobilen Truppenkörpern 8 *, 
welche die Verbindung der Stationen unter sich und mit der Küste auf- 
recht erhalten, bei der Unterdrückung des Sklavenhandels mitwirken und 
die Verkehrswege sichern; 

7. Beschränkung der Einfuhr der Feuerwaffen 11 , wenigstens der ver- 
vollkommneten , sowie der Munition in der ganzen Ausdehnung der von 
dem Sklavenhandel berührten Gebiete. 

Art. 2* Die Stationen, die von jeder der Mächte auf ihren Gewässern 
angeordneten Kreuzfahrten und die für diese als Schutzbäfen bestimmten Stütz- 
punkte haben, abgesehen von ihrer Hauptaufgabe, nämlich der Verhinde- 
rung der Sklavenjagden und der Absperrung der dem Sklavenhandel 
dienenden Straßen, noch folgende Nebenbestimmungen: 

1. den eingeborenen Völkerschaften, welche der Oberhoheit oder 
dem Schutz des Staates unterstellt sind, von dem die Station abhängig 
ist, sowie den unabhängigen Völkerschaften und bei drohender Gefahr 
zeitweise allen anderen als Schutz- und nötigenfalls Zufluchtsort 
zu dienen; die Völkerschaften der ersterwähnten Kategorie in den Stand 
zu setzen, zu ihrer eigenen Verteidigung beizutragen; die inneren Kriege 
zwischen den Stämmen auf schiedsrichterlichem Wege zu ver- 
mindern; dieselben mit Ackerbau und Gewerbe vertraut zu 
machon, um so ihren Wohlstand zu heben, sie zur Zivilisation zu er- 
ziehen und die Ausrottung barbarischer Bräuche, wio des Kanni- 
balismus und der Menschenopfer, heiboizuführen; 

2. Hilfe und Schutz den Handelsunternehmungon zu gewähron, 
deren Gesetzmäßigkeit zu überwachen, namentlich auch durch Kontrolle 
der Dienstverträge mit den Eingeborenen 4 , und die Gründung von 
dauernden Kulturzentren und Handelsniederlassungen vorzubereiten; 

3. ohne Unterschied des Kultus die bereits bestehenden odor noch zu be- 
gründenden Missionen zu schützen; 

4. für Krankenpflege zu sorgen und den Forschern sowie allen denen, 
die sich in Afrika an dem Werk der Unterdrückung des Sklavenhandels 
boteiligen, Gastfreundschaft und Hilfe zu gewähren. 



8*) RG. betr. die kaiserlichen Schatztruppen vom 18. 7. 1896 (RGBl. 658) § 1: 
Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit in den afrikanischen Schutz- 
gebieten , insbesondere zur Bekämpfung des Sklavenhandels, werden Schutztruppen verwendet . . . 
4) z. B. die Verordnung des Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika über die Abschliettang von 
Arbeitsverträgen mit Farbigen v. 12.11.1897 (Kol.ßl. 1898 S. 77; Zorn, Eolonialgesetzgebung 
S. 660): Vertrage über ländliche und gewerbliche Arbeitsleistungen von längerer als einmonatiger 
Dauer schriftlich vor der zuständigen kaiserlichen Behörde abzuschließen. 

15* 
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Art. 3. Die Mächte, welche in Afrika Souveränetätsrechte oder 
eine Sohutzherrschaft ausüben, verpflichten sich in Bestätigung und 
näherer Bestimmung ihrer früheren Erklärungen , nach und nach, je nachdem es 
die Umstände zulassen, sei es durch die oben erwähnten Mittel oder durch 
jedes andere, das ihnen zuträglich erscheinen sollte, die Unterdrückung des 
Sklavenhandels, eine jede in ihren bezüglichen Besitzungen und unter ihrer 
eigenen Leitung, zu betreiben. 6 So oft sie es für möglich erachten, werden sio 
denjenigen Mächten ihre guten Dienste leihen, welche in rein humanitärer Ab- 
sicht eine ähnliche Aufgabe in Afrika erfüllen sollten. 

Art. 4. Die Machte, welche Hoheitsrechto oder eine Schutzherrscbaft in 
Afrika ausüben, können gleichwohl die Verpflichtungen, die sie kraft Artikel 3 
übernehmen, insgesamt oder zum Teil an Gesellschaften, die mit Schutz- 
briefen versehen sind, übertragen. Sie bleiben nichtsdestoweniger direkt für 
die Verpflichtungen verantwortlich, welche sie durch die gegenwärtige General- 
akte eingehen, und stehen für die Ausführung derselben ein. 

Die Mächte versprechen den nationalen Vereinigungen und den indivi- 
duellen Bestrebungen, welche an der Unterdrückung des Sklavenhandels in ihren 
Besitzungen mitwirken wollen, Entgegenkommen, Hilfe und Schutz unter dem 
Vorbehalt ihrer vorgängigen und jederzeit widerruflichen Ermächtigung, ihrer 
Leitung und Beaufsichtigung, sowie unter Ausschluß jeder Ausübung von 
Hoheitsrechten. 

Art. 5. Die kontrahierenden Mächte verpflichten sich, sofern nicht 
schon durch Gesetze, die dem Geist des gegenwärtigen Artikels entsprechen, 
dafür Sorge getragen ist, innerhalb des Verlaufs von spätestens einem Jahre 
vom Tage der Unterzeichnung der gegenwärtigen Generalakte ab, ein Gesetz 
zu erlassen oder bei ihren betreffenden gesetzgebenden Körperschaften in Vor- 
schlag zu bringen, das einerseits die Bestimmungen ihier Strafgesetze über die 
schweren Vergehen gegen die Person auf die Veranstalter und Teilnehmer 
von Menschenjagden, auf diejenigen, welche sich der Verstümmelung von 
Erwachsenen und Kindern männlichen Geschlechts schuldig machen, und auf 
alle Teilnehmer am gewaltsamen Sklavenfange, sowie andererseits die Bestim- 
mungen über die Vergehungen gegen die persönliche Freiheit auf die Sklaven- 
händler, Führer und Transporteure, für anwendbar erklärt. 6 * 7 

Die Teilnehmer und Gehilfen der verschiedenen vorbezeichneten Kategorien 
der Sklavenfänger und -häudler sollen mit Strafen belegt werden, welche zu den 
durch die Täter verwirkten im Verhältnis stehen. 

Die Schuldigen, die sich der Rechtsprechung der Behörden 
des Landes entzogen haben, in welchem die Verbrechen oder Vergehen 
begangen sind, sollen entweder auf Grund der von den Behörden, welche die 
Gesetzosverletzung festgestellt haben , übermittelten Untersuchungsakten oder auf 



5) In den deutschen Kolonien sind wiederholt Erlasse gegen den Sklavenhandel er- 
gangen, so für üstafnka der Runderlaß v. 19.8. 18')« (Kol.BI S. 005; Zorn, Kolonialgesotzgobung 
S. «20, wo aber der wichtigo Eingang dos Erlasses fehlt) und v. 10. 12. 1902 (Deutsche Kolonial- 
gesetzgebung Bd. 6 S. 658) Über die Grundsätze für dio Bestrafung des Sklavenhandels an Farbigen 
usw., Belohnung für Anzeigen über Sklavenhandel. 

t>) Vgl. noch Art. 99. Dio Reichsregierung hatto auch — genau am 2. 7. — 1891 dem 
Reichstage einen Gesotzentwurf über dio Bestrafung dos Sklavenhandels zur verfassungsmäßigen 
Bofcchlulinahmo vorgelegt. Der Entwurf blieb am Schlüsse der Session unerledigt (Stonogr Berichte 
Anlagonband IV S. 2800). — Das Reichsgesetz vom 28. 7. 1895 (.Anm. 3> ist lediglich zur Erfüllung 
der Art. 68 und 67 ergangen, damit zwar auch dos Art. 59 Abs. 2, nicht aber erledigt es die Vor- 
behalte für Strafsatzungon in Art. 12, 19 Abs. 2 und 40; donn es bodroht nur die Mitwirkung 
an einem auf Sklaven raub gerichteten Unternehmen, den Betrieb des Sklavenhandels und die 
Mitwirkung bei der diesem Handel dienenden Beförderung von Sklaven (mit Zuchthaus und Gold- 
trafo bis zu 100 000 M.). Und Art. 89 Abs. 2 ? 

7) Eine Übersicht Über dio Strafgesotzgobung der außerdeutschen in Betracht kom- 
menden Staaten (Kongostaat, England, Frankreich, Italien, Niederlande, Portugal, Spanien) gibt 
der Bericht der Keichstagskommi6sion in den Stenogr. Berichten, 8 Legislaturperiode. 1. Session, 
Anlagenband VI S. 4322 und die Regierung in den Stenogr. Ber., 9. Legislaturperiode, 8. Session 
1894/05, AnJagenband 1 S. G87. Die übersieht ist nicht erschöpfend. Vor allem fehlt das tür- 
kische Gesetz von 1889 (vgl. Goneralakto Art. 68). — Wegen des Kongostaates vgl. jetzt Jaspar 
in der Stralgosetgebung der Gegenwart Bd. II S. 412. Über San sibar StA. 54 S. 79, Persien 
Anm. 27». 
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Grund jedes anderen Beweises ihrer Straffälligkeit auf Betreiben derjenigen 
Macht, in deren Bereich sie betroffen worden, in Haft genommen werden und 
ohne weitere Förmlichkeit zur Verfügung der für ihre Aburteilung kompe- 
tenten Gerichte gehalten werden. 8 

Die Mächte werden sich binnen möglichst kurzer Frist die bereits vor- 
handenen oder in Ausführung dos gegenwärtigen Artikels erlassenen Gesetze 
odor Verordnungen mitteilen. 8 

Art. 6. Dio infoige des Anhaltens oder der Auflösung eines Sklaven- 
transportes im Innern des Kontinents frei gewordenen Sklaven sollen, so- 
fern die Umstände es gestatten , in ihr Ueimatsland zurückgesandt werden; 
andernfalls soll ihnen die Ortsbohörde nach Möglichkeit die Beschaffung von 
Lebensmitteln und, falls sie es wünschen, die Niederlassung im Laude erleichtern. 9 

Art. 7. Jeder flüchtige Sklave, welcher auf dem Kontinent den 
Schutz der Signatarmäehto anruft, soll ihn erhalten und soll in ihren von 
Amts wegen errichteten Lagern und Stationen oder an Bord der die Seon und 
Flüsse befahrenden staatlichen Schiffe Aufnahme finden. Die Privatstationen und 
Privatschiffe sollen das Asylrecht nur unter Vorbehalt der vorgängigen staat- 
lichen Genehmigung ausüben dürfen. 

Art. 8. Da die Erfahrung aller Nationen, die mit Afrika in Beziehung 
stehen, gezeigt hat, welche verderbliche und hervorragende Rolle bei der Aus- 
übung des Sklavenhandels sowie bei den inneren Kriegen zwischen eingeborenen 
Stämmen die Feuerwaffen spielen, und da diese Erfahrung selbst klar erwiesen 
hat, daß die Erhaltung der afrikanischen Völkerschaften, deren 
Fortbestehen zu sichern der ausdrückliche "Wille der Mächte ist, 
vollkommen unmöglich ist, wenn hiusichtlich des Handels mit 
Feuerwaffen und Munition keine Einschränkungsmaßregeln getroffen 
werdon, so bestimmen die Mächte, daß, soweit es der gegenwärtige Zustand 
ihrer Grenzen ermöglicht, die Einfuhr von Feuerwaffen und besonders 
von gezogenen und vervollkommneten Gewehren, sowie von Schieß- 
pulver, Kugeln und Patronen, abgesehen von den im folgenden Artikel 
vorgosehenon Fällen und Bedingungen, in den zwischen dem 20. Grad 
nördlicher und dorn 22. Grad südlicher Breite gelegenen und westlich 
vom Atlantischen Ozean, östlich vom Indischen Ozean begrenzten Territorien 10 
und doren Depeudenzen einschließlich der längs dem Meeresufer bis auf 100 See- 
meilen von der Küsto entfernt belegenon Inseln verboten sein soll. 11 

Art. 9. Die Einfuhr von Feuerwaffen und Munition soll, falls sie 
in den Bereichen der Signatarmäehto, welche Souvoränetiitsrechte oder eine Schutz- 
herrschaft in Afrika ausüben, vorstattet werden soll, sofern noch keine gleichen 
oder strengeren Bestimmungen daselbst bestehen , für die im Artikel 8 bezeichnete 
Zone in folgender Woise gerogelt werden. 

Sämtliche importierte Feuerwaffen müssen auf Kosten, Risiko und Gefahr 
des Importeurs in einem öffentlichen, der Aufsicht der Staatsverwaltung unter- 
stellten Lagerhause deponiert werdeu. Eine Herausgabe der importierten 
Feuerwaffen und Munition aus dem Lagerhause darf ohne vorgängige Erlaubnis 
der Verwaltung nicht stattfinden. Diese Erlaubnis soll , abgesehen von den uach- 

8) Die Pflicht der Vertragsstaaten, einander bestimmte Anordnungen mitzuteilen oder 
gewisse Nachrichten zugehen zu lassen , ist wiederholt ausgesprochen : Art. 5 Abs. 4, 11, 61, 73, 91, 
95, besondora Mitteilungen an das Internationale Bureau in Sansibar Art. 27, 39, 41, 48, 49, 77 
Z. 4 und 5, 79. 

9) Wegen der befreiten Sklaven vgl. besonders Art. 8Gfg., 18, 72 und Anm. 25. 

In Deutsch-Ostafrika z. B. haben dio Verwaltungsbehörden in den jährlichen Berichten 
über 6klavensachen auch die Befreiung von Sklaven, nach den verschiedenen Gründon ge- 
sondert, nachzuweisen: vor allem durch Freikaur, Freilassung, amtliche Freiorklttrung , nach 
Art. 29, 62 dieser Akte und Befreiung auf Kriegszügon (Runderlaß vom 3. 12. 1898 in der deutschen 
KolonialgosGt/.gebung IV 4). 

10) In diese Zone fallen sämtlicho deutschon Kolonien in Afrika — von Südwest- 
ttfrika, das sich etwa vom 18. bis 28.6rad südlicher Breito erstreckt, jedoch nur der nördliche Teil 
(also ausgenommen u.a. schon Swakopmund, Windhuk) — . Erweiterung Art. 13. Vgl. Art. 90, 94. 

11) Eine Zusammenstellung der in den deutschen Kolonien über die Einführung von Schuß- 
waffen usw. ergangenen Verordnungen gibt v. Stongel, Die Rechtsverhältnisse der deutschen 
Schutegebiete 1901 § 18 S. 112—114; mehrere bei Zorn, Kolonialgesetzgebung S. 238 fg. 
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folgend bezeichneten Fällen, für alle Präzisions waffen, als gezogene Gewehre, 
Magazingewehre oder Hinterlader, ganz oder auseinandergenommen, nebst deren 
Patronen, Zündhütchen und anderem für dieselben bestimmten Munitionsbedarf 
verweigert werden. 

An Seehafenplätzen und unter Bedingungen, welche die nötige Sicherheit 
verbürgen , können die betreffenden Regierungen auch Privatlagerhäaser zulassen, 
dies jedoch nur für gewöhnliches Schießpulver und für Feuersteingewehre unter 
Ausschluß der vervollkommneten Waffen und deren Munition. 

Unabhängig von den seitens der Regierungen direkt für die Bewaffnung 
der öffentlichen Macht und für die Organisation ihrer Verteidigung getroffenen 
Maßregeln können besondere Ausnahmen verstattet werden für solche Personen, 
die eine hinreichende Sicherheit dafür gewähren, daß die ihnen ausgehändigte 
"Waffe nebst Munition nicht an Dritte vergeben, abgetreten oder verkauft wird, 
sowie für Reisende, die mit einer Bescheinigung ihrer Regierung versehen sind, 
dahin lautend, daß dio Waffe nebst Munition ausschließlich zu ihrer persön- 
lichen Verteidigung bestimmt ist. 

Jode Waffe soll in den im vorstehenden vorgesehenen Fällen von der 
Aufsichtsbehörde registriert und gestempelt werden; die letztere hat auch den 
in Frage kommenden Personen Erlaubnisscheine zum Tragen der Waffen auszu- 
stellen, mit der Angabe des Namens der zum Tragen der Waffe berechtigten 
Person und des Stompeis, mit welchem die Waffe versehen ist. Diese im Falle 
eiwiesenen Mißbrauchs widerruflichen Erlaubnisscheine sollen nur auf fünf Jahre 
ausgestellt, können jedoch wieder erneuert werden. 

Die vorstehende Bestimmung über die Deponierung im Lagerhause ist in 
gleicher Weise auf Schießpulver anzuwenden. 

Aus den Lagerhäusern dürfen für den Handel nur nichtgezogene 
Feuersteingewehre und gewöhnliches Schießpulver, sogenanntes „ Han- 
delspulver " herausgegeben werden. Bei jeder Herausgabo derartiger Gewehre 
und Munition zu Handelszwecken sollen die Ortsbehörden die Bezirke bestimmen, 
innerhalb deren diese Waffen und Munition verkauft werden können. Die vom 
Sklavenhandel berührten Distrikte sollen stets ausgeschlossen bleiben. Diejenigen 
Personen, welchen die Entnahme von Waffen oder Schießpulver aus den Lager- 
häusern verstattet worden ist, müssen sich verpflichten, der Verwaltungsbehörde 
alle sechs Monate genaue Listen mit der Angabe der Bestimmung der verkauften 
Feuerwaffen und des verkauften Schießpulvers, sowie des noch für den Ver- 
brauch restierenden Bestandes einzureichen. 

Art. 10. Die Regierungen werden alle Maßregeln treffen, welche sie für 
erforderlich erachten zur Sicherung einer möglichst vollständigen Durchführung 
der Bestimmungen über die Einfuhr, den Verkauf und den Transport von Feuer- 
waffen und Munition, sowio zur Verhinderung der Ein- uud Ausfuhr über ihro 
inneren Grenzen und der Durchfuhr nach den Gebieten, wo der Sklavenhandel 
herrscht. 11 

Die Durchfuhrerlaubnis darf innerhalb der Grenzen der im Artikel 8 
bezeichneten Zone nicht verweigert werden, wenn die Waffen und Munition 
durch das Gebiet einer Macht, welche dieso Akte gezeichnet hat oder derselben 
beigetreten ist und sich im Besitze der Küste befindet, nach im Innern gelegenen 
Gebieten überführt werden sollen, welche unter der Souveränetät oder dem 
Protektorat einer anderen Macht stehen, welche diese Akte gezeichnet hat oder 
derselben beigetreten ist, sofern nicht diese letztere Macht durch ihr eigenes 
Gebiet einen direkten Zugang zum Meere besitzt. Sollte dieser Zugang voll- 
ständig abgeschnitten soin, so darf die Durchfuhrerlaubnis ebensowenig vorent- 
halten werden. Jedem Transitgesuch muß eine von der Regierung der im Innern 
angesessenen Macht abgegebene Erklärung beigefügt sein, in welcher bezeugt 
wird, daß die besagten Waffen und Munition nicht zum Verkauf, sondern zur 
Verwendung bei den Behörden der betreffenden Macht oder für das zum Schutz 
der Missions- oder Handelsstationen notwendige Militär oder für namentlich in 
der Erklärung bezeichnete Personen bestimmt sind. Gleichwohl behält sich die 
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Territorialmacht der Küste das Recht vor, ausnahmsweise und provisorisch die 
Durchfuhr von Präzisionswaffen und Munition durch ihr Gebiet zu beanstanden, 
wenn wegen Unruhen im Innern oder anderer ernster Gefahren zu befürchten 
ist, daß durch die Beförderung der Waffen und Munition ihre eigene Sicherheit 
gefährdet werden kann. 

Art. 11. Die Mächte werden sich über den Vertrieb der Feuerwaffen und 
Munition, über die bewilligten Erlaubnisscheine und über die in ihren betreffen- 
den Gebieten getroffenen Repressionsmaßregeln Nachricht zugehen lassen. 8 

Art. 12. Die Mächte verpflichten sich, diejenigen Maßregeln zu treffen 
oder ihren betreffenden gesetzgebenden Körperschaften vorzuschlagen, welche 
nötig sind, um außer der Beschlagnahme und Konfiskation der verbotenen 
"Waffen und Munition eine Bestraf ung der Übertreter der Verbotsbestimmungen 
der Artikel 8 und 9 sowie ihrer Mitschuldigen herbeizuführen, sei es durch Gold- 
strafe, Freiheitsstrafe oder boides, entsprechend der Schwere der Übertretung 
und der Bedeutung des einzelnen Falles." 

Art. 13. Die Signatarmächte, welche in Afrika Besitzungen haben, die 
sich mit der im Artikel 8 begrenzten Zone berühren, verpflichten sich, Maß- 
regeln zu treffen, welche erforderlich sind, um die Einfuhr von Feuerwaffen 
und Munition über ihre Iniandgrenzen nach den Gebieten der besagten Zone zu 
verhindern, zum wenigsten die der vervollkommneten Gewehre und der Patronen." 

Art. 14. Die in den Artikeln 8 bis einschließlich 13 vereinbarte Regelung 
soll auf zwölf Jahre in Kraft bleiben. Dieselbo soll, falls keino der kon- 
trahierenden Parteien zwölf Monate vor Ablauf dieses Zeitraumes ihre Absicht, 
sie außer Wirksamkeit zu setzen, bekannt gegeben oder eine Revision beantragt 
haben sollte, auf zwei weitere Jahre verbindlich bleiben und so fort von 
zwei zu zwei Jahren. 

Kapitel II. 

Karawanenwege nnd Sklaventransporte zu Lande. 

Art. 15. Abgesehen von ihrer auf Unterdrückung des Sklavenhandels und 
Schutz gegen denselben an seinen Ursprungsstätten gerichteten Tätigkeit sollen 
die Stationen, die Kreuzfahrten und die Stützpunkte, deren Einrichtung im 
Artikel 2 vorgesehen ist, sowie alle anderen Stationen, welche gemäß Artikel 4 
von einer jeden Regierung in ihrem Bereiche errichtet oder anerkannt sind , noch 
außerdem die Aufgabe haben, soweit es die Umstände ermöglichen und je nach 
dem Fortschritt in der Oiganisation ihrer Verwaltung die auf ihrem Gebiete 
von den Sklavenhändlern benutzten Wege zu überwachen, die auf 
dem Marsche befindlichen Sklavenzüge anzuhalten oder dieselben so 
weit zu verfolgen, als sie gesetzlich dazu berechtigt sind. 6 

Art. 16. In den Küstengebieten, welche als Durchgangsplätze oder 
Endpunkte der aus dem Innern kommenden Sklaventransporte bekannt sind, so- 
wie an den Kreuzungspunkten der hauptsächlichsten Karawanen- 
straßen derjenigen Zone, welche der schon unter der Einwirkung souveräner 
oder Schutzrechte ausübender Mächte stehenden Küste benachbart ist, sollen 
innerhalb der Bedingungen und Vorbehalte des Artikels 3 seitens der Behörden, 
welchen die botreffenden Gebiete unterstehen, Stützpunkte errichtet werden, 
um von dort aus die Sklaventransporto abzufangen und die Sklaven in 
Freiheit zu setzen. 9 

Art. 17. An den Seehafenplätzen und in den der Küste benachbarten 
Gegenden sollen seitens der Ortsbehörden strenge Aufsichtsmaßregeln getroffen 
werden, um den Verkauf und die Einschiffung der aus dem Innern ausgeführten 
Sklaven, sowie die Bildung von Menschen jäger- und Sklavenhändlerbanden 
und deren Aufbruch nach dem Innern zu verhindern. 



12) Kein allcrsmoinM Oosotz von Reichs wegen (Anm. 6), aber genügend durch Verord- 
nungen in den einzelnen Kolonien eingegriffen (Anm. 11). 
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Die an der Küste oder in deren Nähe anlangenden Karawanen, sowie 
diejenigen, welche im Innern einen von der betreffenden Territorialmacht be- 
setzten Platz erreichen, sollen bei ihrer Ankunft einer eingehenden Kontrolle 
mit Bezug auf die Zusammensetzung ihres Personals unterworfen werden. Jede 
Person, von der sich erweist, daß sie eingefangen, gewaltsam entführt oder ver- 
stümmelt worden, sei es im Geburtslande oder unterwegs, soll in Freiheit ge- 
setzt werden. • 

Art. 18. In den Gebieten einer jeden der vertragschließenden Mächte 
soll dio Verwaltung verpflichtet sein, die befreiten Sklaven zu be- 
schützen, dieselben, wenn möglich, in ihre Heimat zurückzusenden, ihnen 
Existenzmittel zu beschaffen und besonders für die Erziehung und Unterbringung 
der verlassenen Kinder Sorgo zu tragen. 12 * 

Art. 19. Die im Artikel 5 vorgesehenen Straf bestimmungen sollen auf 
alle bei Ausübung des Sklaventransportes und des Sklavenhandels zu Lande be- 
gangenen Verbrechen und Vergehen in Anwendung kommen, sobald deren Be- 
gehung festgestellt ist. 

Jede Person, welche sich eine Bestrafung wegen einer in der gegen- 
wärtigen Generalakte vorgesehenen Übertretung zugezogen hat, soll zur 
Stellung einer Kaution verpflichtet werden, bevor sie wieder zu Handels- 
unternehmungen in den Ländern, wo der Sklavenhandel herrscht, zugelassen 
werden darf. 18 

Kapitel III. 

Unterdrückung des Sklavenhandels zur See." 8 

§ I. Allgemeine Beatimmungen. 

Art. 20. Die Signatarmächte halten es für zweckmäßig, gemeinsame Be- 
stimmungen zu erlassen, um die Unterdrückung des Sklavenhandels innerhalb 
derjenigen Meereszone, wo er noch besteht, in wirksamerer Weise zu sichern. 

Art. 21." Diese Zone wird begrenzt auf der einen Seite von den Küsten 
des Indischen Ozeans (einschließlich derjenigen des Persischen Meerbusens und 
des Roten Meeres), von Beludschistan bis zum Kap von Tangalane (Quiliraane), 
und anderseits von einer konventionellen Linie, welche zunächst dem Meridian 
von Tangalane bis zu dessen Schnittpunkt mit dem 26. Grad südlicher Breite 
folgt, sich hierauf mit diesem Parallelkreis vereinigt und dann östlich um die 
Insel Madagaskar führt, 20 Meilen von deren Ost- und Nordküste entfernt, 
bis sie den Meridian des Kaps Amber erreicht. Von diesem Punkt aus wird 
die Grenze der Zone durch eine in schräger Richtung nach der Küste von 
Beludschistan zurückführende Linie bestimmt, welche in einer Entfernung von 
20 Meilen vom Kap Ras-el-Had vorbeiführt" 

Art. 22." Diejenigen Signatar mächte der gegenwärtigen General- 
akte, zwischen welchen besondere Abmachungen behufs Unterdrückung 
des Sklavenhandels bestehen 16 , sind übereingekommen, die Klauseln dieser 
Abmachungen, welche das wechselseitige Recht des Besuchs, der Durchsuchung 



12») Vgl. Anm. 9. — Im Kongostaate bestehen besondere Kolonien von eingeborenen Kin- 
dern, die den Sklavenhändlern abgenommen oder von ihren Angehörigen verlassen sind (Jaspar 7 S 411). 

13) Bestimmungen für deutsche Kolonien fehlen m. W. Eine Verordnung des Gouverneurs 
von Ostafrika vom 80. 9. 1892 (Dontsche Kolonialgesotzgebung ] S. 893), die den Durchzug von 
Karawanen durch das Schutzgebiet von einer obrigkeitlichen Erlaubnis abhängig macht oder die 
Hinterlegung einer Sicherheit für den von den Teilnehmern der Karawane verursachten Schaden 
vorsieht, kann nicht hierhergezogen werden. 

14) Frankreich hat die Genoralakte nicht mit ihrem ganzen Inhalte rati- 
fiziert, vielmehr für die Art. 21, 22,23,42 — 61 weitere Vereinbarungen vorbehalten i RGBl. 1892 
8. 660). Über den Grund vgl. Nr. 13 Anm. 3 und Bonfils Nr. 408. Aber es handelt sich nach 
Art. 42, 45 der Genoralakte gar nicht mehr um oin Rocht zur Durchsuchung (droit de visite). son- 
dern nur um eine Prüfung dor Schiffspapiere. 

15) Die Zone umfaßt also den westlichen Teil des Indischen Ozeans, sie streift 
von doutschen Kolonien die ostafrikanische Küste (vgl. auch Anm. 4, 5, 9, 13, 19, 20), von 
den Landern der anderen Signatarmachte, was hervorzuheben ist, dio Küsten von Sansibar, die 
arabische und die persische Küste und umschließt Madagaskar. 

16) Wegen des Deutschon Reiches vgl. den Quintupelvertrag obon Nr. 13, überhaupt 
Art. 45 und besonders für Großbritannien das expose (oben „Literatur"). 
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und Beschlagnahme von Schiffen auf See betreffen [droit reciproque de visite, 
de rcoherche et de saisie des uavires en mer], auf die obgedachte Zone 
einzuschränken. 

Art. 28. 14 Dieselben Mächte sind gleichfalls darüber einig, daß das vor- 
erwähnte Recht auf Schiffe von weniger als 500 Tonnen Gehalt zu be- 
schränken ist. 

Diese Bestimmung soll einer Revision unterzogen worden, sobald die Er- 
fahrung eino solche notwendig erscheinen laßt. 

Art. 24. Alle anderen Bestimmungen der zwischen den besagten Mächten 
behufs Unterdrückung des Sklavenhandels vereinbarten Abmachungen bleiben 
in Kraft, soweit sie durch die gegenwärtige Generalakte nicht verändert werden. 18 

Art. 25. Die Signatarmächte verpflichten sich, wirksame Maßregeln zu 
treffen, um die mißbräuchliche Führung ihrer Flagge 17 , sowie den Sklaven- 
transport auf denjenigen Schiffen zu verhindern, welche berechtigt sind, ihre 
Flagge zu führen. 

Art. 26. Die Signatarmächte verpflichten sich, alle diejenigen Maßregeln 
zu treffen, welche erforderlich sind, um den pünktlichen Austausch der zur 
Ermittelung der den Sklavenhandel betreibenden Personen geeigneten Auskünfte 
zu erleichtern. 18 

Art. 27. Mindestens ein Internationales Bureau 18 soll errichtet werden; 
dasselbe soll seinen Sitz in Zanzibar haben. Die hohen vertragschließenden 
Teile verpflichten sich, alle im Artikel 41 bezeichneten Dokumente sowie Aus- 
künfte jeder Art, welche geeignet sind, zur Unterdrückung des Sklaven- 
handels beizutragen, an dasselbe gelangen zu lassen. 

Art. 28. Ein jeder Sklave, welcher sich an Bord eines unter dor 
Flagge einer der Signatarmächte fahrenden Kriegsschiffes geflüchtet hat, 
soll unverzüglich und ohne Vorbehalt die Freiheit erhalten; er kann aber hier- 
durch nicht dorn zuständigen Richter entzogen werden, falls er ein Verbrechen 
oder Vergehen im Sinne des gemeinen Rechts begangen hat. 

Art. 29. Ein jeder wider seinen Willen an Bord eines einheimischen 
Schiffes zurückgehaltene Sklave soll das Recht haben, seino Freiheit zu bean- 
spruchen. 

Derselbe soll von jedem Beamten einer der Signatarmächte, welchem die 
gegenwärtige Generalakto das Recht verleiht, den Personalbestand an Bord der 
besagten Schiffe zu kontrollieren , für frei erklärt werden können 9 , ohne daß eine 
solche Befreiung ihn dem zuständigen Richter entzieheu kann, wenn er ein 
Verbrechen oder Vergehen im Sinne des gemeinen Rechts begangen hat. 

§ II. Regulativ, betreffend die Führung der Flagge und die Überwachung 

durch die Kreuzerschiffe. 

1. Vorschriften über die Verloihung des Flaggenrechts an 
einheimische Schiffe, für die Musterrollen und für die Listen der 

schwarzen Passagiere. 

Art. 80. Die Signatarmächte verpflichten sich, innerhalb der im Artikel 21 
angegebenen Zone die zum Führen ihrer Flagge berechtigten ein- 
heimischen Schiffe, sowie die von denselben vermittelten Handelsunter- 
nehmungen streng zu überwachen. 18 



17) Kein Sondergesetz. In Betracht kommt nur das HO. Uber das Flaggenrocht der Kauf- 
fahrteischiffe vom 22.6. 1899 mit ergänzenden BestimmunRon ; Überwachungspflicht der Reichs- 
konsuln § 30 des Konsulatsgesetzos vom 8. U. 1867. über die „einheimischen" Schiffe Art. 30 fg. 
Vgl. noch Antn. 24. 

18) Ober das „internationale maritime Bureau" Art. 7-1 fg., Mitteilungspflicht Art. 77. 

19) Nach | 10 des Schntzgebiotsgesetzos vom 10. 9. 1900 (ebenso schon § 7 des Schutz- 
gebietsgesotzes vom 9. 3. 18S8j können durch kaiserliche Verordnung Eingeborene der Schutz- 
gebiete in Beziehung auf das Becht zur Führung der Reichsflagge den Reichjangohürigon 
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Art. 81. " Die Bezeichnung „einheimisches Schiff [bätiment in- 
digene] findet auf solche Schiffe Anwendung, welche eine der beiden folgenden 
Bedingungen erfüllen: 

1. sie müssen eine einheimische Bauart und Takelung zeigen; 

2. von der Besatzung müssen der Kapitän und die Mehrzahl der Matrosen 
Eingeborene eines der vom Indischen Ozean, vom Roten Meer oder vom 
Persischen Meerbusen bespülten Länder sein. 

Art. 32. Das Recht, die Flagge einer der genannten Mächte zu 
führen, soll den einheimischen Schiffen künftig nur verliehen werden, wenn 
sie gleichzeitig den folgenden drei Bedingungen entsprechen: 

1. die Reeder oder Schiffseigner müssen Untertanen oder Schutzbefohlene 
derjenigen Macht sein, deren Flagge sie führen wollen; 

2. sie sind gehalten, nachzuweisen, daß sie im Bereich der Behörde, an 
welche ihr diesbezügliches Gesuch gerichtet ist, Grundeigentum besitzen, 
oder eine genügende Kaution zu stellen zur Sicherheit für die otwa von 
ihnen verwirkten Geldstrafen; 

3. die besagten Reeder oder Schiffseigner sowie der Kapitän des betreffenden 
Schiffes müssen den Nachweis erbringen, daß sie sich eines guten Rufes 
erfreuen und insbesondere noch niemals sich wegen Sklavenhandels eine 
Verurteilung zugezogen haben. 

Art. 33. Die bewilligte Berechtigung muß jedes Jahr erneuert werden. 
Dieselbe soll jederzeit von derjenigen Macht, deren Flagge das Schiff führt, zeit- 
weilig aufgehoben oder zurückgezogen werden können. 

Art» 34. Die Berechtigungsurkunde soll die zum Erweis der Identität 
des betreffenden Schiffes erforderlichen Augaben enthalten. Der Kapitän hat die- 
selbe in Gewahrsam zu nehmen. Der Name des einheimischen Schiffes sowie 
dessen Tonnongehalt sollen am Heck in eingelegten und bemalten lateinischen 
Buchstaben angegeben sein; der oder die Anfangsbuchstaben seines Heimats- 
hafens nebst der Registernummer dos Nummeruverzeichnisses dieses Hafens 
sollen in schwarzer Farbe auf dio Segel gedruckt werden. 

Art. 35. In dorn Abgangshafen soll dem Kapitän des betreffenden Schiffes 
seitens der Behörde derjenigen Macht, doren Flagge es führt, eine Musterrolle 
ausgeantwortet werden. Dieselbe soll bei jeder neuen Ausreise des Schiffes oder 
spätestens nach Verlauf eines Jahres und in Gemäßheit folgender Bestimmungen 
erneuert werden: 

1. die Musterrolle muß bei der Abfahrt von der Behörde, die sie ausgeant- 
wortet hat, geprüft sein; 

2. kein Schwarzer soll auf einem Schiffe als Matrose eingestellt werden 
können, ohne daß zuvor von der Behörde deijenigen Macht, deren Flagge 
das Schiff führt, oder, in Ermangelung dieser, von der betreffenden 
Territorialbehörde ein Verhör mit ihm vorgenommen worden ist, um fest- 
zustellen, daß er ein freies Vertragsverhältnis eingeht; 

3. diese Behörde soll darauf achten , daß die Zahl der Matrosen oder Schiffs- 
jungen zum Tonnengehalt und zum Takelwerk der Schiffe nicht außer 
Verhältnis stehe; 



gleichgestellt wordon. Nach der kaiserlichon Verordnung v. 28. 7. 1891 (Deutsche Kolomalgosetz- 
gobung I 4SI) ist in Ostafrika dem Gouvernour der Erlaß näherer Bestimmungen übor das Rocht 
zur Flaggenehrung übertragen worden. Solche Erlasse über Flaggenehrung, ferner auch über das 
Fla^enattest. Musterrollen und Passagierlisten sind für Ostafrika in den Jahren 1893, 1895 und 
1803 ergangen (Deutsche Kolonialgesetzgebung Q 6, 26, 35, 154, III 118). 

Für diejenigen Personen, donen die ostafrikanische Landesangehörigkeit ver- 
liehen worden ist, ist die in der Verordnung vom 28.7. 1891 vorgesehene besondere Krlaubnis nicht 
erforderlich (kaiserl. Ve rorün. vom 24. lü. 1903, Kol.-Bl. S. 673, Deutsche Kolonialfsosetzg. VII 227). 

20) Die Art. 12 — 40 sind, abgesehen von den selbstverständlichen Abweichungen, wörtlich 
Triedprsopreben in der Verordnung dos Gouverneurs von Deutsch-Ostafrika vom 1. 3. 1893 (Kol.-Bl. 
8. 215, Deutsche Kolonialgosetzgobung II 6) §§ 1—10, 13. Auf Übertretung der Verordnung ist 
Gefüngnis bis tu 1 Monat odor Goldstrafe bis zu 100 Rupien angedroht. — Die in den Art. 86, :J6, 
37, 38 erwähnte „Behörde«' oder „Tomtorialbehürde " ist in Üstafrika dio Zollbehörde. 
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4. die Behörde, wolche die betreffenden Personen vor ihrer Abfahrt in Verhör 
genommen, soll dieselben in die Musterrolle eintragen, wo sie in der 
Weise aufzuführen sind , daß neben dem Namen eines jeden eine allge- 
meine Beschreibung seiner Person vermerkt wird; 

5. um Unterschiebungen um so sicherer zu verhüten, können die Matrosen 
außerdem mit einer Unterscheidungsmarke versehen werden. 

Art. 36. "Wenn der Kapitän des Schiffes schwarze Passagiere ein- 
zuschiffen wünscht, so muß er davon der Behörde derjenigen Macht, 
deren Flagge das Schiff führt, oder, in Ermangelung dieser, der Territorial- 
behörde Anzeige machen. Die Passagiere aollen in ein Verhör genommen 
und, wenn sich herausstellt, daß sie sich freiwillig eingeschifft haben, in ein 
besonderes Verzeichnis eingeschrieben werden, welches neben dem Namen eines 
jeden auch dessen Signalement aufweist und insbesondere die Größe und das 
Geschlecht angibt. Kinder vou Schwarzen dürfon als Passagiere nur dann zu- 
gelassen werden, wenn sie von ihren Eltern oder vou Personen von notorischer 
Ehrenhaftigkeit begleitet sind. Bei der Abfahrt soll das Verzeichnis der Passa- 
giere nach erfolgtem Aufrufe derselben von der vorerwähnton Behörde visiert 
werden. 

Art* 37* In jedem Anlege- oder Bestimmungshafen soll der Kapitän des 
Schiffes bei der Ankunft der Bohördo derjenigen Macht, deren Flagge das Schiff 
führt, und, in Ermangeluug dieser, der Territorialbehörde die Musterrolle und 
nötigenfalls die zuvor ausgestellten Verzeichnisse der Passagiere vorlegen. Die 
Behörde soll die an dem Bestimmungsorte angelangten oder in einem Anlege- 
hafen sich aufhaltenden Passagiere kontrollieren und ihre Ausschiffung in dem 
Verzeichnis vermerken. Bei der Abfahrt soll dieselbe Behörde abermals ihr 
Visa auf die Musterrolle und auf das Verzeichnis setzen und die Passagiere 
aufrufen. 

Art. 38. An der afrikanischen Küste und auf den anliegenden In- 
seln darf kein schwarzer Passagier außerhalb der Örtlichkeiten, wo 
eine Behörde der Signatarmächte ihren Sitz hat, an Bord eines ein- 
heimischen Schiffes eingeschifft werden. 

In der ganzen Ausdehnung der im Art. 21 vorgesehonon Zone darf kein 
schwarzor Passagier anders als an oinem Platze, wo eine Behörde der hohen 
vertragschließenden Teile ihren Sitz hat und ohne daß diese Behörde der Aus- 
schiffung beiwohnt, von einem einheimischen Schiffe ausgeschifft werden. 

Wenn Fälle von höherer Gewalt die Übertretung dieser Bestimmungen 
veranlaßt haben sollten, soll die Behörde derjenigen Macht, deren Flagge das 
betreffende Schiff führt, oder, in Ermangelung diesor, die Territorialbehörde des- 
jenigen Hafens, in welchem das verdächtige Schiff angelegt hat, solche einer 
Prüfung unterziehen. 

Art. 39. Die Vorschriften der Artikel 35, 36, 37 und 38 sollen keine 
Anwendung finden auf Schiffe, welche kein Volldeck haben, deren Schiffs- 
mannschaft sich höchstens auf zehn Personen beläuft und welche einer der 
beiden folgenden Bedingungen entsprechen: 

1. ausschließlich dem Fischfang auf den Territorialgewässern nachgehen; 

2. den kleinon Küstenhandel zwischen den verschiedenen Hafenplätzen der- 
selben Territorialmacht betreiben, ohne sich auf mehr als fünf Meilen von 
der Küsto zu entfernen. 

Diese verschiedenen Schiffe sollen, je nach Lage des Falles, von der 
Landesbehörde oder der Konsulatsbehörde einen besonderen Erlaubnisschein er- 
halten, welcher jedes Jahr zu erneuern ist, unter den im Artikel 40 vorgesehenen 
Bedingungen widerrufen werden kann, und von dem nach dem Formular der 
Anlage der gegenwärtigen Generalakto " dem Internationalen Auskunftsbureau 
Kenntnis zu geben ist. 



21) Formular für die '„autorisation de nariguer au petit cabotaso sur la eöte oriontalo 
d'Afrique" abgedruckt im RGBl. 1892 S. 667. 
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Art. 40. Alle Fälle von Sklavenhandel oder von versuchtem Sklaven- 
handel, welche dem Kapitän, dem Reeder oder dem Eigner eines Schiffes, das 
berechtigt ist, die Flagge eines der Signatarmächte zu führen, oder die im 
Artikel 39 vorgesehene Erlaubnis erhalten hat, gesetzlich nachgewiesen sind, 
sollen die unverzügliche Zurücknahme dieser Berechtigung oder dieser Er- 
laubnis nach sich ziehen. Alie Übertretungen der Vorschriften des § 2 des Ka- 
pitels III sollen außerdem mit den in den besonderen Gesetzen und Verord- 
nungen einer jeden der vertragschließenden Mächte angedrohten Strafen bestraft 
werden. 6 

Art. 41. Die Signatarmächte verpflichten sich, bei dem Internatio- 
nalen Auskunftsbureau 18 die Modellformulare für die nachstehenden 
Urkunden niederzulegen 11 : 

1. die Urkunde über die Berechtigung zur Führung der Flagge; 

2. die Musterrolle; 

3. das Verzeichnis der schwarzen Passagiere. 

Diese Urkunden, deren Fassung je nach der Verschiedenheit der einem 
jeden Lande eigentümlichen Vorschriften wechseln kann, müssen stets die fol- 
genden, in einer europäischen Sprache abgefaßten Nachweise enthalten: 

I. "Was die Berechtigung zur Führung der Flagge betrifft: 

a) den Namen, den Tonnengehalt, die Takelung und die hauptsächlichsten 
Angaben über die Kaum Verhältnisse des Schiffes; 

b) die Registernummer und den Signalbuchstaben des Heimatshafens; 

c) das Datum der Erteilung des Erlaubnisscheins sowie die amtliche 
Eigenschaft des Ausstellers. 

II. Was die Musterrollen betrifft: 

a) den Namen des Schiffes, des Kapitäns und des Reeders oder der 
Eigner; 

b) den Tonnengehalt des Schiffes; 

c) die Registernummer und den Heimatshafen des Schiffes, den Be- 
stimmungsort desselben sowie die im Artikel 25 im einzelnen ange- 
gebenen Nachweise. 

III. Was die Verzeichnisse der schwarzen Passagiere betrifft: 

den Namen des Schiffes, das dieselben befördert, sowie die im Ar- 
tikel 36 behufs sicherer Feststellung ihrer Identität angeordneten An- 
gaben. 

Die Signatarmächte werden dio erforderlichen Maßregeln troffen, damit 
die Territorialbehörden oder ihre Konsuln beglaubigte Abschriften von einer 
jeden Ermächtigung, ihre Flagge zu führen, sobald eine solche erteilt worden 
ist, sowie auch eine Benachrichtigung über die Zurücknahme einer jeden solchen 
Ermächtigung dem bezeichneten Bureau übersenden. 

Die Vorschriften des gegenwärtigen Artikels betreffen nur die für die 
einheimischen Schiffe bestimmten Papiere. 

2. Die Sistierung verdächtiger Schiffe. 14 

Art. 42. Wenn die kommandierenden Offiziere von Kriegs- 
schiffen einer der Signatarmächte Grund haben anzunehmen, daß ein 
Schiff von weniger als 500 Tonnen Gehalt", innerhalb der vorbezeich- 
neten Zone betroffen, dem Sklavenhandel dient oder sich der mißbräuch- 
lichen Führung einer Flagge schuldig macht, so können sie eine Prüfung der 
Schiffspapiere vornehmen fverification des papiers de bord). 

Der gegenwärtige Artikel soll keine Veränderung der gegenwärtigen 
Jurisdiktionsverhältnisse in den Territorialgewässern begründen.* 0 



22) Vgl. Art. 23 der Generalakto. 

23) d. h. in den Territoridl^wlissom bosteht das Durchsuchunssrecht nur für die Kriegs- 
schiffe des Territorialstaate». Wegen der Territorial gewässer vgl. die „Erläuterungen" (Anin. 8). 
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Art. 48. Zu dem gedachten Zweck kann ein von einem Schiffsoffizier in 
Uniform befehligtes Boot an Bord des verdächtigen Schiffes geschickt werden, 
nachdem dieses vorher angerufen und von diesem Vorhaben in Kenntuis gesetzt 
worden ist. 

Der an Bord des angehaltenen Schiffes gesandte Offizier soll mit der 
größtmöglichen Rücksicht und Schonung vorgehen. 

Art. 44. Die Prüfung der Schiffspapiere soll in der Untersuchung der 
folgenden Dokumente bestehen, nämlich: 

1. der im Artikel 41 erwähnten Papiere bei den einheimischen Schiffen; 

2. der in den verschiedenen fortbestehenden Verträgen oder Vereinbarungen 
vorgeschriebenen Dokumente bei den übrigen Schiffen. 

Die Prüfung der Schiffspapiere ermächtigt zum Aufruf der Schiffsmann- 
schaft und der Passagiere nur in den Fällen und nach den Bestimmungen des 
folgenden Artikels. 

Art. 45. Die Prüfung der Schiffsladung oder die Durchsuchung 
[l'enquete sur le chargement du bätiment ou la visite] darf nur bei den unter 
der Flagge derjenigen Mächte fahrenden Schiffen stattfinden, welche 
die im Artikel 22 angezogenen besonderen Vereinbarungen abgeschlossen 
haben oder abschließen sollten, und nur in Übereinstimmung mit den Vor- 
schriften dieser Vereinbarungen. 18 

Art. 46. Vor dem Verlassen dos angehaltenen Schiffes soll der Offizier 
in den Formen und in der Sprache des Landes, welchem er angehört, ein 
Protokoll aufnehmen. 

Dieses Protokoll muß von dem Offizier mit Datum und Unterschrift ver- 
sehen werden und soll den Sachverhalt feststellen. 

Der Kapitän des angehaltenen Schiffes sowie die Zeugen sollen das Recht 
haben, dem Protokoll irgend welche von ihnen für nützlich erachteten Erklä- 
rungen beifügen zu lassen. 

Art. 47. Der Befehlshaber eines Kriegsschiffes, welcher ein unter 
fremder Flagge fahrondes Schiff angehalten hat, muß in allen Fällen bei seiner 
Regierung einen Bericht darüber mit der Angabe der Gründe seines Vorgehens 
einreichen. 

Art. 48. Eine Inhaltsangabe dioses Berichtes nebst einer Abschrift des 
von dem an Bord des angehaltenen Schiffes geschickten Offizier aufgenommenen 
Protokolls soll sobald als möglich an das Internationale Auskunfts- 
bureau 18 befördert werden, welches dieselben alsdann an die nächste Kon- 
sulats- oder Territorialbehörde derjenigen Macht, deren Flagge das auf der Fahrt 
angehaltene Schiff geführt hat, mitteilen wird. Duplikate dieser Urkunden sollen 
in den Archiven des Bureaus in Verwahrung zurückbehalten werden. 

Art. 49. 24 Wenn in Ausübung der in den vorhergehenden Artikeln er- 
wähnten Aufsichtsmaßregoln der Befehlshaber des Kreuzers sich davon 
überzeugt, daß an Bord ein Fall von Sklavenhandel während der Fahrt 
vorgekommen ist, oder daß gegen den Kapitän oder den Reeder unumstößliche 
Beweise für die Begründung einer Anklage wegen mißbräuchlicher Flaggen- 
führung, wegen Unterschleifs oder Teilnahme am Sklavenhandel vorliegen, so 
soll er das angehaltene Schiff in den nächsten Hafen der Zone 
führen, in welchem sich eine zuständige Behörde derjenigen Macht 
hefindot, deren Flagge geführt worden ist. 

Jede Signatarmacht verpflichtet sich, in der Zone diejenigen Territorial- 
oder Konsulat8bohörden oder besonders delegierten Personen, welche in den 
oben vorgesehenen Fällen zuständig sein sollen, zu bezeichnen und dem Inter- 
nationalen Auskunftsbureau 18 bekannt zu geben. 

Das verdächtige Schiff kann auch einem Kreuzerschiff seiner Kation über- 
geben werden, falls dieses letztere einwilligt, dasselbe zu übernehmen. 



2A) Abschrift des Urteils an das Internationale Bureau nach Art. 77 Ziffer 4. 
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3. Ton dem Untersuchungs- und Spruch verfahren hei der 
Sistierung von Schiffen. 14 -* 8 

Art. 50. Die im vorstehenden Artikel gedachte Behörde, welcher das an- 
gehaltene Schiff überantwortet worden ist, soll nach den Gesetzen und Vor- 
schriften ihrer Nation in Gegenwart eines Of fiziers des fremden Kreuzor- 
schiffes zu einem ausführlichen Untersuchungsverfahren schreiten. 

Art. 51. Wenn diese Untersuchung ergibt, daß ein Fall von mißbräuch- 
licher Flaggenführung vorliegt, so soll das angehaltene Schiff der 
Verfügung desjenigen verbleiben, welcher dasselbe aufgebracht hat. 

Art. 52. Wenn die Untersuchung ergibt, daß ein Fall von Sklaven- 
handel vorliegt, sofern nämlich zum Verkauf bestimmte Sklaven an Boid ge- 
wesen, oder daß andere, in den besonderen Vereinbarungen vorhergesehene 
Fälle von Sklavenhandel vorliegen, so soll das Schiff und seine Ladung 
unter Aufsicht derjenigen Behörde, welche die Untersuchung ge- 
leitet hat, sequestriert bleiben. 

Der Kapitän und die Schiffsmannschaft sollen den in den Art. 54 und 56 
bezeichneten Gerichtshöfen überwiesen werden. Die Sklaven sollen in Frei- 
heit gesetzt werden, sobald ein Urteil ergangen ist. 9 

In den in diesem Artikel vorgesehenen Fällen soll über die Sklaven ent- 
sprechend den zwischen den Signatarmächten abgeschlossenen oder abzuschließen- 
den besonderen Vereinbarungen verfügt werden. In Ermangelung solcher Ver- 
einbarungen können die besagten Sklaven der Ortsbehörde zugestellt werden, 
um, wenn es möglich ist, in ihr Heimatsland zurückgeschickt zu werden ; andern- 
falls soll ihnen diese Behörde, soviel von ihr abhängt, zur Beschaffung von 
Lebensmitteln und, wenn sie es wünschen, zur Niederlassung im Lande be- 
hilflich sein. 

Art. 53. Wenn die Untersuchung ergibt, daß das Schiff zu Unrecht 
angehalten worden ist, so soll dasselbe einen unzweifelhaften Rechtsanspruch 
auf eine dem Schaden, den das von seiner Fahrt abgebrachte Schiff erlitten, 
entsprechende Entschädigung haben. 2 * 

Der Betrag dieser Entschädigung soll von der Behörde, welche die Unter- 
suchung geleitet bat, festgesetzt werden. 

Art. 51. Falls der Offizier des aufbringenden Schiffes sich nicht bei den 
Entscheidungen des in seiner Gegenwart vorgenommenen Untersuchungsverfahrens 
beruhigen sollte, so ist die Angelegenheit dem Gerichtshof derjenigen Nation zu 
übertragen, deren Flagge das aufgebrachte Schiff geführt hat. 

Von dieser Regel soll eine Ausnahme nur für den Fall eintreten, daß 
über den Betrag der im Artikel 53 vorgesehenen Entschädigung eine Meinungs- 
verschiedenheit entstehen sollte; in diesem Falle soll der Betrag gemäß den 
Bestimmungen des folgenden Artikels durch Schiedsspruch festgesetzt werden. 

Art. 55. Der Offizier des aufbringenden Schiffes und die Behörde, welche 
die Untersuchung geleitet hat, sollen beiderseits binnen 48 Stunden je einen 
Schiedsrichter vorsehlagen , und dieso beiden Schiedsrichter sollen ihrerseits 
binnen 24 Stunden einen Obmann wählen. Die Schiedsrichter müssen, soweit 
als möglich, aus den diplomatischen, konsularischen oder richterlichen Beamten 
der Signatarmächte gewählt werden. Die bei den vertragschließenden Regie- 
rungen in Sold stehenden Eingeborenen sind ausdrücklich ausgeschlossen. Die 
Entscheidung erfolgt nach Stimmenmehrheit Sie soll eine endgültige sein. 

Wenn das Schiedsgericht nicht in den angegebenen Fristen gebildet ist, 
soll sich das Verfahren wegen der Entschädigung und der Schadensfestsetzung 
nach den Bestimmungen des Artikels 58 Absatz 2 richten." 



36) Für das Verfahren gegen ein unter deutschor Flagge fahrendes Schiff, das gemäß Art. 49 
▼on. dem Befehlshaber eines fremden Kreuzers anzuhalten und in einen Hafen des Schutz^c-biotc-s 
(▼gl. Anm. 15) geführt worden ist, trifft eine kaiserliche Verordnung vom 17. 2. 1898 (RGBl. 18) 
Bestimmungen, die sich den Art. 60 fg. des III. Kapitels möglichst anpassen. Sie enthalten in- 
dessen nichts Uber einen Schiedsspruch (Art. 56) und über die Zusprechung des Schiffes nach 
Art. 69 Abs. 1. — Vgl. noch die „Erläuterungen" (Anm. 8). 
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Art. 56. Die streitigen Fälle werden sobald als möglich dem Gerichts- 
höfe der Nation überwiesen, deren Flagge die Angeschuldigten ge- 
führt haben. Indessen können die Konsuln oder jede andere derselben Nation 
wie die Angeschuldigten zugehörige Behörde, sofern sie besonderen Auftrag 
hierzu erhalten haben, durch ihre Regierang ermächtigt werden, an Stelle der 
betreffenden Gerichtshöfe Recht zu sprechen. 

Art. 57. Das Verfahren sowohl als das Urteil in betreff der Über- 
tretungen der Bestimmungen des Kapitels III sollen stets so summarisch ge- 
halten sein, als es die Gesetze und Verordnungen verstatten, welche in den den 
Signatarmächten unterstellten Gebieten in Kraft sind. 

Art. 58. 14 Ein jedes Urteil des nationalen Gerichtshofes, oder der im 
Artikel 56 bezeichneten Behörden, welches dahin lautet, daß das angehaltene 
Schiff nicht dem Sklavenhandel nachgegangen ist, soll auf der Stelle voll- 
zogen und demgemäß dem betreffenden Schiffe volle Freiheit gegeben worden, 
seine Fahrt fortzusetzen. 

In diesem Falle soll der Kapitän oder der Reeder des ohne gesetzlichen 
Grund angehaltenen oder Beeinträchtigungen ausgesetzten Schiffes einen Rechts- 
anspruch auf Schadensersatz haben, dessen Betrag durch Vereinbarung der 
unmittelbar interessierten Regierungen oder durch Schiedsspruch festgesetzt und 
innerhalb einer Frist von sechs Monaton , vom Tage des die Beschlagnahme auf- 
hebenden Urteils an gorechnet, erstattet werden soll. 

Art. 59. Im Falle einer Verurteilung soll das sequestrierte Schiff 
zugunsten dessen, dor es aufgebracht hat, für gute Prise erklärt 
werden." 

Der Kapitän, die Schiffsmannschaft und alle anderen für schuldig erkannten 
Personen sollen je nach der Schwere der von ihnen begangenen Verbrechen 
oder Vergehen und in Gemäßheit des Artikels 5 bestraft werden.' 

Art» 60. Die Bestimmungen der Artikel 50 bis 59 berühren weder die 
Zuständigkeit noch das Verfahren der zur Entscheidung über die auf den Sklaven- 
handel bezüglichen Straftaten eingesetzten oder einzusetzenden Sondergerichte. 

Art. 61. Die hohen vortragschließenden Teile verpflichten sich, die In- 
struktionen, welche sie in Ausführung der Bestimmungen des Kapitels III den 
Kommandanten ihrer innerhalb der bezeichneten Meereszone fahrenden Kriegs- 
schiffe geben werden, sich gegenseitig mitzuteilen. 

Kapitel IV. 

Bestimmungsländer, deren Institutionen das Bestehen der 
Haussklaverei gestatten.* 6 

Art. 62. Die vertragschließenden Mächte, deren Institutionen 
das Bestehen der Haussklaverei gestatten, und deren innerhalb oder außer- 



26) Die herkömmliche Hanssklaverei in den afrikanischen and asiatischen Gebietender 
SignatarmHchte ist also (anders als Sklavenraub und Sklavenhandel) durch die Generalakte nicht 
verboten. Die Rechtslage) ist noch recht mannigfaltig. Als Beispiel ein Überblick Ober den gegen- 
wärtigen Stand in den deutschen Kolonien: 

In Sudwestafrika besteht gar keine Haussklaverei — in den übrigen Schutzgebieten 
wild ihr allmählich durch systematisch angeordnete Freilassungen der Boden entzogen: Verord- 
nungen des Reichskanzlers für Deutsch -Ostafrika vom 29. 11. 1901, für Kamerun vom 21.2. 
1902, für Togo vom 21. 2. 1902 (Kol-Bl. 1901 S. 899. 1902 S. 107, 108). 

Gemeinsam ist für dieso 8 Kolonien, daß ,. durch Selbstverkauf, durch Verkauf seitens 
der Verwandten, sowie als Strafe für Ehebruch ein Sklavereiverh&ltnis nicht neu begründet 
werden kann" und daß das Herrenrecht verwirkt wird, wenn der Herr seine Pflichten gegen 
den Haussklavon schwor vorletzt. 

In Kamerun und Togo ist auch verboten: Vorkauf, Tausch und jede sonstigo Art 
der Veräußerung von Haussklavon , sowie die Schuldknechtschaft; frei werden in Togo 
die nach der Verkündung der Verordnung geborenen Kinder von Haussklavon, in Ka- 
merun nur die Kinder von Halbfroien (halbfrei ist aber jedes Kind eines Haussklaven). 

In Ostafrika kann jeder Haussklavo das Verhältnis durch Zahlung einer obrigkeitlich fest- 
gesetzten Summe ablösen, die Übertragung des Herrenrechtos (unter Zustimmung des Sklaven 
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halb Afrikas belegene Gebiete infolge davon, trotz dor Wachsamkeit der Be- 
hörden, als Absatzplätze für afrikanische Sklaven dienen, verpflichten sich, 
deren Einfuhr. Transit und Ausfuhr, sowie den Handel mit denselben zu 
verhindern. Eine möglichst wirksame und strenge Überwachung wird von 
ihnen an denjenigen Orten gehandhabt werden, wo die Einfuhr, Durchfuhr und 
Ausfuhr von afrikanischen Sklaven stattfindet. 

Art. 63. Die in Ausführung des vorigen Artikels befreiten Sklaven sollen, 
wenn es die Umstände erlauben, in ihr Heimatsland zurückgeschickt weiden. 
Sie sollen in allen Fällen von den zuständigen Behörden Freibriefe erhalten 9 , 
auch haben sie ein Recht auf Schutz und Beistand, um sich ihren Lebens- 
unterhalt zu beschaffen. 

Art. 64. Ein jeder flüchtige Sklave, welcher die Grenze einer 
der im Artikel 62 erwähnten Mächte erreicht, ist für frei zu erachten 
und soll berechtigt sein, boi den zuständigen Behörden einen Freibrief zu be- 
anspruchen. 9 

Art. 65. Jeder Verkaufsvertrag oder jede Vereinbarung, deren Gegen- 
stand die in den Artikeln 63 und 64 bezeichneten Sklaven infolge 
irgend welcher Umstände gewesen sein sollten, ist für null und nichtig zu 
erachten. 

Art. 66. Die einheimischen Schiffe' 1 , welche die Flagge einer der im 
Artikel 62 erwähnten Mächte führen, sollen, wenn Anzeichen dafür vorbanden 
sind, daß sie Sklavenhandel betreiben, von den Ortsbehörden in den Häfen, 
welche sie anlaufen, einer strengeu Untersuchung ihrer Mannschaft und Passa- 
giere, sowohl bei ihrer Ankunft als bei ihrer Abfahrt, unterzogen werden. Falls 
sich an Bord afrikanische Sklaven befinden, soll gegen das Schiff und gegen 
alle Personen, welche verdächtig erscheinen, gerichtlich vorgegangen werden. 
Die an Bord angetroffenen Sklaven sollen von den Behörden, welche die Sistie- 
rung der Schiffe bewerkstelligt haben, Freibriefe erhalten. 9 

Art. 67. Strafbestimmungen sollen im Zusammenbang mit den im 
Artikel 5 vorgesehenen gegen alle diejenigen orlassen werden, welche Handel 
mit afrikanischen Sklaven, deren Import oder Transport betreiben, sowie 
gegen diejenigen, welche Verstümmelungen von Kindern oder Erwachsenen 
männlichen Geschlechts vornehmen oder welche mit solchen Verstümmelten 
Handel treiben, ebenso gegen die Teilnehmer und Gehilfen. 6 

Art. 68. Die Signatarmächte erkennen den hohen Wert des von Seiner 
Majestät dem Kaiser der Ottomanen unter dem 4./16. Dezember 1889 
(22. Rebi-ul-Akhir, 1307) sanktionierten Gesetzes über die Verhinderung 
des Sklavenhandels 7 an, und sie halten sich versichert, daß wirksame Über- 
wachungsmaßregeln von den ottomanischen Behörden werden getroffen werden, 
besonders «an der Westküste Arabiens und auf den Straßen , welche diese Küste 
mit den übrigen Gobioten Seiner Kaiserlichen Majestät in Asien in Verbindung 
setzen. 

Art. 69. Seine Majestät der Schah von Persien willigt ein, in den 
Territorialgewässern und den Gowässern der Seiner Hoheit unterstellten Küsten 
des Persischen Meerbusens und des Golfs von Oman wirksame Aufsichtsmaß- 
regeln zu treffen, in gleicher Weise auf den Straßen im Innern, welche dem 
Sklaventransport dienen. Don Behörden und sonstigen Obrigkeiten sollen zu 
diesem Zweck die erforderlichen Ermächtigungen erteilt werden.* 7 * 

Art. 70. Seine Hoheit der Sultan von Sansibar willigt ein, auf das 
nachdrücklichste an der Unterdrückung der von den Händlern mit afrikanischen 
Sklaven zu Lande und zur See begangenen Verbrechen und Vergehen mitzu- 



ist von dor Verwaltungsbehörde zu genehmigen. Nach einer Verordnung dos Reichskanzlers 
Tom 24. 12. 1904 (Kol.-Bl. 1905 S. 2) werden die nach dem 31. Dozembor 1905 geborenen 
Kinder von Hanssklaven frei. — Schon in den Jahren 1894 — 1898 waren über 8000 Froilassungs- 
briefo ausgestellt. (Gonauoro Angaben bei Oareis, Deutsches Kolonialrecht 2. Aull. 1902 S. 32). 
— Vgl. Anm. 9. 

27) Begriff Art. 30 fg. dor Genoralakte. 

27») Nach einem Erlasse von 1890 ist die Einführung von Sklavon nach Porsion über 
See wio übor Land untorsagt (Greenfield, Verfassung dos persischen Staates 1901 S. 175). 
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wirken. Die zu diesem Zweck innerhalb des Sultanats von Sansibar eingesetzten 
Gerichtshöfe sollen die im Artikel 5 vorgesehenen Strafbestimmungen sorgfältig 
in Anwendung bringen. Um desto gewisser den in Freiheit gesetzten Sklaven 
ihre Freiheit zu sichern , soll kraft der Bestimmungen der gegenwärtigen General» 
akte, sowie der in dersolben Angelegenheit von Seiner Hoheit und den Vor- 
gängern seiner Hoheit erlassenen Dekrete ein Bureau für Freilassungs- 
angelegenheiten in Sansibar errichtet werden. 

Art. 71. Die diplomatischen und konsularischen Beamten, sowie 
die Marineoffiziere der vertragschließenden Mächte sollen innerhalb der Be- 
stimmungen der bestehenden Vereinbarungen den Ortsbohörden in der Unter- 
drückung des Sklavenhandels, wo er noch besteht, Beistand leisten-, siesollen 
das Recht haben, den Prozessen wegen Sklavenhandels, welche von ihnen an- 
hängig gemacht worden sind, beizuwohnen, ohne an der Beratung teilnehmen 
zu dürfen. 

Art. 72. Zu dem im Artikel 18 bezeichneten Zweck sollen von den Ver- 
waltungsbehörden der Absatzläudor für afrikanische 8klaven Buroaus für 
Freilassungsangolegenheiten oder Anstalten, welche an die Stelle dieser 
treten, errichtet werden. 9 

Art. 73. Da die Signatarmächte sich vorpflichtet haben, sich alle zur 
Bekämpfung des Sklavenhandels dienlichen Auskünfte mitzuteilen, so werden die 
Regierungen, die von den Vorschriften des gegenwärtigen Kapitels betroffen 
werden, in bestimmten Zwischen räumen mit den anderen Regierungen die auf 
die Anhaltung und Befreiung von Sklaven bezüglichen statistischen Angaben, 
sowie die behufs Unterdrückung des Sklavenhandels im Wege der Gesetzgebung 
oder dor Verwaltung getroffenen Maßregeln gegenseitig austauschen. 

Kapitel V. 

Einrichtungen zur Sicherung der Ausführung der Generalakte. 

§ I. Das Internationale maritime Bureau. 

Art. 74. In Gemäßheit der Bestimmungen des Artikels 27 wird in San- 
sibar ein Internationales Bureau errichtet, bei dem sich eine jede der 
Signatarmächte durch einen Delegierten vertreten lassen kann. 

Art. 75. Das Bureau soll konstituiert werden , sobald drei Mächte ihren 
Vertreter ernannt haben. 

Dasselbe soll ein Regulativ ausarbeiten, welches die Art der Ausübung 
seiner Befugnisse feststellt. Dies Regulativ soll unverzüglich der Sanktion der- 
jenigen Signatarmächte unterbreitet werden, welche ihre Absicht bekannt gegeben 
haben, sich vertreten zu lassen, und welche darüber möglichst schnell Beschluß 
fassen sollen. 

Art. 76. Die Koston dieser Einrichtung sollen zu gleichen Teilen unter 
die im vorhergehenden Artikel erwähnten Signatarmächte verteilt werden. 

Art. 77. Dieses Bureau in Sansibar soll die Sammelstelle aller zur 
Förderung der Unterdrückung des Sklavenhandels in der besagten 
Meereszone geeigneten Urkunden und Auskünfte bilden. 

Zu diesom Zweck verpflichten sich die Signatarmächte, an dasselbe binnen 
möglichst kurzer Zeit gelangon zu lassen: 

1. die im Artikel 41 bezeichneten Dokumente; 

2. den Inhalt der Berichte und die Abschrift der Protokolle, welche im Ar- 
tikel 48 vorgesehen sind; 

3. die Liste der Territorial- und Konsulatsbehörden und der besonderen 
Delegierten, welche für das Verfahren mit Bezug auf angehaltene Schiffe 
nach den Bestimmungen des Artikels 49 zuständig sind; 

4. die Abschrift der in Gemäßheit des Artikels 58 ergangenen Urteile und 
Verurteilungen ; 

16 
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5. alle zur Ermittelung der Personen, welche in der obenbezeicbneten Zone 
Sklavenhandel betreiben, geeigneten Auskünfte.* 8 

Art. 78. Die Archive des Bureaus sollen den Marineoffizieren der 
8ignatarmächto, welche innorhalb der Grenzen der im Artikel 21 bezeichneten 
Zone tätig zu sein befugt sind, stets zugänglich sein; ebenso den Territorial- 
oder Gerichtsbehörden und den von ihren Regierungen besondere bezeich- 
neten Konsuln. 

Das Bureau soll den fremden Offizieren und Beamten, welche befugt sind, 
die Archive einzusehen, von denjenigen Dokumenten, welche in einer morgen- 
ländischen Sprache abgefaßt sind, Übersetzungen in einer europäischen Sprache 
liefern. 

Dasselbe soll die im Artikel 48 vorgesehenen Mitteilungen machen. 

Art. 79. In Verbindung mit dem Bureau in Sansibar können in gewissen 
Teilen der Zone nach vorgängigem Einverständnis der interessierten Mächte 
Hilfsbureaus errichtet werden. 

Dieselben sollen aus den Delegierten dieser Mächte gebildet und den Ar- 
tikeln 75, 76 und 78 entsprechend eingerichtet werden. 

Denselben sollen die im Artikel 77 vorgesehenen Urkunden und Aus- 
künfte, soweit sie den in Betracht kommenden Teil der Zone betreffen, direkt 
von den Territorial- und Konsulatsbehörden dieses Bereichs übersandt werden, 
jedoch unbeschadet der in demselben Artikel vorgesehenen Mitteilung an das 
Bureau in Sansibar. 

Art. 80. Das Bureau in Sansibar soll innerhalb der ersten beiden Monate 
eines jeden Jahres einen Bericht über seine Tätigkeit und diejenige der 
Hilfsämter während des verflossenen Jahres erstatten. 

§ II. Von dem Austausch der auf den Sklavenhandel bezüglichen Urkunden und 

Auskünfte unter den Regierungen. 

Art. 81. Die Mächte sollen sich untereinander in möglichst ausführlicher 
Weise und kürzester Frist mitteilen: 

1. den Wortlaut der in Anwendung der Bestimmungen der gegenwärtigen 
Generalakte bestehenden oder erlassenen Gesetze und Verwaltungsverord- 
nungen', 

2. die statistischen Nachweise, welche sich auf den Sklavenhandel, die an- 
gehaltenen und befreiten Sklaven, sowie den Waffen-, Munitions- und 
Spirituosenhandel beziehen. 

Art. 82. Der Austausch dieser Urkunden und Auskünfte soll seine 
Zentralstelle in einem mit dein Auswärtigen Amt in Brüssel verbun- 
denen besonderen Bureau haben.* 9 

Art. 88. Das Bureau in Sansibar soll an dasselbe jedes Jahr den im 
Artikel 80 gedachten Beriebt über oine Tätigkeit im letztverflossenen Jahre, so- 
wie über diejenige der Hilfsümter gelaugen lassen, welche in Gemäßheit des 
Artikels 79 errichtet werden sollton. 

Art. 84. Die Urkunden und Nachweisungen sollen gesammelt und dann 
in bestimmten Zeitfolgen veröffentlicht und ailon Signatarmächten mitgeteilt 
werden. Der Veröffentlichung soll jedes Jahr ein Sachregister über die in den 
Artikeln 81 und 83 erwähnten Urkunden aus dem Gebiete der Gesetzgebung* 
dor Verwaltung oder der Statistik beigefügt werden. 



28) Oben Art. 26. 

29) „Nachrichtenvermittluagsstelle" nonnt das Bureau zutreffend die Denkschrift ; offiziell 
führt es jodoen die Bezeichnung: „bureau de la röpression de la traite". — Bis Ende 1904 
lagen, gemäß Art. 84, documents relatifs a la repression do la traite des esclaves in 12 Samm- 
lungen vor, oiue 13. ist im Druck. — Vgl. noch Art. 95. 
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Art. 85. Die Bureau-, Übersetzungs- und Druckkosten sollen von allen 
Signatarmächten getragen und durch Vermittelung des Auswärtigen Amts in 
Brüssel eingezogen werden. 

§ III. Von dem Schutz der in Freiheit gesetzten Sklaven. 9 - 10 

Art. 86. Nachdem die Signatarmächte es als Pflicht anerkannt haben, 
die befreiten Sklaven in ihren Gebieten zu schützen, machen sie sich verbind- 
lich, in den Häfen der im Artikel 21 bestimmten Zone und an denjenigen Orten 
ihrer gedachten Gebiete, woselbst Sklavenfang betrieben wird oder welche Durch- 
gangs- und Ankunftsplätze von afrikanischen Sklavon sind, Bureaus und An- 
stalten in einer nach ihrem Ermessen hinreichenden Anzahl einzurichten, falls 
solche noch nicht vorhanden sind; dieselben sollen die besondere Aufgabe haben, 
die Sklaven in Gemäßheit der Bestimmungen der Artikel 6, 18, 52, 58 und 66 
in Freiheit zu setzen und in Schutz zu nehmen. 

Art. 87. Die Bureaus für Befreiungsangelegenheiten oder die zu 
gleichem Zweck eingesetzten Behörden sollen die Freibriefe ausstellen und 
darüber Register führen. 

Sobald ein Fall von Sklavenhandel oder ungesetzlicher Freiheitsberaubung 
zur Anzeigo gelangt, oder auf Antrag der Sklaven selbst, sollen die besagten 
Bureaus oder Behörden die Befreiung der Sklaven sowie die Bestrafung der 
Schuldigen auf das angelegentlichste betreiben. 

Die Ausstellung der Freibriefe darf keineswegs verzögert werden, wenn 
der betreffende Sklave wegen eines Verbrechens oder Vergehens nach gemeinem 
Recht unter Anklage steht. Jedoch soll nach der Ausstellung der besagten 
Briefe die Sache im ordentlichen Gerichtsverfahren zum Austrag gebracht werden. 

Art. 88. Die Signatarmächte sollen in ihren Gebieten die Errichtung von 
Zufluchtsstätten für die befreiten Frauen und Erziehungsanstalten für die in 
Freiheit gesetzten Kinder begünstigen. 

Art. 89. Die in Freiheit gesetzten Sklaven können sich stets an die 
Bureaus wenden, um im Genüsse ihrer Freiheit beschützt zu werden. 

Wer List oder Gewalt angewendet hat, um einem in Freiheit gesetzten 
Sklaven seinen Freibrief zu nehmen, oder denselben seiner Freiheit zu berauben, 
soll als Sklavenhändler angesehen werden. 

Kapitel VI. 

Maßregeln, betreffend die Beschränkung des Handels mit Spirituosen. 

Art. 90. In gerechter Besorgnis wegen der moralischen und materiellen 
Folgen, welche der Mißbrauch der Spirituosen bei den eingeborenen Völker- 
schaften mit sich bringt, sind die Signatarinächte übereingekommen, die Be- 
stimmungen der Artikel 91, 92 und 93 innerhalb einer Zone in Anwendung zu 
bringen, welche vom 20. Grad nördlicher Breite und vom 22. Grad süd- 
licher Breite begrenzt wird und sich im "Westen bis an den Atlantischen 
Ozean, im Osten bis an den Indischen Ozean und seine Dependenzen einschließ- 
lich der bis zu einer Entfernung von 100 Seemeilen am Mooresufer gelegenen 
Inseln erstreckt 10 

Art. 91. In denjenigen Teilen dieser Zone, in welchen erweis- 
lich, sei es aus religiösen oder andoren Gründen, keine Spirituosen kon- 
sumiert werden, oder der Genuß derselben sich nicht eingebürgert hat, sollen 
die Mächte die Einfuhr derselben verhindern. Die Fabrikation der geistigen 
Getränke soll daselbst ebenfalls untersagt sein. 

Jede Macht soll innerhalb ihrer Besitzungon oder Schutzgebiete die Grenzen 
der der Spirituosensperre unterworfenen Zone bestimmen und soll gehalten sein, 
einen Abriß derselben binnen sechs Monaten den anderen Mächten mitzuteilen. 
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Ausnahmen von dem obenerwähnten Verbot können nur für beschränkte 
Quantitäten vorstattet werden, wenn dieselben für den Gebrauch der Nicht- 
eingeborenen bestimmt sind und wenn sie in Oemäßheit der von einer jeden 
Regierung erlassenen Vorschriften und Bedingungen eingeführt werden. 30 

Art. 92. Die Mächte, welche Besitzungen oder Protektorate in den- 
jenigen Teilen der Zone innehaben, welche dem Verboto nicht unter- 
liegen und wo die Spirituosen gegenwärtig frei eingeführt werden oder wo der 
Einfuhrzoll weniger als 15 Franken für das Hektoliter von 50 Grad (centigrades) 
Alkoholgehalt beträgt, verpflichten sich, auf dioso Spirituosen einen Einfuhr- 
zoll von 15 Franken für das Hektoliter von 50 Grad Alkoholgehalt zu legen, 
und zwar für die Dauer von drei Jahren von dem Tage an gerechnet, an wel- 
chem dio gegenwärtige Generalakte in Kraft tritt. Bei Ablauf dieses Zeitab- 
schnittes kann der Zoll auf 25 Franken für die Dauer von ferneren drei Jahren 
erhöht werden. Am Ende des sechsten Jahres soll derselbe auf Grundlage einer 
vergleichenden Untersuchung der durch diese Tarifbestimmungen gezeitigten Er- 
gebnisse einer Revision unterzogen werden, damit alsdann, wenn möglich, in 
dem ganzen Gebiete derjenigen Zone, wo das im Artikel 91 vorgesehene Verbot 
nicht in Kraft stehen sollte, ein Minimalzoll festgesetzt wird. 91 

Die Mächte behalten sich das Recht vor, in denjenigen Gebioten, wo sie 
dasselbe zurzeit besitzen, die Zollsätze auch über das im gegenwärtigen Artikel 
festgesetzte Minimum hinaus aufrecht zu erhalten oder zu erhöhen. 

Art. 93. Die Spirituosen, welche in den im Artikel 92 bezeichneten 
Fabriken fabriziert werden sollten und für den Bedarf im Innern bestimmt sind, 
sollen mit einer Steuer belegt werden. 80 

Diese Steuer, deren Erhebung die Mächte, soweit möglich, zu sichern 
sich verpflichten, soll nicht niedriger sein als der im Artikel 92 festgesetzte 
Minimalsatz der Einfuhrzölle.* 1 

Art. 94. Die Signatarmächte . welche in Afrika Besitzungen haben , welche 
an die im Artikel 90 bezeichnete Zone grenzen, verpflichten sich, die erforder- 
lichen Maßregeln zu treffen, um zu verhindern, daß Spirituosen über ihre In- 
landgrenzen in das Gebiet der erwähnten Zone eingeführt werden. 

Art. 95. Die Mächte werden sich durch Vermittelung des Bureaus in 
Brüssel, entsprechend den Bestimmungen des Kapitels V, die auf den Spiri- 
tuosenhandel in ihren betreffenden Gebieten bezüglichen Nachweisungen mitteilen. 

Kapitel VII. 
Schlußbest i mm im gen. 

Art. 96. Die gegenwärtige Generalakte hebt alle entgegenstehenden Be- 
stimmungen der früher zwischen den Signatarmächten abgeschlossenen Verein- 
barungen auf. 

Art. 97. Die Signatarmächte behalten sich vor, unbeschadet der Bestim- 
mungen der Artikel 14, 23 und 92, in die gegenwärtige Generalakte nachträglich 
und auf Grund gemeinsamen Einverständnisses diejenigen Abänderungen oder 
Verbesseningen aufzunehmen, deren Nützlichkeit durch die Erfahrung dargetan 
werden sollte. 

Art. 98. Den Mächten, welche die gegenwärtige Generalakte nicht unter- 
zeichnet haben, kann verstattet werden, derselben beizutreten. 



80) Für die deutschen Kolonien die einzelnen Bestimmungen bei t. König in den 
Beiträgen zur Kolonialpolitik usw. II (1900/01) S. 167, 160, 178, 179, 181, 184; 189. 

81) Dio Naohtragskonvention vom 8. Juni 1899 (B.G.B. 628) bestimmt, daß auf 6 Jahre 

1. der Minimal -Einfuhrzoll für das Hektoliter von 50 Grad Alkoholgehalt von 15 auf 70 Franken 
erhöht wird, mit Ausnahme von Togo und Dahomey , wo er nur auf G0 Franken erhöht wird; 

2. der Minimal -Einfuhrzoll für jeden Grad übor 50 Grad Alkoholgehalt verhaltnismSUiiK erhöht 
wird. 
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Die Signatarmächte behalten sich das Recht vor, für diesen Beitritt die« 
jenigen Bedingungen zu stellen, welche sie für erforderlich erachten sollten. 

Falls keine besondere Bedingung gestellt wird, so begründet der Beitritt 
zu vollem Recht die Übernahme aller Verpflichtungen und die Zulassung zu 
allen Vorteilen, welche in der gegenwärtigen Generalakte vereinbart worden sind. 

Die Mächte werdon sich über die Schritte verständigen, welche zu tun 
sind, um den Beitritt derjenigen Staaten herbeizuführen, deren Mitwirkung zur 
Sicherung der vollständigen Ausführung der Generalakte notwendig oder er- 
sprießlich Bein sollte. 

Der Beitritt wird durch einen besonderen Akt vollzogen werden. Er wird 
auf diplomatischem "Wege der Regierung Seiner Majestät des Königs dor Belgier 
und durch deren Vermittelung allen Signatarstaaten und beitretenden Staaten 
bekannt gegeben werden. 

Art. 99. Gegenwältige Generalakte soll binnen kürzester und keinesfalls 
den Zeitraum eines Jahres überschreitender Frist ratifiziert werden. 88 

Jede Macht wird ihre Ratifikation der Regierung Seiner Majestät des 
Königs der Belgier zugehen lassen, welche allen anderen Signatarmächten der 
gegenwärtigen Generalakte davon Kenntnis geben wird. 

Die Ratifikationen aller Mächte bleiben in den Archiven des Königreichs 
Belgien aufbewahrt. 

Wenn alle Ratifikationen beigebracht sind, oder spätestens ein Jahr nach* 
der Unterzeichnung der gegenwärtigen Generalakte, wird über den Hinterlegungs- 
akt ein Protokoll errichtet, welches von den Vertretern aller Mächte, welche^ 
ratifiziert haben, unterzeichnet wird. 

Eine beglaubigte Abschrift dieses Protokolls wird allen beteiligten Mächten 
üiermittclt. 

Art. 100. Die gegenwärtige Generalakte tritt in allen Gebieten der ver- 
tragschließenden Mächte in Kraft am sechzigsten Tage nach demjenigen Tage, 
an welchem das im vorigen Artikel erwähnte Hinterlegungsprotokoll aufgenommen 
worden ist. 



II. Erklärung (Mclaration) — 2. Juli 1890. 

Vertragsstaaton: Wie zu I — außer V. St. v. Amerika. 911 
Urtext und Abdruck: Wie zu I. — Literatur bei Nr. 61. 

Die zur Konferenz in Brüssel vereinigten Mächte, welche die Berliner 
Generalakte vom *26.Febr. 1885 ratifiziert haben oder derselben beigetreten sind 53 , 

nachdem sie in der Generalakte des heutigen Tages übereinstimmend eine 
Zusammenstellung der Maßregeln verfaßt und unterzeichnet haben, welche be- 
stimmt sind, dem Sklavenhandel zu Lande wie zur See ein Ziel zu setzen und 
die moralische und materielle Lage dor eingeborenen Völkerschaften zu ver- 
bessern, 

und in Erwägung, daß die Ausführung der Bestimmungen, die sie zu 
diesem Zweck getroffen haben, gowissen Mächten unter ihnen, welche im kon- 
ventionellen Kongobecken** Besitzungen haben oder eine Schutzherrschaft 
ausüben , Verpflichtungen auferlegt, deren Erfüllung gebieterisch neue Hilfsmittel 
erheischt, 

sind übereingekommen, die folgende Erklärung abzugeben: 



82) Die Frist für die Ratifikation ist wiederholt verlängert worden, mit Rücksicht auf 
die V. St. t. Amerika, auf Österreich, Frankreich, Rußland, Portugal und auf die Türkei, zuletzt 
(für Portugal) bis zum 2. April 1892. 

Mit diesem Tage — das ist m.W. in Deutschland bisher nicht bekannt gegeben — hat 
nach besonderer Abmachung der Mächte die Geltung der Generalakte begonnen. 

33) Vgl. Nr. 61 (Kongoakte) Anm. 2. 

34) „Konventionelles Kongobocken" Nr. 61 Anm. 6. 
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Die Signatarmächte oder die beitretenden Mächto, welche in dem be- 
zeichneten konventionellen Kongobecken Besitzungen haben oder eine Schutz- 
herrschaft ausüben, können dasolbst, soweit überhaupt eine Ermächtigung dazu 
für sie erforderlich ist, von den eingeführten "Waren Zölle erheben, 
deren Tarif einen 10 Prozent des Wertes im Einfuhrhafen gleichkommenden 
8atz nicht übersteigen darf, jedoch mit Ausnahme der Spirituosen, für 
welche die Bestimmungen des Kapitels VI der Generalakte vom heutigen Tage 
maßgebend sind. 

Nach Unterzeichnung der erwähnten Generalakte werden zwischen den 
Mächten, welche die Berliner Generalakte ratifiziert haben oder derselben bei- 
getreten sind, Verhandinngen eröffnet werden, um innerhalb der Maximalgrenze 
von 10 Prozent des Wertes die Bedingungen des im konventionellen Kongo- 
becken einzuführenden Zollsystems zu vereinbaren. 86 

Gleichwohl bleibt vereinbart: 

1. daß keine ungleiche Behandlung stattfindet und kein Durchgangszoll er- 
hoben wird; 

2. daß bei Anwendung des vereinbarten Zollsystems oino jedo Macht sich 
bestreben wird, die Formalitäten soviel wie möglich zu vereinfachen und 
die Handelsunternehmungen zu erleichtern; 

3. daß die auf Grund der in Aussicht genommenen Verhandlungen getroffene 
Vereinbarung für den Zeitraum von fünfzehn Jahren von der Unterzeich- 
nung der gegenwärtigen Erklärung ab in Kraft bleibt. 

Bei Ablauf dieses Termins und in Ermangelung eines neuen Überein- 
kommens tritt für die vertragschließenden Mächte dasjenige Verhältnis wieder 
ein, welches im Artikel IV der Berliner Generalakte in Aussicht genommen ist; 
jedoch vorbleibt ihnen das Recht, die in das Gebiet des konventionellen Kongo- 
beckens eingeführton Waren mit einem Zoll bis zum Höchstbetrage von 10 Pro- 
zent zu belegon. 

Die Ratifikationen der gegenwärtigen Erklärung sollen gleichzeitig mit 
denen der Generalakte vom heutigen Tage ausgewechselt werden. 



Nr. 61. 

Veröffentlichung der Zolltarife. 

Übereinkunft betr. die Gründung eines internationalen Verbandes zum Zweck 
der Veröffentlichung der Zolltarife — Brüssel, 5. Juli 1890. 1 

Vertragsstaaten: Österreich -Ungarn, Belgien, Dänemark 9 , Frankreich*, 

Griechenland, Großbritannien*, Italien 7 , Niederlande 7 , 
Portugal 7 , Rumänien, Rußland, Schweix, Spanien 7 , 
[Türkei J* — Kongostaat — Siam. 

V. St. v. Amerika, Argentinien, Bolivia, Chile, Costa- 
Rika, Guatemala, Haiti, Mexiko, Nikaragua, Paraguay, 
Peru, [Salvador]*, Uruguay, Venexucla. 



35) Solcho Tarifo sind vereinbart: von Deutschland, Großbritannien und Italien für die ost- 
liche Zono — vom Kongostaat, von Frankreich und Portugal für die westliche Zone dos konven- 
tionellen Kongobeckens (Reichsanzeiger vom 2. 3. 1891, Kol.-Bl. 1891). Der Tarif für die östliche 
Zone ist jedoch seit dem 2. 4. 1902 außer Kraft gotreten (ReichsanzeiüW IG. 1. 1903). 

1) Dio Handbüchor des Völkerrechts geben kein vollständiges Bild von dem Umfange des 
jetzt fast samtliche Staaten des völkerrechtlichen Verkehrs umspannendon Vor- 
bandes. 

Die Angaben des Textes über den Beitritt und das Ausscheiden von Staaten 
beruhen für 1904 auf dem rapport snr le treizieme exercice des buraau International pour la publi- 
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Beigetreten sind: Das Deutsche Reich* (orsti90i) '; Ägypten, Columbien, Domingo, 

Ekuador, Honduras, Nikaragua {im) , Brasilien, Bulgarien, 
Serbien, Japan (t89U; Persien (1892); China (1894); Noncegm 
(1896); Schweden, Panama (1904). 

Urtext: französisch. — Abdruck 5 : Martens* 18 S. 569 (Verhandlungen 16 S. 444); StA. 68 S.34S. 
Literatur: Bonflls 919; Oareis 62; v. LUzt 28, 17; Ullmann 129. 

Die in gehöriger Weise bevollmächtigten Unterzeichneten haben unter dem 
Vorbehalte der Genehmigung folgende Übereinkunft vereinbart. 

Art. 1. Die oben erwähnten Staaten, sowie alle diejenigen Staaten, 
welche in Zukunft noch der vorliegenden Übereinkunft beitreten werden, bilden 
eine Vereinigung unter dem Titel: „Internationaler Verband zum Zweck 
der Veröffentlichung der Zolltarife" [Union internationale pottr la pu- 
blieation des tarifs douaniers]. 

Art. 2. Dieser Verband hat den Zweck, auf gemeinsame Kosten so 
rasch und so genau als möglich die Zolltarife der verschiedenen 
Staaten aller Erdteile, sowie die Abänderungen, welche diese Tarife in der 
Folge erleiden, zu öffentlicher Kenntnis zu bringen. 

Art. 3. Zu diesem Behufe wird in Brüssel ein internationales 
Burea]u errichtet, welches die Aufgabe hat, diese Tarife, sowie die auf dem 
Wege der Gesetzgebung oder der Vorwaltung erlassenen Bestimmungen, durch 
welche dieselben Abänderungen erfahren, zu übersetzen und bekannt zu 
machen. 6 

Art. 4. Diese Veröffentlichungen erscheinen unter dorn Titel: „Inter- 
nationales Zoll-Bulletin (Organ des internationalen Verbandes zum Zweck 
der Veröffentlichung der Zolltarife)' 4 [Bulletin international des douanes]. 

Man wird hierfür die gebräuchlichsten Handelssprachen ver- 
wenden. 7 

Art. 5. Das belgische Ministerium des Auswärtigen wählt das Personal 
des internationalen Bureaus, schießt die nötigen Geldbeträge vor und sorgt für 
den geordneten Geschäftsgang des Institutes. 

Art. 6. Die Korrespondenz des internationalen Bureaus mit den bei- 
getretenen Regieningen wird in französischer Sprache geführt 

Art. 7. Das internationale Bureau sendet alljährlich an die beigetretenen 
Regierungen einen Geschäfts- und Rechnungsbericht. 

Art. 8. Der jährliche Voranschlag für die Auslagen des internationalen 
Bureaus wird im Maximum auf 125,000 Fr. festgesetzt. . . . [Absatz 5:] 

Im Fall einer Auflösung wird das gemeinsame Vermögen auf Grund der 
in Art. 9 festgestellten Skala unter die dem Verbände angehörenden Staaten und 
Kolonien verteilt. 

Art. 9. Um dio Beitragspflicht der Vortragsstaaten in billiger Weise 
bestimmen zu können, werden dieselben je nach der Bedeutung ihres Han- 



cation des tarifti douaniers, im übrigen auf weiterem von dem Bureau international mir gutigst zur 
Verfügung gestellten Materiale. 

2) Mit don Kolonien. — Ob auch das Deutecho Reich für seine Kolonien boigetreton ist, 
ergibt dor „Rapport" nicht. Der Tarif für Schutzgebiete wurde schon vor dorn Boitritte des Reiches 
in dem internationalen Anzeiger veröffentlicht. 

3) Nebst verschiedenen Besitzungen, darunter Britisch -In dien, Kapland, Kanada, Austra- 
lischer Bund, Neu-Seeland. 

4) Die Türkei und Salvador sind zurückgetreten (Bericht Für 1903/04). 

5) Dio Übersetzung im folgendon ist nach einem amtlichen schweizerischen Sonderdrucke 
wiedergegeben. 

6) Das internationale Bureau hat bereits eine umfangreiche Tätigkeit entwickelt. Ich zähle 
bis zum Oktober 1904 170 Hofto mit violon Nachtragen. 

7) Das Bulletin erscheint in deutscher, französischer, englischer, italienischer und spa- 
nischer Sprache (Art. 1 des Reglements). 
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dels in sechs Klassen eingeteilt, deren Verhältnis zu einander durch eine be- 
stimmte Zahl von Einheiten ausgedrückt wird, und zwar: 

1. Klasse. Länder, deren Handel regelmäßig den Betrag von 4 Milliarden 
Franken jährlich übersteigt: 55 Einheiten. 

2. Klasse. Länder, deren Handel sich regelmäßig auf 2 bis 4 Milliarden 
Franken jährlich beläuft: 40 Einheiten. . . . 

6. Klasse. LSnder, deren Handel sich regelmäßig auf weniger als 50 Mil- 
lionen Franken jährlich beläuft: 5 Einheiten. 

Art. 10. Für diejenigen Länder, deren Sprache vom internationalen Bu- 
reau nicht angewendet wird, werden obige Zahlen um je zwei Fünftel er- 
mäßigt . . . 

Art. 11. Die Gesamtsumme der jährlichen Auslagen, dividiert durch 
die Summe der nach Maßgabe der vorstehenden Bestimmungen den verschie- 
denen Verbandstaaten zugeteilten Einheiten, stellt die Einheit für die Auslagen 
dar. Um die Höhe des Beitrages eines jeden Staates an die Kosten des inter- 
nationalen Bureaus zu ermitteln , ist diese Aosgaboneinheit mit der Zahl der dem 
betreffenden Staate zugewiesenen Einheiten einfach zu multiplizieren. 

Art. 12. Um das Institut in den Stand zu setzen, das internationale 
Zollbulletin so genau als möglich abzufassen, haben die Vorbandsstaaten dem 
Bureau direkt und unverzüglich in je zwei Exemplaren einzusenden: 

a) ihr Zollgesetz, sowie ihren Zolltarif, sorgfältig bis auf den laufenden 
Tag fortgeführt; 

b) alle Bestimmungen, welche Abänderungen daran bedingen; 

c) Kreisschreiben und Weisungen [circulaires et Instructions], welche 
die genannten Regierungen an ihre Zollstätten richten mit Bezug auf die 
Anwendung des Tarifes oder die Klassifikation der Waren, falls diese 
Schriftstücke veröffentlicht werden dürfen; 

d) ihre Handelsverträge, internationalen Übereinkünfte und eigenen Ge- 
setze, welche sich mit den bestehenden Zolltarifen in direkter Beziehung 
befinden. 

Art. 13. Eine Vollziehungsverordnung [reglement d'execiäion], 
welcher die gleiche bindende Kraft zukommt wie der vorliegenden Übereinkunft, 
regelt die Art und Weise der Veröffentlichung des Verbandsbulletins, sowie alle 
Fragen, welche sich auf das Budget des internationalen Bureaus und auf die 
innere Einrichtung des Dienstes beziehen. 

Art. 14. Den Staaten und Kolonien, welche der vorliegenden Überein- 
kunft nicht beigetreten sind, steht es späterhin frei, sich derselben anzu- 
schließen [acceder]. 

Die Beitrittserklärung ist schriftlich an die beigische Regierung zu riohten, 
welche allen andern zum Verbände gehörigen Regierungen davon Mitteilung 
macht. Der beigetretene Teil übernimmt ohne weiteres alle Verpflichtungen 
und genießt auch alle Vorteile, welche in der vorliegenden Übereinkunft fest- 
gesetzt sind. 

Art. 15. Die gegenwärtige Übereinkunft tritt mit dem 1. April 1891 in 
Kraft und hat siebenjährige Gültigkeit. 

Wenu dieselbe nicht ein Jahr vor Ablauf der ersten sieben Jahre ge- 
kündigt wird, so besteht der Verband noch während eines ferneren Zeitraumes 
von sieben Jahren fort, und so weiter, je auf sieben Jahre. 

Die Auf kündung ist an dio belgische Regierung zu richten. Sie hat nur 
Gültigkeit für das Land, welches dieselbe abgibt, und die Übereinkunft besteht 
für die andern Verbandsstaaten weiter in Kraft. 

Die Regierungen können an der vorliegenden Übereinkunft in gemein- 
samem Einverständnis jederzeit die nützlich oder notwendig scheinenden Ver- 
besserungen anbringen. 
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Nr. 62. 

Freundschaftsverträge mit der Türkei. 

I. Freundschafts-, Handels - und SchiflTahrtsvertrag — Konstantinopel, 26. August 1890. 

Vertragsstaaten: Deutsches Reich 1 — Türkei. 

Urtext: französisch. — Abdruck: RGBl. 1891 S. 117 (mit Übersetzung), Martens« 17 S. 409, 
StA. Bd. 54 S. 272. 

Literatur Über dio völkerrechtliche Stellung der Türkei Nr. 16 II, über Handelsverträge Nr. 19, 
wegen der Konsulargerichtsbarkeit unten II; Denkschrift in den Stenogr. Berichten über die 
Verhandlungen des Reichstages 8. Legislaturperiodo I. Session 1800/91 , Anlageband II S. 1312. 

Art. 1. Die Angehörigen und die Erzeugnisse dos Bodens und 
der Industrie, sowie die Schiffe des einen der h. v. T. sollen von Rechts 
wegen im Gebiete des anderen Teiles dio Ausübung und den Genuß aller 
der Vorteile, Vorrechte und Freiheiten haben, welche den Angehörigen, 
den Erzeugnissen des Bodens und der Industrie und den Schiffen jeder anderen 
meistbegünstigten Nation zugestanden sind', oder in der Folgo etwa zuge- 
standen werden, oder deren Genuß dio Regierung des fraglichen Landes den 
letzteren einräumen sollte. 

Art. 2. Die Angehörigen eines jeden der beiden hohen Teile 
oder deren Vertreter sollen in allen Teilen des Gebietes des anderen Teiles alle 
Boden- und Industrieerzeugnisse ohne Ausnahme kaufen dürfen, sei 
es zum Zweck des Handels im Innern, sei es zum Zweck der Ausfuhr. 

Die Hohe Pforte bestätigt die Aufhebung des Gebrauchs der Teskeres, 
welche früher von den örtlichen Behörden für den Ankauf von "Waren oder für 
den Transport der gekauften von einem Orte an einen anderen erfordert 
worden sind. 

Art. 3. Die Angehörigen eines jeden der beiden hohen Teile sollen im 
Gebiete des anderen keinerlei anderen oder höhereu allgemeinen oder ört- 
lichen Steuer, Auflage oder Abgabe, welcher Art es auch sei, unterworfen sein, 
als denjenigen, mit welchen die meistbegünstigten Einheimischen und die Au- 
gehörigen der meistbegünstigten Nation belegt sind oder in Zukunft be- 
legt werden. 

Art. 4. Kein Gegenstand darf in den Staaten des einen der beiden Teile 
bei seiner Ausfuhr nach den Landern des anderen Teiles anderen oder höheren 
Zöllen oder Abgaben unterworfen werden, als denjenigen, welche bei der Aus- 
fuhr desselben Gegenstandes nach jedem andoren fremden Lande erhoben werden 
oder erhoben werden möchten. 

In dor Türkei soll jeder zur Ausfuhr bestimmte Gegenstand nach einem 
zur Verschiffung oder zur Ausfuhr zu Lando geeigneten Orte frei von jeder Art 
von Abgaben gebracht werden; der Ausfuhrzoll darf 1 Prozent, berechnet nach 
dem Wert am Stapelplatz, nicht übersteigen und ist zur Zeit der Ausfuhr zu 
zahleu. Jeder Gegenstand, welcher den Ausfuhrzoll bereits entrichtet hat, darf 
demselben nicht noch einmal unterworfen werden, auch wenn er in andere 
Hände übergegangen sein sollte. 

Art. 5. Jeder Gegenstand deutscher Fabrikation oder Herkunft, welcher 
zu Lando odor zu Wasser in dio Staaten Sr. M. des Kaisers der Ottomanen und 
jeder Gegenstand ottomanischer Fabrikation oder Herkunft, welcher zu Lande 
oder zu Wasser nach Deutschland eingeführt wird, soll in den Staaten Sr. M. 
des Kaisers der Ottomanen und in Deutschland keinen anderen oder höheren 



1) Aus dorn Protokoll vom 26. 8. 1890 : 
I. Es versteht sich , daß die Bestimmungen dos . . . Handelsvertrages denjenigen in dem 
Ottomaniscben Reiche wohnenden Schweizern, welche sich unter die deutsche Konsular- 
gerichtsbarkeit stellen wollen, zugute kommen werden. 

Dagegen ist im Art. 1 mit Absicht das Wort sujots („ Angehörige") und nicht ressortissants 
gewählt. Wegen dor Schutzorteilung vgl. Nr. 19 Anm. 4. 
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Abgaben unterworfen werden, als denjenigen, welche zn zahlen sind oder künftig 
zu zahlen sein möchten, wenn derselbe Gegenstand als Boden- oder Industrie- 
erzeugnis des meistbegünstigten Landes eingeführt würdo. 

Dio Hohe Pforte verpflichtet sich außerdem, die Artikel deut- 
scher Fabrikation oder Herkunft bei der Einfuhr in das Ottomanische 
Reich keiner anderen Abgabe und keinen höheren Zöllen zu unterwerfen, 
als in dem beigefügten, einen wesentlichen Bestandteil dieses Vertrages bil- 
denden Tarif verzeichet sind. 

Was Weine, Spirituosen, Zigarettenpapier, Zucker, Kaffee, Mehl, Tiere, 
Brennmaterial, Spielkarton, Flüchte und Gemüso anbetrifft, so behält sich dio 
Hohe Pforte das Recht vor, die in dem erwähnton Tarif festgesetzten Zölle um 
den Betrag der Zuschläge oder neuen Abgaben zu erhöhen, welche in Zukunft 
auf die gleichartigen türkischen Bodon- und Industrioerzeugnisse gelegt werden 
möchten. 

Anlangend Zucker und Mehl . . . 

Art» 6. Bezüglich der Einfuhr, der Ausfuhr, der Durchfuhr und der 
zollamtlichen Niederlage der Waren sowie aller Abgaben und der Zollförmlich- 
keiten jeder Art vorpflichten sich beide Teile, einander sofort und ohne weitere 
Förmlichkeit an allen Vorrechten, allen Wohltaten und an jeder Ermäßigung 
der Abgaben, sowie an jed er anderen Befrei ung und jedem Zugeständ nis 
toilnehmon zu lassen, welche sie einer dritten Macht eingeräumt haben oder 
einräumen werden. 

Art. 7. Jeder Gegenstand, welcher auf einheimischen Schiffen oder auf 
solchen der meistbegünstigten Nation aus dem Auslände in das Gebiet des einen 
der beiden vertragschließenden Teile gesetzlich eingeführt werden kann oder wird 
eingeführt weiden können oder welchor von da ausgeführt werden kann oder 
wird ausgeführt werden können, darf dies gleichfalls auf den Schiffen des an- 
deren Teiles, ohne anderen oder höhoren Abgaben oder Lasten unterworfen zu 
sein, als denjenigen, welche erhoben würden, wenn dieser Gegenstand auf ein- 
heimischen Schiffen oder auf solchen der meistbegünstigten Nation ein- oder 
ausgeführt würde. Diese Gleichheit der Behandlung soll stattfinden, gleichviel 
ob dio Ware unmittelbar aus dem Ursprungslande oder ob sie aus irgend einem 
anderen Lande komme. 

Art. 8.* Keinerlei Abgabe soll von den Waren deutscher Fabrikation 
oder Herkunft, noch von den deutschen Untertaneu gehörigen oder auf deut- 
schen Schiffen verladenen Waren fremder Fabrikation oder fremder Herkunft 
erhoben werdon, wenn diese Waren die Meerengen der Dardanellen und 
dos Schwarzen Meeres passieren . . . 

Art. 9. Keine Durchgangsabgabe soll von deutschen Waren bei 
der Durchfuhr durch dio Türkei erhoben werden. . . . 

Was die nach Ägypten bestimmten oder von dort kommenden Waren 
anlangt, so wird dio gegenwärtige Regelung aufrecht erhalten. Es versteht sich 
hiernach, daß, wenn diese Waren einmal den Einfuhrzoll entrichtet haben, sie 
in koinem Falle zu einer zweiten Zahlung von Abgaben angehalten werden sollen. 

Ottomanische Waren solleu bei ihrer Durchfuhr durch Deutsch- 
land koinen andoren oder höheren Abgaben unterworfen werden, als denjenigen, 
welcho bei der Durchfuhr von Waren der meistbegünstigten Nation zu zahlen sind. 

Art. 10. Zollfrei dürfen in das Ottomanische Reich nach zoll- 
amtlicher Prüfung eingeführt werden: 

1. Musterkarten und Muster in Abschnitten oder Proben, insofern sie zu 
keinem anderen Gebrauch geeignet sind; 

2. Reisegerät, Kleider und Wäsche der Reisenden zu deren eigenem Gebrauch ; 

3. Effekten und Gegenstände, welche unter der Adresse des Vorstehers eines 
in der Türkei errichteten deutschen Generalkonsulats oder Konsulats 8 ein- 

2> Ober die Durchfahrt durch dio Dardanellen noch Art. 15 und oben Nr. 12 II. 

3) Wegen der Zollbefreiungen der diplomatischen Agenton im Deutschon Reiche vgl. die 
Bestimmungen dos Bundesrats, durch den Koichskanzlor bekannt gomacht am 20.11. 1902 (CB1.409), 
§ 6 Z. 13 dos Zolltarifgesetees vom 25.12.1902 (RGBl. 303). 
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geführt werden und zu dessen persönlichem Gebrauch oder dem seiner 
Familie bestimmt sind, wenn diese Vorsteher von ihrer Regierung fest- 
besoldete Berufsbeamte sind und insoweit, als die Einfuhrabgabe 2500 
Piaster Gold jährlich nicht übersteigt; 
4. Effekton und Gegenstände, welche unter der Adresse eines deutschen 
diplomatischen oder konsularischen Beamten 3 eingeführt werden und zu 
dessen persönlichem Gebrauch oder zu dem seiner Familie bestimmt sind, 
wenn diese Gegenstände und Effekten zur Zeit der ersten Einrichtung 
dieses Beamten oder seiner Familie in der Türkei eingeführt werden. 

Außerdem sollen zollfrei sowie von der zollamtlichen Prüfung befreit sein 
alle Warensendungen, welcho mit der Post in die Türkei eingehen, insofern 
das Bruttogewicht 250 g nicht übersteigt und die Zollabgabo nicht mehr als 
150 Piaster Gold für 100 kg beträgt. Bezüglich der Drucksachensondungen unter 
Streifband, welche bis zum Meistgewicht von 2 kg Zollfreiheit fortgenießen 
sollen, wird die gegenwärtige Behandlung beibehalten. 

Es versteht sich von selbst, daß durch dio Aufzählung der obigen 
Ausnahmen dio Zollfreiheit, welche die Chefs der diplomatischen Mis- 
sionen kraft des Völkerrechts genießen, unberührt bleibt. 3 

Art. 11. Zollpflichtige Gegenstände, welche von Kaufleuten, Ge- 
werbetreibenden und Handlungsreisenden als Muster oingoführt werden, 
sollen beiderseits frei von Eingangs- und Ausgaugsabgaben zugelassen werden, 
unter der Bedingung, daß diese Gegenstände unverkauft wieder ausgeführt 
werden, und vorbehaltlich der Erfüllung der für die Wiederausfuhr oder die 
zollamtliche Niederlegung notwendigen Zollförmlichkeiten. . . . 

Art. 12. (Tonncngeld, Hafen-, Lotsen-, Anker-, Ufor-, Leuchtturm-, 
Quarantäne- oder andere, zum Entgelt für geleistete Diensto bestimmte ähn- 
liche Abgabe unter den Bodiugungen der meistbegünstigten Nation.] 

Art. 13. In den Haupthäfen und in den wichtigen Städtou wird die Otto- 
manischo Regierung, je nachdem das Interesse des Handols es erfordern wird. 
Lagerhäuser errichten, wo die eingeführten Waren gegen ein Lagergeld nieder- 
gelegt werden können . . . 

Art. 14. Jodes Schiff, welches nach ottomanischem Recht als ottoma- 
nisches, und jedes Schiff, welches nach doutschem Recht als deutsches be- 
trachtet wird, soll als solches von den vertragschließenden Teilen anerkannt 
werden. Sollte ein Schiff nach deutschem Recht als deutsches und zu gleicher 
Zeit nach ottomanischem Recht als ottomanisches betrachtet werden, so kann 
jeder der beiden hohen Teilo in seinen Gewässern dieses Schiff als zu seiner 
Nationalität gehörig behandeln. 

Art» 1S. S Die von den deutschen Handelsschiffen bei ihrer Durch- 
fahrt durch die Dardanellen und den Bosporus nachgesuchten Firmane 
sollen ihnen stets in der Weise zugefertigt werden, daß ihnen dadurch so wenig 
Aufenthalt wie möglich vorursaebt wird. 

Art. 16. Die Einfuhr und die Durchfuhr von Tabak in jeder Ge- 
stalt und von Salz ist und bleibt im Ottomanischen Reich verboten. Dio 
Hohe Pforte verpflichtet sich, keine anderen Monopole während der 
Dauer dos gegenwältigen Vertragos einzuführen, als auf Streichhölzer in jeder 
Gestalt und Zusammensetzung, Spielkarten, Zigarettenpapier und Petroleum. . . . 

Art. 17. Die Einfuhr und die Durchfuhr von Pulver, Dynamit und 
anderen ähnlichen Sprengstoffen, von Kanonen, Kriegswaffen und militärischer 
Munition ist in den Ottomauischen Staaten ausdrücklich verboten. 

Dio Durchfuhr, einschließlich der Durchfuhr durch die Meerengen, von 
Pulver, Patronen und Geschossen mit oder ohno Pulverladung, sowio von Waffen, 
deren Einfuhr verboten ist, wird unter gewöhnlichen Verhältnissen auf beson- 
deres Ansuchen dor deutschen Botschaft gestattet werden. 

Nicht einbegriffen in diese allgemeine Einschränkung sind diejenigen 
Waffen, welche in dem beigefügten, von Amts wegen zu veröffentlichenden Ver- 
zeichnis aufgeführt sind. 
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Der Handel mit "Waffen und Munition bleibt unter der unmittelbare* 
und besonderen Beaufsichtigung der Ottomanischen Regierung. 

Art. 18. Die Kapitäne der Handelsschiffe, welche nach dem Ottoma- 
niseben Geich bestimmte Waren an Bord haben, sollen gehalten sein, sofort 
nach ihrer Ankunft im Bestimmungshafen zwei genaue, von ihnen als mit dem 
Original übereinstimmend beglaubigte Abschriften ihres Manifestes auf dem Zoll- 
amt niederzulegen. . . . 

Die Zollbeamten dürfen in keinem Falle zur Besichtigung und 
Durchsuchung der Handelsschiffe ohne vorgängige Mitteilung an 
die deutschen Konsularbeamten schreiten, durch welche den letzteren 
Gelegenheit gegeben werden soll, zugegen zu sein. Diese Mitteilung muß den 
Konsularbeamten rechtzeitig gemacht werden, und sio muß die Zeit angeben, zu 
welcher zur Vornahme dieser Förmlichkeiten geschritten werden soll. . . . 

Art. 19. [Zollamtliches Verfahren.] 

Art. 20. Waren, welche als Kontrebande eingeführt sind, unter- 
liegen der Einziehung zugunsten des Staatsschatzes, unbeschadet der in jedem 
Falle erhobenen Zollabgaben und der auf Grund des Gesetzes etwa beizutrei- 
benden Geldstrafen, vorausgesetzt, daß die Defraudation gehörig und gesetz- 
mäßig bewiesen und über den Tatbestand der Kontrebande ein Protokoll auf- 
genommen und ohne Verzug der Konsularbehördo des deutschen 
Untertanen, welchem die beschlagnahmten Waren gehören, mitgeteilt 
worden ist. Auf Verlangen des Beteiligten ist die Sache von dem Handels- 
gerichte, oder in Ermangelung eines solchen von einem anderen Gerichte zu 
entscheiden. Solange diese Entscheidung nicht erlassen ist, darf über die zu- 
gunsten des ottomanischen Fiskus beschlagnahmten Waren endgültig nicht ver- 
fügt werden. 

Wenn die ottomanische Zollbehörde triftige Gründe hat, das Vorhanden- 
sein geschmuggelter Waren an irgend welchen Orten der Grenzbezirke zu 
vermuten, so kann sie jede sofortige Durchsuchung, welche sie für notwendig 
erachtet, in den Speichern und Wohnungen vornehmen. 

Ein Duplikat des Durchsuchungsbefehls ist der Konsularbehörde zu über- 
senden, welcho, ohne eine Verzögerung zu verursachen, der Durchsuchung bei- 
wohnen oder sich bei derselben vertreten lassen muß. . . . 

Art. 21. Glaubt die ottomanische Zollverwaltung auf Grund des Art. 17 
dieses Vertrages Waren, welche deutsche Untertauen . . . einführen, . . . nicht 
durchlassen zu sollen, so soll sie unverzüglich dem ottomanischen Ministerium 
der auswärtigen Angelegenheiten und der deutschen Konsularbehörde die Gründe 
für die Verweigerung dor Auslieferung der Ware schriftlich mitteilen. . . . 

Art. 22. Der gegenwärtige Vortrag soll in allen Besitzungen 
Sr. K. M. des Sultans in Europa, Asien und Afrika Geltung haben. 
Was das Vasallenfürstentum Bulgarien und Ägypten 4 betrifft, so soll 
jede zwischen den Vertretern der Deutschen Regierung und der Lokalverwaltung 
in den Grenzen der Verträge und der Kaiserlichen Firmane vereinbarte Ab- 
weichung von dem, einen Teil des gegenwärtigen Vertrages bildenden, allge- 
meinen Tarif der ottomanischen Regierung mitgeteilt werden. . . 

Art. 23. Die Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrages gelten 
für das Deutsche Reich, sowie für jedes zum deutschen Zollver- 
bande jetzt 6 oder künftig gehörige Gebiet. 

Art. 24. Alle Bestimmungen des Freundschafts- und Handels- 
vertrages vom 22. März 6 1761 (alten Stils), soweit sie mit der gegen- 



4) Der Handelsvortrag des Doutschen Roichos mit Ägypten vom 19.7. 1892 (BGBl. 98 
17) erwähnt im Eingange, daß vereinbart sei, ,.was Ägypten betrifft, innerhalb der durch die 
kaiserlichen Firmane übertragenen Machtbefugnisse". 

6) Nämlich das Großherzogtum Luxemburg und die österreichischen Gemeinden Jung- 
holz und Mittelberg. 

6) Nicht 12. Marz, wie es bei Martens - Cussv und bei v. Rohrscheidt , Preußens Stauts- 
vertiRgo 1852 S. 925 (der ttltero Fundstollon S. 939 nachweist) heißt. Vgl. noch Anm. 9. 
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wärtigen Übereinkunft nicht im "Widerspruch stehen, werden durch 
diese letztere nicht berührt, und werden unter denselben Bedingungen auf 
das Deutsche Reich ausgedehnt, bis eine spätere gemeinsame Verständi- 
gung über Abänderungen getroffen werden kann, deren Vornahme man für nütz- 
lich erachten möchte. 

Art. 25. Der gegenwärtige Vertrag mit dem beigefügten Tarif soll an 
die Stelle des Vertrages zwischen den Staaten des deutschen Zollvereins und der 
Hohen Pforte vom 20. März 1862 1 und des Vertrages zwischen der Hohen Pforte 
nnd den Hansestädten vom 27. September 1862 treten. 

Er soll am 1./13. März 1891 oder, nach vorgängiger Verständigung, wenn 
möglich, früher in Kraft treten. Er soll während 21 Jahren, d. h. bis zum 

12 März* 1 zu we l cnem Zeitpunkte er ohne vorgöngigc Kündigung ab- 

läuft, in Geltung bleiben, unter dem Vorbehalt, daß am Ende des 7. und des 
14. Jahres jeder der beiden Teile das Recht haben soll, Änderungen vorzu- 
schlagen, welche sich durch die Erfahrung ergeben haben möchten. 



II. Aus dem preußisch -türkischen Vertrage vom 22. März 1761. 8 

Urtext: türkisch und italienisch. — Abdruck: Martens r. 3 S. 194»; Martens-Cussy I 11; in 
den Stenogr. Berichten (vgl. zu I) Anlagoband II S. 1316 (italienisch mit Übersetzung). 

Literatur: Bonfils 782 fg. ; Gareis 47; v. Holtzendorff III 195, 208; v. Usxt 15 IV; v. Martens n 
24 —26; Rivier 43; Ulimann 63, 54. — v. König, Handbuch §§ 56, 67; Lippmann, Konsular- 
jurisdiktion S. 82 , 86, 94 fg. 

Art. 4. Der preußische Gesandte bei der Hohen Pforte soll dieselbe 
Unabhängigkeit und dieselben Vorrechte genießen, welche gewohnheits- 
mäßig den Gesandten der andern befreundeten Mächte zustehen; essollen 
in dem gesamten Gebiete der Hohen Pforte, in jedem Stapelplatze, Hafen und 
auf jeder Insel, wo sich Konsuln, Vizekonsuln und Dragomans der anderen 
befreundeten Mächte befinden, auch die preußischen Gesandten das Recht 
haben, Konsuln, Vizekonsuln und Dragomans zu ernennen, nach ihrem Be- 
lieben abzusetzen und andere an deren Stelle einzusetzen; die Gesandten bei der 
Hohen Pforte dürfen vier Dragomans im Dienste haben und für die Konsulate 
einen; die Konsuln, Vizekonsuln, Dragomans und Reisenden, ihre Unterhändler 
und alle Angehörigen ihrer Nation sollen dieselbe Immunität genießen, 
wie die Untertanen der anderen befreundeten Mächte. 10 



7) Preußische Oesetzsammlung 1863 8. 169. 

8) Aufrecht orhalten nach* Art. 24 des vorstehenden Handelsvertrages (I). 

Der Vertrag fuhrt (in den Stenogr. Berichten) seltsamerweise die Überschrift: Trattato 
della forma amicizia tra Sua Maesta il . . . Re di Prussia Fedorico Terzo ed Sua Sultan ea 
Maoeta etc. Friedrich der Dritte im Jahre 1761? Eine Erklärung für diese Bezeichnung habe ich 
nicht finden können. Da oin Druokfehlor ausgeschlossen erscheint (denn auch dio deutsche Über- 
setzung hat in der Überschrift „der Dritte"), so mag eine Gedankenlosigkeit des — Abschreibers 
beibehalten sein. 

9) Der Vertrag ist von Martens aus dem Italienischen ins Französische übertragen worden, 
weil die Kenntnis des Italienischen nicht allgemein verbreitet sei. In dieser privaten Ubersetzung 
ist der Vertrag seitdem auch zu amtlichem Zwecke m. W. überall angeführt worden (ohne die 
Quölle zu erwähnen). Nun hielt sich aber schon Martens für befugt, anscheinende Ungonaaigkeiten 
in der italienischen Vorlage zu berichtigen , und zu dem italienischen Texte wieder macht Nora- 
dounghian 1 316 die Bemerkung: la traduetion de ces capitulations ainsi que beaoeoup d'autros [!] 
n'est pas littöralement conforme au texte turc — unter solchen Umstanden ist es geraten , wenig- 
stens auf den von der Reichsregierung mitgeteilten italienischen Vertragstext, der für Preußen 
maßgebend sein sollte, zurückzugreifen. 

10) Hierauf beruht die deutsche Konsulargerichtsbarkeit in der Türkei. Die 
Gerichtsbarkeit der Konsuln in der Türkei (abgesehen von den losgetrennten Gebieten [Nr. 40 Anm. 14, 
32, 36, Nr. 89, 43] und von Ägypten [Nr. 38] hat in der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts nicht un- 
erhebliche Einschränkungen erfahren; darüber oben die Literatur. 

Weitergohondo Bestrebungen, namentlich auf Beseitigung der Konsulargerichtsbarkeit : 1856 
auf dem Pariser Kongreß, 14. Sitzung vom 25.3. (Fundstelle oben Nr. 16); 1881 (v. Martens- Berg - 
bohm U § 24); 1897 während des türkisch - griechischen Krieges (vgl. StA. Bd. 61 S. 154, 167), 
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Art. 5. Bei Streitigkeiten zwischen preußischen Angehörigen 
und deren Untergebenen soll der preußisch eGesandte oder die preußischen 
Konsuln den Fall nach ihren Gesetzen entscheiden 10 , und so lange die 
Preußen nicht selbst von der ottomanischen Justiz abgeurteilt zu werden ver- 
langen 11 , dürfen dio Richter und Gouverneure sich nicht mit Gewalt einmischen, 
um selbst zu richten. Die in dem ottomanischen Gebiete angestellten Konsuln 
dürfen nicht in Haft genommen worden, und jeder sio betreffende Rechts- 
streit soll in der Kaiserlichen Residenz durch Vermittelung ihrer Gesandten ent- 
schieden werden; ibre Häuser dürfen weder versiegelt, noch besichtigt, 
noch durchsucht werden. Rechtsstreitigkeiten zwischen Untertanen 
der Hohen Pforte und preußischen Untortanen sollon vor den otto- 
manischeu Gerichten mit Hilfe der betreffenden Gesandten, Konsuln 
oder Vizekonsuln und auch mit Hilfe der Dragomans verhandelt werden, 
und wenn ein Mohamedaner oder ein anderer Untertan der Hohen Pforte 
preußische Untertanen oder deren Untergebene zur Zeit dor Abwesenheit eines 
ihrer Dragomans oder Sachwalter vor Gericht verklagen sollte, so können diese 
nicht gezwungen werden, sich darauf einzulassen; die don Betrag von 4000 Asper 
übersteigenden Prozesse der Konsuln oder ihrer Dragomans sollen in der Resi- 
denz des Ottomanischen Roiches verhandelt werden; in denjenigen Streitigkeiten 
zwischen Mohamedanern oder anderen Untertanen der Hohen Pforte und Preußen 
oder derou Untergebenen, welche Verkaufs-, Kauf- und Gelddarlebnsgeschäfte 
betreffen, sollen bei Mangel einer gesetzlichen Schuldurkunde oder eines an- 
deren gültigen Beweismittels sogenannte erzwungene Zeugen nicht gehört werden ; 
entsteht ein Streit im Augenblicke der Abfahrt eines preußischen 
Schiffes, so soll er unverzüglich mit Dilfo des Konsuls oder der Dragomans 
entschieden werden und es soll das Schiff ohne Grund weder angehalten, noch 
in seiner Abfahrt aufgehalten werden. Im Falle, daß ein überschuldeter oder 
straffälliger Preußo geflohen ist, soll ein anderer Preuße, der nicht 
schuldig ist, weder ergriffen, noch belästigt werden, und wenn an einem Orte, 
wo ein Preuße wohnt, der Körper eines getöteten Menschen gefunden werdon 
sollte, so soll dieser Preuße mit der „prezzo di sangue 11 genannten Unter- 
suchung nicht belästigt werden , wenn er nicht in gesetzlicher Weise der Schuld 
überführt worden ist 

Art. 6.'* . . . Stirbt ein Preuße oder dessen Untergebener in den Staaten 
der Hohen Pforte, so sollen die von ihm hinterlassenen Güter behufs Rück- 
gabe an seine Erben den preußischen Gesandten oder Konsuln zur Ver- 
fügung gestellt werden, und wenn von den Erben sich keiner vorfindet, so 
soll einer der Landsleute des Verstorbenen sie an sich nehmen, ohne von den 
Richtern oder Beamten der Hohen ottomanischen Pforte belästigt zu werden. 
Ist jedoch an dem Sterbeorte kein Preuße zu finden, so sind die hinterlassenen 
Güter in ein von dem Ortsrichter zu versiegelndes Verzeichnis einzutragen, in 
Verwahrung zu nehmen und ohne weiteres der von dem preußischen Gesandten 
mit dem Abholen beauftragten Person auszuhändigen, ohne daß die „Rosmi- 
vismet tt genannte gesetzliche Abgabe gefordert werden dürfte. Man wird alle 
mögliche Mühe und Sorgfalt aufwenden, um die den Handel betreffenden Dinge 
in Ordnung zu halten, sowie alles zu beseitigen, was demselben Schaden ver- 
ursachen könnte. In betreff der Religionsausübung und aller anderen An- 
gelegenheiten sollen die Preußen ganz ebenso behandelt werden, wie die 
Angehörigen der anderen befreundeten Nationen. 



durch den Schiedsspruch der Botschafter der 6 Großmacht© v. 2.4. 1901 (Niemeyer, Zeitschrift 12 
S. 101) aber ist die Konsulargerichtsbarkeit auch zugunsten Griechenlands aufrecht erhalten. 
Reichsgesptzgebung oben Nr. 19 Anm. 9. 

11) Ober die jetzt anzunehmende Unzulässigkeit solcher Voreinbarunp Lippmann 83. 

12) Vgl. Nr. S2 Anm. 6, Nr. 84 Anm. 1. 
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Nr. 63. 

Internationaler Eisenbahnfrachtverkehr. 

Übereinkommen zu Bern, 14. Oktober 1890. 1 58 3 

Vertragsstaaten: Deutsches Reich, Österreich-Ungarn, Belgien, Frankreicli, 

Italien, Liechtenstein, Luxemburg, Niederlande, Rußland, 
Schweix. 

Beigetreten ist: Dänemark (RGBl. 1897 S. 723), Rumänien (RGB!. 19C4 S. 218). 

Urtext: deutsch and französisch. — Abdruck: RGBl. 1892 S. 793, Martens 3 13 S. 447, StA. 51 
S. 216. 

Literatur: Bonfils 925; Gareis 65, 12, 8; v. Holtxendorff III 64 fg. (Meili); v. Liszt 29, I; 
v. Martens II 62; Rivier 30 IV, 44 III; Ulimann ISO. — Systematische Bearbeitungen: 
Gerstner 1893, Rosenthal 1894 (später HWStW. UI 517); Kommeutar von Egor, 2. Auf- 
lage 1903. 

Art. 1. Das gegenwärtige internationale Übereinkommen findet Anwen- 
dung auf alle Sendungen von Gütern 6 , welche auf Grund eines durch- 
gehenden Frachtbriefes [lettre de voiture directej aus dem Gebiete 
eines der vertragschließenden Staaten in das Gebiet eines anderen 
vertragschließenden Staates auf denjenigen Eisenbahnstrecken be- 
fördert worden, welche zu diesem Zweck in der anliegenden Liste, vor- 
behaltlich der im Artikel 58 vorgosehenon Änderungen* bezeichnet sind. 7 

Die Bestimmungen, welche zur Ausführung dos gegenwärtigen Überein- 
kommens von den vertragschließenden Staaten vereinbart werden, sollen die- 
selbe rechtliche Wirkung haben, wie das Übereinkommen selbst. 

Art. 2. [6, 50 A l— 3.) Die Bestimmungen dos gegenwärtigen Überein- 
kommens finden keine Anwendung auf die Beförderung folgender Gegenstände: 

1. derjenigen Gegenstände, welche auch nur in einem der am Transporte 
beteiligten Gebiete dem Postzwange unterworfen sind; 

2. derjenigen Gegenstände, welche wegen ihres Umfangs, ihres Gewichts 
odor ihrer sonstigen Beschaffenheit, nach der Anlage und dem Botriebe 
auch, nur einer der Bahnen, welche au der Ausführung des Transportes 
teilzunehmen haben, sich zur Beförderung nicht eignen; 



1) Dazu: Reglemont betr. die Errichtung eines Zentralamtes und AusfüJirungsbestimmungon 
(dispositions reglementaires) vom gleichen Tage (RGBl. 1892 S. 870) — eine Zusatzvereinbarung 
vom 20.9. 1893 (RGBl. 1896 S. 707) Uber den Beitritt — , das Zusatzfiboreinkommen vom 
16. 6. 1898 (RGBl. 1901 S. 295) zu dem Übereinkommen selbst und zu den Ausführungsbestimmungen. 

2) Abdruck in der Fassung dos Zusatzüboreinkommens von 1898. 

3) Das Übereinkommen enthält, wie v. Liszt hervorhebt, ,,dio ersten Ansätze zu einem 
internationalen Handelsgesetzbuch nebst den einschlagenden zivilprozessualischen Bestimmungen*', 
vgl. fUr den Prozeß besonders Art. 23, 27, 28, öOfg. 

Der Abschluß des Vortragos geht auf oino Anregung durch die Schweiz (1875/76) zu- 
rück. Im einzelnen sind die Bestimmungen des internationalen Obereinkommens vielfach dem 
allg. deutschen Handelsgesetzbuche und dem Botriobsregloment für die EisenlahiiPii 
Deutschlands vom 11.5.1874 nachgebildet, nicht selten sogar wörtlich entlehnt. Dem I. Ü. 
haben sich dann die nationalen Vorschriften in weiterem Umfange wiodorum angepaßt: so für das 
Reich das HOB. vom 10.5.1897 und die das Betriebsreglement ersetzenden Normen, (die Ver- 
kehrsordnung von 1892 und) die Eisenbahnverkthrsordnung vom 26. 10. 1899. — Bei dieser Rechts- 
lage durfte der Abdruck vielfach durch Verwoise auf das deutsche Rocht« gekürzt werden. 

Wer sich das Verdienst zuschreiben darf, für die Ausdehnung deutschen Rechts zum inter- 
nationalen zuerst eingetreten zu sein, darüber herrscht scharfer Streit. (Vgl. einerseits z. B. Eger 
im Archiv für öffentl. Recht Bd. 3 S. 373, andererseits Gerstner Bd. 11 S. 173.) Nach meiner An- 
sicht lag der Gedanke der Übertragung nicht so fern, daß er nicht gleichzeitig an mehreren 
Stellen hätte gefallt werden können. Vor Eger ist mir aber kein publizistischer Verfechtor auf- 
gefallen. 

4) Die in (] gesetzten Ziffern, ohne weiteren Zusatz, verweisen auf die Para- 
graphen der Deutschen Verkehrsordnung (VÜ.) von 1899. 

6) Also nicht insbesondere anwendbar auf Personenbeförderung oder auf als Frachtgut 
aufgegebenes Reisegepäck. 

6) Vgl. Art. 58. Die dem Übereinkommen beigefügte uiuf ausreiche Liste ist seitdem wieder- 
holt abgeändert worden; Veröffentlichung u. a. im Roichsgosoteblatte. 

7) ,, Internationale Sendung" (Art. 6), „internationaler Frachtvertrag" (Art. 26, 27 t 56). 
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3. derjenigen Gegenstände, deren Beförderung auch nur auf einem dor am 
Transporte beteiligten Gebiete aus Gründen der öffentlichen Ordnung ver- 
boten ist. 

Art. 3. 150.] 4 Die Ausführungsbestimmungen werden diejenigen Güter, 
bezeichnen, welche wegen ihres großen Wertos, wegen ihrer besonderen Be- 
schaffenheit oder wegen der Gefahren, welche sie für die Ordnung und Sicher- 
heit des Eisenbahnbetriebes bieten, vom internationalen Transporte nach 
Maßgabe dieses Übereinkommens ausgeschlossen oder zu diesem Transporte 
nur bedingungsweise zugelassen sind. 

Art. 4. [7.] Die Bedingungen der gemeinsamen Tarife der Eisen- 
babnvereine oder Verbände, sowie die Bedingungen der besonderen Tarife der 
Eisenbahnen haben, sofern diese Tarife auf den internationalen Transport An- 
wendung finden sollen, insoweit Geltung, als sie diesem Übereinkommen nicht 
widersprechen; andernfalls sind sie nichtig. 

Art. 5. [6, 55; HOB. 453.] Jede nach Maßgabe des Art 1 bezeichnete 
Eisenbahn ist verpflichtet, nach den Festsetzungen und unter den Bedin- 
gungen dieses Übereinkommens die Beförderung von Gütern im inter- 
nationalen Verkehr zu übernehmen, sofern 

1. der Absender den Anordnungen dieses Übereinkommens sich unterwirft; 

2. die Beförderung mit den regelmäßigen Transportmitteln möglich ist; 

3. nicht Umstände, welche als höhere Gewalt zu betrachten sind, die Be- 
förderung verhiodern. 

Die Eisenbahnen sind nur verpflichtet, die Güter zum Transporte anzu- 
nehmen, soweit die Beförderung derselben sofort erfolgen kann. Die für die 
Versandstation geltenden besonderen Vorschriften bestimmen, ob dieselbe ver- 
pflichtet ist, die Güter, deren Beförderung nicht sofort erfolgen kann, vorläufig 
in Verwahrung zu nehmen. 

Die Beförderung der Güter fiodot in der Reihenfolge statt, in welcher 
sie zum Transporte angenommen worden sind, sofern die Eisenbahn nicht 
zwingende Gründe des Eisenbahnbetriebes oder das öffentliche Interesse für eine 
Ausnahme geltend machen kann. 8 

Jede Zuwiderhandlung gegen die Bestimmungen dieses Artikels be- 
gründet den Anspruch auf Ersatz des dadurch entstandenen Schadens. 

Art. 6.* Jede internationale Sendung (Artikel 1) muß von einem 
Frachtbriefe begleitet sein, welcher folgende Angaben enthält: [Inhalt im ein- 
zelnen entsprechend § 426 HGB. und teilweise wörtlich dem § 51 VO. — For- 
mular nach den Ausführungsbestimmungen.] 

Art. 7.* [Haftung für Richtigkeit der Angaben im Frachtbriefe; bei un- 
richtiger Angabe mindestens Frachtzuschlag nach Maßgabe der Ausführungs- 
bestimmungen, § 426 Abs. 2 HGB., teilweise wörtlich wie § 53 VO.J 

Art. 8. [=54VO., HGB. 455.] Der Frachtvertrag ist abgeschlossen, 
so bald das Out mit dem Frachtbriefe von der Versandstation zur Beförderung 
angenommen ist Als Zeichen der Annahme wird dem Frachtbriefe der Datum- 
stempel der Versandexpedition aufgedrückt . . . 

Der mit dem Stempel versehene Frachtbrief dient als Beweis über den 
Frachtvertrag. . . . 

Die Eisenbahn ist verpflichtet, den Empfang des Frachtgutes, unter An- 
gabe des Datums der Annahme zur Beförderung, auf einem ihr mit dem Fracht- 
briefe vorzulegenden Duplikate desselben zu bescheinigen. 

Dieses Duplikat hat nicht die Bedeutung des Originalfrachtbriefes und 
ebensowenig diejenige eines Konnossements (Ladescheins). 

Art. 9. [= § 58 VO.: gehörige Verpackung liegt dem Absender ob; 
Folgen nicht gehöriger Verpackung.] 

Art. 10. [= 427 HGB. 59 Abs. 1—3, 5, 6 VO.: Pflicht des Absenders 
zur Beifügung der Begleitpapiere für Erfüllung der Zoll-, Steuer- oder Polizei- 
vorschriften.] 
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Art. 11. [CO.] 4 Die Berechnung der Fracht erfolgt nach Maßgabe der 
zu Recht bestehenden, gehörig veröffentlichten Tarife. 8 Jedes Privat- 
Übereinkommen, wodurch einem oder mehreren Absendern eine Preis- 
ermäßigung gegenüber den Tarifen gewährt werden soll, ist verboten und 
nichtig. Dagegen sind Tarifermäßigungen erlaubt, welche gehörig veröffent- 
licht sind und unter Erfüllung der gleichen Bedingungen jedermann in gleicher 
"Weise zugute kommen. 

Außer den im Tarife angegebenen Frachtsätzen und Vergütungen für be- 
sondere im Tarife vorgesehene Leistungen zugunsten der Eisenbahnen dürfen 
nur bare Auslagen erhoben werden — insbesondere Aus-, Ein- und Durchgangs- 
abgaben, nicht in den Tarif aufgenommene Kosten für Überführung und Aus- 
lagen für Reparaturen an den Gütern , welche infolge ihrer äußeren oder inneren 
Beschaffenheit zu ihrer Erhaltung notwendig werden. 

Diese Auslagen sind gehörig festzustellen und in dem Fraohtbriefe er- 
sichtlich zu machen, welchem die Beweisstücke beizugeben sind. 

Art. 12.» [Gl ] Werden die Frachtgelder nicht bei der Aufgabe des 
Gutes zur Beförderung berichtigt, so gelten sie als auf den Empfänger an- 
gewiesen. 

Bei Gütern, welche nach dem Ermessen der annehmenden Bahn schnellem 
Verderben unterliegen oder wegen ihres geringen "Wertes die Fracht nicht sicher 
decken, kann die Vorausbezahlung der Frachtgelder gefordert werden. 

Wonn im Falle der Frankierung der Betrag der Gesamtfracht beim Ver- 
sand nicht genau bestimmt werden kann, so kann die Versandbahn die Hinter- 
legung des ungefähren Frachtbetrages fordern. 

Wurde der Tarif unrichtig angewendet oder sind Rechnungsfehler bei der 
Festsetzung der Frachtgelder und Gebühren vorgekommen, so ist das zu wenig 
Geforderte nachzuzahlen, das zu viel Erhobene zu erstatten. Ein derartiger An- 
spruch auf Rückzahlung oder Nachzahlung verjährt in einem Jahre vom Tage 
der Zahlung an, sofern er nicht unter den Parteien durch Anerkenntnis, Ver- 
gleich oder gerichtliches Urteil festgestellt ist. Auf die Verjährung finden die 
Bestimmungen des Artikels 45 Absatz 3 und 4 Anwendung Die Bestimmung 
des Artikels 44 Absatz 1 findet keine Anwendung. 

Art. 13. 3 [62.] Dem Absender ist gestattet, das Gut bis zur Höhe des 
Wertes desselben mit Nachnahme zu belasten. Bei denjenigen Gütern, für 
welche die Eisenbahn Vorausbezahlung der Fracht zu verlangen berechtigt ist 
(Art. 12 Abs. 2), kann die Belastung mit Nachnahme verweigert werden. . . . 

Art. 14. [63, 47.] Die Ausfühningsbestimmungen werden die allgemeinen 
Vorschriften, betr. die Maximallieferf listen, die Berechnung, den Beginn, 
die Unterbrechung und das Ende der Lieferfristen, feststellen. 

Wenn nach den Gesetzen und Reglementen eines der Vertragsstaaten 
Spezialtarife zu reduzierten Preisen und mit verlängerten Lieferfristen gestattet 
sind, so können die Eisenbahnen dieses Staates diese Tarife mit verlängerten 
Fristen auch im internationalen Verkehr anwenden. 

Im übrigen richten sich die Lieferfristen nach den Bestimmungen der im 
einzelnen Falle zur Anwendung kommenden Tarife. 

Art. 15. ? [Verfügungsrecht des Absenders über das Gut nach der 
Aufgabe = § 64 VO.; HGB. 433, 455.] 

Art. 16. [Verpflichtung der Eisenbahn zur Ablieferung an den bezeich- 
neten Empfänger am Bestimmungsorte vgl. § 66 VO. ; HGB. 435.] 

Art. 17. [= 67 VO., 436 HGB.] Durch Annahme des Gutes und des 
Frachtbriefes wird der Empfänger verpflichtet, der Eisenbahn die im Frachtbriefe 
ersichtlich gemachten Beträge zu bezahl on. 

Art. 18. [Hindernis für Antritt oder Fortsetzung der Beförderung vgl. 
65 VO.; 428 HGB.] 



8) In den Handelsverträgen mit Österreich und Belgien (1891), Rußland (1894) und 
neuerdings mit Italien und Serbion (1904, noch nicht verkündet) ist außerdem bestimmt, daß 
hinsichtlich der Beförderung» preise und der Zeit and Art der Abfertigung kein Unterschied 
zwischen den Bewohnern der Vertragsstaaten gemacht werde. 

Fleischmann, Völkerrechtsquollon. 17 
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Art. 19. [437 HOB., 68 —70 VO. Das Verfahren bei Ablieferung der 
Güter richtet sich nach den für die abliefernde Bahn geltenden gesetzlichen und 
reglementarischen Bestimmungen. 8 ] 

Art. 20. [=66 Abs. 4 VO.; 441 HGB.] 4 Die Empfangsbahn hat bei 
der Ablieferung alle durch den Frachtvertrag begründeten Forde- 
rungen, insbesondere Fracht und Nebengebühren, Zollgelder und andere zum 
Zweck der Ausführung des Transportes gehabte Auslagen, sowie die auf dem 
Gute haftenden Nachnahmen und sonstigen Beträge einzuziehen, und zwar so- 
wohl für eigene Rechnung, als auch für Rechnung der vorhergehenden Eisen- 
bahnen und sonstiger Berechtigter. 

Art. 21. [440 HGB.] Die Eisenbahn hat für alle im Art. 20 bezeich- 
neten Forderungen die Rechto eines Faustpfandgläubigers an dem Gute. 
Dieses Pfandrecht besteht, solange das Gut in der Verwahrung der Eisenbahn 
oder eines Dritten sich befindet, welcher es für sie inno hat. 

Art. 22. [440 HGB.] Die Wirkungen des Pfandrechtes bestimmen sich 
nach dem Rechte des Landes, wo die Ablieferung erfolgt. 

Art, 23. Jede Eisenbahn ist verpflichtet, nachdem sie bei der Auf- 
gabe oder der Ablieferung des Gutes die Fracht und die anderen aus dem 
Frachtverträge herrührenden Forderungen eingezogen hat, den beteiligten 
Bahnen den ihnen gebührenden Anteil an der Fracht und den erwähnten 
Forderungen zu bezahlen. 

Die Ablieferungsbahn ist für die Bezahlung der obigen Beträge verantwort- 
lich, wenn sie das Gut ohne Einziehung der darauf haftenden Forderungen abliefert. 
Der Anspruch gegen den Empfänger des Gutes bleibt ihr jedoch vorbehalten. 

Die Übergabe des Gutes von einer Eisenbahn an die nächstfolgende be- 
gründet für dio erstere das Recht, die letztere im Kontokorrent sofort mit dem 
Betrage der Fracht und der sonstigen Forderungen, soweit dieselben zur Zeit der 
Übergabe des Gutes aus dem Frachtbriefe sich ergeben, zu belasten, vorbehalt- 
lich der endgültigen Abrechnung nach Haßgabe des ersten Absatzes dieses Artikels. 

Aus dem internationalen Transporte herrührende Forderungen 
der Eisenbahnen untereinander können, wenn die schuldnerische Eisen- 
bahn einem anderen Staate angehört als die forderungsberechtigte Eisenbahn, 
nicht mit Arrest belegt oder gepfändet werden, außer in dem Falle, 
wenn der Arrest oder die Pfändung auf Grund einer Entscheidung der Gerichte 
des Staates erfolgt, dem die forderungsberechtigte Eisenbahn angehört. 

In gleicher Weise kann das rollende Material der Eisenbahnen 
mit Einschluß sämtlicher beweglicher, der botreffenden Eisenbahn gehörigen 
Gegenstände, welche sich in diesem Material vorfinden, in dem Gebiete eines 
anderen Staates als desjenigen, welchem die betreffende Eisenbah n 
angehört, weder mit Arrest belegt noch gepfändet werden, außer in 
dem Falle, wenn der Arrest oder die Pfändung auf Grand einer Entscheidung 
der Gerichte des Staates erfolgt, dem die betreffende Eisenbahn angehört. 9 



9) Vgl. außordem RG. 3. 5. 1866 (RGBl. 131) and die Gegenseitigkeitserklärung zwischen 
dem Deutschen Reiche und Österreich-Ungarn Uber die Unzulässigkeit der Pfän- 
dung von Eisenbahnfahrbetriebsmitteln vom 17.3.1887 (RGBl. S. 153): 

Die Kaisorlich deutsche Regierung einerseits und dio Kaiserlich königlich österreichische und 
die Königlich ungarische Regierung andererseits haben gegenseitig von den in der Oster» 
reichisch -Ungarischen Monarchie und im Deutschen Reich in Geltung stehenden Gesetzen 
Kenntnis genommen, welche übereinstimmend bestimmen, daß, unter Voraussetzung der Ver- 
bürgung der Gegenseitigkeit, die Fahrbetriebsmittel ausländischer Eisenbahnen, welche Per- 
sonen oder Güter im öffentlichen Verkehr befördern, von der ersten Einstellung in den Betrieb 
bis zur endgültigen Ausscheidung aus den Bestanden der Pfändung nicht unterworfen sind. 

Mit Rüchsicht hierauf wird durch den Austausch der gegenwärtigen Erklärung anerkannt, 
daß bei der Anwendung der angeführten gesetzlichen Bestimmung im Deutschen Reich die 
Gegenseitigkeit in der österreichisch - Ungarischen Monarchie und bei der Anwendung dieser 
Bestimmung in der österreichisch •Ungarischen Monarchie die Gegenseitigkeit im Deutschen 
Reich verbürgt ist. 

Gaupp- Stein, Kommentar zu § 811 ZPO. Anm. 102 und Petersen-Anger Anm. 16b 
zu | 811 sind der Ansicht, daß Abs. 8 des RG. vom 3. 5. 1886 und die Gegenseitigkeit mit Öster- 
reich infolgo des Art. 23 des 1. U. gegenstandslos geworden seien. Das erscheint nicht zutreffend, 
da Art. 23 Abs. 6, wie der Zusammenhang mit Abs. 4 ergibt, nur gegen Pfändungen auf Grund 
von Forderungen, die aus dem internationalen Transporto herrühren, schützt. 
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Art. 24. [Ablieferungshindernisse, Verfahren nach den Bestimmungen 
für die abliefernde Bahn, vgl. § 70 VO.] 

Art. 26. [71,72.J* In allen Verlust-, Minderungs- undBeschädigungs- 
f allen haben die Eisenbahn Verwaltungen sofort eine eingehende Unter- 
suchung vorzunehmen, das Ergebnis derselben schriftlich festzustellen und 
dasselbe den Beteiligten auf ihr Verlangen, unter allen Umständen aber der 
Versandstation mitzuteilen. 

Wird insbesondere eine Minderung oder Beschädigung des Gutes von der 
Eisenbahn entdeckt oder vermutet, oder seitens des Verfügungsberechtigten be- 
hauptet, so hat die Eisenbahn den Zustand des Gutes, den Betrag des Schadens 
und, soweit dies möglich, die Ursache und den Zeitpunkt der Minderung oder 
Beschädigung ohne Verzug protokollarisch festzustellen. Eine protokollarische 
Feststellung hat auch im Falle des Verlustes stattzufinden. 

Die Feststellung richtet sich nach den Gesetzen und Eeglementen des 
Landes, wo dioselbe stattfindet. 

Außerdem steht jedem der Beteiligten' das Recht zu, die gerichtliche Fest- 
stellung des Zustandes des Gutes zu beantragen. 

Art. 26.» [433—437 HGB., 73 Abs. 1, 2 VO.] Zur gerichtlichen Gel- 
tendmachung der aus dem internationalen Eisenbahnfrachtvertrage gegenüber 
der Eisenbahn entspringenden Rechte ist nur derjenige befugt, welchem das 
Verfügungsrecht über das Frachtgut zusteht 

Vermag der Absender das Frachtbrief-Duplikat nicht vorzuzeigen, so kann 
er seinen Anspruch nur mit Zustimmung des Empfängers geltend machen, es 
wäre denn, daß er den Nachweis beibringt, daß der Empfänger die Annahme 
des Gutes verweigert hat. 

Art. 27. [432, 469 HGB., 74 VO.] Diejenige Bahn, welche das 
Gut mit dem Frachtbriefe zur Beförderung angenommen hat, haftet für 
die Ausführung des Transportes auch auf den folgenden Bahnen der Beförde- 
rungsstrecke bis zur Ablieferung. 

Jede nachfolgcndo»Bahn tritt dadurch, daß sie das Gut mit dem ursprüng- 
lichen Frachtbriefe übernimmt, nach Maßgabe des letzteren in den Frachtvertrag 
ein und übernimmt die selbständige Verpflichtung, den Transport nach Inhalt 
des Frachtbriefes auszuführen. 

Die Ansprüche aus dem internationalen Frachtvertrage können 
jedoch — unbeschadet des Rückgriffs der Bahnen gegeneinander — im Wege 
der Klage nur gegen die erste Bahn oder gegen diejenige, welche das 
Gut zuletzt mit dem Frachtbriefe übernommen hat, oder gegen die- 
jenige Bahn gerichtet werden, auf deren Botriebsstrecke der Schaden 
sich ereignet hat. Unter den bezeichneten Bahnen steht dem Kläger die 
Wahl zu. 

Die Klage kann nur vor einem Gerichte des Staates anhängig gemacht 
worden, in welchem die beklagte Bahn ihren Wohnsitz hat und welches nach 
den Gesetzen dieses Landes zuständig ist. 10 

Das Wahlrecht unter den im dritten Absatz erwähnten Bahnen erlischt 
nüt der Erhebung der Klage. 

Art. 28. [469 HGB., 74 Abs. 4 VO.J Im Wege der Widerklage oder 
der Einrede können Ansprüche aus dem internationalen Frachtvertrag auch 
gegen eine andere als die im Artikel 27 Abs. 3 bezeichneten Bahnen geltend ge- 
macht werden, wenn die Klage sich auf denselben Frachtvertrag gründet. 

Art. 29. [= 431, 458 HGB., 9 VO.] Die Eisenbahn haftet für ihre 
Leute und für andere Personen, deren sie sich bei Ausführung dos von ihr über- 
nommenen Transportes bedient. 

Art. 90. [456 HGB., 75, 76 VO.] Die Eisenbahn haftet nach Maßgabe 
der in den folgenden Artikeln enthaltenen näheren Bestimmungen für den 



10) Also nicht ausschließlich zuständig das Gericht des Wohnsitze«; anders Art. 68. 

17* 
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Schaden, welcher durch Verlust, Minderung oder Beschädigung des 
Gutes seit der Annahme zur Beförderung bis zur Ablieferung entstanden ist, 
sofern sie nicht zu beweisen vermag, daß der Schaden durch ein Verschulden 
des Verfügungsberechtigten oder eine nicht von der Eisenbahn verschuldete An- 
weisung desselben durch die natürliche Beschaffenheit des Gutes (namentlich 
durch inneren Verderb, Schwinden, gewöhnliche Leckage) oder durch höhero 
Gewalt herbeigeführt worden ist. 

Ist auf dem Frachtbriefe als Ort der Ablieferang ein nicht an der Eisen- 
bahn liegender Ort bezeichnet, so besteht die Haftpflicht der Eisenbahn auf 
Grund dieses Übereinkommens nur für den Transport bis zur Empfangsstation. 
Für die Weiterbeförderung finden die Bestimmungen des Art. 19 Anwendung. 

Art. 31.' Die Eisenbahn haftet nicht: . . . [In den 6 Fällen, wie 
459 HGB., 77 VO.) 

Art 32. [= 460 HGB., 78 VO.: Ausschluß der Haftung für Gewichts- 
vorlust bei Gütern, die nach ihrer natürlichen Beschaffenheit einen sol- 
chen erleiden, bis zu einem Normalsatze.] 

Art. 33. [= 79.1 Der zur Klage Berechtigte kann das Gut ohne wei- 
teren Nachweis als in Verlust geraten betrachten, wenn sich dessen Ablieferung 
um mehr als 30 Tage nach Ablauf der Lieferfrist (Art. 14) verzögert. 

Art. 34. [= 457 HGB., 80 VO.: Ersatzpflicht für Verlust nach gemeinem 
Handelswert.] 

Ali. 35. [Festsetzung eines Höcbstbetrages für Verlust, Minderung oder 
Beschädigung durch Ausnahmetarif, wie nach 461 HGB., 81 VO.] 

Art. 36.* [= 82 VO.: Wiederauffinden verlorenen Gutes.] 

Art. 37. [83 VO., vgl. 457 Abs. 2 HGB.: Bei Beschädigung Betrag 
des Minderwertes ersetzen.] 

Art. 38.» [463 HGB., 85 VO.: Woiterer Schadensersatz bei Deklaration 
des Interesses an der Lieferung] 

Art. 39. [= 466 HGB., 86 VO.] Die Eisenbahn haftet für den Schaden, 
welcher durch Versäumung der Lieferfrist (Art. 14) entstanden ist, sofern 
sie nicht beweist, daß die Verspätung von einem Ereignisse herrührt, welches 
sie weder herbeigeführt hat, noch abzuwenden vermochte. 

Art. 40.* [87.] Im Falle der Versäumung der Lieferfrist können 
ohne Nachweis eines Schadens folgende Vergütungen beansprucht werden: 

bei einer Verspätung bis einschließlich V, 0 der Lieferfrist: V l0 der Fracht; 

»in » r» t) */io r» 1» %o *» * 

T> n u ti » Ao n I /n » I 

n n ti d r> 10, » w MO i> " 

„ „ „ von längerer Dauer: 6 /io der Fracht. 

Wird der Nachweis eines Schadens erbracht, so kann der Betrag bis zur 
Höhe der ganzen Fracht beansprucht werden. 

Hat eine Deklaration des Interesses stattgefunden, so können ohno Nach- 
weis eines Schadens folgende Vergütungen beansprucht werdon . . . [für jeden 
der einzelnen Fälle das Doppelte]. 

Art. 41. [= 88 VO., 464 Abs. 2, 466 Abs. 4 HGB.] Die Vergütung des 
vollen Schadens kaun in allen Fällen gefordert werden, wenn derselbe infolge 
der Arglist oder der groben Fahrlässigkeit der Eisenbahn entstanden ist. 

Art. 42. Der Forderungsberechtigto kann 6 % Zinsen der als Ent- 
schädigung festgesetzten Summe verlangen. Diese Zinsen laufen von dem Tage, 
an welchem das Entscbädigungsbegehren gestellt wird. 

Art. 43. [= 467 HGB., 89 VO.] Wenn Gegenstände, welche vom Trans- 
porte ausgeschlossen oder zu demselben nur bedingungsweise zugelassen sind, 
unter unrichtiger oder ungenauer Deklaration zur Beförderung aufgegeben, oder 
wenn die für dieselben vorgesehenen Sicherheitsvorschriften vom Absender außer 
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acht gelassen werden, so ist jede Haftpflicht der Eisenbahn auf Grund des 
Frachtvertrages ausgeschlossen. 

Art. 44. 2 Ist dieFraoht nebst den sonst auf dem Gute haftenden 
Forderungen bezahlt und das Gut angenommen, so sind alle Ansprüche 
gegen die Eisenbahn aus dem Frachtvertrage erloschen. 

Hiervon sind jedoch ausgenommen: 

1. Entschädigungsansprüche, bei welchen der Berechtigte nachweisen kann, 
daß der Schaden durch Arglist oder grobe Fahrlässigkeit der Eisenbahn 
herbeigeführt worden ist; 

2. Entschädigungsansprüche wegen Verspätung, wenn die Reklamation spä- 
testens am 14. Tage, den Tag der Annahme nicht mitgerechnet, bei einer 
der nach Art. 27 Abs. 3 in Anspruch zu nehmenden Eisenbahnen ange- 
bracht wird; . . . [usw. entsprechend 90 VO., vgl. 438 , 464 HGB.] 

Art. 46. 4 [470 HGB., 91 VO.] Entschädigungsforderungen wegen 
Verlustes, Minderung, Beschädigung oder Verspätung, insofern sie 
nicht durch Anerkenntnis der Eisenbahn, Vergleich oder gerichtliches Urteil fest- 
gestellt sind, verjähren in einem Jahre und im Falle des Artikel 44 Nr. 1 in 
3 Jahren. 

Die Verjährung beginnt im Falle der Beschädigung oder Minderung an 
dem Tage, an welchem die Ablieferung stattgefunden hat, im Falle des gänz- 
lichen Verlustes eines Frachtstückes oder der Verspätung an dem Tage, an 
welchem die Lieferfrist abgelaufen ist. 

Bezüglich der Unterbrechung der Verjährung entscheiden die Gesetze des 
Landes, wo die Klage angestellt ist. 

[Hemmung der Verjährung durch Erreichung einer schriftlichen Rekla- 
mation bei der Eisenbahn ] 

Art. 46. [91 Abs. 5.] Ansprüche, welche nach den Bestimmungen der 
Art 44 und 45 erloschen oder verjährt sind, können auch nicht im Wege 
eiuer Widerklage oder einor Einrede geltend gemacht werden. 

Art. 47. Derjenigen Eisenbahn, welche auf Grund der Bestimmungen 
dieses Übereinkommens Entschädigung geleistet hat, steht der Rückgriff 
gegen die am Transporte beteiligten Bahnen nach Maßgabe folgender Bestim- 
mungen zu: 

1. Diejenige Eisenbahn, welche den Schaden allein verschuldet hat, haftet 
für denselben ausschließlich. 

2. Haben mehrere Bahnen den Schaden verschuldet, so haftet jede Bahn für 
den von ihr verschuldeten Schaden. Ist eine solche Unterscheidung nach 
den Umständen des Falles nicht möglich, so werden die Anteile der 
schuldtragenden Bahnen am Schadensersätze nach den Grundsätzen der 
folgenden Nr. 3 festgesetzt 

3. Ist ein Verschulden einer oder mehrerer Bahnen als Ursache des Schadens 
nicht nachweisbar, so haften die sämtlichen am Transporte beteiligten 
Bahnen mit Ausnahme derjenigen, welche beweisen, daß der Schaden auf 
ihrer Strecke nicht entstanden ist, nach Verhältnis der reinen Fracht, 
welche jede derselben nach dem Tarife im Fallo der ordnungsmäßigen 
Ausführung des Transportes bezogen hätte. 

Im Falle der Zahlungsunfähigkeit einer der in diesem Artikel bezeich- 
neten Eisenbahnen wird der Schaden, der hieraus für die Eisenbahn entsteht, 
welche den Schadensersatz geleistet hat, unter alle Eisenbahnen, welche an dem 
Transporte teilgenommen haben, nach Verhältnis der reinen Fracht verteilt. 

Art. 48. Die Vorschriften des Art. 47 findet auch auf die Fälle der Ver- 
säumung der Lieferfrist Anwendung. Für Versäumung der Lieferfrist haften 
mehrere schul dtragende Verwaltungen nach Verhältnis der Zeitdauer der auf 
ihren Bahnstrecken vorgekommenen Versäumnis. 

Die Verteilung der Lieferfrist unter den einzelnen an einem Transporte 
beteiligten Eisenbahnen lichtet sich, in Ermangelung anderweitiger Verein- 
barungen, nach den durch die Ausführungsbestimmungen festgesetzten Normen. 



Digitized by Google 



262 



Nr. 63. Berner Übereinkommen 



1890 



Art. 49. Eine Solidarhaft mehrerer am Transporto beteiligter 
Bahnen findet für den Rückgriff nicht statt. 

Art. 50. Für den im Wege des Rückgriffs geltend zu machenden An- 
spruch der Eisenbahnen untereinander ist die im Entschädigungsprozeß gegen die 
rückgriff nehmende Bahn ergangene endgültige Entscheidung hinsichtlich der Ver- 
bindlichkeit zum Schadensersatz und der Höhe der Entschädigung maßgebend, 
sofern den im Rückgriffswege* in Anspruch zu nehmenden Bahnen der Streit 
in gehöriger Form verkündet 11 ist und dieselben in der Lage sich befanden, 
in dem Prozesse zu intervenieren. Die Frist für diese Intervention wird von 
dem Richter der Hauptsache nach den Umständen des Falles und so kurz als 
möglich bestimmt. 

Art. 51." Insoweit nicht eine gütliche Einigung erfolgt ist, sind sämt- 
liche beteiligte Bahnen in einer und derselben Klage zu belangen 19 , 
widrigenfalls das Recht dos Rückgriffs gegen die nicht belangten Bahnen erlischt. 

Der Richter hat in einem und demselben Verfahren zu ent- 
scheiden. Den Beklagten steht ein weiterer Rückgriff nicht zu. 

Art. 62." Die Verbindung des Rückgriffsverfahrens mit dem 
Entschädigungsverfahren ist unzulässig. 

Art. 53. Für alle Rückgriffsansprüche ist der Richter des 
Wohnsitzes der Bahn, gegen welche der Rückgriff erhoben wird, 
ausschließlich zuständig. 1 " 

Ist die Klage gegen mehrere Bahnen zu erheben, so steht der klagenden 
Bahn die Wahl unter den nach Maßgabe des ersten Absatzes dieses Artikels 
zuständigen Richtern zu. 18 

Art. 54. Die Befugnis der Eisenbahnen, über den. Rückgriff im voraus 
oder im einzelnen Falle andere Vereinbarungen zu treffen, wird durch die vor- 
stehenden Bestimmungen nicht berührt. 

Art. 55. Soweit nicht durch das gegenwärtige Übereinkommen andere 
Bestimmungen getroffen sind, riohtet sich das Verfahren nach den Gesetzen 
des Prozeßrichters. 

Art. 56." Urteile, welche auf Grund der Bestimmungen dieses 
Übereinkommens von dem zuständigen Richter infolge eines kontradiktorischen 
oder eines Versäumnisverfahrens erlassen und nach den für den urteilenden 
Richter maßgebenden Gesetzen vollstreckbar geworden sind, erlangen im Ge- 
biete sämtlicher Vertragsstaaten Vollstreckbarkeit, unter Erfüllung 
der von den Gesetzen des Landes vorgeschriebenen Bedingungen und Formali- 
täten, aber ohne daß eine materielle Prüfung des Inhaltes zulässig wäre. Auf 
nur vorläufig vollstreckbare Urteile findet diese Vorschrift keine Anwendung, 
ebensowenig auf diejenigen Bestimmungen eines Urteils, durch welche der Kläger, 
weil derselbe im Prozesse unterliegt, außer den Prozeßkosten zu einer weiteren 
Entschädigung verurteilt wird. 

Eine Sicherstellung für die Prozeßkosten kann bei Klagen, welche 
auf Grund des internationalen Frachtvertrages erhoben werden, nicht gefordert 
werden. 

Art. 57. Um die Ausführung des gegenwärtigen Übereinkommens zu er- 
leichtern und zu sichern, soll ein Zentralamt für don internationalen 
Transport [office central des transports internationaux] errichtet werden, 
welches die Aufgabe hat: 



11) Für Prozesse vor deutschen Gerichten gemäß Art. 55 die {§ 72f. ZPO. 

12) Art. 51 a. 52 enthalten in ihrem Gebote oder Verbote der Klagvorbindung, Verbote 
der richterlichen Trennung Abweichungen von don §| 2G0, 147, 145 ZPO. 

13) Danach müßte also — bei einer Klage gegen eine Staatseisenbahn — auch ein Staat 
vor dem Gerichte eines anderen Staates Recht nehmen. 

14) Vgl. ZPO. §§ 328, 722, 110. — Art. 56 hat auch noch neben dem Haager Überein- 
kommen vom '14. 11. 18% eine selbständige Bedeutung, indem z.B. der Klager von der Sicher- 
st toi Ion» befreit ist, auch wenn er nicht einem der Vertragsstaaten des Haider Abkommens 
hört In den kommentaron zur ZPO. ist der Art. 56 Abs. 2 zuweilen nicht boachtet. 
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1. die Mitteilungen eines jeden der vertragschließenden Staaten und einer 
jeden der beteiligten Eisenbahnverwaltungen entgegenzunehmen und sie 
den übrigen Staaten und Verwaltungen zur Kenntnis zu bringen; 

2. Nachrichten aller Art, welche für das internationale Transportwesen 
von "Wichtigkeit sind, zu sammeln, zusammenzustellen und zu ver- 
öffentlichen ; 

3. auf Begehren der Parteien Entscheidungen über Streitigkeiten 
der Eisenbahnen unter einander abzugeben 15 ; 

4. die geschäftliche Behandlung der behufs Abänderung des gegenwärtigen 
Übereinkommens gemachten Vorschläge vorzunehmen, sowie in allen 
Fällen, wenn hierzu ein Anlaß vorliegt, den vertragschließenden Staaten 
den Zusammentritt einer neuen Konferenz vorzuschlagen; 

5. die durch den internationalen Transportdienst bedingten finanziellen Be- 
ziehungen zwischen den beteiligten Verwaltungen, sowie die Einziehung 
rückständig gebliebener Forderungen zu erleichtern und in dieser Hinsicht 
die Sicherheit des Verhältnisses der Eisenbahnen unter einander zu 
fördern. 

Ein besonderes Reglement wird der Sitz, die Zusammensetzung und 
Organisation dieses Amtes, sowie die zur Ausführung nötigen Mittel fest- 
stellen. 1 « 

Art. 58. Das im Artikel 57 bezeichnete Zentralamt hat die Mittei- 
lungen der Vertragsstaaten in betreff der Hinzufügung oder der 
Streichung von Eisenbahnen in den in Oemäßheit des Art. 1 aufgestellten 
Listen entgegenzunehmen. 16 * 

Der wirkliche Eintritt einer neuen Eisenbahn in den internationalen 
Transportdienst erfolgt erst nach einem Monat vom Datum des an die anderen 
Staaten gerichteten Benachrichtigungsschreibens des Zentralamts. 

Die Streichung einer Eisenbahn wird von dem Zentralamt vollzogen, 
sobald es von einem der Vertragsstaaten davon in Kenntnis gesetzt wird, daß 
dieser festgestellt hat, daß eine ihm angehörige und in der von ihm aufgestellten 
Liste verzeichnete Eisenbahn aus finanziellen Gründen oder infolge einer tat- 
sächlichen Behinderung nicht mehr in der Lage ist, den Verpflichtungen zu ent- 
sprechen, welche den Eisenbahnen durch das gegenwärtige Übereinkommen auf- 
erlegt werden. 

Jede Eisenbahnverwaltung ist, sobald sie seitens des Zentralamts die 
Nachricht von der erfolgton Streichung einer Eisenbahn erhalten bat, berechtigt, 
mit der betreffenden Eisenbahn alle aus dem internationalen Transporte sich er- 
gebenden Beziehungen abzubrechen. Die bereits in der Ausführung begriffenen 
Transporte sind jedoch auch in diesem Falle vollständig auszuführen. 

Art. 69. Wenigstens alle 3 Jahre wird eine aus Delegierten der ver- 
tragschließenden Staaten bestehende Konferenz zusammentreten, um zu dem 
gegenwärtigen Übereinkommen die für notwendig erachteten Abänderungen und 
Verbesserungen in Vorschlag zu bringen. 

Auf Begehren von wenigstens einem Viertel der beteiligten Staaten kann 
jedoch der Zusammentritt von Konferenzen auch in einem früheren Zeitpunkte 
erfolgen. 

Art. 60. Das gegenwärtige Übereinkommen ist für jeden beteiligten Staat 
auf 3 Jahre von dem Tage, an welchem dasselbe in Wirksamkeit tritt, ver- 
bindlich. Jeder Staat, welcher nach Ablauf dieser Zeit von dem Überein- 
kommen zurückzutreten beabsichtigt, ist verpflichtet, hiervon die übrigen Staaten 
ein Jahr vorher in Kenntnis zu setzen. Wird von diesem Rechte kein Gebrauch 
gemacht, so ist das gegenwärtige Übereinkommen als für weitere 3 Jahre 
verlängert zu betrachten. 



15) Über Schiedsverträge unten Nr. 78. Vgl. noch das Reglement (II) Art. 3. 
loa) Nene Fassung der Liste im RGBl. 1905 S. 157. 

16) Unten II. 
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Das gegenwärtige Übereinkommen wird von den vertragschließenden 
Staaten sobald als möglich ratifiziert werden. Seine Wirksamkeit beginnt 3 Mo- 
nate nach erfolgtem Austausch der Ratifikationsarkunden. 1 ' 

II. Reglement betr. die Errichtung eines Zentralamtes. 

Art 1. Der Bundesrat der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
wird beauftragt, das durch Art 57 des internationalen Übereinkommens über 
den Eisenbahnfrachtverkehr errichtete Zentr ala mt zu organisieren und seine 
Geschäftsführung zu überwachen. Der Sitz dieses Amtes soll in Bern sein. 

Zu dieser Organisierung soll sofort nach dem Austausche der Ratifikations- 
urkunden 17 und in der Art geschritten werden, daß das Amt die ihm übertragenen 
Funktionen zugleich mit dem Eintritte der Wirksamkeit des Übereinkommens 
beginnen kann. 

Die Kosten dieses Amtes, welche bis auf weiteres den jährlichen Betrag 
von 100 000 Franken nicht übersteigen sollen , werden von jedem Staate im Ver- 
hältnisse zu der kilometrischen Länge der von demselben zur Ausführung inter- 
nationaler Transporte als geeignet bezeichneten Eisenbahnstrecken getragen. 

Art. 2. Dom Zentralamt werden alle Mitteilungen, welche für 
das internationale Transportwesen von Wichtigkeit sind, von den ver- 
tragschließenden Staaten, sowie von den Eisenbahn Verwaltungen mitgoteilt werden. 
Dasselbe kann mit Benutzung dieser Mitteilungen eine Zeitschrift heraus- 
geben, von welcher je ein Exemplar jedem Staate und jeder beteiligten Ver- 
waltung unentgeltlich zu übermitteln ist Weitere Exemplare dieser Zeitschrift 
sind zu einem von dem Zentralaint festzusetzenden Preise zu bezahlen. Diese 
Zeitschrift soll in deutscher und französischer Sprache erscheinen. 18 

Das Verzeichnis der einzelnen im Artikel 2 des Übereinkommens unter 
Ziffer 1 und 3 bezeichneten Gegenstände, sowie allfällige Abänderungen dieses 
Verzeichnisses, welche später von einzelnen der vertragschließenden Staaten vor- 
genommen werden, sind mit tunlichster Beschleunigung dem Zentralamt zur 
Kenntnis zu bringen, welches dieselben sofort allen vertragschließenden Staaten 
mitteilen wird. 

Was die in Artikel 2 des Übereinkommens unter Ziffer 2 bezeichneten 
Gegenstände betrifft, so wird das Zentralamt von jenem der vertragschließenden 
Staaten die erforderlichen Angaben begehren und den anderen Staaten mitteilen. 

Art. 3. Auf Verlangen jeder Eisenbahnverwaltung wird das 
Zontralamt bei Regulierung der aus dem internationalen Transporte 
herrührenden Forderungen als Vermittler dienen. 

Die aus dem internationalen Transporte herrührenden unbezahlt geblie- 
benen Forderungen können dem Zentralamt zur Kenntnis gebracht werden, um 
die Einziehung derselben zu erleichtern. Zu diesem Zweck wird das Amt un- 
gesäumt an die schuldnerische Bahu'die Aufforderung richten, die Forderung zu 
regulieren oder die Gründe der Zahlungsverweigerung anzugeben. 

Ist das Amt der Ansicht, daß die Weigerung hinreichend begründet ist, 
so hat es die Parteien vor den zuständigen Richter zu verweisen. 

Im entgegengesetzten, sowie in dem Falle, wenn nur ein Teil der Forde- 
rung bestritten wird, hat der Leiter des Amts, nachdem er das Gutachten zweier 
von dem Bundesrat zu diesem Zweck zu bezeichnenden Sachverständigen ein- 
geholt hat, sich darüber auszusprechen, ob die schuldnerische Eisenbahn die 
ganze oder einen Teil der Forderung zu Händen des Amts niederzulegen habe. 
Der auf diese Weise niedergelegte Betrag bleibt bis nach Entscheidung der 
Sache durch den zuständigen Richter in den Händen des Amts. 



17) Niederlegnng der Ratifikationsurkunden in den Archiven der Regierang dor Schweizer 
Eidgenossenschaft am 80. 9. 1892 (RGBl. 920). 

18) Seit 1893 erscheint monatlich die „Zeitschrift für den internationalen Ewenbahn- 

ttarst'jfirt 
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"Wenn eine Eisenbahn innerhalb 14 Tagen der Aufforderung des Amts 
nicht nachkommt, so ist cn dieselbe eine neue Aufforderung unter Androhung 
der Folgen einer ferneren Veiweigerung der Zahlung zu richten. 

Wird auch dieser zweiten Aufforderung binnen 10 Tagen nicht ent- 
sprochen, so hat der Leiter von Amts wegen an den Staat, welchom die be- 
treffende Eisenbahn angehört, eine motivierte Mitteilung und zugleich das Er- 
suchen zu richten, die geeigneten Maßregeln in Erwägung zu ziehen, und 
namentlich zu prüfen, ob die schuldnerische Eisenbahn noch ferner in dem von 
ihm mitgeteilten Verzeichnisse zu belassen sei. 

Bleibt die Mitteilung des Amtes an den Staat, welchem die betreffende 
Eisenbahn angehört, innerhalb einer sechswöchentlichen Frist unbeantwortet, 
oder erklärt der Staat, daß er, ungeachtet der nicht erfolgten Zahlung, die Eisen- 
bahn nicht aus der Liste streichen zu lassen beabsichtigt, so wird angenommen, 
daß der betreffende Staat für die Zahlungsfähigkeit der schuldnerischen 
Eisenbahn, soweit es sich um aus dem internationalen Transporte herrührende 
Forderungen handelt, ohne weitore Erklärung die Garantie übernehme. 



Nr. 64. 

Bosporus und Dardanellen (Freiwillige Flotte). 

Zirkularnote 1 an die Vertreter der Türkei vom 19. September 1891. 

Abgedruckt in Schultheß' Europaischem Geschichtskaleuder fllr 185)1 S. 280. 
Literatur bei Nr. 12 und 28. 

Es ist Ihnen bekannt, daß die Pakotboote der Freiwilligen Flotto 
einen Dienst zwischen Odessa und den russischen Besitzungen im äußersten 
Osten besorgen. Die Schiffe, welche die Handelsflagge tragen, genießen 
freie Durchfahrt durch den Bosporus und die Dardanellen; da sie aber mit- 
unter zum Transporto von Soldaten und Sträflingen verwendet wurden , geschah 
es, daß sie irrigerweise am Eingange der Dardanellen aufgehalten wurden. Um 
der Wiederholung ähnlicher Mißvorständnisse vorzubeugen, mußte die Pforte 
die Kommandanten des Bosporus und der Dardanellen mit genauen Instruk- 
tionen versehen. Es sind dies die Instruktionen, von welchen der russischen 
Botschaft Mitteilung gemacht wurde, und welche Äußerungen der ausländischen 
Presse über eine angebliche Verletzung der Verträge hervorgerufen haben. 
Xach dem Wortlaute der erteilten Befehle werden dio Schiffe der Freiwilligen 
Flotte, welche die Handelsflagge tragen, in gleicher Weise wie andere Haudels- 
f ahrzeuge die Dardanellen frei passieren. Wenn sie Deportierte oder Sol- 
daten an Bord haben werden, wird ihre Durchfahrt nach einer von der 



1) Es ist eine verbreitete Meinung, daß 1891 ein Vertrag zwischen Rußland und dor 
Türkai über die Durchfahrt der freiwilligen Flotte geschlossen sei — auoh Uli mann (§ 77) und 
v. Liszt (§ 26 II) wioderholon sie (ohne Angabo einer Quelle). Die eingehendsten Bearbeitungen 
der Dardanc'llenfrage von Mischeff, la mer noire et les detroits de Constantinople 1901 und des 
Anonymus „la mer noire" (Nr. 28) wissen dagegen nichts von solchem Abkommen. Ich habe vor- 
geblich darnach gesucht. Es ist auch im Jahre 1891 ein derartiger Vertrag nicht ge- 
schlossen worden, wie mir schließlich von amtlicher Stelle eröffnet wurde. Wahrscheinlich 
hat die oben mitgeteilte einseitige Kundgebung der Türkei, die der Geschichtskalender (außer- 
halb des Textes) rechtlich ungenau als „Abkommen" bezeichnet, zu der irrigen Annahme eines 
Vertrages Anlaß gegeben. 
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rassischen Botschaft erstatteten Anzeige durch kaiserliche Irade ge- 
stattet werden. Was dagegen die Paketboote betrifft, die ans dem äußer- 
sten Osten mit dienstentlassenen Soldaten kommen, wird die Behörde 
der Dardanellen sie passieren lassen und die Hohe Pforte davon in Kenntnis 
setzen. Sie sehen, daß hier nichts Neues vorliegt, und daß es das alte System 
ist, welches man fortfahren wird anzuwenden. "Wir haben nichts anderes getan, 
als daß wir dasselbe unseren Behörden förmlicher erklärten und dies, ich wieder- 
hole es, zu dem Zwecke, um für die Zukunft jedes Mißverständnis zu ver- 
hindern. Ich habe es für geboten erachtet, Sie über den wahren Stand der 
Dinge zu unterrichten, damit Sie in Ihrer Umgebung keinerlei Zweifel in dieser 
Hinsicht bestehen lassen. 



Nr. 65. 

Handels- und Schiffahrtsvertrag 
zwischen dem Deutschen Reiche und Japan. 

Berlin, 4. April 1896. 1 11 

Abdruck: RGBl. 1896 S. 715 (bloß in deutscher Spracho»); Martens» 23 S. 269; StA. 53 S. 262 
imit der dem Reichstage vorgelegten Denkschrift}. 

Literatur (auch für Anm. 7): Bonfils 42, 44, 287, 518. 791, 1533; GaroU 47, 58; v. Holtzendorff 
HI 202, 217, 56, n 86; v. Liszt 1 1, 3 V, 6 IV, 15 IV, 25; v. Martens II 7. 8, 18, 34; 62, 55; 
PoreLs 6 VI; Rivier 43; Ullmann 44, 64; 76 und die Literatur zu den Handelsverträgen im 
allgemeinen bei Nr. 19 (Cnina) und Nr. 62 (Türkei). — Zum Verständnis der Grundlagen des 
neuen Rechtszustandes Materialien in dem „Quellenbuch'* Unser Vaterland Japan 1904 (die 
einzelnen Teile sind ungleich gearbeitet), Literaturnachweise bei Fleischmann, übor ja- 
panisches Staatsrecht (in der wissenschaftlichen Beilage zur Allgemeinen Zeitung 1899 Nr. 193). 
Vgl. noch Anm. 16, 16. 

8. M. der Deutsche Kaiser, König von Preußen , im Namen des Deutschen 
Boichs, und S. M. der Kaiser von Japan, von dem gleichen Wunsche geleitet, 
das gute Einvernehmen, welches erfreulicherweise zwischen ihnen besteht, durch 
Ausdehnung und Hebung des Verkehrs zwischen Deutschland und Japan zu er- 
halten, und überzeugt, daß diese Aufgabe nicht besser als durch die Revision 
des zurzeit zwischen den beiden Ländern bestehenden Vertrages 4 erfüllt werden 
kann, haben beschlossen, eine solche Revision auf Grundlage der Billigkeit und 
des gegenseitigen Vorteils vorzunehmen, und zu diesem Zweck zu ihren Bevoll- 
mächtigten ernannt, nämlich . . . welche den nachstehenden Handels- und 
Schiffahrtsvertrag vereinbart und festgestellt haben: 



1) Dazu ein Protokoll nebst Zolltarif (abgeändert durch die Nachtragskonvention vom 
26. 12. 1898, RGBl. 1899 S. 137) und zwischen den Bevollmächtigten aasgewechselte Erklärungen 
vom gleichen Tage. 

Am 4. April 1896 ist zu Berlin anch ein Konsularvertrag zwischen dem Deutschon 
Reiche und Japan abgeschlossen worden (RGBl. S. 732), der gleichzeitig mit dem Handelsvertrag© 
"Wirksamkeit erlangen sollte und erlangt hat. Eingehende Regelung, vgl. darüber Nr. 32, besonders 
Ann». 3 und 8, Nr. 34 Anm. 1. 

2) In Kraft getreten ist der Vortrag mit dem Beginn des 17. Juli 1899, nachdem Japan die 
im Art. 21 vorgesehene Anzeiire rechtzeitig gemacht hatte ( Bekanntmachung des Reichskanzlers v»m 
7. 7. 1899 im RGBl. S. 364). Anm. 15. 

3) Ohne Vermerk, ob damit der Urtext oder eine Übersetzung gegeben wird. Daß der 
Urtext nur deutsch gewesen wäro, ist kaum anzunehmen, da die Nachtrags konvention von 1898 
nur englisch und der deutsch -japanische Vertrag von 1869 (Anm. 4) deutsch und japanisch ab- 
gefaßt ist (Art. 22). 

4) Vom 20.2. 1869 (vgl. Art. 20) : BGBl. 1870 S. 1, Martens » 19 S. 435. Der Vertrag 
von 1869 ist i:n allgemeinem nach dem Master des deutsch - chinesischen (Nr. 19) entworfen: im 
wesentlichen einseitig für Deutschland Rechte, für Japan Pflichten. 
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Art. 1. Dio Angehörigen eines jeden der beiden vertrag- 
schließenden Teile sollen volle Freiheit genießen, überall die Gebiete 
des anderen vertragschließenden Teiles zu betreten, zu bereisen oder sich da- 
selbst niederzulassen, und sollen vollen und uneingeschränkten Schutz für 
ihre Person und ihr Eigentum genießen. 

Sie sollen freien und ungehinderten Zutritt zu den Gerichten haben 
zur Verfolgung und Verteidigung ihrer Kochte; sie sollen in gleicher "Weise wie 
die Inländer das Recht haben, Anwälte, Advokaten und Vertreter zur Ver- 
folgung und Verteidigung ihrer Rechte vor diesen Gerichten zu wählen und zu 
verwenden, und in allen anderen auf die Rechtspflego bezüglichen An- 
gelegenheiten alle Rechte und Begünstigungen der Inländer genießen. 0 

Die Angehörigen eines jeden der vertragschließenden Teile sollen in den 
Gebieten des anderen in bezug auf die Niederlassung und das Reisen, auf 
den Besitz von Waren und beweglichen Sachen aller Art, auf den, sei 
es kraft letzten "Willens oder in anderer Weise erfolgenden Erwerb von Todes 
wegen bei solchem Vermögen aller Art, welches sie unter Lebenden erwerben 
■dürfen, und in bezug auf alle wie immer beschaffenen Verfügungen über 
Vermögen jeder Art, welches in gesetzmäßiger "Weise erworben ist, dio 
nämlichen Begünstigungen, Freiheiten und Rechte genießen und in diesen 
Beziehungen keinen höheren Abgaben und Lasten unterworfen sein, als die 
Inländer oder die Angehörigen der meistbegünstigten Nation. 

Die Angehörigen eines jeden der vertragschließenden Teile sollen in den 
Gebieten des anderen vollkommene Gewissensfreiheit, sowie in Gemäßheit 
der Gesetze, Verordnungen und Reglements das Recht privater oder öffent- 
licher Abhaltung ihres Gottesdienstes und auch das Recht genießen, 
ihre betreffenden Landsleute nach ihren religiösen Gebräuchen auf den ge- 
eigneten und passend befundenen, zu diesem Zweck angelegten und unterhaltenen 
Plätzen zu bestatten. 

Sie sollen unter keinem Vorwande gezwungen worden, andere oder höhere 
Abgaben oder Steuern zu bezahlen als diejenigen, welche jetzt oder künftig 
von Inländern oder Angehörigen dor meistbegünstigten Nation gezahlt werden. 

Art. 2. Die Angehörigen eines jeden der vertragschließenden Teile, 
welche in den Gebieten des anderen wohnen, sollen von jedem zwangsweisen 
Militärdienst irgend welcher Art, sei es im Heer, in der Flotte, der Bürger- 
wehr oder der Miliz, von allen an Stolle persönlicher Dienstleistung auferlegten 
Abgaben und von allen Zwangsanleihen oder militärischen Leistungen oder Ab- 
gaben befreit sein. 

Art. 3. Es soll gegenseitige Freiheit des Handels und der 
Schiffahrt zwischen den Gebieten der beiden vertragschließenden Teile bestehen. 

Die Angehörigen eines jeden dor vertragschließenden Teile dürfen überall 
in den Gebieten des anderen Groß- oder Kleinhandel mit allen Arten von Er- 
zeugnissen des Bodens und des Gewerbefleißes und von Waren, soweit sie in 
den Verkehr gebracht werden dürfen, sei es persönlich oder durch Beauftragte, 
einzeln oder in Vereinigung mit Fremden oder Inländern betreiben, sie dürfen 
Wohnhäuser, Fabrikgebäude, Warenhäuser, Läden und sonstige Räum- 
lichkeiten besitzen oder mieten und bewohnen, auch dürfen sie für Nieder- 
lassungs-, Industrie- und Handelsz wocke Ländereien pachten', wobei 



5) Also insbesondere koino Pflicht zur Sicherheitsleistung im Prozesse, § 110 CPO. — Dazu 

noch Art. 3, 20 und 18 des Vortrages. 

Ii) Nur pachten! Die Bevollmächtigten sagen in der „Erklärung" 1 : 
„dali, wenn auch den Fremden in Japan nach den zurzeit dort geltenden Oesetzen der 
Erwerb des Eigentums an Grundstücken noch versagt ist, hierdurch die Befugnis 
der deutschen Beichsangohürigen nicht berührt wird, daselbst, zur Erreichung dor in Art. 1 
und 3 des Vertrages angegebenen Zwecke, gleich den Inländern und nach Maßgabe der je- 
weiligen landosgosotzlichen Bestimmungen, oraphytoutische, superfiziarische und sonstige ding- 
liche Rechte an Grundstücken zu erwerben und persönlichen Miots- oder Pachtrechten an 
Grundstücken durch Eintragung in dio hiorfür bestimmten Register den Charakter dinglicher 
Rechte zu verschaffen." 

Vgl. noch Art. 18. 
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sie wie die Inländer den Gesetzen, den Polizei- und Zollvorschriften des Landes 
unterworfen sind. 

Sie sollen befugt sein, frei und sicher mit ihren Schiffen und deren 
Ladungen alle die Plätze, Häfen und Flüsse in don Gebieten des anderen Teiles 
zu besuchen, welche für die Einfuhr oder Ausfuhr von "Waren geöffnet sind 
oder künftighin geöffnet sein werden, und sollen gegenseitig in Angelegenheiten 
des Handels, der Industrie und der Schiffahrt dieselbe Behandlung wie die In- 
länder oder die Angehörigen der meistbegünstigten Nation genießen, ohne 
andere oder höhere Steuern, Auflagen oder Zölle irgend welcher Art oder Be- 
zeichnung, mögen dieselben im Namen oder zum Vorteil dor Regierung, Öffent- 
licher Beamter, Privater oder irgend welcher Korporationen oder Anstalten er- 
hoben werden, zu entrichten, als diejenigen, welche von Inländern oder Ange- 
hörigen der meistbegünstigten Nation gezahlt werden, immer in Gemäßheit der 
Gesetze, Verordnungen und Reglements des betreffenden Landes. 

Art. 4. Die Wohngebäude, Fabriken, Warenhäuser und Läden 
der Angehörigen eines jeden der vertragschließenden Teilo in den Gebieten des 
anderen, sowie alle dazu gehörigen Räumlichkeiten, welche zu Niederlassungs-, 
Industrie- und üandelszwecken bestimmt sind, sollen unverletzlich sein. 

Es ist unzulässig, in solchen Gobäuden und Räumlichkeiten Durch- 
suchungen oder Haussuchungen abzuhalten, oder Bücher, Papiere und Rech- 
nungen einzusehen und zu prüfen, ausgenommen in denjenigen Fällen 
und in denjenigen Formen, in welchen derartige Maßnahmen nach den Ge- 
setzen, Verordnungen und Reglements auch Inländern gegenüber anwend- 
bar sind. 

Art. 5. Bei der Einfuhr in Deutschland sollen auf Gegenstände, welche 
in Japan erzeugt oder verfertigt sind, von welchem Platze sie auch kommen 
mögen, und bei der Einfuhr in Japan sollen auf Gegenstände, welche in Deutsch- 
land erzeugt oder verfertigt sind, von welchem Platze sie auch kommen mögen, 
keine anderen oder höheren Zölle gelegt werden, als auf die gleich- 
artigen Gegenstände, welche in irgend einem fremden Lande erzeugt 
oder verfertigt sind. 

Auch soll bezüglich eines in den Gebieten des einen vertragschließenden 
Teiles erzeugten oder verfertigten Gegenstandes, von welchem Platze derselbe 
auch kommen möge, kein Verbot der Einfuhr in die Gebiete des anderen 
aufrecht erhalten oder erlassen werden, welches nicht ebenso die Einfuhr des 
gleichartigen Gegenstandes aus irgend einem dritten Lande trifft Diese letztere 
Vorschrift findet keine Anwendung auf die sanitären und anderen Verbote, 
welche durch die Notwendigkeit veranlaßt werden, die öffentliche Ge- 
sundheit, die Erhaltung des Viehes oder der der Landwirtschaft 
nützlichen Pflanzen zu sichern. 

Art. 6. In den Gebieten eines jeden der vertragschließenden Teile sollen 
bei der Ausfuhr nach .den Gebieten des anderen auf keinen Gegenstand andere 
oder höhere Zölle oder Abgaben gelegt werden als diejenigen, welche bei der 
Ausfuhr der gleichartigen Gegenstände nach irgend einem anderen fremden 
Lande jetzt oder in Zukunft entrichtet werden, auch darf nicht die Ausfuhr 
eines Gegenstandes aus den Gebieten des einen der vertragschließenden Teile in 
die Gebiete des anderen mit einem Verbot belegt werden, welches sich nicht 
gleichmäßig auf die Ausfuhr dor gleichartigen Gegenstände nach irgend einem 
auderen Lande erstreckt. 

Art. 7. Die Angehörigen eines jeden der vertragschließenden Teile sollen 
in den Gebieten des anderen mit Bezug auf die Befreiung von Durchfuhr- 
zöllen und in allem, was sich auf Zollniederlagen, Ausfuhrvergütungen, 
Erleichterungen und Rückzölle bezieht, völlige Gleichstellung mit den Inländern 
genießen. 

Art. 8. Für zollpflichtige Gegenstände, welche als Muster von 
den die Gebiete des einen der vertragschließenden Teile besuchenden Kaufleuten, 



Digitized by 



1896 



Nr. 65. Handelsvertrag zwischen dem Deutschen Reiche und Japan. 



269 



Gewerbetreibenden und Handlungsreisenden des anderen Teiles eingebracht wer- 
den, wird beiderseits Befreiung von Eingangs- und Ausgangsabgaben 
zugestanden, unter der Voraussetzung, daß diese Gegenstände binnen der durch 
die Landesgesetze bestimmten Frist unverkauft wieder ausgeführt werden, und 
vorbehaltlich der Erfüllung der für die Wiederausfuhr oder für dio Zurück- 
lieferung in die Niederlage notwendigen Zollförmlichkeiten. Die Wiederausfuhr 
der Muster muß in beiden Ländern unmittelbar am ersten Einfuhrort durch 
Niederlcgung des Betrages der bezüglichen Zollgebühren oder duroh Sicherheits- 
stellung gewährleistet werden. 

Ferner werden Musterkarten und Muster in Abschnitten und Proben, so- 
fern sie nur zum Gebrauch als solche geeignet sind, beiderseits frei von Eiu- 
gangsabgaben zugelassen, auch wenn ihre Einbringung auf anderem als dem im 
vorausgehenden Absatz bezeichneten Wege erfolgt. 

Art. 9. Wird innerhalb der Gebiete eines der vertragschließenden 
Teile im ganzen Lande oder in einem beschränkten Umkreise, sei es für Rech- 
nung des Staates oder für Rechnung einer Gemeinde oder Korporation, von der 
Hervorbringung, der Herstellung oder dem Verbrauch eines Artikels oine 
innere Abgabe erhoben, so darf der gleiche Artikel, wonn er aus den 
Gebieten des anderen Teiles eingeführt wird, in diesem Lande oder diesem 
Umkreise nur mit einer gleichen und mit keiner höheren oder lästigeren Ab- 
gabe belegt werden. 

Keinerlei Abgaben dürfen erhoben werden, falls in diesem Lande oder in 
diesem Umkreise Artikel derselben Art nicht erzeugt oder hergestollt werden, 
oder, wenn sie auch daselbst erzeugt oder hergestellt werden, nicht von der- 
selben Abgabo gotroffen sind. 

Art. 10. Alle Gegenstände, welche in japanischen Häfen auf 
japanischen Schiffen gesetzmäßig eingeführt werden oder eingeführt 
werden dürfen, könnon in diese Häfen auch auf deutschen Schiffen ein- 
geführt werden, ohne anderen oder höheren Zöllen oder Abgaben, gleich- 
viel welcher Benennung, unterworfen zu sein, als wenn diese Gegenstände auf 
japanischen Schiffen eingeführt würden; und umgekehrt können alle Gegen- 
stände, welche in deutsche Häfen auf deutschen Schiffen gesetzlich eingeführt 
werden oder eingeführt werden dürfen, in diese Häfen auch auf japanischen 
Schiffen eingeführt werden ohne anderen oder höheren Zöllen oder Abgaben, 
gleichviel welcher Benennung, unterworfen zu sein, als wenn diese Gegenstände 
auf deutschen Schiffen eingeführt würden. Diese gegenseitige gleiche Behandlung 
erfolgt ohno Unterschied, ob die betreffenden Gegenstände unmittelbar von dem 
Ursprungsort oder von einem anderen Platze kommen. 

Ebenso soll eine völlig gleiche Behandlung auch hinsichtlich der 
Ausfuhr herrsehen, so daß in den Gebieten eines jeden der vertragschließenden 
Toilo bei der Ausfuhr eines Gegenstandes, welcher gesetzmäßig aus denselben 
ausgeführt wird, dieselben Ausfuhrzölle gezahlt und dieselben Ausfuhrver- 
gütungen und Rückzölle gewährt werden sollen, gleichviel, ob die Ausfuhr auf 
japanischen oder auf deutschen Schiffen erfolgt, und ohne Rücksicht auf den 
Bestimmungsort, mag diesor ein Hafen der vertragschließenden Teile oder einer 
dritten Macht sein. 

Art. 11. Keine Tonnen-, Hafen-, Lotsen-, Leuchtturm-, Qua- 
rantäne- oder ähnlichen Gebühren irgend welcher Art oder Bezeichnung, 
die, sei es im Namen oder im Interesse des Staates, sei es in demjenigen von 
öffentlichen Beamten, von Privaten, von Korporationen oder von Instituten 
irgend einor Art erhoben werden, dürfen in den Gebieten des einen Landes den 
Schiffen des andeien Landes auferlegt werden, sofern dieselben nicht in den 
gleichen Fällen ebenso und unter denselben Bedingungen den inländischen 
Schiffen und den Schiffen der meistbegünstigten Nation auferlegt werden. 
Diese Gleichförmigkeit in der Behandlung soll gegenseitig auf die beiderseitigen 
Schiffe Anwendung finden, ohne Rücksicht darauf, von welchem Hafen oder 
Platze dieselben ankommen, und wohin sie bestimmt sind. 
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Art. 12. Rücksichtlich des Ankerplatzes, des Ladens und Löschens 
der Schiffe in den Häfen, Bassins, Docks, Reeden und Flüssen der Gebiete 
beider Länder soll den inländischen Schiffen kein Vorrecht gewährt werden, das 
nicht in gleicher Weise den Schiffen des anderen Landes gewährt wird; die Ab- 
sicht der vertragschließenden Teile geht dabin, daß aueh in dieser Hinsicht die 
beiderseitigen Schiffe auf dem Fuße völliger Gleichheit behandolt werden sollen. 

Art. 13. Der Küstenhandel der beiden vertragschließenden Teile wird 
durch die Bestimmungen des gegenwärtigen "Vertrages nicht berührt; derselbe 
soll den Gesetzen, Verordnungen und Reglements jedes der beiden Länder unter- 
worfen sein. Es ist jedoch vereinbart, daß japanische Staatsangehörige in 
Deutschland und deutsche Roichsangehörige in Japan in dieser Beziehung die 
Rechte genießen sollen, welche in Gemäßheit jener Gesetze, Verordnungen 
und Reglements den Angehörigen irgend eines anderen Landes be- 
willigt sind oder künftig bewilligt werden. 7 

Ein japanisches Schiff, welches in einem fremden Lande mit Gütern für 
zwei oder mehr deutsche Häfen befrachtet ist, und ein deutsches Schiff, welches 
in einem fremden Lande mit Gütern für zwei oder mehr japanische Häfen be- 
frachtet ist, darf einen Teil seiner Ladung in einem der Bestimmungshäfen 
löschen und seine Reise nach dem anderen oder nach den anderen Häfen, so- 
fern daselbst die Einfuhr oder Ausfuhr von Waren gestattet ist, behufs Löschung 
des Restes seiner ursprünglichen Ladung fortsetzen, in allen Fällen unter Be- 
achtung der Gesetze und Jollordnungen der beiden Länder. 



7) Also besteht gegenseitig das Recht zur Ausübung auch der Küstenfrachtfahrt (vgl. 
noch Art. IG). Die Bestimmung gliedert sich nach dorn gegenwärtigen Stande — auf den ich bei 
dieser Gelegenheit eingehen möchte, weil er in don Handbüchern nicht erschöpfend und mehrfach 
nicht zutreffend wiedergegeben ist — folgendermaßen ein: 

Nach dem Reiehsgesetze betreffend die Küstenfrachtfahrt vom 22. 5. 1881 (BGBl. 97} steht 
das Recht, Güter in einem deutschon Seehafen zu laden und nach einem anderen deutschen See- 
hafen zu befördern, um sie daselbst auszuladen (Küstenfrachtfahrt). ausschließlich deut- 
chen Schiffen zu. Daß das Deutsche Reich in diesem Gesetze das Recht den Angehörigen 
alter Staaten gewahre, die ihrerseits die deutschen Staatsangehörigen den eigenen Untertanen 
gleichstellen, wie v. Liszt § 25 I meint, ist in dem Gesetze nicht Ausgesprochen. Das Reichs- 
geeetz (§ 2) gestattet die Einräumung des Rechts an auslandische Schiffe, ohne sich über die 
materiellen Voraussetzungen auszulassen, in zweierlei Form: durch Staatsvertrag oder durch 
kaiserliche Verordnung mit Zustimmung des Bundesrats. 

I. Durch kaiserliche Verordnung eingeräumt ist die Küstenfrachtfahrt: 

den Schiffen von Belgien, Brasilien, Dänemark, Großbritannien, Italien, 
Schwedon u. Norwegen (Verordnung vom 29. 12. 1881, RGBl. S. 276), der Nieder- 
lande (erst 1. 6. 1886, RGBl. 179, anders Stoerk WVR. Ergänzungsband IQ 193). 

II. Durch Staatsverträge (Datum in Klammern). Hierbei müssen aber, ohne daß ich die- 
Mannigfaltigkeiten erschöpfe, folgende Gruppen, mehr als es bisher goschchen ist, ausein- 
andergehalten werden: 

1. Gegenseitige Zulassung wie für Inländer: Österreich- Ungarn (6. 12. 91), 
Rumänien (21. 10. 98), Tonga (1. 11. 76); 

2. Gegenseitige Zulassung (bloß) nach dem Grundsatze der Meistbegünstigung ist die 
Regel: Ägypten (19. 7. 92), Argentinien (19. 9. 67), Ekuador (28.3. 87), Grie- 
chenland (9.7.84), Hawaii? (25.3.79), Honduras (12.12.87), Italien (6.12.91), 
Japan, Kolumbien (23.7.92), Liberia ? (31.10.67), Marokko (1.6.90), Mexiko 
(5.12.82), Nikaragua (4. 2. 96), Persien (11. 6. 78), Salvador (13. 6. 70), Slam 
(7.2.62), Türkei ('26.8.90), Zanzibar (20.12.85). 

Spanien steht m. E. das Recht zur Küstenfrachtfahrt nicht zu (anders v. Liszt), 
denn ihm sind die Rechto der meistbegünstigten Nation nur ,,für seine Einfuhr und in 
Gegenleistung für seinen Konventionstarif" eingeräumt (RGBl. 1899 S. 336). Für die 
Binnenländer Paraguay (so Pereis, Das allgemeine öffentliche Seerecht im Deutschen 
Reiche 1901 S. 56) und Serbien (Brodmann, Seegesetzgebung des D. Reichos 1903 
S. 725) ist mir die Zulassung zur Küstenschiffahrt auf Grund der allgemeinen Meist» 
begünstigungsklausel nicht unbedenklich. 

3. Nur das Reich hat für seine Angehörigen die Küstenfrachtfahrt ansbodungon : im 
Kongostaat ('8.11. 84), in Korea (26. 11. 83): vgl. noch für Japan Art.)8 Abs. 3, 
für die deutschen Gesellschaften, die eine regelmäßige Schiffsverbindung nach Ägypten 
unterhalten, V. v. 19. 7. 92 Protokoll Ziffer HI. 

4. Art. 2, 13, 26 der Kongoakte vom *26. 2. 1885. 

III. Ausdrücklich versagt ist dagegen die Küstenfrachtfahrt in den Verträgen mit Ruß- 
land (10.2.94), mit Uruguay (20.6.92) — es ist nicht verständlich, weshalb v. Liazt 
§ 25 beide zu den berechtigten Staaten zählt -, mit Chile (1. 2. 62). 



1S% 



Nr. 66. Handelsvertrag zwischen dem Deutschen Reiche und Japan. 



271 



Die japanische Regierung willigt indessen darein, daß deutsche 
Schiffe nach wie vor für die Dauer des gegenwärtigen Vertrages Ladung 
zwischen den gegenwärtig geöffneten Häfen* befördern dürfen, ausge- 
nommen nach oder von den Häfen von Osaka, Niigata und Ebisu-minato. 

Art. 14. Kriegs- oder Kauffahrteischiffe eines jeden der vertrag- 
schließenden Teile, welche durch stürmisches "Wetter oder durch irgend 
einen anderen Unfall genötigt werden, in einem Hafen des anderen Teiles Zu- 
flucht zu suchen, sollen die Befugnis haben, daselbst Ausbesserungen vorzu- 
nehmen, sich alle nötigen Vorräte zu verschaffen und wieder in Seo zu gehen, 
ohne irgend andere Gebühren zu bezahlen als diejenigen, welche von inländischen 
Schiffen zu entrichten sein würden. Falls jedoch der Führer eines Kauffahrtei- 
schiffes sich genötigt sehen sollte, über einen Teil seiner Ladung zu verfügen, 
um Ausgaben zu bestreiten, so soll er verpflichtet sein, sich nach den Verord- 
nungen und Tarifen des Ortes, wohin er gekommen ist, zu richten. 

Wenn ein Kriegs- oder Kauffahrteischiff des einen der vertragschließenden 
Teile an den Küsten des anderen strandet oder Schiffbruch leidet, so sollen 
die Ortsbehörden den Generalkonsul, Konsul, Vizekonsul oder Konsularagenten 
des Bezirks, in welchem der Unfall stattgefunden hat, oder, wenn es derartige 
Konsularbeamten dort nicht gibt, den Generalkonsul, Konsul, Vizekonsul oder 
Konsularagenten des nächsten Bezirks benachrichtigen. 8 

Alle Rettungsmaßregeln bezüglich japanischer in den deutschen Küsten- 
gewassern venin glückter oder gestrandeter Schiffe sollen nach Maßgabe der deut- 
schen Gesetze, Verordnungen und Reglements Platz greifen, und umgekehrt 
sollen alle Rettungsmaßregeln hinsichtlich deutscher, in den japanischen Küsten- 
gewässern verunglückter oder gestrandeter Schiffe in Gemäßheit der japanischen 
Gesetze, Verordnungen und Reglements erfolgen. 

Ein derartiges gestrandetes oder verunglücktes Schiff oder Fahr- 
zeug und alle Teile desselben , sowie alle seine Ausrüstungsgegenstände und Zu- 
behöruogen, ferner alle Güter und Waren, welche davon gerettet worden sind, 
einschließlich derer, welche in die See geworfen waren, oder der Erlös dieser 
Gegenstände, falls sie verkauft worden sind, ebenso alle an Bord eines solchen 
gestrandeten oder verunglückten Schiffes oder Fahrzeuges vorgefundenen Papiere 
sind den Eigentümern oder deren Beauftragten auszuhändigen, sobald sie von 
denselben beansprucht werden. Wenn diese Eigentümer oder Beauftragten sich 
nicht an Ort und Stelle befinden, so sind alle die gedachten Gegenstände den 
betreffenden Generalkonsuln , Konsuln , Vizekonsuln oder Konsularagenten, sofern 
die Herausgabe von denselben innerhalb der durch die Landesgesetze festgesetzten 
Frist verlangt wird, auszuhändigen, und diese Konsularbeamten, Eigentümer oder 
Beauftragten sollen nur die durch die Rettung und Erhaltung der Güter er- 
wachsenen Kosten, einschließlich des Bergelohnes, bezahlen, wie sie im Falle 
des Scheiterns eines inländischen Schiffes zu entrichten gewesen wären. 

Die aus dem Schiffbruch geretteten Güter und Waren sollen von allen 
Zöllen befreit sein, sofern sie nicht für den Verbrauch deklariert werden, in 
welchem Falle sie die gewöhnlichen Abgaben zu entrichten haben. 

Wenn ein Schiff oder Fahrzeug, welches im Eigentum von Angehörigen 
des einen der vertragschließenden Teile steht, in den Küstongewässorn des an- 
deren strandet oder verunglückt, so sollen die betreffenden Generalkonsuln, 
Konsuln, Vizekonsuln und Konsularagenten, falls der Eigentümer oder der 
Schiffsführer oder ein anderer Beauftragter des Eigentümers nicht anwesend ist, 
ermächtigt sein, amtlichen Beistand zu leisten, damit den Angehörigen des 
betreffenden Landes die erforderliche Unterstützung gewährt wird. Derselbe Grund- 



8) Nach dem Vortrago vom 20. 2. 1869 Art. 3 waren nur geöffnet : 

Städte und Hafen von Halcodate, Hiogo [=Kobel, Kanagawa, Nagasaki, Niogata mit Ebisu- 
minato auf der Insel Sado und Osaka, sowie die Stadt Tedo ITokio]. 

9) Bestimmungen dieser Art finden sich bald in den Handels- und Schiffahrtsverträgen, 
wie hier, bald in Konsularvertrttgen ; vgl. oben Nr. 32 Art 16. 
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satz soll in dein Falle Anwendung finden, wenn der Eigentümer, Schiffsführer 
oder sonstige Beauftragte zugegen ist, indes solchen Beistand nachsucht. 

Art* 15. Alle Schiffe, welche nach deutschem Recht als deutsche 10 , und 
alle Schiffe, welche nach japanischem Hecht als japanische Schiffe anzusehen 
sind, sollen im Sinne dieses Vertrages als deutsche, beziehungsweise japanische 
Schiffe gelten. 

Art, 16. Die vertragschließenden Teile kommen darin übereiu, daß in 
allen auf Handel und Schiffahrt bezüglichen Angelegenheiten jede 
Art von Vorrecht, Begünstigung oder Befreiung, welche der eine vertragschlie- 
ßende Teil dor Regierung, den Schiffen oder den Angehörigen irgend eines 
anderen Staates gegenwärtig eingeräumt hat oder in Zukunft einräumen wird, 
sofort und bedingungslos auf die Regierung, die Schiffe oder die Angehörigen 
des anderen vertragschließenden Teilos ausgedehnt werden soll, da es ihre Ab- 
sicht ist, daß Handel und Schiffahrt eines jeden Landes von dem anderen in 
allen Beziehungen auf den Fuß der meistbegünstigten Nation gestellt 
werden sollen. 

Art. 17. u * ,s Die Angehörigen des einen der vertragschließenden Teile 
sollen in den Gebieten des anderen in bezug auf den Schutz von Erfin- 
dungen, von Mustern (einschließlich der Gebrauchsmuster) und Modellen, 
von Handels- und Fabrikmarken, von Firmon und Namen dieselben 
Rechte, wie die eigenen Angehörigen unter der Voraussetzung genießen , daß sie 
die hierfür vom Gesetze vorgesehenen Bedingungen erfüllen. 

Art. 18. Dio vertragschließenden Teile sind über folgendos einver- 
standen 1 *: 

Die einzelnen Fremdenniederlassungen in Japan sollen den be- 
treffenden japanischen Gemeinden einverleibt werden und hinfort 
Bestandteile der japanischen Gemeinden bilden. 

Die zuständigen japanischen Behörden sollen demnach mit Bezug auf die- 
selben alle Verbindlichkeiten und Verpflichtungen übernehmen, welche ihnen 



10) RG. hotr. das Flaggenrecht der Kauffahrteischiffe vom 22. 6. 1809 (RGBl. 319), Ab- 
ilnderungsgesetz vom 29. 6. 1901 (RGBl. 184). 

11) Der Art. 17 trat schon mit dem Austausche dor Ratifikationsurkunden — am 18. 11. 
18% — in Kraft (Art. 21 Abs. 3), früher also als der Vertrag im übrigen (Anm. 2). 

"Wogen dos deutschen Rechtes vgl. Nr. 47 Anm. 6. — Japanische Gesetze über Pa- 
tente, Musterschutz und Handelsmarken vom 1- 3. 1899 (Blatt für Patent-, Muster- und Zeichen- 
wesen Bd. 6 S. 138, 144, 156 — die Angabe 2. 3. 1890 in ..Unser Vaterland Japan" S. 705 ist wohl 
ein Druckfehler). Japan ist schon am 16. 7. 1899 der Pariser Union beigetreten (Nr. 47). Damit 
dürfte der Vorbehalt eines besonderen Vertrages über die gegenseitigen Beziehungen auf dem Ge- 
biete des Patent-, Muster- und Markenschutzes (Ziffer 4 des Protokolls) erledigt sein. 

12) In Ziffer 4 des Protokolls orkl&rte die japanische Regierung, ,,daß sie, bevor die 
deutsche Konsulargerichtsbarkeit in Wegfall kommt, der internationalen „Berner Konvention 
betreffend das Urheberrecht (geistiges Eigentum) beitreten werde". Ist geschehen, vgl. Nr.53. 

13) "Wegen des Rechts der Fremden an japanischen Grundstücken vgl. Anm. 6 
u. Ziffer 3 der „Erklärung" vom 4. 4. 1896: 

„daß, da das Eigentum an den im Art. 18 des Vertrages erwähnten Niederlassungsgrundstücken 
dem japanischen Staate verbleibt, die Besitzer oder deren Rechtsnachfolger für ihre Grund- 
stücke außer dem kontraktmäßigen Grundzins Abgaben oder Stouern irgend welcher Art nicht 
zu entrichten haben worden." 

Japan hillt sich für berechtigt, von dem durch ewige Pachtverträge (baux porpötuels) an 
Fremde überlassnen Grundbesitz eine Gebändosteuor zu erheben. Der deshalb entstandene 
Streit zwischen Japan einerseits, Deutschland , Frankreich und Großbritannien andererseits ist nach 
oinom Vertrag zu Tokio vom 28. 8. 1902 (StA. 69 S. 260) dem Haager Schiedsgerichte zur Ent- 
scheidung unterbreitet worden. Die Sache schwebt noch (Februar 1905). 

Die Streitfrage, über welche dio in diesem Schiedsverfahren streitenden Parteien eine 
endgültige Entscheidung des Schiedsgerichts erbitten, Ist — nach dem Wortlaute des Schieds- 
vertrages — folgoudo : 

Befreion die . . . Bestimmungen der Vorträge und dio übrigen Vereinbarungen lediglich den 
Grund und Boden, welcher unter den zeitlich unbegrenzten, von der japanischen Regierung 
oder für dieselbo abgeschlossenen Überlassungsverträgen belassen wird, oder befreien sie Grund 
und Boden und Gebäude jeglicher Art, welche auf diesem Grund und Boden errichtet sind oder 
in der Folge errichtet werden sollten, von allen Abgabon, Stouern, Lasten. Kontributionen 
oder Bedingungen jeder Art, welche nicht ausdrücklich in den betreffenden Überlassnngsver- 
trägen festgesetzt sind? 
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hinsichtlich der Gemeinden obliegen, und gleichzeitig sollen die öffentlichen 
Gelder und Vermögensgegenstiindo, welche diesen Niederlassungen gehören, den 
genannten japanischen Behörden übergeben werden. 

Sobald diese Einverleibung erfolgt, sollen die bestehenden, zeitlich un- 
begrenzten Üborlassung8verträgo, unter welchen jetzt in den gedachten Nieder- 
lassungen Grundstücke besessen werden, bestätigt und hinsichtlich dieser Grund- 
stücke sollen keino Bedingungen irgend einer anderen Art auferlegt werdon, als 
sie in den bestehenden Überlassungsverträgou enthalten sind. 

Die Besitzrechte an diesen Niedorlassungsgrundstücken können in Zu- 
kunft von ihren Besitzern frei und, ohne daß es dazu, wie bisher in gewissen 
Fällen , der Genehmigung der konsularischen oder japanischen Behörden bedarf, 
an Inländer oder Ausländer veräußert werden. 

Im übrigen gehen die nach den ursprünglichen Üborlassungsverträgen den 
Konsularbehörden zustehenden Funktionen auf die japanischen Behörden über. 

Alle Ländereien, welche von der japanischen Regierung für öffentliche 
Zwecke der Fremdenniederlassung bisher zinsfrei hergegoben worden sind, sollen, 
unbeschadet der aus der Gebietshoheit sich ergebenden Rechte, frei von allen 
Steuern und Lasten den öffentlichen Zwecken, für welche sie ursprünglich be- 
stimmt worden, dauernd erhalten bleiben. 

Art. 19. Der gegenwärtige Vertrag erstreckt sich auch auf die mit einem 
der vertragschließenden Teile gegenwärtig 14 oder künftig zoll geeinten Gebiete. 

Art. 20. Der gegenwärtige Vertrag tritt vom Tage seines vollen Inkraft- 
tretens ab an die Stelle des Vertrages vom 20. Februar 1869*, sowie derjenigen 
Abkommen und Übereinkünfte, welche in Ergänzung des letztoren Vertrages ab- 
geschlossen sind oder bestehen. Von demselben Tage ab verlieren jene früheren 
Vereinbarungen ihre "Wirksamkeit, und demgemäß hört alsdann die bis dahin 
in Japan ausgeübte Gerichtsbarkeit deutscher Gerichtsbehörden 
auf und orreichen alle ausnahmsweisen Privilegien, Befreiungen und 
ammunitäten, die bis dahin die deutschen Roichsangehörigen als 
Iinen Bestandteil oder einen Ausfluß dieser Gerichtsbarkeit ge- 
eossen, ohno weiteres ihre Endschaft. Diese Gerichtsbarkeit wird 
nlsdann von japanischen Gerichten übernommen und ausgeübt 
werden. 16 - 18 

Art. 21. Der gegenwärtige Vertrag mit Ausnahme des Art. 17 soll — 
jedoch nicht vor dem 17. Juli 1899 — in Kraft treteu nach Ablauf eines Jahres, 
nachdem dio Regierung Sr. M. des Kaisers von Japan der Regierung Sr. M. des 
Deutschen Kaisers, Königs von Preußen, von ihrem Wunsche, den Vortrag in 
Kraft zu setzen , Anzeige gemacht hat. 3, 18 Der Vertrag soll von seinem Inkraft- 
treten ab 12 Jahro in Geltung bleiben. 



14) Also das Großherzogt tun Luxemburg und dio österreichischen Gemeinden Jungholz und 
Hittelberg. 

15) Die deutsche Konsulargerichtsbarkeit beruhte auf Art. 5— 7 des Vertrages vom 
20. 2 1869 [Anra. 4). 

Nach der japanischen „Erklärung" vom 4. 4. 189G „hiilt es dio Kaiserlich japanische Re- 
gierung für wünschenswert, daß die Gesetzbücher des japanischen Reiches tatsächlich in Wirk- 
samkeit sind, sobald das zwischen Japan und Deutschiand gegenwärtig bestehende Vertragsver- 
hältnis seine Geltung verliert; sie verpflichtot sich doshalb, dio im erston Absatz des Art. 21 des 
Vertragos vorgesehene Anzeige nicht eher zu machen, als bis diejenigen Teile der gonannton Gesetz- 
bücher, welche sich jotzt noch in Vorbereitung befinden, in Kraft gesetzt sein werden". 

Japanische Gesetzgebung: Bürgerliches Gesetzbuch r. 28. 4. 18% u. 5. 1898 (in Kraft 
16.7. 1898), Mamlohcesetzbuch 1899 (in Kraft 16. 6.) [Übersetzungen von Lönholm, zum HGB. 
Rehme in der Zeitschrift für Handelsrecht Bd. 41, 12, 44|, ZPO. 1890. Das Strafgesetzbuch <Straf- 
pesotzgobung d. Gegenwart II 856) und die Strafprozeßordnung von 1880 „sind vollständig revidiert 
worden und werden in der kommonden Parlamentssitzung vorgelegt werden" (Unser Vaterland 
Japan 1904 S. 523). Kriminalstatistik ebenda S. 721—727. 

Auf der 4. Privatrechtskonferenz zu Haag 190-1 war Japan — als einziger überseeischer 
Staat — bereits vertreten. Vgl. Nr. 66. 

16) Entsprechende Verträge mit anderen Staaton: 1894 Großbritannien (16.7.), Italien, 
V. St. v. Amorika; 1895 Rußland, Dänemark, Brasilien, Peru; 1896' Belgien , Frankreich, Nieder- 
lande, Schweden, Schweiz; 1897 Österreich - Ungarn (5.12), Spanien, Portugal (abweichend); 
1899 Griechenland; 1900 Kongostaat. Abdruck teils boi Martens» Bd. 22, 23, 25, 28 - 30, meist im 
StA. Bd. 57, 58, 60 - 62, 64, 67. 

Fleischmann, Völkorrechtsquollon. 18 
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Jeder der vortragschließenden Teile soll das Recht haben, zu irgend einer 
Zeit, nachdom 11 Jahre vom Tage des Inkrafttretens des Vertrages verflossen 
sind, dem anderen seine Absicht, diesen Vertrag aufhören zu lassen, anzukün- 
digen, und mit Ablauf von 12 Monaten nach erfolgter Kündigung soll der gegen- 
wärtige Vertrag gänzlich aufhören und endigen. 

Der Art. 17 des gegenwärtigen Vertragos soll schon mit dem Tage des 
Austausches der Ratifikationen 11 in Kraft treten und, stfern nicht von den ver- 
tragschließenden Teilen noch ein anderes vereinbart werden sollte, so lango in 
Geltung bleiben, bis die übrigen Bestimmungen dos Vertrages ihre Wirksamkeit 
verlieren. 

Art. 22. [Ratifikationsklausel.] 11 



Nr. 66. 

Internationales Prozeßrecht. 1 

Abkommen znr Regelung von Fragen des Internationalen Privatrechts.' 

Haag, 14. November 1896. 8 ■'• 

Vertragsstaaten: Belgien, Frankreich, Italien, Ijuocemburg, Niederlande, 

Portugal, Schweix, Spanien. 

Beigetreten sind: Deutsches Reich* * (9.n. 1897), Österreich -Ungarn (9.11. 1897), 

Dänemark, Rumänien, Rußland, Schweden und Nortccgen. 

Urtext französisch. - Abdruck: RGBl. 1899 S. 285 (mit Übersetzung), Martens.» 25 8.217, 
StA. 61 S. 328 (mit Denkschrift f. d. Reichstag). — As«er, la Convention de la Haye 1901. 

Literatur: Bonfils 26t, 814; Gareis G8; v. Liszt 8t. — v. Holtzendorff III 9»; Ullmann 106. — 
Die Kommentare von Gaupp - Stein, Petersen - Anger, Senffort zu den angemerkten Paragraphen 
der Zivilprozeßordnung. — Meili, Das internationale Zivilprozeßrecht, bisher 2 Teile, 1904. 
Ober Privatrecht und -prozett Nr. 47, 53, 63, 75. 

S. M. der König der Belgier, S. M. der König von Spanien . . ., von dem 
Wunsche beseelt, mehrere auf den Zivil prozeß bezügliche Fragen des inter- 
nationalen Privatrechts gemeinsam zu regeln, sind übereingekommen, zu diesem 
Zwecke einen Vertrag zu schließen. . . . 



1) Über das internationale Privatrecht fanden zu Haag 4 Konferenzen statt: 1893, 1894, 
1900 und 1904. — Vgl. Nr. 75, anch 65 Anm. 15. 

2) Diosor, im Reichsgesetzblatte pogobeno. Titel ist unvollständig und könnte irreführen. 
Der dort nicht mit abgedruckte französische Titel lautet: Convention pour otablir des reglos com- 
munos concernant plusieurs mittleres de droit international prive se rapportant a la procedura 
civilo (wie im Eingange des Vertrags). 

8) Das Abkommen ist das Ergebnis der 1. und 2. Haager Konforenz (Verhandl. M.* 19 
S. 424 , 21 S. 113, mit verbindendem Text bei Asser) — ein Zusatzprotokoll vom 22.6. 1897 
(RGBl. 1899 S. 295). 

Die viorto Konforenz hat Bich auch über Andornneen des Abkommons von 1896 schlüssig 
gemacht, wie Meili (Delegierter der Schwoiz zu den Haagor Konferenzen) in dem Vortrago 
„Gegenstand und Tragweito der vier europäischen Staatskonferonzen über internationales Privat- 
recht" (1905) mitteilt. 

4) Die Geltung des Abkommens auch für dio Kolonien wird allgemein (wenn ihr auch 
für die deutschen Schutzgebiete kaum ßedonken entgegenstünden) zu verneinen soin, weil 
diese Tragweite beim Vertragssehl usse nicht beabsichtigt war: sonst wäre sie in der bei Staats- 
vertragen, gerade auch über die Rechtspflege , üblichen Weise zum Ausdrucke gebracht worden. 
In dieser Beziehung spricht z B. das Haagor Abkommon vom *12. 6. 1902 I Art. 9 = II, III Art. 10 
nur den Grundsatz aus, der schon vorher anerkannt war, vgl. Art. 19 der Berner Übereinkunft zum 
Schntzo des geistigen Eigentums vom *9. 9. 1P86 und den besonderen Auslieferungsvertrag 
zwischen dem Reiche und den Niederlanden für die Kolonien vom 21.9. 1897 nobon dem Aus- 
lieferungsvertrage für das Mutterland vom 31. 12. 1896 (Nr. 35 Anm. 1). 

6) Über Sonderabkommen dos Reiches vgl. dio Kommentare zur ZPO. (z.B. Nr. 65 Art. I). 

Eine Zusammenstellung der von dem preußischen Justizministor erlassenen Verfügungen, 
die den internationalen Rechtsverkehr in Zivilsachen betreffen, geben Leske und Löwenfeld, 
Re< htsver*olgunpr im internationalen Verkehr Bd. 2 (1897) S. 961 — 1043: ihre Fortgeltung wud aber 
im einzelnen Falle nach dem Haager Abkommen zu prüfen sein. 
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a) Mitteilung gerichtlicher oder außergerichtlicher Urkunden. 6 



Art. 1. In Zivil- oder Handelssachen erfolgen die aus einem der Ver- 
tragsstaaten nach einem anderon Vortragsstaate zu bewirkenden Zustellungen von 
Schriftstücken auf Grund eines an die zuständige Behörde des anderen 
Staates zu richte ndou Ersuchens der Beamten der Staatsanwaltschaft 
oder der Gerichte. 

Dio Übermittelung orfolgt auf diplomatischem Wege, es sei denn, daß 
der unmittelbare Geschäftsverkehr zwischen den Behörden der beiden Staaten 
zugelassen ist. 

Art. 2. Dio Zustellung liegt dor ersuchten Behörde ob. Sie kann 
nur abgolohnt werden, wenn sie nach dor Auffassung des Staates, auf 
dessen Gebiete sie erfolgen soll, geeignet erscheint, seine Hoheitsrechte zu ver- 
letzen oder seine Sicherheit zu gefährden. 

Art. 3. Zum Nachweise der Zustellung geuügt ein mit Datum ver- 
sehonos und beglaubigtes Empfangsbekonntnis oder eine Bescheinigung der er- 
suchten Behörde, aus der sich dio Tatsache und die Zeit der Zustellung ergibt. 

Das Empfangsbekonntnis oder die Bescheinigung ist auf ein Doppel des 
zuzustellenden Schriftstücks zu setzen oder dem Doppel anzuheften, sofem ein 
solches zu diesem Zwecke mit üborsandt war. 

Art. 4. Die Bestimmungen der vorangehenden Artikel schließen nicht aus: 

1. daß Urkunden den im Auslande befindlichen Beteiligten unmittelbar durch 
die Post zugesandt werden; 

2. daß die Beteiligten dio Zustellung unmittelbar durch diejenigen Gerichts- 
vollzieher oder sonstigen Beamten vornehmen lassen, die in dem Lande, 
wo die Zustellung orfolgen soll, hierfür zuständig sind; 

3. daß jeder Staat die in einem anderen Staate zu bewirkenden Zustellungen 
vermittelst seiner diplomatischen oder konsularischen Vertreter vor- 
nehmen läßt. 

Die in diesen Fällen vorgesehenen Zustellungsarten sind jedoch nur inso- 
weit statthaft, als es don Gesetzen der beteiligten Staaten oder den zwischen 
ihnen bestehenden Vereinbarungen entspricht. 



Art. 5. In Zivil- oder Handelssachen können die gerichtlichen Behörden 
eines Vertragsstaats, nach Maßgabe der Vorschriften seiner Gesetzgebung, sich 
durch Ersuchungsschreiben an die zuständige Behörde eines anderen Vertrags- 
staats wenden, um innerhalb deren Goscbäftskreises die Vornahme einer 
richterlichen Prozeßhandlung oder anderer gerichtlicher Hand- 
lungen zu erbitten. 

Art. 6. Die Übermittelung der Ersuchungsschreiben erfolgt auf diplo- 
matischem Wege, es sei denn, daß der unmittelbare Geschäftsverkehr zwischen 
den Behörden der beiden Staaten zugelassen ist. 

Ist das Ersuchungsschreiben nicht in der Sprache der ersuchten Behörde 
abgefaßt, so muß es, vorbehaltlich anderweiten Übereinkommens, von einer als 
wortgetreu beglaubigten Übersetzung in die zwischen den beiden beteiligton 
Staaten vereinbarte Spracho begloitot sein. 

Art. 7. Die Gerichtsbehörde, an die das Ersuchen gerichtet ist, ist ver- 
pflichtet, ihm zu entsprechen. Sie kann jedoch ablehnen , ihm Folge zu geben: 



6) Vgl. | 199 ZPO. — Der Vertrag goht aber mit den „außergerichtlichen" Urkunden 



b) Ersuchungsschreiben. 7 
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1. wenn die Echtheit der Urkunde nicht feststeht; 

2. wenn im ersuchten Staate die Erledigung dos Ersuchens nicht in den 
Bereich der Gorichtsgewalt fällt. 

Außerdem kann die Erledigung abgelehnt werden, wenn sie nach der 
Auffassung des Staates, auf dessen Gebiete sie erfolgen soll, geeignet erscheint, 
seine Hoheitsrechte zu verletzen oder seine Sicherheit zu gefährden. 

Art. 8. Im Falle der Unzuständigkeit der ersuchten Behörde ist das 
Ersuchungsschreiben von Amts wegen an die zuständige Gerichtsbehörde des- 
selben Staates unter Beobachtung der dafür nach dessen Gesetzgebung maß- 
gebenden Regeln abzugeben. 

Art. 9. In allen Fällen, in denen das Ersuchen von der angegangenen 
Behörde nicht erledigt wird, hat diese die ersuchende Behörde unverzüglich 
hiorvon zu benachrichtigen, und zwar im Falle des Artikels 7 unter Angabc 
der Gründe, aus denen die Erledigung des Ersuchens abgelehnt, und im Falle 
des Artikels 8 unter Bezeichnung der Behörde, an die das Ersuchen abgegeben 
worden ist. 

Art, 10. Die ein Ersuchen erledigende Gerichtsbehörde hat hin- 
sichtlich der zu beobachtenden Formen des Verfahrens die Gesetzo ihres 
Landes in Anwendung zu bringen. 

Wünscht indessen dio ersuchende Behörde , daß nach einer besonderen 
Form verfahren werde, so kann, auch wenn diese in der Gesetzgebung des 
ersuchten Staates nicht vorgesehen ist, dem Antrage entsprochen werden , sofern 
die Gesetzgebung dieses Staates das gewünschte Verfahren nicht verbietet 

c) Sicherheitsleistung far die Prozeßkosten [cautions „judicatum solvi"]. 8 

Art. 11. Treten Angehörige eines der Vertragsstaaten in einem 
anderen dieser Staaten als Kläger oder Intervenienten vor Goricht auf, so 
darf, sofern sie in irgend einem der Vertragsstaaton ihren "Wohusitz 
haben, ihnen wegen ihrer Eigenschaft als Ausländer oder deswegen , weil 
sie keinen Wohnsitz oder Aufenthalt im In lande haben, eine Sicherheits- 
leistung oder Hinterlegung, unter welcher Benennung es auch sei, nicht auf- 
erlegt werden. 0 

Art. 12. Entscheidungen, wodurch der Kläger oder Intervenient, der 
nach Artikel 11 oder nach dem in dem Staate der Klagerhebung geltenden Rechte 
von Sicherheitsleistung oder Hinterlegung befreit war, in die Prozoßkosteu ver- 
urteilt ist, sind in jedem der anderen Vertragsstaaten durch dio zuständige Be- 
hörde nach Maßgabe der dortigen Gesetze für vollstreckbar zu erklären. 10 

Art. 13. Die zuständige Behördo hat ihre Prüfung darauf zu beschränken: 

1. ob nach den Gesetzen des Landes, wo die Verurteilung erfolgt ist, die 
Ausfertigung der Entscheidung die für ihre Beweiskraft erforderlichen 
Voraussetzungen erfüllt; 

2. ob nach denselben Gesetzen die Entscheidung die Rechtskraft erlangt hat 



8) Vgl. § 110 ZPO. Die Befreiung soll nach dem Zwecke des Vertrages möglichst um- 
fassend sein: ich halte deshalb (trotz der Überschrift „cantions judicatum 6olvi") die Angehörigen 
der Vertragsstaaten auch ron dem gerichtlichen Ausländervorschusso nach §85 des Oerichtskoston- 
gesetzes für befreit. 

Außerdem Art. 66 Abs. 2 des internationalen Übereinkommens über den Eisonbahnfracht- 
rerkehr vom *14. 10. 1890. 

9) Aus dem Zusatzprotokoll zu Art. 11: 

„Es bostoht Einvernehmen darüber, daß die Angehörigen eines der Vertragsstaaton, 
der mit einem anderen dieser Staaten ein Sonderabkommen getroffon hat, wonach die Be- 
dingung des Wohnsitzes (Art. 11) kein Erfordernis bildet, in den In diesem Sonderabkommen 
Torgesehenen Füllen nicht gehalten sind, in dem Staate, mit dem es abgeschlossen ist, die 
im Artikel 11 erwähnten Sicherheiten odor Hinterlegungen zu leisten, Bolbat wenn sie koinen 
Wohnsitz in einem der Vertragssta.iten haben. " 

10) Die Bestimmung soll als Ausgleich gegenüber den Schwierigkeiten dienen, die nach 
Art. 11 zu besorgen sind. Vgl. §§ 723 , 723 ZPO. 
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d) Armenreoht. 11 

Art. 14. Die Angehörigen eines jeden der Vertragsstaaten wer- 
den in allen anderen Vertragsstaaten unter denselben gesetzlichen Bedingungen 
und Voraussetzungen zum Armenrechte zugolassen, wie die Angehörigen 
des Staates, in dessen Gebiete die Bewilligung des Armenrechts nachgesucht wird. 

Art. 15. Das Armutszeugnis oder die Erklärung des Unvermögens zur 
Bestreitung der Prozeßkosten muß in allen Fällen von den Behörden des ge- 
wöhnlichen Aufenthaltsorts des Ausländors, oder in Ermangelung eines solchen, 
von den Behörden seines derzeitigen Aufenthaltsorts ausgestellt oder entgegen- 
genommen sein. 

Hält der Antragsteller sich nicht in dem Lande auf, wo das Armenrecht 
nachgesucht wird, so ist das Zeugnis oder die Erklärung des Unvermögens 
kostenfrei von einem diplomatischen oder konsularischen Vertreter des Landes 
zu beglaubigen, in dessen Gebieto die Urkunde vorgelegt werden soll. 

Art. 16. Die zur Erteilung des Armutszeugnisses oder zur Entgegen- 
nahme der Erklärung über das Unvermögen zuständige Behörde kann bei den 
Behörden der anderen Vertragsstaaten über die Vermögensverhältnisse des An- 
tragstellers Erkundigungen einziehen. 

Der Behörde, die über den Antrag auf Bewilligung des Armenrechts zu 
entscheiden hat, bleibt in den Grenzen ihrer Amtsbefugnisse das Recht gewahrt, 
die ihr vorgelegten Zeugnisse, Erklärungen und Auskünfte auf ihre Richtigkeit 
hin zu prüfen. 

e) Personalhaft 11 

Art. 17. Die Personalhaft findet in Zivil- oder Handelssachen gegen 
die einem der Vertragsstaaten angehörenden Ausländer nur in den Fällen 
statt, in denen sie auch gegen Inländer anwendbar sein würde. Es 
macht dabei keinen Unterschied, ob die Haft Mittel der Zwangsvollstreckung 
oder nur eine Sicherheitsmaßregel sein soll. 



I. Vorstehendes Abkommen soll ratifiziert werden. Die Ratifikations- 
urkunden sollen sobald als möglich im Haag hinterlegt werden. 

II. Es gilt für die Dauer von fünf Jahren von dem Zeitpunkto der 
Hinterlegung der Ratifikationsurkunden 18 an gerechnet. 

III* Es gilt als stilisch woigood von fünf zu fünf Jahren erneuert, 
wenn es nicht mit sechsmonatlicher Frist vor Ablauf dieses Zeitraums von einem 
der h. v. T. aufgekündigt wird. 

Die Aufkündigung hat Wirkung nur für das oder die Länder, von denen 
sie ausgegangen ist. Hinsichtlich der übrigen Staaten bleibt das Abkommen 
n Kraft. 

IV- Den Mächten, die an dor im j^t- 1894 im Haag abgehaltenen Kon- 
ferenz teilgenommen haben, bleibt das Recht des Beitritts zu diesem Ab-, 
kommen bis zum 1. Januar 1898 vorbehalten. 



11) Vgl. § 114 ZPO. 

12) §5 791, 901 f., 888 , 889, 890, 918, 917 Abs. 2 ZPO. 

13) Dio Ratifikationsurkunden sind am 27.4. 1899 hinterlegt worden, Ana Abkommen ist 
mithin nach dem Zusatzprotokoll 4 Wochen später — am 25. 6. 1899 — wirksam geworden. 
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Nr. 67. 

Weltpostverein. 1 

WeltpostTerlrag zu Washington - 15. Juni 1S97. S " 18 

Zum Vorbando gehören sämtliche Staaton und Länder 4 , 

ausgenommen 5 : 

In Asien: China', Afghanistan, Beludschistan , Nepal, Bhutan, Arabien 
und Oman. 

In Afrika: Abessynien, Marokko, Sudan, Kord-Nigeria und Nord- Rhodesien. 

In Australien: einige Inseln der Südsee, u.a. die Tongainseln. 

Urtext: französisch. — Abdruck: RGBl. 1398 S. 1079 (mit Übersetzung), Martens * 28 S 453, 
StA. GL S. 31 (mit der Donkschlift für den Reichstag). — Das (deutsche amtliche) Woltpost- 
hau. Ibach 1898. 

Litoratnr: Bonfils 923; Gareis 63. 52; Hoffter 247, 240; v. Holtzendorff III 74-81; v. Liszt 29 
II, 17, 8 V; v. Martens II 60; Rivier 30 II; Stoork 16; Ulimann ISO. — Sydow WVR II 
299; Fischer, HWStW. VI 162. — L'union postalo universelle 1900 (eine Donkschrift dos 
Bureau international). 

Vgl. Nr. 37 (Tolegrapbenverein), Nr. 48 (Kabelvertrag). 

Die Unterzeichneten, Bevollmächtigte der Regierungen der vorstehend* auf- 
geführten Länder, haben, nachdem sio auf Grund des Art. 25 des am 4. Juli 
1891 in Wien abgeschlossenen Weltpostvertrags zu einem Kongreß in Washington 
zusammengetreten sind, in gemeinschaftlichem Einverständnis und unter Vorbe- 
halt der Ratifikation den gedachteu Vertrag im Wege der Revision folgender- 
maßen abgeändert: 



1) Der Name trifft das Wesen : von der auf rund 137 CK.O 000 qkm geschätzten Landflächo 
dor Erde (einschließlich der Polargebiete!) mit 155o Millionen Bewohnern umspannte der Weltpost- 
verein Endo 1904 rund 112 000 000 qkm mit 1120 Millionen Bewohnern, — der Ausfall erklftrt sich 
fast allein damit, daß China noch nicht beigetreten ist. 

2) Dazu ein Schlußprotokoll und eine Vollzugsverordnung (Art. 20) vom gleichen Tage. Die 
Vollzugsverordnung ist im RGBl, nicht mit abgedruckt. Abdruck im Weltposthandbuche. 

Auf dio Vollzugsverordnung verweisen die Zusätze zu den Zifforn dor 
Artikel in [ ]. 

3) Außer dem Hauptvertrage sind gemäß dessen Artikel 19 am 15. Juni 1897 noch sechs 
Neben abkommen erneuert worden: 

1. über Briefe und Kästchen mit Wortangabo, 

2. übor Postanweisungen, 

3. über Postpackete, 

4. Uber Postaufträge, 

5. über Postauswoisbücher (livrots d'identite), 

6. übor den Zeitungsbezug. 

Einzelno Staaten sind an sämtlichen Nebenabkommen beteiligt, z. B. Italien, Portugal, 
Schweiz, Rumänien, Türkei. Das Reich, Österreich-Ungarn u.a. dagegen haben von den 
Nebenabkommon nicht das über die Postauswoisbüchor (5) abgeschlossen. 

Tabollon in der l'union postale Bd. 22 S. 149 und am Schlüsse des Weltposthandbuchs, 
hier jedoch nicht für das 5. Nebenabkommen. 

Abdruck im RGBl. 1898 S. 1115-1184 (ohne das 5. Abkommen). 

4) Abgeschlossen ist dor Vertrag, wio dio Überschrift des Abdrucks im RGBl, besagt, 
«wischen : 

Deutschland und den deutschen Schutzgebieten , der größeren Republik von Zentral - Amonka, 
den V. St v. Amerika, Argentinien, Osterreich- Ungarn (mit Bosnien - Herzegowina) , Belgien, 
Bolivien . Brasilien , Bulgarion, Chile, China 8 , Kolumbien, Kongostaat, Korea, Kosta-Kika, 
Dänemark und Kolonien, San Domingo, Ägypten, Ekuador, Spanien und Kolonien, Frankreich 
und Kolonien, Großbritannien und verschiedenen britischen Kolonien , Britisch -Indien , den bri- 
tischen Kolonien von Australasion, Kanada, den britischen Kolonien Südafrikas, Griechenland, 
Guatemala. Haiti. Hawai, Italien, Japan, Liberia, Luxomburg, Mexiko, Montenegro, Norwegen, 
Oranjo - Freistaat , Paraguay, Niederlande, don niederländischen Kolonien, Peru, Persion, Por- 
tugal und Koonien, Rnmänion, Rußland, Serbion, Siam, der südafrikanischen Republik, 
Schweden, Schweiz, Tunis, Türkei. Uruguay, Venezuela. 

Die deutschen Schutzgebiete werden übrigons in dorn Urtoxto der Überschrift und 
in dor Unterschrift als „protectorats allemands" bezeichnet, während sie der Art. 27 dos Vor- 
trages als „colonies alleraandes" kennt. Weshalb das Schwanken im Sprachgebraucho noch 
1897? Vgl. Nr. 68». 

b) Eine erschöpfende Benennung der einzelnen zugehörigen Staaten und Ländor müßte zu 
einer ermüdenden Aufzahlung beinahe sämtlicher Staatengebiete führen, ohne doch einen klaren 
Überblick über den Umfang dos Vereins zu geben ; zweckmäßiger erschoint deshalb eine Zusammen- 



Digitized by Google 



1897 



Nr. 67. Weltpostverein. 



279 



Art. 1. Die am gegenwärtigen Vertrage Teilnehmenden, sowie die 
demselben später beitretenden Länder bilden, für den gegenseitigen 
Austausch der Korrespondenzen zwischen ihren Postanstalten, ein 
einziges Postgobiet, welches den Namen „Weltpostverein" [Union postale 
universelle] führt. 1 

Art. 2 [2, 7] s Die Bestimmungen dieses Vertrags 8 erstrecken 
sich auf Briefe, einfache Postkarton und Postkarten mit bezahlter Antwort, 
Drucksachen jeder Art, Geschäftepapiere und "Warenproben, welche aus einem 
der Vereiosläuder herrühren und nach einem anderen gerichtet sind. Auch 
finden dieso Bestimmungen in gleicher Weise Anwendung auf den Postaustausch 
der vorbezeichneten Gegenstände zwischen Vereinsländern und fremden, dem 
Vereine nicht angehörigen Ländern, sofern bei diesem Austausche das Gebiet 
von mindestens zweien der vertragschließenden Teile berührt wird. 

Art. 3. 1. Die Postverwaltungen angrenzender oder solcher 
Länder, welche, ohne sich der Vermittelung einer dritten Verwaltung zu be- 
dienen, in unmittelbare Verbindung treten können, ordnen im gemeinsamen Ein- 
verständnisse die Bedingungen der Beförderung der beiderseitigen Briefposten 
über die Grenze oder von einer Gronze zur anderen. . . . 

Art. 4 [3, 31—33]. 1. Die Freiheit des Transits ist im gesamten 
Gebiete des Vereins gewährleistet. 

2. Infolgedessen können sich die verschiedenen Vereins -Postverwaltungen 
durch Vermittelung einer oder mehrerer anderer derselben sowohl geschlossene 
Briefposten als lose Korrespondenzen, je nach dem Verkehl sbedürfnis und den 
Elf ordernissen des Postdienstes, gegenseitig zufeitigen. 

3. Die Korrespondenzen, welche zwischen zwei Vereinsverwaltungen ent- 
weder im offenen Transit oder in geschlossenen Briefposten mittels der Post- 
verbindungen einer oder mehrerer anderer Vereinsverwaltungeu ausgetauscht 
werden, unterliegen zugunsten jedes der TransitJänder odor derjenigen Länder, 
deren Postverbinduugen bei der Beförderung beteiligt sind, den nachstehenden 
Transitgebühren: 

"l. für die Laudbofürderung 2 Franken für das Kilogramm Briefe und Post- 
karten und 25 Centimen für das Kilogramm anderer Gegenstände; 

2. für die Seebeförderuog: 

a) den Sätzen des Laiidtrani>its , wenn die Beförderungsstrecke 300 See- 
meilen nicht übersteigt. Die Seobeförderuug für eine Strecke von 
nicht mehr als 300 Seemeilen findet jedoch unentgeltlich statt, wenn 
die beteiligte Verwaltung für die beförderten Briefpoaten oder Korre- 
spondenzen schon die Vergütung für Landtransit empfängt; . . . 

5. Man ist jedoch darüber einverstanden: 



fassung, die die Negative hervortreten läßt. Sie beruht auf Art. 40 dor Vollzugsverordnung und 
auf der mir von dem internationalen Bureau dos Weltpostvereins freundlichst überladenen Liste 
der den Verband bildenden Länder für das Endo des Jahres 1904. 

61 China hat sich bis jetzt (Februar 1UU5) dem Weltpostvortrago nicht an- 
geschlossen. Die in Anm. 4 abgedruckte Überschrift (die z. B. Fischer- König in dor deutschen 
Post- n. TelegrapheiiKesetzgobg. 5. Auü. 1902 S. 251 als Erläuterung wiederholon) ist deshalb zum 
mindesten ungenau. China war wohl auf dem Washingtoner KomjreU vortreten (l'union postale 
Bd. 22 S. lü<>), es hat nbor den Woltpost vertrag nicht unterzeichnet (RGBl. S. 1108, 1113), 
und das Schlußprotukoll Ziffer IV sagt ausdrücklich : Das Protokoll bleibt offen zugunsten des chi- 
nosischon Kaiserreichs, dessen Bevollmächtigte zum Kongresso dio Absicht dieses Laudos erklärt 
haben, in den Weltpostverein von einem spater festzusetzenden Zeitpunkt ab einzutreten. 

Daß auf dio in China von auswärtigen Mächten unterhaltenen Postanstalten der Welt- 
postvortrag zur Anwondung kommt, will natürlich für die Stellung Chinas nichts besagen. 

7) Über engere Vereine vgl. Art. 21. 

8) Wogen der Nobenabkommen Anm. 3. 
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1. daß die Landtransitgebühren in folgender Weise ermäßigt werden: 

um 5 Prozent während dor beiden ersten Jahre des Inkraftseins des 

gegenwärtigen Vertrags; 
um 10 Prozent während der beiden folgenden Jahre; 
um 15 Prozent übor 4 Jahre hinaus; 

2. daß diejenigen Länder, deren Einnahmen und Ausgaben für Landtrati6it 
zusammen über die Summe von 5000 Franken jährlich nicht hinausgehen 
und doren Ausgaben die Einnahmen für diesen Transit übersteigen, von 
jeder Zahlung dafür befreit sind. 

G. Die Transitgebühron sind von der Verwaltung des Aufgabegebiets zu 

tragen. 

7. Die Abrechnung übor diese Gebühren erfolgt nach den Vorschriften, 
welche durch die im nachfolgenden Artikel 20 vorgeseheue Ausführungs-Über- 
einkunft zu treffen sind. 

Art. 5 [15 — 20].' 1. Das Porto für die Beförderung der Postsendungen 
im gesamten Vereinsgebiet, einschließlich der Bestellung derselben in den- 
jenigen Vereiusländern, in welchen ein Bestellungsdienst besteht oder später ein- 
gerichtet wird, beträgt: 8,10 

1. bei Briefen 25 Centimen im Frankiorungsfall, anderenfalls das Doppelte, 
für jeden Brief und für je 15 Gramm oder einen Teil von 15 Gramm; 

2. bei Postkarten im Frankierungsfalle 10 Centimen für die einfache Karte 
oder für jeden der beiden Teile der Karte mit bezahltor Antwort, anderen- 
falls das Doppelte; 

3. boi Drucksachen jedor Art, Geschäftspapieren und "Warenproben 5 Cen- 
timen für jeden mit einer besonderen Aufschrift versehenen Gegenstand 
oder jedes derartigo Paket und für jo 50 Gramm oder einen Teil von 
50 Gramm, vorausgesetzt, daß dieser Gegenstand oder dieses Paket weder 
einen Brief, noch einen geschriebenen Vermerk enthält, welchor die 
Eigenschaft einer eigentlichen und persönlichen Korrespondenz hat, und 
daß die Sendung dorart beschaffen ist, daß der Inhalt leicht geprüft 
werden kann. 

Die Taxe der Geschäftspapiere darf nicht weniger als 25 Centimen für 
jede Sendung, und dio Taxe dor Warenproben nicht weniger als 10 Centimen 
für jedo Sendung betragen. 

3. Bei ungenügender Frankierung werden Korrespondenzgegonständo 
jeder Art zu Lasten der Empfänger mit dem Doppelten des Fehlbetrags taxiert, 
doch darf diese Taxo niemals dasjenige Porto übersteigen, welches im Bestim- 
mungslande für unfrankierte Korrespondenzen von gleicher Gattung, gleichem 
Gewicht uud gleicher Herkunft erhoben wird 

4. Andero Gegenstände als Briefe und Postkarten müssen wenigstens teil- 
weise frankiert sein. 

5. Warenprobensendungen . . . 

G. [Geschäftspapiere und Drucksachen: Gewicht, Ausdehnung.] 
Art. 6 [11 — 13, 21J. 1. Die im Artikel 5 bezeichneten Gegenstände 
können unter Einschreibung versandt werden. 

2. Für jede Einschreibsendung hat der Absender zu entrichten: 

1. das gewöhnliche Porto einer frankierten Sendung gleicher Gattung; 

2. eine Einschreibgebühr von höchstons 25 Centimen, einschließlich der Aus- 
fertigung eines Einlieferungsscheins für den Absender.' 

3. [Rückschein.] 

0) Für das Roich Umrechnung gemäß Art. 10: 20, 10, 5 Pfonnigo. 

10) l'ortofroihoit: Art. 11 Ziffor 2 — Art. lti dos II. Abkommens dor ITuagor Friedenskon- 
ferenz vom *L'9.7. 1809. 

Portoermttßigung im Grenzverkobr Art. 20 ZiftVr 3. 
Vortmglicho Herabsetzung der Taxo Art 21 Abs. 2. 
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Art. 7 [14].* 1. Die eingeschriebenen Korrespondenzen können im 
Verkehre derjenigen Länder, deren Verwaltungen über die Ausführung eines 
solchen Dienstes sich verständigen, mit Nachnahme belastet versandt werden. 

Die Gegenstände mit Nachnahme unterliegen derselben Behandlung und 
Taxierung wie Einschreibsendungen. 

Der Höchstbetrag der Nachnahme wird für die einzelne Sendung auf 
1000 Franken oder den Gegenwert dieser Summe in der Münze des Bestim- 
mungslandes festgesetzt Jedo Verwaltung hat jedoch das Recht, diesen Böchst- 
botrag auf 500 Pranken für die einzelne Sendung oder auf den Gegenwert dieser 
Summe nach ihrem Münzsysteme herunterzusetzen. 

2. Sofern keine gegenteilige Abmachung zwischen den Verwaltungen der 
beteiligten Länder besteht, ist der vom Empfänger eingezogene Betrag nach Ab- 
zug der gewöhnlichen Postanweisungsgebühr und einer Einziehungsgebühr von 
10 Centimen dem Absender mittels Postanweisung zuzusenden. 10 . . . 

Art. 8 [28]. 1. Geht eine Einschreibsendung verloren, so hat 
der Absender, oder auf dessen Verlangen der Empfänger, den Fall höherer Ge- 
walt ausgenommen, Anspruch auf eine Entschädigung von 50 Franken. 

2. Die Länder, welche für den durch höhere Gewalt entstehenden Schaden 
einzustehen sich bereit erklären", sind befugt, hierfür vom Absender eine Zu- 
schlagtaxe von höchstens 25 Centimen für jede eingeschriebene Sendung zu 
erheben. 

3. Die Verpflichtung zur Zahlung des Ersatzbetrags liegt derjenigen Ver- 
waltung ob, welcher dio Aufgabe - Postanstalt angehört. Dieser Vorwaltung wird 
vorbehalten, ihren Anspruch gegeu die verantwortliche Verwaltung, d. h. gegen 
diejenige, auf deren Gebiet oder in deren Betrieb der Verlust stattgefunden hat, 
geltend zu machen. . . . 

4. Bis zum Nachweise des Gegenteils liegt die Verantwortlichkeit 
derjenigen Verwaltung ob, welche den Gegenstand unbeanstandet 
übernommen hat und weder dessen Ausbändigung an den Empfänger, noch, 
eintretenden Falles, die vorschriftsmäßige Weitersendung an dio folgende Ver- 
waltung nachweisen kann. Die Verantwortlichkeit für die postlagernden Sen- 
dungen hört auf, sobald dieselben einer Person behändigt sind, welche nach 
Maßgabe der im Bestimmungslande bestehendon Vorschriften die Übereinstim- 
mung ihres Namens und ihrer Eigenschaft mit den Angaben der Adresse nach- 
gewiesen hat. 

5 Die Zahlung des Ersatzbetrags durch die Verwaltung des Auf- 
gabegebiets soll sobald als möglich und spätestens innerhalb eines Jahres, 
vom Tage der Nachfrage ab gerechnet, stattfinden. Die verantwortliche Ver- 
waltung ist verpflichtet, der Verwaltung dos Aufgabegebiets den von derselben 
gezahlten Ersatzbetrag ohne Verzug zu erstatten. 

Dio Aufgabeverwaltung ist berechtigt, den Absender für Rechnung der 
Vermittelungs- oder der Bestimmungsverwaltung zu entschädigen, wenn diese, 
nachdem die Sache ordnungsmäßig anhängig gemacht worden ist, ein Jahr hat 
verstreichen lassen, ohne ihr Folge zu geben. Wenn ferner eine Verwaltung, 
deren Verantwortlichkeit gehörig festgestellt ist, anfangs die Zahlung der Ent- 
schädigung abgelehnt hat, so muß sie außer dem Ersatzbetrage die Nebenkosten 
tragen, welche aus der bei der Zahlung verursachten, ungerechtfertigten Ver- 
zögerung entstehen. 

6. Man ist darüber einverstanden, daß der Anspruch auf Entschä- 
digung nur zulässig ist, wenn dorsclbe innerhalb eines Jahres, vom 
Tago der Aufgabe der Einschreibsendung an gerechnet, erhoben wird; nach Ab- 
lauf dieses Zeitraums steht dem Absender ein Anspruch auf irgend eine Ent- 
schädigung nicht zu. 



11) Das Reich steht nicht für hOhore Gewalt ein. 



Digitized by Google 



282 



Nr. 67. Weltpostverein. 



1S97 



7. Weno der Verlust während der Beförderung stattgefunden hat, ohne 
daß festgestellt werden kann, auf dem Gebiet odor im Betriebe welchen Landes 
dies geschehen ist, so wird der Schaden von den beteiligten Verwaltungen zu 
gleichen Teilen getragen. 

8. Die Ersatzverbindlichkeit der Postverwaltungen für Einschreibsendungen 
hört auf, sobald der Empfangsberechtigte Quittung erteilt und die Sendung in 
Empfang genommen hat. 

Art. 9 [29J.* 1. Der Absender einer Briefsendung kann dieselbe zurück- 
nehmen oder ihro Aufschrift abändern lassen, so lange die Sendung dem Em- 
pfänger noch nicht ausgehändigt ist. . . . 

Art. 10 [4]. Diejenigen Vereinsländer, welche nioht den Frank 
zur Münzeinheit haben, setzen die Taxen in ihrer eigenen Währung 
fest, zum entsprechenden Werte der in den verschiedenen Artikeln des gegen- 
wärtigen Vertrags bestimmten Beträge. 8 Diese Länder sind befugt, die Bruch- 
teile nach Maßgabe der Übersicht abzurunden, welche in der im Artikel 20 des 
gegenwärtigen Vertrags erwähnten Ausfübrungsübereinkunft enthalten ist. 

Art. 11 [6]. 1. Die Frankierung der 8endungen kann nur mittels 
der im Aufgabelande für die Privatkorrespoudeuz gültigen Postwert- 
zeichen bewirkt werden. Es ist jedoch nicht gestattet, im internationalen 
Verkehre von Postwertzeichen Gebrauch zu machen, die zu einem besonderen 
und das Ausgabeland allein berührenden Zwecke hergostollt sind, wie die sogen. 
Erinuerungsmarken mit vorübergehender Gültigkeit. 

Als gültig frankiert weiden die Antwort -Postkarten angesehen, auf welchen 
sieh Postwertzeichen des Ursprungslandes dieser Karten befinden, . . . 

2. Die auf den Postdienst bezüglichen, zwischen den Postverwal- 
tungen, zwischen diesen Verwaltungen und dem Internationalen Bureau des 
Weltpostvereins und zwischen den Postaustalten der Vereinsländer ausgetauschten 
amtlichen Korrespondenzen sind von der Frankierung durch gewöhnliche 
Postwertzeichen ausgenommen, und sie allein werden portofrei befördeit. 

3. Die auf offenem Meere mittels Sehiffsbiiefkastens oder bei den 
Schiffsführern aufgelieferten Korrespondenzgegenstände können nach dem Tarif 
und mit Postwertzeichen desjenigen Landes frankiert werden, welchem das Schiff 
angehört oder dessen Flagge es führt. Wenn die Auflieferung an Bord wäh- 
rend des Aufenthalts am Anfangs- oder Endpunkte der Fahrt oder in 
einem der Zwischenhäfen statt hat, kann die Frankierung nur nach dem Tarif 
und mit Wertzeichen desjenigen Landes bewirkt werden, in dessen Gewässern 
sich das Schiff befindet. 

Art. 12. 1. Jede Verwaltung behält unverkürzt die von ihr auf 

Grund der vorhergehenden Artikel 5, 6, 7, 10 und 11 erhobenen Summen, 

abgesehen von der Vergütung, welche für die im § 2 des Artikels 7 bezeichneten 

Postanweisungen zu zahlen ist 

2. Es findet daher eine Abrechnung hierüber, vorbehaltlich der im 
§ 1 des gegenwärtigen Artikels vorgesehenen Vergütung, zwischen den verschie- 
denen Vereinsverwaltungen nicht statt. 

3. Briefe und andere Postsendungen dürfen weder im Ursprungs- 
lande, noch im Bestimmungslande, sei es zu Lasten der Absender oder 
der Empfänger, einem anderen Porto oder einer anderen Postgebühr unter- 
worfen werden, als in den vorbezeichneten Artikeln festgesetzt sind. 

Art. 13. 1. In denjenigen Vei einsländern , welche einwilligen, sich in 
ihrem gegenseitigen Verkehre mit diesem Dienstzweige zu befassen, werden 
Briufsendungen joder Art auf Verlangen des Absenders dem Empfänger 
sogleich nach der Ankunft durch besonderen Boten zugestellt. 
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2. Diese Sendungen, welche „Eilsendungen" [exprta] genannt werden, 
unterliegen einer besonderen Bestellgebühr, welche auf 30 Centimen fest- 
gesetzt ist und vom Absender, neben dem gewöhnlichen Porto, zum vollen Be- 
trage im voraus entrichtet werden muß. Diese Gebühr verbleibt der Vorwal- 
tung des Aufgabegebiets. . . . 

Art. 14 [25, 20).* 1. Für die Nachsendung von Postsendungen inner- 
halb des Vereinsgebiets wird ein Nacbscbußporto nicht erhoben. 

2. Bei unbestellbar gebliebenen Sendungen tritt eine Erstattung der 
den beteiligten Verwaltungen für die erstmalige Beförderung dieser Sendungen 
zukommenden Trausitgebühren nicht ein. . . . 

Art. 15 [24J. 1. Zwischeu den Postanstalten eines der vertragschließen- 
den Länder und den Befehlshabern der in fremden Gewässern weilenden Ge- 
schwader oder Kriegsschiffe desselben Landes können mittels der Land- und 
Soepostvcrbinduugen anderer Länder geschlossene Briefposton ausge- 
tauscht werden. 

2. In diesen Briefposten dürfen nur solche Korrespondenzen enthalten 
sein, welche au dio Stäbe und Mannschaften der die Briefposten empfangenden 
oder absendenden Schiffe gerichtet sind oder von denselben herrühren. Die in 
Anwendung zu bringenden Tarife und Versendungsbedingungen werden von der 
Postverwaltung desjenigen Landes, welchem die Schiffe angehören, nach Maß- 
gabe ihrer inländischen Verordnungen bestimmt. ... 

Art. 16. 1. Es werden nicht befördert solche Geschäftspapiere, Muster- 
sendungen und Drucksachen, welche nicht den für diese Gattungen von Sen- 
dungen gemäß Art 5 des gegenwärtigen Vertrags und gemäß der im Art. 20 
vorgesehenen Ausführungsübereinkunft erforderlichen Bedingungen entsprechen . . . 

3. Es ist verboten: 

1. mit der Post zu versenden: 

a) Mustersendungen und andere Gegenstände, welche ihrer Natur nach 
für die Postbeamton Gefahren mit sich bringen oder die Koirospondenz- 
gegenstände beschmutzen oder verderben köunen; 

b) explodierbare, leicht entzündliche oder gefährliche Stoffe; lebende oder 
tote Tiere und Insekten, soweit hieifür nicht Ausnahmen in den Aus- 
führungsbestimmungen vorgesehen sind; 

2. in die gewöhnlichen oder eingeschriebenen Biiefpostsendungeu einzulegen: 

a) im Umlaufe befindliche Münzen; 

b) zollpflichtige Gegenstände; 

c) Gold- oder Silbersacheu, Edelsteino, Schmucksachen und andere kost- 
bare Gegenstände, aber nur in dem Falle, daß das Einlegen oder die 
Beförderung derselben durch die Gesetzgebung der betreffenden Länder 
verboten ist. 

4. Die Sendungen, welche unter die Verbote dos vorhergehenden § 3 
fallen und etwa unrichtig zur Beförderung zugelassen worden sind, müssen nach 
dem Aufgabeorte zurückgesandt werden, es sei denn, daß die Verwaltung des 
Bestimmungslandes durch ihre Gesetzgebung oder inländischen Verordnungen er- 
mächtigt ist, anderweit darüber zu verfügen. 

Explodierbare, leicht entzündliche oder gefährliche Stoffe werden jedoch 
nicht nach dem Aufgabeorte zurückgesandt, sondern von derjenigen Verwaltung, 
welche deren Vorhandensein feststellt, auf der Stelle vernichtet. . . . 

Art. 17. 1. Diejenigen Vereinsverwaltungeu, welche mit außerhalb 

des Vereinsgebiets belegenen Ländern Verbindungen unterhalten, 

müssen allen anderen Vereinsverwaltungen ihre Beihilfe und Vermittelung zur 

Beförderung von losen Korrespondenzen nach oder aus den gedachten Ländern 

gewähren. 

2. [Transitgebühren und Gewährleistung bei Einschreibsendungen ] 



Digitized by Google 



284 



Nr. 67. Woltpostvorein. 



1897 



Art. 18 [301. Die h. v. T. verpflichten sich , die notwendigen Maßregeln 
zu ergreifen oder bei ihrer Gesetzgebung vorzuschlagen , um die betrügerische 
Verwendung von gefälschten oder schon gebrauchton Postwert- 
zeichen zur Flankierung von Postsendungen unter Strafe zu stellen. Sie ver- 
pflichten sich gleicherweise, die notwendigen Maßregeln zu treffen oder bei 
ihrer Gesetzgebung vorzuschlagen, um alle betrügerischen llandlungen zur Her- 
stellung, zum Verkaufe, Vertrieb oder zur Verbreitung postdienstlicher Vignetten 
und "Wertzeichen, welche gefälscht oder derart nachgemacht sind, daß sie mit 
den von der Verwaltung eines der vertragschließenden Länder ausgegebenen 
Vignetten und Wertzeichen verwechselt werden können, zu verbieten und zu 
verhindern. 15 

Art 19. Der Dienst der Briefe und Kästchen mit Wertangabo, 
der Postanweisungen, der Postpakete, der Postaufträge, der Ausweis- 
bücber und des Zeitungsbezugs bilden den Gegenstand besonderer Ab- 
kommen zwischen den verschiedenen Ländern oder Ländergruppen des Vereins.' 

Art. 20. 1. Die Postverwaltungen der verschiedenen Länder, welche den 
Verein bilden, sind befugt, im gemeinsamen Einverständnisse mittels 
einer Ausführungsübereinkunft [Reglement dexeeution] alle für notwendig 
erachteten Dienstvorschrifte n^f estzusetzen.' 

2. Die verschiedenen Verwaltungen können außerdem unter sich die er- 
forderlichen Abkommen über solche Angelegenheiten treffen, welche nicht die 
Gesamtheit des Vereins angehen, vorausgesetzt, daß diese Abkommen den Fest- 
setzungen des gegenwärtigen Vortrags nicht widersprechen. 

3. Deu beteiligten Verwaltungen ist jedoch gestattet, sich untereinander 
über die Annalimo ermäßigter Taxen in einem Umkreise von 30 Kilo- 
metern zu verständigen. 18 

Art. 21. 1. Der gegenwärtige Vortrag berührt in keiner Weise 
die innere Gesetzgebung dor Länder in allem, was durch die in diesem 
Vertrag enthaltenen Bestimmungen nicht vorgesehen ist. 

2. Auch beschränkt der Vertrag nicht die Befugnis der vertrag- 
schließenden Teile, behufs Herabsetzung der Taxen oder jeder anderen Ver- 
besserung des Postverkehrs Vorträge unter sich bestehen zu lassen oder neu zu 
schließen sowie engere Vereine aufrecht zu erhalten odor neu zu gründen." 

Art. 22 [34 f.]. 1. Unter dem Namen Internationales Bureau des 
Weltpostvereins [Bureau international de V Union postalc ttniversellej soll die 
Zontralstollo, welche unter der oberen Leitung der schweizerischen Postver- 
waltung wirkt, und deren Kosten von sämtlichen Postverwaltungen des Vereins 
bestritten werden, aufrecht erhalten bleiben. 10 

12) «5 275, 3G0 Ziffer 4, 3G4 Abs. 2 StGB. 

13) Solch© Vortrage zwischen dein Reich und der Schweiz, D&nomark, Belgien, den 
Niederlanden. 

Vgl. wegen dos Gronzverkohrs und der ihn betreffenden Vertrago das SchloJprotokoll zu dem 
Vortrage betr. den Beitritt Bayerns zur Verfassung des deutschen Bundes v. 23. 11. 1870 Ziffer XI. 

14) Art. 62 BV. — Nach dorn Postvertrago vom 7. 5. 1872 (mit Ergänzungen! besteht ein 
solcher engerer Verein zwischen dem lieicho und Österreich- Ungarn (vgl. A. Mover, Die 
doutsche Tost im Weltpostverein 1901 S. 234) und mit Luxemburg (Amtsblatt des Reichspost- 
amts 1902 S. 207). 

15) Über die Verteilung dor Koston des internationalen Bureaus [Vorbild für das inter- 
nationale Bureau dos Haager Schiedshofes Nr. 71 I. Abk. Art. 29], die an das Bureau zu richtenden 
Mitteilungen, die vom dem Bureau zu fertigende allgemeine Statistik, seino Aufgabe als Zentral- 
rochnungs- und Ausgleichungsstelle für die Abrechnungen zwischen den Vereinsverwaltungen und 
seine sonstige Wirksamkeit Art. 31 — 38 der Vollzugsverordnung (Anm. 2). 

Die Amtssprache dos Bureaus ist franzosisch. 

Das internationale Bureau gibt mit Hilfo des zu seiner Verfügung gestellten Materials eine 
•besondoro Zeitschrift — l'union postale — in französischer, deutscher und englischer 
Spracho heraus. 



Digitized by Google 



1807 



285 



2. Dieses Bareau wird auch femer die den internationalen Post- 
verkohr betreffenden dienstlichen Mitteilungen saramoln, zusammen- 
stellen, veröffentlichen und verteilen, in streitigen Fragen auf Verlangen 
der Beteiligten sich gutachtlich äußern, Anträgen auf Abänderung der Kon- 
greßurkundon die geschäftliche Folge geben, angenommene Änderungen bekannt 
geben und überhaupt sich mit denjenigen Gegenständen und Aufgaben befassen, 
welche ihm im Interesse des Postvereins übertragen werdon. 

Art. 23. 1. Meinungsverschiedenheiten zwischen zwoi oder meh- 
reren Mitgliedern des Vereins über die Auslegung des gegenwärtigen Ver- 
trages oder hinsichtlich der Verantwortlichkeit einer Verwaltung im Falle 
des Verlustes einer Einschreibsendung sollen durch ein Schiedsgericht 18 aus- 
getragen werden, zu welchem jede der beteiligten Verwaltungen oin anderes, boi 
der Angelegenheit nicht unmittelbar beteiligtes Vereinsmitglied wählt. 

2. Das Schiedsgericht entscheidet nach einfacher Stimmenmehrheit. 

3. Bei Stimmengleichheit wählen die Teilnehmer des Schiedsgerichts zur 
Entscheidung der streitigen Frage eine andere, bei der Angelegenheit gleichfalls 
unbeteiligte Verwaltung. 

4. Die Bestimmungen dieses Artikels finden auch Anwendung auf allo 
Übereinkommen, welche in Gemäßheit des vorstehenden Artikels 10 abge- 
schlossen sind. 

Art. 24. 1. Diejenigen Länder, welche an dem gegenwärtigen Vortrage 
nicht teilgenommen haben, können demselben auf ihron Antrag beitreten. 

2. Dieser Beitritt wird auf diplomatischem Wege der Regierung der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft angezeigt, welche allen Vereinsländern davon 
Nachricht gibt 

3. Der Beitritt hat mit voller Rechtskraft die Zustimmung zu allen im 
gegenwärtigen Vertrage festgesetzton Bestimmungen sowio die Zulassung zu allen 
durch denselben gewährten Vorteilen zur Folge. 

4. Es ist Sache der Regierung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, im 
gemeinsamen Einverständnisse mit der Regierung des beteiligten Landes die 
Höhe des Beitrags, welchen die Verwaltung dieses Landes zu den Kosten für 
das Internationale Bureau zu zahlen hat, sowie eintretenden Falles die Taxou 
zu bostimmen, woleho von dieser Verwaltung in Gemäßheit des vorhergehenden 
Artikels 10 zu erheben sind. 

Art. 25. 1. Auf Verlangen odor nach Zustimmung von mindestens zwei 
Dritteln der Regierungen oder Verwaltungen werden, jo nach der Wichtigkeit 
der zu erledigenden Fragen, entweder Kongresse von Bevollmächtigten der 
vertragschließenden Länder oder einfache Konferenzen der Verwaltungen zu- 
sammentreten. 

2. Mindestens alle fünf Jahre soll jedoch ein Kongreß abgehalten 
werden. 

3. Jedes Land kann sich entweder durch einen oder mehrere Bevollmäch- 
tigte, oder durch dio Bevollmächtigten eines anderen Landes vertreten lassen; 
indes dürfen der odor die Bevollmächtigten eines Landes nur mit der Vertretung 
von zwei Ländern, das eigene Land einbegriffen, beauftragt werden. 

4. Bei den Beratungen hat jedes Land nur eine Stimme. 

5. Von jedem Kongresse wird bestimmt, wo der näehsto Kongreß statt- 
finden soll. 

6. Für die Konferenzen setzen die Verwaltungen, auf Vorschlag des In- 
ternationalen Bureaus, den Ort der Zusammenkunft fest. 



16) Einer der wampen Fälle, in denen sich auch das Deutseho Reich von vornherein einem 
Schiedsverfahren unterworfen hat. Vgl. jetzt Nr. 78. 
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Art. 26 [41]. 1. Innerhalb der Zeit, welche zwischen den Versammlungen 
liegt, ist jede Postverwaltang eines Vereinslandcs berechtigt, don anderen Ver- 
einsverwaltnngen durch Vermittelung des Internationalen Bureaus Vorschläge 
en betreff des Vereinsverkehrs zu unterbreiten. 

Um zur Beratung gestellt zu worden, muß jeder Vorschlag von min- 
destens zwei Verwaltungen unterstüzt sein, diejonige nicht eingerechnet, von 
welcher der Vorschlag ausgeht. Wenn dem Internationalen Bureau nicht zu 
gleicher Zeit mit dem Vorschlage die erforderliche Zahl von ünterstützungs- 
erklarungen zugeht, so bleibt der Vorschlag ohne jede Folge. 

2. Jeder Vorschlag unterliegt folgendem Verfahren: 

Den Vereinsverwaltnngen wird eine Frist von 6 Monaten gelassen, um 
die Vorschläge zu prüfen und um dem Internationalen Bureau eintretenden Falles 
ihre Bemerkungen zukommen zu lassen. Abänderungsvorschläge sind nioht zu- 
lässig. Die Antworten werden von dem Internationalen Bureau zusammengestelt 
und den Verwaltungen mit dor Aufforderung mitgeteilt, sich für oder gegen den 
Vorschlag auszusprechen. Diejenigen Verwaltungen, welche nicht innerhalb 
G Monate, vom Datum des zweiten Rundschreibons ab gerechnet, mit dem das 
Internationale "Bureau die gemachten Bemerkungen zu ihrer Kenntnis gebracht 
hat, ihro Stimme abgegeben haben, werden als sich enthaltend angesehen. 

3. Um vollstreckbar [oxecutoires] zu werden, müssen die Vorschläge er- 
halten 17 : 

1. Einstimmigkeit, wenn es sich um die Aufnahme neuer Bestimmungen oder 
um die Abänderung der Bestimmungen des gegenwärtigen Artikels und 
der Artikel 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 12, 13, 15, 18, 27, 28 und 29 handelt; 

2. zwei Drittel der Stimmen, wenn es sich um die Abänderung anderer Ver- 
tragsbestimmungen handelt, als derjenigen der Artikel 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 
9, 12, 13, 15, 18, 26, 27, 28 und 29; 

3. einfache Stimmenmehrheit, wenn es sich um die Auslegung der Vor- 
tragsbestimmungen handelt, abgesehen von dem im vorhergehenden Ar- 
tikel 23 vorgesehenen Falle einer Streitigkeit. 

4. Die gültigen Beschlüsse werden in den beiden ersten Fällen durch 
eine diplomatische Erklärung bestätigt, welche die Regierung der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft auszufertigen und den Regierungen aller vertragschließenden 
Länder zu übersenden hat, im dritten Fallo durch oino einfache Bekanntgabe 
des Internationalen Buroaus an alle Voreinsverwaltungcn. 

5. Die angenommenen Abänderungen oder gefaßten Beschlüsse sind 
frühestens 3 Monate nach ihrer Bekanntgabe vollstreckbar. 

Art. 27. Hinsichtlich der Anwendung der vorhergehenden Artikel 22, 
25 und 26 werden je nach Umständen als ein einziges Land oder als eino ein- 
zige Verwaltung angesehen: 

1. die Gesamtheit der deutschen Kolonien 4 ; 

2. das Britisch -Indischo Kaiserreich; 

3. das Dominium Kanada; 

4. dio Gesamtheit dor britischen Kolonien Australasiens; 

5. die Gesamtheit aller anderen britischen Kolonien; 

6. die Gesamtheit der dänischen Kolonien; 

7. dio Gesamtheit der spanischen Kolonien; 

8. die französischen Kolonien und Schutzgebiete von Indo- China; 

9. die Gesamtheit der anderen französischen Kolonien; 

10. die Gosamthoit der niederländischen Kolonien; 

11. die Gesamtheit der portugiesischen Kolonion. 

Art. 28. Der gegenwärtige Vertrag soll am 1. Januar 1899 zur Aus- 
führung gebracht worden und auf unbostimmte Zoit in Kraft bleiben; jeder 

17) Zum Vergleiche etwa die Ausführungsüboreinkunft des Teloprapheavereins (Nr. 37). 
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der vertragschließenden Toilo hat indes das Recht, auf Grund einer von seiner 

Kegiorung bei der Regierung der Schweizerischen Eidgenossenschaft ein Jahr im 

voraus gemachten Ankündigung aus dem Verein auszutreten. 19 

Art. 29. 1. Mit dem Tage dor Ausführung des gegenwärtigen Vertrags 
treten alle Bestimmungen der früher zwischen den verschiedenen Ländern oder 
Verwaltungen abgeschlossenen Vorträge, Übereinkommen oder sonstigen Akte 
insoweit außer Kraft, als sie mit den Festsetzungen des gegenwärtigen Vertrags 
nicht im Einklänge stehen, unbeschadet dor im vorhergehenden Artikel 21 vor- 
behaltenen Rechte. . . . 



Nr. 68. 

Überlassung von Kiautschou. 

Vertrag zu Peking vom 6. Marz 181)8. 1 

Vertragsstaaten: Deutsches Reich — China. 

Urtext: doutsch und chinesisch. — Abdruck (deutsch): Reichsanzeiger vom 29.4.1838 (Nr. 101), 
Martens » 30 S. 826 , Staatsarchiv Bd. 61 S. 1 , Deutsche Kolonialgesetzgebung IV S. 163 mit 
dem gesamten Verordnungsmaterial. — Koloniales Jahrbuch XI 83. 

Literatur: Bonfils 671, 440; Gareis 70; v. Liszt 10 TV, 19 I; Rivier IG III — Laband II § 70 
8.268, 274 — v. Stengel, Rechtsverhältnisse der deutschen Schutzgebiete 1901 8. 17, 22; 
Kttbner in der EncyklopÄdie von Holtzendorff- Kohler 6. Aufl. 1904 II S. 1086; Hasse 
HWStW. V 237. 

Vgl. Nr. 72. 

Nachdem nunmehr die Vorfälle bei der Mission in der Präfektur Tsao 
chn fu in Shantung ihre Erledigung gefunden haben, hält es die kaiserlich 
chinesische Regierung für angezeigt, ihre dankbare Anerkennung für die ihr 
seither von Deutschland bewiesene Freundschaft noch besouders zu botätigen. 
Es haben daher die kaiserlich doutscho und die kaiserlich chinesische Regierung, 
durchdrungen von dem gleichmäßigen und gegenseitigen Wunscho, die freund- 
schaftlichen Bande beider Länder zu kräftigen und die wirtschaftlichen und 
Handelsbeziehungen der Untortanen beider Staaten miteinander weiter zu ent- 
wickeln, nachstehende Separatkonvention abgeschlossen: 

Art. 1. S. M. der Kaiser von China, von der Absicht geleitet, die 
freundschaftlichen Beziehungen zwischen China und Deutschland 
zu kräftigen und zugleich dio militärische Bereitschaft des chinesi- 
schen Reiches zu stärken, verspricht, indem er sich alle Rechte der Souve- 
ränetät in einer Zone von 50 km (100 chinesischer Li) im Umkreise von 
der Kiautschoubuoht bei Hochwasserstand vorbehält, in dieser Zone den 
freien Durchmarsch deutscher Truppen zu jeder Zeit zu gestatten, sowie 
daselbst keinerlei Maßnahmen oder Anordnungen ohne vorhergehende Zu- 
stimmung der deutschon Regierung zu treffen und insbesondere einer 
etwa orforderlich werdenden Regulierung der Wassorläufe kein Hindernis ent- 
gegenzusetzen. 8. M. der Kaiser von China behält sich hierbei vor, in jener 
Zone im Einvernehmen mit der deutschen Regierung Truppen zu stationieren 
sowie andere militärische Maßregeln zu treffen. 

Art. 2. In der Absicht, den berechtigten Wunsch S. M. des deut- 
schen Kaisers zu erfüllen, daß Deutschland gleich anderen Mächten einen 
Platz an der chinesischen Küste inne haben möge für die Ausbesserung 
und Ausrüstung von Schiffen, für die Niederlegung von Materialien und Vor- 

18) Das RGBl, gibt den Zeitpunkt der Ratifikation nicht an. 

1) Dazu der Allerhöchste Erlaß vom 27. 4. 1898 betreffend die Erklärung Kiautschons zum 
Schutzgebiete (RGBl. S. 171) , der auch erst don in dem Vertrage selbst gar nicht angegebenen 
Ort des Vertrafcsschlusses bezeichnet. 
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raten für dieselbon, sowie für sonstigo dazu gehörende Einrichtungen, über- 
läßt 8. M. der Kaiser von China beide Seiten dos Einganges der 
Bucht von Kiautschou pachtweise*, vorläufig auf 99 Jahre, an 
Deutschland. Deutschland übernimmt es, in gelegener Zeit auf dem ihm 
überlassenen Gebiete Befestigungen zum Schutze der gedachten baulichen An- 
lagen und der Einfahrt des Hafens zur Ausführung zu bringen. 

Art. 3. Um einem etwaigen Entstehen von Konflikten vorzubeugen , wird 
die kaiserlich chinesische Regierung während der Pachtdauer im ver- 
pachteten Gebiete Hohoi tsrochto nicht ausüben, sondern überläßt die 
Ausübung derselben an Deutschland und zwar für folgendes Gebiet: 

1. an der nördlichen Seite des Eingangs der Bucht: 

die Landzunge abgegrenzt nach Nordosten durch eine von der nordöst- 
lichen Ecke von Potato- Island nach Loshan -Harbour gezogenen Linie, 

2. an der südlichen Seite des Eingangs zur Bucht: 

die Landzunge abgegrenzt nach Südwesten durch eine von dem süd- 
westlichsten Punkte der südwestlich von Chiposan Island befindlichen 
Einbuchtung in der Richtung auf Tolosan - Island gezogene Linie, 

3. Inseln Chiposan und Potato -Island, 

4. (für) die gesamte "Wasserfläche der Bucht bis zum höchsten derzeitigen 
Wasserstande, 

5. (für) sämtliche der Kiautschoubucht vorgelagerten und für deren Ver- 
teidigung von der Seeseite in Betracht kommondon Inseln, wie namentlich 
Tolosan, Tschalientau usw. 

Eine genauere Festsetzung der Grenzen des an Deutschland verpachteten 
Gebietes sowie der 50 Kilometerzone um die Bucht herum behalten sich die 
hohen Kontrahenten vor, durch beiderseitig zu ernennende Kommissaro nach 
Maßgabe der örtlichen Verhältnisse vorzunehmen. 

Chinesischen Kriegs- und Handelsschiffen sollen in der Kiautschou- 
bucht dieselben Vergünstigungen zuteil worden, wie den Schiffen 
anderer mit Deutschland befreundeter Nationen, und es soll das Ein- 
und Auslaufen sowie dor Aufenthalt chinesischer Schiffe in der Bucht keioon 
anderen Einschränkungen unterworfen worden, als die kaiserlich deutsche Regie- 
rung kraft der an Deutschland übertragenen Hoheitsrechte in bezug auf die 
Schiffe anderer Nationen zu irgend einer Zeit festzusetzen für geboten er- 
achten wird. 

Art. 4. Deutschland verpflichtet sich, auf den Inseln und Untiefen vor 
Eingang der Bucht die erfordorlichen Seezeichen zu errichten. 

Von chinesischen Kriegs- und Handelsschiffen sollen in der 
Kiautschoubucht keine Abgaben erhoben werden, ausgenommen solche, 
denen auch andere Schiffe zum Zwecke der Unterhaltung der nötigen Hafen - 
und Quaianlagen unterworfen werden. 

Art. 5. Sollte Deutschland später einmal den Wunsch äußern, 
die Kiautschoubucht vor Ablauf der Pachtzeit an China zurückzu- 
geben, so verpflichtet sich China, die Auf wendu ngen, die Deutschland in 
Kiautschou gemacht hat, zu ersetzen und einen besser geeigneten Platz 
an Deutschland zu gewähren. 

Deutschland verpflichtet sich, das von China gepachtete Gebiet niemals 
an eine andere Macht weiter zu verpachten. 

Dor in dem Pachtgebiet wohnendon chinesischen Bevölkerung soll, 
vorausgesetzt, daß sie sich den Gesetzen und dor Ordnung entsprechend verhält, 
jederzeit der Schutz der deutschen Regierung zuteil werden; sie kann, 

2) Ober die rechtliche Natur dieser wenig klaren „Pacht" außer der oben angegebenen 
Literatur noch v. Pos er und Groß Nadlitz, Rechtliche Stollung dor deutschen Schutzgebiete 1903 
S. 13f., wo die verschiedenen Ansichten (Rehm, Jellinek, v. Stengol) gewürdigt werden. 
Gegenüber dor Anknüpfung an don onglischen Rochtsbogriff „lease'" weist nouerdings Kühner 
mit gutem Grnnde auf das chinesische Liegenschaftsrecht hin. (Welcher Ausdruck ist in dem 
chinesischen Vertragstexte gewählt?; — Ist etwa auf solcho Zweifel dor Pleonasmus „Kolonion 
und Schutzgebiete' r im Zolltarifgesetze vom 26. 12. 1902 5 1 zurückzuführen? 
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soweit nicht ihr Land für andere Zwecke in Anspruch genommen wird, dort 
verbleiben. 

Wenn Grundstücke chinesischer Besitzer zu irgend welchen Zwecken in 
Anspruch genommen weiden, so sollen die Besitzer dafür entschädigt werden. 

Was die Wiedereinrichtung von chinesischen Zollstationen betrifft, 
die außerhalb des an Deutschland verpachteten Gebiets, aber innerhalb der ver- 
einbarten Zone von 50 km , früher bestanden haben , so beabsichtigt die kaiserlich 
deutsche Regierung, sich über die allendlicli3 Regolung der Zollgrenze und der 
Zollvereinnahinung in einer alle Interessen Chinas wahrenden Weise mit der 
chinesischen Regierung zu verständigen, und behält sich vor, hierüber in weitere 
Verhandlungen einzutreten. — 

Die vorstehenden Abmachungen sollen von den Souveränen beider ver- 
tragschließenden Staaten ratifiziert, und die Ratifikationsurkunden sollen derart 
ausgetauscht werden, daß nach Eingang der chinesischerseits ratifizierten Ver- 
tragsurkunde in Berlin die deutscherseits ratifizierte Urkunde dem chinesischen 
Gesandten in Berlin ausgehändigt werden wird. 3 



Nr. 69. 

Kondominium im Sudan. 

Vertrag zu Kairo — 19. Januar 1899.' 

Vertragsstaaten: Großbritannien — Ägypten. 

Voröffontlicht im Journal officiel cgyptien vom 19.1. 1899, 2 — Abdruck im Annuaire de legislation 
6trangere ßd. 29 S. 6ö8fg.* (französische Üborsotzung von Testoud ) 

Literatur: Bonfils 143 Ziffer 18; v. LUzt 8 V, 61V, 8 III, 15 IV. — Jules Cochoris, Situation 
internationale de l'Egypte et du Soudan 1903 S. 502 fg., Frhr. v. Grünau, Staats - und völker- 
rechtliche Stellung Ägyptens 1903 § 20. 

In Erwägung 4 , daß gewisse Provinzen des Sudan, die sich gegen die 
Herrschaft des Khedive empört hatten, jetzt dank der vereinigten militärischen 
und finanziellen Anstrengungen der Regierung Ihrer Britischen Majestät und der 
Regierung des Khedive zurückerobert sind; 

in Erwägung, daß es nötig geworden ist, für die genannten zurück- 
eroberten Provinzen eiue Verwaltung einzurichten und Gesetze zu erlasson, 
unter Berücksichtigung der rückschrittlichen und unruhigen Zustände eines großen 
Teils jener Gegenden, sowie der verschiedenartigen Bedürfnisse der einzelnen 
Örtlichk eitou ; 

in Erwägung des Wunsches, die Ansprüche zu befriedigen, welche die 
Regierung Ihrer Britischen Majestät sich durch das Recht der Eroberung 
erworben hat, an der gegenwärtigen Feststellung, sowie der Ausführung und 
Entwicklung des genannten Gesetzgebungssystems teilzunehmen 6 ; 



8) Der Reichsanzeiger bemerkt nur, daß das Vertragsinstrumont am 28. 4. 1898 in Berlin 
eingetroffen sei. 

1) Der politisch bedeutsame und volkerrechtlich in mancher Hinsicht bemerkenswerte Ver- 
trag ist, soviol ich soho, wodor in der Sammlung von Martens noch im Staatsarchiv abgedruckt. 

2) Nach der Angabe bei Cochoris S. 604. Es ist nicht zu ersehen, ob Cochoris nach dorn 
amtlichen Texte zitiort. Möglich ist es, daß schon im journal officiol ein französischer Abdruck 
enthalten war (da das journal in arabischer und französischer Sprache herausgegeben wird) , aber 
nicht wahrscheinlich, da sich sonst die „Übersetzung" von Testoud erübrigt hatte. 

5) In der Spracho dos Urtextes, vermutlich englisch, war mir der Vertrag nient zugänglich. 
Ich Ubertrage ihn hier aus der oben angegebenon französ. ,, Übersetzung", für doren Zuverlässig- 
keit die Stellung ihres Verfassers als Direktor der khedivialen Rechtsschule in Kairo bürgen kann. 
Nicht vorhohlon möchte ich jedoch , daß sich in anderer franzosischen Übersetzung erhebliche Ab- 
weichungen finden , vgl. z. B. boi Art. 8. 

4> Der Eingang ist von Testoud fortgelassen; ich ergänze ihn aus dem Cothaischon Hof- 
kalender 1Ü0O S. 1114. 

6) Daß dio Rechtslage des Sudan, das Herrschaftsrecht sowohl Ägyptens wie Groß- 
britanniens über den Sudan damit klargestellt wäre, wird man nicht behaupten können. Vgl. zur 

F 1 ö i s c h m a im , Vülkorrechtsquellen. 19 
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in Erwägung, daß aus zahlreichen Gründen offenbar ist, daß Uady- 
Halfa und Suakim in wirksamerer Weise in Verbindung mit den zurückeroberten 
Provinzen, an die jene Gebiete angrenzen, verwaltet werden können, 
wird hiormit . . . folgendes vereinbart: 

Art. 1. Unter der Bezeichnung „Sudan" sind in dem vorliegenden 
Vertrage alle südlich vom 22. Grade nördlicher Breite liegenden Gebiete zu ver- 
stehen, die 

1. seit 1882 niemals von den ägyptischen Truppen geräumt worden sind', 

2. oder diejenigen, die vor dem Aufstande im Sudan von der Regierung S. H. 
des Khedive verwaltet worden, aber in der Folge zeitweilig für Ägypten 
verloren gegangen und durch die Regierung Ihrer Britischen Majestät 
und die ägyptische Regierung im gemeinsamen Vorgehen zurückerobert 
worden sind; 

3. oder diejenigen, die später von den beiden Regierungen im gemeinsamen 
Vorgehen würden zurückerobert werden können. 

Art. 2. Dio britische und dio ägyptische Flagge werden gemein- 
sam geführt werden, zu Lande und auf dem Nil, in der ganzen Ausdehnung 
des Sudan, ausgenommen in der Stadt Suakim, wo die ägyptische Flagge allein 
gehißt werden wird. 

Art. 3. Die oberste Zivil- und Militärgewalt im Sudan wird durch 
einen Beamten 7 , der die Bezeichnung „Generalgouverneur dos Sudan u 
führt, gehandhabt werden. Er wird durch Erlaß des Khediven — auf Vor- 
schlag 8 dor Regierung Ihror Britischen Majestät — ernannt werden; abberufen 
weiden kann er nur durch einen Erlaß mit Zustimmung der britischen Rogierung. 

Art. 4. Die Gesetze, Verordnungen und Verfügungen, die zum 
Zwecke einer guten Verwaltung des Sudan den Besitz alles dort liegenden 
Eigentums, die Verfügung darüber und seine Aufhebung regeln, werden durch 
Kundgabe [proclamation] des Oeneralgouverneurs erlassen, geändert und auf- 
gehoben. Diese Gesetze, Verordnungen und Vorfügungen können das ganze 
Gebiet des Sudan oder nur einen Teil seines Gebietes betreffen; sie können, sei 
es ausdrücklich oder stillschweigend uud als notwendige Folge, die geltenden 
Gesetze und Verfügungen abändern oder aufheben. Alle Erlasse, um die es sich 
hier handelt, werden unmittelbar dem Generalkonsul Ihrer Britischen Majestät 
in Kairo und dem Präsidenten des Ministerrats S. H. des Khedive mitgeteilt 
werden. 

Art. 5. Kein ägyptisches Gesetz oder Dekret und keine Ministerialver- 
ordnung oder sonstige Anordnung, die in Zukunft erlassen oder verkündet würden, 
wird auf den Sudan, auch nicht auf einen Teil seines Gobieta, Anwendung finden, 
ausgenommen den Fall, daß ein Erlaß [proclamation] des Goueralgouverneurs, 
wie es oben gesagt ist, eine entsprechende Anordnung getroffen hätte. 



Beurteilung im einzelnen die Abmachungen Art. 2 (Flagge), 3 (Generalgoavernonr), 5 (ägyptische 
Gesetze), 7 (Zoll), 8 (gemischte Gerichto), 10 (Konsularwesen). 

Hit zutreffenden Gründon erklart sich v. Grünau gegen die rechtsverbindliche 
Kraft des Vertrages: Ägypten habe keine Fähigkeit zum Abschluß politischer Verträge, ausdrück- 
lich untersagt sei ihm die Aufgabe irgend eines Teils seiner Rechte oder seines Gebiets; Ver- 
letzung der Verpflichtungen gegen das Ausland durch die Beschränkung der Zuständigkeit dor 
gemischten Gerichte in Art. 8 (vgl. oben Nr. 88), durch den Verstoß gegen die ägyptischen 
Handelsverträge in den Bestimmungen über die Zullpflieht in Art. 7, gegen die Kapitulationen in 
der Beschränkung des Art. 11. — Schlechthin absprechend äußert sich auch Cocheris S. 50G mit 
ähnlicher Begründung: aueun doute n'ost permis; eile est nulle. 

Für dio weitere Ausgestaltung ein interessantes Moment: Boi dem Vertrage zu Adia Aboba 
vom 15. 5. 1902 über dio Grenze zwischen dem Sudan und Abessinien (StA. G8 S. 228) tritt als 
Kontrahent für don Sudan nur der König von England auf; Art. 4 bestimmt eine „lease" für die 
Regierung des Sudan „solange der Sudan unter englisch - ägyptischer Regierung ist". 

G) Nämlich üady- Haifa und Suakim. Den Grund für ihre Einbeziehung in das Kondo- 
minium gibt die Einleitung dos Vertrages an. 

7) Testoud übersetzt „fonetionnaire", andere (so auch Cocheris S. 606) „officier" und 
darnach im Deutschen häufig „Offizier" «so v. Grünau S. 309) — ein hier wosontlichor Unter- 
schied! Wahrscheinlich hat der englische Toxt das doppeldeutige Wort „olficor". 

8) Testoud sagt „recommandaüon", Cocheris „sanotion". 
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Art. 6. Die Bekanntmachungen, diu die Bedingungen regeln , unter denen 
die Europäer jeder Nationalität Handel treiben, sich im Sudan aufhalten 
oder innerhalb seiner Grenzen Grundeigentum besitzen können , worden kein Vor- 
recht für den Angehörigen irgend einer Nation, welche es auch sei, einräumen. 

Art. 7. Von Waren, die aus ägyptischem Gebiete stammen, werden 
Einfuhrzölle beim Eintritt in den Sudan nicht erhoben werden, sondern nur 
von Waren ausländischer Horkunft; bei Waren, die nach dem Sudan über 
Suakim oder über einen anderen Hafen an der Küste des Roten Meeres ein- 
geführt werden, dürfen aber die Einfuhrzölle nicht die entsprechenden Abgaben 
übersteigen, die, zur gleichen Zeit 9 , von Waren, dio aus dem Auslande nach 
Ägypteu kommen, erhoben werden. 

Von Waren, die aus dem Sudan ausgeführt werden , können Ausfuhrzölle 
erhoben werdon, nach Tarifen, die eintretenden Falles öffentlich bekannt zu geben sind. 

Art. 8. Die Zuständigkeit der gemischten Gerichte wird sich 
nicht auf den Sudan erstrecken und wird dort in keinem Falle, auch nicht in 
irgend einem seiner Teile, anerkannt werden, ausgenommen in der Stadt Suakim. 10 

Art. 9. Bis eine andere Anordnung öffentlich bekannt gegeben ist, ist 
und bleibt der Sudan, mit Ausnahme der Stadt Suakim, unter der Herrschaft 
des Kriegsrechts. 

Art. 10. Konsuln, Vizekonsuln oder Konsularagenten werden in dem 
Sudan nicht beglaubigt werden und nicht ihren Sitz nehmen können, ohne daß die 
Regierung Ihrer Britischen Majestät zuvor ihro Zustimmung dazu erteilt hat. 11 

Art. 11. Die Einfuhr und Ausfuhr von Sklaven ist für den Sudan 
unbedingt verboten. Um die Beachtung dieses Verbots zu sichern, werden 
Maßnahmen getroffen und bekannt gegeben werden. 

Art. 12. Die beiden Regierungen sind darüber einverstanden, daß alle 
Maßnahmen getroffen werden, um bezüglich der Einfuhr des Verkaufs und der 
Herstellung von Feuerwaffen und Kriegsmunition uud bezüglich der Einfuhr, 
des Vorkaufs und der Herstellung von Spirituosen, die Ausführung der Brüs- 
seler Akte vom *2. Juli 1890 zu sichern. 



Nr. 70. 

Vermeidung von Doppelbesteuerungen. 

Vertrag zu Berlin, 21. Juni 1899. 1 

Vertragsstaaten: Preußen — Österreich -Ungarn. 9 
Text: deutsch. — Abdruck: GS. 1900 S. 260. 

Art. 1. Preußische bezw. österreichische Staatsangehörige sollen vor- 
behaltlich der Bestimmungen in don Artikeln 2 bis 4 zu den direkten Staats- 
steuern nur iu dem Staate herangezogen worden, in welchem sie ihren 



9) "Wioderum eine bedenkliche Abweichung in den Übersetzungen : hier nach Testoud ,,ala 
memo dato", v. Grünau und andere sprechen dagegen von den ZOllon, donen "Waren „vorläufig" 
in Ägypten unterworfen sind. 

10t Die Ausnahme für Suakim ist durch oinon Vortrag vom 10. 7. 1899 wieder beseitigt 
(Annuaire d. 1. e. S. G69) , angeblich wegen der Schwierigkeit der Angliednrung an das System der 
gemischton Gerichte. — Die Änderung wird in der Literatur nicht beachtet; v. Grünau und Cocheris 
erwähnen sie nicht. 

11) Wogegen Ägypten für soin Gebiet selbständig (seit 1873) den Konsuln das Ex- 
equatur erteilt. 

1) Die Ratifikationsurkunden sind am 9. Juli 1899 ausgetauscht worden. — Das Überein- 
kommen ist jedoch schon vom 1. 1. 1898 ab fUr Österreich, vom 1. 4. 1898 ab für Preußen in Wirk- 
samkeit gesetzt (Schlußprotokoll Ziffer III). 

2) Entsprechende Verträge hat Österreich-Ungarn mit dem Königreich Sachsen am 21. 1. 
1903 (Bsterr. RGBl. 1903 Nr. 123) und mit Bayern (Austausch gleichlautender Erklärungen: östorr. 
RGBl. 1903 Nr. 262) abgeschlossen. 

19* 
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Wohnsitz haben, in Ermangeluug eines solchen nur in dem Staate, in welchem 
sie sich aufhalten. 

Preußische bezw. österreichische Staatsangehörige, welch o in beiden Staaten 
einen "Wohnsitz haben, sollen nur in ihrem Heiinats.staate zu den direkten Staats- 
steuern herangezogen werden. 

Ein Wohnsitz im Sinne dieser Vereinbarung ist an dem Orte anzunehmen, 
an welchem jemand eino Wohnung unter Umstanden inne hat, welche auf die 
Absicht der dauernden Beibehaltung einer solchen schließen lassen. 

Art. 2. Der Grund- und Oebäudebesitz und der Betrieb eines ste- 
henden Gewerbes sowie das aus diesen Quellen herrührende Einkommen sollen 
nur in demjenigen Staate zu den direkten Staatssteuern herangezogen 
worden, in welchem der Grund- und Gebäudebesitz liegt, oder eine 
Betriebsstätte zur Ausübung des Gowerbcs unterhalten wird. Als Betriebs- 
stätten gelten Zweigniederlassungen, Fabrikationsstätten, Niederlagen, Comptoire, 
Ein- oder Verkaufsstellen und sonstige Geschäftseinrichtungen zur Ausübung des 
stehonden Gowerbes durch den Unternehmer selbst, Geschäftsteilliaber, Proku- 
risten oder andere ständige Vertreter. 

Befinden sich Betriebsstätten desselben gewerblichen Unternehmens in 
beiden Gebieten, so soll die Heranziehung zu den dirokton Staatssteuern in 
jedem Gebiete nur nach Maßgabe des von den inländischen Betriebsstätten aus 
stattfindenden Betriebs erfolgen. 

Hinsichtlich dor steuerlichen Behandlung von Hypothokarforderungen und 
des Einkommens aus solchen bleibt es bei der uneingeschränkten Anwendung der 
in Preußen bozw. in Österreich bestehenden gesetzlichen Bestimmungen. 

Art. 3. Sofern im Sinne des österreichischen Gesetzes vom 25. Oktober 
1S9Ü (RGBl. Nr. 220) die Besteuerung von Zinsen und Rentenbezügen im Ab- 
zugswege zu erfolgen hat, wird dieselbe uneingeschränkt zur Ausübung kommen. 

Hierdurch soll jedoch das der preußischen Finanzverwaltung nach den 
preußischen Gesetzen zustehende Besteuerungsrocht in keiner Weise berührt werden. 

Art. 4. Aus einer Staatskasse (Kronkasse, Hofkasse) zahlbare Besol- 
dungen, Pensionen, Wartegelder sollen nur in dem Staate, der die Zah- 
lung zu leisten hat, zu den direkten Staatssteuern herangezogen worden. 

Art. 5. Zwischen den vertragschließenden Teilen besteht Einverständnis 
darüber, daß die auf Grund des preußischen Gesetzes vom 14. Juli 1893 zu ent- 
richtende Ergänzungssteuer im Sinne dos § 9 Abs. 2, und des § 127 Abs. 1 des 
österreichischen Gesetzes, betreffend dio direkten Personalsteuern , vom 25. Ok- 
tober 1896 als eine der allgemeinen Erwerbssteuer gleichartige, bezw. als eine 
spezielle direkte Besteuerung anzusehen ist. 

Art. 6« Die Bestimmungen im Art. 19 des Handels- und Zoll Vortrags 
vom 6. Dezember 1891 3 bleiben unberührt. 

Art. 7. Über die zur tunlichsten Beseitigung der Doppelbesteue- 
rung solcher Personen, welche sowohl preußische als österreichische 
Staatsangehörige sind, und zugleich in beiden Gebieten ihren Wohn- 
sitz haben, etwa noch erforderlichen besonderen Bestimmungen werden die 
vertragschließenden Teile sich vorkommenden Falles ins Einvernehmen setzen 
und der Vereinbarung entsprechende Anordnungen treffen. 

Art. 8. Falls die Kündigung dieses Vortrages, zu welcher jeder dor 
beiden vertragschließenden Teile berechtigt ist, vor dem 1. Oktober eines Jahres 
erfolgt, verliert derselbe bereits für das dorn Kalenderjahre der Kündigung nächst- 
folgende Steuerjahr seine bindende Kraft. 

Findet die Kündigung nach dem genannten Zeitpunkte statt, so soll der 
Vertrag erst vom zweitfolgendon Steuerjabr angefangen als aufgelöst goltou. 

Art. 9. Gegenwärtiger Vertrag soll beiderseits zur Allerhöchsten Ge- 
nehmigung vorgelegt und die Auswechselung der darübor auszufertigenden Rati- 
fikationsurkunden sobald als möglich in Berlin bewirkt werden. 1 



3) RGBl. 1892 S. 9. 
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Nr. 71. 

Haager Friedenskonferenz vom 29. Juli 1899.* 

26 Konf erenzstaaton Deutsches Reich, Österreich-Ungarn, Belgien, China 1 , 

Dänemark, Frankreich, Griechenland, Großbritannien 1 , 
Italien, Japan, Luxemburg, Mexiko, Montenegro, Nieder- 
lande, Persien, Portugal 1 , Rumänien, Rußland, Schweden 
u. Norwegen 1 , Schweix 1 , Serbien, Siam, Spanien, Türkei 1 , 
Bulgarien, Vereinigte Staaten von Amerika 1 . 

Beigetreten sind: dem II. und III. Abkommen Salvador (20.6.1902), Peru 

(24. 11. 1903), Korea (17. 3. u. 7. 2. 1903) — 
dem III. Abkommen Guatemala (6. 4. 1903). 

Urtext: französisch. — Abdruck: RGB. 1901 S. 393, ohno Schiaßakte, mit Übersetzung; 
Martens « 26 S. 258; Staatsarchiv 64 S. 175. 

Literatur: Bonflls 814, 143. 190 , 300 , 396; Gareis 8; v. Liszt 3; Ririer 66. — v. Holtzendorff 
IV 70-81; v. Martens 11 107, 111. 

Philipp Zorn in der Deutschen Rundschau Bd. 102, 103 (1900); Frh. v. Stengel im 
Archiv für öffentl. Rocht Bd. 16 (1900) S. 139—201, Mörignhac, La conföronco internationale 
de la paix 1900 (Kommontar). 



Schiaßakte [acte final]. 

La Conference Internationale de laPaix, convo«ru6e dans nn baut 
seutiment d'humanite parSa Majesto l'Empereur deToutes les Kussies, s'est reunie, 
sur l'invitation du Gouvernement de Sa Majesto la Roino des Pays-Bas, ä la 
Maison Royalo du Bois ä La Haye, le 18 Mai 1899. 

[Es folgen die Namen der Teilnehmer an der Konferenz und ihrer Bevollmächtigten.] 



•) Die amtlicho Veröffentlichung im Roicho beschrankt sich auf eine Verkündung der 
3 Abkommen und dor 3 Erklärungen (nicht auch dor Schlußakte) in der am 9. 11. 1901 ausgegebenen 
Nummer 44 des Reichsgesotzbiattes. 

Für dio in der vorliegenden Ausgabe berücksichtigte Fortbildung dor 
Abmachungen — spätere Ratifikationen, Beitritt — haben die niederländische 
Regierung und das internationale Buroau des ständigon Schiedshofs im Haag 
mir das Matorial bereitwillig zur Vorfügung gestellt. 

1) Auch bis jetzt t,März 1906) haben noch nicht alle Konferenzstaaten sämtliche Akte 
unterzeichnet und es haben nicht allo, dio sie unterzeichnet haben, sie auch sämtlich ratifiziert. 

Gar keine der Akte ratifiziert hat dio Türkei, wiowohl sie sämtliche unterzeichnet 
hat. China dagegen hat kürzlich (21. 11. 1904) das I. und III. Abkommen sowie sämtlicho Erklä- 
rungen ratifiziert. 

Also neuester Stand dor Beteiligung: 
I. Gar nicht unterzeichnet haben: 

a) das II. Abkommen: Schweiz, China (die abweichende Angabe bei v. Liszt § 40 V 
ist unrichtig). 

b) Wegen der Erklärungen s. unton (Großbritannien, Portugal, Ver. Staaten von 
Amerika). 

H. Nicht ratifiziert haben: 

a) das II. Abkommen: Sohwodon und Norwogon; sämtliche Abkommen: Türkei. 

b) dio Erklärungen: Türkei. 

III. Vorbehalte haben erklärt (zum I. Abkommen): Ver. Staaten von Amerika, Rumänien, 
Serbion. 

2) Die Ratifikationen sind von don meisten Staaten, so von allen Großmächton, am 
4. 9. 1900 niedergelegt. 

Erschöpfend wordo ich die Daten in einer Sonderausgabe der Haager Friedenskonferenz 
mittoilon. 

H) Einladungsschreibon der russischen Regierung für dio Friedenskonferenz vom 
28. 1. 1898 („Abrüstung") und vom 11. 1. 1899. 

Schreiben dor Königin dor Niederlande an don Papst vom 7. 5. 1899, in dem sio den 
Papst bittet, dein großen Werke seine moralische Unterstützung zu leihen, und Antwort 
des Papstes vom 29.6. 1899, daß os nicht bloß seine Aufgab« sei, moralisch sondern tatkräftig 
mitzuwirken nntor Hinweis darauf, daß os ihm trotz seiner anormalen Lage beschiedon soi, Streitig- 
keiten unter den Nationen, wie dor zwischen Deutschland und Spanien, ein Endo zu setzen. 

Text der Schreiben in der Sonderausgabe (Anm. 2). 
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Dans udo sorio de reunions, tenues du 18 Mai au 29 Juillet 1899, oü 
los Dölögues precitcs ont etö constamment animes du desir de realiser, dans la 
plus largo mesuro possible, les vues genereuses do l'augusto Initiatour de la 
Conference et les intontions do leurs Gouvernement!}, la Conference a arrete, 
pour etro soumis ä la signature des Plenipotentiaires, le texte des Conventions 
et Declarations enumeroes ci- apres et annexees au present Acte: 

I. Convention pour lo reglemont pacifique des conflits intor- 
nationaux. 

II. Convention concernant les lois et coutumos de la guerre sur 

terro. 

III. Convention pour l'adaptation ä la guerre maritime dos prin- 
cipes de la Convention de Geneve du 22 Aoüt 1864. 

IV. Trois declamtions concernant: 

1. L'interdiction de lancor des projoctiles et des oxplosifs 
du haut de ballons ou par d'autres modes analogues nouveaux. 

2. L'interdiction de l'emploi des projectilos qui ont pour but 
unique de repandre des gaz asphyxiants ou doletoros. 

3. L'interdiction de l'emploi de balles qui s'epanouissent ou 
s'aplatissent facilement dans le corps humain, telles que les balles ä 
envoloppe dure dont l'enveloppe no couvrirait pas entierement le noyau ou serait 
pourvue d'incisions. 

Cos Conventions et Doclararions formeront autant d' Actes söpares. Oes 
Actes porteront la date de ee jour et pourront etro signes jusqu'au 31 De- 
combre 1899 par les Plenipotentiaires des Puissauces reprosentoes ä la Con- 
ferenco Internationale de la Paix ä La Haye. 

Obeissaut aux memes inspirations, la Conference a adopte ä l'unauimito la 
resolut ion suivante: 

u La Conforonce estime que la limitation des chargos militaires 
qui pösent actaellemont sur le monde est grandement dösirablo pour 
l'accroissoment du bion-etre materiel et moral de l'humanite." 

Elle a, en ontre, emis les vobux suivants: 

1. La Conforeuco, prenant en considoration les dcmarches proliminaires 
faites par le Gouvernement Federal Suisse pour la rovision de la Convention 
de Geneve, emet lo vodu qu'il soit procedo a bref delai a la reuuion d'uno 
Conference speciale ayant pour objet la revision de cetto Convention. 4 

Ce voeu a ete vote ä l'unauimite. 

2. La Conforence omet le vccu que la quostion des droits et des 
devoirs des neutres soit inscrite au Programme d'uno prochaine Con- 
foronce. 

8. La Conforonce emet lo vcou que les questions relativos aux 
fusils et aux canons de marine, telles qu'elles ont £te examinees par olle, 
soient mises a l'etude par les Gouvernements, en vuo d'aniver ä une entente 
concernant la mi.se en usage de nouveaux types ot calibres. 



4) Por schweizorische Bundesrat hat am 17. 2. 1903 zu einer neuen Konferenz in Gonf für 
den 14.9, 19<»3 eingeladen fmit Kestiniintom Projn-amni ) , den Zusammentritt der Konferenz jedoch 
nach einer Mitteilung des Bundesrats vom 24. 7. 1903 auf unbestimmte Zeit ausgesetzt. Urkunden 
boi de Ueaufort, do herzioning; der Conventio van Gonöve 1903 S. VII, 223 , 226 f. 
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1. La Conference emet le vcdu que les Gouvernements, tenant compte 
des propositions faitos dans la Conference, niettent a l'etudc la possibilite 
d'une entente concernant la limitation dos forces armecs do terro ot 
de mer et des budgets do guerre. 

5. Ia Conference emet le vreu qne la proposition ti ndant ä dcclarer 
l'iuviolabilito de la proprieto privoo dans la guerre sur mer soi 
renvoyöe ä 1'cxamcu d'uno Conforonce ultörieuie. 

6. Lsf Conference emet le vouu. quo la proposition de regier la question 
du bom bardoment des ports, villos, et villages par uno forco navalo 
soit renvoyöe ä l'oxamen d'une Conference ulterieure. 

Los cinq derniers va?ux out etö votos ä l'unanimite, sauf quelques ab- 
stentions. 

En foi de quoi, les Plenipotentiaircs ont signü le present Acte, et y ont 
apposö leurs cachets. 

Kait ä La Haye, le 29 Juillet, 1899, en un seul exemplaire, qui sera 
deposo au Ministere des Affaires Etrangeros, ot dont des copies, cer- 
tifiees conformos, soront delivroes ä toutes les Puissances representees ä la 
Conference. 

[Unterschriften.] 



I. Abkommen [Convention]. 
Nicht ratifiziert 1 : Türkei. 

Vorbohalto haben erklärt: V. St. v. Amerika*, Rumänien*, Serbien 1 . 

Literatur: Donills 931-970; Gareis 76 — 78; v. Liszt 18 IV, 24, 38. — HofTtor 106-109; 
Heilborn S. JX'Gf.; v. Uoltzcndorff IV 1-16, 51 -oft; v. Martens II 103, 101; Rivier 56-58; 
Ullmann 131-134. 

Erläuterungen in dem Boricht von Doscamps (Ueilago zutn Protokoll der 7. Sitzung vom 
25. 7. 1H99); Meurer, Obersicht über die Arboiton der Hanger Friedenskonferenz . . . 
1903; Meili, Das Internationale Zivilpiozoßrecht 1904 §44. 

Abkommen zur friedlichen Erledigung internationaler Streitfälle. 8 

Seine Majestät der Deutscho Kaiser, König von Preußen, S. M. der Kaiser 
von Österreich usw. . . . [folgt die Anführung der Oberhäupter der Vertrags- 
staaten], 



5) In der Plenarsitzung vom 25. Juli 1899 : 

Von dem Inhalte dieses Abkommens darf nichts derart ausgelegt werden, daß 
es die V. St. v. Amorika verpflichtete, von ihrer überlieferten Politik abzu- 
weichen, aur Grand deren sio sich einos Eingreifens, einer Einmongung oder einer Ein- 
mischung in dio politischen Fragen oder in dio Politik oder in die innere Verwaltung irgend 
eines fremdon Staatos enthalten. Es ist gleichermaßen selbstverständlich , daß in dorn Ab- 
kommen nichts so ausgelegt werden darf, als wonn es Mir dio V. St. v. Amoiika ein Aufgobou 
ihrer überlieferten Haltung in Ansehung der rein amerikanischen Fragon in sich schlösse. 
(Über dio Monroe- Doktrin oben Xr. 8.] 

6) Vgl. zum 4. Titel. 

7) Protokoll der 3. Kommission vom 20. Juli 1899 : 

Im Namen der K. serbischon Hegiomng haUon wir dio Ehre zu erklären, daß unsere 
Annahme des Grundsatzes der guten Üionste und der Vermittelung für die dritten Staaten 
nicht eine Anerkennung des Rechtes in sich schließt, dies Mittel anders zu gebrauchen als mit 
der aoßerston Zurückhaltung, welche dio zarto Natnr dioser Schritte erfordert. 

Wir werdon die guten Dienste und die Vermittelung nur untor dor Bedingung zu- 
lassen , daß ihre ßedoutuug als rein freundschaftlicher Hat ihnon voll und ganz crhalton bleibt, 
und wir würden sie niemals in solchen Formen und unter solchen Umstttndou annehmen 
könnon, welche ihnen die Bedeutung einer Intorvontion nufprugeu könnton. 

8) Vgl. schon das Protokoll der 23. Sitzung dos Pariser Kongresses vom *14. 4. 1856, 
Art. 8, 12 der Kongoakte vom «26. 2. 1885. 
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von dem festen 'Willen beseelt, zur Aufrechterhaltung des allgemeinen Friedens 
mitzuwirken, 

entschlossen, mit allen ihren Kräften die friedliche Erledigang internationaler 
Streitigkeiten zu begünstigen, 

in Anerkennung der Solidarität, welche die Glieder der Gemeinschaft der zivili- 
sierten Nationen verbindet, 

gewillt, die Herrschaft des Rechtes auszubreiten und das Gefühl der inter- 
nationalen Gerechtigkeit zu stärken, 

überzeugt, daß die dauernde Einrichtung einer allen zugänglichen Schieds- 
gerichtsbarkeit im Schöße der unabhängigen Mächte wirksam zu diesem Ergeb- 
nisse beitragen kann, 

in Erwägung der Vorteile einer allgemeinen und regelmäßigen Einrichtung des 
Schiedsverfahrens, 

mit dem Erlauchten Urheber der internationalen Friedenskonferenz der Ansicht, 
daß es von Wichtigkeit ist, in einer internationalen Vereinbarung die Grundsätze 
der Billigkeit und des Rechtes festzulegen, auf denen die Sicherheit der Staaten 
und die Wohlfahrt der Völker beruhen, 

von dem Wunsche geleitet, zu diesem Zwecke ein Abkommen zu schließen, 
haben zu Ihren Bevollmächtigten ernannt . . . 

[Folgen die Namen der Bevollmächtigten], 
welche, nachdem sie sich ihre Vollmachten mitgeteilt und sie in guter und ge- 
höriger Form befunden haben, über folgende Bestimmungen übereingekommen sind: 

Erster Titel. Erhaltung des allgemeinen Friedens. 
Art. 1. Um in den Beziehungen zwischen den Staat on die Anrufung der 
Gewalt soweit als möglich zu verhüten, erklären sich die Signatarmächte 
einverstanden, alle ihre Bemühungen aufwenden zu wollen, um die fried- 
liche Erledigung der internationalen Streitfragen zu sichern. 

Zweiter Titel. Gute Dienste und Vermittelung. 

Art. 2. Die Signatarmächte kommen überein, im Falle einer ernsten 
Meinungsverschiedenheit oder eines Streites, bevor sie zu don Waffen 
greifen, die guten Dienste oder die Vermittelung einer befreundeten 
Macht oder mehrerer befreundeter Mächte anzurufen, soweit dies die Um- 
stände gestatten werden. 

Art. 3. Unabhängig hiervon halten die Signatarmächte es für nützlich, 
daß eine Macht oder mehrere Mächte, die am Streite nicht beteiligt sind, aus 
eigenem Antriebe den im Streite befindlichen Staaten ihre guten Dienste oder 
ihre Vermittelung anbieten, soweit sich die Umstände hierfür eignen. 

Das Recht, guto Dienste oder Vermittolung anzubieten, steht 
den am Streite nicht beteiligten Staaten auch während des Ganges der 
Feindseligkeiten zu. 

Die Ausübung dieses Rechtes kann niemals von einem der stroitendon 
Teile als unfreundliche Handlung angesehen werden. 

Art. i. Die Aufgabe des Vermittelet besteht darin, die oinander 
entgegengesetzten Ansprüche auszugleichen und Verstimmungen zu beheben, 
die zwischen den im Streite befindlichen Staaten etwa entstanden sind. 

Art. 5. Dio Tätigkeit des Vermittelet hört auf, sobald, sei es durch 
einen der stroitenden Teile, sei es durch den Vei mitteler selbst, festgestellt wird, 
daß dio von diesem vorgeschlagenen Mittel der Verständigung nicht angenommen 
werden. 
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Art. 6« Oute Dienste und Venuittelung, seien sie auf Anrufen der im 
Streite befindlichen Teile eingetreten oder aus dem Antriebe der am Streite nicht 
beteiligten Mächto hervorgegangen, haben ausschließlich dio Bedeutung 
eines Rates und niemals verbindliche Kraft. 

Art. 7. Dio Annahme dor Vermittelung kann, unbeschadet anderweitiger 
Vereinbarung, nicht die Wirkung haben, die Mobilmachung und andere den 
Krieg vorbereitende Maßnahmen zu unterbrechen, zu verzögern oder zu hemmen. 

Erfolgt sie nach Eröffnung der Feindseligkeiten, so werdon von ihr, un- 
beschadet anderweitiger Vereinbarung, die im Gange befindlichen militärischen 
Unternehmungen nicht unterbrochen. 

Art. 8. Die Signatarmächte sind einverstanden, unter Umständen, die 
dies gestatten, die Anwendung einer besonderen Vermittelung in folgender 
Form zu empfehlen: 

Bei ernsten, den Frieden gefährdenden Streitfragen, wählt jeder der im 
Streite befindlichen Staaten oino Macht, die er mit der Aufgabe betraut, in un- 
mittelbare Verbindung mit der von der anderen Seite gewählten Macht zu treten, 
um den Bruch der friedlichen Beziehungen zu vorhüton. 

Während der Dauer dieses Auftrags, die, unbeschadet anderweitiger Ab- 
rede, eine Frist von 30 Tagen nicht überschreiten darf, stellen die streitenden 
Staaten jedes unmittelbare Benohmen über den Streit ein, welcher als aus- 
schließlich den vermittelnden Mächton übertragen gilt Diese sollen alle Be- 
mühungen aufwenden, um die Streitfrage zu orledigen. 

Kommt es zum wirklichen Bruche der friedlichen Beziehungen, so bleiben 
diese Mächto mit der gemeinsamen Aufgabe botraut, jedo Gelegenheit zu benutzen, 
um den Frieden wiederherzustellen. 

Dritter Titel. Internationale Untersuehungskommissionen. 

[Commissions internationales d'enquete.] 

Art. 9. Bei internationalen Streitigkeiten, die weder die Ehre 
noch wesentliche Interossen berühren und einer verschiedenen 
Würdigung von Tatsachen entspringen, erachten die Siguatarmächte es 
für nützlich, daß die Parteien, dio sich auf diplomatischem Wege nicht haben 
einigen können, soweit es die Umstände gestatten, eine internationale 
Untersuchungskommisaion einsetzen mit dem Auftrage, die Lösung dieser Streitig- 
keiten zu erleichtern, indem sie durch cino unparteiische und gewissenhafte 
Prüfung die Tatfragen aufklären. 

Art. 10. Die internationalen Untersuchungskommissionen werden durch 
besonderes Abkommen dor streitonden Teile gebildet. 9 

Das Untorsuchungsabkommen bestimmt dio zu untersuchenden Tatsachen 
und den Umfang der Befugnisse der Kommissare. 

Es regolt das Verfahren. 

Die Untersuchung erfolgt kontradiktorisch. 

Dio zu wahrenden Formen und Friston worden, soweit sie nicht durch das 
Untersuchungsabkommen festgesetzt sind, durch die Kommission selbst bestimmt. 

9) Krstor Anwondangsfall während dos russisch -japanischem Krieges: Abkommen zwischen 
Großbritannien und Rußland vom 25. II. 1901 (sog. Zwischenfall Ton Hull). 
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Art. 11. Die internationalen Untersuchungskommissionen werden, sofern 
nicht ein anderes verabredet ist, in der im Artikel 32 dieses Abkommens be- 
zeichneten Weise gebildet. 

Art. 12. Die streitenden Mächte verpflichten sich, der internationalen 
Untersuchungskonimission in dem weitesten Umfange, den sio für möglich haiton, 
alle zur vollständigen Kenntnis und genauen Würdigung der in Frage kommenden 
Tatsachen notwendigen Mittel und Erleichterungen zu gewähren. 

Art. IS. Die internationale Untersuchungskoinmission legt den streiten- 
den Mächten ihren von allen Mitgliedern der Kommission unterzeichneten Be- 
richt vor. 

Art. 14. Der Bericht der internationalen Untersuchungskommission, der 
sich auf dio Feststellung der Tatsachen beschränkt, hat in keiner Weise die 
Bedeutung eines Schiedsspruchs. Er läßt den streitenden Machten volle 
Freiheit in Ansehung der Folgo, die dioser Feststellung zu gebon ist. 

Vierter Titel. Internationale Schiedssprechung. 

[Arbitrage international.] 

Erstes Kapitel. Schiedswesen. [Justice arbitrale.] 10 
Art. 15. Dio internationale Schiedssprechung hat zum Gegenstande die 
Erledigung von Streitigkeiten zwischen den Staaten durch Richter ihrer 
Wahl auf Gruud der Achtung vor dorn Rechte. 

Art. 1($. In Rechtsfragen und 11 in erster Linie in Fragen der Aus- 
logung oder der Anwendung internationaler Vereinbarungen wird die 
Schiedssprechung von den Signatarmächten als das wirksamste und zu- 
gleich der Billigkeit am meisten entsprechende Mittel anerkannt, um 
die Streitigkeiten zu erledigen , dio nicht auf diplomatischem Wege haben beseitigt 
werden können. 

Art. 17. Schiodsabkommon worden für bereits entstandene oder für 
etwa entstehende Streitverhältnisse abgeschlossen. 

Sie können sich auf alle Streitigkeiten oder nur auf Streitigkeiten einer 
bestimmten Art beziehen. 

Art. 18. Das Schiedsabkommen schließt die Verp flieh tu ng in sich, sich 
nach Treu und Glauben dem Schiedssprüche zu untorwerf en. 

Art. 19. Unabhängig vou den allgemeinen und besonderen Verträgen , die 
schon jetzt den Signatarmächten die Verpflichtung zur Anrufung der Schieds- 
sprechung auferlegen, behalten diese Mächte sich vor, soi es vor der 

10) Vorbehalte Ruraänions nach dem Protokolle dor 3. Kommission vom 20. Juli 1899: 
Zu Art 16 [— Art. 15 des Entwurfs): Die K. rumltnischo Regierung, ganz eingenommen fürdnn 
Grundsatz der fakultativen Schiedssprechung , doren volle Wichtigkeit eie in den internationalen 
Beziehungen schätzt, versteht sich gleichwohl nicht dazu, durch Art. 15 eine Verpflichtung 
zur Annahmo einer Schiedssprechung in allen dort vorgesoheneu Fallen zu übernehmen, und 
sie glaubt, in dieser Hinsicht ausdrückliche Vorbehalte inachen zu müssen. 
Sio kann daher für diesen Art. nur mit diesem Vorbehalte stimmen. 
Zu Art. 17 1= Art. 16 dos Entwurfs]: Die K. rumänische Rogiorung erklärt, daß sio dem 
Art. 16 nur m.t dem ausdrücklichon , in das Protokoll aufzunehmenden Vorbehalte beitreten 
kann, daU sio entschlossen ist, für Streitvoihältnisse oder Streitigkeiten aus der Zeit vor dem 
Abschlüsse diesos Abkommens in keinem Falle eine internationale Schiedssprechung anzunehmen. 
Zu Art. 10 [Art. 18 des Entwurfs!: Dio K. rumänische Rogiorung erklart, daß sie sich nicht 
dazu vorsteht, mit dem Beitritte zum Art. 18 dos Abkommens irgond eine Verpflichtung in 
Sachen dor obligatorischen Schiodssprochnng zu übernehmen. 

11) Dio Nobon Ordnung ist nicht logisch. 
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Ratifikation dos vorliegenden Abkommens oder später, neue allgemeine oder be- 
sondere Übereinkommen abzuschließen, um die obligatorischo Schicds- 
sprochung auf alle Fülle auszvidcbncn, die ihr nach ihrer Ansicht 
unterworfon weiden könnon. 14 

Zweites Kapitel. Ständiger Schiedshof. [Cour permanente d'arbitrage.]* 1 

Art. 20. Um die unmittolbaro Anrufung der Schiedssprechung für 
die internationalen Streitfragen zu erleichtern, die nicht auf diplomatischem Wege 
haben erledigt werden können, machen sich die Signatarraächto anheischig, einen 
ständigen Schiedshof einzurichten, der jederzeit zugänglich ist und, 
unbeschadet anderweitiger Abrede der Parteion, nach Maßgabe der in 
diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen über das Verfahren tätig wird. 

Art. 21. Der standige Schiedshof soll für alle Schiedsfallo zuständig sein, 
sofern nicht zwischen den Parteien über dio Einsetzung eines besondeien Schieds- 
gerichts Einverständnis besteht. 

Art. 22. Ein im Haag errichtetes internationales Bureau dient dem 
Schiedshöfe für die Bureaugeschäfte. 

Dieses Bureau vermittelt die auf den Zusammentritt des Schiedshofs be- 
züglichen Mitteilungen. 

Es hat das Archiv unter seiner Obhut und besorgt alle Verwaltungs- 
geschäfte. 

Die Signatarmäch to machen sich anheischig, dem internationalen Bureau 
im Haag beglaubigte Abschrift einor jeden zwischen ihnen getroffenen Schieds- 
abrede u sowie eines joden Schiedsspruchs mitzuteilen , der sie betrifft und durch 
besondere Schiedsgerichte erlassen ist. 

Sio machon sioh anheischig, dem Bureau ebenso dio Gesetze, allgemeinen 
Anordnungen und Urkunden mitzuteilen, die gogobenen Falles die Vollziehung 
dor von dem Schiedshof erlassenen Sprüche dartun. 

Art. 23* Jede Signatarmacht wird binnen drei Monaton, nachdem sio 

dieses Abkommen ratifiziert hat, höchstens vier Personen von anerkannter Sach- 
kunde in Fragen des Völkerrechts benennen, die sich der höchsten sittlichen 
Achtung erfreuen und bereit sind, ein Schiedsrichteramt zu übernehmen. 



12) Obor die durch Art. 19 veranlagen Schiedsgerichtavorträge unten bei Nr. 78. 

13) Bisher ist dor ständige Schiedshof mit 4 Streitfällen bofaßt worden (Näheres 
in meiner Sonderausgabe) : 

1) Zum ersten Malo trat er in Tätigkeit am 15. 9. 1902 (Streit zwischen Ver. Staaten von 
Amerika und Mexiko); 

2) Streit zwischen Deutschland, Großbritannien, Italien einorsoits, Venezuela 
andrerseits — Schiedsverträge zu Washington vom 7. 5. 1903 (Staatsarchiv Bd. 68 S. 303, 
Bd. 09 S. 2:X) — Schiedsspruch am 22. 2. 1904 ; 

3) Sreit zwischen Deutschland, Frankreich, Großbritannien oinersoirs, Japan 
andrerseits (oben Nr. 65 Anm, 13.) — Schiods voi traf? vom 28. 8. 1902. Noch nicht erlodigt. 

4) Streit zwischon Frankreich und Großbritannien wegen des Protektorats über das 
Sultanat Maskat (nach einer Äußerung dos Ministers Balfour im Untorhause am 1. Juni 
1904). Der Schiedsvertrag ist nicht veröffentlicht. 



nationale, Revue mensuelle des travaux et decisions de la cour permanonte d'arbitrago et des 
questions de droit international (Moili S. 293). 

14) Dio Pflicht zur Mittoilung dor Schiedsverträge haben die Mächte bisher 
kaum sorgsam erfüllt. Belege hierfür unten bei Nr. 78. 
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Die so benannten Personen sollen unter dem Titel von Mitgliedern des 
Schiedshofs in eine Liste eingetragen werden; diese soll allen Signatarmächten 
durch das Bureau mitgeteilt werden." 

Jode Änderung in der Liste der Schiedsrichter wird durch das Bureau 
zur Kenntnis der Signatarmächto gobracht. 

Zwei oder mehrere Mächte können sich über die gemeinschaftliche Be- 
nennung einos Mitglieds oder mehrerer Mitglieder vorständigen. 

Dieselbe Person kann von verschiedenen Mächten benannt werden. 

Die Mitglieder des Schiedshofs werden für einen Zeitraum von sechs 
Jahren ernannt. Ihre Wiederernennnng ist zulässig. 

Im Falle des Todes oder des Ausscheidens eines Mitglieds des Schieds- 
hofs erfolgt sein Ersatz in der für seine Ernennung vorgesehonon Weise. 

Art. 24. Wollen die Signatarmächte sich zur Erledigung einer unter 
ihnen entstandenen Streitfrage an den Schiedshof wenden, so muß dio Auswahl 
der Schiedsrichter, welche berufen sind, das für die Entscheidung dieser Streit- 
frage zuständige Schiedsgericht [tribunal] zu bilden, aus dor Gesamt- 
liste der Mitglieder des Schiedshofs erfolgen. 

In Ermangelung einer Bildung des Schiedsgerichts mittels unmittel- 
barer Verständigung der Parteien wird in folgender Weise verfahren: 

Jede Partei ernennt zwei Schiedsrichter und diese wählen gemeinschaftlich 
einen Obmann. 

Bei Stimmengleichheit wird dio Wahl des Obmanns einer dritten Macht 
anvertraut, über deren Bezeichnung sich dio Parteien einigon. 

Kommt eine Einigung hiorüber nicht zustande, so bezeichnet jede Partei 
eine andere Macht, und die Wahl des Obmanns erfolgt durch die so bezeich- 
neten Mächte in Übereinstimmung. 

Nachdem das Schiedsgericht so gebildet ist, teilen die Parteien dem Bu- 
reau ihren Entschluß, sich an den Schiedshof zu wendon, und die Namen der 
Schiedsrichter mit. 

Das Schiedsgericht tritt an dorn von den Parteien festgesetzten Tage zu- 
sammen. 

Die Mitglieder des Schiedshofs gonießen währond der Aus- 
übung ihres Amtos und außerhalb ihres Heimatlandes die diplomatischen 
Vorrechte und Befreiungen. 

Art. 25. Das Schiedsgericht hat regelmäßig seinen Sitz im Baag. 

Abgesehen von dem Falle höherer Gewalt darf der Sitz vom Schieds- 
gerichte nur mit Zustimmung der Parteien verlegt werden. 

Art. 26. Das internationale Bureau im Haag ist ermächtigt, sein Ge- 
schäftslokal und seine Geschäftseinrichtung den Signatarmächten für die Tätig- 
keit eines jeden besonderen Schiedsgerichts zur Vorfügung zu stellen. 

Die Schiedsgerichtsbarkeit des ständigen Schiedshofs kann unter den 
durch die allgemeinen Anordnungen festgesetzten Bedingungen auf Streitigkeiten 
zwischen anderen Mächten als Signatarmächton oder zwischen Signatar- 
mächten und anderen Mächten erstreckt weiden, wenn die Parteion überein- 
gekommen sind, diese Schiedsgerichtsbarkeit anzurufen. 



16) Angaben über die Mitglieder des Schiedshofes im Gothaischen Hofkalender (Anhang). 
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Art. 27. Die Signatarmächte betrachten es als Pflicht, in dem Falle, 
wo ein ernsthafter Streit zwischen zwei oder mehreren von ihnen auszu- 
brechen droht, diese daran zu erinnern, daß ihnen der ständige Schiedshof 
offen steht. 

Sie erklären demzufolge, daß die Handlung, womit den im Streite befind- 
lichen Teilen die Bestimmungen dieses Abkommens in Erinnerung gebracht 
werden, und dor im höheren Interesse des Friedons erteilte Rat, sich an den 
ständigen Schiedshof zu wendou, immer nur als Betätigung guter Dienste 
angesehon worden dürfen. 

Art. 28. Ein ständiger Verwaltungsrat, dor aus den im Haag beglau- 
bigten diplomatischen Vortretern der Signatarmächte und dem niederländischen 
Ministor der auswärtigen Angelegenheiten als Vorsitzenden besteht, soll in dieser 
Stadt gebildet werden sobald wie möglich nach der Ratifikation dieses Abkom- 
mens durch mindestens neun Mächte. 

Dieser Verwaltungsrat soll damit betraut sein, das internationale Bureau 
zu errichten und einzurichten ; dieses soll unter seiner Leitung und Aufsicht bleiben. 

Er gibt den Mächten von der Bildung des Schiedshofs Nachricht und 
trägt für dessen äußere Einrichtung Sorge. 

Er erläßt seine Geschäftsordnung 16 sowie alle sonst notwendigen allgemeinen 
Anordnungen. 

Er entscheidet alle Verwaltungsfragen, die sich etwa in Beziehung auf 
den Geschäftsbetrieb des Schiedshofs erhoben. 

Er hat volle Befugnis, die Beamten und Angestellten des Bureaus zu 
ernennen, ihres Dienstes vorläufig zu entheben oder zu entlassen. 

Er setzt die Gehälter und Löhne fest und beaufsichtigt das Kassonwesen. 

Die Anwesenheit von fünf Mitgliedern in den ordnungsmäßig berufonen 
Versammlungen genügt zur gültigen Beratung des Veiwaltungsrats. Die Be- 
schlußfassung erfolgt nach Stimmenmehrheit. 

Der Verwaltungsrat teilt die von ihm genehmigten allgemeinen Anord- 
nungen unvorzüglich den Sigoatarmächteu mit. Er erstattet ihnen jährlich Be- 
richt über die Arbeiten des Schiedshofs, über den Betrieb der Verwaltungs- 
geschäfte und über die Ausgaben. 

Art. 29. Die Kosten des Bureaus werden von den Signatarmächten 
nach dem für das internationale Bureau des Weltpostvereins' T festgestellten Ver- 
teilungsmaßstabe getragen. 

Drittes Kapitel. Schiedsverfahren [Procedura arbitrale]. 

Art. 30. Um die Entwickelung der Scbiedssprechung zu fördern, haben 
die Signatarmächto folgende Bestimmungen festgestellt, die auf das Schieds- 
verfahren Anwendung finden sollen, soweit nicht die Parteien über an- 
dere Bestimmungen übereingekommen sind. 

Art. 31. Die Mächte, welche die Scbiedssprechung anrufen, unterzeichnen 
eine besondore Urkunde (Schiedsvertrag), worin der Streitgegenstand 

IG) Die Geschäftsordnung ist erlassen, aber nicht vorüffontlicht. 

17) Woltpost vertrag zu Washington vom • 15. 6. 1897 (Nr. 67 Anm. 15). 
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sowie der Umfang der Befugnisse der Schiedsrichter klar bestimmt 
werden. Diese Beurkundung schließt die Verpflichtung dor Parteien in sich, 
sich dem Schiedssprüche nach Treu und Glauben zu unterwerfen. 

Art. 32. Das Schiedsrichteramt kann einem einzigen Schiedsrichter oder 
mehreren Schiedsrichtern übertragen worden, die von den Parteien nach ihrem 
Beliobon ernannt oder von ihnen unter den Mitgliedern dea durch dieses Ab- 
kommen errichteten ständigen Schiedshofs gewählt worden. 

In Ermangelung einer Bildung des Schiedsgerichts durch unmittel- 
bare Verständigung der Parteien wird in folgender Weise verfahren: 

Jede Partei ernennt zwei Schiedsrichter und diese wählen gemeinschaftlich 
einen Obmann. 

Bei Stimmengleichheit wird die Wahl dos Obmanns einer dritten Macht 
anvertraut, über deren Bezeichnung sich die Parteion einigen. 

Kommt eine Einigung hierüber nicht zustande, so bezeichnet jede Partei 
eine andere Macht und die Wahl des Obmanns erfolgt durch die so bezeichneten 
Mächte in Übereinstimmung. 

Art. 83. Wird ein Souverän oder oin sonstiges Staatsoberhaupt zum 
Schiedsrichter gewählt, so wird das Schiedsverfahren von ihm geregelt. 

Art. 34. Der Obmann ist von Rechts wegen Vorsitzender des Schieds- 
gerichts. 

Gehört dem Schiedsgerichte kein Obmann an, so ernennt es selbst seinen 
Vorsitzenden. 

Art. 35. Im Falle des Todes, des Rücktritts oder der aus irgend einem 
Grunde stattfindenden Verhinderung eines der Schiedsrichter erfolgt sein Ersatz 
in dor für seine Ernennung vorgesehenen Weise. 

Art. 36. Der Sitz des Schiedsgerichts wird von den Parteien bestimmt. 
In Ermangelung einer solchen Bestimmung hat das Gericht seinen Sitz im Haag. 

Abgesehen von dem Falle höherer Gewalt darf der so bestimmte Sitz vom 
Schiedsgerichte nur mit Zustimmung der Parteien verlegt werden. 

Art. 87. Die Parteien haben das Recht, bei dem Schiedsgerichte be- 
sondere Delegierte oder Agenten zu bestellen mit der Aufgabe, zwischen ihnen 
und dem Schiedsgericht als Mittelspersonen zu dienen. 

8ie sind außerdem berechtigt, mit der Wahrnehmung ihrer Rechte und 
Interessen vor dem Schiedsgerichte Rechts beistände oder Anwälte zu betrauen, 
die zu diesem Zwecke von ihnen bestellt werden. 

Art. 38. Das Schiedsgericht entscheidet über die zu wählenden Sprachen, 
deren es sich bedienen wird und deren Gebrauch vor ihm gestattot sein soll. 

Art. 39. Das Schiedsverfahren zerfällt regelmäßig in zwei gesonderte 
Abschnitte: das Vorverfahren und die Verhandlung. 

Das Vorverfahren besteht in der von den betreffenden Agenten an die 
Mitglieder des Schiedsgerichts und an die Gegenpartei zu machenden Mitteilung 
aller gedruckten oder geschriebenen Aktenstücke und aller Urkunden, welche die 
in der Sache geltend gemachten Rechtsbehelfe enthalten. Diese Mitteilung soll 
in der Form und innerhalb der Fristen erfolgen, die von dem Schiedsgerichte 
gemäß Artikel 49 bestimmt werden. 
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Die Verhandlung besteht in dem mündlichen Vortrage der Rechtsbehelfe 
der Parteien vor dem Schiedsgerichte. 

Art. 40. Jedes von einer Partei vorgelegte Schriftstück muß der anderen 
Partei mitgeteilt werden. 

Art. 41. Die Verhandlung wird vom Vorsitzendon geleitet. 

Sie erfolgt öffentlich nur, wenn ein Beschluß des Schiedsgerichts mit 
Zustimmung der Parteien dahin ergeht. 

Über die Verhandlung wird ein Protokoll aufgenommen von Sekretären, 
dio der Vorsitzende ernennt. Nur dieses Protokoll hat öffentliche Beweiskraft. 

Art. 42. Nach dem Schlüsse des Vorverfahrens ist das Schiedsgericht 
befugt, alle neuen Aktenstücke oder Urkunden von der Verhandlung auszuschließen, 
die ihm etwa eine Partei ohne Einwilligung der anderen vorlegen will. 

Art. 43. Dem Schiedsgerichte steht es jedoch frei , neue Aktenstücke 
oder Urkunden , auf welche etwa die Agenten oder Rechtsbeistände der Parteien 
seine Aufmerksamkeit lonken, in Betracht zu ziehen. 

In diesem Falle ist das Schiedsgericht befugt, die Vorlegung dieser Akten- 
stücke oder Urkunden zu verlangen, unbeschadet der Verpflichtung, dor Gegen- 
partei davon Kenntnis zu geben. 

Art. 44. Das Schiedsgericht kann außerdem von den Agenten der Parteien 
die Vorlegung allor nötigen Aktenstücke verlangen und alle nötigen Auf- 
klärungen erfordern. Im Falle der Verweigerung nimmt das Schiedsgericht 
von ihr Vermerk. 

Art. 45. Die Agenten und die Rechtsbeistünde der Parteien sind befugt, 
beim Schiedsgerichte mündlich alle Rechtsbehelfe vorzubringen, die sie zur Ver- 
teidigung ihrer Sache für nützlich halten. 

Art. 46. Sie haben das Recht, Einreden sowie einon Zwischenstreit zu 
erheben. Die Entscheidungen dos Schiedsgerichts über diese Punkto sind end- 
gültig und können zu weiteren Erörterungen nicht Anlaß geben. 

Art. 47. Die Mitglieder des Schiedsgerichts sind befugt, an die Agenten 
und die Rechtsbeistände der Parteien Fragen zu richten und von ihnen Auf- 
klärungen über zweifelhafte Punkte zu erfordern. 

"Weder die gestellten Fragen noch die von Mitgliedern des Schiedsgerichts 
im Laufe der Vorhandlung gemachten Bemerkungen dürfen als Ausdruck der 
Meinung des ganzen Schiedsgerichts oder seiner einzelnen Mitglieder angesehen 
werden. 

Art. 48. Das Schiedsgericht ist befugt, seine Zuständigkeit zu be- 
stimmen, indem es den Schiedsvertrag sowie die sonstigen Staats vertrüge, die 
für den Gegenstand augeführt werden können, auslegt und dio Grundsätze des 
Völkerrechts anwendet. 

Art. 49. Dem Schiedsgerichte steht es zu, auf das Verfahren bezügliche 
Anordnungen zur Leitung der Streitsache zu erlassen, die Formen und Fristen 
zu bestimmen, in denen jede Partei ihre Anträge zu stellen hat und zu allen 
Förmlichkeiten zu schreiten, welche die Beweisaufnahme mit sich bringt. 

Art. 50. Nachdem die Ageoten und die Rechtsbeistände der Parteien allo 
Aufklärungen und Beweise zugunsten ihrer Sacho vorgetragen haben , spricht der 
Vorsitzende den Schluß der Verhandlung aus. 
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Art. 51. Die Beratung des Schiedsgerichts erfolgt geheim. 
Jede Entscheidung ergeht nach der Mehrheit der Mitglieder des 
Schiedsgerichts. 

Die Weigerung eines Mitglieds, an der Abstimmung teilzunehmen, muß 
im Protokolle festgestellt werden. 

Art. 52. Der nach Stimmenmehrheit erlassene Schiedsspruch ist mit 
Gründen zu versohen. Er wird schriftlich abgefaßt und von jedem Mirgliede 
des Schiedsgerichts unterzeichnet 

Die in der Minderheit gebliebenen Mitglieder können bei der Unterzeich- 
nung die Verweigerung ihrer Zustimmung feststellen. 

Art. 53. Der Schiedsspruch wird in öffentlicher Sitzung des 
Schiedsgerichts verlesen, sofern die Agenten und die Rechtsbeistände der 
Parteien anwesend sind oder gehörig geladen waren. 

Art. 54. Der gehörig vorkündete und den Agenten der streitenden Teile 
zugestellte Schiedsspruch entscheidet das Streitverhältnis endgültig und mit Aus- 
schließung der Berufung. 

Art. 55. Die Parteien können sich im Schiedsverträge vorbehalten , 
die Nachprüfung (Revision) des Schiedsspruchs zu beantragen. 

Der Antrag muß in diesem Falle, unbeschadet anderweitiger Vereinbarung, 
bei dem Schiedsgericht angebracht werden, das den Spruch erlassen hat. Er 
kann nur auf die Ermittelung einer neuen Tatsache gegründet werden, die einen 
entscheidenden Einfluß auf den Spruch auszuüben geeignet gewesen wäre und 
bei Schluß der Verhandlung dem Schiedsgerichte selbst und der Partei, welcho 
die Nachprüfung beantragt hat, unbekannt war. 

Das Nachprüfungsverfahren kann nur eröffnet werden durch einon Be- 
schluß des Schiedsgerichts, der das Vorhandensein der neuen Tatsache ausdrück- 
lich feststellt, ihr die im vorangehenden Absätze bezeichneten Merkmale zu- 
erkennt und den Antrag insoweit für zulässig erklärt. 

Der Schiedsvertrag bestimmt die Frist, innerhalb deren der Nachprüfungs- 
antrag gestellt werden muß. 

Art. 56. Der Schiedsspruch bindet nur die Parteien, die den 
Schiedsvertrag geschlossen haben. 

Wenn es sich um die Auslegung eines Abkommens handelt, an dem sich 
noch andere Mächte beteiligt haben, als die streitenden Teile, so geben diese 
ihnen von dem Schiedsverträge, den sie geschlossen haben, Kenntnis. Jede 
dieser Mächte hat das Recht, sich an der Streitsache zu beteiligen. 
Wenn eine oder mehrere von ihnen von dieser Berechtigung Gebrauch gemacht 
haben, so ist die in dem Schiedsspruch enthaltene Auslegung auch in Ansehung 
von ihnen bindend. 

Art. 57. Jede Partei trägt ihre eigenen Kosten und die Kosten des 
Schiedsgerichts zu gleichem Anteile. 

Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 58. Dieses Abkommen soll sobald wie möglich ratifiziert werden. 1, * 
Die Ratifikationsurkunden sollen im Haag hinterlegt werden. 
Über die Hinterlegung einer jeden Ratifikationsurkunde soll ein Protokoll 
aufgenommen werden; von diesem soll eine beglaubigte Abschrift auf diploma- 
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tischem "Wege allen Mächten mitgeteilt werden, die auf der internationalen 
Friedenskonferenz im Haag vertreten gewesen sind. 

Art. 59. Die Mächte, die auf der internationalen Friedenskonferenz ver- 
treten gewesen sind, dieses Abkommen aber nicht gezeichnet haben, können 
ihm später beitreten. Sie haben zu diesem Zwecke ihren Beitritt den Vertrags- 
mächten durch eine schriftliche Benachrichtigung bekannt zu geben, die an die 
Regierung der Niederlande zu richten und von dieser allen anderen Vertrags- 
muchten mitzuteilen ist. 

Art. 60. Die Bedingungen, unter denen die auf der internationalen 
Friedenskonferenz nicht vertreten gewesenen Mächte 8 diesem Abkommen 
beitreten können, sollen den Gegenstand einer späteren Verständigung zwischen 
den Vertragsmächten bilden. 

Art. 61. Falls einer der hohen vertragschließenden Teile dieses Ab- 
kommen kündigen sollte, würdo diese Kündigung erst ein Jahr nach der 
schriftlich an die Regierung der Niederlande ergehenden und von dieser allen 
anderen Vertragsmächten unverzüglich mitzuteilenden Benachrichtigung wirksam 
werden. 

Diese Kündigung soll nur in Ansehung der Macht wirksam sein, die sie 
erklärt hat 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten dieses Abkommen unter- 
zeichnet und mit ihren Siegeln versehen. 

Geschehen im Haag am 29. Juli 1899 in einer einzigen Ausfertigung, 
die im Archive der Regierung der Niederlande hinterlegt bleiben soll und wovon 
beglaubigte Abschriften den Vertragsmächten auf diplomatischem Wege über- 
geben werden sollen. 

[Unterschriften.] 



II. Abkommen [Convention]. 

Nicht unterzeichnet: Schweix, China. 9 

Nicht ratifiziert 18 : Schweden u. Norwegen, Türkei. 

Literatur: Bonfils lOSßff., 810; Gareis 79, 82—86; r.-Liszt 40. — Heffter 124—186, Ulf., 260; 
Heilbora S. 821 f.: v. HoltzendorfF IV 50 — 53, Gl, 65, 66, 90, 120, 142. 148; v. Martens U 108, 
110—120, 127, 132, 133; Rivier 60 , 62 — 64,66,67; Ullmann 148—153; 155—156, 164. 
Merignhac, Les lois et contomes de la gnerre sur terre. . . . 1903. 

Abkommen, betreffend die Gesetze und Gebräuche des Landkrieges. 

Seine Majestät der Deutsche Kaiser, König von Preußen, S. M. der Kaiser 
von Österreich usw. . . . [Anführung der Oberhäupter dor Vertragsstaaten] 

haben in der Erwägung, daß es nicht genügt, Mittel und "Wege zu 
suchen, um den Frieden zu sichern und bewaffnete Streitigkeiten zwischen 
den Staaten zu verhüten, sondern daß auch der Fall ins Auge gefaßt werden 
muß, wo ein Ruf zu den Waffen durch Ereignisse herbeigeführt wird, die ihre 
Fürsorge nicht hat abwenden können, 

von dem Wunsche beseelt, auch in diesem äußersten Falle den Ge- 
setzen der Menschlichkeit und den sich immer steigernden Forde- 
rungen der Zivilisation zu dienen, 

in der Erkenntnis, daß es von Bedeutung ist, zu diesem Zwecke die allge- 
meinen Kriegsgesetze und Gebräuche einer Durchsicht zu unterziehen, sei es 
um sie näher zu bestimmen, sei es um ihnen gewisse Grenzen zu ziehen, damit 
sie soviel wie möglich von ihrer 8chärfe verlieren, 

18) Die Ver. Staaten von Amerika haben nachträglich (am 9.4. 1902) auch dioses 
Abkommen ratifiziert. 

Fleischmann, Völkerrechtsquellen. 20 
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von all diesen Gesichtspunkten ausgehend, die heute wie vor 25 Jahren zur 
Zeit der Brüsseler Konferenz von 1874 18 durch eine weise und hochherzige 
Fürsorge nahegelegt sind, 

in diesem Sinne zahlreiche Bestimmungen angenommen, die dem Zwecke 
dienen, die Gebräuche des Landkrieges näher zu bestimmen und zu regeln. 

Nach der Auffassung der Hohen vertragschließenden Teile sollen diese Be- 
stimmungen, deren Abfassung durch den Wunsch angeregt wurde, die Leiden 
des Krieges zu mildern, soweit es die militärischen Interessen ge- 
statten, den Kriegführenden als allgemeine Richtschnur für ihr Verhalten in 
den Beziehungen untereinander und mit der Bevölkerung dienen. 

Es war indessen nicht möglich, sich schon jetzt über Bestimmungen zu 
einigen, die sich auf alle in der Praxis vorkommenden Fälle erstrecken. 

Andererseits konnte es nicht in der Absicht der Hohen vertragschließen- 
den Teile liegen, daß die nicht vorhergesehenen Fälle, in Ermangelung eines 
schriftlichen Übereinkommens, der willkürlichen Beurteilung der militä- 
rischen Befehlshaber überlassen bleiben. 

Solange, bis ein vollständigeres Kriegsgesetzbuch festgestellt 
werden kann, halten es die Hohen vertragschließenden Teile für zweckmäßig, 
daß in den Fällen, die in den von ihnen angenommenen Bestimmungen nicht 
vorgesehen sind, die Bevölkerungen und Kriegführenden unter dem Schutze und 
den herrschenden Grundsätzen des Völkerrechts bleiben, wie sie sich aus 
den unter gesitteten Staaten geltenden Gebräuchen, aus den Gesetzen der 
Menschlichkeit und aus den Forderungen des öffentlichen Gewissens heraus- 
gebildet haben. 

Sio erklären , daß namentlich die Artikel 1 und 2 der angenommenen „Be- 
stimmungen" in diesem Sinne zu verstehen sind. 

Die Hohen vertragschließenden Teile, die hierüber ein Abkommen abzu- 
schließen wünschen, haben zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

[Folgen die Namen der Bevollmächtigten], 
welche, nachdem sie sich ihre Vollmachten mitgeteilt und sie in guter und ge- 
höriger Form befunden haben , über folgende Bestimmungen übereingekommen sind: 

Art 1 . Die hohen vertragschließenden Teile werden ihren Landheeren 

Verhaltungsmaßregeln geben* 0 , welche den dem vorliegenden Abkommen 

beigefügten Bestimmungen über die Oeseixe und GebräucJie des Landkrieges 

entsprechen. 

Art. 2. Die Vorschriften der im Artikel 1 genannten Bestimmungen sind 
für die vertragschließenden Mächte nur bindend im Falle eines Krie- 
ges zwischen zwei oder mehreren von ihnen. 

Diese Bestimmungen hören mit dem Augenblick auf verbindlich zu sein, 
wo in einem Kriege zwischen Vertragsmächten eine Nichtvertragsmacht sich 
einer der Kriegsparteien anschließt. 

Art* 3. Dieses Abkommen soll sobald wie möglich ratifiziert werden» 

Die Ratifikationsurkunden sollen im Haag hinterlegt werden. 

Über die Hinterlegung einer jeden Ratifikationsurkunde soll ein Protokoll 
aufgenommen werden; von diesem soll eine beglaubigte Abschrift allen Vertrags- 
mächten auf diplomatischem Wege mitgeteilt werden. 

Art. 4. Die Nichtsignatarmächte können diesem Abkommen beitreten. 



19) Martens » 4 S. 219; Staatsarchiv Bd. 27, 28; auch abgedruckt bei Bluntechli, Das 
moderne Völkerrecht 8. Aufl. 1&78 S. 611f. 

In welchem Umfange sich die „Bestimmungen" dieses Abkommens an die Brüsseler 
Deklaration anlehnen, ist aus don Artikeln der Deklaration zu oreehen, die ich zum Vergleiche 
in [] den Artikeln der „Bestimmungen« beifüge. 

20) Ist im Deutschen Beicbe und in Ostorreich-Ungarn noch nicht geschehen. 



Digitized by Google 



1S99 II. Abkommen. 307 



Sie haben zu diesem Zwecke ihren Beitritt den Vertragsmächten durch 
eine schriftliche Benachrichtigung bekannt zu geben, die an die Regierung der 
Niederlande zu richten und von dieser allen anderen Vertragsmächten mitzu- 
teilen ist. 

Art« 5 [= I. Abkommen Art. 61 (Kündigung, Unterzeichnungsvermerk)]. 

[Unterschriften.] 

Bestimmungen, betreffend die Gesetze und Gebräuche des Landkrieges. 

Erster Abschnitt. Kriegsparteien. 

Erstes Kapitel. Bestimmung des Begriffs Kriegspartei. 

Art. 1 [9]. 19 Die Gesetze, die Rechte und die Pflichten des Krieges gelten 
nicht nur für das Heer, sondern auch für die Milizen und Freiwilligen- 
korps unter folgenden Bedingungen: 

1. daß jemand an ihrer Spitze steht, der für das Verhalten seiner Unter- 
gebenen verantwortlich ist, 

2. daß sie ein bestimmtes aus der Ferne erkennbares Abzeichen tragen, 

3. daß sie die Waffen offen führen und 

4. bei ihrer Kriegführung die Kriegsgesetze und -Gebräuche beobachten. 
In den Staaten, in denen Milizen oder Freiwilligenkorps das Heer oder einen 

Bestandteil des Heeres bilden, sind diese unter der Bezeichnung „Heer" einbegriffen. 

Art. 2 [10]. Die Bevölkerung eines nicht besetzten Gebiots, die beim 
Herannaheu des Feindes aus eigenem Antriebe zu den Waffen greift, um die 
eindringenden Truppen zu bekämpfen, ohne Zeit gehabt zu haben, sich nach 
Artikel 1 zu organisieren, wird als Kriegspartei betrachtet, sofern sie die Gesetze 
und Gebräuche des Krieges beobachtet. 

Art. 3 [11]. Die bewaffnete Macht der kriegführenden Parteien kann sich 
zusammensetzen aus Kombattanten und Nichtkombattanten. Im Falle der 
Gefangennahme durch den Feind haben die einen wie die anderen Anspruch auf 
Behandlung als Kriegsgefangene. 

Zweites Kapitel. Kriegsgefangene.* 1 

Art. 4 [23]. Die Kriegsgefangenen stehen unter der Gewalt der feindlichen 
Regierung, nicht in der Gewalt der Personen oder der Abteilungen, die sie ge- 
fangen genommen haben. 

Sie sollen mit Menschlichkeit behandelt werden. 

Alles, was ihnen persönlich gehört, verbleibt ihr Eigentum, 
ausgenommen Waffen, Pferde und Schriftstücke militärischen Inhalts. 

Art. 5 [24]. Die Kriegsgefangenen können in Städten, Festungen, Lagern 
oder an anderen Orten interniert werden mit der Verpflichtung, sich nicht über 
eine bestimmte Grenze hinaus zu entfernen; dagegen dürfen sie nicht einge- 
sperrt werden, wenn es nicht dringende Rücksichten der Sicherheit erfordern. 

Art. 6 [25, 26]. Der Staat ist befugt, die Kriegsgefangenen nach ihrem 
Dienstgrad und nach ihien Fähigkeiten als Arbeiter zu verwenden. Diese 
Arbeiten dürfen nicht übermäßig sein und in keiner Beziehung zu den 
Kriegsunternehmungen stehen. 



21) Miutärstrafgesetzbuch für das Reich vom 20. 6. 1872 §§ 168, 159, 9 Ziffer 4; 65. 

20« 



ized by Google 



308 



Nr. 71. llaager Friedenskonferenz. 



1899 



Den Kriegsgefangenen kann gestattet werden, Arbeiten für öffentliche Ver- 
waltungen oder für Privatpersonen oder für ihre eigene Rechnung auszuführen. 

Arbeiten für den Staat werden nach den Sätzen bezahlt, die für Militär- 
personen des eigenen Heeres gelten. 

"Werden die Arbeiten für Rechnung anderer öffentlicher Verwaltungen 
oder für Privatpersonen ausgeführt, so werden die Bedingungen im Einver- 
ständnisse mit der Militärbehörde festgestellt. 

Der Verdienst der Kriegsgefangenen soll zur Besserung ihrer Lage ver- 
wendet und der Überschuß, nach Abzug der Unterhaltskosten, ihnen bei der 
Freilassung ausbezahlt werden. 

Art. 7 [27]. Die Regierung, in deren Gewalt sich die Kriegsgefangenen 
befinden, hat für ihren Unterhalt zu sorgen. 

Falls nicht besondere Vereinbarungen zwischen den Kriegsparteien ge- 
troffen werden, sind die Kriegsgefangenen in Beziehung auf Nahrung, Kleidung 
und Unterkunft ebenso zu behandeln, wie die Truppen der Regierung, die sie 
gefangen genommen hat 

Art. 8 [28]. Die Kriegsgefangenen unterstehen den Gesetzen, Vorschriften 
und Befehlon, die in dem Heere des Staates gelten, in dessen Gewalt sie sich 
befinden . Jede U n b o t m ä ß i g k e i t kann mit der erforderlichen Strenge geah ndet 
werden. 

Entwichene Kriegsgefangene, die wieder ergriffen werdon, bevor es 
ihnen gelungen ist, ihr Heer zu erreichen, oder das von den Truppen, die sie 
gefangen genommen haben, besetzte Gebiet zu verlassen, unterliegen diszipli- 
narischer Bestrafung. 

Kriegsgefangene, die nach gelungener Flucht wieder gefangen genommen 
werden, können für die frühere Flucht nicht bestraft werden. 

Art. 9 [29]. Jeder Kriegsgefangene ist verpflichtet, auf Befragen seinen 
wahren Namen und Dienstgrad anzugeben; handelt er gegen diese Vorschrift, 
so können ihm die Begünstigungen, die den Kriegsgefangenen seiner Klasse zu- 
stehen, entzogen werden. 

Art. 10 [31]. Kriegsgefangene können auf Ehrenwort freigelassen 
werden, wenn die Gesetze ihres Landos dies gestatten; sie sind alsdann bei ihrer 
persönlichen Ehre verbunden, die übernommenen Verpflichtungen, sowohl ihrer 
eigenen Regierung, als auch dem Staate gegenüber, der sie zu Kriegsgefangenen 
gemacht hat, gewissenhaft zu erfüllen. 

Ihre Regierung ist ebenfalls verpflichtet, keinerlei Dienste zu verlangen 
oder anzunehmen, die dem gegebenen Ehrenworte widersprechen. 

Art. 11 [32]. Ein Kriegsgefangener kann nicht gezwungen werden, seine 
Freilassung gegen Verpfändung des Ehrenworts anzunehmen; ebensowenig ist 
die feindliche Regierung verpflichtet, auf die Bitte eines Kriegsgefangenen hin 
die Entlassung auf Ehrenwort zu bewilligen. 

Art. 12 [33]. Jeder auf Ehrenwort entlassene Kriegsgefangene, der gegen 
den Staat, der ihn entlassen hat oder gegen dossen Verbündete die Waffen trägt, 
verliert, wenn er wieder ergriffen wird, das Recht der Behandlung als Kriegs- 
gefangener und kann den Gerichten überliefert werden. 
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Art. 13 [34]. Personen, die einem Heere folgen, ohne ihm anmittelbar 
anzugehören, wie Kriegskorrespondenten, Zeitungsberichterstatter, Marke- 
tender und Lieferanten, haben, wenn sie in Feindeshand geraten und ihre Fest- 
haltung zweckmäßig erscheint, das Recht auf Behandlung als Kriegsgefangene, 
vorausgesetzt, daß sie sich im Besitz eines Ausweises der Militärbehörde des 
Heeres befinden, dem sie folgen. 

Art. 14. Es wird beim Ausbruche der Feindseligkeiten in jedem der kriegs- 
führenden Staaten und gegebenenfalls in den neutralen Staaten, die Angehörige 
einer der Kriegsparteien in ihr Gebiot aufgenommen habou, eine Auskunft stelle 
über die Kriegsgefangenen errichtet." Diese hat die Aufgabe, alle die Kriegs- 
gefangenen betreffenden Anfragen zu beantworten, und erhält hierfür von den 
zuständigen Dienststellen die nötigen Angaben , die sie in den Stand setzen , über 
jeden Kriegsgefangenen ein Personalblatt zu führen. Die Auskunftstelle muß auf 
dem Laufenden gehalten werden über die Unterbringung der Gefangenen und 
über die dabei eintretenden Veränderungen, sowie über dio Überführung in 
Krankenhäuser und über Todesfälle. 

Die Auskunftstelle sammelt ferner alle zum persönlichen Gebrauche die- 
nenden Gegenstände, Wertsachen, Briefe usw., die auf den Schlachtfeldern ge- 
funden oder von den in Krankenhäusern oder Feldlazaretten gestorbenen Kriegs- 
gefangenen hinterlassen werden, und stellt sie den Berechtigten zu. 

Art. 15. Die Hilfsgesellschaften für Kriegsgefangene, die ord- 
nungsmäßig nach den Gesetzen ihres Landes gebildet worden sind und den Zweck 
verfolgen, die Vermitteler der mildtätigen Nüchstenhilfe zu sein, empfangen von 
den Kriegsparteien für sich und ihre ordnungsmäßig bevollmächtigten Agenten 
jede Erleichterung innerhalb der durch die militärischen Maßnahmen und 
die Verwaltungs Vorschriften gezogenen Grenzen, um ihre menschenfreundüchen 
Bestrebungen wirksam ausführen zu können. 

Die Bevollmächtigten dieser Hilfsgesellschaften können die Erlaubnis er- 
halten, unter die Gefangenen an ihrem Aufenthaltsorte, sowie unter die in die 
Heimat zurückkehrenden Kriegsgefangenen an ihren Rastorten Liebesgaben aus- 
zuteilen. Sie gebrauchen hierzu eine persönliche, von der Militärbehörde aus- 
gestellte Erlaubnis, auch müssen sie sich schriftlich verpflichten, sich allen 
Ordnungs- und Folizeimaßnahmen , die diese Behörde anordnen sollte, zu fügen. 

Art. 16. Die Auskunftstellen genießen Portofreiheit. Briefe, Post- 
anweisungen, Geldsendungen und Postpackete, die für die Kriegsgefangenen be- 
stimmt sind oder von ihnen abgesandt werden, sind sowohl im Lande der Auf- 
gabe, als auch im Bestimmungsland und in den Zwischenländern von allen Post- 
gebühren befreit. 

Liebesgaben für Kriegsgefangene sind von allen Eingangszöllen 
und anderen Gebühren, sowie von den Frachtkosten auf Staatseisenbahnen, 
befreit 

Art. 17. Kriegsgefangene Offiziere können den ihnen in dieser Lage 
nach den Vorschriften ihres Landes zukommenden Sold erhalten ; ihre Regierung 
hat ihn zurückzuerstatten. 



22) Solche Auskunftsstellen sind im rassisch -japanischen Kriege 1904 von beiden Krieg, 
führenden eingerichtet worden. 
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Art. 18. Den Kriegsgefangenen wird in der Ausübung ihrer Religion 
und in der Teilnahme am Gottesdienste volle Freiheit gelassen, unter der ein- 
zigen Bedingung, daß sie sich den Ordnungs- und Polizei Vorschriften der 
Militärbehörde fügen. 

Art. 19. Für die Annahme oder Errichtung von Testamenten der 
Kriegsgefangenen gelten dieselben Bedingungen wie für die Militärpersonen des 
eigenen Heeres. 

Das Gleiche gilt für die Sterbeurkunden sowie für die Beerdigung von 
Kriegsgefangenen, wobei deren Dienstgrad und Rang zu berücksichtigen ist. 

Art* 20. Nach dem Friedensschlüsse sollen die Kriegsgefangenen 
binnen kürzester Frist in ihre Heimat entlassen werden. 

Drittes Kapitel. Kranke und Verwundete. 
Art. 21 [35]. Die Pflichten der Kriegsparteien in Ansehung der Pflege der 
Kranken und Verwundeten sind durc hdie Genfer Konvention vom *22. August 
1864 festgesetzt, untor Vorbehalt der Abänderungen, denen diese etwa unter- 
worfen wird. 

Zweiter Abschnitt. Feindseligkeiten. 

Erstes Kapitel. Mittel zur Schädigung des Feindes , Belagerungen 

und Bombardements. 

Art. 22 [12]. Die Kriegsparteien haben kein unbeschränktes Recht 
in der Wahl der Mittel zur Schädigung des Feindes. 

Art. 28 [13]. Abgesehen von den durch Sonder Verträge" aufgestellten 
Verboten, ist namentlich untersagt: 

a) die Verwendung von Gift oder vergifteten "Waffen, 

b) die meuchlerisohe Tötung oder Verwundung von Angehörigen des feind- 
lichen Staates oder des feindlichen Heeres, 

c) die Tötung oder Verwundung eines die Waffen streckenden oder wehr- 
losen Feindes, der sich auf Gnade oder Ungnade ergibt, 

d) die Erklärung, daß kein Pardon gegeben wird, 

e) der Gebrauch von Waffen, Geschossen oder Stoffen, die geeignet sind, 
unnötigerweise Leiden zu verursachen, 

f) der Mißbrauch der Parlamentärflagge, der Nationalflagge oder der mili- 
tärischen Abzeichen und der Uniform des Feindes, sowie der besonderen 
Abzeichen der Genfer Konvention, 

g) die Zerstörung oder Wegnahme feindlichen Eigentums, es sei denn, daß 
die Gebote des Krieges dies dringend erheischen. 

Art. 24 [14]. Kriegslisten und die Anwendung der notwendigen Mittel, 
um sich Nachrichten über den Gegner und das Gelände zu verschaffen, sind 
erlaubt. 

Art. 25 [15]. Es ist verboten, unverteidigte Städte, Dörfer, Woh- 
nungen oder Gebäude anzugreifen oder zu bombardieren. 

23) Vgl. die Petersburger Deklaration vom »29. 11. /II. 12. 1868 und unten die 3 Erklä- 
rungen dor Haager Friedenskonferenz. 
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Art. 26 [16]. Der Befehlshaber eines Belagerungsheers soll vor Beginn des 
Bombardements, den Fall eines Sturmangriffs ausgenommen, alles tun, soweit es 
in seinen Kräften steht, um die Ortsobrigkeit davon zu benachrichtigen. 

Art. 27 [17]. Bei Belagerungen und Bombardements sollen alle erforder- 
lichen Maßregeln getroffen werden, um die dem Gottesdienste, der Kunst, 
der Wissenschaft und der Wohltätigkeit gewidmeten Gebäude, sowie 
die Krankenhäuser und Sammelplätze für Kranke und Verwundete so viel 
wie möglich zu schonen, vorausgesetzt, daß sie nicht gleichzeitig zu 
einem militärischen Zwecke Verwendung finden. 

Pflicht der Belagerten ist es, diese Gebäude oder Sammelplätze mit be- 
sonderen sichtbaren Zeichen zu versehen und diese vorher dem Belagerer bekannt- 
zugeben. 

Art. 28 [18]. Es ist verboten, Städte oder Ansiedelungen, selbst wenn 
sie im Sturme genommen sind, der Plünderung preiszugeben.' 4 

Zweites Kapitel. Spione. 

Art. 29 [19, 22]. Spion ist, wer heimlich oder unter falschem Vorwand 
in dem Operationsgebiet einor Kriegspartei Nachrichten einzieht oder einzuziehen 
sucht, in der Absicht, sie der Gegenpartei mitzuteilen. 

Demgemäß sind Militärpersonen in Uniform, die in das Operationsgebiet 
des feindlichen Heeres eingedrungen sind, um sich Nachrichten zu verschaffen, 
nicht als Spione zu betrachten. Desgleichen gelten nicht als Spione: Militär- 
personen und Nichtmilitärpersonen, die offen den ihnen erteilten Auftrag, Mit- 
teilungen an ihr eigenes oder an das feindliche Heer zu überbringen, ausführen. 
Dahin geboren ebenfalls die Personen, die in Luftschiffen befördert werden, um 
Nachrichten zu überbringen oder um überhaupt Verbindungen zwischen den ver- 
schiedenen Teilen eines Heeres oder eines Gebiets aufrecht zu erhalten. 

Art. 80 [20]. Der auf frischer Tat ergriffene Spion kann nicht ohne 
vorausgegangenes Urteil bestraft werden. 

Art. 31 [21]. Ein Spion, der zu seinem Heere zurückgekehrt ist und 
später vom Feinde gefangen genommen wird, ist als Kriegsgefangener zu be- 
handeln und kann für früher begangene Spionage nicht verantwortlich gemacht 
werden. 

Drittes Kapitel. Parlamentäre. 

Art. 82 [43]. Parlamentär ist, wer von einer der Kriegsparteien be- 
vollmächtigt ist, in Unterhandlungen mit der anderen Partei zu treten, und sich 
-mit der weißen Fahne zeigt. Er ist unverletzlich, ebenso der ihn begleitende 
"Trompeter, Hornist oder Trommler, Fahnenträger und Dolmetscher. 

Art. 33 [44]. Der Befehlshaber, zu dem ein Parlamentär gesandt wird, 
ist nicht verpflichtet, ihn unter allen Umständon zu empfangen. 

Er kann alle erforderlichen Maßregeln ergreifen, um den Parlamentär zu 
'«verhindern, seine Sendung zur Einziehung von Nachrichten zu benutzen. 

Er ist berechtigt, bei vorkommendem Mißbrauche den Parlamentär zeit- 
weilig zurückzuhalten. 



•24) Über Beutorocht und Plünderung: §§ 193-206, 210-219 I 9 preuß. Allg. Landrocht 
(aulrecht erhalten nach Art. 89 AG. z. BGB.). §§ 127-136 Militärstrafgesetebuch. 
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Art, 31 [45]. Der Parlamentär verliert sein Recht der Unverletzlich- 
st, wenn der bestimmte, unwiderlegbare Beweis vorliegt, daß er seine bevor- 
rechtigte Stellung dazu benutzt hat, um Verrat zu üben oder dazu anzustiften. 

Viertes Kapitel. Kapitulationen. 

Art. 35 [46]. Die zwischen den verhandelnden Parteien vereinbarten Kapi- 
tulationen sollen den Forderungen der militärischen Ebre Rechnung tragen. 

Einmal abgeschlossen, sollen sie von beiden Parteien gewissenhaft beob- 
achtet werden. 

Fünftes Kapitel. Waffenstillstand. 

Art. 86 [47]. Der Waffenstillstand unterbricht die Kriegsunter- 
nehmungenkraft eines wechselseitigen Übereinkommens der Kriegsparteien. Ist 
eine bestimmte Dauer nicht vereinbart worden, so können die Kriegsparteien 
jederzeit die Feindseligkeiten wieder aufnehmen, jedoch unter der Voraussetzung, 
daß der Feind, gemäß den Bedingungen des Waffenstillstandes, rechtzeitig be- 
nachrichtigt wird. 

Art. 37 [48]. Der Waffenstillstand kann ein allgemeiner oder ein ört- 
lich begrenzter sein; der erstere unterbricht die Kriegsunternehmungen der 
kriegführenden Staaten allenthalben, der letztere nur für bestimmte Teile der 
kriegführenden Heere und innerhalb eines bestimmten Gebiets. 

Art. 88 [49]. Der Waffenstillstand muß in aller Form und rechtzeitig der 
zuständigen Behörden und den Truppen mitgeteilt werden. Sofort nach Mit- 
teilung oder zu einem bestimmten Zeitpunkte sind die Feindseligkeiten einzustellen. 

Art. 89 [50]. Es ist Sache der vertragschließenden Parteien, in den Be- 
dingungen des Waffenstillstandes festzusetzen, welche Beziehungen sie auf dem 
Kriegsschauplatz untereinander und mit der Bevölkerung unterhalten können. 

Art. 40 [51]. Jede schwere Verletzung der Bedingungen des 
Waffenstillstandes durch eine der Parteien gibt der anderen das Recht, ihn zu 
kündigen, und in dringenden Fällen sogar das Recht, die Feindseligkeiten sofort 
wieder aufzunehmen. 

Art. 41 [52]. Die Verletzung der Bedingungen des Waffenstillstandes durch 
Privatpersonen, die aus eigenem Antriebe handeln, gibt nur das Recht, die Be- 
strafung der Schuldigen und gegebenen Falles eice Entschädigung für den er- 
littenen Schaden zu fordern. 

Dritter Abschnitt. Militärische Gewalt auf besetztem feindlichen Gebiete. 

Art. 42 [1]. Ein Gebiet gilt als besetzt, wenn es tatsächlich in 
der Gewalt des feindlichen Heeres steht. 

Die Besetzung erstreckt sich nur auf die Gebiete, wo diese Gewalt her- 
gestellt ist und ausgeübt werden kann. 

Art. 43 [2, 3]. Nachdem die gesetzmäßige Gewalt tatsächlich in die Hände 
des Besetzenden übergegangen ist, hat dieser alle ihm zu Gebote stehenden Maß- 
nahmen zu treffen, um nach Möglichkeit die öffentliche Ordnung und 
Sicherheit wiederherzustellen und aufrecht zu erhalten, und zwar unter 
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Berücksichtigung der Landesgesetze, sofern keine unüberwindlichen 
Hindernisse entgegenstehen. 

Art. 44 [36]. Es ist verboten, die Bevölkerung eines besetzten Ge- 
biets zur Teilnahme an den Kriegsunternehmungen gegen ihr eigene» 
Land zu zwingen. 

Art. 46 [37]. Es ist verboten, die Bevölkerung eines besetzten Gebiet» 
zu zwingen, der feindlichen Macht den Treueid zu leisten. 

Art. 46 [38]. Die Ehre und die Rechte der Familie, das Leben der Bürger, 
das Privateigentum, die religiösen Überzeugungen und die gottesdienstlichen 
Handlungen sollen geachtet werden. 

Das Privateigentum darf nicht eingezogen werden. 

Art. 47 [39]. Die Plünderung ist ausdrücklich verboten. 

Art. 48 [5]. Wenn die Kriegspartei in dem besetzten Gebiete die zugunsten 
des Staates bestehenden Steuern, Zölle und Abgaben erhebt, so soll sie es 
möglichst nach Maßgabo der für ihre Erhebung und Verteilung geltenden Vor- 
schriften tun; es erwächst hiermit für sie die Verpflichtung, die Kosten der 
Verwaltung des besetzten Gebiets in dem Umfange zu tragen, wie die gesetz- 
mäßige Regierung hierzu verpflichtet war. 

Art. 49 [40]. "Wenn der Besetzende außer den im vorstehenden Artikel 
erwähnten Abgaben andere Auflagen in Geld in dem besetzten Gebiet erhebt, 
so darf dies nur zur Deckung der Bedürfnisse des Heeres oder der 
Verwaltung dieses Gebiets geschehen. 

Art. 50. Keine Strafe in Geld oder anderer Art darf über eine ganze 
Bevölkerung wegen der Handlungen Einzelner verhängt werden, für 
welche die Gesamtheit nicht als verantwortlich angesehen werden kann. 

Art. 51 [41], Zwangsauflagen [contriötUions] können nur auf Grund 
eines schriftlichen Befehls und unter Verantwortlichkeit eines selbständig komman- 
dierenden Generals erhoben werden. 

Die Erhebung soll so viel wie möglich unter Beobachtung der für die 
Festsetzung und Verteilung der Steuern geltenden Vorschriften erfolgen. 

Über jede Zwangsleistung erhalten die Beitragspflichtigen eine Empfangs- 
bescheinigung [recu]. 

Art. 52 [42]. Naturalleistungen [requüitions ennature] und Dienst- 
leistungen können von Gemeinden oder Einwohnern nur für die Bedürfnisse 
des Besetzungsheers gefordert werden. Sie müssen im Verhältnisse zu den 
Hilfsquellen des Landes stehen und dürfen für die Bevölkerung nicht die Ver- 
pflichtung enthalten, an Kriegsunternehmungen gegen ihr Vaterland teilzunehmen. 

Derartige Natural- und Dienstleistungen können nur mit der Ermächtigung 
des Befehlshabers der besetzten Gebiete vorgenommen werden. 

Naturalleistungen sind so viel wie möglich bar zu bezahlen; anderenfalls 
sind dafür Empfangsbescheinigungen auszustellen. 

Art. 53 [6]. Das Besetzungsheer kann nur mit Beschlag belegen 
[saisir]: das Bargeld und die "Wertbestände des Staates, sowie die dem Staate 
zustehenden eintreibbaren Forderungen, die Waffenniederlagen, Beförderungs- 
mittel, Vorratshäuser und Lebensmittelvorräte, sowie überhaupt alles dem 
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Staate gehörende bewegliche Eigentum, das geeignet erscheint, den 
Kriegsunternehmungen zu dienen. 

Das Eisenbahnmaterial, die Landtelegraphen 25 , die Fernsprech- 
anlagen, die Dampfschiffe und andere Fahrzeuge [navires] — soweit 
hier nicht die Vorschriften dos Seerechts Platz greifen — , die Waffennieder- 
lagen und überhaupt jede Art Kriegsmunition, auch dann, wenn all dies 
Gesellschaften oder Privatpersonen gehört, sind ebenfalls ihrer Natur nach 
Mittel, die den Kriegsunternehmungen dienen; sie müssen aber wieder zurück- 
erstattet werden. Die Entschädigungsfrage wird bei Abschluß dos Friedens 
geregelt. 

Art. 54 [6]. Das Eisenbahnmaterial, das aus neutralen Staaten 
kommt, sei es daß es diesen selbst oder Gesellschaften oder Privatpersonen ge- 
hört, soll ihnen sobald wie möglich zurückgesandt werden. 

Art. 55 [7], Der Staat, von dem die Besetzung ausgeht, betrachtet sich 
nur als Verwalter und Nutznießer der öffentlichen Gebäude, Liegen- 
schaften, "Wälder und landwirtschaftlichen Anlagen, die dem feindlichen Staate 
gehören und in dem besetzten Gebiete liegen. Er ist verpflichtet, den Grundstock 
dieser Güter zu schützen und sie nach deu Regeln des Nießbrauchs zu verwalten. 

Art. 56 [8]. Das Eigentum der Gemeinden und der dem Gottes- 
dienste, der "Wohltätigkeit, dem Unterrichte, der Kunst und "Wissen- 
schaft gewidmeten Anstalten, auch wenn diese dem Staate gehören, ist als 
Privateigentum zu behandeln. Jede absichtliche Entfernnng, Zerstörung 
oder Beschädigung von derartigen Gebäuden, von geschichtlichen Denkmälern oder 
von "Werken der Kunst und "Wissenschaft ist verboten und muß geahndet werden. 

Vierter Abschnitt. Bei Neutralen festgehaltene Kriegführende und in 

Pflege befindliehe Verwundete. 
Art. 57 [53]. Der neutrale Staat, auf dessen Gebiet Truppon der krieg- 
führenden Heere übertreten, muß sie möglichst weit vom Kriegsschauplatz 
unterbringen. 

Er kann sie in Lagern verwahren und sie auch in Festungen oder in" 
anderen zu diesem Zwecke geeigneten Orten einschließen. 

Es hängt von seiner Entscheidung ab, ob Offiziere, die sich auf Ehren- 
wort verpflichten, das neutrale Gebiet nicht ohne Erlaubnis zu verlassen, frei- 
gelassen werden können. 

Art. 58 [54]. In Ermangelung einer besonderen Vereinbarung hat der 
neutralo Staat den der Festhaltung unterliegenden Personen Nahrung, Kleidung 
und die durch die Menschlichkeit gebotenen Hilfsmittel zu gewähren. 

Die durch die Internierung verursachten Koston sind nach dem Friedens- 
schlüsse zu ersetzen. 



25) Auf Antrag dos danischen Bevollmächtigten war hinter dem Worte „tolegraphos de 
terre" eingeschaltet wordon „y compris los cäblos d'atterissage" (nach der Erläuterung : 
etablis dans les limites du territoire maritime de l'Etat). Auf den Widerspruch des britwch#o Be- 
vollmächtigtem in dor 7. Sitzung vom 25. 7. 1899, daß die Behandlung von Fra**tt i** $*mcht$ 
über die vereinbarte Zuständigkeit der Konferenz hinausginge, ließ der dtaiseö.* ^»viJmäiÄter.o 
„dans le desir de laisser subsister l'unanimite de l'art 53" seinen Abänderaojcwwtrntf äiitoa et- 
liche Ausgabe der „Conference intern, de la paix" 1899 Teil I S. G2, 94). — -toi Kjusif ra» 
Schutze der unterseeischen Telegraphenkabel vom • 14. 3. 1884 Art. 15. 
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Art. 59 [55]. Der neutrale Staat kann den Durchzug von Verwundeten 
«der Kranken der kriegführenden Heoro durch sein Gebiet gestatten, jedoch 
unter dem Vorbehalte, daß die zur Beförderung benutzten Züge weder Kriegs- 
personal noch Kriegsmaterial mit sich führen. Der neutrale Staat ist in solchen 
Fällen verpflichtet, die erforderlichen Sicherheits- und Aufsichtsmaßregeln zu 
treffen.» 

Die der Gegenpartei angehörigen Verwundeten oder Kranken, die von 
«iner der Kriegsparteien auf neutrales Gebiet gebracht werden, sind von dem 
neutralen Staate derart zu bewachen, daß sie nicht von neuem an den Kriegs- 
unternehmungen teilnehmen können. Der neutrale Staat hat gegenüber den 
ihm anvertrauten Verwundeten oder Kranken des anderen Heeres die gleichen 
Verpflichtungen. 

Art. 60 [56]. Die Genfer Konvention' 0 gilt auch für die im neutralen 
Gebiet untergebrachten Krauken und Verwundeten. 



III. Abkommen [Convention]. 

Nicht ratifiziert: Türkei. 1 

Literatur: Bonfils 1280; Gareis 85; v. Liszt 41; Pereis 37. — v. Holtzondoifl. IV 79; v. Martens 
II 114 Ririer 52; Ulimann 151. — Oben bei Nr. 20 (Genfer Konrention). 

Abkommen, betreffend die Anwendung der Grundsätze der Genfer 
Konvention vom 22. August 1864 auf den Seekrieg. 37 

S. M. der Deutsche Kaiser, König von Preußen, S. M. der Kaiser von 
Österreich usw. . . . [folgt die Aufzählung der Oberhäupter der Vertragsstaaten] 

gleichermaßen von dem Wunsche beseelt, so viel an ihnen liegt, die vom 
Kriege unzertrennlichen Leiden zu mildern und in der Absicht, zu diesem 
Zwecke die Grundsätze der Genf er Konvention vom *22. August 1864 auch auf den 
Seekrieg auszudehnen , haben beschlossen , ein Abkommen zu dem Ende einzugehen, 

sie haben demgemäß zu Bevollmächtigten ernannt: . . . 
[Folgen die Namen der Bevollmächtigten], 
welche nach Austausch ihrer, in guter und gehöriger Form befundenen Voll- 
machten, folgende Bestimmungen vereinbart haben: 

Art. 1. Die militärischen Lazarettschiffe, die einzig und allein 
vom Staate erbaut oder eingerichtet worden sind, um den Verwundeten, Kranken 
oder Schiffbrüchigen Hilfe zu bringen, sind bei Boginn oder im Verlaufe der 
Feindseligkeiten, jedenfalls aber vor der Vorwendung, den kriegführenden Mächten 
mit Namen anzumelden. Diese Schiffe sind zu achten und dürfen während der 
Dauer der Feindseligkeiten nicht weggenommen werden. 

Auch dürfen sie bei einem Aufenthalt in neutralen Häfen nicht nach den 
für Kriegsschiffe geltenden Regeln behandelt werden. 

Art. 2. Lazarettschiffe, die ganz oder zum Teil auf Kosten von 
Privatpersonen oder von amtlich anerkannten Hilfsgesellschaften ausgerüstet 



26) Vom »22. a 1864. 

27) Eine Ergänzung hat das Abkommon in einom am 25. 12. 1904 hu Haag; unter/eich- 
noton, aber noch nicht ratifizierten , Vertrage gefunden, wonach' die HospitalschifTa, die den Be- 
stimmungen der Art. 1, 2 oder 3 entsprechen, in Kriegszeiten in den Häfen der Vertragrsstaaten 

• von allen Steuern und Oobühxen befreit sein sollen (nach der Norddeutschen Allgomoinon Zeitung 
▼om 29. 12. 1901). 
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worden sind, sind ebenfalls zu achten und von der "Weguahrno ausgeschlossen, 
sofern die kriegführende Macht, der sie angehören, eine amtliche Bescheinigung 
für sie ausgestellt und ihre Namen dem Gegner bei Beginn oder im Verlauf» 
der Feindseligkeiten, jedenfalls aber vor der Verwendung, bekannt gemacht hat. 

Diese Schiffe müssen eine von der zuständigen Behörde auszustellend» 
Bescheinigung darüber bei sich führen, daß sie sich während der Ausrüstung 
und beim Auslaufen unter ihrer Aufsicht befunden haben. 

Art. 3. Lazarettschiffe, die ganz oder zum Teil auf Kosten von 
Privatpersonen oder von amtlich anerkannten Hilfsgesellschaften neutraler 
Staaten ausgerüstet worden sind, sind zu achten und von der "Wegnahme aus- 
geschlossen, sofern der neutrale Staat, dem sie angehören, einen amtlichen 
Auftrag für sie ausgestellt hat und den kriegführenden Mächten ihre Namen zu 
Beginn oder im Verlaufe der Feindseligkeiten , jedenfalls aber vor ihrer Verwen- 
dung, bekannt gemacht hat. 

Art. 4. Die in den Artikeln 1, 2, 3 bezeichneten Schiffe sollen den 
Verwundeten, Kranken und Schiffbrüchigen der Kriegsparteien ohne Unter- 
schied der Nationalität Hilfe und Beistand gewähren. 

Die Regierungen verpflichten sich, diese Schiffe zu keinerlei militä- 
rischen Zwecken zu benutzen. 

Diese Schiffe dürfen in keiner Weise die Bewegungen der Kriegsschiffe 
behindern. 

Während und nach dem Kampfe handeln sie auf ihre eigene Gefahr. 

Die Kriegsparteien üben ein Aufsichts- und Durchsuchungs- 
recht über sie aus. Sie können ihre Hilfe ablehnen, ihnen befehlen, sich zu 
entfernen, ihnen eine bestimmte Fahrtrichtung vorschreiben, einen Koramissar an 
Bord geben und sie auch zurückhalten, wenn besonders erhebliche Umstände 
es erfordern. 

Die Kriegsparteien sollen die den Lazarettschiffen gegebenen Befehle, so- 
weit wie möglich, in deren Schiffstagebuch eintragen. 

Art. 5." Die militärischen Lazarettschiffe sind kenntlich zu machen 
durch einen äußeren weißen Anstrich mit einem wagerecht laufenden, etwa 
l'/a m breiten, grünen Streifen. 

Die in den Artikeln 2, 3 bezeichneten Schiffe sind kenntlich zu machen 
durch einen äußeren weißen Anstrich mit einem wagerecht laufenden, etwa Vf t n> 
breiten, roten Streifen. 

Die Boote dieser Schiffe, sowie die kleinen zum Lazarettdienste verwen- 
deten Fahrzeuge müssen durch einen ähnlichen Anstrich kenntlich gemacht sein. 

Alle Lazarettschiffe sollen sich dadurch erkennbar machen, daß sie neben 
der Nationaflagge die in der Genfer Konvention vorgesehene weiße Flagge 
mit dem roten Kreuze hissen.* 8 



28) Der türkische Bevollmächtigte sprach (in der Sitzung Tom 13. 6. 1899) den Wunsch 
ans, daß par mesure de reeiprocite, le Croissant Rone» soit assur6 dn mSme respect et il demande 
qu'on prenne acte de rexpression de ce deair. Der Vertreter der siamesischen Regierung 
orklärto, daü le gouvernement siamois ajouto an drapeau de la Convention de Geneve, a cötö de 
la Croüc Rouge, nn emblöme sacre du enito Bouddhiste figure en rouge egalomont et qu'on appelle 
„la flamme" (amtliche Auagabe Teil DI S. 73, auch schon S. 66). - Vgl. noch die Genfer Kon- 
vention vom *22. 8. 1864 Art. 7 mit Anmerkungen. 
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Art. 6. Handelsschiffe, Yachten oder neutrale Fahrzeuge" 
die Verwundete, Kranke oder Schiffbrüchige der Kriegsparteien an Bord 
genommen haben, können aus diesem Anlasse nicht weggenommen werden, 
aber sie bleiben der Wegnahme ausgesetzt im Falle von Neutralitätsverletzungen, 
deren sie sich etwa schuldig gemacht haben. 

Art. 7. Das geistliche, ärztliche und Lazarettpersonal weggenom- 
mener Schiffe ist unverletzlich und kann nicht kriegsgefangen gemacht 
werden. Es ist berechtigt, beim Verlassen des Schiffes die Gegenstände und 
chirurgischen Instrumente, die Privateigentum sind, mit sich zu nehmen. 

Es soll jedoch seine Dienste solange weiter leisten, als es notwendig er- 
scheint, und kann sich erst dann zurückziehen, wenn der Befehlshaber des 
Schiffes es für zulässig erklärt 

Die Kriegsparteien sind verpflichtet, diesem Personale, wenn es in ihre 
Hände fällt, den vollen Genuß der Gebührnisse zu sichern. 

Art. 8. Dio an Bord befindlichen Marine- und Militärpersonen, die 
verwundet oder krank sind, sollen von der Partei, die das Schiff genommen 
hat, ohne Unterschied der Nationalität geschützt und gepflegt werden. 

Art. 9. Schiffbrüchige, Verwundete oder Kranke einer Kriegs- 
partei, die in die Hände der anderen fallen, sind Kriegsgefangene. 

Der Partei, die sie gefangen genommen hat, bleibt es überlassen, sie nach 
den Umständen festzuhalten oder nach einem ihrer Häfen, nach einem neutralen 
Hafen oder selbst nach einem Hafen des Gegners zu befördern. Im letzteren 
Falle dürfen die so in ihre Heimat entlassenen Kriegsgefangenen während der 
Dauer des Krieges nicht mehr dienen. 

Art. 10. (Weggefallen.) 80 

Art. 11. Die in den vorstehenden Artikeln getroffenen Vereinbarungen 
sind für die vertragschließenden Mächte nur bindend im Falle eines 
Krieges zwischen zwei oder mehreren von ihnen. 

Die Vereinbarungen hören mit dem Augenblicke auf verbindlich zu sein, 
wo in einem Kriege zwischen Vertragsmächten eine Nichtvertragsraacht sich einer 
der Kriegsparteien anschließen sollte. 

Art. 12. [= II. Abkommen Art. 3 (Ratifikation).] 

Art. 13. Die Nichtsignatarmächte, die der Genfer Konvention vom 
22. August 1864 beigetreten sind, können ihren Beitritt zu diesem Abkommen 
erklären. 

Sie haben zu diesem Zwecke ihren Beitritt den Vertragsmächten durch 
eine schriftliche Benachrichtigung bekannt zu geben, die an die Regierung der 
Niederlande zu richten und von dieser allen anderen Vertragsmächten mitzu- 
teilen ist. 

Art. 14. [= I. Abkommen Art 61 (Kündigung, Untorzeichnungsvermerk)]. 
[Unterschriften.] 

29) Die Übersetzung ist undeutlich. Der französische Text sagt: les bätiments de com- 
merce, yachts ou embarcations neutres, und nach den Vorhandlungen soll sich das „neutral" auf 
sämtlicho aufgezählten Gruppen bezieben. 

30) Art. 10 lautete: 

Les naufragos , blosses ou malades , qui sont debarqo.es dans un port neutre, du con- 
sentement de l'autorite locale, devTont, a moins d'un arrangement oontrairo de l'erat neutre 
avec los etats beliigerants , Stre gardes par l'etat neutre de maniere qu'ils ne puissent pas 
de nouvoau prendre part aux Operations de la guerre. 

Les frais d'hospitalisabon ot d'internement seront Supportes par l'ötat dont relevant 
les naufrages, blessäs ou malades. 
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Die drei Erklärungen [däclarations]. 

Nicht ratifiziert (alle drei Erklärungen): Türkei. 

Nicht unterzeichnet sind: alle drei Erklärungen von Großbritannien; die- 
2. und 3. von den V. St. v. Amerika; die 3. von Portugal. 

i: Erklärung. 

Die unterzeichneten Bevollmächtigten der auf der internationalen Friedens- 
konferenz im llaag vertretenen Mächte, von dem Gedanken geleitet, der in der 

Deklaration von St. Petersburg vom ^jf^—^ 1868 Ausdruck gefunden hat, 

erklären: 

Die vertragschließenden Mächte sind dahin übereingekom- 
men, daß das Werfen von Geschossen und Sprengstoffen aus 
Luftschiffen oder auf anderen ähnlichen neuen "Wegen für die 
Dauer von fünf 81 Jahren verboten ist. 

Diese Erklärung ist für die vertragschließenden Mächte nur bin- 
dend im Falle eines Krieges zwischen zwei oder mehreren von ihnon. 

Sie hört mit dem Augenblicke auf verbindlich zu sein , wo in einem Kriege 
zwischen Vertragsmächten eine Nichtvertragsniacht sich einer der Kriegsparteien 
anschließt. 

Diese Erklärung soll sobald wie möglich ratifiziert werden. 

Die Ratifikationsurkunden sollen im Haag hinterlegt werden. 

Über die Hinterlegung einer jeden Ratifikationsurkunde soll ein Protokoll 
aufgenommen werden; von diesem soll eine beglaubigte Abschrift allen Vertrags- 
mächten auf diplomatischem "Wege mitgeteilt werden. 

Die Nichtsignatarmächte können dieser Erklärung beitreten. Sie haben 
zu diesem Zwecke ihren Beitritt den Vertragsmäcbten durch eine schriftliche 
Benachrichtigung bekannt zu geben, die an die Regierung der Niederlande zu 
richten und von dieser allen anderen Vertragsmächten mitzuteilen ist. 

[Abs. 8—11 = I. Abkommen Art. 61 (Kündigung usw.)]. 

[Unterschriften.] 

II. Erklärung. 

Die unterzeichneten Bevollmächtigten der auf der internationalen Friedens- 
konferenz im Haag vertretenen Mächte, von dem Gedanken geleitet, der in der 

Deklaration von St. Petersburg vom *^*Dclom S 1868 Ausdruck gefunden hat, 
erklären : 

Die vertragschließenden Mächte unterwerfen sich gegen- 
seitig dem Verbote, solche Geschosse zu verwenden, deren ein- 
ziger Zweck ist, erstickende oder giftige Gase zu verbreiten. 
Diese Erklärung ist ... [usw. = I. Erklärung]. 

UI. Erklärung. 

Die unterzeichneten Bevollmächtigten der auf der internationalen Friedens- 
konferenz im Haag vertretenen Mächte, von dem Gedanken geleitet, der in der 

81) Also zaneit nicht mehr verbindlich. 
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Deklaration von St. Petersburg vom 1868 Ausdruck gefanden hat, 

erklären: 

Die vertragschließenden Mächte unterwerfen sich gegen- 
seitig dem Verbote, Geschosse zu verwenden, die sich leicht im 
menschlichen Körper ausdehnen oder platt drücken, derart wie 
die Geschosse mit hartem Mantel, der den Kern nicht ganz um- 
hüllt oder mit Einschnitten versehen ist. 
Diese Erklärung ist ... [usw. = I. Erklärung]. 



Nr. 72. 

Ostasiatische Frage. 1 

I. Abkommen zwischen dem Deutschen Reiche und Großbritannien. 
London, 16. Oktober 1900. 

Urtext: deutsch und englisch. — Abdruck: Staatsarchiv Bd. 67 S. 3. 
Literatur: Bonfils 143, v. Liszt III 5. 
Vgl. Nr. 68. 

Die Kaiserlich Deutsche Regierung und die Königlich Groß- 
britannische Regierung, von dem Wunsche geleitet, ihre Interessen in China 
und ihre Rechte aus bestehenden Verträgen aufrechtzuerhalten, sind überein- 
gekommen, für ihre beiderseitige Politik in China nachstehende Grundsätze 
zu beobachten: 

1. Es entspricht einem gemeinsamen und dauernden internationalen Inter- 
esse, daß die an den Flüssen und an der Küste Chinas gelegenen Häfen den 
Handel und jeder sonstigen erlaubten wirtschaftlichen Tätigkeit für die An- 
gehörigen aller Nationen ohne Unterschied frei und offen bleiben; und die 
beiden Regierungen sind miteinander einverstanden, dies ihrerseits für alles 
Chinesische Gebiet zu beobachten, wo sie einen Einfluß ausüben können. 

2. Die Kaiserlich Deutsche Regierung und die Königlich Großbritannische 
Regierung wollen ihrerseits die gegenwärtige Verwicklung nicht benutzen, um 
für sich irgend welche territorialen Vorteile auf chinesischem Gebiet zu erlangen, 
und werden ihre Politik darauf richten, den Territorial-Bestand des Chi- 
nesischen Reichs unvermindert zu erhalten. 

S. Sollte eine andere Macht die chinesischen Komplikationen benutzen 
um unter irgend einer Form solche territorialen Vorteile zu erlangen , so behalten 
beide Kontrahenten sich vor, über etwaige Schritte zur Sicherung ihrer eigenen 
Interessen in China sich vorher untereinander zu verständigen. 

4. Die beiden Regierungen werdon diese Übereinkunft den übrigen be- 
teiligten Mächten, insbesondere Frankreich, Italien, Japan, Österreich -Ungarn, 
Rußland und den Vereinigten Staaten von Amerika, mitteilen und dieselben ein- 
laden, den darin niedergelegten Grundsätzen beizutreten.* 



1) "Weitere Akte: Friede zwischen Japan und China zu Schimonosoki vom 17.4. 1895 
(M. 4 21 S. 642, StA. Bd. 67 S. 366), Abkommen Japans mit Rußland über Korea vom 18./25. 4. 
1898 (M. 4 28 S. 760), abschließendes Protokoll zwischen China und den MHchten zu Peking 7. 9. 
1901, Verhandlungen mit Rußland wegen der Mandschurei seit 1900 (StA. 66 S. 129 — 180 Bd. 69 
S. 37 — 111), Verhandlungen zwischen Rußland und Japan vor dem Ausbruche des Eriogos vom 
28. 7. 1903 — C. 2. 1904 (M. » 31 S. 613, StA. 69 S. 210). 

2) Die bezeichneten Staaten sollen sämtlich don Grundsätzen zugestimmt haben. Gleiche 
Angabe bei v. Liszt § 3 S. 30. 
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II. Britisch -japanisches Bündnis. 9 Vertrag zu London, 30. Januar 1902. 

[Martens » 90 S. 660 = 31 S. 260, Staatsarehiv Bd. 67 S. 8.]« 

The Governments of Great Britain and Japan, actu&ted solely byadesire 
lo maintain the Status quo and general peace in the extreme East, being 
moreover specially interested in maintaining the independence and territorial in- 
tegrity of the Empire of China and the Empire of Corea, and in securing equal 
opportunities in those countries for the commerce and industry of all nations, 
hereby agree as follows: — 

Art. 1. The High Contracting Parties having mutually recognized the 
indepedence of China and of Corea, declare themselves to be entirely unin- 
fluenced by any aggressive tendencies in either country. Having in view, 
however, their special interests, of which those of Great Britain relate princi- 
pally to China, while Japan, in addition to the interests which she possesses in 
China, is interested in a pecoliar degree politically as well as commercially and 
industrially in Corea, the High Contracting Parties recognize that it will be ad- 
roissible for either of them to take such measures as may be indispensable in 
order to safe-guard those interests if threatened either by the aggressive action 
of any other Power, or by disturbances arising in China or Corea, and necessio 
tating the Intervention of either of the High Contracting Parties for the pro- 
tection of the lives and property of its subjects. 

Art. 2. If j either Great Britain or Japan, in the defence of their re- 
spective interests as above described, should become involved in war with 
another Power, the other High Contracting Party will maintain a strict 
neutrality, and use its efforts to prevent other Powers from joining in hosti- 
lities against its ally. 

Art. 3. If, in the above event, any other Power or Powers should 
join in hostilities against that ally, the other High Contracting Party will 
come to its assistance, and will conduct the war in common, and make 
peace in mutual agreeinent with it. 

Art. 4. The High Contracting Parties agree that neither of them will, 
without Consulting the other, enter into separate arrangements with 
another Power to the prejudice of the interests above described. 

Art. 5. Whenever, in the opinion of either Great Britain or Japan, the 
above mentioned interests are in jeopardy, the two Governments will 
cate with one another fully and frankly. 

Art. 6. The present Agreement shall come into effect immediatoly after 
the dato of its signaturo, and remain in force for 5 years from that date. 

In case neither of the High Contracting Paiües should have notified 
12 months before the expiration of the said five years the intention of ter- 
minating it, it shall remain binding until the expiration of one year from the 
day on which either of the High Contracting Parties shall have denounced it. 
Bat if, when the date fixed for its expiration arrives, either ally is actually 
engaged in war, the alliance shall, ipso facto, continue until peace is concluded. 



8) Auf die Mitteilung von dem Vertrage eine Erklärung der „ gouvernements alliös de 
Bussie et do France" zu Petersburg 8./16. 8. 1902 (StA. 69 S. 69). 

4) Der Abdruck hier ist mit einer Abschrift des Vertrages verglichen, die ich aas den 
Akten der kaiserlich japanischen Gesandtschaft in Berlin entnehmen durfte. 
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I. Vertrag zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und Großbritannien. 
Waehington, 18. November 1901. (Hay-Pauncefote- Vertrag) 19 

Abdruck: Martens« 30 (631), Staatsarchiv 66 S. 218 (mit Vorverhandlungen), Niomeyer Zeit- 
schrift 12 S. 866. 

Literatur: Bonfils 513, 800; Gareis 20; Heffter 146; v. Holtzendorff II 82, IV 137, v. Liszt 27 IV; 
v. Martens IL 59, I 77; Perela 83 V; Rivier 17 IV; Dllmann 96. — Bustamente, Rovue 27 
8. 112, 223. 

The United States of America and his Majesty Edward the VII of the 
United Kingdom of Oroat Britain and Ireland and of the British Dominions 
beyond the Seas*, King, and Emperor of India, being desirous to facilitate the 
construction of a ship canal to connect tho Atlantio and Pacific oceans, by 
whatever ronte may be considered expedient, and to that end to remove aoy 
objection which may arise out of the Convention of the of April 1850, 
commonly called .the Clayton-Bulwer Treaty 1 , to the construction of such 
canal under the auspices of the Government of the United States without im- 
pairing the „general principlo* of neutralization established in Article VIII of 
that Convention, have for tbat purpose appointed as their plenipontentiaries: 

The President of the U. S., John Hay, Secretary of State of the U. S. 
of America; and his Majesty Edward the VII of the Unitod Kingdom eto. the 
Right Hon. Lord Pauncefote, his Majesty's Ambassador Extraordinary and 
Plenipotentiary to the U. S. 

Who, having communicated to oach other their füll powers, which were 
found to be in duo and proper form, have agreed upon the following articles: 

Art. I. The high contracting parties agree that the present treaty 
shall supersedo the aforementionod Convention of the 19*h of April 1850. 

Art. II. It is agreed that the canal may be construotod under the 
auspices of the Government of the United States, either directly at its 
own cost, or by gift or loan money to individuals or corporations, or through 
subscriplion to or purchase of stock or shewes, and that, subject to the Pro- 
vision of the present treaty, that the said Government shall have and eujoy all 
the rights incident to such construction, as well as the exclusive right of pro- 
viding for the regulation and management of the canal. 

Art. III. The United States adopts as the basis of tho neutrali- 
zation of such ship canal, the following rules, substantially as embodied in the 
Convention of Constantinopel, signed the *28 tfl of October 1888, for the free 
navigation of the Suez Canal, that is to say: 

1. Tho canal shall be free and open to the vessels of commerce 
and of war of all nations observing these rules, on terms of entire equality. 
so that there shall be no discrimination against any such nation or its Citizens 




iClayton- 

The Govemments of the Unitod States and Groat Britain hereby dedare that 
the one nor the other will ever obtain or maintain for itself any exclusive control Over the 
said ship canal: agTeeing that neither will erect or maintain any fortifications commanding 
the same or in the vicinity thereof, or occupy, or fortify, oo colonizo, or assume, or exorcise 
any dominion over . . . any part of Central America. . . . 
Vgl. damit den Vertrag unter II. 

2) „König . . . der britischen Lande überm Meer" Zusatz zum Titel seit der 
Proklamation vom 4. 11. 1901 (Hatschek, Englisches Staatsrecht 1905 S. 661). 

3) Die Ratifikationen sind am 21. 2. 1902 zu Washington ausgetauscht. 

FleiBohmann, Völkerrochtsquellen. 21 
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or subjects in respect of the conditions or cb arges of traffic or otherwise. Such 
conditions and charges of traffic shall be just and equitable. 

2. The canal shall never be blockaded, nor shall any right of war 
be exercised nor any act of hostility be committed within it The United 
States, however, shall be at the liberty to maintain such military police along 
the canal as inay be necessary to protect it against lawlessness and disorder. 

3. Vessels of war of a belligerent shall not revictual nor take any 
stores in tho canal except so far as may be strictly necessary; and the transit of 
such vessels through the canal shall be effected with the least possible delay in 
accordance with tho regulations in force, and with only such intermission as 
may result from the nocessities of the Service. Prizes shall be in all respects 
subject to the same rules as vessels of war of the belligerents. 

4. No belligerent shall embark or disembark troops, munitions of 
war, or warlike materials used in the canal except in case of accidental 
hinderance of the transit, and in such case the transit shall be resumed with 
all possible dispatch. 

5. The provisionß of this article shall apply to waters adjacent to the 
canal, within 3 marine miles of either end. Vessels of war of a belligerent 
shall not reinain in such water longer then 24 hours at any one time, 
except in case of distress, and in such cases shall depart as soon as possible; 
but a vessel of war of one belligerent shall not depart within 24 hours from the 
departure of a vessel of the other belligerent. 

6. The plant, establishments, buildings, and all works necessary to the 
construction, maintonance and Operation of the canal, shall be deemed to be 
parts thereof for the purposo of this treaty, and in time of war, as in time of 
peace, shall enjoy complete immunity from attack or injury by belli- 
gerents, and from acts calculated to impair their usefulness as part of the canal. 

Art. IV. It is agreed that no change of territorial sovereignty or of inter- 
national relations of the country or countries traversed by the bofore-mentioned 
canal shall affect the general principle of neutral ization or the Obligation of the 
high contracting parties under the present treaty. 

Art. V. Tho present treaty shall be ratified by the President of the 
United States by and with the advice and consent of the Senate thereof, and 
by his Britannio Majesty; and the ratifications shall be exchanged at Washington 
or at London at the earliest possible time within six months from the date hereof.* 

II. Vertrag zwischen den V. St v. Amerika und der Republik Panama.* 
Washington, 18. November 1903.« " 

Urtext: englisch u. spanisch (maßgebend der englische Text). — Abdruck: Martens 9 31 S. 599, 
StA. 69 S. 813. — Über die frühere Rechtslage Tgl. Art. 22, 8. 

Art 1. Die Vereinigten Staaten garantieren die Unabhängig- 
keit der Republik Panama 6 und werden sie aufrecht erhalten. 

*) Eine deutsche Übersetzung fehlt m. W. bisher. Sie ist hier nach der amtlichen ameri- 
kanischen Aasgabe des Vertrages gegebon. 

Abkürzungen: V. St = Vereinigte Staaten („von Amerika" ist in dorn Toxto niemals 
beigefugt), P. = Panama, Bep. = Republik. 

4) Vgl. Art. 35 Vertrag 12. 12. 1846 zwischen den V. St. und Columbien (Neu-Granada) : 
M. 1 13. S. fcö3. 
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Art. 2. Die Rep. P. gesteht den V. St. auf ewig [in perpetuity] — für 
den Bau und die Unterhaltung, für den Betrieb, die Regelung der Gesundheits- 
verhältnisse und den Schutz [construction , maintenance , Operation, sanitation 
and protection] des oben genannten Kanals — den Gebrauch, den Besitz und 
die Beaufsichtigung [use, occupation andcontrol] einer Zone von Land und von 
Land unter Wasser [land and land under water] in einer Breite von 10 Meilen 
zu, die sich auf jeder Seite in einem Abstände von 5 Meilon von der Mittellinie 
des zu erbauenden Kanals erstreckt. Diese Zone beginnt an dem Karaibischcn 
Meere, 3 Seemeilen von der mittleren Wasserlinie bei Ebbe [from mean low water 
mark], und erstreckt sich nach dem Isthmus und quer durch den Isthmus von 
P. bis an den Stillen Ozean auf eine Entfernung von 3 Seemeilen von der mitt- 
leren Wasserlinie bei Ebbe — mit dem Vorbehalte [proviso], daß die Städte 
Panama und Colon und die daran stoßenden Häfen, die in den Bereich der 
zuvor beschriebenen Zone eingeschlossen sind, nicht auch in dieses Zugeständnis 
eingeschlossen worden. Die Rep. P. räumt ferner den V. St. auf ewig den Ge- 
brauch, den Besitz und die Aufsicht irgend welchor anderen Land- und Wasser- 
streifen außerhalb der oben beschriebenen Zone ein, die notwendig und zweck- 
dienlich sein könnton für deu Bau und die Unterhaltung, für die gesundheitlichen 
Einrichtungen und den Schutz des Kanals oder anderer für den Bau, die Unter- 
haltung, die gesundheitlichen Einrichtungen und don Schutz des Unternehmens 
notwendigen und zweckdienlichen Anlagen. 

Die Rep. P. räumt ferner in gleicher Weise den V. St. auf ewig alle Inseln 
innerhalb der Grenzen der oben beschriebenen Zone ein und außerdem die 
Gruppe kleiner Inseln in der Bucht von P., mit Namen Perico, Naos, Culebra 
und Flamenco. 

Art. 3. Die Rep. P. räumt den V. St. alle Rechte, Machtbefugnis 
und Autorität in der erwähnten und in Art. 2 dieses Abkommens [agreemeut] 
beschriebenen Zone ... ein, welche die V. St. besitzen und ausüben würden, 
wenn sie Souverän des Gebietes wären, in dem das genannte Land und 
Wasser liegt, unter völligem Ausschluß der Rep. P. von der Ausübung 
irgend solcher Souveränetätsrechte, Machtbefugnis oder Autorität. 

Art, 4. [Elilfsrocht für die V. St.: Benutzung aller für die Anlage usw. 
des Kanals zweckdienlichen Wasserkräfte] 

Art. 5. Die Rep. P. räumt den Y. St. auf ewig ein Monopol für den 
Bau und die Unterhaltung eines beliebigen Vcrbindungsnotzes fsystem of 
communication] mittels Kanals oder Eisenbahn quer durch ihr Gebiet zwischen 
dem Karaibischen Meere und dem Stillen Ozean eiu. 

Art. 6. [Privatrechte in der übeilassenen Zone bleiben unborührt, müsson 
aber bei Widerstreit mit den Rechten der V. St. weichen. Schadensersatz für 
alle Beeinträchtigungen aus Anlaß des Kanalbaues wird durch eine gemischte 
Kommission (vgl. Art. 15) festgestellt und ist von den V. St. zu bezahlen. Durch 
dio Feststellung wird aber der Bau des Kanals nicht verzögert.] 

Art. 7. Die Rep. P. räumt den V. St. das Rocht ein, innerhalb der Grenzen 
der Städte P. und Colon und deren Häfen und innerhalb des daran stoßenden 
Gebiets durch Kauf oder durch Ausübung des Enteignungsrechts 6 nach Belieben 
Ländereien, Gebäude, Wasserrechte oder andere Vermögensstücke [propertios T ] 



61 UnaLhHngi^koitsorklärung Panamas am 3. 11. 1903, P. anerkannt von don V. St. schon 
am 13. 11. 1903. Verfassungsurkundo der Rop. P. vom 13. 2. 1904 (M, • 31 S. 641). 
Columbien ist nur im Eingange und im Art. 8 des Vortrages erwähnt. 

6) ,.By the exercise of the right of eminent domain" — das Wörterbuch des englischen 
Rochts von Werthoim (1899) vorsagt — os ist das dominium ominens, das in der englisch - ameri- 
kanischen Rechtssprache mit dem Inhalte fortlebt, den ihm Hugo Gratias und Vattol gogobon haben 
(vgl. Kent. Commentaries on American law 12. Aull. 1873 Bd. 2 Nr. 339, 340, Cooley, Con- 
stitutiona) limitations 4. Aufl. 1878 Kap. 15). 

Das mag immerhin zu neueren deutschen dogmongoschichtlichen Ausführungen über das 
dorn. emin. (Oiorke, 0. Mayor, Anschütz im Verwaltungsarchiv V 47) hinzugemerkt werden. 

7) Der Begriff „proporty" ist nicht eindeutig, vgl. Schirrmoistor, Das bürgerliche 
Recht Englaads 1905 § 30 S. 142. 

21* 
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zu erwerben, die für den Bau, die Unterhaltung, den Betrieb und den Schutz 
des Kanals oder irgend welcher gesundheitlichen Einrichtungen notwendig und 
zweckmäßig sind [z. B. für die Wasserversorgung und die Entwässerung 
in den Städten P. und Colon, Anlagen auf Kosten der Y. St., Amortisation 
des Kapitals in 50 Jahren durch Erhebung von Benutzungsgebühren; dann Anfall 
der Wasserwerke an die beiden Städte]. 

Die Rep. P. ist damit einverstanden, daß die Städte P. und Colon auf 
ewig die von den V. St. getroffenen gesundheitlichen Anordnungen . . . befolgen 
sollen, und falls die Regierung von P. nicht imstando oder in ihrer Pflicht 
säumig sein sollte, die Befolgung der gesundheitlichen Anordnungen der V. St 
bei den Städten P. und Colon durchzusetzen , räumt die Rep. P. den V. St. das 
Recht und die Gewalt [authorityj ein, ihre Durchführung zu erzwingen. 

Das gleiche Recht und die gleiche Gewalt wird den V. St zur Auf- 
rechthaltung der öffentlichen Ordnung in den Städten P. und Colon 
nebst angrenzenden Gebieten und Häfen für den Fall eingeräumt, daß die Rep. 
P. — nach dem Urteile der V. St — nicht imstande sein sollte, solche Ordnung 
aufrechtzuhalten. 

Art. 8. Die Rep. P. räumt den V. St alle Rechte ein, die sie, 
kraft der Übertragung 8 der Souveränetät über den Isthmus von P. von 
der Rep. Columbien* auf die Rep. P., an dem Eigentume [property] der 
Neuen P.-Kanalgesellschaft 8 und der P.-Eisenbahngesellschaft 
gegenwärtig hat oder künftig erwerben könnte, und sie ermächtigt die Neue 
P.-Kanalgesellschaft, ihro Rechte, Privilegien, ihr Eigentum und ihre Konzes- 
sionen sowohl wie die P.- Eisenbahn und alle Aktien oder einen Teil der Aktien 
jener Gesellschaft an die V. St zu verkaufen und zu übertragen. Jedoch 
soll das Staatsland [public lands], das jetzt in die Konzessionen der genannton 
beiden Gesellschaften einbegriffen ist, aber außerhalb der in Artikel 2 beschrie- 
benen Zone liegt und nicht für den Bau oder den Betrieb des Kanals gebraucht 
wird, an die Rep. P. zurückfallen, abgesehen von irgend welchem Gut [any 
property] innerhalb von P. oder Colon oder deren Häfen oder Grenzen [torminals], 
das zurzeit im Eigentum [owned] oder im Besitze der genannten Gesellschaften steht 

Art, 0. [In den Häfen am Eingango des Kanals und in den Städten 
P. und Colon sollen keinerlei Abgaben von Schiffen, die den Kanal 
durchfahren, oder von Schiffen, die von den V. St verwendet werden, von der 
Ladung oder von der Besatzung erhoben werden.] Ausgenommen sind solche 
Abgaben, die etwa von den V. St. für die Benutzung des Kanals und anderer 
Anlagen auferlegt werden; ausgenommen sind ferner Zölle und Abgaben, die 
von der Rep. P. auf Waren gelegt werden, dio in den übrigen Teil der Rep. 
zum Verbrauch eingeführt werden sollen, sowie auf Schiffe, die in den Häfen 
Colon und P. anlegen und nicht durch den Kanal fahren. . . . 

Art. 10. Die Rep. P. willigt daroin, daß keinerlei Staats-, Kommunal-, 
Bezirks- oder sonstige Steuern gelegt werden dürfen: auf den Kanal, die 
Eisenbahnen und HUfsanlagen . . . Magazine . . . Arbeiterwohnungen . . . Handels- 
niederlassungen . . ., die zum Kanal gehören [auch keine persönlichen Abgaben 
von den bei dem Kanal Beschäftigten]. 

Art. 11. [Beförderung von Staatstelegrammen der Rep. P. auf den Linion 
für den Kanalgebrauch.] 

Art. 12. [Gestattung der Einwanderung für Kanalarbeiter.] 

Art. 13. [Abgabenfrei die Einführung von Fahrzeugen, Maschinen usw. 
für Bau und Unterhaltung des Kanals, von Lebensmitteln usw. für die Ange- 
stellten.] 

Art 14. Als Entgelt oder Gegenwert für die Rechte, die Machtbefug- 
nisse und Privilegien, die dio Rep. P. in diesem Vertrage den V. St. einräumt, 



8) Ab a result of tho trnnsfor [!] of »overeignty. 

9) Gründung und Konzession der Neuen Panama • Gesellschaft 1894. Vgl, Anm. 11. 
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gewährt die Regierung der V. St. der Rep. P. die Summe von 10000000 
Dollars in Goldmünzen der V. St., zahlbar bei Auswechselung der Ratifikationen 
dieses Vertrages 10 und — beginnend 9 Jahre nach dem erwähnten Zeitpunkte — 
eine jährliche Zahlung von 250000 Dollars in gleichen Goldmünzen während 
der ganzen Dauer dieses Vertrages. 

Die Verfügungen dieses Artikels sollen zu all den anderen Vorteilen hinzu- 
treten, dio der Rep. F. in diesem Vortrage zugesichert sind. 

Aber kein Verzug und keine Meinungsverschiedenheit wegen dieses Ar- 
tikels oder irgend welcher anderen Bestimmungen des Vertrages soll die volle 
Durchführung und Wirksamkeit des Vertrages in allen anderen Beziehungen be- 
rühren oder unterbrechen. 

Art. 15. [Gemischte Kommission nach Ali. 6: je zwoi Mitglieder von den 
V. St. und von P.J. 

Art. 16. [Späteres Abkommen vorgesehen über Rechtshilfe in Strafsachen.] 

Art. 17. [Zufluchtsstätte in den dem Handel geöffneten Häfen der Rep. P. 
für alle Fahrzeuge, die den Kanal durchfahren oder durchfahren sollen, ohne 
Anker- und Tonnengeld.] 

Art. 18. Der Kanal und seine Zugänge sollen auf ewig neutral 
sein und geöffnet unter den Bedingungen, die in dem Vertrage der V. St. mit 
Großbritannien vom *18. November 1901 durch Abschnitt 1 des 3. Artikels vor- 
gesehen, sowie in Übereinstimmung mit all den Festsetzungen, die sonst in dem 
Vertrage enthalten sind. 

Art. 19. [Berechtigung für P. , abgabenfrei ihre Schiffe und Truppen 
durch den Kanal und ihre Polizeimacht auf den Hilfseisenbabnen zu befördern.] 

Art. 20. Wenn kraft irgend eines in bezug auf das Gebiet des Isthmus 
von P. bestehenden Vertrages, aus dem für die Rep. P. Verpflichtungen er- 
wachsen oder angenommen werden sollten, irgend ein Privileg oder irgend eine 
Konzession für einen Verbindungsweg zwischen den Ozeanen [interoceanic means 
of commuuication] zugunsten der Regierung oder der Bürger und Untertanen 
einer dritten Macht bestehen sollte, die in irgend einer dor Bedingungen etwa 
mit den Bedingungen des gegenwärtigen Vertrags unverträglich wären, so erklärt 
sich die Rep. P. bereit, einen solchen Vertrag in gebührender Form aufzuheben 
oder abzuändern [Mitteilung an die dritte Macht binnen vier Monaten nach dem 
Datum des Vertrages . . .]. 

Art. 21. [Regierungen und Privatpersonen können auf Grund ihrer Kon- 
zessionen u. dgl. wegen der den V. St eingeräumten Rochte Ersatzansprüche 
nur gegen die Rep. P. geltend machen.] 

Art. 22. Die Rep. P. verzichtet auf den Anteil an dem zukünftigen 
Gewinn des Kanals — und überläßt ihn den V. St. — , auf den sie nach 
Art 15 des mit Lucien N. B. Wyso abgeschlossenen Konzessionsvertrages", der 
jetzt auf die Neue P.- Kanalgesellschaft übergegangen ist, ein Recht hätte . . . 
[ebenso für andere Vermögensansprüche aus dieser Konzession oder der für die 
P.- Eisenbahngesellschaft]. Gleicherweise gibt die Rep. P. auf und bestätigt und 
bewilligt den V. St. . . . alle Rochte und Vermögenswerte [property], die in den 
Konzessionen enthalten sind und andernfalls P. gebühren würden , — gleichzeitig 
mit oder vor dem Erlöschen dor 99 jährigen Frist der Konzessionen. . . . Ferner 
verzichtet sie auf jedes Recht und jeden Anteil , den sie jotzt hat oder künftig 
haben könnte auf die und an den Ländereien, dem Kanal, den Anlagen — die 
von den Gesellschaften auf Grund der Konzessionen oder sonstwie bosesson [held] 
werden und die von dor Neuen P.- Gesellschaft oder durch ihro Vermittlung 
für die V. St. erworben sind oder erworben werden sollten. . . . 

Art. 23. Sollte es jemals notwendig werden, zur Sicherheit oder zum 
Schutze des Kanals oder der Schiffe, die ihn benutzen, oder der Eisenbahnen 



10) Austausch der Ratifikationen 26. 2. 1004. 

11) Nämlich 1578 seitens dor Rop. Columbien; von Wyse an Lesseps, dann an dio All- 
gemeine P.- Gesellschaft (1881) abgetreten. Weiter Anin. 9. 
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und Hilfsanlagen bewaffnete Macht zu verwenden, so sollen die V. St. das 
Recht haben, jederzeit nnd nach ihrem Belieben ihre Polizei sowie ihre 
Land- und Seemacht zu gebrauchen oder zu diesem Zwecke Befestigungen 
anzulegen. 1 

Art. 24. Kein "Wechsel in der Regierung oder in den Gesetzen und 
Verträgen der Rcp. P. soll irgend ein Recht der V. St. ohne deren Zustimmung 
berühren, das den V. St. nach dem gegenwärtigen Vertrage . . . [oder nach anderen 
Verträgen über den gleichen Gegenstand] zusteht. 

Falls die Rep. P. späterhin als Bestandteil unter irgend eine andere 
Herrschaft oder in irgend eine Union oder Konföderation von Staaten treten 
sollte, so daß darin ihre Souveränetät oder Unabhängigkeit unterginge, so sollen 
die Rechte der V. St nach diesem Vertrage in keinerlei Beziehung geschmälert 
oder beeinträchtigt werden. 

Art. 25. Zur besseren Erfüllung der Verbindlichkeiten dieses Vertragos 
und zum wirksamen Schutze des Kanalsund zur Erhaltung seiner Neutralität 
wird die Regierung der Rep. P. den V. St. die zur Anlage von Schiffs- oder 
Kohlenstationen an der Pacific- und an der westlichen karibischen Küste 
der Rep. passenden und notwendigen Landstriche verkaufen oder verpachten , und 
zwar an bestimmten Punkten , über die noch eine Verständigung mit dem Präsi- 
denten der V. St. erfolgen wird. 



Nr. 74. 

Zuckerkonvention. 

Brüssel, 5. März 1902.*- 11 

Vertragsstaaten: Deutsches Reich 13 , Österreich und 0 Ungarn, Belgien, 

Frankreich 1 , Großbritannien*, Italien, Niederlande * 
Schweden, Spanien. 6 

Beigetreten sind 6 : Luxemburg, Peru (1903, RGBl. 277). 

Urtext: französisch. — Abdruck: RGBl. 1903 S. 7 (mit Übersetzung) , Härtens« 31 (272), StA. 
66 (265) mit der Denkschrift für den Reichstag. — Dio Londoner Konferenzen 1887/88 bei 
M.» 14 S. 669, 724; 16 8. 3; StA. 48 S. 137, Bd. 19 S. 1. 

Literatur: v. Liszt 28 VI: v. Mayr, WVR. II 997; Wilh. Kaufmann, Weltzuckerinduatrie 
und internationales u. koloniales Recht 1904, besonders S. 152 - 264 (S. 133fg. Geschichte, 
S. 666 fg. Urkundon seit der Pariser Zuckerkonvention vom 8.11. 1864) ; Jahrbüchor für National- 
ökonomie und Statistik 1902 S. 456, 1903 S.323 (Baron d'Auluis). 

Art. 1. Dio h. v. T. verpflichten sich, vom Tage des Inkrafttretens dos 
gegenwärtigen Vortrags ab die für die Erzeugung oder die Ausfuhr von 
Zucker gewährten direkten und indirekten Prämien aufzuheben und 
während der ganzen Dauer dieses Vertrags keine solche Prämien einzuführen. 
Für die Anwendung dieser Bestimmung werden die zuckerhaltigen Erzeugnisse, 
wie Zuckerwerk, Schokolade, Cakes, eingedickte Milch und alle anderen ähn- 
lichen Erzeugnisse, welche in erheblichem Verhältnisse künstlich zugesetzten 
Zucker cnhalten, dem Zucker gleichgestellt. 

Unter den vorstehenden Absatz fallen alle Vortoilo, welche sich für 
die verschiedenen Klassen von Erzeugern aus der fiskalischen Gesetzgebung der 
Staaten direkt oder indirekt ergeben, insbesondere: 



1) Auch Anwendung auf dio Kolonien (Art. 11). 

2) Gleichzeitig mit dem Vertrage (Art 10), nämlich am 1. 9. 1903, trat das RG. wegen Ab- 
änderung des Zuckorsteuenresetzes vom G. 1. 1903 (RGBl. 1) in Kraft. 

3) Wegen Art. 7 Abs. 7. Österreich und Ungarn waren auch durch je einen besonderen 
Bovollmiichtiirton auf der Konferenz vortreton. 

4) Koi ne Anwendung auf die Kolon ien und auswärtigen Besitzungen (Art. 11). Es besteht 
Einverständnis, daß dio britische Regierung namens dor „Kronkolonion" beitreten kann (Schluß- 
protokoll). 

6) Daß Spanion ratifiziert habe, orgibt das Reichsgesetzblatt nicht. 
6) Über Rußland und Rumltnien vgl. Art. 4, 6. 
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a) die im Falle der Ausfuhr gewährten direkten Vergütungen, 

b) die der Erzeugung gewährten direkten Vergütungen, 

c) die vollständigen oder teilweisen Abgabebefreiungen, welche ein Teil der 
hergestellten Erzeugnisse genießt, 

d) die Vorteile aus Ausbeuteüberschüssen, 

e) die Vorteile aus zu hohen Rückvergütungen, 

f) die Vorteile aus jedem Überzolle, der den im Artikel 3 festgesetzten 
Betrag überschreitet 

Art. 2. Die h. v. T. verpflichten sich, die Zuckerfabriken, Zucker- 
raffinerien und Melasseentzuckerungsanstalten dem Niederlageverfahren 
zu unterwerfen und unausgesetzt bei Tag und Nacht durch fiskalische Beamte 
bewachen zu lassen. 

Zu diesem Zwecke müssen die Anstalten so eingerichtet sein, daß sie 
gegen die heimliche Fortschaffung von Zucker volle Gewähr bieten , und die Be- 
amten müssen zu sämtlichen Anstaltsräumen Zutritt haben. 

Für einen oder mehrere Abschnitte der Fabrikation müssen Eontrollbücher 
geführt und der fertige Zucker muß in besonderen Räumen gelagert werden, 
die jede wünschenswerte Gewähr für die Sicherheit bieten. 

Art* 3. Die h. v. T. verpflichten sich, den Überzoll, das heißt den 
Unterschied zwischen dem Betrage der Zölle oder Steuern, denen der aus- 
ländische Zucker unterliegt, und dem der Zölle oder Steuern, die von dem ein- 
heimischen Zucker zu entrichten sind, auf höchstens 6 Franken für 100 Kilo- 
gramm bei raffiniertem Zucker und solchem Zucker, der diesem gleichgestellt 
werden kann , und auf höchstens 5,50 Franken bei anderem Zucker zu bemessen. 7 

Diese Bestimmung bezieht sich nicht auf den Betrag der Einfuhrzölle in 
denjenigen Ländern, die Zucker nicht erzeugen; sie gilt ferner nicht für die 
Nebenerzeugnisse der Herstellung oder Raffinierung von Zucker. 

Art. 4. Die h. v. T. verpflichten sich, Zucker, der aus Ländern 
stammt, welche für die Erzeugung oder die Ausfuhr Prämien bewilligen, bei 
der Einfuhr in ihr Gebiot mit einem besonderen Zolle zu belegen. 8 

Dieser Zoll darf hinter dem Betrage der im Ursprungslande bewilligton 
direkten oder indirekten Prämien nicht zurückbleiben. Die hohen Mächte behalten 
sich, jede für sich, das Recht vor, die Einfuhr prämiierten Zuckers zu verbieten. 
Zur Berechnung des Betrags der Vorteile, die sioh etwa aus dem im Artikel 1 
unter f bezeichneten Überzoll ergeben, wird vom Betrage dieses Überzolls die 
im Artikel 3 festgesetzte Ziffer abgezogen: die Hälfte des Restes wird als die 
Prämie angesehen, mit der Maßgabe, daß die durch den Artikel 7 eingesetzte 
ständige Kommission das Recht hat, die so berechnete Ziffer auf Antrag eines 
Vertragsstaats zu berichtigen. 

Art. 5. Die h. v. T. verpflichten sich gegenseitig, Zucker, der aus den 
Vertragsstaaten oder aus denjenigen ihrer Kolonien oder Besitzungen stammt, 
welche keine Prämien gewähren, und für welche die Verpflichtungen des Ar- 
tikel 8 gelten, zum niedrigsten Satze ihres Einfuhrtarifs zuzulassen. 

Rohrzucker und Rübenzucker dürfen nicht verschiedenen Zöllen 
unterworfen werden. 

Art. 6. Spanien, Italien und Schweden bleiben von den in den 
Artikeln 1, 2 und 3 festgesetzten Verpflichtungen so lange befreit, als sie keinen 
Zuoker ausführen.* 



7) Vorbehalten hat sioh jeder Teil , eine Erhöhung des Überzolls bis auf einen Franken 
ffir 100 kg gegen denjenigen Staat zu beantragen, aus dem beträchtliche Mengen Zuckers bei ihm 
eindringen (Schlußprotokoll). 

8) Rußland protestierte gegen die Anwendung dieser Strafklausel auf den russischen 
Zucker, insofern darin eine Verletzung der ihm vertraglich zukommenden Moistbou-ünstiiiung liege 
(Kaufmann §§ 38, 64, 91). Gegenüber Deutschland hat es den "Widerspruch aufgegeben (unton 
Nr. 82 Anm. 2). 

9) Rumänien lehnte die Unterzeichnung der Konvention ab, frei) ihm nicht der gleicne 
Vorbehalt gewährt wurde. — Vgl. noch Art 12 Abs. 3. 
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Diese Staaten verpflichten sich, ein Jahr — oder womöglich schon 
früher — , nachdem die ständige Kommission den Fortfall der vorgenannten Be- 
dingung festgestellt hat, ihre Gesetzgebung über die Behandlung des Zuckers 
mit den Bestimmungen dieses Vertrages in Einklang zu bringen. 

Art. 7. Die h. v. T. kommen überein, eine ständige Kommission 
[eommission permanente] mit dor Aufgabe einzusetzen, die Ausführung dor 
Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags zu überwachen. 

Die Kommission besteht aus Delegierten der verschiedenen Ver- 
tragsmächte, und es wird ihr eine ständige Geschäftsstelle [bureau 
permanent] beigegeben. Die Kommission wählt ihren Vorsitzenden; sie hat 
ihren Sitz in Brüssel und tritt auf Einladung des Vorsitzenden zusammen. 

Die Delegierten haben die Aufgabe: 

a) festzustellen, ob in den Vertragsstaaten keine direkten oder indirekton 
Prämien für die Erzeugung oder die Ausfuhr von Zucker gewährt werden-, 

b) festzustellen, ob die im Artikel 6 bezeichneten Staaten nach wie vor die 
dort vorgesehene besondere Bedingung erfüllen; 

c) das Bestehen von Prämien in den Nichtvertragsstaaten festzustellen und 
behufs Anwendung des Artikel 4 ihron Betrag zu berechnen; 

d) über Streitfragen Gutachten abzugeben; 

e) Anträge auf Zulassung zum Verbände zu prüfen, welche von den 
am gegenwärtigen Vertrage nicht beteiligten Staaten gestellt werden. 

Die ständige Geschäftsstelle soll Nachrichten aller Art über die 
Zuokergesetzgebung und die Zuckerstatistik nicht nur der Vertrags- 
staaten, sondern auch der übrigen Staaten sammeln, übersetzen, ordnen und 
veröffentlichen. 

Um die Ausführung der vorstehenden Bestimmungen zu sichern, werden 
die h. v. T. die in ihren Ländern jetzt oder künftig in Kraft befindlichen Ge- 
setze, Verordnungen und Anweisungen über die Zuckerbesteuerung, sowie die 
auf den Gegenstand dieses Vertrags bezüglichen statistischen Nachrichten auf 
diplomatischem Wege der belgischen Regierung mitteilen, welche sie ihrerseits 
der Kommission übermitteln wird. 

Jeder der h. v. T. kann in der Kommission durch einen Delegierten oder 
durch einen Delegierten und durch Hilfsdelegierte vertreten sein. 

Österreich und Ungarn werden jedes für sich als vertragschließender 
Teil angesehen. . . . 

Die Kommission hat nur die Auf gäbe der Feststellung und Prüfung. Sie 
erstattet über alle ihr vorgelegton Fragen einen Bericht, den sie an die belgische 
Regierung^ richtet. Diese teilt ihn den beteiligten Staaten mit und veranlaßt* 
wenn oiner der h. v. T. dies beantragt, den Zusammentritt einer Konferenz, 
welche über die durch die Umstände gebotenen Beschlüsse oder Maßnahmen 
entscheiden wird. 

Die unter b und c bezeichneten Feststollungen und Berechnungen 
sind jedoch für die Vertragsstaaten bindend; sie erfolgen durch Mehr- 
heitsbeschluß, wobei jeder Vertragsstaat über eine Stimme verfügt, und 
treten spätestens nach Ablauf einer Frist von zwei Monaten in Kraft. Falls 
einer der Vertragsstaaten gegen eine Kommissionsentscheidung Berufung ein- 
legen will, muß er innerhalb von acht Tagen, nachdem ihm die Entscheidung 
bekannt gemacht worden ist, eine neue Beschlußfassung der Kommission bean- 
tragen; diese tritt schleunigst zusammen und gibt ihre endgültige Entscheidung 
innerhalb eines Monats nach Eiolegung der Berufung ab. Die neue Entscheidung 
erlangt spätestens zwei Monate, nachdem sie gefällt ist, bindende Kraft. — Das- 
selbe Verfahren findet bei der unter e vorgesehenen Prüfung der Zulassungs- 
anträge statt 

Die Kosten . . . der ständigen Geschäftsstelle und der Kommission . . . 
werden von allen Vertragsstaaten getragen und nach einem von der Kommission 
festzustellenden Piano unter sie verteilt, abgesehen von der Besoldung oder Ent- 
schädigung der Delegierten , welche von den betreffenden Ländern zu zahlen ist. 
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Art. 8. Die b. v. T. übernehmen für sich selbst und für ihre Kolonien 
and Besitzungen, mit Ausnahme der britischen Selbstverwaltungskolonien 10 und 
Britisch -Ostindiens, die Verpflichtung, die nötigen Vorkehrungen zu treffen, um 
zu verhindern, daß prämiierter Zucker, der durch das Gebiet eines Vertrags- 
staats durchgeführt worden ist, auf dem Bestimmungsmarkte die Vorteile dieses 
Vortrags genießt Die ständige Kommission wird in dieser Hinsicht die nötigen 
Vorschläge machen. 

Art. 9, Die Staaten, welche sich an dem gegenwärtigen Vertrage nicht 
beteiligt haben, werden auf ihren Antrag und na[ch Zustimmung der stän- 
digen Kommission zum Beitritte zugelassen. 

Der Antrag ist auf diplomatischem Wege an die belgische .Regierung zu 
richten, die es gegebenen Falles übernehmen wird, den Beitritt allen übrigen 
Regio rangen mitzuteilen. Der Beitritt bringt ohne weiteres die Übernahme aller 
Verpflichtungen und die Zulassung zu allen Vorteilen des gegenwärtigen Ver- 
trags mit sich und wird von dem 1. September ab wirksam, der auf die Ab- 
sendung der von der belgischen Regierung an die übrigen Vertragsstaaten ge- 
richteten Mitteilung folgt. 

Art. 10. Der gegenwärtige Vertrag soll mit dem 1. September 1903 in 
Kraft treten. 

Er soll von diesem Tage an fünf Jahre lang gelten und, falls keiner der 
h. v. T. seine Absicht, die Wirkungen des Vertrags aufhören zu lassen, der 
belgischen Regierung zwölf Monate vor Ablauf des genannten fünfjährigen Zeit- 
raums kund gegeben habon wird, noch ferner ein Jahr und so fort, von Jahr zu 
Jahr, in Kraft bleiben. 

Falls einer der Vertragsstaaten den Vertrag kündigt, wirkt diese Kün- 
digung nur für ihn; die übrigen Staaten behalten bis zum 31. Oktober des Kün- 
dingungsjahrs das Recht zu erklären, daß sie vom 1. September des darauf- 
folgenden Jahres ab ebenfalls ausscheideu wollen. Wenn einer dieser letzteren 
Staaten für gut befindet, von diesem Rechte Gebrauch zu machen, wird die 
belgische Regierung binnen drei Monaten den Zusammentritt einer Konferenz 
in Brüssel veranlassen, welche über die zu ergreifenden Maßnahmen be- 
schließen wird. 

Art. 11. Die Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags finden auf die 
überseeischen Provinzen, Kolonien und auswärtigen Besitzungen der h. v. T. 
Anwendung. Ausgenommen sind jedoch die britischen und die niederländischen 
Kolonien und Besitzungen, vorbehaltlich der Bestimmungen in den Artikeln 5 und 8. 

Die Stellung der britischen und der niederländischen Kolonien 
und Besitzungen bestimmt sich im übrigen nach den in das Schlußprotokoll auf- 
genommenen Erklärungen. 10 

Art. 12. Die Ausführung der in dem gegenwärtigen Vertrag enthaltenen 
gegenseitigen Verpflichtungen ist, soweit nötig, durch die Erfüllung der in der 
Verfassung eines jeden Vertragsstaats festgesetzten Förmlichkeiten und Vor- 
schriften bedingt. 

Der gegenwärtige Vertrag soll rat if ziert und die Ratifikationsurkunden 
sollen am 1. Februar 1903, oder womöglich schon früher, im Ministerium der 
auswärtigen Angelegenheiten in Brüssel niedergelegt werden. 11 

Es besteht Einverständnis, daß der gegenwärtige Vertrag nur dann rechts- 
verbindlich wird, wenn er wenigstens von denjenigen Vertragsstaaten ratifiziert 
wird, die nicht unter die Ausnahmebestimmung des Art. 6 fallen . . . 



10) Schloßprotokoll: Die niederländische Regierung verspricht, dem Zacker ihrer Ko- 
lonien weder direkte noch indirekte Prämien zu gewähren, noch ihn zu einem niedrigeren Taxifo 
als dem, der gegen die Vertratrsstaaten angewandt wird, zuzulassen. 

Dasselbe verspricht die britische Regierung für ihre Kronkolonien. Sie erklärt ferner, 
„daß der Veittag durch sie den Selbstverwaltungskolonien und Ostindien vorgelegt werden wird, 
damit diese ihren Beitritt erklären kttnnen". — Die selfgoverning colonies: Oanada, Neufundland, 
der Commonwealth of Australia, dessen Gliedstaaten, Neu- Seeland, Kapkolonie, Natal. 

11) Ist bis zum 1. 2. 1903 von allen Staaten geschehen, abgesehen von Schweden (13. 6. 
1908) und von Spanion (Anm. 6). 
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Nr. 75. 

Internationales Privatrecht. 

Drei Abkommen zu Hang, den 12. Jon! 1902. 1U 

Vertragsstaaten*: Deutsches Reich*, Österreich -Ungarn*, Belgien, Frankreich*, 

Italien 4 ; Luxemburg, Niederlande*, Portugal*, Rumänien, 

Schweden, Schweix*, Spanien.* * 

Text: französisch. - Abdruck: BGBl. 1904 S. 221 (mit Übersetzung), Martens« 31 S.706 (S.26 
die 1900 erschienenen Actes de la troisiöme eonfcrene* de la Hayo pour le droit international 
priv6), Niemeyer Z. 14 S. 607 (mit der Denkschrift für den Reichstag». 

Literatur: zu den Haagor Abkommen v. Liszt 31 n, besonders die kritischen Studien von Kahn 
in Niemeyers Zeitschrift Bd. 12 S. 1, 201, 385, und seine Schrift ,, Die einheitliche Kodifikation 
des int. Privatrechts durch Staatsvertrage" 1904; Meili Nr- 66 Anra. 3. 

Für die Grundlagen : Zitelmann, Int. Privatrecht 1 1897 (das ,,reine" internationale Privat- 
recht); Leske und Löwenfeld, Rechtsverfolgung im intern. Vorkehr IV 1904: Hahn, Ehe- 
recht der europ. Staaten (Positiva); 3 Talles generale* du Journal da droit intern, prive 1905 
(reiches Material). 

■Weiteres v. Bar in der Enzyklopädie v. Holtxendorff (Kohler) 6. Aufl. II 3, v. Martens II 66-80. 

I. Abkommen zur Regelung des Geltungsbereichs der Gesetze auf dem Gebiete 

der Eheschließung. 

Art. 1 [13, 27]. e Das Recht zur Eingehung der Eho bestimmt sich 
in Ansehung eines jeden der Verlobten nach dem Gesetze des Staates, dem er 
angehört (Gesetz des Heimatstaates), sowoit nicht eine Vorschrift dieses 
Gesetzes ausdrücklich auf ein anderes Gesetz verweist. 

Art. 2 [30J. Das Gesetz des Ortes der Eheschließung kann die 
Ehe von Ausländern untersagen, wenn sie verstoßen würde gegen seine 
Vorschriften über 7 

1. die Grade der Verwandtschaft und 8chwägerechaft, für die ein absolutes 
Eheverbot besteht; 

2. das absolute Verbot der Eheschließung zwischen den des Ehebruchs Schul- 
digen, wenn auf Grund dieses Ehobruchs die Ehe eines von ihnon auf- 
gelöst worden ist; 

3. das absolute Verbot der Eheschließung zwischen Personen, die wegen 
gemeinsamer Nachstellung nach dem Leben des Ehegatten eines von ihnen 
verurteilt worden sind. 

Ist die Ehe ungeachtet eines der vorstehend aufgeführten Verbote ge- 
schlossen, so kann sie nicht als nichtig behaodelt werden, falls sie nach 
dem im Art. 1 bezeichneten Gosotzo gültig ist. 

Unbeschadet der Bestimmungen des Art. C Abs. 1 dieses Abkommens ist 
kein Vertragsstaat verpflichtet, eine Ehe schließen zu lassen, die mit Rücksicht 
auf eine vormalige Ehe oder auf ein Hindernis religiöser Natur gegen seine Ge- 

1) Nach den (otwas abgeänderten'! Beschlüssen der 3. Haager Konferenz über internatio- 
nales Privatrecht (29. 6. bis IS. 6. 1900) : Convention pour röglor les conflits de lois en matiere de 
mariage, c. p. r. les conflits de lois et de juridictions en matiere de divorce et de Separation de 
corps, c. p. r. la tntolle des mlneurs. — Der Entwurf oinos Abkommens Aber das Erbrecht (Nie- 
meyor 12 S. 17, Kahn bei Niemeyer Bd. 13 S. 229, 394) wurde nicht unterzeichnet. 

Das Schlußprotokoll der 3. Konferenz wünscht Mir eine 4. Konferenz Verhandlungen u.a. Aber: 
Wirkungen der Ehe auf die Rechtsstellung der Frau und der Kinder, eheliches Güter- 
recht, Wirkungen der Scheidung, Vormundschaft Uber Volljährigo, Konkursrecht 

Das Ergebnis der 2. Konforenz (1894) über das Prozeßrecht vgl. Nr. 66. 

2) Auf der Konferenz vertreten gewesen waren außerdem: Dänemark", Norwegen *, 
Rußland (nicht unterzeichnet wegen I Art.ö Abs. 1) — Bedeutung I. Abk. Art. 10, II. und III. Abk. 
Art. 11. 

8) Nicht für die außereuropäischen Besitzung (I.Abk. Art 9,11. u. in. Abk. Art. 10). 
4) Aus den Veröffentlichungen im Reichsgesetzblatte ist n icht zu ersehen, daß diese Staaten 
irgend einos der 8 Abkommen ratifiziert hatten. 

6) Spanien hat nur das Hl. Abkommen (Vormundschaft) ratifiziert (RGBl. 1904 S. 307). 

6) Die in Klammern gesetzten Zahlen verwoison auf Artikol des Einführungs- 
pesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch©. Inwieweit das EG. gegenüber den Haager Abkommen 
seine Bedeutung behalten, Erweiterungen oder Einschränkungen erfahren hat oder gogonsUndslos 
geworden ist, bleibt hier eine offene Frage. 

7) Also Ablehnung eines allgemeinen Vorbehalte zugunsten dos „ordre public", wo- 
rüber Zitelmann 1 S. 317- 380 und Kahn in Iherings Jahrb. Bd.89 (1898) S. 4-112. 
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setze verstoßen würde. Die Verletzung eines derartigen Ehehindernisses kann 
jedoch die Nichtigkeit der Eho in einem anderen Lande als in dem, wo die Ehe 
geschlossen wurde, nicht zur Folge haben. 8 

Art. 3 (13, 30]. 6 Das Oesetz des Ortes der Eheschließung kann 
ungeachtet der Vorbote des im Artikel 1 bezeichneten Gesetzes 
die Ehe von Ausländern gestatten, wenn diese Verbote ausschließ- 
lich auf Gründen religiöser Natur beruhen. 

Die anderen Staaten sind berechtigt, einer unter solchen Umständen ge- 
schlossenen Ehe die Anerkennung als einer gültigeu Eho zu vorsagen. 

Art. 4.* Die Ausländer müssen zum Zwecke ihrer Eheschlie- 
ßung nachweisen, daß sio den Bedingungen genügen, die nach dem im Ar- 
tikel 1 bezeichneten Gesetz erforderlich sind. 

Dieser Nachweis kann durch ein Zeugnis der diplomatischen oder kon- 
sularischen Vortreter des Staates, dem die Verlobten angehören, oder durch 
irgend ein anderes Beweismittel geführt werden, je nachdem die Staatsvcrtrfigo 
oder die Behörden des Landes, in welchem die Ehe geschlossen wird, den Nach- 
weis als genügend anerkennen. 

Art. 5 [11, 13]. In Ansehung der Form ist die Ehe überall als gültig 
anzuerkennen, wenn dio Eheschließung dem Gesetze des Landes, in 
welchem sie erfolgt ist, entspricht. 

Doch brauchen die Länder, deren Gesetzgebung eine religiöse Trauung 
vorschreibt, die von ihren Angehörigen unter Nichtbeachtung dieser Vorschrift 
im Ausland eingegangenen Ehen nicht als gültig anzuerkennen. 

Die Vorschriften des Gesetzes des Heimatstaates über das Aufgebot 
müssen beachtet werden; doch kann das Unterlassen dieses Aufgebots die 
Nichtigkeit der Ehe nur in dem Lande zur Folge haben, dessen Gesetz über- 
treten worden ist. 

Eine beglaubigte Abschrift der Eheschließungsurkunde ist den Behörden 
des Heimatlandes eines jeden der Ehegatten zu übersenden. 

Art « [13 Abs. 3]. In Ansehung der Form ist die Eho überall als 
gültig anzuerkennen, wenn sie vor einem diplomatischen oder konsu- 
larischen Vertreter gemäß seiner Gesetzgebung 10 geschlossen wird, vor- 
ausgesetzt daß keiner der Verlobten dem Staate, wo die Eho ge- 
schlossen wird, angehört und dieser Staat der Eheschließung nicht widerspricht. 
Ein solcher Widerspruch kann nicht erhoben werden , wenn es sich um eine Eho 
handelt, dio mit Rücksicht auf eine vormalige Ehe oder ein Hindernis religiöser 
Natur gegen seine Gesetze verstoßen würde. 

Der Vorbehalt des Art. 5 Abs. 2 findet auf die diplomatischen oder kon- 
sularischen Eheschließungen Anwendung. 

Art. 7 [11, 13]. Eine Eho, die in dem Lande, in wolchem sio ge- 
schlossen wurde, in Ansehung der Form nichtig ist, kann gleichwohl in 
den anderen Ländern als gültig anerkannt werden, wenn dio durch das Gesetz 
des Heimatstaates eines jeden der Verlobten vorgeschriebene Form beobachtet 
worden ist. 

Art. 8 [11, 13]. Dieses Abkommen findet nur auf solche Ehen An- 
wendung, welche im Gebiete der Vertragsstaaten zwischen Personen ge- 

8) Zu Ziffer 1,2: BGB. §} 1310, 1311, 1312. — Abs. 3 Wlederverbeiratung geschiedener 
Ehegatten Österreich, Italien, Frankreich), Zölibat, Roligionsvorschiedenhoit (Österreich, Rußland). 

9) BOB. § 1315. - Tabellarische Übersicht über dio landosrochtlichon Vorschriften betr. 
die Eheschließung von Ausländern im Deutschen Reiche in Niemeyers Zeitschr. Bd. 13 S. 470-483. 

10) Reichsgesetz betr. die Eheschließung und die Beurkundung des Persona nstandos von 
Bundosangohörigim ira Auslände vom 4. 6. 1870 »BGBl. 699), Einführungsgesotz zum BGB. Art. 40. 
Vgl. dazu das pro memoria und die Instruktion dos Reichskanzlers vom 1. S. 1871 (bei v. König, 
Handbuch , und Zorn, Konsularpesotegebung 8. 166, 173). — Marione im Archiv XIII (1898) S. 459. 

Nach dem Handbuche für das Deutsche Reich 11)05 v/arcu deutsche diplomatische Agenten 
oder Konsuln zur Vornahme von Eheschließungen erm&chügt in: 

Italien (nur wonn beide Verlobte Reichsangehörige sind), Spanien , Portugal , Bulgarion, 
Griechenland, Rumänion, Serbien, Türkei — China, Japan, Korea, Persien, Philippinen, Siam 
— Ägypten, Marokko, Transvaal, Tunis, Zanzibar — Argontinion, Bolivien, Brasilien, Colum- 
bien, Costa-Rika, Cuba, Ekuador, Guatemala, Honduras, Nikaragua, Paraguay, Peru, Salvador, 
Uruguay — Tongainseln. 
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schlössen sind, von 'denen mindestens eine Angehöriger eines dieser 
Staaten ist. 

Kein Staat verpflichtet sich durch dieses Abkommen zur Anwen- 
dung eines Gesetzes, welches nicht dasjenige eines Vertragsstaates ist. 

Art. 9. Dieses Abkommen, das nur auf die europäischen Gebiete 
der Vertragsstaaten Anwendung findet, soll ratifiziert und die Ratifikations- 
urkunden sollen im Haag hinterlegt werden 11 , sobald die Mehrzahl der h. v. T. 
hierzu in der Lage ist. 

Über die Hinterlegung soll ein Protokoll aufgenommen werden; von diesem 
soll eine beglaubigte Abschrift auf diplomatischem Wege einem jeden der Ver- 
tragsstaaten mitgeteilt werden. 

Art. 10. Denjenigen Staaten, welche auf der dritten Kon- 
ferenz über internationales Privatrecht vertreten waren 9 , dieses Abkommen 
aber nicht gezeichnet haben, soll der vorbehaltlose Beitritt zu dorn Abkommen 
freistehen. 

Der Staat, welcher beizutreten wünscht, hat spätestens am 31. Dezember 
1904 seine Absicht in einer Urkunde anzuzeigen, die im Archive der Regierung 
der Niederlande hinterlegt wird. Diese wird eine beglaubigte Abschrift davon 
auf diplomatischem Wege einom jeden der Vertragsstaaten übersenden. 

Art. 11. Dieses Abkommen tritt am sechzigsten Tage nach der Hinter- 
legung der Ratifikationsurkunden 11 oder nach dem Zeitpunkte dor Anzeige von 
einem Beitritt in Kraft. 

Art. 12. Dieses Abkommen gilt für die Dauer von 5 Jahren, ge- 
rechnet von dem Zeitpunkte der Hinterlegung der Ratifikationsurkunden. 

Mit diesem Zeitpunkte beginnt der Lauf der Frist auch für diejenigen 
Staaten, welche die Hinterlegung erst nach diesem Zeitpunkte bewirken oder 
erst später beitreten. 

In Ermangelung einer Kündigung gilt das Abkommen als stillschwei- 
gend von 5 zu 5 Jahren erneuert 

Die Kündigung muß wenigstens 6 Monate vor dem Ablaufe des Zeitraums, 
der in den vorstehenden Absätzen bezeichnet ist, der Regierung der Niederlande 
zugestellt werden, die hiervon allen anderen Vertragsstaaten Kenntnis geben wird. 

Die Kündigung soll nur in Ansehung des Staates wirksam sein, der sie 
erklärt hat. Für die übrigen Staaten bleibt das Abkommen in Kraft. . . . 

Geschehen im Haag am 12. Juni 1902 in einem einzigen Exemplare, das 
im Archiv der Regierung der Niederlande hinterlegt wird, und wovon eine be- 
glaubigte Abschrift auf diplomatischem Wege einem jeden der Staaten übergeben 
werden soll, welche auf der dritten Konferenz über internationales Privatrecht 
vertreten waren.* 

II. Abkommen zur Regelung des Geltungebereichs der Gesetze und der Gerichts- 
barkeit auf dem Gebiete der Ehescheidung und der Trennung von Tisch und Bett 1 * 

Art. 1 [17 Abs 4]. Die Ehegatten können eine Scheidungsklage nur 
dann erheben, wenn sowohl das Gesetz des Staates, dem sie angehören (Ge- 
setz des Heimatstaates), als auch das Gesetz des Ortes, wo geklagt 
wird, die Scheidung zulassen. 

Das Gleiche gilt für die Trennung von Tisch und Bett 

Art. 2 [17 Abs. 4]. Auf Scheidung kann nur dann geklagt werden, wenn 
sio in dem zu beurteilenden Falle sowohl nach dorn Gesetzo des Heimatstaates 
der Ehegatten als auch nach dem Gesetze des Ortes, wo geklagt wird, sei es 
auch aus verschiedenen Gründen, zulässig ist. 

Das Gleiche gilt für die Trennung von Tisch und Bett. 



11) Von Deutschland, Belsen, Frankreich, Luxemburg, Niederlande, Rumänien und 
Schweden sind die Ratifikationsurkunden am 1. 6. 1904 hinterlegt. (Dazu Anm. 4, 6.) 

12) Vgl. zu dem II. Abkommen noch die §§ 606, 828, 627, 942 ZPO. 
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Art, 3 [17 Abs. 1, 27].* Ungeachtet der Bestimmungen der Art. 1, 2 ist 
das Gesetz des Heimatstaates allein maßgebend, wenn das Gesetz des Ortes, wo 
geklagt wird, dies vorschreibt oder gestattet. 

Art. 4 [17 Abs. 2]. Das in den vorstehenden Artikeln bezeichnete Gesetz 
des Heimatstaates kann nicht angerufen werden, um einer Tatsache, die sich er- 
eignet hat, während die Ehegatten oder einer von ihnen einem anderen Staate 
angehörten, die "Wirkung eines Scheidungs- oder Trennungsgrundes zu verleihen. 

Art. 5. Die Klage auf Scheidung oder auf Trennung von Tisch und 
Bett kann erhoben werden: 

1. vor der nach dem Gesetze des Heimatstaates der Ehegatten zuständigen 
Gerichtsbarkeit ; 

2. vor der zuständigen Gerichtsbarkeit des Ortes, wo die Ehegatten ihren 
Wohnsitz haben. Wenn dio Ehegatten nach der Gesetzgebung ihres Heimat- 
staates nicht denselben Wohnsitz haben, so ist die Gerichtsbarkeit des 
Wohusitzes des Beklagten zuständig. Im Falle der böslichen Verlassung 
oder im Falle einer Verlegung des Wohnsitzes nach dem Eintritte des 
Scheidungs- oder Trennungsgrundes kann die Klage auch vor der zu- 
ständigen Gerichtsbarkeit des letzten gemeinsamen Wohnsitzes erhoben 
werden. — Die Gerichtsbarkeit des Heimatstaates ist allein berufen, so- 
weit sie für die Scheidungs- oder Trennungsklage ausschließlich zuständig 
ist Doch bleibt die fremde Gerichtsbarkeit zuständig für eine Ehe, in 
Ansehung deren die Scheidungs- oder Trennungsklago vor der zuständigen 
Gerichtsbarkeit des Heimatstaates nicht erhoben werden kann. 

Art. 6. Falls die Ehegatten nicht berechtigt sind, eine Scheidungs- oder 
Trennungsklage in dem Lande ihres Wohnsitzes zu erheben, kann sich gleich- 
wohl jeder von ihnen an die zuständige Gerichtsbarkeit dieses Landes wenden, 
um die vorläufigen Maßnahmen zu erwirken, die in dessen Gesetzgebung 
für die Aufhebung der ehelichen Lebensgemeinschaft vorgesehen sind. Diese 
Maßnahmen bleiben aufrecht erhalten, wenn sie innerhalb eines Jahres durch die 
Gerichtsbarkeit des Heimatstaates bestätigt werden; sie bleiben nicht länger be- 
stehen, als es das Gesetz des Wohnsitzes gestattet. 

Art 7. Die Scheidung und die Trennung von Tisch und Bett, die duroh 
ein nach Art. 5 zuständiges Gerioht ausgesprochen werden, sind überall 
anzuerkennen, vorausgesetzt, daß die Bestimmungen dieses Abkommens be- 
obachtet worden sind, und daß im Falle eines Versäumnisurteils die Ladung des 
Beklagten entsprechend den besonderen Vorschriften erfolgt ist, die das Gesetz 
seines Heünatstaates für die Anerkennung ausländischer Urteile erfordert 

In gleicher Weise sind überall anzuerkennen die Scheidung und die Tren- 
nung von Tisch und Bett, die von einer Verwaltungsgerichtsbarkeit" ausgesprochen 
werden, vorausgesetzt, daß das Gesetz eines jeden der Ehegatten eine solche 
Scheidung oder Trennung anerkennt. 

Art. 8 [17 Abs. 1,3]. Wenn die Ehegatten nicht dieselbe Staats- 
angehörigkeit besitzen, so ist ihr letztes gemeinsames Gesetz als das Gesetz 
ihres Heimatstaates im Sinne der vorstehenden Artikel anzusehen. 

Art. 9. Dieses Abkommen findet nur auf solche Scheidungs- und 
Trennungs klagen Anwendung, welche in einem der Vertragsstaaten er- 
hoben werden, und zwar nur dann, wenn mindestens eine der Parteien 
einem dieser Staaten angehört. 

Kein Staat verpflichtet sich durch dieses Abkommen zur Anwen- 
dung eines Gesetzes, welches nicht dasjenige eines Vertragsstaates ist. 

Art. 10. Dieses Abkommen, das nur auf die europäischen Ge- 
biete der Vertragsstaaten Anwendung findet [usw. Ratifikation = I. Ab- 
kommen Art. 9]. 



13) Sin landeshorrliches Scheidungsrecht besteht noch in Dänemark, Schweden, Norwegen 
(Hahn S. 447, 450, 474, 476). Die nur beschrankte Anerkennung im Abs. 2 war für die Ablehnung 
dos Abkommens durch Dänemark und Nonregen mattgebend (Anm. 2). 
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Art. 11. [Beitritt für die auf der Konferenz vertreten gewesenen Staaten 
bis zum 31. 12. 1904 = I. Abkommen Art 10.] 

Art. 12, 13. [Inkrafttreten und Dauer des Abkommens = Art. 11, 12 des 
I. Abkommens.] 

III. Abkommen zur Regelung der Vormundschaft über Minderjährige. 6 1 

Art. 1 [23]. e Die Vormundschaft über einen Minderjährigen be- 
stimmt sich nach dem Gesetze des Staates, dem er angehört (Gesetz des 
Heimatstaates). 

Art. 2 [23]. Sieht das Gesetz des Heimatstaates für den Fall, daß der 
Minderjährige seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Auslande hat, die Anordnung 
einer Vormundschaft im Heimatlande nicht vor, so kann der von dem Heimat- 
staate des Minderjährigen ermächtigte diplomatische oder konsularische Vertreter 
gemäß dem Gesetze dieses Staates die Fürsorge übernehmen, sofern der Staat, 
in dessen Gebiete der Minderjährige seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, dem 
nicht widerspricht. 

Art. 3 [23]. Falls eine Vormundschaft gemäß den Bestimmungen 
des Artikel 1 oder des Artikel 2 nicht angeordnet ist oder nicht angeordnet 
werden kann, so ist für die Anordnung und die Führung der Vormundschaft 
über einen Minderjährigen, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Auslande 
hat, das Gesetz des Aufenthaltsortes maßgebend. 

Art. 4. Ist die Vormundschaft gemäß der Bestimmung des Art. 3 an- 
geordnet, so kann gleichwohl eine neue Vormundschaft auf Grund des Alt 1 
oder des Art. 2 angeordnet werden. 

Hiervon ist der Regierung des Staates, in welchem die Vormundschaft 
zuerst angeordnet wurde, sobald wie möglich Nachricht zu geben. Diese Re- 
gierung hat davon entweder die Behörde, welche die Vormundschaft angeordnet 
hat, oder in Ermangelung einer solchen Behörde den Vormund selbst zu be- 
nachrichtigen. 

In dorn Falle, den dieser Artikel vorsieht, bestimmt sich der Zeitpunkt, 
in welchem die ältere Vormundschaft endigt, nach der Gesetzgebung des Staates, 
in dessen Gebiete diese Vormundschaft angeordnet war. 

Art. 5 [7]. In allen Fällen bestimmen sich der Zeitpunkt und die 
Gründe für den Beginn sowie für die Beendigung der Vormundschaft nach 
dem Gesetze des Heimatstaates des Minderjährigen. 

Art. 6. Die vormundschaftliche Verwaltung erstreckt sich auf die 
Person sowie auf das gesamte Vermögen des Minderjährigen, gleichviel 
an welchem Orte sich die Vermögensgegenstände befinden. 

Von dieser Regel sind Ausnahmen zulässig in Ansehung solcher Grund- 
stücke, welche nach dem Gesetze der belegenen Sache einer besonderen Güter- 
ordnung unterliegen. 

Art. 7 [23]. Solange die Vormundschaft nicht angeordnet ist, sowie in 
allen dringenden Fällen können die zuständigen Ortsbehörden die Maß- 
regeln treffen, die zum Schutze der Person und der Interessen eines minder- 
jährigen Ausländers erforderlich sind. 

Art. 8. Liegt Anlaß vor, für einen minderjährigen Ausländer 
die Vormundschaf t anzuordnen, so haben die Behörden des Staates, in dessen 
Gebiet er sich befindet, von dem Sachverhalte, sobald dieser ihnen bekannt wird, 
die Behörden des Staates zu benachrichtigen, dem der Minderjährige an- 
gehört. 

Die in solcher Art benachrichtigten Behörden sollen den Behörden, die 
ihnen die Mitteilung gemacht haben, sobald wie möglich Kenntnis geben, ob 
die Vormundschaft angeordnet ist oder angeordnet werden wird. 

11) Zo dem III. Abkommen die §5 37, 39, 44, 47 des Reichsgesetzes über die Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit Vgl. noch Nr. 32 Anm. 8, Nr. 82 Anm. 6. 
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Art. 9. Dieses Abkommen findet nur Anwendung auf die Vormund- 
schaft über Minderjährige, die Angehörige eines der Vertragsstaaten 
sind und ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Gebiet eines dieser Staaten 
haben. 

Die Artikel 7 und 8 dieses Abkommens finden jedoch auf alle Minder- 
jährige Anwendung, die Angehörige eines Vertragsstaates sind. 

Art. 10. Dieses Abkommen, das nur auf die europäisohon Gebiete 
der Vertragsstaaten Anwendung findet . . . [Ratifikation = Art. 9 des I. Ab- 
kommens]. 

Art. 11. [Beitritt = Art. 10 des I. Abkommens.] 

Art. 12, 13. [Inkrafttreten, Dauer dos Abkommens = Art. 11, 12 des 
I. Abkommens ] 



Nr. 76. 

Deutsches Reich — Luxemburg. 1 

Vertrag Uber den Betrieb der Wilhelm -Luxemburg -Elsenbahnen 
Berlin, 11. Nofember 1902.' 

Text: deutsch. — Abdruck: RGBl. 1903 S. 183, Martens* 31 8. 496, StA. 67 S. 249 (mit der 
Denkschrift ftir den Boichstag). 

Literatur: v. Holtzendorff HI 69, 42; v. Liszt § 29 I. — Laband IV 115 A; Zorn n 31. — 
Eyschen, Staatsrecht des Grodh. Luxemburg (Handbuch des offen tl. Rechts IV 1«) 1890 § 18; 
Ernst Meior, Abschluß von Staatsvertragen 1874 S. 317. 

S. M. der Deutsche Kaiser, König von Preußen , im Namen des Deutschen 
Reichs, und 8. K. H. der Großherzog von Luxemburg, von dem Wunsche ge- 
leitet, durch eine neue Vereinbarung den Betrieb der Wilhelm- Luxemburg - 
Eisenbahnen über den 31. Dezembor 1912 hinaus sicher zu stellen, haben . . . 
folgenden Vertrag geschlossen: 

Art« 1. Die Großherzoglich luxemburgische Regierang erteilt zu 
dorn zwischen der Kaiserlichen Goneraldirektion der Eisenbahnen in Elsaß Loth- 
ringen und der anonymen Königlich Großherzoglichen Wilhelm-Luxemburg-Eisen- 
bahn-Gesellschaft unter dem 16. Juli 1902 zu Luxemburg abgeschlossenen, im 
Abdrucke beiliegenden Vertrag 3 insoweit ihre Genehmigung, als dieselbe 
durch Artikel 24 des für die genannte Eisenbahn-Gesellschaft geltenden Lasten- 
hefte (cahier des charges) vom 9. November 1855 und durch Art. 1 des Groß- 
herzoglich luxemburgischen Gesetzes vom 3. September 1879 erfordert wird. 4 
Demgemäß willigt sie darein, daß die den Gegenstand des Vertrags bildenden 
Eisenbahnstrecken, soweit sie im Gebiete des Großherzogtums Luxemburg 
liegen', bis zum Ablaufe der Konzessionsdauer, d. i. bis zum 31. De- 
zember 1959, von der Kaiserlichen Goneraldirektion der Eisen- 



1) Der nachstehende Vertrag regelt mehr als seine Überschrift besagt: auch die Dauer 
dos Zollanschlusses (Art. 11). 

2} Dazu ein SchluÜprotokoll. — Ratifikation Art 12. 

Vorgänge: § 6 des Zusatzartikels I zum Frankfurter Frieden vom 10.5. 1871 (RGBl. S.236); 
Übereinkunft wegen Übernahme der Verwaltung vom 11. 6. 1872 (vgl. Art. 12) abgedruckt als An- 
lage zu dem RG. botreffend die Übernahme der Verwaltung vom 15. 7. 1872 (RGBl. S. 329). 

3) RGBl. S. 189; unten S. 388 im Auszuge. 

4) Eyschen S. 43 gibt als Inhalt dieses Gesekes an: Jede direkte oder indirekte Zession 
von Eisenbahnen ist nichtig, wenn nicht vorher die staatliche Ermächtigung druu erteilt worden ist. 
„Dies ist in der offen ausgesprochenen Absicht geschehen, die Einmischung fremder Staaten in 
innere Angelegenheiten möglichst za verhindern." 

6) Wogen der in Belgion liegenden Strecke vgl. den Pachtvertrag | 10 (unten S. 338). 
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bahnen in Elsaß-Lothringen zu Straßburg i. E. verwaltet und be- 
trieben werden. Deutscherseits bleibt vorbehalten, an die Stelle dieser 
Generaldirektion eine andere deutsche Reichs- oder Staatsbehörde treten 
zu lassen. 

[Rechte und Pflichten der kaiserlichen Generaldirektion nach den Kon- 
zessionsbedinguogen, don jeweils geltenden luxemburgischen Gesetzen usw.] 

Art. 2. Die Kaiserliche Regierang verpflichtet sich, die von der 
Generaldirektion der Eisenbahnen in Elsaß -Lothringen betriebenen luxembur- 
gischen Eisenbahnstrecken zu keiner Zeit zur Beförderung von Truppen, 
Waffen, Kriegsmaterial und Munition zu benutzen und während eines 
Krieges, an welchem Deutschland beteiligt sein sollte, sich derselben für die 
Verproviantierung der Truppen auf keine die Neutralität des Groß- 
herzogtums verletzende Weise zu bedienen sowie überhaupt in deren 
Betriebe Handlangen, welche den dem Großherzogtum als neutralem Staate ob- 
liegenden Verpflichtungen nicht vollkommen entsprechen, weder vorzunehmen, 
noch zuzulassen. 

Deutscherseits wird ferner die Verpflichtung übernommen , zu jeder Zeit 6 
für ein dem regelmäßigen Verkebrsbedürfnis entsprechendes Betriebs- 
material Sorge zu tragen. 

Art. 3. Die Kaiserliche Generaldirektion der Eisenbahnen in Elsaß- 
Lothringen nimmt bezüglich der von ihr geführten Verwaltung luxemburgischer 
Eisenbahnstrecken Domizil in Luxemburg. Wegen aller Ansprüche, welche gegen 
sie aus Anlaß des Betriebs dieser Strecken gelteud gemacht werden , ist sie bei 
den luxemburgischen Gerichten Recht zu nehmen verbunden. 7 
Rechtskräftige gerichtliche Entscheidungen sollen gegen das zur Vertretung der 
Generaldirektion bestellte Organ verbindlich und vollstreckbar sein. 

Art. 4. Der Betrieb der luxemburgischen Eisenbahnstrecken untersteht 
einer besonderen Verwaltung nach Maßgabe der nachfolgenden Bestim- 
mungen. 

Die Kaiserliche Generaldirektion bestellt In Luxemburg für die 
besondere Leitung des Betriebs einen Beamten, welcher sie zugleich der 
Großherzoglichen Regierung und dem Publikum gegenüber in allen den Betrieb 
der Bahnen botreffenden Angelegenheiten zu vertreten befugt und verpflichtet 
ist. Der Großherzoglichen Regierung wird von der Person dieses Beamten vor 
der Ernennung desselben Mitteilung gemacht. 

Die Großherzogliche Regierung wird den Verkehr zwischen ihr und 
der Betriebsverwaltung sowie die ihr zustehenden Hoheits- und Aufsichtsrechte 
durch einen Kommissar wahrnehmen lassen, welcher die Beziehungen zu 
seiner Regierung in allen Fällen zu vermitteln hat, die nicht zum direkten Ein- 
schreiten der nach den Landesgesetzen zuständigen Polizei- oder Gerichtsbehörden 
geeignet sind. Er wird seine Wahrnehmungen über etwaige Mängel in der Hand- 
habung des Betriebs zur Kenntnis der Generaldirektion bringen. 

Die Großherzogliche Regierung wird einen aus fünf Mitgliedern be- 
stehenden Eisenbahnrat zur Mitwirkung in Eisenbahnfragen bestellen und der 
Kaiserlichen Regierung bezeichnen, welcher auf Einladung der Großherzoglichen 
Regierung oder der Kaisorlichen Generaldiroktion zusammentritt [von der Goneral- 
direktion in allen die Verkehrsinteressen Luxemburgs berührenden wichtigen 
Fragen, namentlich über Tarife, Haltestellen, zu hören]. 

Art. 5. Die Kaiserliche Generaldirektion wird boi dem Betriebe der 
luxemburgischen Eisenbahnstrecken luxemburgische Staatsango- 



6) SchluOprotokoll Ziffer II: auch auf den Fall einer im Deutschen Eeiche erfolgenden 
Mobilmachung. 

Neutralit&t Luxemburgs oben Nr. 23. 

7) Insoweit untersteht also das Deutsche Beioh der Gerichtsgewalt Luxemburgs. 
— Ober einen andorn Fall der Unterwerfung durch Vertrag Nr. 68 Art. 63. 
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hörige, sofern sie den Anforderungen entsprechen, vorzugsweise beschäf- 
tigen and anstellen. 8 

Deutsche, welche bei der Verwaltung der Eisenbahnen in Luxomburg 
angestellt oder beschäftigt werden, verlieren dadurch nicht ihre Reichs- bezw. 
Staatsangehörigkeit; ebensowenig gehen luxemburgische Staatsangehörige, welche 
beim Betriebe der deutschen Reichseisenbahnen angestellt oder beschäftigt werden, 
ihrer Staatsangehörigkeit verlustig. 

Die sämtlichen Beamten der unter der Leitung der Generaldirektion 
stehenden Eisenbahnen sind ohne Unterschied des Ortes ihrer Anstellung rück- 
sichtlich der Disziplin ausschließlich den vorgesetzten Eisenbahn- 
disziplinarbehörden und den betreffenden Disziplinarvorschriften, im übrigen 
aber den Gesetzon und Behörden des Landes unterworfen , in welchem sie ihren 
"Wohnsitz haben, bezw. Handlungen voruehmon. 

[Von einer beabsichtigten Verhaftung durch luxemburgische Behörden, 
soweit tunlich, die Eisenbahnbehörde in Kenntnis setzen.] 

Art. 6. Die Dienstkleidung der im Großherzogtunie Luxemburg sta- 
tionierten Beamten wird mit Ausnahme der Vorstöße und der Nationalkokarde 
die der Beamten der Kaiserlichen Generaldirektion soin. 

Art. 7. Die Vorschriften und Tarife für den Personen-, Gepäck-, 
Güter- und Vioh verkehr auf den Eisenbahnen im Großherzogtumo Luxemburg 
werden fortdauernd in Übereinstimmung gehalten werden mit den jeweilig 
auf den Eisenbahnen in Elsaß-Lothringen in Geltung stehenden Vorschriften 
(Verkehi sordnung) uod Tarifen. 

[Ineinandergreifende Fahrpläne — Anschlußgeleise.] 

Art. 8. Die Kessel und maschinellen Anlagen der Eisenbahnwerk- 
stätten sowie die Eisonbahnbotriebsmittel werdon, wenn sie von deutschen Be- 
hörden geprüft sind, in Luxemburg zugelassen, ohne daß eine weitere Revision 
durch luxemburgische Behörden zu erfolgen hat. 

Art. 9. Die von der Luxemburgischen Regierung der anonymen 
Königlich Großherzoglichen Wilhelm - Luxem bürg - Eisen bahn - Gesell- 
schaft gewährte Staatssubveution von 8 Millionen Franken wird der 
Luxemburgischen Regierung deutscherseits im Gegenwerte von 
6 400 000 Mark bis zum Ablaufe des Jahres 1918 erstattet werden. Die 
Zahlung wird, beginnend mit dem I.Juli 1903, in 16, jedesmal am 1. Juli zu 
entrichtenden Jahresraten von je 400 000 Mark erfolgen. 

Vom 1. Januar 1919 ab wird deutscherseits der Luxemburgischen Re- 
gierung an Stelle einer Beteiligung an den Erträgnissen der im Art. 1 bezeich- 
neten, auf luxemburgischem Gebiete belegenen Eisenbahnstrecken alljährlich 
bis zum Ablaufe des Jahres 1959 ein Betrag von 200 000 Mark gewährt werden, 
der am 31. Dezember jeden Jahres fällig und zahlbar sein soll. 

Art. 10. Die Großherzogliche Regierung wird während der Dauer 
des gegenwärtigen Vertrages ohne Zustimmung der Kaiserlichen Regierung auf 
den im All. 1 bezeichneten, auf luxemburgischein Gebiete betegenen Eisenbahn- 
strecken keinen anderen Betriebsunternehmer an Stelle der Kaiserlichen 
Generaldirektion zulassen, sofern eine solcho Zulassung nach den Konzessious- 
bedingungen und den geltenden Gesetzen versagt weiden kann. 

Die Kaiserliche Regierung wird die Großherzogliche Regierung gegen An- 
sprüche Dritter auf den Betrieb der gonanuton Eisenbahnstrecken vertreten. Von 
der Erhebung solcher Ansprüche ist ihr unverzüglich Mitteilung zu machen. 

Falls später die Konze6Sionierung einer Sehienenverbindung zwischen dem 
luxemburgischen Erzrevier und der kanalisierten Mosel in Frage kommen sollte, 
wird die Großherzogliche Regierung etwaige auf die Erteilung dieser Konzession 
gerichtete Anträge der deutschen Verwaltung vorzugsweise berücksichtigen. 



8) SchluGprotokoll Ziffer III : tunlichst zu mindestens 90 %. 
Fleischm&nn, VClkorrochtequellen. 



Digitized by Google 



338 Nr. 76, Deutschet Beich — Luxemburg. 1902 



Art. 11. Beide vertragschließende Teile werden von dem 
ihnen zustehenden Rechte zur Kündigung des Vertrags vom 
20./25. Oktober 1865 9 , betreffend die Fortdauer des Anschlusses des 
Großherzogtums Luxemburg an das Zollsystem Preußens und der 
übrigen Staaten des Zollvereins, nicht derart Gebrauch machen, 
daß dieser Vortrag während der Dauer des gegenwärtigen Vertrags 
außer Kraft tritt 10 

Art. 12. Der gegenwärtige Vertrag soll ratifiziert und die Ratifikationen 
sollen sobald als möglich ausgetauscht werden. 11 Er tritt mit dem Zeitpunkte 
des Austausches der Ratifikationen an die Stelle der die Übernahme des Be- 
triebs der Wilhelm -Luxemburg -Eisenbahnen durch die Kaiserlich deutsche 
Eisen bahn Verwaltung betreffenden Übereinkunft vom 11. Juni 1872.* 

Aus dem Pachtvertrage vom 16. Juli 1902 (vgl. Art. 1). 

§ 1. Gegenstand des Vortrages ist die Anpachtung 

a) der im Großberzogtume Luxemburg belegenen älteren Linien der Wil- 
helm-Luxemburg-Eisenbahn-Oesellschaft sowie der Anschlußbahnen im 
Düdelinger und Rümelinger Tale, ausschließlich der Linie von Ulflingen 
nach der preußischen Orenze, und 

b) der Eisenbahn von Esch nach Deutsch • Oth und Rödingen. 

§ 2. Das Pachtverhältnis beginnt mit dem 1. Januar 1903 und 
endigt mit dem Erlöschen der der Wilhelm-Luxemburg- Eisenbahn -Gesellschaft 
für ihre Bahnunternehmen erteilten Konzessionen, das ist mit Ablauf des 
Jahres 1959. 

§ 4. Die ordnungsmäßige Unterhaltung der angepachteten Linien 
sowie die Ausführung aller erforderlich werdenden Ergftnzungs- und Erweite- 
rungsanlagen obliegen während der Dauer dieses Vertrags der Kaiserlichen 
Generaldirektion. 

Die Wilhelm-Luxemburg-Eisenbahn-Gesellschaft ist nicht gehalten, ihrer- 
seits Ausgaben irgend welcher Art für die Unterhaltung, Ergänzung und Er- 
weiterung der Anlagen zu bestreiten oder sonstige Ausgaben irgend welcher Art 
zu übernehmen. 

Beim Ablaufe des Vertrags gehen die angepachteteu Linien in 
dem Zustand, in dem sie sich befinden, in den Besitz und Genuß des- 
jenigen Staates über, der sie konzessioniert hat. 

8 5. An Pachtzins zahlt die Kaiserliche Generaldirektion vom 1. Ja- 
nuar 1903 ab den Betrag von jährlich 3 866 400 Frs. 

Die Zahlung wird für jedes abgelaufene Vierteljahr innerhalb der drei 
ersten Tage des folgenden Vierteljahrs in effektiven Goldfranken, je nach der 
Wahl der Wilhelm -Luxemburg -Eisenbahn -Gesellschaft in Luxemburg oder in 
Paris, geleistet werden. 

§ 10. Duroh diesen Vertrag werden diejenigen Rechtsverhältnisse, welche 
zwischen den Partoion hinsichtlich der im Königreiche Belgien belegenen 
Linien der Wilhelm -Luxemburg -Eisenbahn -Gesellschaft bestehen, nicht be- 
rührt. 1 » 

Die Kaiserliche Genera) direktion gewährleistet, so lange der Belgische 
Staat von dem ihm zustehenden Rückkaufsrechte keinen Gebrauch macht, bis 



9) Preußische OS. 1866 S. '207. — Für die Daner des Anschlusses von Luxemburg an das 
deutscht) Zollsystem auch eine Gemeinschaft der Schaum woinsteuer (Vertrag v. 19.6.1902, 
RGBl. 1902 S. 232, 1903 S. 66), und eine Vereinbarung über den Verkehr mit Branntwein (RGBl. 

18% S. G76). 

10) Schlufiprotokoll Ziffer V: Boschränkungon der Einfahr. Ausfuhr oder Durch- 
fuhr, ebenso wie in der preußischen Rheinprovinz. — Vgl. über den ZoUanschluß noch das 
Register unter „Luxemburg* 1 und „Zollverein". 

H) Der Austausch hat am 14.4. 1903 stattgefunden. 

12) Vgl. die Obereinkunft zwischen dorn Reiche und Belgion vom 11.7. 1872 (RGBl. 187H 

S. 339). 
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zum Ablaufe des Jahres 1912 der Wilhelm -Luxemburg- Eisenbahn -Oesellschaft 
ein Pachterträgnis von jährlich 219 000 Frs. aus diesen Linien. Sollten aus 
dieser Gewährleistung in der Folge Zahlungen seitens der Kaiserlichen General- 
direktion an die Wilhelm -Luxemburg -Eisenbahn -Oesellschaft zu machen sein, 
so finden auf dieselben die Bestimmungen des § 5 Abs. 2 dieses Vertrags An- 
wendung. 

In dem Falle, daß der Belgische Staat von seiiiem Rückkaufsrechte Ge- 
brauch machen sollte, ist die Wilhelm -Luxemburg -Eisenbahn -Gesellschaft aus- 
schließlich befugt, auf ihre Kosten uud Gefahr über die Rückkaufsbedingungou 
zu verhandeln, auch fließt ihr der volle Rückkaufspreis zu. 



Nr. 77. 

Wismar. 

Vertrüge über Erledigung der schwedischen Ansprüche. 
Stockholm, 20. Juni 1903. 1 

Text: deutsch u. schwedisch. — Abdruck: BGBl. 1904 8. 295, Regierungsblatt für Mecklenburg- 
Schwerin 1903 S. 171; Martens 1 31 S. 672 (nach der — früher als im Reiche erfolgten — 
schwedischen Veröffentlichung). 

I. Zwischen Mecklenburg -Schwerin und Schweden. 

Seine Kömgliche Hoheit der Großherzog von Mecklenburg- Schwerin und 
Seine Majestät der König von Schweden und Norwegen haben beschlossen, um 
alle Ansprüche, welche aus dem zu Malmö am 26. Juni 1803 zwischen Mecklen- 
burg-Schwerin und Schweden unterzeichneten Vertrage 8 von der einen oder der 
anderen Seite etwa noch erhoben werden könnten, zu erledigen, hierüber eine 
neue, den heutigen Verhältnissen Rechnung tragende Vereinbarung 
zu treffen . . . 

Art. 1. Das in dem zu Malmö am 26. Juni 1803 zwischen den Bevoll- 
mächtigten S. D. des damaligen Herzogs von Mecklenburg- Schwede und Sr. M. 
des Königs von Schweden unterzeichneten Vertrage vorgesehono Recht Seiner 
Majestät, nach Ablauf von hundert Jahren von dem Tage der Unterzeich- 
nung des Vertrags an das mit der Stadt und der Herrschaft Wismar und den 
Ämtern Poel und Neukloster nobst Zubehörungen bestellte Unterpfand 9 mittols 
Erstattung des von Sr. D. dem Herzoge gezahlten Pfandschillings und 
Zahlung der davon nach dem Vertrage zu berechnenden Zinsen und Zinses- 
zinsen 4 wieder einzulösen, sowie andererseits alle Ansprüche wegen Erstattung 
dieses Pfandßchillings und der davon zu berechnenden Zinsen oder Zinseszinsen 
werden für erloschen erklärt. 



1) Sowohl für den „Vertrag** unter I. wie für die „Vereinbarung" anter II. sind die 
Ratifikationsurkunden am 4. 8. 1903 ausgetauscht worden (RGBl. S. 295). 

2) Im französischen Urtexte abgedruckt bei Martens r. 8 S. 54 = suppl. 3 S. 488 (mit 
Übersetzung), Martens - Cussy II 291, II. Sachsse, Mecklenburgische Urkunden 1900 Nr. 202 
(in den wesentlichen Teilen). 

Literatur: Bruno Schmidt, Pfandvertrag über "Wismar 1901, sonst nur gelegentliche Be- 
merkungen über den — schon 1803 auffüllten — Rechtsvorgang: z. B. Martens 1 94, Rivier 
16 III, Triepel 249, Busing, Staatsrecht der Großherzogtümer Mecklenburg 1884 S. 7. 

8) Art. 1 des Vertrages zu Malmö: S. M. le roi de Suede cede . . . ä titre d'hypotheque 
(antichresia'i et moyeonant une rötribution stipulee dans l'article VI , la pleine et entiere possession 
usufruetuaire ... — In einer 1826 erschienenen Schrift vorteidigte aber der frühere König von 
Schweden Gustav IV. „le but de cette vente". 

4) Nach Art. VI betrug der Pfamlschilling l 1 /« Millionen Reichstaler Hamburger Banko. 
Die Einlösungssumme für 1903 wurde verschieden berechnet, von Schmidt (S. 56) auf 107744600 Mk. 

22* 
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Art. 2. Mit dem Erlöschen des im Artikel 1 erwähnten Pf and Verhält- 
nisses hat sich der Pfand besitz Sr. K. H. des Großherzogs von Mecklenburg- 
Schwerin an den im Artikel 1 aufgeführten Gebieten in vollen und unein- 
geschränkten Eigenbesitz umgewandelt und sind alle Verpflich- 
tungen und Beschränkungen, die sich aus dem Vertrage vom 26. Juni 
1803 ergeben, sowie alle bis jetzt etwa noch anwendbar gowesenen Bestimmungen 
des Vertrags, wodurch die Beziehungen zwischen den erwähnten Besitzungen 
und Schweden besonders geregelt waren, in Wegfall gekommen. 5 

Art 3. Die Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrages bedürfen, 
um für das Deutsche Reich rechtswirksam zu werden, der Anerkennung 
durch das Reich. Diese Anerkennung, zu der sich das Reich bereit erklärt 
hat, bleibt einem zwischen dem Reiche und Schweden abzuschließenden Ver- 
trage vorbehalten. 

IL Zwischen dem Deutschen Reiche und Schweden. 

Art. 1. Die Bestimmungen des zwischen Mecklenburg -Schwerin und 
Schweden am heutigen Tage abgeschlossenen, iu Abschrift beigefügten Vertrags 
wegen der Ansprüche aus dem zwischen ihnen zu Malmö am 26. Juni 1803 
unterzeichneten Vertrago werden hierdurch für das Deutsche Reich als rechts- 
wirksam anerkannt. 

Art. 2. [Ratifikationsklausel.] 1 



Nr. 78. 

Schiedsgerichtsverträge. 1 2 

Literatur: Die noueren Vertrage bis 1908 berücksichtigen Bonfils 969, v. Liszt 88 II; im all- 
gemeinen über Schiedavertrage Gaxels 78, v. Holtzendorff IV 9f., v. Marten« II 104, Rivier 58, 
Ulimann 134. — Doscampa, Roleve gcneral des clansos de modiation et d'arLitrago (Annex C 
zum Protokoll der 7. Sitzung der Haagor Konferenz vom • 26. 7. 1899) ; La Fontaine , Histoire 
sommaire . . des arbitragea internationaux 1794—1900 (Revue Bd. 34). 

I. Großbritannien und Frankreich' - London, H. Oktober 1908. 

(Niemeyer Z. 18 S. G1C.) 
Artiele 1. Les differends d'ordre juridique ou relatifs a l'inter- 
pretation des traites existant entre los deux parties contractantes qui vien- 
draient ä se produire entre elles et qui n'auraient pu etre regles par la voie 
diplomatique, seront soumis ä la Cour permanente d'arbitrage etablie par la 



6) Zumoist wohl ein Hinweis auf Art 15, 16 des Vortrages zu Malmö (Pflicht, Wismar 
nicht zu befestigen, nicht als Kriegshafon zu benutzen). 

1) Etwa 40 Schiodsgerichtsverträge sind bereits (bis März 1906) gem&ß Art 19 
des I. Abkommens der Haager Friedenskonferenz vom *29. 7. 1899 abgeschlossen worden. Die 
genanoren Angaben in meiner Sonderausgabe der Haager Friedenskonferenz. Von diosen Ver- 
trägen sind bis Januar 1905 — wio ich mitteilen darf — nnr 7 dorn internationalen Bureau 
des ständigen Schiedshofes im Haag nach Art. 22 des I. Abkommens angezeigt worden, 
nämlich sämtliche von Großbritannien abgeschlossenen Vorträge, soweit sie schon ratifiziert sind 
(mit dem Reiche, mit Frankreich, Italion, Portugal, Schweden u. Norwegen, Spanien) und der 
Vertrag zwischen Spanien u. Portugal vom 31. 5. 1904. 

2) Die für den Abdruck ausgewählten Schiedsverträge sind typisch, insofern, als der 
britisch-franzttsiche „den moisten der in jüngster Zeit geschlossenen Schiedsverträge 
als Vorbild gedient hat" (Botschaft des schweizerischen Bundesrat» an die Bundesversammlung 
vom 19. 12. 1904: „Fast alle Mächto hielten darauf, daß von der zwischen Großbritannien und 
Frankreich angenommenen Formel nicht abgewichen weide") — die Verträgo der Schweiz mit 
Belgien (IV) und der Niederlande mit Dänemark (Iii) aber bemerkenswerte Ansätze zu 
einer weiterroichenden Bindung durch Schiedsverträge enthalten. 
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Convention du *29 juillet 1899, ä La Haye, k la condition toutefois qu'ils ne 
mctteot en cause ni les interots vitaux ni l'independance ou Tbonneur 
des deux Etats contractants et qu'ils ne touchent pas aux interots de 
tierces puissances. 

Article 2. Dans chaque cas particulier les hautes parties contractantes, 
avaut de s'adresser ä la Cour permanente d'arhitrage, signeront un compromis 
special determinant nettement l'objet du litige, Tetendue des pouvoirs des arbitres 
et los details ä observer en ce qui concerne la Constitution du tribunal arbitral 
et la procedure. 

Article 3. Le prosent arrangement est conclu pour une duree de cinq 
an neos ä partir du jour de la signature. 

II. Deutsches Releh 3 und Großbritannien — London, 12. Juli 1904. 

(Reichsanzeiger Nr. 166 vom 15. 7. 1901.) 

Die Kaiserlich deutsche Regierung und die Königlich großbritannische 
Regierung als Mitunterzeicbner des am *29. Juli 1899 im Uaag unterzeichneten 
Abkommens zur friedlichen Erledigung internationaler Streitfälle, 

in Erwägung, daß die h. v. T. durch Artikel 19 des Abkommens sich vor- 
behalten haben, Übereinkommen abzuschließen, um alle Fragen der Schieds- 
sprechung zuzuführen, die dieser nach ihrer Ansicht unterworfen werden können, 
haben die Unterzeichneten ermächtigt, folgendes Abkommen zu schließen: 

Art. 1. Streitige Rechtsfragen und Streitfragen, die sich auf die 
Auslegung der zwischen den beiden vertragschließenden Teilen bestehenden 
Vorträge beziehen, sollen, sofern sie nicht auf diplomatischem "Wege 
haben erledigt werden können, dem durch das Abkommen vom * 29. Juli 1899 
eingesetzton ständigen Schiedshof im Haag überwiesen werden. Dabei ist jedoch 
vorausgesetzt, daß solche Streitfragen nicht die vitalen Interessen, die 
Unabhängigkeit oder die Ehre der beiden vertragschließenden Staaten be- 
rühren und nicht die Interessen dritter Mächte angehen. 

Art. 2. In jedem Einzelfalle sollon die h. v. T., bovor sie den ständigen 
Schiedshof anrufen, einen besonderen Schiedsvertrag abschließen, der den 
Streitgegenstand, den Umfang der Befugnisse der Schiedsrichter und die Fristen 
klar bestimmt, die für die Bildung des Schiedsgerichts und die verschiedenen 
Abschnitte des Verfahrens festzusetzen sind. 

Art. 3. Das gegenwärtige Abkommen ist für einen Zeitraum von fünf 
Jahren, vom Tage der Unterzeichnung ab, geschlossen. 

III. Dänemark und die Niederlande.* — Kopenhagen, 12. Februar 1904.* 

S. M. la Reine des Rays -Bas et S. M. le Roi de Danemark, S'inspirant 
des prineipes de la Convention pour lo reglement paeifique des conflits inter- 
nationaux conclue ä la Haye le *29 juillet 1899 et desirant consacrer notamment 



8) Unterhandlungen wegen eines Schiedsvertrages mit dor Schweiz ,, dauern noch fort" 
(Botschaft des schweizerischen Bandesrats vom 19. 12. 1904 S. 6). 

Das Deutscho Reich hat in den neuen Zusatzvertragen (1904/1905) zu den Handelsvertragen 
mit Österreich -Ungarn, Italien, Belgion, dor Schweiz, Rumänien und Serbien (nicht auch mit 
Rußland) eine Schiedsgerichtsklausel, allerdings bloß mit Rücksicht auf Meinungsverschieden- 
heiten in Tariffragen , aufgenommen , indes die Möglichkeit einer Ausdehnung auf andere Meinnngs- 
Yorschiedonheiton über Auslegung und Anwendung der Vertrage „besonderer Verständigung vor- 
behalten". 

Vgl. noch Nr. 60 Art. 54 , 55 , Nr. 63 Art. 57 Ziffer 3, Nr. 07 Art. 23. 

*) Das königlich niederländische Ministerium dor auswärtigen Angelegen • 
hoiten hat mir einen Sonderdruck dos Vertrages zur Veröffentlichung gütigst 
Uberlassen. 

4) Noch nicht ratifiziert (Februar 1905). 
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le principe de l'&rbitrage obligatoire dans leurs rapports reciproques par un 
accord general de la nature visee ä l'aiücle 19 de la dite Convention , ont resolu 
de conclure une (Convention ä cet effet . . . 

Art. 1. Les b. p. c. s'engagent ä soumettre ä la Cour Perma- 
nente d'Arbitrage tous les differends et tous les litiges entre Elles, qui 
n'auront pu etre resolus par les voies diplonmtiques. 

Art. 2. Dans chaque cas particulior, les h. p. c, avant de 
s'adresser ä la Cour Permanente d'arbitrage signeront un compromis special, 
determinant nettement l'objet du litige, l'otenduo des pouvoirs des arbitres et 
les delais ä observer, en ce qui concerne la Constitution du tribunal arbitral et 
la procedure. 

Art. 3. II est bien entendu quo l'article 1 n'est pas applicable aux 
differends entre les ressortissants de Tun des Etats contractants et lautre Etat 
contractant, que les tribunaux de ce dernier Etat seraient, d'apres la legislation 
de cet Etat, competents de juger. 

Art. 4. Les Etats non-signataires pourront adherer ä la presente 
Convention. L'Etat qui desire adherer notifiera son intention par ecrit ä cbacun 
des Etats contractants. 

I/adhesion produira ses effets ä partir de la date ä laquelle l'Etat adherent 
aura communique ä chacun des Etats contractants que tous ces Etats lui ont 
accuse reception de sa notification. 

Art. 5. 8'il arrivait qu'un des Etats contractants denoncät la presente 
Convention, cette denonciation ne produirait ses effets qu'un au apres la noti- 
fication faite par ocrit ä chacun des autres Etats contractants. 

IV. Sehwetz und Belgien. — Bern, 15. November 1904. 

(Nach der Botschaft de« Bandesrats an die Bundesversammlung vom 19. 12. 1904.) 

Art. 1. Die h. v. T. verpflichten sich, die Streitigkeiten, die in den 
in Art. 3 aufgezählten Fällen zwischen ihnen entstehen könnten , dem durch die 
Konvention vom *29. Juli 1899 eingesetzten ständigen Schiedsgerichtshof im 
Haag zu unterbreiten, insofern diese Streitigkeiten weder die Ehre, noch die 
Unabhängigkeit oder die Souveränität 1 der vortragschließenden Länder be- 
rühren und eine friedliche Lösung durch direkte diplomatische Verhandlungen 
oder auf einem anderen gütlichen Wege nicht hat erzielt werden können. 

Art. 2. Es ist dem Ermessen eines jeden der h. v. T. anheimgestellt, 
zu entscheiden, ob der jeweilen in Frage kommende Streitfall seine Ehre, seine 
Unabhängigkeit oder seine Souveränität berührt und demzufolge zu denen gehört, 
die laut dem vorhergehenden Artikel von dem obligatorischen Schiedsverfahren 
ausgeschlossen sind. 

Art. 3. Unter den in Artikel 1 angeführten Vorbehalten ist das Schieds- 
verfahren zwischen den h. v. T. obligatorisch: 

1. Tm Fallo von Anständen betreffend die Anwendung oder die Aus- 
legung der zwischen ihnen bestehenden oder noch abzuschließenden 
Vertrage, mit Ausnahme derjenigen, bei welchen dritte Mächte sei's 
von Anfang, sei's infolge späteren Beitrittes beteiligt sind. 

2. Im Falle von Anständen betreffend die Geltendmachung von Schadens- 
ersatzansprüchen, wenn die Schadenersatzpflicht von den Parteien 
grundsätzlich anerkannt ist. 

Art. 4. Gegenwärtiger Vertrag findet auch auf solche Streitigkeiten An- 
wendung, deren Ursprung in Tatsachen liegt, die Bich vor dessen Abschluß 
zugetragen haben. 

Art. 5. "Wenn eine Streitigkeit schiedsgerichtlicher Beurteilung unter- 
stellt werden soll, so haben die h. v. T., in Ermangelung andere lautendor Ver- 
einbarungen, in allem, was die Bezeichnung der Schiedsrichter und das Ver- 
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fahren vor dem Schiedsgericht anbetrifft, den Bestimmungen der am *29. Juli 
1899 im Haag unterzeichneten Konvention für die friedliche Regelung inter- 
nationaler Streitigkeiten nachzuleben, vorbehaltlich der hiernach verzeichneten 
Punkte: 

Art. 6. Keiner der Schiedsrichter darf Staatsangehöriger der 
Vertragsstaaten oder auf deren Gebiet wohnhaft odor boi den Fragen, die 
den Gegenstand des Prozesses bilden, beteiligt sein. 

Art. 7. Die in Artikol 31 der Konvention vom *29. Juli 1899 vor- 
gesehene SpezialVereinbarung wird eine Frist festsetzen, binnen welcher die 
Auswechslung der auf den Streitgegenstand bezüglichen Denkschriften und Ur- 
kunden zwischen den beiden Teilen stattzufinden hat. Dieser Schriftenwechsol 
soll jedenfalls vor Eröffnung der Sitzungen des Schiedsgerichtes beendigt sein. 

Art. 8. Die Spezial Vereinbarung wird die Summe festsetzen, welche die 
h. v. T. gemäß Artikel 57 der Konvention vom 29. Juli 1899 behufs Deckung 
der Kosten des Verfahrens dem ständigen Amte des Schiedsgerichtshofes unver- 
züglich zur Verfügung zu stellen haben. 

Art. 0. Das schiedsgerichtliche Urteil wird die Fristen bestimmen, 
binnen welcher es vollzogen werden soll 

Art. 10. Gegenwärtiger Vertrag ist für einen Zeitraum von zehn 
Jahren geschlossen. Er wird einen Monat nach Austausch der Ratifikations- 
urkunden in Kraft treten Im Falle keiner der h. v. T. sechs Monate vor dem 
Ablauf jenes Zeitraumes soino Absicht kundgegoben haben sollte, die Wirksam- 
keit des Vertrages aufhören zu lassen, bleibt derselbe in Kraft bis nach Ab- 
lauf eines Jahres von dem Tage an gerechnet, an welchem der eine oder der 
andere der h. v. T. ihn gekündigt haben wird. 



Nr. 79. 

Neufundland, Marokko, Ägypten, Siam... 

Abkommen zwischen Frankreich und Großbritannien 
London, 8. April 1904. 

(Abdruck nach dem Memorial diplomatique Nr. 16 vom 17. April 1904, das französische Oelbbnch 

Nr. 22 fg. des Memorials.) 

I. Vertrag über Neufundland und westafrikanische Besitzungen. 

Literatur zur Nenf undlandf rage: Bonfils 342, 963. v. lloltzendorff 1152; Rivier 14 IV, 24; 
Ullmann 88. — Clauß, Staatsdienstbarkeiten 1894 S. 17—31. 

Le president de la Republiquo francaiso et S. M. le roi du Royaume-Uni 
de la Grande -Bretagne et d'Irlande et des territoires britanniques au delä dos 
mers, emporeur dos Indes, ayant resolu de mottle fin, par un arrangemont 
amiablo, aux difficultes survonuos k Terro-Neuve 1 , ont decido do con- 
clure une Convention ä cet effet . . . 



1) Das Vertragsmaterial zn den boinaho zwei Jahrhunderte währenden Schwierigkeiten: 

V. zu Utrecht 11.4. 1713 Art. 13 (Schmause, Corpus juris gentinm academicum II 
S. 1333), V. tu Paris vom 10. 2. 1763 Art. 6, 6 (M. r. I 104 [33], M.-C. I 30), V. zu Vor- 
satlles 3. 9. 1793 Art. 4 — G und Deklarationen (M. r. III 519 1 1 1 462), M.-C. I 301), 1. Pariser 
Friodo vom «30. 5. 1814 Art. 13. — V. 14. 1. 1857 (M. » 17 * S. 202). 

Verhandlungen: StA. Bd. 62 (S. 76: modus vivendi vom 10. 3. 1890), 54, 56, 67. 
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Art.1. La France renonce aux Privileges etablis ä son profit par 
l'article 13 da traite d'Utrecht et confirmos ou modifies par des dispositions 
posterieures. * 

Art. 2. La France conserve pour ses ressortissants, sur le pied 
d'egalite avec les sujets britanniques, io droit de poche dans les eaux 
territoriales, sur la partie de la cote de Terre-Neuve comprise entre le oap 
Saint -Jean et le cap Raye en passant par le nord; ce droit s'exeroera pondant 
la Saison habituolle de peche, finissant pour tout le uiondo le 20 octobre 
de chaque annoe. 

Les Francais pourront dono y penhor toute espece de poisson, y 
compris la boette, ainsi quo los crustaces. Iis pourront entrer dans 
tout port ou havro de cette cöto et s'y procurer des approvisionnements 
ou de la boette 1 , et s'y abriter dans les memes conditions que les habitants do 
Terre-Neuve, en restant soumis aux reglements locaux en vigueur; ils pourront 
aussi pecher a l'embouchure des ri vieres, sans toutefois pouvoir depasser une 
ligne droite qui serait tirce de Tun k l'autre des points extremes du rivage entre 
lesquels la riviere se jette dans la mer. 

Iis devront s'abstenir de faire usage d'engins de peche fixes (stake -nets 
aud flxed engines) sans la permissiou des autoritös locales. 

Sur la partie de la cote mentionnee ci-dessus, les Anglais et les Fran9ais 
seront soumis sur le pied d'egalite aux lois et reglements actuellement en 
vigueur ou qui seraient edictes, dans la suite, pour la prohibition, pendant un 
temps dotormino, do la pecho de certains poissons ou pour l'amelioration des 
pecheries. II sera donne connaissanco au gouvernement de la Republique fran- 
caise des lois et reglements nouveaux, trois mois avant l'epoque oü ceux-ci 
devront etre appliques. 

La polico de la peche sur la partie de la cote sus- mentionnee, ainsi 
que celle du trafic illicite des liqueurs et de la contrebande des alcools, 
feront Tobjet d'un reglement etabli d'aecord entre les deux gouvernemonts. 

Art. 3. Une indemnite pecuniairo sera allouee par le gouverne- 
ment de S. M. britannique aux citoyons francais se livrant ä la 
peche ou ä la preparation du poisson sur le «Treaty Shore», qui 
seront Obligos soit d'abandonnor les otablissements qu'ils y possedont, soit de 
renoncer a leur industrie, par suito de la modification apportee par la presente 
Convention ä l'etat de choses actuel. 

Cette indemnite no pourra etre reclamoe par les interessos quo s'ils ont 
exerco leur profession anterieurement ä la clöture de la saison de peche de 1903. 

Les demandes d'indemnite seront soumises a un tribunal arbitral compose 
d'un officier de chaque nation, et cn cas de dosaecord d'un sur-arbitre designe" 
suivant la procedure instituöo par l'article 32 de la Convention de La Haye. 8 
Les details reglant la Constitution du tribunal et les conditions des enquötes k 
ouvrir pour mettre les demandes en etat, feront l'objet d'un arrangement special 
entre les deux gouvernements. 

Art. 4. Le gouvernement de S. M. britannique, reconnaissant qu'on 
outre de l'indemnite mentionnee dans l'article precedent, une compen- 
sation territoriale est due ä la France pour l'abandon de son privi- 
legc sur la partie de l'ile de Terre-Neuve visoe ä l'art. 2, convient 
avec le gouvernement de la Republique francaise dos dispositions qui font l'objet 
des articles suivants: 



2) Nach Art. 13 dos Utrechter Friedens war es don Franzosen gostattet, in dorn Gebioto 
vom Kap ßonavista zur Nordspitze und von dort an der Westküste nach Süden bis zum Point Riehe 
Fischo zu fangen und am Lande zu trocknen, auf der Insel Neufundland selbst durften sie nur 
Brotterschuppen errichten , und nur fürs Trocknen der Fischo. — Aufgabe des Rechts jetzt nach 

Spatere Streitigkeiten insbesondere wogen des (don Franzosen erschwerten) Ankaufs von 
Köderfischen (bait) und des (von den Franzoson auch beanspruchten) Humraorfangs - erledigt zu- 
gunsten der Franzoson , Art 2. 

3) Vom »29. 7. 1899, I. Abkommen. 
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Art. 5. 4 La frontiere existaDt entre la Senegambie et la colonie 
anglaise de la Gainbio sora niodifieo de manicro ä assurer a la France la 
possession deYarboutenda et des terrains ot points d'atterrissement appartenant 
ä cette localite. 

Au cas oü la navigation maritime ne pourrait s'exercer jusque-lä, un 
acces sera assure en aval du gouvernement francais sur un point de la riviere 
Gambie qui sera reconnu d'un commun accovd comme etant accessible aux 
bätimonts marchands se livraot ä la navigation maritime. 

Les conditions dans lesquelles seront regles le transit sur la riviere 
Gambio et ses affluents, ainsi que le mode d'acces au point qui viendrait ä 
etre reserve ä la France, en execution du paragraphe precedent, feront l'objet 
d'arrangements ä concerter entre les deux gouvernements. 

11 est, dans tous les cas, entondu quo ces conditions seront au moins 
aussi favorables que cellos du regime iDStitue par application de l'acte general 
de la Conference africaine du *26 fevrier 1885, et. de la Convention franco- 
anglaise du bassin du Niger. 6 

Art. 6. 4 Lo groupe designe sous le nom d'iles de Los, et situe en 
face de Konakry, est cedo par 8. M. britannique ä la France. 

Art. 7. Les personnes neos sur les territoires codes ä la France 
par les articles 5 et 6 de la presente Convention pourront conserver la 
nationalite britannique, moyennant une döclaration individuelle faite 
ä cet effot dovant l'autoriro competente par elles-memes ou, dans le cas 
d'enfants mineurs, par leurs pareuts ou tutour. 

Le delai dans lequel devra se faire la döclaration d' Option prevue au 
paragraphe precedent sera d'un an ä dater du jour de l'installation de 
rautorito fran9aise sur le territoire oü seront nees lesdites personnes. 

Les lois et coutumes indigenes actuellement en vigueur seront 
respectees autant que possible. 

Aux lies de Los, et pendant une periode de trente annees ä partir 
de Techange des ratifications de la presente convontion, les peoheurs anglais 
beneficieront 6 en ce qui concerne le droit d'ancrage par tous les temps, 
d'approvisionnement et d'aiguade, de reparation, de transbordement de mar- 
chandises, de vente de poisson, de descente ä terra et de sechage des filets, 
du meme regime que les pecheurs francais, sous resei-ve^ toutefois par eux de 
l'observation des prescriptions edictees dans les lois et reglements francais qui 
y seront en vigueur. 

Art. 8. 4 A Test du Niger, et sous reserve des modifications que 
pourront y comporter los stipulations inserees au dernier paragraphe du present 
article, le traco suivant sera substituo ä la dolimitation etablie entre les pos- 
sessions francaises et anglaises par la Convention du 14 juin 1898 5 . . . [Über- 
lassung des Weges Say — Zinder — Tsad an Frankreich.] 

II est en outre entendu que, but le Tchad, la limito sera, s'il est besoin, 
modifiee do facon ä assurer ä la France une communioatioB en eau libre en 
toute saison entro ses possessions du nord-ouest et du sud-est du lac, et une 
partie de la superficio dos eaux libres du lac, au moins proportionnelle ä celle 
qui lui etait attribueo par la carte formant l'annexe n° 2 de la Convention du 
14 juin 1898. 6 . . . 



4) Skizze zu den Abgrenzungen der Art. 5, 6, 8 in der deutschen Kolonialzeitung 1004 S. 176. 

5) V. vom 14. 6. 1S08 über Abgrenzung dor Besitzungen und Interessensphären östlich des 
Niger (M. » 29 S. 116). 

6) Entsprechende, aber zeitlich nicht begrenzte, Zugeständnisse in dem britisch - deutschen 
Abkommen vom 1. 7. 1890 (KolBl. 120) Art. XII Ab«. 7 für Holgoland: 

Die Rechto dor britischen Fischer , bei jeder Witterung zu ankern , Lebensmittel und 
Wasser einzunehmen, Reparaturen zu machen, die Waren von einem Schiff auf das andere zu 
laden, Fische zu verkaufen, zu landen und Netze zu trocknen, bleiben unberührt. 
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II. Deklaration betreffend Ägypten und Marokko. 

Vgl. obon Nr. 88 (Gemischte Gorichto) , Nr. 67 (SuezkanaV) , Nr. 69 (Sudan) — Nr. 42 (Marokko). 

Literatur: Revue 86 S. 275 (Yves Guyot) — für Ägypten überhaupt: Boofils 189, 305, 813; 
Gareis 15 III, 52; v. Holtzemlürff II 27; v. List 3 V, 6 IV, 16 IV, 22; Rivier 8 1; üllmann 
16, 129 — v. Grünau (Nr. 38) R 17 — 20, Cocheris (Nr. 69) 8. 6G1— 671 umfassende 
BiblioirraDhio. 

Art. 1. Le gouvernement de S. M. britannique declare qu'il n'a 
pas l'intention de changer l'otat politique 7 de l'Egypte. 

De ßon cote, le gouvernement de la Republique Francaise declare 
qu'il n'entravera pas l'action de l'Angleterre dans ce pays en deman- 
dant qu'un terme soit fixe ä l'occupation britannique ou de toute 
auti-e maniere, et qu'il donne son adhesion au projot de decret khedivial qui est 
annexe au present arrangement 8 , et qui contient les garanties jugeos necossaires 
pour la sauvegarde des interets des porteurs de la Dette egyptienne, mais ä la 
condition qu'apies sa mise en vigueur aucune modification n'y pourra etre intro- 
duite sans l'assentimeot des puissances signataires de la Convention de Londres 
de 1885. 7 

II est convenu que la direction generale des antiquites on Egypte 
continuera d'etre, oomme par le passe, confiee ä un savant francais. 

Les ecoles francaises en Egypte continueront ä jouir de la ineme liberte 
que par le passe. 

Art 2. Le gouvernement de la Republique francaise declare 
qu'il n'a pas l'intention de cbanger l'otat politique du Maroc. 

Do son cote, le gouvernement de S. M. britannique reconnait 
qu'il appartient ä la France, notamment comme puissance limitrophe du 
Maroc Sur une vaste etendue, de veiller k la tranquillite de ce pays, 
et de lui preter son assistance pour toutes les reformes administratives, econo- 
miques, financieres et militaires dont il a besoin. 

II declare qu'il n'entravera pas l'action de la France ä cet effet, sous 
reserve que celte action laissora intacts les droits dont, en vertu des traites, 
Conventions et usages, la Grande-Bretagne jouit au Maroc, y compris le 
droit de cabotage entre les ports marocains dont beneficient les navires anglais 
depuis 1901.» 

Art. 3. Le gouvernement de S. M. britannique, de son cote, respectera 
les droits dont, en vertu des traites, Conventions et usages, la France jouit 
en Egypte, y compris le droit de cabotage aecorde aux navires francais 
entre les ports egyptiens. 9 

Art* 4. Les deux gouvernements, egalement attaches au prin- 
cipe de la liberte 1 commercialo tant en Egypte qu'au Maroc, declarent 
qu'ik no s'y pretoront ä aucune inegalite, pas plus dans l'etnblissement des 
droits de douane ou autres taxes que dans l'etablissement des tarifs de Transport 
par chemin de fer. 

Le commerce de l'une et de l'autre nation avec le Maroc et avec l'Egypte 
jouira de meme traitement pour le transit par les possessions fran^aises et 



7) Diesem etat politique, vermöge dessen Großbritannien seit 1882 tatsachlich die Ver- 
waltung in Ägypten führt, fohlt die rechtliche Grundlage. Ein Abkommen wegen der Räumung 
Ägyptens zwischen der Türkei und Großbritannien vom 24. 10. 1885 (StA. Bd. 50 S. 160) ist auf 
den Einspruch Frankreichs und Rußlands ohno Wirkung geblieben. Vgl. auch die britische Erklärung 
Nr. 67 Anm. 1. Eine Aufzählung der mannigfachen declarations de desinterossement , die britische 
Amtetellen von 1881 bis 1899 verlauten ließen, gibt Cocheris S. 531 — 537. Don englischen 
Standpunkt namentlich Alfred Milner, England in Egypt. 9. Aufl. 1902 (leider noch keino 
deutsche Übersetzung). 

Über das Finanzrecht: ägyptisches Liquidationsgesetz vom 17. 7. 1880 (StA. 40 S. 388), 
RG. vom 14. 11. 1880, Vertrag zu London (Anleihe) vom 18. 3. 1885 (RGBl. 1886 S. 302). Vgl. Vor- 
lage an den Reichstag Mai 1885 (Drucksachen 6. Legislaturperiode 1. Session 1884/65 Bd. 7 
S. 1879f.). — Kaufmann, Das internat. Recht der ägypt. Staatsschuld 1801. 

Dio türkischen Fir mane von 1841—1873 im StA. Bd. 40 S. 297f. 

8) Hior nicht mit abgedruckt. — Das Doutscho Roich soll über dio Ägypten bo- 
troffonden Abmachungen von Großbritannien amtlich benachrichtigt soin , dem Art. 1 zugestimmt 
und das gleiche Recht wie Frankreich nach Art. I Abs. 4 , Art. 4 und 5 zugesichert erhalten haben. 

9) Für das Deutsche Reich vgl. wegen der Küstenschiffahrt Nr. 66 Anm. 7 Ii. 
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britanniques en Afrique. Un accord entre les deax gouvernements regiere les 
conditions do co transit et determinera les points de pönotration. 

Cet engagement reciproquo est valable pour une periode do 30 ans. 
Faute de denonciation expresse faite une aunee au moins ä l'avance, cette 
periode sera prolongee de cinq en cinq ans. 

Toutefois, lo gouvernement de la Republiquo Francaise au Maroc et le 
gouvernement de Sa Majeste britannique en Egypte, se reservent de veiller a 
ce qne les conoossions de routes, chemins de fer, ports, etc., soient donnees 
dans des conditions telles que l'autorite de l'Etat sur ces grandes entreprises 
d'interet general demeure entiere. 

Art. 5. Lo gouvernement de Sa Majeste britannique declare qu'il usera 
do son influence pour que les fonctionnairos fraucais actuellement au servico 
egyptien, ne soient pas mis dans des conditions moins avantageuses que Celles 
appliquees aux fonctionnaires anglais du meme Service. 

Le gouvernement de la Republique Francaise, de son cote, n'aurait pas 
d'objection a ce quo des conditions analogues fussent consenties aux fonction- 
naires britanniques actuellement au 6ervice marocain. 

Art. 6. Afin d'assurer le libre passago du canal de Suez, le 
gouvornement de Sa Majeste britaunique declare adberer aux 
stipulations du traitö conclu le *29 octobre 1888 et ä leur mise en 
vigueur. Lo libre passage du canal etant ainsi garanti, l'execution de la 
derniere phrase du paragrapho 1 et celle du paragrapho 2 do l'article 8 de ce 
traite resteront suspendues. 

Art. 7. Afin d'assurer le libre passage du detroit de Gibraltar, 
les deux gouvernements conviennent de ne pas laisser elever de fortifica- 
tions ou des ouvrages strategiques quelconques sur la partie de la cote 
marocaine comprise entre Melilla et les bauteurs qui dominent la rive droite 
du Sebou exclusivement. Toutefois, cette disposition ne s'applique pas aux points 
actuellement occupes par l'Espagne sur la rive marocaine de la Mediterranee. 

Art. 8. Les deux gouvernements, s'inspirant de leurs sentiments sin- 
cerement amicaux pour l'Espagne, prennent en particuliore consideiation les 
inteiets qu'elle tient de sa position geographique et do ses possessions terri- 
toriales sur la cöto marocaine de la Mediterranee; et au sujet desqnels le 
gouvornement f rancais se concertera avec le gouvornement ospagnol. 10 

Communication sera faite au gouvernement de Sa Majeste britannique de 
l'accord qui pourra intorvonir ä ce sujet entre la France et l'Espagne. 

Art. 9. Les deux gouvernements conviennent de so preter l'appui de 
leur diplomatie pour l'execution des clauses de la presente declaration relative 
k l'Egypto et au Maroc. 11 

III. Deklaration betr. Slam, Madagaskar und die Neuen Hebriden. 

I. Siam. 1 ' 

Le gouvernement de Sa Majeste britannique et le gouvernement de la 
Republique francaise maintiennent les articles 1 et 2 de la declaration signee ä 
Londres lo 15 janvier 1896", par le marquis de Salisbury, principal secrotairo 
d'Etat pour les affaires otrangeres do Sa Majeste britannique ä cette epoque, et 
le baron de Courcel, ambassadeur de la Republique francaiso pres Sa Majeste 
britannique ä cette opoque. 

Toutefois, en vue de completer ces dispositions , ils declarent d'un commun 
accord que l'influence de la Grande -Bretagne sera reconnue par la Franco sur 



10) Ein Abkommen zwischen Frankreich und Spanion vom 6. (8.?) 10. 1904; der Inhalt 
wird goheim gehalten. (Zustimmung zu dem biititsch- französischen Abkommen?) 

11) (Ur den Standpunkt des Dentschon Reiches zu der Voreinbarong über Marokko 
vgl. die Erklärungen des Reichskanzlers im Reichstage vom 12. 4. 1904 und vom 29. 3. 1905 (Ston. 
Ber. XI. Legislaturperiode 1. Session Bd. 3 S. 2022, Bd. 6 S. 67Ü9). 

12) Vertrag vom 15. 1. 189(3 (Martens * 28 S. 226). 
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les territoires situes ä l'ouest du bassin de la Meioam, et celle de la France 
sera reconnue par la Grande -Bretagne aar les territoires situes ä Test de la 
meme region, toutes les possessions siamoises n Test et au sud-est de la zone 
susvisee et les iles adjacentes relevant ainsi desormais de l'influence francaise 
et, d'autre part, toutes les possessions siamoises k l'ouest de cette zone et du 
golfe de Siam. y compris la peninsule malaiso et les iles adjacontes, relevant 
de l'iofluence anglaise. 

Les deux parties contractantes, ecartant d'ailleurs toute idee 
d'annexion d'aucun territoire siamois, et resoloes k s'abstenir de tout acte 
qui irait ä l'encontre des dispositions des traites existants, conviennent que, 
Sons cette reserve et en regard de l'un et de l'autre, l'action respoctive des 
deux gouvernement8 s'exercera librement sur chacune des deux spheres d'in- 
fluence ainsi definies. 

II. Madagascar. 19 

En vue de l'accord en preparation sur les questions de juridiction et du 
Service postal ä Zanzibar et sur la cöte adjacente, le gouvernement de Sa Majeste 
britannique renonce k la reclamation qu'il avait formulee contre l'introduction 
du tarif douanier etabli ä Madagascar apres l'annexion de cette ile k la France. 
Le gouvernement de la Republique francaise prend acte de cette declaration. 

III. Nouvelles-Hebrides. 1 * 

Les deux gouvernements conviennent de preparer de concert un arrange- 
ment qui, sans impliquer aueune modification dans lo statu quo poliu'que 14 , mette 
fin aux difficultes resultant de l'absenco do juridiction sur les indigenes des 
Nouvelles - Hebrides. 

Iis conviennent de nommer une commission pour le reglement des diflfe- 
rends fonciers de leurs ressortissants respectifs dans iesdites iles. La compe- 
tence de cette commission et los regles de sa procedura feront l'objet d'un 
aecord preliminaire entre los deux gouvernements. 



Nr. 80. 

Arbeiterfürsorge. 

Vertrag zwischen Frankreich und Italien — Rom, 15. April 1904. 1 

Abdruck nach dorn Mömorial diplomatique 1904 Nr. 20 und 22 (auch Rovuo 36 S. 296; nur über- 
setzt im Reichsarbeitsblatt II 803 und im Bulletin des internationalen Arbeitsamts, deutsche 
Ausgabe, III S. IX, 149, 829). 

Literatur für die Grundlagon: HWSfW. I 639 , 560 (Mataja) , 638 (Zacher), 669 (Einandi): 
Zacher, ArbeiterTersichorung im Auslande, Heft IV, IVa 18)8, 1902 (Frankreich), Heft VI 
1899 (Italien), van Zanten, Arbeiterschutzgesetzgebong in den europäischen Ländern 1902 
8. 125 — 166, 271—275. 

Evert HWStW.NI 782, Fr an cko, Der internationale Arboiterschutz (Gehe - Stiftung) 1903. 

Le President de la Republique francaise et Sa Majeste le roi d'Italie 
desirant, par des aecords internationaux , assurer ä la personne des travailleurs 



13) Verhandlungen im Staatsarchiv Bd. 61 S. 81 — 138, Bd. 62 S. 65 — 82. 

14) Erklärungen vom Januar -Fobruar 1878, Vertrag vom 16.11.1887 (StA. 48 S. 354) ; 
auch v. Liszt § 8 III. 

1) Der erste Arboitorschutzvertrag, ein ,, Dokument von weittragender Bedeutung" 
(Ausdehnung Art. 3). Fehlgeschlagene Vorsucho oiner Regolung durch Einzelvorträgo : 1871 zwi- 
schen dem Reiche und Österreich — 1900 zwischon Frankreich und Belgien. 

Arbeitorschnbkonferenz in Berlin 15. bis 28.3.1890 (Vorverhandlungen StA. 51 S. 202, 
Protokolle M. 3 15 S. 335). — Auf Anregung der (1900 gegründeten , nicht amtlichen) internationalen 
Vereinigung für gesetzlichen Arboiterschutz hat die Regierung dor Schweiz zu einer internationalen 
Konforenz iür Arbeiterschutz auf den 8. 6. 1905 nach Bern eingeladen (Reichsarbeitsblatt III 116). 
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des garanties de reeiprocite analogues k Celles que les traites de com- 
merce ont prevues pour les produits du travail et particuüerement: 

1. ° Facilitor ä leurs nationaux travaillant ä l'etranger la jouissance 

de leurs epargnes, et leur mennger lo benefice des assurances 
sociales; 

2. ° Garantir aus travaillours le maintien des mesures de protection 

dejä edictees en leur faveur ot concourir au progres do la lcgislation 
ouvriore, 

ont resolu do conclure ä cet effet une Convention . . . 

Art. 1. Des negociations seront engagees k Paris apres la rati- 
fication de la presente Convention, pour la oonclusion d'arrangemente fondes sur 
les prineipes enonces ci- apres et destines ä regier le detail de leur applioation, 
— exception faite pour l'arrangement relatif ä la Caisse nationale d'epargne de 
France et ä la Caisse d'epargne postale d'Italie prevu sous le paragraphe A — 
ci-dessous, qui sera annexe ä la Convention. 

a) Les fonds verses k titre d'epargne, soit k la Caisse nationale 
d'epargne de France, soit k la Caisse d'epargne postale d'Italie, pourront, sur 
la demande des interesses, etre transfores sans frais de l'une descaisses 
k l'autre, chacune de ces caisses appliquant aux depots ainsi transferes les 
regles generales qu'elle applique aux depöts effectues chez eile par les nationaux. 

Un regime de transfert, sur des bases analogues, pourra etre institue 
entre diverses Caisses d'epargne privees de France et d'Italie, ayant leur siege 
dans de grandes agglomerations industrielles ou dans des villes frontieres. Sans 
comporter la gratuite absolue des tiansferts, ce regime stipulera le concours des 
administrations postales, soit gratuit, soit ä tarif reduit. 

b) Les deux gouvernements faciliteront, par l'entremise tant des ad- 
ministrations postales que des caisses nationales, le versement des coti- 
sations des Italiens residant en Fran'ce ä la Caisse nationale de prevoyance 
d'Italie et des Franpais residant en Italic ä la Caisse nationale des retraites de 
France. Iis faciliteront de meme le payement en France des pensions 
acquises, soit par des Italiens, soit par des Fran^ais, ä la Caisse nationale 
italienne et reeiproquement. 

c) L'admission des ouvriers et employes de nationalite italienne k la 
Constitution de retraites de vieillesse et peut-etre d'invalidite, 
dans le regime general des retraites ouvrieres actuellement elabore par le parle- 
ment francais, ainsi que la partieipation des ouvriers et employes de nationalite 
frangaise au regime des ouvrieres en Italie, seront regle es aussitöt apres le 
vote de dispositions legislatives dans les pays contractants. 

La part de pension correspondant aux versements de l'ouvrier ou employc 
ou aux retenues faites sur son salaire lui sera acquis integralement. 

En ce qui concerne la part de pension correspondant aux contiibutions 
patronales, il sera statue par 1'aiTangement, dans des conditions de reeiprocite. 

La part de peosion ä provenir eventuellement de subventions budgetaires 
sera laissee a l'appreciation do cbaque Etat et payee sur les ressources ä ses 
nationaux ayant acquis une retraite dans l'autre pays. 

Les deux Etats contractants faciliteront par l'entremise, tant des admini- 
strations postales que de leurs caisses de retraite, le paiement en Italie des 
pensions acquises en Europe et r6ciproquement. 

Les doux gouvernements etudieront, pour les ouvriers et employes 
ayant travaülc successivement daus les deux pays pendant des periodes minima 
ä determiner, sans remplir dans aueun des deux les conditions requises pour 
les retraites ouvrieres, un regime special d'aequisition de retraite. 

d) Les ouvriers et employes de nationalite italienne, victimes 
en France d'aecidonts par le fait ou ä l'occasion du travail, ainsi que 
leurs representants residant en France, auiont droit aux meines indemnites 
que les Francais et reeiproquement. 
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Les Italiens beneficiaires de rentes cessant de resider en France, ainsi 
que les representants de la victime qui ne residaient pas en France au moment 
de l'accidont, auront droit ä des indemnites ä determiner. Les capitaux con- 
stitutifs de ces indemnites, evalues d'apres un tarif annexe ä l'arrangement, 
pourront etre verses ä la Caisse nationale italienne do prevoyance, ä Charge par 
eile d'assurer le Service des rentes. La Caisse nationale italienne d'assurance 
contre les accidents du travail acceptora egalement, suivant tarif conventionnel, 
pour le risque d'indemnite aux representants ne residant pas en France des 
ouvriers Italiens victimes d'accidents, les reassurances des reassureurs francais 
desireux de se decbarger eventueüement de toutes recberches et demarches k 
cet egard. Des avantages equivalents seront reserves, par reoiprocite, pour les 
Francais victimes d'accidents du travail en Italie. 

e) L'admission des ouvriers et employes italiens, en France, ä des in- 
stitutions d'assurances ou de secours oontre le chömage subven- 
tionees par les pouvoirs publics, l'admission des ouvriers et employes 
francais, en Italie, aux institutions de meme nature, seront reglees, le cas 
eoheant, apres le vote dans les deux pays de dispositions legales relatives ä ces 
institutions. 

f) Les arrangements prevus au present article seront conclus pour 
une duree de cinq annees. Los deux parties contractantes devront se prevenir 
mutuellement une annee k l'avance, si leur intention est d'y mettre fin ä l'ex- 
piration de ce terme. A deTaut d'un tel avis, l'arrangement sera proroge 
d'annee en annee, pour un delai d'un an, par tacite reconduction. 

Art. 2. a) Les deux gouvernements determineront, pour eviter les er- 
reurs ou les fausses declarations, la nature des pieces ä presenter aux consulats 
italiens, par les jeunes Italiens embauch^a en France, ainsi que la forme des 
certificats ä fournir aux raairies par lesdits consulats, avant delivrance aux en- 
fants des livrets prescrits par la legislatiou sur le travail des enfants. Les 
inspecteurs du travail so feront representer les certificats ä chaque visite; ils 
retireront les livrots indüment detenus. 

b) Le gouvernement francais organisera des comites de patronage 
comprenant, autant que possible, des Italiens parmi leurs membres, pour les 
regions industrielles oü seront employes en grand nombre de jeunes Italiens 
loges en debors de leurs familles par des intermediaires. 

c) Los memes mesures seront prises pour la protoction des jeunes 
ouvriers franyais en Italie. 

* 

Art. 3. Au cas oü l'initiative serait prise par l'un des deux Etats 
oontractants ou par un dos Etats avec qui ils entretiennont des relations diploma- 
tiques, de convoquer divers gouvernements ä une Conference inter- 
nationale dans le bat d'unifier, par des Conventions, certaines 
dispositions des lois protectrices des travaillours, l'adbesion de 
l'un des deux gouvernements au projet de Conference entrainerait, de 
la part de lautre gouvernement, une reponse favorable en principe. 1 

Art« 4. Au moment de signer cet accord, le gouvernement italien 
prend l'engagement de completer l'organisation dans tout le royaume, 
et particulierement dans les regions oü le travail industriel et developpe, d'un 
service d'inspection fonctionnant sous l'autorito de l'Etat et offrant, pour 
1'application des lois, des garanties analogues ä Celles quo presente le service 
de l'inspection du travail en France. 

Les inspecteurs feront observer les lois en vigueur sur lo travail des 
fem m es et des enfants, et notamment les prescriptions que concernent: 

1. ° l'interdiction du travail de nuit; 

2. ° l'ftge d'admission au travail dans les ateliers industriels; 

3. ° la duree du travail journalier; 

4. ° l'obligation du repos bebdomadaire. 

Le gouvernement italien s'engage ä publier un rapport annuel detaille sur 
1'application des lois et reglements relatifs au travail des femmea et des enfants. 
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Le gouvernement italien declare eu outre qu'il a l'intention de mettre ä 
Petude et de realisor graduellement la reduction progressive de la duree du 
travail journalier des femmes dans l'industrie. 

Art. 5. Cbacune des deux parties contractantes se resorve la faoulte 
de denoncer & toute epoque la presente Convention et les arrangements 
prevus ä l'article 1, en faisant connaitre son intention un an d'avanoe, s'il y 
a lieu de reconnaitre que la legisLature relative au travail des femmes 
et des enfants* n'a pas ete respectee par l'autre partie, sur les points 
enonces specialement a l'article 4, alinea 2, faute d'une inspection süffi- 
sante, ou par suite de tolerauces contraires ä l'esprit de la loi, ou que le legis- 
lateur aura diminue sur les memes points la protection odictce en faveur des 
travailleura. 



Nr. 81. 

Mädchenhandel (traite des blanches).* 

Abkommen Uber Yerwaltungsmnßregeln zur Gewährung wirksamen Schutzes 
gegen den Mädchenhandel — Paris, 18. Mal 1904. '** 

Vertragsstaaten: Deutsches Reich*, Belgien*, Dänemark', Frankreich*, Groß- 
britannien*, Italien*, Niederlande 7 ', Portugal 2 '*, Rußland*, 
Schweden u. Norwegen, Schweix, Spanien.* 

Beigetreten ist: Österreich -Ungarn (18.1.1905). 

Urtext: französisch. — Abdruck (mit Übersetzung) in den Drucksachen dos Reichstags 11. Legis- 
laturperiode 1. Sesaiou 1903/06 Nr. 651 (dem Reichstage vorgelogt am 23. 2. 1906). 

Literatur bei Nr. 68 und Renault, La traite des blanches et la Conference de Paris 1902. 

S. M. der Deutsche Kaiser, König von Preußen, im Namen des Deutschen 
Reichs, S. M. der König der Belgier . . . von dem Wunsche geleitet, gegen das 
unter dem Namen „ Mädchenhandel " [traite des blanches] bekannte verbreche- 
rische Gescbäftstreiben volljährigen Frauenspersonen, die getäuscht oder genötigt 
wurden, sowie minderjährigen Frauen und Mädchen wirksamen Schutz zu ge- 
währen, haben beschlossen, ein Abkommen zu treffen, um zur Erreichung dieses 
Zweckes geeignete Maßregeln zu vereinbaren . . . 

Art. 1. Jede der vertragschließenden Regierungen verpflichtet 
sich, eine Behörde zu errichten oder zu bestellen, der es obliegt, alle Nach- 
richten über Anwerbung von Frauen und Mädchen zu Zwecken der 
Unzucht im Ausland an einer Stelle zu sammeln; diese Behörde soll das 



2) Nach dem „Protokoll" zu dem Vertrage sind hierunter verstanden: das franzosische 
Gesetz über Kinder- und Frauenarbeit vom 2. 11. 1892, abgeändert 30. 3. 1900 [Annuaire de legis- 
lation francaise XII 129, XX 62] und das italienische Gesetz über Kinder- und Frauenarbeit vom 
19. 6. 1902 [Annuaire d. 1. e. 1902 S. 289, Bulletin des internationalen Arbeitsamts I 648]. 

") Schnell schreitot zuweilen das Völkerrecht: unmittelbar nachdem (oben Nr. 68) der 
Vertrag zum Schutze verkuppelter Personen zwischon dorn Reiche und den Niederlanden vom 
16.11.1889 gedruckt war, hat sich die dort ausgesprochene Erwartung zum Teil erfüllt: die 
Konferenzstaaten haben sich über das „projet d'arrangement" geeinigt — von dem „projet de Con- 
vention" verlautet dagegen nichts. 

1) Tritt in Kraft am 18. Juli 1905 ; die Ratifikationsurkunden sind am 18. Januar 1905 aas- 
getauscht wurden. 

2) (Am 23. 2. 1905 hatten) noch nicht ratifiziert: Belgien, Niederlande, Portugal. 

3) In dem Unterzoichnungsprotokoll vom 18. 6. 1904 wegen der Anwendbarkeit auf die 
Kolonien die Entschließung vorbehalten. 

4) Anwendung auch auf die Kolonien, auf den russischen Besitz in Asien, auf Island 
und dio dKnischon Antillen. 



Digitized by Google 



352 



Nr. 81. Mädchenhandol. 



15)04 



Recht haben, mit der in jedem der anderen vertragschließenden Staaten errich- 
teten gleichartigen Verwaltung unmittelbar zu vorkehren. 6 

Art. 2. Jede der Kegierungen verpflichtet sich, Überwachung 
ausüben zu lassen, um, insbesondere auf den Bahnhöfen, in den Einschiffungs- 
häfen und während der Fahrt die Begleiter von Frauen und Mädchen, welche 
der Unzucht zugeführt werden sollen, ausfindig zu machen. Zu diesem Zwecke 
sollen an die Beamten oder alle sonst dazu berufenen Personen Weisungen er- 
lassen werden, um innerhalb der gesetzlichen Grenzen alle Nachrichten zu be- 
schaffen, die geeignet sind, auf die Spur eines verbrecherischen Geschäftstreibens 
zu führen. 

Die Ankunft von Personen, welche offenbar Veranstalter, Gehilfen oder 
Opfer eines solchen Geschäftstreibens zu sein scheinen, soll gegebenen Falles 
den Behörden des Bestimmungsortes, den beteiligten diplomatischen oder kon- 
sularischen Agenten oder jeder sonst zuständigen Behörde gemeldet werden. 

Art. 3. Die Regierungen verpflichten sich, gegebenen Falles innerhalb 
der gesetzlichen Grenzen die Aussagen der Frauen und Mädchen 
fremder Staatsangehörigkeit, die sich der Unzucht hingeben, auf- 
nehmen zu lassen, um ihre Identität und ihren Personenstand festzustellen 
und zu ermitteln, wer sie zum Verlassen ihrer Heimat bestimmt bat. Die ein- 
gezogenen Nachrichten sollen den Behörden des Heimatlandes der besagten 
Frauen und Mädchen behufs ihrer etwaigen Heimschaffung mitgeteilt werden. 

Die Regierungen verpflichten sich, innerhalb der gesetzlichen Grenzen und 
soweit es geschehen kann, die Opfer eines verbrecherischen Geschäftstreibens, 
wenn sie von Mitteln entblößt sind, öffentlichen oder privaten Unterstützungs- 
anstalten oder Privatpersonen, welche die erforderlichen Sicherheiten bietet, im 
Hinblick auf etwaige Heimschaffung vorläufig anzuvertrauen. 

Die Regierungen verpflichten sich auch, innerhalb der gesetzlichen Grenzen 
nach Möglichkeit diejenigen unter diesen Frauen und Mädchen nach ihrem 
Heimatlande zurückzusenden, welche ihre Heimschaffnng nachsuchen odor 
welche von Personen, unter deren Gewalt sie stehen, beansprucht werden sollten. 
Die Heimschaffung soll erst ausgeführt werden nach Verständigung über die 
Identität und die Staatsangehörigkeit sowie über den Ort und den Zeitpunkt der 
Ankunft an den Grenzen. Jedes der vertragschließenden Länder soll den Durch- 
gang durch sein Gebiet erleichtern. 

Der Schriftwechsel über die Heimschaffungen soll, soviel als möglich, auf 
unmittelbarem Wege erfolgen. 

Art. 4. Falls die heimzuschaffende Frauensperson (Frau oder Mädchen) 
die Kosten ihrer Beförderung nicht selbst zurückerstatten kann und weder 
Ehemann, Eltern, noch Vormund hat, die für sie zahlen würden, so sollen die 
Kosten der Heimschaffung dem Lande, auf dessen Gebiete sie sich aufhält, bis 
zu der Grenze oder dem Einschiffungshafen, die in der Richtung nach dem 
Heimatlande die nächsten sind, zur Last fallen und im übrigen das Heimatland 
belasten. 6 

Art. 5. Durch die Bestimmungen der obigen Artikel 3 und 4 werden 
besondere Vereinbarungen nicht berührt, die etwa zwischen den vertrag- 
schließenden Regierungen bestehen möchten. 7 

Art. 6. Die vertragschließenden Regierungen verpflichten sich, innerhalb 
der gesetzlichen Grenzen nach Möglichkeit eine Überwachung der Bureaus 
und Agenturon auszuüben, die sich damit befassen, Frauen und Mädchen 
Stellen im Auslande zu vermitteln. 



5) Das Polizeipräsidium in Berlin ist für Deutschland als solche- Behörde „unter Zustim- 
mung sämtlicher Bundesregierungen und des kaiserlichen Statthalters in Elsaß- Lothringen" bestellt 
worden (nach dem Übersendungsschreiben des Reichskanzlers vom 28. 2. 1906). 

6) „Nach Auffassung der deutschen Regierung finden auf Personen, die in Gemäßheit dos 
gegenwärtigen Abkommens auf dem Wege über Deutschland heimgeschafft werden sollen , die 
zwischen dem Deutschen Reicho und dorn Heimatstaate wegen wechselseitiger Unterstützung von 
Hilfsbedürftigen etwa bestehenden Abmachungen keine Anwendung" (Unterzeichnungsprotokoll). 

7) Vgl. Nr. 58 und dort Anmerkung 2. 
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Art. 7. Den Staaten, die das gegenwärtige Abkommen nicht unterzeichnet 
haben, soll der Beitritt freistehen. Zu diesem Zwecke haben sie ihre Absicht 
auf diplomatischem "Woge der französischen Regierung anzuzeigen, dio hiervon 
allen vertragschließenden Staaten Konntuis geben wird. 

Art. 8. Das gegenwärtige Abkommen soll sechs Monate nach dem Tage 
des Austausches der Ratifikationsurkunden in Kraft treten. 1 Falls einer der 
vertragschließenden Teile es kündigen sollte, würde die Kündigung nur in 
Ansehung dieses Teiles wirksam werden, und zwar eist 12 Monate nach dem 
Tage der besagten Kündigung. 



Nr. 82. 

Deutsch - russischer Handelsvertrag.* 

Handels- und Schiffahrtsvertrag — Berlin 10. Februar 1894 1 
in der Fassung des Znsatzvertrages vom 28. Juli 1904. » 

Urtext: französisch. — Abdruck: RGBl. 1894 S. 153, 1905 S. 35. 

Literatur zu dem Hauptvertrage: Schriften des Vereins für Sozialpolitik Bd. 90 (Ballod), 92 
(Paul Arndt, Lötz), HWStW. IV 1082, III 1371 (Oncken, Störk), WVR. 3. Ergänzungsband 
S. 310 (v. Mayr) — Denkschrift in den Reichstagsdrucksachou 11. Legislaturperiode 1. Session 
1903/05 Nr. 643, Vorhandl. dos Reichstags vom 1. 2., 9. 2. — 14. 2., 20. 2. und 22. 2. 1905. 

Vgl. oben Nr. 83, 84 (Repotriierung , Nachlaßbohandlung) — Zolltorifgosetz vom 25. 12. 1902 
(RGBl. S. 303). 

Art. 1. Die Angehörigen oines der beiden v. T., welche sich in dem 
Gebiete des anderen Teiles niedergelassen habon oder sich dort vorübergehend 
aufhalten, sollen dort im Handels- und Gewerbebetriebe die nämlichen 
Rechte genießen und keinen höheren oder anderen Abgaben unterworfen 
werden, als die Inländer. Sie sollen in dem Gebiete des anderen Teiles in jeder 
Hinsicht dieselben Rechte, Privilegien, Freiheiten, Begünstigungen und Be- 
freiungen haben wie die Angehörigen des meistbegünstigten Landes. 

Es herrscht jedoch darüber Einverständnis, daß durch die vorstehenden 
Bestimmungen die besonderen Gesetze, Erlasse und Verordnungen auf dem 
Gebiete des Handels, derGewerbe und der Polizei uicht berührt werden, 
welche iü jedem der beiden vertragschließenden Länder gelten oder gelten werden 
und auf alle Ausländer Anwendung finden. 9 - 4 



*) Eine Zusammenfassung der beiden Verträte (von 1S94 und 1904), wio sie hier ge- 
schieht, ist amtlich nicht verkündet. — Durch den Zusatzvertrag betroffene Artikol 
sind durch einen * bezeichnet. 

1) Dazu Zolltarife (vgl. Art. 7) und ein Schlußprotokoll, beide abgeändert durch den 
Zusatzvertrag von 1904, sowie ein Notenwechsel (fiber Finnland) vom 10. 2. 1894. 

Vertragsdauer vom 20. 3. 1894 bis 81. 12. 1903, stillschweigend verlängert mit einjähriger 
Kündigung. — Über ein Schlußprotokoll vom 9 2. 1897 vgl. Anra. 8. 

2) In Kraft am 1.3. 1900. Geltung des Uaupt- und des Zusatzvertrages sowie dos Kon- 
sularvertrags vom 8. 12. 1874 (Sohlußprotokoll zu Art. 20) bis zum 31. 12. 1917 ; stillschweigende 
Verlängerung mit einjähriger Kündigung: Art. 3 dos Zusatzvertrages. 

Dazu ein Protokoll vom 28. 7. 1904: statthaft Zuschlagszoll auf den von Rußland nach 
Deutschland eingeführten Zucker (solange Deutschland an der Brüsseler Übereinkunft vom *6. 3. 
1902 teilnimmt, höchstens in dorn von dor Brüssolor ständigen Kommission festgesetzten Botrage) — 
von der Einvorleibung Finnlands in das russische Zollgebiet ist 2 Jahro zuvor dio deutsche Re- 
gierung zu benachrichtigen. 

3) Aus dem Sohlußprotokoll zu Art. 1 : 

* [Dio Boamten der deutschen diplomatisohon und (berufs-) konsularischen Vertre- 
tungen sollen für die Zeitungen wie für dio Erzeugnisse der Wissenschafton, der Künste 
und dor Belletristik gegenüber der russischen Zensur volle Freiheit genioßon — 

Zollfreiheit für Umzug8gut.1 

4) Aus dem Schlußprotokoll zu Art. 1 und 12 : 

Im Paßwosen werden dio Angehörigen boider Teile wie die der meistbegünstigten 
Nation behandelt werdon. [Gültigkeit der Paßvisa in Rußland 6' Monate ] 

* Diese Bestimmung erstreckt sich auch auf das Paßvisa dor deutschen Handlungsroisondon 
mosaischer Religion. — [Legitimationspapiere auf 28 Tage innerhalb einor Grenzzone von 30 km. 

Fleischmann, Völkorrochtsquollen. 

23 
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Art. 2. Die Angehörigen jedes der beiden v. T. sollen in dem Gebiete 
des anderen Teiles berechtigt sein, jede Art von bewegliohem oder nn beweg- 
lichem Vermögen zu erwerben und zu besitzen, soweit dieses Recht 
nach den Landesgesetzen Angehörigen irgend einer fremden Nation jetzt oder 
künftig zusteht. Sie sollen berechtigt sein, darüber durch Verkauf, Tausch, 
Schenkung, Eheschließung, letzten Willen oder auf andere "Weise zu verfügen, 
sowie Vermögen durch Erbschaften zu erwerben und zwar unter denselben 
Bedingungen, welche jetzt oder künftig für die Angehörigen irgend einer anderen 
fremden Nation bestehen, ohne in einem der genannten Fälle unter irgend einer 
Bezeichnung anderen oder höheren Abgaben, Steuern oder Auflagen unterworfen 
zu sein, als die Inländer. 

*Die 3jährige Frist, die durch den kaiserlich russischen ükas vom 
14. März 1887 für die Veräußerung der Liegenschaften seitens der Ausländer 
festgesetzt worden ist, wird für die deutschen Reichsangehörigen auf 10 Jahre 
verlängert 

Die Angehörigen eines jeden der beiden v. T. sollen den Erlös aus dem 
Verkaufe ihres Eigentums und ihr Vermögen überhaupt unter Beobachtung 
der Landesgesetzo frei ausführen können, ohne als Ausländer zur Entrichtung 
anderer oder höherer Abgaben verpflichtet zu sein, als die Inländer unter 
gleichen Verhältnissen zu entrichten haben würden. 

Sie sollen unter Beobachtung der Landesgesetze freien Zutritt zu den 
Gerichten haben, um als Klägor oder Beklagte aufzutreten, und sollen in 
dieser Hinsicht alle Rechte und Befreiungen der Inländer genießen und wie 
diese befugt sein, sich in jeder Rechtssache der durch die Landesgesetze zu- 
gelassenen Anwälte, Sachwalter und Vertreter jedor Art zu bedienen. 

Art. 3. Die Angehörigen jedes der v. T. sollen in dem Gebiete des 
anderen zu Gerichts-, Administrativ- oder Munizipaldiensten mit Aus- 
nahme der Vormundschaft' nicht verpflichtet sein, ebenso bleiben sie 
frei von jedem persönlichen Dienste im Landheere, in der Marine, in der 
Reserve der Land- und Seemacht und in der Nationalmiliz, sowie von allen 
Lasten, Zwangsanleihen, militärischen Requisitionen und Leistungen jeder Art, 
welche im Kriegsfälle oder infolge von außergewöhnlichen Umständen auferlegt 
werden; ausgenommen sind die aus irgend welchem Rechtstitel mit dem Besitze 
eines Grundstücks verbundenen Lasten sowie die Verpflichtung zur Quartier- 
leistung und zu sonstigen besonderen Leistungen für die bewaffnete Macht, die 
den Inländern und den Angehörigen der meistbegünstigten Nation als Eigen- 
tümern, Pächtern oder Mietern von Immobilien obliegen. 

Art. 4. Aktiengesellschaften und andere kommerzielle, indu- 
strielle oder finanzielle Gesellschaften, welche in einem der beiden Länder nach 
den bestehenden Gesetzen rechtsgültig errichtet worden sind und dort ihren Sitz 
haben, sollen in dem anderen Lande als gesetzlich bestehend anerkannt werden 
und dort namentlich das Recht haben, vor Gericht als Kläger oder als Beklagte 
Prozesse zu führen. 

Es herrscht jedoch darüber Einverständnis, daß durch die vorstehende 
Bestimmung die Frage nicht berührt wird, ob derartige in einem der beiden 
Länder errichtete Gesellschaften in dem anderen Lande zum Handels- und Ge- 
werbebetriebe zugelassen werden sollen oder nicht Diese Frage bleibt, wie 
bisher, den in dem betreffenden Lande bestehenden oder noch einzuführenden 
Bestimmungen vorbehalten. 



Russisch« Arbeiter, die für landwirtschaftliche Botriebe nach Deutschland kommen, kostenfroio 
Legitimationspapiere, gültig vom 1. 2. bis 20. 12. n. St.j 

5) Schlußprotokoll zi Art. 8: 
• [Soweit Angehörige eine« dritten Staates vertraglich von der Vormundschaft in Rußland 
befreit Bind, sollen es auch Deutsche hinsichtlich der Vormundschaft Qbor nichtdeutecho 
Minderjährige sein.] 
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In jedem Falle sollen die gedachten Gesellschaften in dem anderen Lande 
dieselben Rechte genießen, welche den gleichartigen Gesellschaften irgend eines 
Landes zostehon oder zugestanden werden sollten.* 

Art. 5. 7 Die v. T. verpflichten sich, den gegenseitigen Vorkehr zwischen 
beiden Ländern durch keinerlei Einfuhr- oder Ausfuhrverbote zu 
hemmen, auch die freie Durchfuhr zu gestatten, soweit es sich nicht um 
Wege handelt, die der Durchfuhr verschlossen sind oder sein werden. 

Ausnahmen Bind nur für solche Erzeugnisse zulässig, welche auf dem 
Gebiete eines der v. T. den Gegenstand eines Staatsmonopols bilden oder bilden 
werden, sowie auch für gewisse Erzeugnisse, für die aus Rücksichten auf die 
Gesundheit, die Veterinärpolizei' und die öffentliche Sicherheit oder 
aus anderen schwerwiegenden Gründen außerordentliche Verbotsmaßregeln er- 
gehen könnten. 

♦Art. 6.* Die russischen Boden- und Gewerbserzeugnisse, welche 
in Deutschland, und die deutschen Boden- und Gewerbserzeugnisse, welche in 
Rußland eingeführt werden, sollen dort, sie mögen zum Verbrauch oder zur 
Lagerung, zur Wiederausfuhr oder zur Durchfuhr bestimmt sein, der nämlichen 
Behandlung wie die Erzeugnisse des meistbegünstigten Landes unterliegen. 
In keinem Falle und aus keinem Grunde sollen sie höheren oder anderen Zöllen, 
Gebühren, Steuern oder Abgaben unterworfen sein, noch mit Zuschlägen oder 
einem Einfuhrverbote belegt werden, von denen nicht auch die gleichartigen 
Erzeugnisse irgend eines anderen Landes getroffen werden. Insbesondere wird 
jode Begünstigung und Erleichterung, jede Befreiung und jede Ermäßigung der 
in dem Generaltarif oder in den Vertragstarifen enthaltenen Eingangszölle, 
welche einer der v, T. einer dritten Macht dauernd oder zeitweise, ohne Gegen- 
leistung oder mit Kompensation zugesteht, ohne weiteres und bedingungs-, 
Vorbehalts- odor kompensationslos auf die Bodon- und Gewerbserzeug- 
nisse des anderen ausgedehnt werden. •» 

*Art. 7. Die in dem beiliegenden Tarif A bezeichneten deutschen Boden- 
und Gewerbserzeugnisse sollen bei ihrer Einfuhr in Rußland und die in dem 
beiliegenden Tarif B bezeichneten russischen Boden- und Gowerbserzeugnisse 
sollen bei ihrer Einfuhr in Deutschland keinen anderen oder höheren Ein- 
gangszöllen unterliegen, als den in diesen Anlagen festgesetzten. 

Wenn einer der v. T. auf einen in Anlage A oder Anlage B dos gegen- 
wärtigen Vertrags angeführten Gegenstand einheimischer Erzeugung oder Fabri- 
kation zum Vorteil der Staatskasse eine neuere innere Steuer oder Akzise oder 
einen Zuschlag zu einer solchen inneren Steuer oder Akzise legen sollte, so 
kann der gleichartige Gegenstand bei der Einfuhr mit einer gleichen oder ent- 
sprechenden Abgabe belegt werden, vorausgesetzt, daß diese Abgabe für die Pro- 
venienzen aller Länder gleich ist. 



6) Entsprechende Abmachungen mit anderen Staaten bei Staudtnger, Staatsvertrttge I 1895 
g 289 294 

7) SchluCprotokoll zu Art. 5. 6, 7, 9, 10: 

(Kein begünstigender UnterscheidungszoU für die Einfahr nach RuOland über die Ostsee, das 
Schwarze und das Asowsche Meer.] 

8) Schlußprotokoll zu Art. 5: 

•Die von der Deutschen Repicrunjr froeonttbor der rassischen Einfahr trctroffenen Veteri- 
nären Haßnahmen können nicht in strengerer Form eingeführt werden, als diejenigen 
gegenüber von Staaten, weiche sich hinsichtlich der Tierseuchen und der Veterinären Ein- 
richtungen in demselben Zustande befinden wie Rußland. 

Diese Bestimmung findet keine Anwendung auf die Veterinären Abmachungen zwischen 
Deutschland und Österreich - Ungarn . [Vgl. Viehseuchenüborcinkommen vom 26. 1. 1906.] 

[Einfuhr von lebenden Schweinau nach Obersehlesien wöchentlich mit 2600 Stück zuge- 
lassen. Widerruf boi außergewöhnlichen Gründen votorlnärpolizeilicher Natur.] 

Kür Veterinärfragen noch in Geltung ein Schlußprotokoll vom 9 2. 1897 (Handolsarohiv 1897 
Bd. I S. 192 , Denkschrift S. 87). 

9) Schlußprotokoll zu Art. 6: 

•[Der Bundesrat wird wahrend der Dauer des Vortrages die Genehmigung zur Errichtung von 
gemischten Getreidetran siÜaRorn in Königsberg, Danzig, Altona, Mannheim, Ludwigshafen nicht 
widerrufen.l Vgl. § 11 Ziffer 1 des ZolltarifKosetzes. 

9a) Im allgemeinen jetzt Glier, Die MoistbogünstifrungskJausel 1905. 

23* 
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Art. 8* Innere Abgaben, welche in dem Gebiete eines der v. T. für 
Rechnung des Staates, der Gemeinden oder der Korporationen auf der Hervor- 
bringung, der Bearbeitung oder dem Verbrauch eines Erzeugnissos ruhen oder 
ruhen werden, dürfen für Erzeugnisse des anderen Teiles unter keinem Vorwande 
höher oder lästiger sein als für die gleichartigen Erzeugnisse des eigenen Landes. 

Art. 9. Bei der Ausfuhr von Waren aus oinem der beidon Ländor 
nach dem anderen dürfen keine anderen oder höheren Ausgangsabgaben erhoben 
werden als bei der Ausfuhr nach dem in dieser Beziehung meistbegünstigten 
Lande. Auch jede sonst von einem der v. T. einer dritten Macht für die Aus- 
fuhr zugestandene Begünstigung wird ohne weiteres und bedingungslos 
dorn anderen zuteil werden. 8 * 

Art. 10. Die Waren aller Art, welche durch das Gebiet eines der beiden 
Teile auf oinem dem Transithandel geöffneten Wege durchgeführt werden, sollen 
wechselseitig von jeder Durohf uhrabgabe frei sein, sei es, daß sie unmittelbar 
durchgeführt werden, sei es, daß sie während der Durchfuhr abgeladen, ein- 
gelagert und wieder aufgeladen werden. 

Art. 11. Die Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags berühren 

nicht: 

1. die Begünstigungen, welche anderen angrenzenden Staaten zur 
Erleichterung des örtlichen Verkehrs innerhalb einer Grenzzone bis zu 
15 km Breite gegenwärtig gewährt sind oder in Zukunft gewährt werden sollten, 

2. die von Deutschland auf Grund der bestehenden Zolleinigung dem Groß- 
herzogtum Luxemburg und den österreichischen Gemeinden Jungholz 
und Mittelberg zugestandenen Begünstigungen, auf welche Gebietsteile im 
übrigen die Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags Anwendung finden, 

*3. die Begünstigungen, welche für die Einfuhr oder Ausfuhr den Bewohnern 
des Gouvernements Archangel sowie für die nördlichen und östlichen 
Küsten des asiatischen Rußlands (Sibirien) gegenwärtig gewährt sind oder 
in Zukunft gewährt werden sollten. "Doch soll die deutsche Einfuhr in 
gleicher Weise alle der Einfuhr eines europäischen oder nordamerikanischen 
Staates in diesen Gebieten eingeräumten Zollerleichterungen mitgenießen. 

Es wird außerdem der Vorbehalt gemacht, daß die Bestimmungen 
der Artikel 6, 9 und 10 des gegenwärtigen Vertrags weder auf die be- 
sonderen Abmachungen des Vertrags zwischen Rußland und Schweden und 
Norwegen vom 26. April /5. 11 Mai 1838 noch auf diejenigen Vereinbarungen 
Anwendung finden sollen, welche die Handelsbeziehungen mit den an- 
grenzenden Staaten und Ländern Asiens regeln oder regeln werden. Auf 
diese Abmachungen darf in keinem Falle Bezug genommen werden, um 
die Handels- und Schiffahrtsverhältnisse, wie sie zwischen den boiden 
v. T. durch den gegenwärtigen Vertrag begründet worden sind, abzuändern. 

Art. 12. Kaufleute, Fabrikanten und andere Gewerbetreibende, 
welche sich durch den Besitz einer von den Bohörden des Heimatlandes aus- 
gefertigten Gewerbelegitimationskarte darüber ausweisen, daß sio in dem Staate, 
wo sie ihren Wohnsitz haben, zum Gewerbebetrieb berechtigt sind, sollen befugt 
sein, persönlich oder durch die in ihren Diensten stehenden Reisenden indem 
Gebiete des anderen v.T. Wareneinkäufe zu machen oder Bestellungen, auch 
unter Mitführung von Mustern, zu suchen. Die gedachten Kaufleute, Fabri- 
kanten und anderen Gewerbetreibenden oder Handlungsreisenden sollen wechsel- 
seitig in den beiden Ländern hinsichtlich der Pässe und der den Handelsbetrieb 
treffenden Abgaben wie die Angehörigen der meistbegünstigten Nation be- 
handelt werden." 

*Die mit einer Gewerbelegitimationskarte versehenen Gewerbetreibenden 
(Handlungsreisenden) dürfen wohl Warenmuster aller Art, aber keine Waren mit 



10) Die Denkschrift Anlage III S. 16 und der Abdruck Im Handelsarchiv 1906 Bd. I S. 228 
beginnen hier oinon neuen Absatz. Dafür bietet der Zusatzvertrag keinen Anhalt. 

11) Richtig: 8. Mai 1838 (Abdruck des Vortrages boi Martons 16 S. 680). 

12) «Für Rußland hängt die Ausübung von der Lösung eines Gewerbescheins ab (Schlußp.). 
Vgl. noch Anm. 4. 
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sich führen. [Muster abgabenfrei, wenn binnen Jahresfrist wieder ausgeführt 
und für den Zoll Sicherheit geleistet wird..'. Abs. 5:J 

Die Angehörigen des einen der v. T., welche sich in das Gebiet des 
anderen zum Besuche der Messen and Märkte begeben, um dort Handel zu 
treiben oder ihre Erzengnisse feilzuhalten, werden wechselseitig wie die In- 
länder behandelt und keinen höheren Abgaben als diese unterworfen werden. 

* Art. 12a. Die Kaiserlich russische Regierung erklärt sich bereit, inner- 
halb einer Frist von drei Jahren nach dem Inkrafttreten des gegenwärtigen 
Vertrags mit der Kaiserlich deutschen Regierung in Verhandlungen wegen des 
Abschlusses eines Abkommens, betreffend den gegenseitigen Schutz dos Ur- 
heberrechts an Werken der Literatur, Kunst und Photographie, einzutreten. 

Art. 13." Die deutschen Schiffe und ihre Ladungen sollen in Ruß- 
land und die russischen Schiffe und ihre Ladungen Bollen in Deutschland ganz 
wie die inländischen Schiffe und Ladungen behandelt werden, gleichviel, 
von wo die Schiffe ausgelaufen oder wohin sie bestimmt sind, und woher die 
Ladungen stammen oder wohin sie bestimmt sind. 

Jedes Vorrecht und jedo Befreiung, welche in dieser Beziehung von 
einem der v. T. einer dritten Macht eingeräumt werden sollte, soll ohne weiteres 
und bedingungslos auch dem anderen Teile zustehen. 

Von den vorstehenden Bestimmungen wird jedoch oine Ausnahme 
gemacht: 

a) in betreff derjenigen besonderen Begünstigungen, welche dem inländi- 
schen Fischfang und dessen Erzeugnissen in dem einen oder dem 
anderen Lande jetzt oder in Zukunft gewährt werden sollten, 

b) in betreff der jetzt oder künftig der nationalen Kauffahrteif lotte ge- 
währten Begünstigungen. 

Die Bestimmungen des gegenwärtigen Vertrags finden keine Anwendung 
auf die Küstenschiffahrt 14 , welche nach wie vor durch die in jedem der beiden 
Länder jetzt oder künftig in Kraft stehenden Gesetze geregelt wird. Immerhin 
soll es den deutschen und den russischen Schiffen freistehen, aus einem Hafen 
des einen der beiden vertragschließenden Länder nach einem oder mehreren 
Häfen desselben Landes zu fahren, sei es, um dort die aus dem Auslande mit- 
gebrachte Ladung ganz oder teilweise zu löschen, oder um eine nach dem Aus- 
lande bestimmte Ladung einzunehmen oder zu ergänzen. 

Art. 14. Die Nationalität der Schiffe soll beiderseits nach den 
jedem Lande eigentümlichen Gesetzen und Verordnungen auf Grund der an Bord 
befindlichen, durch die zuständigen Behörden ausgestellten Urkunden und Patente 
anerkannt werden. 

Die von dem einen der v. T. ausgestellten Schiffsmeßbriefe werden 
nach Maßgabe der zwischen den beiden v. T. getroffenen oder zu treffenden 
besonderen Vereinbarungen von dem anderen Teile anerkannt werden. 

Art. 15. Die deutschen Schiffe, welche nach einem russischen Hafen, 
und umgekehrt die russischen Schiffe, welche nach einem deutschen Hafen 
kommen, nur um dort ihre Ladung zu vervollständigen oder einen 
Teil derselben zu löschen, sollen, vorausgesetzt, daß sie sich nach den 
Gesetzen und Vorschriften des betreffenden Staates richten, den nach einem 
andoren Hafen desselben oder oines anderen Landes bestimmten Teil ihrer 
Ladung an Bord behalten und ihn wioder ausführen können, ohne gehalten zu 
sein, für diesen Teil ihrer Ladung irgend welcho Gefälle zu bezahlen außer 
den Aufsichtsabgaben , welche übrigens nur nach dem für die inländische Schiff- 
fahrt bestimmten Satzo erhoben werden dürfen. 



13) Aas dem SchlnOprotokoll zu Art. 13: 

* Die deutschen Schiffe, welche auf don dio gemeinsamen Lan dosgrenzen achneidenden Fluß- 
laufen nach Rußland fahren, um spllter nach Deutschland zurückzukehren, worden ohne Zah- 
lung oder Sichorstellung des Einfuhrzolls nach Rußland eingelassen werden. [Frist zur Aus- 
führung der Schiffe 2 Jahre.) 

14) Über dio Küstenschiffahrt ohen Nr. 66 Ann. 7 III. 



Digitized by Google 



358 



Art. 16. Von Tonnengelderu und Abfertigungsgebühren sollen 
in den Häfen eines jeden der beiden Länder völlig befreit sein: 

1. Schiffe, welche von irgend einem Orte mit Ballast ein- und damit 
wieder auslaufen; 

2. die Schiffe, welche aus einem Hafen des einen der beiden Länder nach 
einem oder mehreren Hafen desselben Landes kommen und sich über die 
in einem anderen Hafen desselben Landes bereits erfolgte Zahlung jener 
Abgaben ausweisen können; 

3. die Schiffe, welche freiwillig oder notgedrungen mit Ladung nach einem 
Hafen kommen und ihn, ohne irgendwie Handel betrieben zu haben, 
wieder verlassen. 

Diese Befreiung wird nicht gewährt für Leuchtturm-, Lotsen-, Reinor- 
kierungs-, Quarantäne- und sonstige auf dem Schiffskörper lastende Abgabe u, 
welche für dem Vorkehr dienende Leistungen und Vorkehrungen in gleichem 
Maße von den inländischen und von den Schiffen der meistbegünstigten Nation 
zu entrichten sind. 

Ist das Einlaufen durch Not veranlaßt worden, so gelten nicht als Aus- 
übung des Handelsbetriebes das zur Ausbesserung des Schiffes erfolgte Löschen 
und Wiedereinladen der "Waren , das Überladen auf ein anderes Schiff im Falle 
der Seeuntüchtigkeit des ersten , die zur Verproviantierung der Schiffsmannschaft 
notwendigen Aufwendungen und dor Verkauf der beschädigten Waren mit Ge- 
nehmigung der Zollverwaltung. 

Art. 17. Wenn ein Schiff eines der v. T. an den Küsten des anderen 
Teiles strandet oder Schiffbruch leidet, sollen Schiff und Ladung dieselben 
Begünstigungen und Befreiungen genießen, welche die Gesetzgebung des be- 
treffenden Landes deu eigenen Schiffen in gleicher Lage bewilligt. Es soll 
jederlei Hilfe und Beistand dem Führer und der Mannschaft sowohl für ihre 
Person, wie für Schiff und Ladung geleistet werden. 

Die v. T. kommen außerdem überein, daß die geborgenen Waren keiner 
Zollabgabe unterliegen sollen, es sei denn, daß sie in den inländischen Verbrauch 
übergehen. 

Art. 18. Die Benutzung der Chausseen und sonstigen Straßen, 
Kanäle, Schleusen, Fähren, Brücken und Brückenöffnungen, der Häfen und 
Landungsplätze, der Bezeichnung und Beleuchtung des Fahrwassers, des Lotsen- 
wesens, der Krane und Wageanstalten, der Niederlagen, der Anstalten zur 
ßettuüg und Bergung von Schiffsgütern und dergleichen mehr, soll, insoweit die 
Anlagen oder Anstalten für den öffentlichen Verkehr und den Handel 
im allgemeinen bestimmt sind, gleichviel, ob sie vom Staate, oder mit staat- 
licher Genehmigung von Privatpersonen verwaltet werden, den Angehörigen des 
anderen v. T. unter gleiohen Bedingungen und gegen Zahlung gleicher Ge- 
bühren wie den Angehörigen des eigenen Staates gestattet werden. 

Solche Gebühren dürfen, vorbehaltlich der beim Seebeleuchtungs- und 
Seelotsenwesen zulässigen abweichenden Bestimmungen, nur boi wirklicher Be- 
nutzung solcher Anlagen oder Anstalten erhobon werden. 

Art. 19." Die beiden v. T. behalten sich das Recht vor, ihre Eisen- 
bahntransporttarife nach eigenem Ermessen zu bestimmon. 

Jedoch soll weder hinsichtlich der Beförderungspreise noch hinsichtlich 
der Zeit und der Art der Abfertigung zwischen don Bewohnern der Gebiete der 
v. T. ein Unterschied gemacht werden 19 . . . 

Ausnahmen von vorstehenden Bestimmungen sollen nur zulässig sein, 
soweit es sich um Transporte zu ermäßigten Preisen für öffentliche oder milde 
2wocko liändolt« 

Art. 20, 21 [Geltung, Ratifikation, vgl. Anra. 1, 2J. 

15) Direkte Frachttarife, namentlich nach den Häfen Danzig, Königsberg u. Hemel vorgesehen 
(Schiaßpro tokoll). 

Aus dem 4. Teil des Schlußprotokolls § 14: Rußland verpflichtet sich, Art. 16, 16 dor Borner 
Konvention vom *14. 10. 1890 nicht zu ändern. 
IG) Vgl. oben Nr. 63 Anm. 8. 
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342 (Schiedsgerichtsvertrag), 223j 351 
(Mädchenhandel); vgl. Deutsches 
Reich I 

Beltzoll, Abschaffung 58 

Bonthcim, Grafschaft 10 

Bergelohn 1S1 

Bergungsmaßregeln 67, 116, 1S1 
Berich to internationaler Ämter, vgl. 

bei den einzelnen Ämtern 
Berichterstatter im Kriege 309 
Berliner Vertrag 148, 171, 113 
Bern, Kanton L3 

Bern, Stadt als Sitz internationaler 
Ämter 136 (Telegraphen verw.), 186 
(gewerbliches Eigentum), 213 (Lite- 
ratur und Kunst), 262 (Eisenbahn- 
fracht verkehr), 284. (Weltpostverein) 

Berner Übereinkommen, vgl. Eisen- 
bahnfrachtverkehr, Literatur und Kunst 

Berufskonsuln 112j 353 (Rußland) 

Besatzungsrecht 15 (Kirchenstaat), 
55 (Serbien), 13, 29 (Luxemburg) 

Beschlagnahme von Sklavenschiffen 
41, 42, 237, von Vermögen im Kriege 
313, vgl. Arrest, Pfändung 

Beschlußfassung in internationalen 
Ämtern iW, 131, 132, 136, 172, 174, 
204, 214, 286, 304, 328 

Besetzung feindlichen Gebietes 312, 
zur Sicherung dor Kriegskosten 20, 
21, 98, vgl. Räumung 

Besichtigungsrecht vergl. Durch- 
suchung 

Besitzergreifung von Staatsgebiet 
202 (Afrika) 

Bessarabien 54, Läü 

Beteiligung Dritter am Schiedsver- 
fahren 304 

Beurkundungen (Konsuln) 113 

Beute 313; vgl. sonst Privateigentum 
im Kriege 

Beweiserhebungen 128 (Strafprozeß), 

225 (Zivilprozeß) 
Beweismittel (Auslieferung) 122 
Billigkeit als Entscheid ungsgrundlage 

67, 111 

Bischöfe in Italien (Eid) 110 
Blokade 58: 220 (Suezkanal), 322 (Pa- 

namakanäl) 
Bolivien 52 (Seercchtsdeklaration) , G9_ 
(Genier Konvention), 24ii (Zolltarife), 
228 (Weltpostverein), 331 (diploma- 
tische Ehe) 



Bombardement 295, 310, 311 
Bons offices vgl. gute Dienste 
Bosnien und Herzegowina 156 (Ver - 
waltung), 133 (Telegraphen verein), 228 
(Weltpostverein) 
Bosporus und Dardanellen, Durch- 
fahrt 3J, 39_, 52, 56^ 93_, 147^ 163, 
250, 2oT, 265. 
Botschafter 1S_ vgl. Gesandte 
Bourbonen, Restauration 20, 25 
Branntweinhandel 243, 291 (Afrika), 

218 (Nordsee) 
Brasilien 52 (Seerechtsdeklaration) , 88 
(Petersburger Deklaration), IIS (Kon- 
sularvertrag), 123 (Auslieferung), 129 
(Meterkonvention), 133 (Telegraphen- 
verein), 184 (Pariser Union), 189 (Tele- 
graphen kahel), 212 (Zolltarife), 220 
(Küstenfrachtfahrt), 223 (Japan), 228 
(Weltpostverein), 331 (diplomatische 
Ehe). 

Bremen 58, 63, 123, 253 
„Britische Lände überm Moer* 32L 
Brüssel, Sitz internationaler Ämter 242 

(Sklavenhandel), 242 (Zolltarife), 328 

(Zuckerkonvention) 
Brüsseler ständige Kommission, 

Geschäftsstelle 328 
Brüsseler Zuckerkonvontion 320, 

353 

Buchten 129 

Bulgarion 29_, 150, 252 (Rechtslage), 
69 (Genfer Konvention), 133 (Tcle- 
grapheuverein), 124 (Donaufrage). 242 
(Zolltarife), 228 (Weltpostverein), 293 
(Haager Friedenskonferenz), 331 (di- 
plomatische Ehe) 

bnmboots vgl. Branntweinhandel 

Bund, deutscher 2, 12, 13, 30, 48, 70. 
29 (Auflösung), lfil 

Bundesakte, deutsche 11, 12. 16 

Bundeseigentum, Bundesfestung 
13, 77, 29 

Bündnis, kein Einfluß auf den Rang 
diplomatischer Agenten IS 

Bündnisrecht 12. 

Bündnisse: Freiheitskrieg 1, Krimkrieg 
51, Rußlands mit der Türkei 40, Nord- 
deutscher Bund und süddeutsche Staa- 
ten 99, Großbritannien -Türkei 145, 
deutsch - österreichisches, doutsch- rus- 
sisches, Dreibund 163, Großbritan- 
nien-Japan 320, Frankreich -Rußland 
320 

Bureau de la repression de la traite 212 
Bureaus, internationale; vgl. inter- 
nationale Ämter 
Bürgschaft vgl. Garantievertrag 
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c. 

Cabarets flottants vgl. Branntwein- 
handel in der Nordsee 
Cabotage vgl Küsteofrachtfahrt 
„Casus belli" 50] casus foederis 164, 
C. E. D. 122 [320 
Chablais und Faucigny (neutral) 14, 

21, 62 
Charge d'affaires 18 
Chiles (Genfer Konvention) , 240 (Zoll- 
tarife), 22Q (Kustenfrachtfahrt), 278 
(Weltpostverein) 
China 313 (Territorialbestand), 287 
(Kiautscbou), 63 (Freundschaftsver- 
trag) , 69, 22 (Genfer Konvention) , 220 
(Suezkanal), 242 (Zolltarife), 278, 223 
(noch nicht Weltpostverein), 293, 305 
(Haager Friedenskonferenz), 331 (diplo- 
matische Ehe) 
Cholera, Maßregeln 25. 
choreographische Werke, Schutz 212 
Chrestomathien, Schutz 212 
Christen im Orient 33, 52, 146, 162, 
in China 65j vgl. Gewissensfreiheit, 
Katholiken 
Clayton-Bulwer-Vertrag 321 
compromissum vgl. Schiedsvertrag 
condominium vgl. Mitherrschaft 
Convoi eines Kriegsschiffes 43 
Costa Rica 189 (Telegraphenkabel), 
246 (Zolltarife), 228 (Weltpostverein), 
331 (diplomatische Ehe) 
Croy, Herzog 11 

Cypern (britische Verwaltung) 145 
D. 

„dai'ra" 14Q 
Dalmatien 14 

Dänemark 58 (Sundzoll), 39 (Meer- 
engenfrage), 52 (Seerechtsdeklaration), 
69, 2Q (Genfer Konvention), 8Q 
( Baneroftvertrag) , 88 (Petersburger 
Deklaration), l2ä (Meterkonvention), 
133 (Telegraphen verein), 138 (ägyp- 
tische Gerichte), 165 (Marokko), 178, 
218 (Nordseefischerei), 184. (Pariser 
Union), 189, 311 (Telegraphenkabel), 
195, 245~fKöngoakte), 2lÖ (Urheber- 
schutz), 22Q (Suezkanal), 226 (Anti- 
sklavereiakte), 246 (Zolltarife), 255 
(Eisenbahnfrachtverkehr), 22Q(Küsten- 
frachtfahrt), 213 (Japan), 274, 330, 
333 (Haager Privatrechtskouforenzen), 
278, 2M (Weltpostverein), 293 (Frie- 
denskonferenz), 333 (landesherrliches 
Scheidungsrecht), 341 (Scbiedsgerichts- 
vertrag), 351 (Mädchenhandel); 
vgl. Deutsches Reich 



Dänemark, Kolonien 211. 246, 278, 

330, 351 
Dardanollon vgl. Bosporus 
Deklarationen 12 (Negerhandel), 22 
(Neutralität der Schweiz), 25 (Aachen), 
26 (Laibach), 88 (Petersburger), 245 
(Brüsseler 1890, S. 3Qfi von 1874), 293, 
294, 318 (Haager Friedensonferenz) 
Delikte, politische 126 
Deserteurkartell Z8 (Österreich), 

150 (Bulgarien) 
Desertion von Schiffsmannschaften 62 

(China), 115 (Vereinigte Staaten) 
de sinteressement, Erklärung bezüg- 
lich der Balkanländer 33, Ägyptens 
222, 346, Chinas 319, 320. 
dotraction vgl. Abschoß 
detroits, Convention des 39 
Deutscher Bund vgl. Bund 
Deutsches Reich, Gebiet 97, 100, 
vgl. Kolonien; Bündnis mit Österreich, 
Italien 163, Streitfälle mit Japan, 
Venezuela"!^ 
L Einzelverträge (abgesehen von 
Kustenfrachtfahrt 270) mit: 
Ägypten 252 (Handelsvertrag), 

138, 144 (Rechtspflege) 
Belgien 123 (Auslieferung), 338 
(Eisenbahn), 133 (Fernsprech- 
wesen), 257. 341 (Handels- 
vertrag), 223 (Mädchenhandel), 
281 (Post), 112 (Übernahme), 
21Ü (Urheberrecht) 
Brasilien 123 (Auslieferung), 119 

( Konsularvertrag) 
China 63 (Handelsvertrag), 281 

(Kiautschou) 
Dänemark 284 (Post), 112 (Über- 
nahme) 

Frankreich 95 (Frieden), 169 
(Tunis), 112 (Übernahme), 
2lQ (Urheberrecht) 

Griechenland 113, IIS (Kon- 
sular vertrag) 

Großbritannien 123 (Ausliefe- 
rung), 319 (Ostafrika), 341 
(Schiedsvertrag), 246 (Zoll- 
tarif, Kongobecken) 

Italien 123 (Auslieferung), 91, 
92 (Gotthardbahn), 186 (ge- 
werbliches Eigentum), 211 
(Urheberrecht), 257, ^(Han - 
delsvertrag), 119 (Konsular- 
vertrag), HZ (Übernahme), 
246 (Zolltarif, Kongobecken) 

Japan 123 (Auslieferung), 266 
(Handelsvertrag), 113, 119j 
266 (Konsularvertrag) 
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Kolumbien 123 (Auslieferung) 

Kongostaat 193 (Anerkennung), 
123, 126 (Auslieferung) 

Korea 123 (Auslieferung) 

Luxemburg 123 (Auslieferung), 
335 (Eisenbahn), 284 (Post) 

Marokko 165 (Handelsvertrag) 

Niederlande 123, 120, 122 (Aus- 
lieferung), 223 (Mädchen- 
handel), 281 (Post) 

Österreich - Ungarn 258 (Eisen- 
bahnbetriebsmittel, Pfändung), 
lfifi (gewerbliches Eigentum), 
211 (Urheberrecht), 257, 311 
(Handelsvertrag), 284 (Post), 
112 (Übernahme) 

Rumänien 311 (Handelsvertrag) 

Rußland 353, 257, 311 < Handels - 
vertrag), 113 (Konsularver- 
trag), Hü ( Nachlaß wosen), 
US (Übernahme) 

Schweden (Norwegen) 123 (Aus- 
lieferung), 310 (Wismar) 

Schweiz 123 (Auslieferung), 186 
(gewerbl. Eigentum), 91, 92 
(Gotthardbahn), 311 (Handels- 
vertrag), 224 (Niederlassung), 
281 (Post), 112 (Übernahme) 

Serbien 123 (Auslieferung), 184 
(gewerbl. Eigentum), 257, 311 
(Handelsvertrag), 113,TW, 158 
(Konsularvertrag) 

Spanien 123 (Auslieferung), IIS 
(Konsularvertrag) 

Türkei 218 (Handelsvertrag) 

Uruguay 123 (Auslieferung) 

V. Staaten v. Amerika 123, 125 
(Auslieferung), 111 (Konsular- 
vertrag), 211 (Urheberrecht) 
Gruppen Verträge: 

Berliner Vertrag 142 

Brüsseler Antisklavereiakte 226 

Donauakte 121 

Genfer Konvention Ü9. 

Haager Friedenskonferenz 293 

Haager Privatrechtsabkommen 
274, 330 

Koogoakte 19J), 215 

Lachsfischerei im Rhein 20Ü 

Mädchenhandel 351 

Marokko, Schutzrecht 165 

Nordseefischerei, Polizei, Brannt- 
weinhandel 178, 21S 

Pontusvertrag Uli 

Reblauskonvention 170 

Suezkanal 22Ü 

Telegraphonkabel , unterseeische 
189 



HI. Verwaltungsgemeinschaften: 
Berner Übereinkunft 21Ü 
Eisenbahnfrachtverkehr 255 
Meterkonvention 129. 
Pariser Union 181 
Ständiger Schiedshof 2119 
Telegraphenverein 133 
"Weltpostverein 278 
Zolltarife, Veröffentlichung 212 
Zuckerkonvention 326, 353 

Deutschland, Grenzen 1814: 1 
Deutsch -Ostafrika 197^ 227, 228, 
229, 232, 234, 239, 23ST 

Deutsch-Südwestafrika 229, 239 
Diener der Diplomaten , Konsuln, Zahl 

lg5 (Marokko), 253 (Türkei) 
Dienstverträge (mit Eingeborenen) 227 
Diözesangrenzen (Elsaß -Lothringen) 

101, lfifi 

Diplomatische Agenten 18 (Klassen 
und Rang), 150j löjj 24^ 250; vgl. 
Befreiungen 

Diplomatische Ehen 331, 113, 116 

Diplomatischer Verkehr, Anknüpf- 
ung 63 (China) 

Disziplin 115 (Schiffsmannschaft), 332 
(Luxemburger Bahnbeamte), 306 
(Kriegsgefangene) 

Dobrudscha 29, 159 
Dolmetscher üa(China), 165 (Marokko), 
253 (Türkei), 311 (für Parlamentäre) 
Domingo 2 

Dominikanische Republik 184 (Pa- 
riser Union), 189. (Telegraphenkabel), 
242 (Zolltarife), 228 (Weltpostverein) 

dominium ominena 323 

Donau, Schiffahrt, 30, 53, 72, 94, 160; 
Schiffahrtsakte 53, 72j Znsatzakte 171; 
Reglement 174 

Donaufestungen 152, lfifi 

Don auf ürs tent ü nie r 53 (Donaukom- 
mission), 55 (Organisation), 94 

Donaukommissionen, europäische 53, 
72, 94, 159, 160, 171, 173j Abzeichen 
der Beamten 172 — Ufers taatenkom- 
mission 53, 74, 94, lfifi — gemischte 
Kommission 174 

Doppelbesteuerungen, Vermeidung 
29L 

Dotation dos Papstes 108. 
Dramatisohe Werke (Urheberschutz) 

211, 212 
DröTbund 163 

Dreimeilenzone 179 , 218 , 221, 322 
droit d'aubaine vgl. Heimfallrecht 
„droit d'auteur* 213 
droit de visite 233 
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Druckfehler inStaats Verträgen 22, 107, 
253, HÜB 

Dum -Dum- Geschosse 294, 319 
Durchgangsabgaben 82 (Rheinufer- 
staaten), 102 (Frankreich), 151, 158, 
lfiö (Balkan), 198, 201 (Kongötecken), 
205 (Nigor), 250 (Türkei), 208 (Japan), 
355 (Rußland) 
Durchlieferang 121 
Durchreise der Gesandten 109 
Durchsuchungsrecht 41j 115, 232 f, 

237. 31fi 
Durchzug von Verwundeten 315 

E. 

Effektivität der Blokade 58, der 
Okkupation 207. 

Ehe (internationales Recht): Eingehung 
330 fg., Wirkungen 330J Scheidung 332; 
diplomatische Ehe 331, 113, HO 

Ehre des Staates 34^ 342 (kein Schieds- 
verfahren) 

Ehrenwort 308, 314 (Kriegsgefangene, 
Übertretende) 

Eid HO (Bischöfe), 313 (Bevölkerung 
eines besetzten Gebiets) 

Eigentum, gewerbliches unter „G u ; 
geistiges, vgl. Urheberrecht 

Eilsendungen (Weltpostverein) 2S3 

Einfuhrverbot 254 (Türkei), 208 
(Japan), 355 (Rußland) 

Eingeborene in Afrika, Schutz 227 

Einquartierungslast 1 12, 354 

Einschreibsendungen (Weltpostvor- 
ein) 280, 283 

Einstimmigkeitsgrundsatz, vergl. 
Beschlußfassung 

Eisenbahnen, Bau und Erwerb 03 
(Mont Cenis), 80 (Gotthard, Simplon), 
227 (Afrika); 100, 102 (Elsaß), 335 
(Luxemburg), ~ T52, 154, 157, 158 
(Balkan); Pfändung 258; im Kriege 
314; Kongobecken 2Q2~^ 

Eisenbahnf rachtverkehr, interna- 
tionaler 255; 358 (Rußland) 

Eisenbahnverkehrsordnung 255 

Eisernes Tor, Schiffahrtshindemis 94, 
160, 161, 123 

Ekuador 52 (Seerechtsdeklaration), 242 
(Zolltarife), 220 (Küsten frachtfahrt), 
278 (Weltpostver.), 331 (diplomat. Ehe) 

Elsaß-Lothringen, deutsch 97, 100, 
105; 81 (Rheinschiffahrt), 1Ö& Tü£ 
330 (Eisenbahnen) , 123 (Auslieferung), 
352 (Mädchenhandel) 

Ems, Schiffahrt 10 

England siehe Großbritannien 

Enteignung 109, 157, 225, 323 



Entwaffnung übertrat Truppen 314 
Enumerationin Auslieferungsverträgen 

123, 126, 102 
Equipment Article vgl. Ausrüstungs- 
gesetz 

Erbfolge 121; vgl. Succession, Thron- 
folge 

Erbrecht, internationales 330; 122 

(Gerichtsstand) 
Erinnern an den Haager Schiedshof 301 

Ersuchungsschreiben (Rechtshilfe) 

975 

Etappenstraßen 10^ 14, 156j 28Z 

(KiautBchou) 
Evakuationen 21 

Exequatur 110 (Kircbenrecht), im 
übrigen vgl. Konsuln 

Exterritorialität fremder Staaten 202, 
336; der diplomatischen Agenten oder 
Konsuln vgl. unter Befreiungen 

F. 

Fabrikinspektion 350 
Fabrikmarke vgl. Warenzeichen 
Fähre 83 (Rhein) 
Faucigny (uoutral) 14, 21, 62 
Feldgeistliche, Feldlazarette vgl. 

Genfer Konvention 
Fernsprochwesen, Vertrag 133 
Festnahme (Rechtshilfe) 115, 122 
Festungen (Schleifung, Nichtanlage) 

21, 79, 152, IM 
FeuerwafTön 227, 229_, 242 , 201 

(Afrika), 204 (Gebrauch neuer Typen) 
Feuilletonromane (Nachdruck) 212 
Finanzkontrolle, -Organisation 13S, 

139, 222 (Ägypten), 169, 120 (Tönis) 
Finnland 353 

Firm an e (Ägypten) 220, 222, 252, 290, 
346 

Fischerei 344 (Neufundland), 352 

(Rußland) 
Fischereikreuzer (Nordsee) 182 
Fjschereipolizei 128 (Nordsee) 
Fischerfahrzeuge (Nordsee) 180 f. 
Fischfang, Ausländer 352 
Flagge, Führung, Mißbrauch 41, 233, 
234; 310 (Krieg) — Konsuln 112", 
Montenegro 157, Donaukommission 
172, Kongostaat 194, Sudan 290] vgl. 
Genfer Konvention 
Flößerei 82, 83 (Rhein), 101 
Flußschiffahrt, freie 6, 15, 18, 37^ 
53, 74, 81, 196, 20h 205; vgl. Donau, 
Ems, Maas, Mosel, Rhein, Scheide, 
Kongo, Niger 
F 1 u ß s c h i f f a h r t r e g le m c n ts IG, 18,74 
Fon tai nebleau, Vertrag zu 31 
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forum rei sitae 122 
Fracht (Zahlung) 252 
Frachtbrief, durchgehender 255, 25Ü 
Frachtverkehr, Frachtvertrag, inter- 
nationaler 255, 256, 259 (Haftung), 
261 (Erlöschen der Ansprüche) 
Fragerocht (bei d. Schiedsgerichte) 303 
Frank als Münzeinheit 135, 282 
Frankfurt, freie Stadt 11 
Frankfurter Frieden 100, 104, 335 
Frankfurter Territorialrezeß 5, 12 
Fr a n k re i c h 2 (Königstitel) 1, 17, 20, 50* 
96 (Friedensschlüsse), ^ 21, 97, 1ÜQ 
(Grenzen), vgl. Kolonien — 5. (Wiener 
Kongreß, 24 (Aachener Kongreß), 32 
(Unabhängigkeit Griechenlands) , 35. 
(Unabhängigkeit Belgiens), 39, 52. 5_fi 
(Meerengenfrage), 17, £1 (Sklaven- 
handel), 5Q (Pariser Kongreß), 58 
(Sundzoll), fil (Neuenburg), 02 (Sa- 
voyen und Nizza), 69_, ZQ (Genfer 
Konvention), 72, 121 (Donauakte), 
28 (Luxemburger Frage), 81 (Rhein- 
sebiffahrt), 88 (Petersburger Dekla- 
ration), 93 (Pontusvertrag), 123 (Aus- 
lieferung), 129. (Meterkonvention), 133 
(Telegraphenverein), 138_, 145_, 346 
(Ägypten), 142 (Berliner Kongreß), 
162, 33 (Schutzrecht im Orient), 165, 
SB (Marokko), 1S8 (Tunis), 126 (Reb- 
lauskonvention), 178, 218 (Nordsee- 
fischerei), 184 (Pariser Union), 189 
(Telegraphenkabel), 193, 195 .245,246 
. (Kongostaat, Kongoakte)^ 210 (Ur- 
heberschutz), 216. (Fall Schnäbele), 
22Ü (Suezkanal), 226, 228, 232(Anti- 
sklavereiakte), ZBi (Zolltarife), 255 
(Eisen bahnfrachtverkehr) , 223 (Japan), 
274, 33Ü (Haager Privatrechtsabkom- 
raen), 228 (Weltpostverein), 293 
(Haager Friedenskonferenz), 299 (Streit 
wegen Maskats und mit Japan), 320 
(Zuckerkonvention), 340 (Schiedsver- 
trag mit Großbritannien), 343, 346, 
342 (Neufundland, Marokko, Siam), 
348 (Arbeiterschutz), 351 (Mädchen- 
handel) 

Frankreich, Kolonien 2, 3, lo, 133, 
184, 197, 199, 205, 206, 207,211, 226. 
243, 246, 278, 330j 343, 345, 351 
Französische Sprache für Staatsver- 
träge 6, 17, 63j 96, 2Ü3 
Frauenarbeit 350, 351 
Freihäfen 82, 84 (Rhein), lfil (Batum) 
Freihandel 197, 246 (Kongobecken) 
Freilassung von Sklaven 46, 231, 233, 
238, 239, 24D 



Freilassungsangelegenheiten, Bu- 
reau 241, 243 

„Frei Schiff, frei Gut" 52 

Freiwillige Flotte (Durchfahrt durch 
Bosporus und Dardanellen) 265 

Freiwillige Gerichtsbarkeit 113, 
116, 119, 275, 334, 354 

Froiwilligenkorps 302 

Fremde, Behandlung 224 fg. (Schweiz), 
249 (Türkei), 262 fg. (Japan), 3M 
(Rußland), insbesondere im Prozeß- 
rechte 274, Privatrecht 330 fg., Hilfs- 
bedürftige 117, 225, 352, vgl. Armen- 
recht, Ausweisung, Auslieferung, 
Küstenfrachtfahrt 

Friaul 14 

Friede, Aufrechterhaltung 296, 305 
Friedenskonferenz, Haager 293 
Friedens- und Freundschaftsklau- 
sel 1, 39, 5_1, 63, 26 
Friedenspräliminarien 26. (Nikols- 
burg), 92 (Versailles), 148, 163 (San 
Stefano) 

Friedensschluß (Gefangene) 310 
Friedensverträge zu: 

Adrianopel 29. 

Basel 2 

Campo- Formio 14> 
Frankfurt 100 
Konstantinopel (1879) 148 
Luneville 14 
Paris (1814) L 1* 
Paris (1815) 20, 23 
Paris (1856) 50, 22 
Prag (1866) 7& 
Preßburg 14 
Schimonoseki 319 
Tilsit 8 

Wien (1809) 14, 
vgl. Kongresse 

Fürst Primas 11 



G. 

Gambia 345 

Garantie für eine Anleihe 35, 94, 
346 (Griechenland, Donaukommission, 
Jtgypten); für den Berliner Vertrag 
142 — für Belgien 36; Donaufürsten- 
tümer 30, 55j Griechenland 33, 34; 
Luxemburg 79j Panama 322; Schweiz 
23; Tunis 169j Türkei 50, 51, 52j vgl. 
Territorialgarantie 
Garantiegosetz, italienisches 1Ü2 
Gebäude, Schonung gewisser im Kriege 

311, au 

Gebietshoheit 217, vgl. noch Staat, 
Abtretung, Staatsdienstbarkeiten 
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Gefolge des Gesandten, Konsuls 64, 
165, 251, 253 

Gegenseitigkeit IM (Markenschutz); 
vgl. Meistbegünstigung, Zwangsvoll- 
streckung 

Geheime Verträge 1, 19, 40, 145, 
163 

Geistige Getränke 218 (Nordsee), 
243, 291 (Afrika) 

Geistiges Eigentum vgl. Urheber- 
recht 

Geistliche im Kriege vgl. Genfer Kon- 
vention 

Geleit, freies 128, 212 

Gemeindeeigentum im Kriege 314 

Gemischte Gerichte (Ägypten) 138, 
221 

„Generalakte" 6, 16, 196, 22fi 
Generalkonsuln vglTKonsuln 
Genf 2, 13, 2E 

Genfer Konvention 69, 310, 315j 
294 (Revision), 31ü (Seekrieg) 

Genfer Neutralitätszeichen 72. 
310, 316 

Genua 14, 16 

Gerichte, internationale 74, 172, 87, 

138; vgl. Schiedsgerichte 
Gerichtsbarkeit über fremde Staaten 

262, 336 

Gerichtsstand 122 259, 262 333, 336 

Gesandte 18 (Rang) vgl. Befreiungen; 
64 (China), 165 (Marokko), 251, 253, 
2f>4 (Türkei), 353 (Rußland) 

Gesandtschaftsrecht 63 (China), 
169, 170 (Tunis), IM (Montenegro) 

Geschäftsträger 18, 34 

Gesohosse 88, 294, 310, 318, 312 

Gesundheitsrat, oberer, in Kon- 
stantinopel 75_, internationaler in 
Bukarest 122 

Getreidetransitlager 355 

Gewerbliches Eigentum 112 (Ver. 
Staaten), Verband zum Schutze 184, 
187, internationales Bureau IM 

Gewissensfreiheit 52, 55, 151, j 54, 
156, 158, 195, 1657 254 (Balkan^ 
staaten~XT 1Ö8 ( Kongobecken ) . 262 
(Japan), 353 (Rußland); 310 (Kriegs- 
gefangene) 

Gift, unzulässiges Kriegsmittel 310 

Gotthardbahn 89. 

Gräber gefallener Soldaten 104, 310 

Grenzbeamte 216 

Grenzbezirke, Verkehrserleichterun- 
gen 106j 176, 177, 279, 284- 353, 
356 

Grenze vgl. bei den einzelnen Staaten 
und bei Abtretung 



Grenzgewässor 106, 209, 357; auch 
Talweg 

Grenzkommissionen 34, 54, 97, 100, 
150, 157, 159 

Griechenland, Anerkennung 34, Gren- 
zen 3JL 34, 155^ Unabhängigkeit 32, 
31, Konsulargerichtsbarkeit in der Tür- 
kei 254; — 52 (Seerechtsdeklaration), 
69 (Genfer Konvention), 88 (Peters- 
burger Deklaration), 133 (Telegraphen- 
verein), 138 (ägyptische Gerichte), 
142 (Berliner Kongreß), 189 (Tele- 
graphenkabel), 220 (Suezkanal), 246 
(Zolltarife), 27Q (Küstenfracbtfahrt), 
223 (Japan), 278 (Weltpostverein), 
293 (Haager Friedenskonferenz), 331 
(diplomatische Ehe); vgl. Deutsches 
Reich 

Großbritannien L 17, 20, 50 (Pariser 
Friedensschlüsse), 5 (Wiener Kon- 
greß), 24_j 26 (Aachener, Laibacher 
Kongreß), 32 (Unabhängigkeit Grie- 
chenlands), 35 (Abtrennung Belgiens), 
39, 40, 52, 56 (Meerengenfrage), 17, 
41 (Sklavenhandel), 52 (Seerecbts- 
deklaration), 61 (Neuen bürg), 69, 2Ü 
(Genfer Konvention), 72, 121 (Dönau- 
akte) , 93 (Pontusvertrag) , 28 (Luxem- 
burger Frage), 80 (Staatsangehörigkeit), 
88 (Petersburger Deklaration), 95 
(Alabamafall), 123, 125^ 12fi (Aus- 
lieferung), 133 (Telegraphenverein), 
138, 346 (Ägypten), 145 (Cypern), 
142 (Berliner Kongreß), löjL 346 
(Marokko), 169 (Tunis), 178J 218 
(Nordseefischerei), 184 (Pariser Union), 
189 (Tolegraphenkabel), 193, 195, 245 
(Kongostaat, Kongoakte), 2EF~ (Ur- 
heberschutz), 220, 347 (Suezkanal), 
226. 228 (Antisklävereiakte), 246 (Zoll- 
tarife), 220 (Küstenfrachtfahrt), 273, 
320 (Verträge mit Japan), 228 (Welt- 
postverein), 289 (Sudan), 293, 318 
(Haager Friedenskonferenz), 297 
(Huller Zwischenfall), 299 (Streit über 
Maskat, mit Japan, Venezuela), 319 
(Politik in China), 321 (Panamakanal), 
326, 329 (Zuckerkonvention), 340.311 
(Schiedsverträge), 343 (Neufundland, 
Westafrika), 346, 342 (Ägypten, 
Marokko), 351 (Mädchenhandel); 
vgl. Deutsches Reich 

Großbritannien, Kolonien: 2. 123. 
133, 184, 187, 197, 199, 205, 2Qü 
207, 2T1, m 547, 278, 356, 329, 
330, 344, 315 

Großherzog, Titel 9, 10, 24 
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Grundeigentum, Erwerb lfi7 (Ma- 
rokko) , IM (Kongostaat) , 198 (Kongo- 
becken), 267, 222 (Japan), 354 (Rußl.) 

Guatemala 52 (Seerechtsdeklaration), 
69 (Genfer Konvention), IBA (Pariser 
Union), 189 (Tolegrapbenkabel) , 240 
(Zolltarife), 228 (Weltpostverein), 293 
(Haager Friedenskonferenz), 331 diplo- 
matische Ehe) 

Guiana 3, 15. 

Gute Dienste 296, 301,12, 50,199, 2QQ 
Güterreoht, eheliches 33!) 

IL 

Haag er Friedenskonferenz 293, Privat- 
rechtskonferenzen 274, 330 
Hafenpolizei 115 

Haiti 52 (Seerechtsdeklaration), 210. 

(Urheberschutz), 246 (Zolltarife), 228 

( Weltpostverei n) 
Halbsouveränetät vgl. Sazeränctät, 

Protektorat 
Hamburg 58. 63, 123. 253 
Handelsgesellschaften, ausländische 

355 

Handelsgesetzbuch, deutsches 25, r i, 
japanisches 223 und XI 

Handelsmarken vgl. Warenbezeich- 
nungen 

Handelsname, Schutz 184, 185, 212 

Handelsschiffe, im fremden Hafen 
115, 252, 2S£ (Postsachen) ; vgl. Durch- 
suchung, Flagge 

Handelsverträge 63 (China), 103, 
107 (Frankreich), 123 (Korea), 151 
(Bulgarien), 158 (Serbien), 165 (Ma- 
rokko), im (Tunis), 2i9 (Türkei), 266 
(Japan), 353 (Rußland); 2i8 (Ver- 
öffentlichung); im übrigen vgl. bei 
den einzelnen Staaten 

Handlungsreisende 251. 3M 

Hankau 68 

Hannover, Königreich 9 (Gebiet), 58 
(Sundzoll) 

Hansestädte 58 (Sundzoll), 63 (Ver- 
trag mit China), 123 (Auslieferung, 
Frankreich), 253 (V. mit Türkei) 

Hatti Humayoun von 1856 52 

Raussklaverei 239 

Haussuchung (bei Fremden) 252, 268 

Havarien, Regelung Hü 

Hawaii 220 (Küstenfrachtfahrt), 228 
(Weltpostverein) 

Hay-Pauncefote-Vertrag 321 

„Heer* 307 

Heilige Orte 162 

Heimatlose 118, 225 



Heimatsstaat, Gesetz des IL 330, 332. 
334 

Heimfallrecht, Abschaffung 4 
Helgoland (Britische Fischer) 345 
Herkunftsbezeichnungen, falsche 
IM 

Herzegowina vgl. Bosnien 

Hessen, Großherzogtum llj 8Q (Ban- 
croft- Vertrag), 81 (Rheinschiffahrt), 91 
(Gotthardbahn), 123, 193 (Ausliefe- 
rung) 

Hessen-Homburg U 

Rossen, Kurfürst von 24 

Hilfsgesellschaften für Kriegsge- 
fangene 309 

Roh cm zollern, Abtretung der Fürsten- 
tümer, Rechtsstellung der Fürsten 46 

Holland 2j vgl. Niederlande 

Honduras 69 (Genfer Konvention), 242 
(Zolltarife), 27Q (Küstenfrachtfahrt), 
331 (diplomatische Ehe) 

Hospitalschiffe vgl. Lazarettschiffe 

Rull, Zwischenfall 29Z 

Humanisierung des Krieges 305, 310 

Hüningen 21 

L 

identische Norm, Prinzip 123, 124, 125 
Immunitäten, in derTürkei 30, 54 ? 151, 
1 vgl. Befreirongen, Konsulargerichts- 
barkeit 

Indien, Britisch- 3; 133 (Telegraphen - 
verein), 189 (Telegraphen kabel), 247 
(Zolltarife), 278 (Weltpostverein), 329 
(Zuckerkonvention) 

Indien, Niederländisch- 123 (Aus- 
lieferung), 133 (Telegraphenverein), 184 
(Pariser Union), 228 (Weltpostverein) 

Indoohina 133, 228 

Inselbildungen 2 

Interessen, „vitale" 341 

Interessensphäre, britisch -französi- 
sche, östlich des Niger 345 

International, Zusammensetzung mit 
„international" vgl. bei d. Hauptworte, 
soweit nicht im folgenden angegeben 

Internationale Ämter 53, 73, 87, 202 
(Scbiffahrtskommissionen), 129 (Maß u. 
Gewicht), 135 (Telegraphonverein), 186 
(gewerbliches Eigentum), 213 (Literatur 
und Kunst), 24L 242 (Sklavenhandel), 
246 (Zolltarife)72fi2 (Eisenbahnfracht), 
284 (Post), 299 (Schiedshof), 328 
(Zucker); vgl. Zeitschriften, Konfe- 
renzen, Kosten 

Internationales (öffentliches) Recht 
vgl. Völkerrecht 
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Internatiooales Privatrecht 330, 

' 274, 184, 210, 255 

Internierung 3QZ (Kriegsgefangene), 

344 (Übertretende) 
Intervention 25_j 26^ 28 (allgemein), 

52, 54, 55^ 2S5 (Balkanstaaten), 319, 

320 (China, Korea) 
Introitus vgL Staats vertrag, Eingang 
1 Strien Li 

Italien 1^ 2, 26. (Gebiet), 89, 92(Gort- 
hardbahn), 1Q7 (Garantiegesetz), 69, Zü 
(Genfer Konvention), 72, 111 (Donau- 
akte), 93 (Pontusverträg), ZS (Luxem- 
burger Frage), 88 (Petersburger De- 
klaration), LLZ (Repatriierungsvertrag), 
126 (Auslieferung), 129 (Meterkon- 
vention), 133, llü(Telegraphie), 138 
(ägyptische Geriohte), 142 (Berliner 
Kongreß), Ifiä (Dreibund), 165 (Ma- 
rokko), 169 (Tunis), 126 (Reblaus- 
konvention), IM (Pariser Union), 189 
(Telegraphenkabel), 193, 195, 245 
(Kongostaat, Kongoakte), 2 1 ü f U i h e bor- 
schutz), 220. (Suezkanal), 226, 228 
(Antisklavereiakte), 246 (ZöTKarife), 
255 (Eisenbahnfrachtverkehr) , 270 
(Küstenfrachtfahrt), 223 (Japan), 274, 
33Ö (Haager Privatrechtsabkommen), 
228 (Weltpostverein), 293 (Haager 
Friedenskonferenz), 299 (Streit mit 
Venezuela), 326, 322 (Zuckerkonven- 
tion), 331 (diplomatische Ehe), 348 
(Arbeiterschutz). 351 (Mädchenhandel) ; 
vgl. Deutsches Reich 

Italien, Kolonien: 199, 207, 226, 
243, 247, 326, 330, 354 



J. 

Jangtsevertrag 319. 

Japan, Gesetzgebung, internationales 
Privatrecht 272. 273; Revision der 
Verträge 2667"273j~Streit mit China, 
Rußland 319; Bündnis mit Großbritan- 
nien 320; 52 (Seerechtsdeklaration), 
69, 22 (Genfer Konvention), 113, 2fiß 
(Kunsularvertrag), 133 (Telegraphen- 
verein), 184 (Pariser Union), 182 (Te- 
legraphenkabel), 210 (Urheberschutz), 
220 (Suezkanal), 242 (Zolltarife), 270 
(Küstenfrachtfahrt), 228 (Weltpostver- 
ein), 293 (Haager Friedenskonferenz). 
272, 222 (Streit wegen der Gebäude- 
steuer), 331 (diplomatische Ehe); 
vgl. Deutsches Reich 

Journal telegraphique 132 

„jusqu'ä la mer* 18 



K. 

Kabelgesellschaften, private 133 
Kaisertitel, deutscher 93, lß4 
Kaliber, Verständigung ~5ber neue 224 
Kamerun 197, 239 
Kanada 24Ü (Urheberrecht), 189 (Telo- 

graphenkabel), 242 (Zolltarife), 228 

(Weltpostverein) 

Kanäle, Binnenkanäle 37, 202, 205; 
ICO, 107; vgl. SuezkanaTTTanamakanal 

Kannibalismus, Ausrottung 227 
Kaperei, Abschaffung 52 
Kapitulationen 342 
Kapitulationen in der Türkei 30, 
170, 290 

Kapkolonie 133 (Telegraphen verein), 
189 (Telegraphenkabel), 21Ü (Urheber- 
recht), 242 (Zolltarife), 228 (Weltpost- 
verein), 329 (Zuckorkonvention) 

Kardinäle 109 
Karolineninseln, Streit 102 
Kars 51, 146, lfil 
KarteTTvertrag 28 
Katholiken im Orient, Protektorat 33, 
145 

katholische Majestät 2 
Kiautschou 282 
Kilia, Donauarm 123 
Kilogramm, Prototyp 130, 132 
Kinder, Verhältnis zu den Eltern 330, 
Schutz 350, 351 

Kirche, Kirchhof, Anlage 65 (China), 
262 (Japan) 

Kirchenämter, Besetzung (Italien) III) 
Kirchongut (Italien) Iii 
Kirchenstaat 15, 69^ 108j vgl. Papst 
Kodifikation des Knegsrechts 31!*] 
Kohlenstationen 32ii (Panamakanal) 
Kollektivgarantie 55 (Balkanländer), 

29. (Luxemburg) 
Kolonialabkommen, britisch - franzö- 
sisches 343 
Kolonialgesellschaften 228 
Kolonien, deutsche, vgl. bei den ein- 
zelnen Kolonien und 123, 126 (Aus- 
lieferung) 133 (Telegraphenwesen), 184 
(gewerbliches Eigentum), 197, 246 
(Kongobecken), 199 (Gewissensfreiheit), 
205 (Nigerschiffahrt), 201 (Besitz- 
ergreifung), 211, 214 (Urheberrecht), 
226-228 , 23ir(Sklaverei), 229, 243 
(Feuerwaffen-, Spirituosenhandel in 
Afrika), 242 (Zolltarife), 274, 33Ü 
internationales Privatrecht), 278, 286 
(Weltpostverein), 326 (Zuckerkonven- 
tion), 351 (Mädchenhandel) 
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Kolonien anderer Staaten vgl. unter 
Dänemark, Frankreich, Großbritannien, 
Italien, Niederlande, Portugal, Spanien 
Kolumbien 52 (8eerechtedeklaration), 
13$ (Telegraphenkabel) , 242 (Zoll- 
tarife), 220 (Küstenfrachtfahrt), 228 
(Weltpostverein), 331 (diplomatische 
Ehe), 123 (Auslieferung) 
Kombattanten 3Ül 
Kompetenzkonflikt (ägyptische Ge- 
richte) 143 
koni promissarische Klausel 341 
Kondominat 9, 289. 
Konferenz zu: 

Berlin 1885, 1890: 195, 348 
Brüssel 1874, 1890 :106, 226 
Haag 274, 33Q (Privatrecht), 293 

(Friedenskonferenz) 
London 1867, 1871: 78, 23 
Paris 1902: 233, 351 
Konferenzen 257~5Q (Vorsitz), 178; 
für die internationalen Ämter 131, 135, 
186, 214, 263, 285^ 328j für Arbeiter- 
schutz 3 48~ 
Kongo, internationale Schiffahrtskom- 
mission 199, 202 
Kongoakte 195, 245. 
Kongobecken,kouventionellesl97,199, 

200, 245 — 

Kongogesellschaft 193 
Kongoschiffahrtsakte 196, 201 
Kongostaat 1 93 , 196 (Anerkennung), 
20Q (Neutralität)^ 195, 197, 245 (Kongo- 
akte) , 246 (Zolltarife), MtGeofer Kon- 
vention), 226, 228, 232 (Antisklaverei- 
akte), 22DT~(Kü8tenfrachtfahrt), 273 
(Japan), 228 (Weltpostverein), 123, 
126. (Auslieferung) 
Kongreß (und Akte) zu: 

Wien ^ 2^ 22, 23, 50, 53 
Aachen 24, 18 " 
Laibach 26 
Verona 22 
Paris 50, 253 
Berlin 142 
Kongresse 285. (Weltpostverein) 
Königliche Hoheit 24 
Konklave, Sicherung 109 
Konkursrecht 33Q 
Konsularagenten 111, 113, 165 
Konsulargerichtsbarkeit: Egypten 
138, 139, 140j 142, 143, 144, 291; 
Bulgarien lol, 152; China 05, GS; 
Cypern 146; Japan 273; Kongostaat 
194; Marokko 165; Montenegro 152; 
Rumänien 160; Serbien 158; Tunis 
170; Türken^, 253 
Konsularkorps 142, 143 

Fleischraanrr, Vülkorroclitsquollon. 



Konsnlarverträge 11L 119, 150, 266 
Konsuln. Archive 112; Bestallung 111; 
Exequatur Ulj Vertreter 113^ 120; 
Zulassung: 52 (Uferbezirke des schwar- 
zen Meeres), 64 (China), Iii (Ver- 
einigte Staaten), 291 (Sudan); 
Wirkungskreis: 113 f., 120, 45^ 18t, 

203, 241, 242j 165 f. (Marokko), ES 
252, 233" (Türkei), 221 (Ägypten), 221 
(Japan), 120, 353 (Rußland); vgl. 
Konsularge richts barkeit 

Kontre bände vgl. Zoll, Kriegskontre- 
bando 

Konzilien, ökumenische 10Q 
Korea319, 32Q (Unabhängigkeit), 69, 

22 (Genler Konvention), 22Q (Küsten- 
frachtfahrt), 228 (Weltpostverein), 293 
(Haager Friedenskonferenz), 331 (di- 
plomatische Ehe), 123 (Auslieferung) 

Kosten der Rechtshilfe 128, 129,1 15, 225 

— der Verpflegung von Ausländern 118, 
224, 352 

— der internationalen Ämter 87, 130, 
132, 136, 175, 186, 188, 2Ö2~ 214, 
241, 243, 21R~ 264; 284, 301, 32E~~ 

— des Schiedsverfahrens 304 
Krakau, neutrale Republik Q 
Krankenhäuser, Anlage 65 (China), 

23 (Donaumündungen), 145~(Ägypten) ; 
Schutz im Kriege 311, 314; vgl. La- 
zarette 

Kreta 155 (politische Verhältnisse), 133 
(Telegraphenverein), 228 (Weltpost- 
verein) 

Krieg löst Verträge 55, 7& 103, 107 
Kriegführung 310, 1317 lEJj 221 

(Suezkanal), 321 (Panamakanal) 
Kriegsgefangono 307, 311, 70, 317; 

Auswechslung 51; Entlassung 310, 32, 

7^99,103^ auFEhrenwort 308; Ent- 

weichen 3 OH 
Kriegskonterbande 57, 58, 205, 207 
Kriegskontributionen 313, 21 
Kriegskorrespondenten 3ÜÜ 
Kriegskosten 4, 20, 21, 31, 77, 98, 

101, 102, 169 
Kriegslisten 310 
Kriegspartei 302 
Kriegsschäden 225, 310, 314 
Kriegsschiffe, in belgischen Gewässern 

37j in China 66, Donau 160, Kongo 

204, Montenegro 157. Panama-, Suez- 
känal 321, 22L — Briefposten 283, 
Kabelschutz 191 , Nordseefischerei 
181 f., 219, Sklavenhandel 4Jj 233 f.; 
vgl. Lazarettschiffe, Stationsschiffe, 
Bosporus 

— Verbot für Montenegro 152 

24 
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Kroatien Ii 

Kuba 184 (Pariser Union), 321 (diplo- 
matische Ehe) 

Kultus, Ausübung vgl. Gewissens- 
freiheit 

Kündigungsklausel vgl. Staatsver- 
träge 

Kunst 211 (Urheberrecht) 
Kunstgegenstände im Kriege 311, 
314 

Künstliche Wasserstraßen, Ab- 
gaben 87 

Kuppelei 223, 351 

Küstengewässer 178, 189, 21& 235 

Küstenhandel, -Schiffahrt 2707 194, 
198, 201; 235 (Ostafrika), 346, 2ä7 

Küstonsaum 179, 218, 221, 322, 323 

L. 

Lachsfischerei (Rhein) 2Ü8 
Ladungen (Rechtshilfe) 80. 128 
Ladungsmanifest 82 (Rhein), IM 
(Konsuln) 

Laudesrecht, völkerrechtlich voraus- 
gesetzt oder geboten z.B. 138. 181, 183, 
186, 190, 191, 209, 228, , 2317 233; 
251, 2727 273, 2847 306, 3£T~ 
Landesver rat 211 (Schnaebele) 
Landkriegsrecht, Regeln 294 , 305, 
30Z 

Landtelegraphen im Kriege 314 
Landungsplätze 287, 326 
Lauenburg 10 
Lausitz Z 

Lazarette im Kriege 70, 71, 311,314; 

im übrigen vgl. KranlcenMuser 
Lazarettschiffe 315 fg. 
lease 288, 29Q 
Leck (Schiffahrt) 81 
Legalisierung von Urkunden 113 
Legaten, päpstliche 18, 109 
Legation, apostolische in Sizilien 100 
Legitimitätsprinzip 25, 26 
Leinpfad 15, 84. 85, ffiT(Rhoin) 
Leuchttürme IS (Dänemark), 72, 161, 

172 (Donaumündung) 
levee en masse 3117 
lex originis vgl. Heimatsstaat 
Liberia 210 (Urheberschutz), 1 95 (Kon- 
goakte), 22ü (Antisklavereiakto), 2:0 
(Küstenfrachtfahrt), 228 (Weltpost- 
verein) 

Liechtenstein 255 (Eisenbahnfracht- 
verkehr), 218 (Weltpostverein) 
Lieferfristen 257, 260, 261 
Limburg 36, 29 

Literarkonventionen vgl. Urheber- 
recht 



Literatur und Kunst, Verband zum 

Schutze von Werken der L. und K. 

210; Bureau des Verbandes 213. 
locus regit actum (Eheschließung) 331 
Looz-Corswarem, Herzog 10, Ü 
Los-Inseln, französisch 345 
Lotsen 59 (Sund usw.), 8L 83 (Rhein), 

201, 203 (Kongo) 
Lübeck 58, 63, 123, 253 
Luftschiffe 294, 318 (Geschosse), 311 

(Spione) 

Luxemburg, Großherzogtum 13 (Mit- 
glied des deutschen Bundes), 78, 336 
(Neutralität); Bundesfestong 13_, Z9 
(Schleifung), ein Teil an Belgien 36, 
Eisenbahnen 335 , Zugehörigkeit zum 
Zollverein 3587~356, 252, 273; — 
09 (Genfer "Konvention^ 133 (Tele- 
graphenverein), 126 (Reblauskonven- 
tion), 2Ü8 (Lachsfischerei), 21Ü 
(Urheberschutz), 255 (Eisenbahn- 
frachtverkehr), 274, 330 (Haager 
Privatrechtsabkomnien), 278, 284 
(Weltpostverein), 293 (Haager Frie- 
denskonferenz), 326. (Zuckerkonven- 
tion), 123 (Auslieferung) 

Lydditgranaten 318 

M. 

Maas, Schiffahrt 16, 18, 31 

Macht, bewaffnete 302 

Madagaskar 348, 232, 133, 278 

Mädchenhandel 2237351 

Madrid, Konvention 165, Protokoll 184 

Mailand 14 

Main, Schiffahrt 16, 18 

Mainlinie 7_6_ 

Malta 2 

Mandschurei, Besetzung durch Ruß- 
land 319 

Maritimes Bureau, internationales 

(Sansibar) 241, 233 
Markenschutz 184 fg. 
Marketender 309 

Marokko 165 (Schutzrecht), 346 (fran- 
zösisches Protektorat?), 270, 346 
(Küstenfrachtfahrt), 278 (nicht Welt- 
postverein), 331 (diplomat Ehe) 

Maskat (Streitfall) 299 

Massenerhebung 301 

Maß und Gewicht, internationales 
M. und G.-Bureau, Komitee, General- 
konferenz 129, 130; in China fifi 

Mazedonien 150, 155 

Mecklenburg-Schwerin IQ (Titel), 
58 (Sundzoll), 63 (V. mit China), 69 
(Genfer Konvention), 123 (Ausliefe- 
rung), 339 (Wismar) 
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Meoklenburg-8trelitz 10,11,63,123 

Mediation vgl. Vermittlung 

Hediatisierte 5, 10. 

Meerengen Verträge vgl. Bosporus 

Meistbegünstigung, in Verträgen 
mit: China 66, Frankreich 3, 55, 103, 
Japan 2G7 fg., Kongostaat 194, Marokko 
165, 168, Rußland 327, 353, 355, 350, 
Schweiz 225, Tunis~T69, Türkei 249, 
250 fg.; — in bezug auf: Auslieferung 
123, Handol und Gewerbe 194, Kon* 
sularrecbt 64, 112, Küsten frachtfahrt 
270, Niederlassung, Gewerbe 225, 
Zölle 66, 103, weitergehend z. B. 165^ 
249, 267, 353 fg., Fassung 178 

Meter, Prototyp 130^ 132 

Meterkonvention 129 

Meuchlerische Tötung (im Kriege) 
310 

Mexiko 57 (8eerechtsdeklaration) , 69 
(Genfer Konvention), 80 (Staatsan- 
gehörigkeit), 1B4 (Pariser Union), 246 
(Zolltarife), 210 (Küstenfrachtfahrt), 
278 (Weltpostverein), 293 (Haager 
Friedenskonferenz), 299 (Streitfall mit 
den V. Staaten) 

Militärdienst (Ausländer) 225. 2G7, 
354 

Militärlasten, Beschränkung 294, Be- 
freiung 112 

Militärpflicht (Ausgewanderter) 80, 
225 

Milizen 307 

Minderjährige 334 (Vormundschaft), 
350 (Arbeit), 223, 352 (Mädchenhandel) 

MfnTsterresident 18; 169 120 (Tunis) 

Missionare 198, 227 

Mitherrschaft _9 (Moresnet), 289 
(Sudan) 

Mitteilung von Gesetzen usw., Pflicht 

177, 191, 209, 219, 229, 248, 299; 

vgl. Rechtshilfe, internationale Ämter 
Mobilmachung 222 (unbeeinflußt 

durch Vermittlung), 336. (Bahn in 

Luxemburg) 
Moldau, Fürstentum 2^ 30, 53^ 54 
Monako 2j 133 (Telegraphen verein), 

210 (Urheberschutz) 
Monarchia Sicula 110 
Monopol 198 (Kongobecken), 251 

(Türkei), 355 (Rußland) 
Monroe, Botschaft des Präsidenten M., 

Doktrin 27, 295 
Mont Genis (Tunnel) £3 
Montenegro 15ß, 152, 148; 62 (Genfer 

Konvention), 133 (Telegraphenverein), 

211 (Urheberrecht), 228 (Weltpost- 
verein), 223 (Haager Friedenskonf.) 



Moresnet 2 

Mosel, Schiffahrt 16, 18, 101, 104 
Münzvertrag (Preußen-Österreich) 28. 
Museen 102 (vatikanische), 311, 314 

(Schonung im Kriege) 
Musikwerke (Urheberrecht) 211^ 212 
Muster u. Modelle, Schutz 184, 272; 

Zollfreiheit 250^ 268^ 358 

K. 

Nachdruck vgl. Urheberrecht 
Nachlaß, Regelung 114, 119, 254 
Nachnahme 252 (Eisenbahn), 281 

(Weltpostverein) 
Nachtarbeit, Verbot 350 
Namen, Schutz 222 (Japan), 184, 185 

(Handelsname) 
Nassau, Agnaten des Hauses 13, 36, 29 
Nassauischer Erbverein 13 
Nationale, Nichtauslieferung 125 
Nationalität, der Schiffe 180, 182, 191, 
219, 251, 272, 357; vgl. Staatsange- 
hörigkeit 

Naturalisation (Marokkaner) 162 
Naturreohtals Entscheidungsnorm 141 
Neapel, Königreich 15, 26 
Neckar, Schiffahrt 16, 18. 
Neue Hebriden 348 
Neuenburg & 13, 61 
Neufundland 37343; 189, 210, 247, 
278 

Neu-Granada vgl. Kolumbien 
Neu- Seeland 133 (Telegraphenverein), 
184 (Pariser Union), 211J (Urheber- 
recht), 242 (Zolltarife), 228 (Welt- 
postverein), 329 (Zuckerkonvention); 
189 

Neutrale Flagge deckt das feindliche 
Gut 52 

Neutrale Staaten, neutralisierte Ge- 
biete vgl. Belgien, Krakau, Luxem- 
burg, Schweiz, Kongostaat, Chablais, 
Schwarzes Meer, Suezkanal, Panama- 
kanal, Kongobecken 

Neutrale Zone 102 

Neutralität = Unverletzlichkeit 70 
(Genfer Konvention), 75, 94, 122 
(Donaukommission), 87_! 205 (Rhein- 
schiffahrtsanlagen , Kongo) 

Neutralität, Rechtslage der neutralen 
Staaten und ihrer Angehörigen 96, 
294, 314, 315, 316, 312 

Neutralität, „wohlwollende* IM. 

Neutralitätserklärung, -Regeln 96, 
221 

Nichtkombattanten 302 

24* 
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Niederlande 12 (Königreich), 35 (Ab- 
trennung Belgiens), 52 (Seerechts- 
deklaration), 58 (Sundzoll), 69, 20 
(Genfer Konvention), 28 (Luxemburger 
Frage), 81 (Rheinschiffahrt), 88 (Pe- 
tersburger Deklaration), 123, 126j 122 
(Auslieferung), 133 (Telegraphenver- 
ein), 138 (Ägyptische Gerichte), 1£5 
(Marokko), 12ß (Reblauskonvention), 
178, 218 (Nordseefischeroi), 184 (Pariser 
Union), 189 (Telegraphenkabel), 193, 
195, 245 (Kongostaat, Kougoakte), 2Ü8 
(Lachsfischerei), 22D (Suezkanal), 223, 
351 (Mädchenhandel), 226, 228 (Anti- 
sklavereiakte), 24fi (Zolltarife), 255 
(Eisen bahn frachtverkeh r), 220 (Küsten- 
frachtfahrt), 223 (Japan), 274, 33Ü 
(Haager Privatrechtsabkommen), 278, 
284 (Weltpostverein), 223 (Haager 
Friedenskonferenz), 326 (Zuckerkon- 
vention), 341 (Schiedsgorichtsvertrag); 
vgl. Deutsches Reich 

NiederländischeKolonien 123, 133, 
184 , 278, 286, 329, 330, 351 

Niederlassungsrecht üä (China), lfil 
(Marokko), 124 (Kongostaat), 224 
(Schweiz), 267, 222 (Japan) 

Niger, Gebiete am 206, 229, 243, 278, 
345 

Niger-Schiffahrtsakte 196, 205 
Nikaragua 62 (Genfer Konvention), 24ü 
(Zolltarife), 2ZQ (Küstenfrachtfahrt), 
331 (diplomati. Ehe); vgl. Panamakanal 
Nizza, Abtretung 62 
Norddeutscher Bund 76, 93; — 2Q 
(Genfer Konvention), Sl (Bancroft- 
Vertrag), 88(Petersburgor Deklaration), 
91 (Gotthardbahn), 94 (Garantie), 266, 
221 (Handelsvertrag mit Japan) 
N o rd s e e , Branntweinhandel 218, Fische- 
rei polizei 128 
Norwegen vgl. bei Schweden 
Notariatsbefugnisse derKonsuln 113 
Noten, Austausch identischer 122 
Notifikation 12 (Gesandte), 202 (Okku- 
pation) 
Nuntien 18, 100 

0. 

Oberherrlichkeit 150,vgl.Suzeränetät 
Obmann (Schiedsgericht) 300, 302, 314 
Offene Häfen 6^ 65, Ö6j 312 (China), 

221 (Japan) 
öffentliches europäisches Recht 

vgl. Völkerrecht 
Okkupation vgl. Besitzergreifung, Be- 
setzung, Cypern, Bosnien 



Oldenburg 10, 11 (Titel, Gebiet), 58. 

(Sundzoll), 123 (Auslieferung) 
Option 3, 38, 63, 100. 104, 345 
Oranjef lußkolönie 133 (Telegraphen- 
verein) 

Oranje Freistaat 69, 228 

Ordnung, öffentliche 115, 118, 134, 
185, 188 

ordre public 330 

Orientfrage 29, 32, 50, 145, 142 

OstasiatischeFrage 312 

Ost bahn, französische 1QQ 

Österreich-Ungarn 12,14, 76, 77 (Ge - 
biet ), 1,20, 5Q (Paris. Friedensschlüsse), 
5 (Wiener Kongreß), 19 (Heilige 
Allianz), 24, 2fi (Aachener, Laibacher 
Kongreß), 35(Unal)hangigk oit Belgiens), 
39, 52, 5fi (Bosporus), 41 (Sklaven- 
handel), 58 (Sundzoll), Ol (Neuenburg), 
69, 7Q (Genfer Konvention), 72, 121 
(Donauakte), 28(Luxemburger"Frage), 
HQ(Bancroft -Vertrag), 88 (Petersburger 
Deklaration), 93 (Pontusvertrag), 123 
(Auslieferung), 122 (Meterkonvention), 
133 (Telegraphenverein), 138 (Ägyp- 
tische Gerichte), 142 (Berliner Kongreß), 
150, 152, 158 (Konsularverträge mit 
Bulgarien, Serbien), 152 (Montenegro), 
163 (Dreibund), 165 (Marokko), lfiO 
(Tunis), 176. (Reblauskonvention), 186 
(gewerbliches Eigentum), 189 (Tele- 
graphenkabel), 195, 245 (Kongoakte), 
211 (Urheberrecht), 220 (Suezkanal), 
22ü( Antisklavereiakte), 246 (Zolltarife), 
255 (Eisenbahnfrachtverkebr), 25fJ 
(Eisenbahnbetriebsmittel), 270(Küsten- 
frachtfahrt), 223 (Japan)7~274, 33Ü 
(Haager Privatrechtsabkommen), 278, 
284 (Weltpostverein), 221 (Doppel- 
besteuerung), 293 (Haager Friedens- 
konferenz), 326 (Zuckerkonvention), 
351 (Mädchenhandel); vgl. Deutsches 
Reich 

Ostfriesland 10 

Ostrumelien 153, 150 



P. 

Pachtverträge 222 (in Japan, Streit), 
288 (Kiautschou) 

Panama, Republik 323, 326, 242 

Panama, Stadt 323, "524 

Panamakanal 32TT, 325, 326 (neu- 
tral) 

Panamakanalgesellschaft 324, 325 
Papierblokade unwirksam 5S - 
Pappenheim, Graf 12 
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Papst, Rechtsstellung, lQZf. (Garantie- 
gesetz); 5 (Wiener Kongieß, Protest), 
109, 100, 107, 108 (Gesandtschafts- 
recht), 223 ( II aager Friedenskonferenz), 
348 (Arbeiterschutzkonferenz) 

Paraguay 24fi (Zolltarife), 220 (Küsten- 
frachtfahrt), 2IS (Weltpostveroin), 
331 (diplomatische Ehe) 

Parallelgesetzgebung 181, 306; vgl. 
Landesrecht 

Pardougeben 310 

Pariser Frieden ^ 20, 5Ü 

Pariser Union 184^ 1Ü3 

Pariser Vertrag 50, 1Ü3 

Parlamentäre 311 

Parlamentärflagge, Mißbrauch 31Q 

Parma 15 

Parteien im Schiedsverfahren 304 
Partei fäh igkei t (Aktiengesellschaften) 

Pässe 65 (China), 353 (Rußland) 
Paßpflicht 118 
Patentschutz 184, 106, 222 
Pekinger Protokoll äl9 
Pentarchie 25 

Persien 1£2 (Gebiet), 69, 22 (Genfer 
Konvention), 88 (Petersburger Dekla- 
ration), L33 (Telegraphenverein), 142 
(Berliner Kongreß), 189 (Telegraphen- 
kabel), 226_, 21Q (Sklaverei), 242 
(Zolltarife), 220. (Küstenfrachtfahrt), 
228 (Weltpostverein), 223 (Haager 
Friedenskonferenz), 331 (diplomatische 
Ehe) 

Personal des Gesandten, Konsuls 64 
(China), 112 (Ver. St. v. Amerika), 
144 (Ägypten), lfi5 (Marokko), 251. 
253 (Türkei), 353 (Rußland) 

Personalhaft (Haager Abkommen) 212 

Personenstand, Beurkundung 11(>, 
113; 310 (Kriegsgefangene) 

Peru 52 (Seerechtsdeklaration), ß9_ 
(Genfer Konvention), 122 (Meterkon- 
vention), 24£ (Zolltarife), 223 (Japan), 
228 (Weltpostverein), 2Ü3 (Haager 
Friedenskonferenz), 32fi (Zuckerkon- 
vention), 331 (diplomatische Ehe) 

Petersburger Deklaration 88, 310, 
318, 319 

Pfandrecht 258 (Frachtvertrag); vgl. 
auch Wismar 

Pfändung von Eisenbahnbetriebsmit- 
teln usw. 258 

Pflanzen, Versendung 12fi 

Philippinen 331 (diplomatische Ehe) 

Photographien, Schutz 211 

Phylloxera Uli 

Piacenza 15 



Placot regium (Italien) 110 
Plebiszit 62^ 22 
Plünderung 311, 313 
Po, Schiffahrt 15 
Polen 6, 8 

politische Dolikto (Auslieferung) 126; 
123 (Rußland) 

polizeiliche Regelung der Nordsee- 
fischerei IIS 

Pontusvortrag 93, 1B3 

Porto (Weltpostverein) 280 

Portofreiheit 282j 102 (Papst), 'Mi 
(Kriegsgefangene) 

Portugal 2 (Titel des Königs), 5 
(Wiener Kongreß), 15 (Gebiet), 52 
(Seerechtsdeklaration), 69 (Genfer Kon- 
vention). 88 ( Pete rsl i urgor Dokl a rat io n | . 
129 (Meterkonvontion), 133 (Tele- 
graphenverein), 138 (ägyptische Ge- 
richte), 165 (Marokko), L7ü(Reblaus- 
konventiou), 184 (Pariser Union), 189 
(Telegraphenkabel), 193, 195, 245, 
24fi (Kongostaat, Köngoakte), 220 
(Suezkanal), 226j 228 (Antisklaverei- 
akte), 24fi (Zolltarife), 223 (Japan), 
274, 330 (Haagor Privatrechtsabkora- 
men), 228 (Weltpostverein), 293, 318. 
(Haager Friedenskonferenz), 331 (diplo- 
matische Ehe), 340 (Schieds vertrag 
mit Spanien), 351 (Mädchenhandel) 

Portugiesische Kolonien 3, 15, 
197, 199, 207, 220, 243, 247, 351 

Postanweisungen, -Aufträge, 
- Ausweisbücher, -Pakete Ab- 
kommen 278, 284 

Postvoreine, engere 284 

Postwertzeichen, betrügerische Ver- 
wendung 284 

Postwesen 102 (Papst), 129 (Kongo- 
becken), 218 (Weltpostverein) 

Prager Frieden 2fi 

Preußen, Gebiet 6f. (Wiener Kongreß), 
42 (Hohenzollern), 61 (Neuenbürg); 
Friedensschlüsse 1, 20, 51 (Pariser), 
8 (Tilsit), 2fi (Prag); Kongresse 5 
(Wien), 24 (Aachon), 26 (Laibach), 
50 (Paris); — lfl (heilige Allianz), 35 
(Abtrennung Belgiens) , 39, 40, 52, 5fi 
(Meerengenfrage) , 22, 41 (Sklaven- 
handel), 52 (Seerechtsdeklaration), 58 
(Sundzoll), 03 (Handelsvertrag mit 
China), 69 (Genfer Konvention), 22 
171 (Donauakte), 18 (Luxemburger 
Frage). 81 (Rheinschiffahrt), 123, 126j 
122 (Auslieferung), 215 (Waldect^ 
Pyrmont), 253 (Handelsvertrag mit der 
Türkei), 221 (Doppelbesteuerung) 
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Prisen 44; 221 (Suezkanal). 322 
(PanamaTcanal) 

Prisengerichte, -Urteile 104 

Privateigentum im Kriege 310, 311, 
313, 307; im Seekriege 57, 225 

Privatfürsten recht 42 

Privatrecht, internationales 330, 224 
(Haager Abkommen); vgl. Eisenbahn- 
frachtrecht, gewerbliches Eigentum, 
Urheberrecht 

„Propriete industrielle" 188 

Protektorat 168 (Tunis), 207, 228 
(Afrika) 

Proteste, gegen den Wiener Kongreß b± 
gegen den Vertrag zu Unkiar-Iskelessi 
40, bezüglich Batums 161 , bezüglich 
Tonis 168, Zuckerkonvention 322 

Protokolle zu Aachen 18, 24, Lon- 
don 33, Madrid 184, Peking 212 

Prozeßkautionen vgl. Sicherheits- 
leistung 

Prozeßkosten 85, 262, 267, 226 
(Haager Abkommen) 

Prozeßrecht, internationales 224 
(Haager Abkommen) 255 ; vgl. Gerichts- 
stand 

Quarantäne 53, 25 (Donau), 204, 203 

(Kongo) 
Quintupelvertrag 41, 232 



R. 

Hang der diplomatischen Agenten 18, 16 

Rangordnung bei der Anführung der 
Bevollmächtigten, der Unterschrift 17, 
6, 19, bei Konferenzen 50 

Ratifikation z. B. 14a 173, 208j Wei- 
gerung 4L 129, IBTTISd, 210, 218, 
293, 3267333) 

Räumung besetzter Gebiete 21, 25, 51, 
78j 98, 102 (1871), 152, 155, 157, 152 

Rcblauskonvention 126 

receptum arbitri 302 

Rechtshilfe in Civilsacben 86, 107, 
224 (Haager Abkommen); inStraf- 
sachen 8j^ 105, 107^ 115, 116, 127, 
128, 325; vgl. noch Vollstreckung von 
Urteilen 

Rechtshilfevertrag, badisch-fran- 
zösischer 107 

Rechtsmittel 304 (Schiedsspruch), 143 
(gemischte Gerichte) 

Rechtsverwahrung in bezugaufden 
Sprachgebrauch 12 



Recursus ab abusu (Italien) 110 

Reglement über den Rang der diplo- 
matischen Agenten 18 

Reglements für die Floßschiffahrt, 
die internationalen Ämter; vgl. dieses 

„reläche forcee" 221 

Religion (Eheschließung) 331; im übri- 
gen vgl. Gewissensfreiheit 

Roligions Wechsel 32 

Religiöse Anstalten 139, 144 (Ägyp - 
ten), 14ß (Cypern), 162 (Türkei) 

Repatriierung, Verträge 117, 224, 
352 

Repräsentativcharakter 12 
Repressalien, Einräumung des Rechts 
auf 31 

Requisitionen, im Kriege 313, 102; 

vgl. Rechtshilfe 
Restauration der Bourbonen 20, 25 
Revision (Schiedsverfahren) 30-i 
Revolutionäre Ereignisse 20, 26, 46 
Rhein, Talweg 2, Schiffahrt 2, 16, 101, 

Verbesserungen 5, 84 
Rhein-Rhonekanal 101, 106 
Rheinschiffahrtsakte 18, 37 (Mainz), 

81 (revidierte) 
Rheinschif fahrtsgerichte 85 u. XII 
Rheinschifferpatent 83 
Rheinuferstaaten 8, 9, 11, 81 
Rotes Kreuz vgl. Genfer Neutralitäts- 
zeichen 

Rückgriff (Eisenbahnfrachtverkehr) 
261 

Rumänien 159, 160, 163 (politische 
Lage), 17171737 134 (Donaufrage), 
62 (Genfer Konvention), 133 (Tele- 
graphenverein), 142 (Berliner Kon- 
greß), LZß (Reblauskonvention), 189 
(Telegraphenkabel), 246 (Zolltarife), 
255 (Eisenbahnfrachtverkehr), 220 
(Küstenfrachtfahrt), 274, 230 (Haagor 
Privatrechtsabkommen ) , 278 (Welt- 
postverein), 293, 2ÜS (Haagor Friedens- 
konferenz), 326 (Zuckerkonferenz), 331 
(diplomatische Ehe), 341 (Handels- 
vertrag); vgl. Gewissensfreiheit 

Rußland 1, 20, 50 (Pariser Friedens- 
schlüsse), 5 (Wiener Kongreß), 12 
(Heilige Allianz), 24 , 26 (Aachener, 
Laibacher Kongreß), 22 (Friede zu 
Adrianopel), 32 (Unabhängigkeit Grie- 
chenlands), 35 (Abtrennung Belgiens), 
31, 39, 40, 255 (Meerengenfrage), 41 
(Sklavenhandel), 52 (Seerechtsdeklara- 
tion), 58 (Sundzoll), 61 (Neuenburg), 
62 (Genfer Konvention), 72, 121 
Donauakte), 93 (Pontus vertrag), 28 
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(Luxemburger Frage), 88 (Peters- 
burger Deklaration), 118 (Repatriie- 
rung), llfi (Nachlaßwesen), 122 ( Meter- 
konvention), 122 (Telegraphenverein), 
138 (ägyptische Gerichte), 141 (Ber- 
liner Kongreß), 148, 153 (San Stefano), 
lfil (asiatische Besitzungen) , üffl 
(Tunis), 189 (Telegraphenkabel), 1112 
(Auslieferung), 193, 195, 2.45 (Kongo- 
staat, Kongoakte), 22Q (Suezkanal), 
226 (Antisklavereiakte), 219 (Zoll- 
tarife), 255 (Eisenbahnfrachtverkehr), 
270, 357 (Küstenfrachtfahrt), 273, 312 
(Verhältnis zu Japan), 274, 330 (Haager 
Privatrechtskonferenzen), 228 (Welt- 
postverein), 293 (Haager Friedens- 
konferenz), 292 (Huller Zwischenfall), 
327, 353 (Zuckerkonvention), 351 
(Madchenhandel), 353 (Handelsvertrag 
mit Deutschland), 356 (Handelsvertrag 
mit Schweden); vgl. Deutsches Geich 

B. 

Saarkanal 101, 106. 102 

Sachsen, Königreich 7, ZI (Gebiet), 
09 (Genfer Konvention), 123 (Aus- 
lieferung), 291 (Doppelbesteuerung) 

Sachsen, preußische Provinz 1 

Sachsen-Koburg 11, 33. 

Sachsen-Weimar TO, 123 

Salm, fürstliches Haus IQ 

Sanitätspersonal vgl. Genfer Kon- 
vention 

Sanitätspolizei 53_^ 75. 122 (Donau), 
82 (Rhein), 152 (Montenegro), 223 
(Xgypten) 

San Marino 133 (Telegraphen verein), 
228 (Weltpostverein) 

San Salvador ßfi (Genfer Konvention), 
184 (Pariser Union), 1£9 (Telegraphen- 
kabel), 24ö (Zolltarife), 22Ü {Küsten- 
frachtfahrt), 293 (Haager Friedens- 
konferenz), 331 (diplomat. Ehe) 

Sansibar 195, 215 (Kongoakte), 226 
228, 240,-ZH (Antisklavereiakte, in- 
ternationales Bureau), 270 (Küsten- 
frachtfahrt), 331 (diplomat. Ehe) 

San Stefano, Präliminarien 148, 153 

Sardinien, Königreich 14, 62, 50, 52 

Savoyen, 21, 23, 62 

Sayn-Wittgenstein 11 

Schadensersatz, 45,238 Anspruch bei 
unbegründeter Durchsuchung usw., 
95. (Alabamastreit), 256, 262 (Eisen- 
bahnverkehr), 281,^83 (Postsen- 
dungen), 323, 325 (Anlage des Pa- 
namakanals), 342 (Schiedsverfahren), 
Ml (Franzosen in Neufundland) 



Scheidung der Ehe 332 

Scheide, Schiffahrt, Ablösung des Zolls 

16, ia 32 
ScherTnsche Majestät 162 
Schiedsgerichte 200, 227, 238, 300; 
95. (Alabama), 254 — (Konsulargerichts- 
barkeit für Griechenland), 222 (Japan); 
263, 264 (Eisenbabnfracbtverkehr), 
255 (Weltpostverein) 
Schiedsgerichtsklausel 341 
Schiedshof, ständiger im Haag 299, 

340, 341, 342; Bureau 299 
Schiedsrichter 300, 302, 343, 3M 
Schiedsspreohung, internationale 298 
Schiedsspruch 304; 95 (Alabama), 
254 (Botschafter über die griechische 
Konsulargerichtsbarkeit), 299 (Vene- 
zuela) 

Schiedsverfahren 301 
Schiedsvertrag 301, 298, 340f. 
Schiff, Ausrüstung in neutralem Staate 
96 

Schiffahrt für Ausländer 357; im 
übrigen vgl. Flußschiffahrt, Küsten- 
frachtfahrt, Dardanellen, Schwarzes 
Meer 

Schiffahrtskommissionen vgl. Do- 
nau, Rhein, Kongo 

Schiffahrtspolizei 53, 21 (Donau), 
81 (Rhein) 

Schiffahrtsverträge vgl. Handels- 
verträge 

Schiffbruch 62 (China), llfi (Ver. 
Staaten), 221 (Japan), 358 (Rußland) 

Schiffsattest (Rhein) 83 

Schiffsleute 114, 122 (Nachlaß), 115 
(Streitigkeiten}7~§7i llfi (Desertion) 

Schiff smeßbriefeT Anerkennung 352 

Schiffsmühlen (Rhein) 84 

Schiffspapiere, Prüfung 114, 182, 
191, 219, 236 

Schiff szusammenstoß 181, 189 

Schleswig und Holstein 22 

8chlußprotokolle z. B. 87, 182 

Schmuggel 66, 252 

Schnaebele (Fall) 216 

Schuldvermutung (Sklavenhandel) 43 

Schutzerteilung 64, 162; 151 (mon- 
tenegrinische Handelsflagge), 195 (Ma- 
rokko) 

Schutzgebiete, deutsche 278, 288. 

im übrigen vgl. Kolonien 
Schutzgenossen 64, 162; 165, 168 

(Marokko) 

Schutzrecht über die Katholiken im 
Orient 133, 145; über die Donau- 
fürstentümer 30, 54. 

Schutztruppe^deutsche 227 
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Schwarzes Meer, Schiffahrt 31, 39, 
93, 94; Neutralisierung 52j Zähl der 
Kriegsschiffe 56 

Schweden und Norwegen 2 (1. Pa - 
riser Friede), 5 (Wiener Kongreß), 
32 (Bosporus), 52 (Seerecbtsdeklara- 
tion), 58 (Sundzoll), 69, 2Ü (Genfer 
Konvention), 80 (Staatsangehörigkeit), 
8S (Petersburger Dekl.), 129 (Meterkon- 
vention), 133 (Telegraphenvcrein), 138 
(ägypt. Gerichte), lfiä (Marokko), ISH 
(Nordseefischerei), 1R4 (Pariser Union), 
1S2 (Telegraphenkabel), 193, 195» 245 
(Kongostaat, Kongoakte), 210 (Ur- 
heberschutz), 220 (Suezkanal), 226 
(Antisklaverciakte), 242 (Zolltarife), 
270 (Küstonfrachtfahit), 223 (Japan), 
274, 330, 333 (Haager Privatreehts- 
abkommen), 218 (Welt.postverein),203, 
305 (Haager Friedenskonferenz), 32ü, 
327 (Zuckerkonvention), 333 (landes- 
herrliches Scheidungsrecht), 332 (Wis- 
mar), 351 (Mädchenhandel), 356 (Han- 
delsvertrag mit Rußland); vgl. Deut- 
sches Reich 

Schweiz, Eidgenossenschaft 2, 13, 16, 
22 (Unabhängigkeit), 22, 21, 13, l£ 
62^ 90 (Neutralität), 89, "32 (Gott- 
Kärabahn), 249. (Schweizer in der 
Türkei), 57 (Seerech tsdeklaration), 69, 
70, 224 (Genfer Konvention), m 
(Petersburger Deklar.), 123, 126 (Aus- 
lieferung), 129 (Meterkonvention), 133, 
136. (Telegraphenverein), 162 (Tunis), 
176. (Reblauskonvention), IM (Pariser 
Union), 208 (Lachsfischerei), 210, 214 
(Urheberschutz). 224 (Nioderlassungs- 
vertrag), 246. (Zolltarife), 255, 264 
(Eisen bahn Frachtverkehr), 273 (Japan), 
274. 330 (Haager Privatrechtskon- 
ferenzen), 278, 284 (Weltpostverein), 
293, 294, 3D5 (Haager Friedenskon- 
ferenz), 341, 342 (Schiedsverträge), 
348 ( Arbeite rschutzkonferenz) , 351 
(Mädchenhandel); vgl. Deutsches Reich 

Schweizer Kantone 13. 16, 23, 61, 91 

Sobastopol 51 

Seegrenze 179, 218, 221, 322, 323 

Seekrieg 294, 295^ "318 (Führung), 
57 (Kaperei); 577^58^ 225 (Privat- 
eigentum), 315~(Gen7er Konvention), 
96, 221, 316, 317, 322 (Neutrale) 

Seenot G6, HG, 271. 358 

Seeraub 41, 66, "BT(China) 

SeerechtsdekTaration, Pariser 51 

Seestraßenrecht 181, 182 

Selbstverwaltungskolonien, briti- 
sche 322 



Sencgambien 345 

Serbien 30^ 55, 158 (Rechtslage), 62 
(Genfer Konvention), 133 (Telegraphen- 
verein), 142 (Berliner Kongreß), 174 
(Donaufrage), 126 (Reblauskonvention), 
184 (Pariser Union), 189 (Telegraphon- 
kabel), 242 (Zolltarife), 22Ü (Küsten- 
fracht fahrt), 27 8 (Weltpostverein), 293, 
225 (Haager Fried en sko n feren z) . 331 
(diplomatishe Ehe); vgl. Deutsches 
Reich. 

Siam 69, 72, 316 (Genfer Konvention), 
133 "(Telegraphenverein), 246 (Zoll- 
tarife), 220 (Küstenfrachtfahrt), 278 
(Weltpostverein), 223 (Haager Frie- 
denskonferenz), 331 (diplomatische 
Ehe), 342 (Kolonialland) 

Sicherheit, öffentliche, Maßnahmen 118 
(Paßpflicht), 134 (Telegraphie), 355 
(Einfuhr- usw. Verbote) 

Sicherheitsleistung für Prozeßkosten 
226. (Haager Abkommen), 85 (Rhein- 
schiffahrtsgerichte), 262 (internatio- 
naler Frachtvertrag), 262 (Japan) 

Sklaven, Befreiung 229, 231, 232, 233, 
238, 240, 243; Statistik 242 

Sklavenhandel, Skia vonraub 16, 17, 
22, 41, 198, 226 f.; 221 (Sudan), 242 
(Brüsseler Bureau) 

Spanien 2 (Titel des Königs), 5 (Wiener 
Kongreß), 15 (Gebiet), 52 (Seerechts- 
deklaration) , 69 (Genfer Konvention), 
133 (Telegraphenverein), 138 (ägyp- 
tische Gerichte), D33 (Bündnis), 165, 
347 (Marokko), 176. (Roblauskonven- 
tion), 184 (Pariser Union), 189 (Tele- 
graphenkabel), 193, 195, 245 (Kongo- 
staat, Kongoaklo), 21ü(Urheberschutz), 
220 (Suezkanal), 226, 228 (Antiskla- 
vereiakte), 246 (Zolllänfe),27Ü(Küsten- 
frachtfahrt), 273 (Japan), 274, 330 
(Haager Privatrechtskonferenzen), 278 
(Weltpostverein), 223 (Haager Frie- 
denskonferenz), 326, 322 (Zuckerkon- 
vention), 331 (diplomatische Ehe), 340 
(Schiedsvertrag mit Portugal) , 351 
(Mädchenhandel); vgl. Deutsches Reich 

Spanien, Kolonien 211, 247, 278, 
326, 351 

Sparkassen (Arbeiterfürsorge) 342 
S p e z i a 1 i t ä t (Grundsatz für Auslieferun g) 

122 
Spione 311 

Sprache, für die Abfassung derStaats- 
verträgo vgl. den Vormork unter der 
Überschrift der einzelnen Verträge, 
über die französische Sprache 6, 17, 
63^96, 253j für den Verkehr der mter- 
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nationalen Ämter 132, 137, 188, 24Z 
(vgl. Zeitschriften); vor dem Schieds- 
gerichte 302; der Telegramme 134; 
für amtliche Mitteilungen, Erlernung 
in China 64, 65 

S p r c u g g e s c Ii o s s e 88. ^04 , 31 0. 318, 319 

Staat, Anerkennung 193. (Kongostaat), 
323 (Panama); Gerichtsbarkeit über 
fremde Staaten 262^ 336j Haftung 
aus dem internationalen Frachtvertrage 
265 ; Übertragung der Verwaltung 215 
(Waldeck), Untergang 47j vgl. Suc- 
cession, Abtretung, Grenze, Besetzung, 
Suzeranetat, Neutralitat, Anleihe 

Staateupraxis 253, 3D5 

Staatsangehörigkeit 80, 118, 125, 
167, 225, 234, 337: vgl Option 

Staats dien st barkeiten, sog. 3^ 10, 
2L 30, 52, 53, 56, (73), 1571 
287, "523, 345 

Staatseigentum im Kriege 314 

Staatsoberhaupt 302 (Schiedsrichter), 
126 (Attentatsklausel), lfJS (Papst) 

Staatsschulden bei Gebietsabtretungen 
4, 13. 3a 47. 63, 76, 152. 157, 152 

Staatssubvontion (luxemburgische 
Eisenbahn) 33Z 

Staatstelegramme 134, 324 

Staatsvertriige, Eingang» formel z. B. 
L 6, 41^ 8^ 148^ 163, 169, 196, 289, 
295, 305, 339; wenn die Türkei!^ 
teiligt ist 55_, 148, 195; Angabe der 
Bevollmächtigten z.~BTl_, 97, 100, 
4.48 ; Ausfertigungen , Zahl 1^ 17, 65; 
Übersetzungen, mangelhafte 40_, 69. 
253; Ratifikation z. B. 5, 99, 104, 2uS. 
289, 292, 332; Zustimmung derVo"Iks- 
vertretung~l9, 61, 63, 81, 91, 93, 
131, 210, 3227 329J Verkündung~z."ß. 
69, 24IJ, 293jBeginn der Geltung z. B. 
119, 120. 168, 183, 219, 245, 273, 
329; Aufhebung, Kündigung, Rück- 
tritt z.B. 68, 81, 131, 136, 178, 191. 
214 , 248, 263, 286, 305, 351j Ver- 
letzung, Abhilfe 113; — Eintritt des 
Reichs (der Reichslande) in Verträge 
der Gliedstaaten 4_L 63, 80, 107, 252, 
253, stillschweigend G97 81, 171; ^vgl. 
Sprache, Druckfehler, Beitritt, Krieg 
als Auflösungsgrund 

Stapelrechte 82 (Rhein), 201^ 205. 
(Kongo, Niger) 

Stationsschiffe 54, 56, 75, lfiü (Do- 
nau), 221 (Suezkanal i 

Statistik 137, 188, 242, 328 

Strafe, völkerrechtlich geboteno, vor- 
ausgesetzte vgl. Landesrecht 

Straf urteile, Mitteilung 105, 129, 212 



Streitfälle 225. f., 341^ 342, 343 (Er- 
ledigung internationaler), 222 (vor 
dem Haager Schiedshof) 

Streitverkünd ung (Eisenbabnfracbt- 
vertrag) 262 

Ströme, internationale vgl freie Fluß- 
schiffahrt 

Suakim 290, 291 

Subventionen ( Gotthardhahn) 89, 91 , 92 

Succession , Successionsrecht 7 
(Lausitz), 42 (Hohenzollern), 49 (Preu- 
ßen), IM (Kongostaat), 32ß (Panama); 
vgl. Abtretung 

SüdafrikanischeRepublik69(Genfer 
Konvention), 226 (Autisklavereiakte), 
22S (Weltpostverein) 

Sudan 289, 138, 2Z& 

SuezkanäT, Schiffahrt 220, 347, 321; 
Suezkanalgesellschaft 25^2237^ " 

sujet mixte 38 

Sultan, Titel 29, 39, 5.1 

Sundzoll, Abschaffung 58 

Suzeränetät 30, 54 (Moldau und Wa- 
lachei), 33 (Griechenland), 150 (Bul- 
garien), 155. (Kreta) 

T. 

Talweg als Grenzo 2, 6, 15 
Tarife 256, 257, " 337,^ 358 (Eisen- 
bahnen), 134, 132 (Telegramme), 280, 
284 (Weltpost) 
Telegraphen im Kriege 314 
Telegraphengeheimnis 133 
Telegraphenkabel, unterseeische 189, 
314 

Telegraphenlinien (Afrika) 227 
Telegraphenverein 133, Reglement 
135, 136 

Telegraphen Verwaltungen, inter- 
nationales Bureau der T. 136. 

Territorialgarantie 98, vgl. Be- 
setzungsrecht 

Territorialgewässer 179j 235, 235 

Testamente 1 13( Konsuln), 3JO(Kriegs- 
gefangeno) ; vgl. Na< hlaßbehandlung 

Thronfolge 2 (Lausitz), 35 (Griechen- 
land), 42 (Preußen), 13, 12 (Luxem- 
burg), 15_0_ (Bulgarien) 

Tientsin 68. 

Tirol 14 

Titel, religiöse 2^ Änderungen 9, 10j 
12, 24j 34 (Griechenland), 6L, M 
(Preußen), 158, 159 (Serbien, Rumä- 
nion), 321 2ÜÖ, (Großbritannien) 

Togo 2M 

Tongainseln 220. (Küsten frachtfahrt), 
228 (nicht Weltpostverein), 331 (diplo- 
matische Ehe) 
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Toskana lfi 

Tötung, unnötige, meuchlerische im 

Kriege 310 
traite des Manches vgl. Mädchen« 

handel 

traite des noirs vgl. Sklavenhandel 
Transitabgaben (China) 66 
Transport, internationaler 255, Zentral- 
amt 202 

Transvaal 133 (Telegraphenverein), 
228 (Weltpostverein), 331 (diploma- 
tische Ehe) 

Trennung von Tisch und Bett 332 

Treu und Glauben (Erfüllung des 
Schiedsspruches) 298, 302 

Treueid, nicht von Bevölkerung eines 
besetzten Gebietes 313 

tribunaux mixtes vgl. Ägypten 

Tributpflicht 33 (Griechenland), 150, 
152 (Bulgarien) 

Triest 11 

Truppen, übertretende 31 4, 

Tunis 168 (Protektorat), 120 (Konsular- 
gerichtsbarkeit), 183 (Telegraphen- 
verein), 184 (Pariser Union), 189 
(Telegraphenkabel), 210 (Urheber- 
schutz), 228 (Weltpostverein), 331 
(diplomatische Ehe) 

Tunnel, Anlage 63, 88 

Türkei 29, 50 (Frieden zu Adrianopel, 
zu Paris), 34. (Unabhängigkeit Grie- 
chenlands), 39j 40, 52j 56, 205 (Meer- 
engenfrage), 50, 52 (Garantie ihrer 
Unabhängigkeit), 52 (Aufnahme in das 
europäische Konzert, Vermittlung bei 
Streitigkeiten), 52 (Seerechtsdeklara- 
tion), 69, 70, 72,316(Gcnfor Konvention), 
JJj 121 (Donauakte), BS (Petersburger 
Deklaration), 93 (Pontusvertrag), 129 
(Meterkonvention), 133 (Telegraphen- 
verein), 145 (Cypern), 146, 155 (Re- 
formen), 142 (Berliner Kongreß), 148, 
150, 151, 154, 155 (Kontrolle), T48 
(San StefanöJTlSa (Telegraphenkabel), 
193, 195, 245 (Kongostaat, Kongoakte), 
220 (Suezkanal), 226, 24Q (Sklaverei), 
246 (Zolltarife), 219, 253 (Handels- 
verträge), 253 (Konsulargerichtsbar- 
keit), 220 (Küstenfrachtfahrt), 228 
(Weltpostverein), 223 (Haager Frie- 
denskonferenz), 331 (diplomatische 
Ehe) 

U. 

Übernahme, Abkommen 117, 118, 225 
Übersetzungen 114; vgl. Staatsver- 
träge 

Übertretende Truppen 214 



Überzoll auf Zucker 322 
Uferstaatenkommission vgl. Donau- 
kommission 
Umzugsgut, Zollfreiheit 251, 353 
Unabhängigkeit der Staaten, über- 
haupt (kein Gegenstand des Schieds- 
verfahrens) 2fi (341, 342), der deut- 
schen Staaten 2_j der Schweiz 2, 23, 
Balkanstaaten 156, 158^ 159_> Chinas 
320, Panamas "322 " 
Unfallversicherung 345} 
unfrei Schiff, frei Gut 58 
Ungarn vgl. Österreich -Ungarn 
Uniform 307, Benutzung der feind- 
lichen 310 
Unionen vgl. Verwaltungsgemein- 
schaften 

Unkiar-Iskelessi, Vertrag zu 40 
Unpfändbarkeit (Eisenbahnbetriebs- 
mittel, Forderungen) 258 
Unterrichtsschriften (Nachdruck) 
212 

Unterscheidungsbuohstaben 179 

Unter8uchungshaft,Verschonungmit 
85 (Rheinschiffer) 

Unt e r suohungskommissionen, 
internationale 292 

Unverletzlichkeit 108 (Papst), 112 
(Archive , Wohnung der Konsuln) , lfifi 
(Wohnung der Schutzgenossen in 
Marokko), 30, 54, 15^ 154 (Türkei), 
2ß8(Fremdenniederlassungen in Japan), 
203 (Kongoschiffahrtskommission), 212 
(Grenzbeamte), 311, 313, 314 (Privat- 
eigentum im Kriege) 

Urheberrecht 10JL 102 (Frankreich), 
210(Berner Übereinkunft), 222(Japan), 
352 (Rußland) 

Urkunden^ über abgetretenes Gebiet 5, 
Beglaubigung, Legalisierung 113, Mit- 
teilung (Rechtshilfe) 128, 225 

Urteile, Vollstreckung 86_, 262j 276j 
vgl. Rechtshilfe 

Uruguay 52 (Seerechtsdeklaration), 
69. (Genfer Konvention), 123 (Aus- 
lieferung), 133 (Telegraphenverein), 
189 (Telegraphenkabel), 240 (Zoll- 
tarife), 220 (Küstenfrachtfahrt), 228 
(Weltpostverein), 331 (diplomat Ehe) 

Utrecht, Friede 343, 344 

V. 

Vagabunden 225 
Vakufs 153 

Valendis, Valengin vgl. Neuenburg 
Vasalienstaat vgl. Suzeräuetät 
Vatikan 109 
Venedig 14, 2fi 
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Venezuela 52 (Seerechtsdeklaration), 
Q9_ (Genfer Konvention), 129 (Meter- 
kon vention),24Ü (Zolltarife), ^(Welt- 
postverein), 299 (Streitfall) 

Verbündete 1, 12, 20. (Freiheitskrieg), 
51 (Krim krieg) 

Vereinigte Staaten von Amerika 
22 (Monroe -Botschaft), 52 (Seerechts- 
deklaration), 58 (Sundzoll), 69. (Genfer 
Konvention), 8Q (Bancroft -Verträge), 
80, 123, 125 (Auslieferung), 95 (Ala- 
bämafall), 111, 113 (Konsularvertrag), 
12Ü (Meterkonvention), 138 (ägyptische 
Gerichte), lfi5 (Marokko). 181 (Pariser 
Union), 189 (Telegraphenkabel), 193 
(Anerkennung des Kongostaates), 195 
(Kongokonferenz), 211 (Urheberrecht), 
22ß(Antiaklavereiakte), 246 (Zolltarife), 
213 (Japan), 21R (Weltpostverein), 
293, 295, 318 (Haager Friedenskon- 
konferenz), 299 (Streitfall mit Mexiko), 
321, 322 (Panämakanal) 

Verfassungsänderung, kein Einfluß 
auf Verträge 32S 

Verfassungsrecht 32, 35 (Griechen- 
land), 151, 154, 156, 158, 159 (Balkan- 
staaten), 323 (Panama); vgl. Staats- 
verträge, Zustimmung 

Verhaftung 85 (Rheinsohiffer), 112 
(Konsuln), 162 (Marokko) 

Verjährung 252, 251 (Frachtrecht), 
126 (Auslieferung) 

Vermittlung 296, 3, 50, 52, 107, 155, 
200 : 264 (EisenbahnfrachtvefEehr) 

Versailles- November Verträge 91, 
284; Friedenspräliminarien 92 

V er t r a g s h ä f e n 65 (China), 221 (Japan) 

Ve rwal tun gs gemein schaffen, inter- 
nationale vgl. Internationale Ämter 

Ve r w a 1 1 u n g s r a t (Haag. Schiedshof) 301 

Verwundete vgl. Genfer Konvention 

Veterinärpolizei gegenüber Rußland, 
Österreich 355 

Vieh, Erhaltung 268, 355 

Visitationsrecht vgl. Durchsuchung 

Vizekonsuln 113; im übrigen vgl. 
Konsuln 

Völkerrecht, insbesondere Berufung 
darauf 25, 52, 53, 64, 73. 109, 113, 
159, 1997 2ÖT, 25L "2997 303, 306 

VoTkiernebung 302 

Vollstreckung vgl. Urteil 

Vorarlberg 14 

Vormundschaft 334, 330, 116, 354 
Vorrechte diplomatischer Agenten und 
Konsuln 250, 251j 253 (Türkei), 300 
(Mitglieder des Haager Schiedshofs); 
vgl Unverletzlichkeit 



W. 

Waal (Schiffahrt) 81 

Waffen, verbotene 88, 310, 318 

Waf f ene infuhr IM "(Tunis), 251 

(Türkei) 
Waffenstillstand 312 
Wahlkonsuln 112 
Walachei, Fürstentum 29, 30, 53 
Waldeck und Pyrmont 215 (Acces- 
sionsvertrag), 123 (Auslieferung) 
Wallis, schweizer Kanton 13 
Wappen 112 (Konsuln), 182 (keine 

Warenzeichen) 
Warenzeichen, Sohutz 184, 186, 272 
Washingtoner Regeln 9ü 
Wasserläufe, Unterhaltung (deutsch- 
französische Grenze) 106 
Weinberge, Überwachung 176 
Weinstöcke. Weintrauben (Versen- 
dung) 177, 126. 
Weltpostverein 278, 301 
Werbungen in neutralem Staate 96 
Wertbriefe, -Kästchen, Abkommen 
278, 284 

Wettbewerb, Schutz gegen unlautern 
186 

Widerstand gegen die Staatsgewalt 
183, 191, 219 

Wiener Kongreß 5 

Wilhelm - Luxemburg - Eisenbah- 
nen 335 

Willensfreiheit bei Verträgen 168 

Wismar im „Eigenbesitze" von Mecklen- 
burg -Schwerin 339 

Wohlgemuth, Fall 224 

Württemberg 53 (Donaukommission), 
69, Z0_ (Genfer Konvention), 80 (Ban- 
croft- Vertrag), 88 (Petersburger De- 
klaration), 97i 9JL 100 (Friede 1871), 
123 (Auslieferung) 

Wüstlegung des rechten Donauufers 30 

Y. 

Tarboutenda, französisch 345 
Z. 

Zeitschriften der internationalen 
Ämter 137, 188, 213, 247, 264 

Zeitungen 212 (Urheberrecht) , 278, 
284 (Bezug), 353 (Zensur in Rußland) 

Zeitungsberichterstatter im Kriege 
309 

Zensur, Freiheit von der russischen 353 
Zentralamerika, größere Republik 
218 

Zentralamt für den internationalen 
Transport 262 fg. 
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Zentralkommission in Mannheim 87. 

84, 85j 8ö 
Zeugen ve'rnohmun g (Rechtshilft;) 128, 

275; 113 (durch Konsuln) 
Zeugnispflicht der Konsuln 113 
Zins (internationaler Frachtvertrag) 2ÜÜ 
Zivilprozeßrecht 274, 238, 259, 262, 

333, 33fi 

Zoll 82 (Rheinmündung), im übrigen 
vgl. Handelsverträge, Muster 

Zollbulletin, internationales 247 

Zollfreiheit IM (Kongostaat), IM 
(Kongobecken) vgl. Befreiungen 

Zolltarife, internationaler Verband zur 
Veröffentlichung 2iü 



Zolltarife (Schiedsgericht) 34J_ 
Zollverein, deutscher 63, 78, 82* 252, 

273, 338, 3Üfi 

Zoll vertrage vgl. Handelsverträge 
Zucker konvention,Biüsseler326, 353 
Zuckerprämion, Aufhebung 32ü 
Zuckerstatistik 328 
Zusammenstoß von Schiffen 181, 189 
Zuständigkeit des Schiedsgerichts 303 
Zustellungen (Rechtshilfe) 86, 128, 21h 
Zwang, Vertragsanfechtung lfiH 
Zwangsauflagen 313 
Zwangsvollstreckung 86, 258, 202^ 

27Ü 
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